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Vorwort 


Im  Nachlasise  det»  der  Wi^eiiscliaft  und  tieii  Seiueu  nur  allzu 
frOb  entriseenen  Verfassers  fand  sich  neben  BmclistüGken  der  Fort- 
Belacung  seiner  grofisen  Arbeit  Qber  die  Geschichte  des  dreifsigjfthrigen 
Krieges  das  vorliegende  Werk  im  wesentlichen  vollendet  und  ab- 
geschlossen  vor.  Biels  die  Anoidnnng  der  einseinen  Kapitel  war 
xweifelhaft  und  mofirte  von  dem  Herausgeber  durch  abwilgende  Ver- 
gleichnng  des  Inhaltes  derselben  erschlossen  werden;  hie  und  da 
waren  auch  ^erinpre  sachliche  oder  stilistische  Änderungen  notwendig, 
die  der  Verfasser  ohne  Zweifel  selbst  vorgenommen  haben  würde, 
wenn  er  den  Druck  des  Werkes  erlebt  hätte.  Grof^oro  mv]  oiii- 
Kchneideude  Andcruntrrn  voramohinrn .  hirlt  sich  <lei  llt  r;uis-ober 
nicht  für  hprcc]itii;t,  auch  wenn  seine  BerufsL'eschäfte  ihm  eine  bell)st- 
standige  Durcharbeitung  des  ^ranzen  Stofles  frestattet  hätten,  was  keines- 
"wegs  der  Fall  war;  der  \'eistitrl)ene  darf  nach  der  Stellung,  die  er 
sich  in  der  Wissenschaft  durch  die  liiugebungsvolle  Arbeit  eines»  ganzen 
Menschenlebens  errungen  hat,  beanspruchen,  dafo  seine  Ansicht,  un- 
entstellt  durch  Zuthaten  anderer,  zum  Auadrucke  gelange,  auch  wo 
sie  diesem  oder  jenem  Beurteiler  irrig  erach^nt  Dies  entsinrach  auch 
am  besten  der  Pietät,  welche  der  Herausgeber  für  das  nachgelassene 
Werk  eines  Mannes  natuigemäCis  empfindet,  dem  er  als  SchQler  und 
jüngerer  Drennd  HOr  mannigfache  Förderung  zu  innigem  Danke  ver- 
{»fliehtet  ist 

Prag  im  September  1893. 

Dr.  Th.  Tupetz. 
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der  alten  und  Einsetzung  einer  neuen  Kontiskationskommission.  —  Die  Traktations» 
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Als  Jarofllaw  von  Martinits  sieh  nach  MfincbeD  begab,  und  seine 
Gflter  Ton  den  Aufetftndischen  in  Beschlag  genommen  wurden,  war  er, 

seinem  eigenen  Geständnisse  nadi,  ein  »Bettler",  der  anfiuigs  nur 
durch  die  Gnade  des  llcrzoirs  von  Bayern  und  nachher  des  Erz- 
herzocTF  Leopold,  Bischofs  in  Passau,  den  nötigen  Lebensunterhalt 

fand,  rill  die  Konfiskation  seiner  Güter  rttckiräncif;  zu  machen  und 
die  übrigen  Anhänger  der  Habsbunrcr  vor  einem  ähnliehen  Schicksale 
zu  bewahren,  liefs  er  durch  den  Kanzler  IiObkowitz  den  damaligen 
KAnig  Ferdinand  ersuchen,  die  Stände  Böhmens  vor  Güterkonfiskation 
mit  dem  Zusätze  zu  verwaruen,  „dafs  sowie  sie  gegenwärtig  vorgehen, 
künftig  Seine  kümgliche  Majestät  auch  mit  ihnen  vorgehen  werde". 
Da  Martinitz  dieses  Schreiben  an  Lobkowitz  am  23.  April  1619,  also  zu 
einer  Zeit  richtete,  wo  man  in  Wien  gar  nicht  an  den  Sieg  denken 
konnte,  so  nnterblieh  (iie  beantragte  Drohung  gegen  die  Aufetftndiscben. 
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Al8  dch  jedoch  die  wechselseitige  Feindseligkeit  immer  rQclieichtsloser 

zuspitzte,  that  man  ohne  weitei-es  von  Wien  aus  dasselbe,  was  die 
Rebellen  in  Böhmen  gethan  hatten:  Dampierre  konfiscierte  im  Juli 
1610  zu  Händen  Ferdinands  II.  ein  Gut  in  Mfthren,  und  am  6.  August 
1619  ordnete  der  IToflniej^srat  an,  dafs  alle  Kehellenpüter  konfisciert 
und  zu  Gunsten  des  Kaisers  verkauft  werden  sollten.  Das  bald 
darauf  erfolgte  Zurückweichen  der  Truppea  Ferdinands,  machte  den 
faktischen  Konfiskationen  vorläufig  ein  Ende,  aber  ihre  Verhängung 
wurde  wenigstens  theoretisch  ausgesprochen.  Aui  6.  Februar  1620 
konfiscierte  der  Kaiser  z.  B.  das  dem  Herrn  von  Scbwamberg  ge- 
hörige Gut  Gratzen,  obwohl  der  Macbthereich  seiner  Truppen  sieb 
nicht  soweit  ausdehnte,  und  schenkte  das  Gnt  seinem  Obeiigeneral, 
dem  Grafen  Buquoy.  Als  mittlerweile  die  mit  der  Liga  und  Knr- 
sachsen  abgeschlossene  Allianz,  sowie  die  Unterstützung  Spaniens  den 
Sieg  des  Kaisers  in  sichere  Aussicht  stellten ,  so  wandte  er  sich  zur 
Beschleunigung  desselben  auch  an  den  König  Sigismund  von  Polen 
jmi  iffio.  um  Beistand  und  bot  ihm  als  Entgelt  einige  schlesische  Fürstentümer 
an,  deren  Besitzer  geachtet  werden  sollten ^  Die  wenigen  Anhänger 
des  Kaisers,  die  nicht  flüchtig  geworden  waren,  sondern  eine  Ver- 
bindung mit  den  Aufstilndisclien  unterhalten  hatten,  um  ihren  Besitz 
vor  der  Beschlagnahme  zu  retten,  stelltfii  sich  jetzt  oflen  auf  seine 
Seite  und  schlugen  für  einige  Zeit  ihre  ijuWv  in  die  Schanze,  wie 
dies  z.  B.  Wilhelm  d.  j.  von  T^obkowitz  that',  der  nach  Sachsen  ging 
und  von  dort  aus  die  Aufstiiudischeu  bekämpfte. 

Beksnntlich  hatte  der  Kaiser  mit  der  Besiegung  des  Aufstandes 
oder  wie  man  gewöhnlich  sagte,  mit  der  DurcbfQhrung  der  Exekution 
gegen  die  Bebellen  in  Österreich  und  Böhmen  den  Kurflkrsten  von 
Sachsen  und  den  Herzog  Maximilian  Ton  Bayern  betraut  Der  erste 
flkhrte  die  Exekution  vorzugsweise  in  Schlesien  und  der  Lausitz,  der 
letztere  in  usterreich,  Mähren  und  Böhmen  durch.  Bei  dieser  Geh  gen- 
heit  erhielten  sie  die  Vollmacht,  jene  Personen,  die  sich  augenblicklich 
zum  Gehorsam  bereit  erklären  würden,  in  Gnaden  aufzunehmen,  also 
vor  strafLTriehtlicher  Verfnl^nncr  und  Schmälerunir  ihres  Besitzes  zu 
sichern.  Als  Maximilian  lici  seinem  Einmarsch  in  ObfTosterreich  auf 
Widerstand  stiefs,  wollte  der  Kaiser,  dals  er  unverweilt  strafend  auf- 

'  Gindel.y,  Gesch.  d.  30jdhr.  Krieges,  II  S.  402.  —  Archiv  von  Raudnitz:  Mitliua 
an  Lobko\\it/".lii  31.  Juli  IfilO.  -■  BiU'k,  Dginy  tonf.  v.  r-tKlukli,  S.  Wll  rf.  — 
Archiv  von  Ni  tiliau«;:  Martinitz  au  Erzberxog  Leopold  dd.  30.  Mai  1622.  Leopold 
an  Murtinitz  dd.  22.  Juni  1622. 

*  Arehiy  von  RMidaitK:  der  Kaiuder  liObkovits  an  Wilfadm  d.  j.  vod  Lob- 
kowiti  dd.  20.  Juni  und  1.  Oktober  1620.  —  SSduiBCfacs  Staatoarcbiv:  llartinite 
an  Knnachsen  dd.  lä.  Aognst  1620. 


Diqitized  by  Google 


—  3  — 


treleii  solle,  aUein  Maximilian  that  dieses  Dicht;  er  veriangte  von 
deo  Ständen,  als  sie  sidi  unterwarfen,  nichts  weiter  als  unbedingte 
Huldigung  für  den  Kaiser,  es  diesem  iiei  stellend,  ob  er  nachtrAglich 

die  ständischen  Privilegien  bestätigen  oder  abscfaaflen,  die  Rebellen  in 
ihrem  Besitze  scbmftlern  oder  belassen  wolle.  Bei  seinem  darauf  fol- 
genden Einzug  in  Böhmen  richtete  der  Herzog  an  die  Stftnde  des 
Landes  die  katp^orische  Auffordenm?,  ohne  jedes  Säumen  zu  erklaren, 
ob  sie  den  Kaiser  nls  ihren  Koni.:  anerkennen  wollten  1  Diejenigen, 
welche  zum  Gehorsam  zui  ückkeliien  würden,  versprach  er  in  Gnaden 
aiif/unehmen ;  den  Gegnern  aber  drohte  er  mit  Strafen.  Seine  Mahnung 
fruchtete  wenig:  wir  kennen  nur  einen  protestantischen  Edelmann, 
der  ihr  Folge  leistete,  lictiülich  den  Herrn  Georg  von  Wartenljerg, 
welcher,  statt  der  wiederholten  Aufforderung  Friedrichs  von  der  Ifalz 
entsprechend,  sich  an  dem  Landesau^ebote  zu  beteiligen,  sich  zu  dem 
Kurfürsten  von  Sachsen  yerf&gte  und  daselbst  zum  Gehorsam  gegen 
den  Kaiser  bereit  erkl&rte'. 

Da  der  Aufruf  wirkungslos  blieb,  so  wurden  alle  Gater  der  Auf- 
ständischen, die  in  die  Gewalt  der  kaiserlichen  oder  der  ligistischen 
Annee  fielen,  mit  Beschlag  belegt.  Diese  Handlungsweise  Maximilians 
fand  die  Zufriedenheit  des  Wiener  Hofes,  nicht  ebenso  das  Voi^eheu 
des  Kurfürsten  Johann  Georg  von  Sachsen,  der  bei  seinem  Einmarsch 
in  die  Lausitz  heftigem  Widerstand  begegnete  und  die  Stadt  Bautzen 
erst  nach  dreiwöchentlicher  Belagerung  eroberte ,  aber  dennoch  die 
Bürger  zu  Gnaden  aufnahm  und  ihnen  den  Fortgenuls  Dsrer  Ikchte 
und  Privilegien  versprach,  darunter  auch  das  freie  Inkrnntui.s  der 
Augsburger  Konfession,  wenn  sie  dem  Kaiser  den  Kid  der  Treue 
leisten  würden.  Dem  Adel  der  Niederluusit/,  der  sich  schon  während 
der  Belagerung  unterworfen  hatte,  gab  er  dieselben  Zusicherungen. 
Wenn  Johann  Georg  sein  Werk  in  der  angefongenen  Weise  fortsetzte 
und  den  nach  fruchtlosem  Widerstande  sich  Unterwerfenden  Sicherheit 
des  Besitzes  verhieb,  so  waren  dem  Kaiser  im  Norden  von  Böhmen 
und  in  der  Lausitz  die  Hände  gebunden.  Man  hätte  daher  den  Kur- 
fürsten gern  zu  einem  ähnlichen  Vorgehen  wie  Maximilian  vcranlaTst 
und  tadelte  von  Wien  aus  seine  unzeitige  Milde,  allein  damit  richtete 
man  nichts  aus.  Der  Kurfürst  zeigte  sich  beleidigt  und  erklärte 
nmdweg,  er  k(^nne  in  der  Lausitz  nicht  so  vorgehen,  wie  der  Herzog 
von  Bayern  in  Oberösterreich.  Adam  von  Waldstein,  der  als  kaiserlicher 

■  SSchsitdiM  Staatsurduv:  Lebwlteni  aa  8ehftnb«fg  dd.  21J81.  AngMt  1620. 

Böhmisches  Statthaltereiarchiv:  Friedrich  von  der  Pfalz  an  Georg  von  Warten- 
berg dd.  29.  Oktober  1620.  —  Siehe  anch  Londorp,  Ausipibe  vom  Jahre  1641, 
1,  p.  2b8,  m,  297. 
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Vertrauensmann  bei  ihm  weilte,  warnte  den  Kaiser  yor  weiterem  Tadel, 
indem  er  Tersieherte,  der  Kuiflirst  würde  die  Vornahme  der  Exekution 
abgelehnt  haben,  wenn  ein  fthulieher  Tadel  gegen  ihn  schon  früher 
ausgesprochen  worden  vriirc.  Die  Handlunpfsweise  def«  Kurfürsten 
entsprach  jedoch  wirklich  den  Intentionen  der  kaiserlichen  Vollniaolit 
nicht,  denn  diese  bot  nur  dann  Gnade  an,  wenn  die  Aufständisi'hen 
in  rleni  Augenblick  die  Waffeu  niederlegen  worden,  wo  die  Exekution 
begann  ^ 

Mittlerweile  jagte  man  auf  allen  Gütern  in  Böhmen,  deren  man 
sich  bcniiichtigeu  konnte,  die  Gutsverwaltcr  wej?  und  ersetzte  sie 
durch  kaiserliche  Beamte.  Michna,  der  als  Generalkuniniissär  die 
kaiserliche  Armee  begleitete,  war  mit  der  Organisierung  dieser  Ad- 
ministration  betraut  und  war  mit  ihr  im  Pilsener,  Piseker,  Budweiser 
und  Klattauer  Kreise  bis  Ende  Oktober  so  ziemUch  fertig  geworden; 
auch  hatte  er  flkr  seine  Einrichtungen  die  Zustimmung  Buquoys  und 
des  die  Armee  begleitenden  Forsten  Karl  toh  Liechtenstein  erhalten. 
Auch  Slawata  erhob  kurz  vor  der  Schlacht  auf  dem  Wt  ifsen  Berge 
seine  Stimme  und  riet  zur  unverweilten  Beschlagnahme  aller  Rebellen- 
güter in  dem  Grade,  wie  die  Armee  vorrücke.  Wenn  Marradas  um 
dieselbe  Zeit  den  Bürgern  von  Taus  bei  der  Übergabe  ihrer  Stadt 
vollen  Pnifion  erteilte  und  sie  damit  in  ihrem  Besitze  versicherte, 
und,  nach  dir  Schlarbt  nnf  dem  Weifsen  Berge  im  Budweiser  Kreise 
gegenüber  den  sirh  zum  (ii  In  rsam  meldenden  Edelleuten  dasselbe  that, 
so  erklärt  sich  dies  wühl  daraus,  dafs  er  den  Sinn  der  kaiserlichen 
Aufträge  nicht  vollstäuilig  erfalste,  sondern  sie  in  doiiselben  Weise 
wie  der  Kurfttrst  von  Sachsen  erklärte.  Den  Bürgern  von  Taus  half 
dies  allerdings  in  der  Folge  doch  nichts,  wohl  aber  dnigen  Edelleuten, 
wie  z.  B.  dem  Peter  Nioolaus  MaloweUs  und  dem  Wenzel  MiSan,  dem 
Ulrich  Wenzel  Konoha  von  fii^n  und  den  Brüdern  Sedleck^  von 
ÜjezdecV 

Als  die  Schlacht  auf  dem  Weilsen  Beige  jeder  Hoffnung  auf  einen 
si^eichen  Widerstand  ein  Ende  machte,  waren  die  böhmischen  Stände 
zum  Gehorsam  g^n  den  Kaiser  bereit,  wenn  ihre  Rechte  und  Frei- 

'  Archiv  von  Haudnitz:  Adam  von  Waldstein  an  Polixena  von  Lohkowite  dd. 
16.  Oktober  1620.  —  Dresdner  Staatsarchiv:  Kursacbwn  an  Ferdinand  IL  dd. 
IÖJ28.  Oktober  1620. 

*  Archi?  Ton  Bandnitsr  Micbna  an  den  Kanzler  Lobkowits  dd.  26.  Oktober 

1620.  —  Archiv  von  Taus:  Akkord  über  die  Übcrgal«  von  Taus  dd.  18.  Oktober 
16?0.  —  niiiiltly  a.  a.  0.  IV  37.  —  Archiv  des  k.  u.  k.  KLMclis-Finanzininisteriuras: 
Ferdinand  II.  an  blawata  dd.  18.  November  1620.  —  d'Elvert  lieiüage  z.  Gesch. 
d.  höhn.  Linder,  8. 9—10.     Bilek  a.  a.  0.  8.  865.  367,  445,  489,  608,  840,  879. 
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beiten  und  ihr  Eigeutum  gesichert  und  ihnen  Uberhaupt  ein  General« 
pardon  erteilt  würde ;  Wilhelm  der  Altere  tod  LobkowitZi  an  der 
S|)itze  einer  ständischen  Deputation  vor  dem  Ilerzop:  von  Bayern  er- 
schien, teilte  ihm  diese  Bedinsiinjjen  in  Gcironwart  Buquoys  mit. 
Maximilian  verlangte  jedoch  eine  lH'(lin;j:nn;.'slose  Unterwerfung  und 
erklärte,  dafe  »las  einzige  Versprechen,  welclies  er  id»  Bevulhnächtigter 
des  Kaisera  gebeu  könne,  iu  iler  Schonung  des  Lebens  der  Stände 
bestehe.  Buquoy  protestierte  sogar  gegen  dieses  Zugeständnis;  nach 
seiner  Ansicht  verdienten  die  Aufständischen  ^aiut  uud  sonders  lieu 
Tod*.  Da  die  Stände  keinen  anderen  Ausweg  sahen,  so  verstanden 
sidi  die  in  Prag  anwesenden  Mitglieder  des  Adels  dazu,  das  begangene 
Unrecht  einzugestehen,  dem  Kaiser  vor  HCazimilian»  Liechtenstein  und 
Boquoy  neuerdings  Treue  zu  schwören,  sowie  allen  Bandnissen  mit 
den  böhmischen  NebenlAndem,  mit  Oberösterreich  und  Bethlen  zu  ent^ 
sagen.  Die  Prager  Städte  waren  kurz  vorher  ähnliche  Verpflichtungen 
eingegangen.  Maximilian  verstiindigtc  den  Kaiser  hievon  am  13.  No- 
vember und  forderte  ihn  auf,  schnell  nach  Prag  zu  kommen,  da  das 
Wetter  es  noch  erlaube,  und  das  „Kisen  zu  schmieden,  solange  es 
warm  sei".  Die  ^'erwaltung  dürfe  nicht  Kommissären  und  Statthaltern 
anvertraut  werden,  da  ^die  (ieuiüter  noch  schwierig  seien,  es  grofser 
Aufnicrk^anikeit  bedürfe  uud  mit  groCser  Dexterität  und  Scvrgfalt, 
ohne  Aufschub  vorgegangen  werden  müsse."  Zum  Schlüsse  bemerkto 
er,  dafs  er  Böhmen  zu  „hediugüii-slo>ei  iiultiigung"  gebracht  und 
hei  seiner  unmittelbar  bevorstehenden  Abreise  den  Fürsten  Liechten- 
stein an  seiner  Statt  als  nsnbdelegierten  Kommissarius*  mit  der  Ver- 
waltung  des  Landes  betraut  habe.  Wenn  der  Kaiser  sich  spftter  daran, 
dals  die  Koniiskation  von  GOtem  im  Jahre  1608  ausdrQcklich  untersagt 
wordoi  war,  nicht  kehrte,  wenn  er  die  Verfassnag  und  die  religiöse 
Freiheit  autastete,  so  verletzte  er  somit  keine  den  Ständen  von  dem 
Herzog  erteilten  Versprechungen.  Selbst  von  dem  Versprechen  be- 
züglich der  Sicherheit  des  Lebens  entband  ihn  der  letztere  drei  Tage 
später,  indem  er  ihm  neben  der  Kassierung  der  Privileuien,  die  zum 
Aufstande  geführt,  auch  anriet  „die  Ri\delsf(^hrer  aus  deiii  Wege  zu 
räumen."  Der  Herzog  ermahnte  den  Kaiser,  sich  in  dieser  Hinsicht 
unj  die  „Intercessioues",  die  er,  von  den  Standen  gedri^nL't.  ihnen 
ütfentlich  nicht  abschlagen  könne,  nicht  zu  kümmern.  Diese  schwer 
zu  rechtfertigende  Doppelzüngigkeit  milderte  er  wenigstens  dadurch, 
daTs  er  das  Land  vor  materiellem  Ruin  zu  bewahren  suchte.  £r 
tadelte  gegentlber  dem  Forsten  Liechtenstein  streng  die  von  dem 


1  Oindely  a.    0.  III  810. 
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kaiserlichen  Kriegsvolk  verübten  R&ubereien,  und  that  dies  auch  in 
der  eben  erwühnten  Zuschrift  an  den  Kaiser,  „Alle  Güter,  sowolil 
die  mit  Beschlapr  belegten,  schrieb  er,  als  auch  die  der  geborenen 
Katholiken,  ja  sof?ar  die  könifrlichen  Kaiimier?üter  werden  frleich- 
mäfsig  verwüstet,  Raub,  Plünderung  und  Braudschatzuug  richten  das 
ganze  Land  zu  Grunde  .  .  .  Das  verursacht  wenig  Zuneigung  und 
Affektion  für  Eure  Majestät  .  .  .  Die  Stände  werden  durch  diese 
Bedrängnis  an  der  Einstellung  zum  Gehorsam  verhindert,  da  es  nicht 
sielier  Ueber  (Dach  Prag)  zu  reisen  und  bo  werden  letstlteh  midi  die 
GeboFBumen  zur  Verzweiflung  gebracht*  Da  das  siegreiche  Heer  nur 
einen  kleinen  Teil  des  Landes  besetzen  konnte^  der  grüfsere  Teil  des 
Adels  aber  der  angedeuteten  Unsicherheit  wegen  in  seinen  Behausungen 
auf  dem  Lande  weilte,  hielt  es  Maximilian  für  angemessen,  Romissftre 
in  die  Kreisstädte  zu  schicken  und  die  in  der  Nähe  ansässigen  Odelleute 
zur  Gehorsamkeitserklärung  und  Leistung  des  Treueides  zu  ermafanen. 
In  der  Instruktion,  die  er  den  Kommissären  unmittelbar  vor  seiner 
Abreise  nach  MOnrlien  (am  17.  November)  mitp:ab,  Itrstimnite  er,  dafs 
die  betreffenden  Kdelleute  ihre  Oehoi'sauikt'itsorklarung  bediiiL'uu.u'slos 
abgeben  müfsten.  erlaubte  aber  zu^^leich,  dafs  „die  Commissarii  sie  in 
dem  Hcsitz  ihrer  Güter  ver*sichern  dürften  "  Zählte  der  Herzog  dieses 
Versprechen  auch  zu  den  „Intercessiones",  deren  Nichtbeachtung  er 
dem  Kaiser  enipfald,  oder  meinte  er  es  diesmal  aufrichtig,  indem  er  das 
Beispiel  des  Kurfürsten  von  Sachsen  befolgte?  Es  ist  schwer,  seiner 
Handlungsweise  die  richtige  Erklftrung  zu  geben,  immerhin  ist  es  mög- 
lich, daCs  er  nun  doch  Milde  üben  wollte,  um  einem  „Generalaufetand", 
den  er  befürchtete^  zu  begegnen.  Liechtenstein  beschwerte  sich  spftter 
bei  dem  Kaiser,  dal^  der  Herzog  ihm  die  Bestrafung  der  Aufistftndischen 
sehr  erschwert  habe,  indem  er  allen,  die  sich  zum  Gehoi^sam  bereit 
erklärten,  den  Fortgenufs  ihres  Besitzes  veisprochen  habe.  Öffentlich 
spielte  Maximilian  nach  der  Schlacht  auf  dem  Weifsen  Berge  die 
Uolle  Kursachsens  insoweit,  als  er  allen  Unterwürfigen  Schonung  des 
Lebens  und  Eigentums  zusagte;  im  f,'eheimen  wollte  er  jedoch  den 
Kaiser  an  dioses  Ver^pret^hen  nitiit  binden;  gewifs  ist  nur,  dafs  er 
weit  davon  entlernt  war,  jene  Nachsichtslosigkeit  anzuraten,  die  später 
^eUbt  wurde  ^ 

*  Mttncliner  Staatsarebiv:  Maximilian  an  Liechtenstein  dd.  16.  November 

1G20.  Instruktion  Maximilians  für  die  in  die  Kreise  zu  semlcndtii  Koromissure 
dd.  17.  November  1620.  —  Wiener  Staatsarchiv:  Maximilian  an  F'erditiaiKl  IT.  dd. 
16.  November  1620.  —  Archiv  von  Raudnitz:  TrOifa  an  den  Kanzler  Lobkowiu 
dd.  28.  November  1620.  —  Sächsisches  Staatsarchiv :  Aus  München  dd.  28.  November 
1620.  ~  Archiv  des  k.  u.  k.  Reichs^FSnaniroiniiteriiunt:  Liechtenttein  an  den  Kaiser. 
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Vor  seiuer  Reise  nach  München  übertrug  Maxiniiliau  dem  Fürsten 
von  Liechtenstein,  der  ihn  auf  dem  Zuge  durch  Böhmen  begleitet  hatte, 
die  ^Vrwaitunj;  des  Landes;  dabei  warnto  er  aber  den  Kaiser  vor 
der  Ün(  ini'zkeit  zwischen  Liechtenstein  und  Buquoy.  Die  Klage  über 
die  Räubereien  des  kaiserlichen  Kriegsvolkes  wurden  später  von  Tilly 
und  dem  bayrischen  Obersten  Heimhausen  witMicrholt;  man  darf  des- 
halb aber  nicht  glauben,  dafs  die  Ligisten,  an  denen  er  und  der  Herzog 
von  Bayern  nichts  zu  tiuiela  fanden,  sich  nicht  vielfach  ebenso  giofser 
Bftobereien  schuldig  machten.  Einer  der  bayriBehen  Beamteu,  die 
im  Gefolge  des  Herzogs  den  Zug  nadi  Böhmen  mitmachten,  rahmte 
sieb  selbst,  dafs  er  an  60000  Gulden  in  Böhmen  erworben  und 
bezeichnete  jeden  als  schlechten  Oboisten  oder  Hauptmann,  der  in 
diesem  Kriege  nicht  mindestens  80000  Gulden  erbeutet  habe. 

Die  beiden  ersten  Personen,  die,  soweit  es  bekannt  ist,  nach 
Buquoy  aus  den  veränderten  Verhältnissen  Nutzen  ziehen  wollten, 
waren  Jaroslaw  von  Martinitz,  der  frühere  Burggraf  von  Karlstein  und 
Adnin  von  Waldstein,  der  vor  dem  Aufstande  den  Posten  eines  Oberst- 
land hotiiieistcrs  bekleidet  hatte.  Beide  hatten  während  des  Aufstandes 
viel  gelitten,  die  Güter  des  ersteren  waren  schon  frnli/oitiL' .  die  des 
letzteren  etwas  sjjäter  mit  l-5escldag  bele-it  und  ar«r  verwuhiei  wtüden« 
Der  letztere  bereciniete  seinen  beiladen,  wuiauter  aber  waln-sclieinlicli 
der  Entgaug  an  Einkommen  inbegriffen  war,  auf  iOO  OOÜ  Gulden,  und 
wenn  er  ihn  auch  vielleicht  doppelt  so  hoch  anschlug,  als  er  wirklich  war, 
ist  immerhin  sowohl  sdn,  wie  des  Martinitz  Wunsch  nach  einem 
Schadenersatz  begreiflich.  Der  letztere  bat  deshalb  schon  am  13.  No- 
vember den  Herzog  von  Bayern  um  seine  Ffirbitte  bei  dem  Kaiser, 
damit  ihm  für  die  erlittenen  Verluste  und  als  Lohn  für  seine  Treue 
„die  Güter  eines  oder  zweier  halsstarriger  Rebellen"  geschenkt  würden. 
Waldstein  ersuchte  vier  Tage  sp&ter  den  Kanzler  Lobkowitz,  dafs  der 
Kaiser  ihn  von  der  Rück/ahlung  aller  Gelder  entbinden  möge,  die  er  ^T'^^*^- 
sich  von  bei  dem  Aufstände  kompromittierten  Personen  ausgeliehen 
hatte;  fornrr  sollte  er  ihm  das  Gut  Sulewic,  das  bis  dahin  dem  Herrn 
Caspar  Kaplil-  geborte  und  sonst  noch  eini'^'i^  (Jiiter  in  Böhmen  und 
Mähren  schenken.  Bald  darauf  bat  auch  dei'  Kurfiii-st  von  Sachsen ». i>«Mmb«r 
um  eine  Entschadiirung  für  Wilhelm  d.  j.  von  Luhkuwitz,  der  durch 
seine  Treue  vielen  Schaden  erlitten  habe.  Damit  war  der  Reigen  der 
Bittsteller  eröffnet  und  die  Zahl  derselben  wurde  nur  durch  jene 
fibertroffen,  welche  die  Schonung  ihres  Eigentums  erflehten.  Unter 
den  letzteren  war  auch  der  reiche  Johann  Rudolf  von  Tröka,  zwar 
nicht  in  der  Weise  als  ob  er  sich  schuldig  bekannt  hatte;  er  that 
vielmehr,  als  ob  er  durch  den  Sturz  des  WinterfcOnigs  von  einer  schweren 
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Last  befreit  worden  wäre.  In  einein  Schreiben  an  den  Kanzler 
Lobkowitz  liefs  er  sielt  flcm  Kaiser  empfehlen,  bcglückwünschtp  ihn 
zu  seinem  Siepe  und  bemerkte  zum  Schlüsse:  „Gott  allein,  dem  alles 
Verborgene  bekannt  ist,  wis&e,  welchen  Verfolgungen  und  Trtibsalen 
er  mit  den  Seinigen  auscresetzt  gewesen  sei;  er  habe  sich  nie  einen 
andern  Herrn  gewünscht,  als  den  Kaiser,  der  ihm  von  Gott  zur 
Obrigkeit  gegeben  worden  sei/  Tbatsäcblicb  hatte  sieh  Tr^ka 
vftfarend  der  Regierung  des  FAdzgrafen  dnrchaos  nicht  als  dessen 
Gegner  benommen,  daher  aueh  keine  Verfolgungen,  wie  er  fUschlieh 
be^nptete,  ertragen  müssen,  sondenn  das  Amt  eines  Beisitzers  beim 
Lsndreefate  inne  gehabt'.  Seine  Naehiivlger  führten  nicht  mehr  eine 
so  verdeckte  Sprache,  sondern  baten  oiSen  um  Gnade. 

Mittlerweile  stellte  der  Kaiser  an  seine  Wiener  Batgeber  die 
Frage,  wie  er  den  Sieg  zur  Reform  der  Verfassung  Böhmens,  zur 
Rekatholisieninjr  des  Landes  und  zur  Bestrafung  der  Schnldigen  aus- 
nt^tzen  solle.  Über  die  Antwort,  welche  sio  ihm  anf  <lie  beiden  ersten 
Fragen  gaben,  berichten  wir  an  einer  andern  >{e\\e  und  teilen  hier 
nur  die  Antwort  auf  die  dritte  Frage  mit.  Die  iläte  emiifahlen  nicht 
jene  mafslosen  Konfiskatiunen,  wie  sie  spater  thatsÄrhlich  stattfanden, 
sondern  wollten  die  Strafe  nach  dem  Grade  des  Verschuldens  bemessen. 
Jene,  die  durch  keinen  andern  Akt  die  rebellische  Rcgienrng  anerkannt 
halten,  als  daOs  sie  den  verlangten  Eid  des  G^isams  ablegten, 
sollten  dnrch  die  Umwandlung  ihrer  Allodialgfiter  in  Lehen-  oder 
Zinsgüter  gestraft  werden  und  die  neuen  Lehen-  und  Zinsgttterbesitzer 
neben  der  gewöhnlichen  Landessteuer  für  ewige  Zeiten  noch  jfthrlich 
drei  Thaler  von  je  1000  Thaler  vom  Werte  ihres  Gutsbesitzes  erl^en; 
wenn  sie  blofs  bares  Geld  besafsen,  mit  entsprechendet  Geldstrafe 
belebt  walten.  Jene,  die  dem  Kaiser  durch  irgend  ein  Amt  Ter* 
pflichtet  waren,  und  sich  doch  der  rebellischen  Regierune  anj^eschlo^en 
hatten,  sollten  ihr  ganzes  Venndgen  eiubüfsen;  die  Rädelsführer 
endlit'h  sollten  nicht  allein  ihren  ganzen  Besitz  verlieren,  sondern 
zum  ieil  mit  dem  Schwert  hingerichtet,  zum  Teil  aus  dem  Lande 
gejagt  werden ;  wenn  sie  bürgerlichen  Standes  seien,  sollli'u  sie  noch 
schärfer  gestraft  werden.  Auf  den  Kopf  iler  tlücliti*;en  Itebellen  sei 
ein  Preis  zu  setzen.  Die  Häuser  der  RiUlelsführer  sollten  zum  Zeichen 


*  Archiv  von  Baudnite:  Adam  von  Wttldstem  an  den  Kuuder  Lobkowita  dd. 

17.  November  1620.  TrCka  an  den  Kanzler  Lobkowitz  dd.  28.  November  in?n  _ 
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ewiger  Schmach  Diedergerissen  werden.  DasBelbe  Schicksal  aoUte 
auch  das  Carolinum,  wo  die  strftf liehe  Verschwörung  ihren  Anfang' 
genommen,  treffen,  wofern  es  der  Kaiser  nidit  als  Hospital  einrichten 
oder  mit  der  Jesuitenakadeniic  vereinigen  wollte.    Vor  der  Kanzlei, 

von  wo  aus  der  Fenstersturz  stattgefunden  habe,  sei  ein  Denkmal  zu 
errichten.  Nieniaiul ,  mit  Ausiiahiiie  der  Landesoßiziere  und  ihrer 
Räte,  sollte  mehr  i<elugt  sein,  den  Kanzleiraum  bewaffnet  zu  betreten; 
die  Städte  sollten  für  ihre  Teilnahme  an  der  Rebellion  mit  dem  Ver- 
lust ihrer  Landgüter,  der  Bräugerechtif^keit,  des  Weinschanks  und  der 
peinlichen  Gerichtsbarkeit  bestraft  werden.  Da  jedoch  die  lUite  ein- 
sahen, dafs  die  Verarmung  der  Städte  für  den  Kaiser  selbst  von 
Kaebteil  begleitet  sein  warde,  so  rieten  de  ihm,  denselben  den  Wein- 
Bcbank  und  die  Br&ogereehtigkeit  dann  wieder  freizugeben,  wenn  sie 
sich  hiefür  zu  einer  steten  Jabieszablung  bereit  erklären  worden.  - 
Die  Konföderationsurkunden  zwisdien  Böhmen  und  den  österreichisehen 
ErMilndera  sollten  auf  einem  öffentlichen  Platz  verbrannt,  der  MajestätS' 
brief  dagegen  heimlich  vernichtet  werden.  Einer  der  Räte  trennte 
sich  in  seinen  Vorschlägen  von  den  übrigen.  Er  riet,  über  alle  Führer 
des  Anfstandes  die  Todesstrafe  anszusprecheu,  sie  aber  nur  an  wenii^en 
durchzuführen.  Die  Begnadigten  sollten  den  Kaiser  hei  seiner  An- 
kunft in  Pras  kniefällig  um  Verzeihung  bitten  und  dann  zu  lehens- 
lj\nc:lichem  Gefäiif^nis  verurteilt  werden;  diejenigen,  welche  dem  Kaiser 
durch  ein  Amt  früher  verptiiehtet  waren,  aber  während  des  Auf&tiindes 
keine  Hauptrulle  gespielt,  wollte  er  nui  mit  dem  halben  Verlust  ihrer 
Güter  strafen  und  ihnen  die  Einlöi»ung  der  konfiscierten  Hälfte  ge- 
statten, wenn  sie  den  Wert  derselben  in  einer  Anzahl  von  Jahren 
erlegen  worden.  Diesen  milderen  Vorschlag  rechtfertigte  er  damit, 
dafe  der  Kaiser  daraus  einen  gröfseren  Nutzen  ziehen  werde,  als  bei 
der  Konfiskation  des  ganzen  Besitzes,  weil  dieser  kaum  um  den  dritten 
Teil  verkauft  werden  könnte,  während  die  Verurteilten  um  jeden 
Preis  ihrer  Vei-pflichtung  nachkommen  würden.  Die  tausendfachen 
Betrügereien  der  Folgezeit  beweisen  die  Richtigkeit  dieser  Behauptung; 
thatsitchlich  löste  der  Kaiser  kaum  den  fünften  Teil  des  wahren 
Wertes  der  Güter,  da  sie  meist  mit  schlechtem  Geld  bezahlt  wurden 
und  die  nicht  verkauften  kein  Finkommen  abwarfen,  weil  es  an  jeder 
rationellen  Bewirtschaftung  maugelte.  Die  mindest  schuldigen  Guts- 
besitzer sollten  mit  dem  Verlust  der  peinlichen  Gerichtsbarkeit  und 
mit  der  Umwandlung  ihrer  Allodialgüter  in  Lehen^üter  bestraft  und 
zur  Zahlung  einer  bestimmten  Steuer  für  die  Unterhaltung  einer 
Ständigen  Truppenschar  von  600  Sdtem  und  eines  Regiments  Fufs- 
knechte  angehalten  werden.  Die  Städte  sollten  für  die  Rebeltion  mit 
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dern Verluste  ihrer  Landgüter  büfsen;  auch  sollten  die  Schlüssel  der 
Stadtthore  nicht  mehr  in  der  Verwahrnn.:  dos  Büi^ermeisters  fzolassen, 
sondoni  (lein  Köniprsriphter  ttberantwoilet  werden.  T^i»^  heimliche 
Veruichtunt:  dos  Majostatsbriofos  empfahl  das  Separalvotum  deshalb, 
weil  dei^ollje  eine  kaiserliche  rnterscbrift  trat:»'  und  deshalb  nicht 
öli'entlich  verbrannt  werden  dürfe.  Da  die  Geistliflikeit  zur  Eroberung 
des  Köniirreiobs  nichts  beigetra<^on  habe,  sollte  das  Carüliuuui  nicht 
den  Jesuiten  überwiesen,  sondern  als  Hospital  für  verwundete  und 
verdiente  Soldaten  eingerichtet  werden.  Alle  Schvlden  des  Kalsere 
UDd  seiner  Var&hren,  die  mit  Zustimmuni?  des  Landtags  Itontrahiert 
worden  waren,  also  alle  Staatsschulden  sollten  kassiert  und  von  dieser 
Mafsregel  nur  diejenigen  Staatsglftubiger,  deren  Treue  sieh  bewfthit 
hatte,  ausgenommen  werden.  Dieser  letzte  Antrag  war  leicht  durch- 
fOhrbar,  da  die  Staatsschulden  damals  nur  in  partiollen  Schuld- 
verschreibungen an  einzelne  Personen  bestanden.  Die  Belohnung  der- 
jenigen, die  um  ihrer  Treue  willen  Schaden  gelitten  hatten,  sollte 
vorläufig  verschoben,  sie  aber  doch  schon  jetzt  mit  einträirlichon 
Ämtern  vorsehen  worden  Für  die  Verwaltung  der  konfiscierten 
Güter  sollte  mittlerweile  ein  besonderes  Beanitonkollefrium  sorgen. 
Sowie  die  ol)en  erwflhnte  Militärsteuer,  sollte  anth  dio  lüersteuer  für 
ewige  Zeiten  bestehen  und  nicht  jedesmal  erst  vom  Landtage  bewilligt 
"werden 

Im  weitern  Verlauf  des  Gutachtens  widerrieten  die  Bflte  dem 
Kaiser  den  baldigen  Antritt  der  Reise  nadi  Prag,  weil  dieselbe  mit 
allzugrolsen  Unbeqnemliehkeiten  verbunden  sei,  weil  er  ferner  auf 
seiner  Reise  eine  starke  kriegerische  Begleitung  n9tig  hatte  und  die 
Trappen  nicht  entbehrt  werden  k&nnten,  weil  die  Ungarn  und  Mfthren 
sich  noch  nicht  beruhigt  bfttten  und  deshalb  auch  seine  Anwesenheit 
in  Wien  nötig  sei  und  weil  er  endlich  in  Prag  allzusehr  von  Bitt- 
stellern überlaufen  werden  würde.  Da  zudem  g^en  die  Rädelsführer 
des  Aufstandes  mit  der  SchÄrfe  des  Schwertes  verfahren  werden  müsse, 
so  ompfohlo  es  sich,  dnfs  der  Kaiser  seine  Reise  nicht  vor,  sondern 
naeli  der  Mxekution  antreten  möge  und  seine  Ankunft  im  Lande  durch 
Akte  der  Milde  und  nicht  der  Streiiiro  kennzeichne.  Weil  jedoch  die 
I{;ito  auch  die  Notweudi'-'keit  einer  besseren  Ordnung  in  Böhmen  ein- 
sahen und  der  Fürst  von  Liechtenstein  ihnen  liiezu  nicht  mit  der 
nötigen  Auktorität  ausgestattet  schien,  empfahlen  sie,  dafs  bis  zur 
Ankunft  des  Kaisers  der  Herzog  von  Bayern  als  dessen  Stellvertreter 


"  Wiener  Staatsarchiv:  Gutachten  der  kaiserlichen  Rate  über  die  in  Böhmen 
m  verfogenden  Biafsregeln. 
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die  Bügiei-uDg  wieder  QbernehDie.  Für  den  Fall,  als  dieser  die  Re- 
gierung ablehnte,  sollte  er  um  die  Bezeichnung  oinos  passenden  Statt- 
halters ersucht  werden.  Einer  der  Räte  emitfnhl  für  ihr^^on  Posten, 
in  Ennanghin?  anderer,  passoiider  Kandidaten,  den  Herzog  von 
rfalz-Neuburg  oder  den  Herzog  Albrecht  von  Bayern,  den  Bruder 
Maximilians. 

Das  Gutachten  fand  im  ganzen  den  Beiiali  des  Kaisei-s  und  zwar 
insbesondere  iiibetreft"  der  dem  Herzofj  von  Bayern  zti  tibertragenden 
Statthaiterschait.  Kr  war  überhaupt  für  tlen  Herzog  von  der  gröfsteu 
Hoebachtung  und  Dankbarkeit  erfüllt  und  gab  dies  in  wiederholten 
Zuschriften,  die  er  kun  naeh  der  Sehlaelit  anf  dem  Weifiaen  Berge  an 
ihn  richtete,  zu  erkennen.  Er  rObmte  seinen  „Valor,  der  ihm  bei 
der  ganzen  Welt  einen  grolsen  Ruhm  und  unsterbliehen  Namen  ge- 
macht," dankte  ihm  filr  seine  „treuherzige  Liebe  und  Bemühung'*  und 
versicherte,  dafs  er  und  sein  Hans  jetzt  und  in  der  Zukunft  durdi 
Thaten  seine  Dankbarkeit  zu  erkennen  geben  worden.  Er  best&tigte 
alle  Verfügungen,  die  Maximilian  in  Böhmen  getroffen,  namentlich 
die  vorlaiifi^re  Ernennung  des  Fürsten  von  Liechtenstein  zu  seinem 
Steil  Vertreter,  und  sprach  die  Hoffnung  aus,  dafs  er  die  kaiserliche 
Regierung  auch  weiter  mit  Hat  und  That  in  der  Ordnung  der 
böhmischen  und  sonstigen  Angeletrt  nheiten  unterstützen  werde.  Naeh 
dieser  schmeichelhaften  Zuschrift  war  es  ganz  natürlich,  dafs  der 
Kaiser  den  Ileichshofratspräsidenten ,  Grafen  von  Hoheiizollcrii ,  und  ^'-j^*''- 
den  Ileicbshofrat  Hegenmüller  nach  München  schickte  und  den  Herzog 
um  die  WiederQbemahme  der  Statthalterschaft  in  Böhmen  ersudite, 
weil,  „seinem  reifen  Nachsinnen  nach,  es  keinen  besseren,  ansehn- 
licheren, getreueren  und  erfahreneren  Commissarium  gebe,  der  sowohl 
bezQj^eli  der  Wiederherstellung  der  Religion,  wie  in  militärischen, 
politischen  und  finanziellen  Angelegenheiten^  das  Königieieh  Böhmen 
besser  einrichten  könnte,  als  eben  er*. 

Wie  sehr  diese  Lobeserhebungen  verdient  waren,  zeigte  sich  durch 
die  Vorgänge  in  Böhmen.  Da  im  Lande  sich  nur  einige  Stüdte  noch 
in  feindliclien  Händen  befanden,  die  durch  die  lipristischen  Truppen 
unH  (  ine  kleine  Abteilung  der  ivaiserliflion  leicht  liewälti^'t  werden 
konnten,  so  war  für  die  längere  Auweseniieit  des  ganzen  kaiserlichen 
Heeres  kein  Gruud  vorhanden  und  dasselbe  hiltte  unverweilt  nach 
Mähren  und  Ungarn  zur  Bezwinjimg  Bethleiis  abrücken  können. 
Buquoy  verpflichtete  sich  auf  die  Auffordcruu;:  iMuximilians,  dafs  er 


Wiener  Staatsarchiv:  Ferdinand  II.  an  Maximilian  dU.  2.  Dezember  1620. 
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unmittelbar  nach  dessen  Abreise  nach  München  (am  17.  November) 
nach  M&hren  ziehen  werde.  Der  Herzog  traute  aber  diesem  Ver- 
sprechen nicht  und  hinterliefs  ein  Memoire,  worin  er  seine  Auf- 
forderung wiederholte  und  jede  Seluild  an  allfölligen  Mifsei-folgeu  ab- 
lehnte, wenn  Buquoy  nicht  alsiiald  abrücken  würde.  Trotzdem  erfuhr 
er,  (la^^^  der  General  noch  am  10.  Dezember  iu  rrajz  jzewesen  sei  und 
die  kaiserlii'lie  Armee  sich  mit  nichts  anderem  ])esohaftigte ,  als  mit 
Auüraubuug  von  Prag  und  jener  Orte  im  Laude,  die  bisher  durch  den 
Krieg  nicht  gelitten.  Wären  die  kostbaren  Wochen  nach  der  Schlacht 
auf  dem  Weifisen  Berge  besser  benutzt  worden,  so  würde  Hftbren  und 
Schlesien,  wie  Marimilian  gan2  richtig  bemerkt,  sich  unterworfen  und 
BetMen  einen  Teil  Ungarns  geräumt  haben;  statt  dessen  hatte  man 
die  Zeit  in  nichtsnutriger  Weise  vertrOdelt  „Ich  rate,"  so  schrieb 
er  an  den  Kaiser,  „niemals,  daTs  man  unbedachtsam  handle  oder  alles 
auf  einmal  riskiere,  aber  so  still  zu  sitzen  und  dem  Feinde  Zeit  und 
Vorteil  zu  geben,  kann  keine  gute  Konsequenz  gebären."  Er  be- 
dauerte ,  dafs  der  Kaiser  seinem  General  nicht  strenjrere  Weisunp:en 
gab  und  die  Unordnung  in  Böhmen  sich  steigern  liels  und  suchtr  ihn 
deshalb  durch  eine  energische  Spraclie  an  seine  Pflicht  zu  malmen 

Die  Beschuldigung  des  Herrn  von  Martinitz,  dafs  der  Kaiser  nur 
fremden,  also  zumeist  deutschen  Ratgebern  sein  Ohr  leihe,  war  dies- 
mal nicht  begründet.  Hohenzollern  und  Hegenmüller  erhielten  den 
Auftrag,  die  Reise  nach  München  über  Passau  anzutreten  und  sich 
mit  den  dort  anwesenden  Herren  von  Stembeig,  Slawata  und  Martinitz 
aber  die  b5hmi8chen  Angelegenheiten  eingehend  zu  beraten.  Da  die- 
selben kurz  vorher,  wie  es  scheint,  aus  freien  Stücken,  ein  Gutachten 
an  den  Kaiser  abgeschickt  hatten,  so  aberreichten  sie  den  kaiserlichen 
Gesandten  eine  Abschrift  desselben,  die  de  später  auch  dem  Herzog 
von  Bayern  vorlegten.  Ais  die  Gesandten  in  München  anlangten, 
wurde  ihnen  aucli  das  mittlerweile  ausgearbeitete  Gutachten  der 
Wiener  Räte  nachgeschickt.  So  ausgerüstet,  wmde  Ilohenzollom  am 
Weihnachtsabend  von  dem  Herzoge  emi)fangen  und  legte  ihm  das 
Anliegen  des  Kaisers  und  die  beiden  Gutachten  vor.  Auf  Befehl 
Maxinülians  konferierten  darauf  die  beiden  kaiserlichen  Gesandten 
mit  einigen  der  vornehmsten  bayrischen  Räte.  Das  Resultat  der  Be- 
ratung bestand  darin,  dais  Maximilian  (iie  Übernahme  der  Statthalter- 
schaft ablehnte,  aber  an  seine  Stelle  entweder  den  Bischof  von  Würz- 
burg oder  deu  bei  ihm  weilenden  Grafen  von  Hohenzollern  vorschlug. 
In  Bezug  auf  die  kirehliehen  Angelegenheiten  schlug  er  die  Wieder- 

1  Wiaer  Staatsoiehiv;  Maximilian  an  Ferdinand  U.  dd.  21.  Denmber  1620. 


Digitized  by  Google 


-   13  — 


gtttmacliiiQg  alles  den  Katholiken  zugeflk^n  UnreeliteB  tot,  warnte 
aber  vor  aUzueiliger  Verfolgung  der  Anhänger  der  Augsburger  Koii- 
f^ion.    Nur  gegen  die  Calviner  und  Anhänger  der  Bruderunität 

empfahl  er  rin  rncksichtslosps  Vorgehen.  In  Bezug  auf  die  Bestrafung 
der  ßebelieii  riet  er  Verhängung  der  Todesstrafe  wider  eine  Anzahl 
der  Rsdelsfiihrer  und  Konfiskation  ihres  ganzen  Besitzes.  Letztere 
Strafe  sollte  auch  alle  jene  treffen,  die  dem  Kaiser  durch  ein  Amt  ver- 
pflichtet gewesen  waien  und  sich  doch  dem  rfal/.grafen  an^ieschlossen 
hatten.  Alle  anderen,  die  sich  dem  Pfalzgrafen  unterworfen  hatten, 
sollten  nur  eiueu  Teil  ihrer  Güter  verlieren.  Mit  den  koufiscierten 
Gfltehl  riet  MeximfliaB  hausznbaHen,  wenigstens  jetzt  keines  derselben 
zu  verBcfaenken,  da  sieb  sonst  der  Kaiser  der  Bittsteller  nickt  werde 
erwehren  können.  Mit  der  Erbauung  zweier  Citadellen  bd  Prag  und 
der  Errichtung  einer  Leibgarde  war  er  einverstanden.  Wir  erfahren 
bei  dieser  Gde^enheit,  dals  die  in  Passau  wohnenden  Herren,  wie 
Maximilian,  die  Ankunft  des  Kaisers  in  Böhmen  als  das  einzige  Heil- 
mittel gegen  die  steigende  Unordnung  ansahen  und  von  keinem  Statt- 
halter eine  Besserung  hofften.  Dieser  von  zwei  Seiten  kommende  Rat 
machte  anf  Ferdinand  doch  einigen  Eindruck,  und  so  liefs  er  seinem 
Vetter  sa^cn,  dals  er  um  Lichtmefs  (2.  Februar)  die  Keiüe  antreten 
werde.  Da  Buquoy  l)ereits  nach  Mähren  gertickt  war,  fürchtete  er 
aber  fUr  seine  persönliche  Sicherheit  in  dem  kaum  bezwungenen  Laude 
und  ersuchte  deshalb  den  Merzo«:,  er  möge  vorläufig  die  ligistischeu 
Truppen  noch  in  Böhmen  garuisouiereu  lassend 

Wie  wenig  ernst  es  jedoch  der  Kaiser  mit  seinem  Versprechen, 
bezüglich  der  Beise  zu  Anfang  Februar  meinte,  ergiebt  sich  daraus, 
dab  er  erst  am  28.  Januar  den  Kanzler  Lobkowitz  mit  dem  Kardinal 
Dietrichstein  und  den  Herren  von  Berka,  Talroberg,  Kostitz  und 
Strahlendorf  darüber  beraten  lieb,  ob  die  Beise  alslMld  zu  unter- 
nehmen oder  bis  nach  der  Hinrichtung  der  RädelsfUhrer,  also  bis  nach 
Beendigung  eines  jedenfalls  länger  dauernden  Prozesses,  zu  verschieben 
sei.  Der  Kanlinai  trat  energisch  fQr  das  augenblickliche  Antreten  der 
Reise  ein,  weil  dies  nicht  nur  der  Meinung  des  llei-zogs  von  Bayern, 
sondern  aller  befreumieten  Fürsten  entspn'che  und  weil  die  jetzige 
Regierung  in  Böhmen  notorisch  schlecht  sei.  Es  gehe  tlbrigens  nicht 
an,  dafs  der  Kaiser  bei  seiner  Ankunft  als  milder  Herrscher  auftrete : 
er  müsse  Gericht  halten  über  die  tlbeltliäter  und  zwar  in  derselben 


*  Gindely  a.a.O.  IV  47  u.  4«.  —  Wiener  feuatsarchi?:  HohenxoUern  und 
HegcnmUller  an  Ferdinand  II.  dd.  1.  Januar  1621.  Ferdinand  II.  an  BoheoioUeni 
dd.  12.  Jaoiiar  162L  Uittefliiiig  des  obenten  Baasler»  am  15.  JanoKr  1621. 
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Weise,  «ie  dies  seiner  Zeit  (1547)  Ferdinand  L  gethan  habe.  Das 
Gericht  müsse  aus  einigen  Böhmen,  darunter  dein  OhcrsDandrichter, 
ans  dem  Schlesier  Herrn  von  Dohna  und  aus  einigen  Beicbsbofräten, 

den  Herren  von  Strahlcndorf,  Xostitz  und  Laminger  zusammengesetzt 
und  zum  l'rilsidenten  desselben  irgend  ein  Heichsfürst  ernannt  werden. 
Zur  Verlialtuiig  der  liebellen  sollo  mm  nii  ht  vor  der  Ankunft  des 
Kaisers  und  vor  Zusammentritt  d*  s  Gerichtshotes  schreiten;  es  liege 
nichts  daran,  wenn  einige  der  Sclmldigen  den  Verzug  zur  Flucht  be- 
nutzen würden,  denn  sie  würden  trotzdem  mit  dem  Verlust  der  Ehre 
und  der  Güter  gestraft  werden.  Der  Kaiser  uiüsse  aber  schlüssig 
weiden,  wie  viele  der  Anführer  am  Leben  gestraft  werden  sollten ;  alles 
ttbrige  kOnne  er  dann  mhig  dem  Gerichte  Überlassen.  Der  Kanzler 
schlois  sieh  der  Meinung  des  Kardinals  an,  ebenso  Berka,  Talmbecg 
und  Nostits.  Strahlendorf  bemängelte  die  von  DieCrichstein  vor- 
geschlagene Zusammensetzung  des  GerichtshoÜBs;  nach  seiner  Ansicht 
sollten  nur  Fürsten  zu  Richtern  gewählt  werden,  zum  Präsidenten 
könne  kein  Bischof  ernannt  werden,  weil  ein  solcher  kein  Todesurteil 
beschliefsen  dürfte'.  In  Ansehung  der  vorzuschlagenden  Reise  war 
keine  Meinungsvenschieden^ieit ,  trotzdem  schob  sie  der  Kaiser  auch 
jetzt  auf,  ])estiUi'jtp  den  l  lui-^ten  von  Liechtenstein  in  der  ihm  von 
Maximilian  ul)erhagenen  Stellung  und  trug  ihm  (am  Ö.  Februar)  die 
Einleitung  der  Hochverratsprozesse  auf. 

Der  Verkehr  zwischen  dem  Kaiser  und  Liechtenstein  hatte  im 
November  1620  damit  seinen  Anfang  genommen,  dals  der  letztere 
ttber  die  Absendung  von  Kommissären  in  die  einzelnen  Kreise  be- 
richtete, um,  wie  dies  der  Herzog  von  Bayern  aufgetragen,  die  Ein- 
wohner zu  Gehoisarokeitserklärnngen  zu  veranlassen,  aberall  die 
Stadträte  zu  erneuern,  die  Kaiserrichter  neu  einzusetzen  und  ein 
Darlehn  zu  verlangen.  lieebtenstein  kam  in  letzterer  Hinsieht  den 
Wünschen  des  Kaisers  zuvor,  denn  kurz  vor  Ankunft  des  angeführten 
Berichtes  hatte  der  Kaiser  sich  selbst  an  JLiechtenstein  um  Beschaffung 
eines  Anlehens  von  100 000  Thalern  gewendet,  für  welches  er  ihm 
die  konhscierten  RebellenprOter  als  Pfand  anzubieten  befahl.  EiniLre 
Tü'jo  darauf  tru^  er  dem  in  Passau  weilenden,  ehemalifzen  Kanmjer- 
prasuleuLen  Shnvata  auf,  nacli  Prag  zu  gehen,  die  Funktionen  seines 
Amtes  wieder  aufzunehmen,  auf  allen  königlichen  Ileriischaften  die 
sfe^enwärtigen  Amtleute  wegzujagen  und  dnreb  die  vor  dem  Aufstande 
angestellten  zu  ersetzen.   Auch  sollte  Slawata  liie  durch  den  Aufetand 


>  Wieoer  Staatearckiv:  Aufzeicbnuagen  über  die  Beratungen  der  kaiserlicben 
Rite  dd.  28.  Jamiar  1^.  —  Ulm  «n  Jodier,  andiitiert. 
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entüernten  obenten  Beamten  um  Wiederanfiiahme  ihrer  FunktioneD 
enuchen  und  von  all  dem  dem  Fürsten  von  Liechtenstein  die 
nötige  Mitteilung  machen.  Es  geschah  jedoch  nichts  von  alledem; 

Slawata  nahm  weder  die  Funktionen  eines  Kammerpräsidenten  auf, 
noch  traten  dir  ebomalipren  obri'stpn  Landesheainten  ihr  Amt  an, 
sodal's  Liechteiistf  Ml  mul  Michna  die  i:aiize  Last  der  Verwaltun.ir  noch 
weiter  tnifieu.  Kiiizif?  und  allein  der  frühere  Minizineister  Wl-esowec 
trat  sein  Amt  wieder  an*,  worauf  ihm  Liechtenstein  befahl,  die  mit 
dem  Namen  des  Winterköni^r«  geprägten  Münzen  zu  Ende  Dezember 
aufser  Kurs  zu  setzen,  ein  Befehl,  der  später  zurückgeiiüiHiuen  werden 
mu&te,  da  die  nötige  Zahl  neuer  Münzen  nicht  zu  Gebote  stand. 

Liechtenstein  benachrichtigte  in  den  folgenden  Tagen  den  Kaiser 
von  seinen  zur  Wiederherstellung  der  Ordnung  getroffenen  Verfügungen: 
von  seinem  Patent  wider  die  Stralsenräuber,  von  den  voUflthrten 
Konfiskationen  y  von  der  Wiedereinseteung  der  Jesuiten  und  anderer 
Geistlichen  in  ihre  Güter,  von  der  Aufbewahrung  der  Krone  in  der 
Wenzelskapelle  der  Dorakirclie  und  ähnlichem  mehr.  Zum  Schlüsse 
seines  Berichtes  dankte  er  dem  Kaiser  dafür,  dafs  er  ihn  als  Stell- 
vertreter Miiximilians  bestütiL-'t  habe,  bat  aber  zugleich,  ihn  von  diesem 
Amte,  das  elienso  mühevoll  wie  trefahrlich  sei,  baldmui:lichst  abziiborufeii. 
Ob  es  Bescheidenheit  war,  was  ihn  zu  dieser  Bitte  veranlaiste  oder 
ob  die  steifs'endt'n  Schwierigkeiten  oder  die  allziiLrrol'se  Verantwortung 
ihn  zur  Voi'sicht  nmhute,  wollen  wir  nioht  entscheiden.  Gleidizeitig 
gab  er  auch  Befehl,  alle  fahrende  Habe  tler  llebellen  iiu.NZulorschen, 
um  deren  Fortschaffung  aus  dem  Lande  zu  verhindern;  den  Juden 
befhhl  er  alle  bei  ihnen  versetsten  und  au^ehobenen  Hobilien  zu 
verzeichnen  und  auszuliefern.  Der  Kaiser  selbst  richtete  an  den 
KOrfUrsten  von  Sachsen  die  Bitte,  alle  in  sein  Land  von  österreichischen  ^^ff'- 
oder  böhmischen  FlQchÜingen  gebrachten  Gttter  in  Beschlag  zu  nehmen, 
eine  Bitte,  welche  der  Kurfürst  durch  Befehle  an  seine  sämtlichen 
Stftdte  erfüllte.  Infolgedessen  wurden  z.  B.  dem  Herrn  von  Biberstein 
seine  in  Gold  und  Perlen  bestehenden  und  auf  3821  Gulden  bewerteten 
Schätze  konfisciert,  obwohl  derselbe  den  Beweis  geführt  hatte,  dafs 
er  siiii  schon  im  Oktober  nach  Sachsen  petiüchtet  und  der  kurfürst- 
lichen Armee  bei  der  Bekämpfiing  des  Aufstaudes  Dienste  geleistet 


'  d'Elveil:  Weitere  Beitrüpo  zur  <rcsclnchte  der  böhmischen  Länder  im 
17.  Jabrhuadert  S.  1,  2  u.  5.  —  Archiv  des  k.  u.  k.  Heichsfinanzministeriuius :  Fer- 
dinuid  II.  an  Lleebteotceiii  dd.  27.  November  192Ü.  FenUnaad  ü.  an  SUvata  dd. 
2.  Dezember  1620.  FedUnaiid  an  WFesowec  dd.  5.  Desember  1G20.  —  Archiv  d«r 
Stadt  Prag:  Patent  Liechtenstehis  dd.  5.  Desember  1620. 
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habe ;  dasselbe  Los  traf  die  Brüder  Stampach  und  den  Herrn  Nicolaus 
von  Globen,  dessen  Wertsachen  ein  ganzes  Museum  hätten  anfüllen 
können,  sowie  den  Herrn  Stephan  von  Starhemberg,  dessen  Silber- 
geschirr allein  1232  Mark  11  Lot  schwer  war. 

In  Bezug  auf  das  von  Ferdinand  verlangle  Anlehen  von  100000 
Thalern  erwiderte  Liechtenstein,  dafs  alle  reichen  Häuser  und  Güter 
ausgeraubt  seien  und  uieniaml  sich  zu  t-nmu  Anlcheu  veräteheu  wolle, 
dfils  er  aber  ia  Berücksichtigung  der  voraussichtlichen  Bedüifiiisse 
sich  um  die  Ansammlung  eines  Schatzes  von  800000  Guld^  bemfiht 
und  hievon  200000  Gulden  dem  Grafen  Buquoy  zur  Befriedigung 

ii.^Dttin-.  des  KriegsTolks  ausgezahlt  habe,  wahrend  er  J  00 000  Gulden  fbr  den 
Kaiser  bereit  halte.  Olfenbar  sind  diese  Gelder  durch  Konfisicatiouen 
auf  dem  Lande  und  in  den  Stftdten  oder  durch  Leerung  der  Münz- 
stätten und  Steuerkassen  angesammelt  worden.  Liechtenstein  giebt 
Ober  ihre  Provenienz  keine  andere  Auskunft,  als  dals  er  sie  „zusammen- 
geklaubt habe".  Zur  Verwischung  jeglicher  Erinnenini;  an  das  Wirken 
der  rebPÜ'schen  Regierung  that  er  den  ersten  Schritt  damit,  dals  er 
alle  wiihit'iid  derselben  erfolgten  Urteilssprüche,  Verordnun^^en  und 
Exekutionen  annullierte  und  dadurch  die  neugeschaffenen  Kechts- 
verhältnissp  samt  urui  sonders  für  ungültige  erklärte'. 

Der  Kaix  r  billigte  Liechtensteins  Verfügungen  und  trug  ihm 
zugleich  auf,  unauffällig  dafür  zu  sorgen,  dafs  niemand  aus  dem  Laude 
flachte  und  sich  so  dem  kttnftigen  Prozesse  entziehe;  nötigenfalls  sollte 
er  für  die  Ausforschung  und  Habhaftwerdung  der  Fiaditigen  Soige 

^^1^*''  tragen,  auch  selbstverstAndlich  niemanden,  der  bereits  yerhaltet  sei, 
aus  dem  Gefilngnisse  entlassen.  Um  möglichem  Widerstände  zu  be- 
gegnen, sollte  er  nicht  bloJs  die  Prager  Stftdte,  sondern  alle  übrigen 
Städte  im  Lande  entwafinen.  Kamentlich  aber  sollten  alle  Rebellen* 
gOter  eingezogen  werden.  Da  bis  dahin  amtlich  noch  keine  Bestimmung 
erfolgt  war,  wer  als  Rebell  anzusehen  und,  wie  die  verschiedenen 
Grade  der  Rebellion  zu  bestrafen  seien,  so  war  damit  der  Willkür 
Thor  und  Angel  geöffnet.  Die  kaiserlichen  Kommissäre,  die  in  die 
Kreise  geschickt  wurden,  belegten  die  Landgüter  aller  durch  den 
Aufstand  stärker  koni]ironnttierten  Pei"Souen  mit  Bes(*h1ag  und  kon- 
fiscierten  die  fahrende  Habe  derselben.    Es  gab  dies  namentlich  dem 


*  Sächsisches  buatsarcluv:  Patent  Liechtensteins  gegen  Strafsemüuber.  Fer- 
dinand II.  an  Kitmcfasen  dd.  84.  Dezerabor  1820.  Konachien  dd.  9J19,  Jannar 
16l21  an  Leipzig,  Freiberg,  Annaberg  und  10  andere  Stkdte.  Ferner  die  sooBtigen 

Akten  über  ilic  Konfiskationen.  —  d'EUort  a.  a.  Ü.  S.  2,  7.  —  Archiv  des  k.  tt.  k. 
Reicfagfinanzministcriums ;  Liechtenstein  an  Ferdinand  Ii.  dd.  iL  Desembcr  1620. 
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Genenükommissär  Miehoa  und  dem  Judeu  Bassevi  Gelegenheit  sich 
zu  bereichern,  und  spH^st  auf  dm  Fürstpn  von  Liechtenstein  fiel  der 
allerdinjrs  wahrsrheiülich  unrichtige  Verdacht.  daCs  er  mit  diesen 
Personen  sich  in  den  Riiub  t;eteilt  habe.  Liechtenstein  beantwortete 
die  Weisung  des  Kaisers  tiahin,  dafs  man  sich  nicht  nur  die  Kon- 
fiskation der  Landjiüter  und  die  Verzeichnung  des  Zugehörs  derselben 
angelegen  sein  lasse,  sondern  auch  eine  Anzahl  Präger  Häuser 
(die  den  kompromittierten  Edclleuten  gehörten;  mit  Beschlag  belegt 
habe.  Er  faoiRe  auf  diese  HSnanr  bald  ein  AnMieii  aiAehmeii  und 
dasselbe  dem  Kaiser  zur  Veriügoog  stellen  zq  ktooea.  Bei  der 
Landtaftl  traf  er  die  Veiftgnng,  daSt  nieinaiid  mit  Ausnahme  notoiiaeher 
Anhänger  des  Kaisen  eine  Besitaverlnderung  eintragen  lassen  dfirfe. 
Um  die  Beisenden  vor  Beraubung  zu  nehein,  traf  er  Voisoige, 
dals  die  Streike  nach  Wien  von  Prag  bis  Znaim  militärisch  besetst 
wurde,  sodaCt  man  wenigstens  auf  dieser  sich  ohne  Gefahr  bewegen 
konnte'. 

Obwohl  der  Kaiser  den  Befehl ,  die  Rädelsführer  des  Aufstandes 
in  i^latt  /II  iit'hmeu,  bis  dahin  nirfit  (  rtt  ilt  h:itte.  Tuifsbiili^rte  er  doch, 
dals  die  Verhattunji  nicht  S(  li(ni  t  rfol^t  sei.  Liechtenstein  rechtfertigte 
sein  Verhalten  mit  den»  von  Maximilian  gegebenen  in  isjjiel;  dieser 
habe  bei  der  Einiiahine  von  Pra^  jedem  ohne  Ausnahme  Schutz  des 
Lebens  und  Eigentums  mit  Hand  und  Mund  versichert;  da  nun  seit- 
her niemand  sieh  habe  ein  neues  Veigehen  zu  seholden  kouuuen 
lassen,  so  Mitle  er  nnmOglicb  schlifer  auftreten  können,  als  dies  der 
Herzog  gethan.  Aueh  habe  er  darauf  Rochsieht  nehmen  mflasen,  dab 
MAhren  und  Schlesien  sieh  noch  nicht  unterworfen  h&tteo»  Hätte  er 
gegen  jene,  die  sich  auf  Gnade  und  Ungnade  ergeben  hatten,  eine 
strenge  Ezekntion  verfOgt,  so  wQrde  dies,  meinte  er,  Verzweiflung 
und  einen  neuen  Aufstand  erzeugt  haben.  Übrigens  hätte  die  Ver- 
haftung aller  Schuldigen  auf  einmal  oder  nach  und  nach  geschehen 
mt^ssen.  Für  die  Verhaftun<r  aller  reichten  aber  weder  die  Gefang- 
nisse noch  die  Garnisonen  hin;  gehe  mau  aber  allmählich  vor,  so 
treibe  dies  die  auf  freiem  Fui's  belassenen  zur  Fludit.  Es  schade  nichts, 
dafe  man  gewartet  habe:  die  l)etieuten(isten  Rebellen  seien  rechtzeitig 
geflohen  und  die  zurückgebliebenen  schadeten  lilcllt^  mehr,  denn  sie 
seien  in  der  allgemeinen  Achtung  so  gesunken,  dafs  ihnen  nur  Spott 
und  Schmach  zu  teil  werde.    Zum  Schlüsse  teilte  er  dem  Kaiser  die 


'  Archiv  des  k.  u.  k.  ReichhÜuaozininiutertutiiä ;  LiechU;u«»teiu  au  den  Kaiser 
dd.  IS.  Jamour  1S21.  —  dlHrert  «.  a.  0.  8. 8. 

OinMf,  OtfmnAcawUMi  !■  BMuMn.  3 


Digitized  by  Google 


—  18  — 


Liste  der  in  Pra^.'  anwesenden  Direktoren  und  sonstiger  am  Aulstaude 
'beteilifrteu  Personen  mit  V 

Da  der  Kaiser  -(  inc  ^^  jener  Rüte  aulgefuriiert  hatte,  ihm  die 
Mitglieder  für  den  (i»  tn  iii^liof ,  der  vor  seiner  Ankunft  iü  Prag  die 
Ilui  hvi  rratsprozessc  zu  Ende  liihren  sollte,  zu  bezeichnen,  empfahlen 
sie  ilini  iur  das  Präsidium  den  Forsten  von  Liechteustein  und  als  dessen 
Stellvertreter  den  Oberstlandbofineister  Adam  von  Waldsteio.  Zu 
Mitgliedem  schlugen  8ie  die  getreu  gebliebenen  obersten  Landes* 
beamten  vor.  Da  jedoeh  der  Oberstburggraf  Adam  von  Stembeig, 
der  Kanuneipiiaident  Slawata  und  der  Burggraf  von  Karlstein  die 
Berufong  ablehnten,  weil  sie  mcbt  gewissermalaen  in  eigener  Sadie 
Richter  sein  woUten,  so  richteten  die  Wiener  Rftte  ihre  Aufinerksam- 
kdt  auf  andere  Personen.  Iki  der  Auswahl  derselben  stellten  sie 
den  Grundsatz  auf,  dafs  dieselben  aus  den  Ländern  der  böhmischen 
Krone  abstammen  oder  derselben  verpflicliU^t  sein  müfsten,  sie  emjtfahlen 
deshalb  die  Böhmen  Friedrich  von  Talmberg,  Wenzel  von  Ponil)sdort', 
Wenzel  Wilholin  von  Lobkowitz,  Wilhelm  d.  j.  von  Lobkowitz  und 
Christüpli  Wratiblaw,  ilie  Mfthrer  Ladislaw  von  Lubkowitz,  Leo  Bunan, 
Berka,  Hans  Kawka  von  Ric'an  und  den  Schlesier  Hanibal  von  Dohna. 
Wegen  ihrer  juristischen  Gelehrsamkeit  empfahlen  sie  mehrere  Reichs- 
hofrüte,  „die  aus  Böhmen  oder  den  inkorporierten  Ländern  sind  und 
zum  Teil  bOhmisebe  Offida  haben,*  nftmlieh  Peter  Heinrich  vm  StnUen- 
doif,  Otto  von  Nofititz,  Laminger  von  Albenrdt  und  Doktor  Melander, 
endlich  die  Prager  Appdlationsritte  Doktor  Wenzel  von  Flielsenitaeh 
und  Dolrtor  Meleluor  Gniess  von  Köbach.  Da  Strahlendorf  und 
M elander  nicht  aus  den  böhmischen  Lftndem  stammten,  so  sollte  man 
glauben,  dafs  sie  nach  der  Erklärung  des  Gutachtens  ein  böhroiscbea 
Amt  inne  hatten.  Es  ist  jedoch  nichts  davon  bekannt  und  man  mub 
Nielmehr  vermuten,  dafs  die  begutachtenden  Röte  bezüglich  ihrer 
eine  Ausnahme  machten.  Die  Räte  empfahlen  weiter  eine  möglichst 
rasdu»  Prozedur,  da  die  Verbrechen  der  Angeschuldi^rten  notorisch 
seien,  und  als  den  Ort,  wo  das  (iericht  abgehalten  werden  sollte,  das 
Prager  Schlofs.  (  iegen  die  HüchtiL^en  iiebelleu  solle  das  Urteil,  ebenso 
wie  gegen  die  anwesenden  ausgesprochen  werden  und  die  Vei  urteilung 
.  sich  auf  ihre  Person  und  ihre  Güter  erstrecken.  Bezüglich  der  ver- 
storbenen Hebellen  rieten  die  Rate  die  Konfiskation  der  Güter  an. 


*  d'Elvert:  Liechtensteia  an  den  Kaiser  dd.  17.  Januar  1621.  In  Uem  öclireibeu 
4«  Kaiaert  an  LtedrteMtdii  dd.  <!.  Februar  (bei  d'ElTert  S.  21)  idbeint  e»,  als  ob 
Liechtonstt'in  die  Liste  der  Direktoren  schon  am  8.  Jamiar  ttbenehickt  hfitte.  Es 
iDufs  da  ein  Irrtum  in  der  Datiernng  stattfinden. 
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emplUiteii  jedoeh  ihre  Kinder  in  ihrer  Ehre  und  Warde  nieht  an- 
zutasteu. 

Das  Gutachten  fand  nur  teilweise  Beachtung,  denn  als  der  Kaiser 
den  Gerichtshof  endgültig  zusammenstellte,  berief  er  in  denselben 
nicht  blofs  Persönlichkeiten  aus  den  Lilndern  der  böhmischen  Krone, 
sondern  auch  Fremde  iinri  zwar  rifhen  Liechtenstein  als  Vorsitzenden 
und  Waldstein  als  desseii  b  teil  Vertreter,  den  Appellationsinäsidonten 
Friedrieh  von  Talniberg,  <lea  Haufvtinaun  der  Fraf^er  klemseite 
Wratislaw  von  Mitrowitz,  die  Reichsliulrate:  Laniinger  von  Albenreit, 
Otto  Melandei  und  Johann  Wenzel,  die  böhmischen  Appellationsräte: 
Melchior  Guiess  von  Köbach,  Wenzel  von  Flielsenpach,  Daniel  Kapper 
▼on  Kapperstein  und  zwei  Rate  der  mederOsterreichiacben  Regierung 
Schwab  und  Paul  von  Mo.  Am  6.  Februar  befahl  der  Kaiser  dem 
Forsten  von  Liechtenstein  die  Verhaftung  der  Direktoren  und  32 
namentlich  benannter  Personen;  aufserdem  sollte  er  29  Personen  das 
Gelöbnis  abnehmen,  dafs  sie  sich  nicht  von  Prag  entfernen  worden, 
darunter  zAhlte  er  auch  Herrn  von  Tr^ka  auf*.  Am  11.  Februar 
teilte  er  dem  Fürsten  von  Liechtenstein  seine  Eniennung  als  Vor- 
sitzender des  (ierichtshofes  mit  und  ^ab  ihm  zugleich  eine  eingehende 
Instiiiktion  für  das  richtsverfahren.  Sämtliche  Richter  sollten  von 
dem  Forsten  nach  einer  ei*renen ,  zu  diesem  Zwecke  bestimmten 
Foniiel  vereidigt  werden;  denn  das  Gericht  sei  „ein  absonderliches'* 
und  hiefür  gentige  der  Eid  nicht,  durch  den  sich  die  genannten 
Personen  in  ihrer  sonstigen  Amtsstellung  verpflichtet  hätten.  Zu 
Sekretären  des  Gerichts  ernannte  der  Kaiser  für  die  deutschen  Proz^se 
den  Doktor  Melander,  für  die  böhmischen  den  Doktor  Kapper,  die 
Wahl  des  Öffentlichen  AnkUgers  oder  Prokurators  überliefe  er  dem 
Gerichtshöfe.  Letzteren  entband  er  zugleich  der  BeweisflDhrung  tta 
die  Anklage,  indem  er  ihm  vorschrieb,  dals  er  sich  auf  die  Notarietät 
des  angeschuldigten  Verbreebens  berufen  und  sonach  ohne  weiteres 
Zögern  stets  die  Verurteilung  und  Exekutiou  beantragen  solle.  Den  An- 
geklagten wurde  die  Wahl  von  Verteidigern  zugestanden,  doch  be- 
stimmte der  Kaiser,  dafs  ihnen  alle  auf  die  Verzdi^erunu^  des  Urteils- 
spruches hinzielenden  Verteidigun^^smittel  abtreschuitten  werden  sollten. 
Ersuche  ein  flt\chtiger  Rebell  durch  einen  Vertpidifj^er  um  Mitteilung 
der  Anklageschrift,  so  sei  ihm  dies,  da  es  sich  um  notorische  Ver- 

'  Gindely  a.  a.  0.  IV  58.  —  Wiener  Staatsarchiv:  Instruction  Ferdinands  IT. 
für  Liechtenstein  lUl.  11.  Februar  1621.  —  Stember^,  Nhtrtinit?  mid  Slawata  an 
Fenlinand  II.  dd.  12.  Februar  1621.  Ferdinand  an  die  oLgciiannten  Herren  dd. 
10.  Febrmr  1021*  Zwei  undatierte  Gutachten  der  Wiener  R&te  aber  die  Ziuamme»^ 
iteUnng  des  Oerichtahoffle. 
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brechen  handle,  rundweg  abzuschlagen.  Der  Prozefs  sollte  nach  der 
Spiache  des  Beklagten  geführt  und  in  dieser  Sprache  auch  das  Urteil 
gesprochon  werden.  Die  Richter  sollton  sich  aber  nicht  an  die  Be- 
schlüsse der  Landtage  von  1609  und  1610,  welche  dio  Urteile  in 
Hochverratspmzessen  milderten,  kehren.  Zur  Gi^ltigkeit  eines  Urteils 
sollte  die  einfafiie  Majoritiit  der  Votanten  hiureiciien,  dasselbe  aber 
vor  der  Exekution  dem  Kaiser  zur  Ratifikation  zugeschickt  werden. 
Die  flttchtigen  Rebellen  seien  iu  drei  unterschiedenen  Zeiträumen  zu 
citieren  und,  wenn  sie  nicht  erschienen,  sei  das  Urteil  wider  sie  zu 
spfredieii  und  ihre  GQter  m  konsfiaderen.  Auch  gegen  die  verstorbeneD 
Bebellen  sei  das  Urteil  zu  sprechen  und  ihre  Gater  su  konfisderen^ 
1621.   ihre  Kinder  jedoch  in  ihrer  Ehre  nidit  anzatisten^. 

Der  Befehl,  der  dem  Fürsten  von  Liechtenstan  die  Verhaftung 
der  in  Prag  beiindlidien  HlUipter  der  Aufstfindischen  aahefahl,  war 
durch  ein  Versehen  nach  Dresden  und  von  dort  erst  am  20.  Februar 
nach  Prag  gekommen.  Der  Füt^t  traf  alsbald  mit  dem  General* 
lieutenant  Tilly,  dem  Obersten  Waldstein  und  Michna  die  nötigen 
Vorsichtsmafsretreln  und  lud  mit  Ausnahme  zweier,  alle  ihm  vom 
Kaiser  bezeichneten  und  in  Pratr  anwe.senden  Herren-  und  KittfM^tands- 
pers(men  auf  die  zweite  Nachmittairsstunde  zu  sich  unter  liom  Vor- 
wand ein,  dals  er  ihnen  ein  Dekret  mitteilf  ii  wolle.  Als  die  Vor- 
geladenen erfifhienen,  wurden  sie  samt  und  souciei-s  iu  Haft  fzenommen 
und  in  den  Weilsen  Turm  auf  dem  Schlosse  eingekerkert.  Ueiuiicli 
Otto  von  Los  und  Johann  Wostrowec,  die  wegen  Kränklichkeit  auf 
die  Vorladung  lieehtensteins  nicht  erschienen  waren,  wurden  aus  ihren 
H&usem  iseholt  und  auch  in  den  Weilsen  Turm  gescbaflt  Zu  gleidier 
Zeit  hatten  auch  die  Präger  Königsrichter  die  sdnddigen  BQiger  Yor 
sich  geladen  und  ihre  Einkerkerung  auf  den  Rathäusern  Terftigt. 
Gegen  die  aufeerbalb  Prags,  aber  im  Lande  befindlichen  Bebellen- 
h.iupter  wunien  Verhaftsbefehle  erlassen  und  schleunig  durchgeführt 
Endlich  mufste  noch  eine  Anzahl  Personen  gegen  Handgel  ttbde  ver- 
sprechen ,  ihre  Hituser  nicht  zu  verlassen.  Die  zwei  Pei-sonen,  die 
Liechtenstein  trotz  kaiserlichen  Auftrags  nicht  in  Haft  nahm,  waren 
Gumprrcht  Cernin ,  weil  dei-selbe  sch(»n  wahrend  des  Aufstandes  die 
kathn!iM-(ir>  Partei  vielfach  begünstigt  uml  seiner  Verbindunir  mit  den 
RebfH*  n  iio  'li  vor  der  Weifsenberger  Schlacht  ein  Kude  gemacht  hatte, 
und  LadiNlaw  von  Seidlitz,  weil  derselbe  sich  frühzeitig  dem  Kui- 
furbleu  von  Sachi>eu  angeschlossen  und  bei  der  Unterwerfung  des 


*  Wiener  Staatsarchiv:  Instruktion  Ferdinands  il.  tur  dca  Gertcbtühof  dd. 
IL  Februar  1621. 
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Leitiiierits«r  Kieises  enprieftliehe  Dienste  geleistet  Dagegen  nahm 
lieebtensteiii  fünf  PeraoneiL  in  Haft,  die  ihm  nicht  bes^cbnet  worden 

waren.  Von  den  Verhafteten  Bcbeint  später  der  Barbier  Stegmann 
auf  freien  Fnib  gestellt  worden  zu  sein,  da  mehrere  bayrische  Oberste 
sieh  für  ihn  verwendeten,  weil  er  sich  als  tüchtiger  Arzt  bewährte 
und  sie  seine  Hilfe  bei  der  Behandlun^r  kranker  Soldaten  nicht  ent- 
l)ehren  kouuten.  Es  waren  dies  übrigens  nicht  die  er^fcTi  ^'orhaftlmp:eu, 
die  Liechtenstein  verfiit,t  hatte;  schon  einige  Worhrn  Muher  hatte  er 
den  ehenialiLren  Keklor  der  Prager  Universität,  iJoktor  Jessenius,  den 
pfälzischen  Sekretär  Doktor  Rüppel  und  den  Prager  Appellationsrat 
Doktor  Haunschild,  sowie  den  i'uiü  Skreta  verhaften  lassen,  uui  ihre 
etwaige  Flucht  zu  verhindern*. 

In  Befolgung  der  Wdsung,  die  ihm  in  der  Inrtmktion  erteilt 
worden  war  nnd  die  ihm  noch  vor  dem  kaiserlichen  Veiliafisbeföhl 
zukam,  lud  Liechtenstein  am  17.  Februar  dreilsig  flOchtige  Rebellen 
sur  Verantwortung  vor  den  Piniger  Gerichtshöfe,  darunter  den  Grafen 
Thum,  Wilhelm  von  Ruppa,  Wenzel  von  Berka  und  den  damals  noch 
nidit  gefangenen  Grafen  Joachim  Andreas  von  Schlick*.  Der  letzt- 
genannte hatte  schon  am  17.  Januar  an  den  Fürsten  von  GOrlitz  aus 
ein  Schreiben  gerichtet,  das  mit  Hintansetzung  jeder  Selbstachtung 
die  Xiederla'je  auf  dem  Weilsen  Berge  und  seine  eigene  bedrängte 
und  unsichere  T.afp  als  die  gerechte  Strafe  (lottes  für  seine  Itegafjirenen 
Sünden  erkl.u  tt  und  nur  darum  bat,  dals  hieiin'  Frau  und  seine  Kmder 
in  ihrem  Be&itztum  nicht  l>edrÄngt  werden  mochten.  Seine  Bitte 
unterstützte  er  mit  der  Behauptung,  dafs  er  von  dem  l)eab8ichtigten 
Fenstersturz  erst  anderthalb  Stunden  vor  der  Ausführung  erfahren 
und  ihn  trotz  eigener  Ge&hr  widerraten  habe,  dab  er  an  der  Ver^ 
trdbung  der  Jesuiten  keine  Schuld  trage,  nie  zur  Konfiskation  der 
geistlichen  Güter  geraten  habe,  um  den  Bildeisturm  im  Schiefe  nichts 
gewu&t  habe  und  der  katholischen  Geistlichkeit  und  den  katholischen 
Laien  stete  dn  treuer  Schützer  gewesen  sei.  Einzig  und  allein  das 
bekannte  er,  daA  er  die  Zusammenkunft  der  Stftnde  im  Carolinum 


'  Gindely  a.  a.  O.  IV  &  63.  —  d'Elvert  a.  a.  0.  S.  30,  35. 

•  Sächsisches  Staat- trrlii  . :  Vorladung  der  flüchtigen  Robellcn  >M  17  P  elinrnr 
1621.  Die  Namen  der  Voigeladenen  lauten  in  der  offiziellen  Reihentolge:  lieinricU 
Mathias  Graf  von  Thum,  Bohuchwal  Berka,  Wenzel  Wilhelm  Ton  Ruppa*  Grtf 
Jot/dam  AndMM  Sdilick,  Oi«f  Jobami  Albin  Sddteiit  W«nnl  Berioi,  Badalaw 
Wchynic,  Adam  Luk8an,  Smil  HodSjovsk^,  Paul  Kaplfl-,  Johann  von  Bubna, 
Krnfried  Berbisdorf,  Peter  Milicr,  Jobann  Miller,  Snul  von  Micbalowic.  Jobaoa 
Eisen,  Daniel  Skreui,  Johann  Oräinovak^,  Wenzel  Pisecky,  Ikigauun  t  ruewcin  . . . 
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vor  dem  Fenstersturz  gefördert  und  die  evangelische  Religion  und  die 
Freiheiten  des  Landes  gegen  die  bOeen  Ratgeber  des  Kaisers  ver- 
teidigt habe.  Sollte  seinem  Sohne,  fiihr  er  fort,  nicht  das  Erbe  er- 
halten werden  können,  so  möge  weuifistens  seiner  Frau  üir  Heiratsgut 
im  Betraire  von  20000  Thalern  und  ein  von  ihr  ireniachtcs  Daileheu 
im  Beilage  von  11000  Thalem  ausbezahlt  und  deshalb  \oi\  lier 
vollständigen  Konfiskation  seines  Gutes  Swijan  abgesehen  werden. 
Liechtenstein  nahm  dies*  /uM  lirift  mit  Befriedigung  auf  und  ant- 
wortete dem  Grafen,  dals  in  Anbetracht  der  bei  seiner  reuigen  Ge- 
smaung  zu  erwartenden  Dienste  bei  der  Unterwerfung  von  Schlesien 
seiner  Frau  ein  Meierbof  auf  dem  Gute  Swijan  eingerftnmt  worden 
ad.  Sebliek  solle  durch  einen  ansehnliehen  Dienst  und  eine  be* 
lohnungBwttrdige  „Demonstration*  dazu  helfen,  dafe  Schlesien  sich 
schleunig  noterwerfe,  und  auf  diese  Weise  sdne  Verbrechen  sflhnen. 
Dem  Grafen  mangelte  es  nicht  an  gutem  Willen,  das  Verlangte  zu 
thun,  aber  thatsftchlich  besafs  er  keine  Auktorität  in  Schlesien  und 
die  Provinz  unterwarf  sich  dem  Kaiser  nur  durch  Vermittlung  des 
Kürfürsten  von  Sachsen  V  Liechtenstein  konnte  also  nicht  undn'n,  den 
Haftbefehl  uwh  in  Bezug  auf  Schlick  zu  verftflfentlichen,  der  sich  nun 
zu  seinem  Schwager,  dem  Herrn  von  Redem,  nach  Friedland  flüchtete. 
Als  (lern  Kurfürsten  von  Sachsen  der  Aufenthalt  des  Flüchtlings  ver- 
raten wurde,  liefs  er  ihn  da.selbst  (9.  Marz  1621)  durch  eine  Reiter- 
eskorte gefangen  nehmen  und  nach  Dresden  transportiei-en.  Von  hier 
aus  wurde  er  am  13.  Mai  an  die  böhmische  Grenze  geführt  und  den 
kalseriichen  Behörden  ausgeliefert,  die  ihn  darauf  ebenialls  in  Prag 
im  WeiHsen  Turme  einkerkerten*. 

Die  Gefangennahme  der  Hftupter  des  Anfttandes  erregte  begreif- 
licherweise in  und  ausserhalb  des  Landes  das  grtUste  Aufsehen  und 
bei  den  Betroffenen  den  grOfsten  Sehrecken.  Jeder  Widerstand  war 
Iftngst  geschwunden,  jetzt  schwand  auch  jeder  Stolz:  neun  der  ver- 
hafteten Direktoren,  darunter  auch  der  höchst  ehrenwerte  Budowec, 
baten  den  Kurfürsten  von  Sachsen  um  seine  Verwendung  l)ei  dem 
Kaiser,  auf  dafs  ihnen  dieser  ihre  „Verbrechen"  verzeihe ,  sie  zu 
(ruadeu  aufnehme  und  ihnen  den  N'utzgenuls  ihrer  Güter  wiftfpr  ein- 
raumo.  Filr  Willielin  von  Lobknwitz  bat  so.izar  der  Obersth»iliiieister 
Adam  von  Waldstein  bei  dem  Knrhirsten  vor;  als  dies  nichts  half, 
richtete  Lobkowitz  selbst  seine  Bitte  an  Johann  Georg,  indem  er  wie 


1  Sächgiscbeo  Maatsarchiv:  Schlick  an  Liechtenstein  dd.  17.  Januar  1621. 
Dieser  Brief  ist  undatiert  bei  d'Elvert  a.  a.  0.  S.  15  abgedruckt  Ebenda  auch  S.  18. 
*  Gindel}-  IV  S.  $6. 
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SebUek  behauptete,  dals  er  od  dein  Fensteraturz  keinen  Anteil  gehabt. 

habe  und  nur  dem  Zwange  gefolgt  sei.  Auch  die  Franca  einiger  Yer* 
hafteten  richteten  ein  fthnliehea  Gesuch  an  den  Kuifiknten  von  Sachsen 
und  an  den  Herzog  von  Bayern.  Alles  dies  war  aber  veigeblich;  das 
IjOB  der  Gefanfxenen  war  im  vorhinein  besiefrelt'. 

Ais  Liechtenstein  vom  Kaiser  das  Dekret  erhielt,  wolt-lios  ihn 
zum  Vorsitzenden  des  Gerichtshofes  ematiiitp.  stolUe  er  ilemselben 
vor,  dafs  in  Hochverratsprozessen  bisher  stt-is  der  K  iml^  den  Vorsitz 
ireftthrt  habe;  dieser  Vorgansr  empfehle  sich  nach  Ansirlit  der  in  Prag 
anwesenden  Mitglieder  des  Gerichtshofes,  auch  jetzt.  Im  Falle  der 
Kaiser  nicht  erscheinen  könne,  sei  wenigstens  die  Absendtmg  eines 
seiner  Brüder  wQnschenswert  Diese  Mahnung  hatte  nicht  das  be- 
absichtigte Resultat.  Der  Kaiser  wollte  weder  selbst  bei  dem  Prozefo 
prisidieren,  noch  wollte  sich  sein  Bruder  Karl  damit  behelligen  lassen, 
und  so  blieb  es  bei  der  geschehenen  VeHhgong.  Der  Gerichtshof  selbst 
konstituierte  sich  am  15.  März,  nachdem  zwei  Tage  vorher  auch  die 
in  Wif  n  iTisilssi.üten  Mitglieder  in  Prag  angelangt  waren.  Zu  Sekretftrm 
wurden  der  Reiehshofrat  Melander  und  der  Appellationsrat  Kapper, 
ZTim  Ankläger  oder  Prokurator  der  böhmisclic  Edelmann  Pf  ibik  .Ten(5ek 
von  üujezd  bestimmt.  Darauf  izplnliten  sämtliche  >!it'_'1ie(ler  in  der 
Reichshofratsstube .  die  für  die  otientlichen  Verhandiunj^en  bestimmt 
war,  ihr  Amt  ucwissenhaft  zu  üben,  worauf  auch  der  Präsident  sein 
Geiohnis  in  die  Hiinde  Adams  von  Waldstein  ablegte.  Nach  Be- 
endigung dieser  Formalitäten  bestimmte  das  Gericht,  dafs  zuerst  das 
Verhör  der  Direktoren  stattfinden  solle  und  trug  deshalb  dem  Doktor 
Mdaoder  auf,  einen  Entwurf  der  Fragepunkte  zu  verfossen,  wobei 
demselben  das  Oeschaftsprotokoll  der  Dirdctorialregierung  zur  Be- 
nutsung  übergeben  wurde.  Am  18.  Mftrz  forderte  der  Oeriehtshof  die 
Erben  der  verstorbenen  Rebellen  auf,  binnen  Monatsfrist  auf  der 
Prager  Buig  sich  einzufinden  und  das  Urteil  über  dieselben  zu  ver- 
nehmen-. 

Am  27.  März  überreichte  Melander  seine  Arlwit,  die  aus  236 
Fra;:epunkten  bestand  und  dh'  von  den  Richtern  nach  kurzer  Ver- 
handlung einstimmig  gebilligt  wurde.  Zwei  Tage  später  mufsteu  sich 

'  Gindely  a.  a.  O.  IV  S.  5ö.  —  SiLcbsisclies  Staatsarchiv :  Adam  von  VValdsteia 
ma.  Knmdum  dd.  10.  M&rz  1981. 

^  d'£lTert  S.  37,  49  ff.  Die  Namen  der  Personen,  deren  Erben  «m  18.  Wim 
vor  das  Gericht  geladen  wurden,  sind:  Peter  von  Schwambor''  Leonhard  Colonnt 
.von  Fels,  Johann  Albrecht  Smilicky,  Rudolf  Stubenberg,  Heinrich  Bunan  von 
Ontieiiftdn,  Vbich  Wchynsky.  Utridi  und  Nicolai»  ron  Gentorf,  Albrecht  Pfieffer- 
kom,  Weoiel  von  Babni. 
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die  TerhsfteteD  Direktoien'  in  der  ReicbshofiraMabe  einfindeti,  m 

ihnen  der  Wortlaut  der  kaiserlichen  Vollmacht,  auf  Grund  deren  der 
Gerichtshof  seines  Amtes  waltete,  mitgeteilt  wurde.  Der  Prokurator 
stellte  hierauf  das  Ansuchen,  die  Verhafteten  in  Bezug  auf  die  Frage- 
punkte zu  inqiiirierpii.  Auf  den  Gesichtern  sämtlicher  Direktoren  gab 
sich  Bestürzung  kund.  Da  sich  keiner  von  ihnen  zum  Worte  meldete, 
wurden  sie  wi^^dor  abgeführt  und  zwar  diesmal  die  Herren  und  Ritter 
in  verschit  litiii'  Haust  i  in  der  Burg,  die  Bürger  dagegen  in  deu  Weifsen 
Turm.  Jeder  von  ihueu  hatte  ein  besonderes  Gemach  inne,  so  daüs 
sie  nicht  miteinander  verkehren  konnten,  alle  wurden  unter  strenger 
Bewachung  gehalten.  Um  die  TeiMie  zu  beBcUeoidgieB  und  bald  sa 
Ende  in  bringen,  worden  swei  getrennte  Kommiarionen  hiefür  er- 
richtet und  die  Ge&ngenen  je  einer  der  beiden  zageteOt 

Obwohl  man  den  Pirozeis  nach  Möglidikeit  zu  besebletuigea 
suchte ,  stand  doch  nicht  zu  erwarten,  dals  man  vor  Monatsfrist  mit 
demselben  fertig  werden  wQnle,  und  so  benutzte  Liechtenstein  die 
Zwischenzeit,  um  wenigstens  den  Prozefs  gegen  die  flüchtigen  und 
verstorbenen  Rebellen  zum  Abschlufs  zu  bringen.  Am  2.  April  erhob 
also  der  Prokurator  Klage  gegen  die  Flüchtigen,  die  sich  trotz  der  an 
sie  ergangenen  Vorhidung  nicht  eingestellt  hiitten,  und  verlanL'te,  dafs 
gegen  sie  als  notoriscli  Schuldige  das  Urteil  gesprochen  wenie.  Der 
Gerichtshof  stimmte  dem  Ansuchen  bei,  nur  v*  rsi  liub  er  die  Fällung 
des  Urti'ils,  um  hierüber  reiflich  zu  beraten,  aul  ilen  5.  April,  Das- 
selbe lautete  auf  den  Verlust  des  Lebeus  und  der  Güter,  wovon  selbst- 
verstitaidlich  nur  der  letztere  Teil  vollzogen  werden  konnte.  Der 
Kaiser  hatte  ge  wünscht ,  dals  auf  die  Ermordung  der  FlQchtigen  ein 
Pkeis  gesetzt  würde,  aber  der  Geriditshof  in  Prag  entsprach  diesem 
Wunsche  nicht,  weil  eine  dersrtige  Prozedur  wohl  in  Italien,  aber 
nicht  in  Deutscblaiid  ttbüch  sei  und  leicht  zu  einem  bfisen  Beispiel 
diene  n  könnte.  Ferdinand  gab  sich  damit  zufrieden  und  bestätigte 
das  Urteil  am  16.  April  in  der  Fassung,  wie  es  in  Prag  gesprochen 
worden  war.  Als  die  Ratifikation  daselbst  anlangte,  wurden  die  Namen 
der  Verurteilten  auf  je  zwei  Tafeln,  eine  deutsch,  die  andere  böhmisch, 
aufgeschrieben  und  von  dem  Henker  an  die  Galgen  der  drei  Prj\ger 
Städte  angenagelt^.  Die  beiden  Heroide  und  der  Trompeter,  welche 

*  Es  waren  dies  Wilbehu  d.  «L  von  Lowkowitz,  Paul  von  &i€an,  Wenzel 
Bndowee,  Paal  Kaplif,  Prokop  Dwolediy,  Friedrich  ton  Bflft,  Bohoabw  von 

Michalowic,  Hans  ron  Wostrowec,  Wenzel  Felix  Pßtipesky,  Otto  von  Los,  Martin 
Fruewein,  Theodor  Sixt  von  Ottersdorf,  Maximilian  HoÜklek,  Tobias  Steffek,  Valen- 
tin Kocbao,  Jobann  Scbultys,  Christoph  Kober. 

*  d*Elveit  a.  a.  0.  8. 52—56. 
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bei  der  dflentliclieii  Citation  und  bei  Poblikation  der  Urteile  wider 
die  ilftchtigen  Rebellen  verwendet  wurden,  eriiielten  60  beaehangB- 
weise  50  Thaler  als  Entlohnung  ^ 

Am  16.  April  forderte  ier  königliche  Proknrator  auch  die  Urteils» 

sprechnn?  Uber  die  verstorbenen  "Rebellen,  worauf  seinem  Gesuche  am 
26.  April  willfahrt  wunie.    IHe  Namen  von  zehn  Persnnpn ,  nämlich 
VefpT  von  Srbwaniborcr,  Leonhard  Colonna  von  Fels.  Joliauu  Albrecht 
SiiHiicky,  Hudoit  Stubenberg,  Heinrich  Buriau  von  Guttenstein,  Ulrich 
von  VVchyusky,  Ulrich  und  Nicolaus  Gerstorf  von  Garstorf,  Albi^cht 
Pfefferkorn,  Wenzel  von  Babna  wurden  für  ehrlos  erklärt  und  ihr 
B^itz  konfisciert;  ihren  Nachkonunen  sollte  jedoch  die  Strafe  zu 
keinem  Sdrimpfe  geidcben.   Der  Kaiser  bestittigte  das  Urteil  am 
U.  Mai.  Gegen  zaUreidie  andere  verttoibene  Beb^len  wnrde  m- 
Itafig  der  UrtdlBSpnieb  auiiseidioben,  weil  man  nodi  nidit  wnfete» 
ob  Bie  sieh  des  HoehverratB  im  enten  Grade  schuldig  gemsdit  hatten 
oder  niebt*  und  nur  im  ersteren  Falle  das  Urtdl  aol  Konfiskation  der 
Guter  und  Brandmarkun^  des  Namens  lauten  konnte,  im  anderen 
Falle  aber  eine  Urteilsfftllung  nicht  mehr  stattfinden  durfte.  Tbat- 
sächlich  wurde  ?egen  viele  verstorbene  Ilebellen  das  Urteil  erst  im 
Jahre  1622  und  in  den  folgenden  Jahren  iiefällt    Liechtenstein  f;ab 
den  Wert  dr?  von  ihm  in  Be^^rhla^'  fxenommenen  Vermögens  auf  fOnf 
Millionen  Tlialer  an.    Ks  >iinuHt  dies  so  ziemlich  mit  zwei  anderen 
Verzeidmiäsen,  von  denen  das  eine  den  Wert  der  nach  den  fluchtigen, 
verstorbenen  und  verhafteten  Ilebellen  mit  Bescblsu;  belegten  Guter 
auf  5278996  Thaler,  das  andere  auf  5374449  Thaler  augiebt.  Da 
aber  die  Frauen  der  floehtigen,  veistorbenmi  und  gefimgenen  Bebellea 
Anspruch  auf  ihre  Mitgift  machten,  auch  die  GlJUibiger  um  Zahlung 
der  auf  die  konfisderten  (xfiter  von  ihnen  gewährten  Anlehen  baten, 
empfshl  der  Forst  Ton  Liechtenstein  die  AufeteUnng  einer  eigenen 
Kommission,  welche  diese  AnsprOcfae  untenmcben  sollte.  Der  Baiser 
stimmte  diesem  Vorschlag  am  16.  April  bei,  was  nicht  hinderte,  da& 
selbst  jene,  deren  Ansprt\che  als  begründet  anerkannt  wurden,  auf 
die  Befriedigung  derselben  übermäfsig  lanL'e  warten  mufsten  oder 
geradezu  um  ihr  Hecht  betrogen  wurden,  da  sie  mit  wertloser  Münze 
ausbezahlt  wurden^. 


'  Praffi  Statthaltereiarchiv:  Zwei  Befehle  an  tleo  Rcntmiistt-r  ild.  8.  Mai  1621. 

'  BUek  a.  a.  0.  XLll  berechnet  den  Wert  der  in  dieser  Zeit  in  Beschlag  ge- 
DomoMnai  Ottter  uf  7  973889  Schock  Heiftaer  Graschen.  Wir  führen  statt  MeifaiMr 
Groschen  immer  Tbaler  an,  «eil  der  YoUwichtige  Reichsthaler  ein  Sdiock  Meiftaer 
Groschen  galt  —  d'fiÜTert  a.  a.  0.  S.  58,  55-58.  —  Bilek  XLUl. 
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Mit  dein  VerbOr  der  Gefongenen  war  man  gegen  Ende  April 
fnrtig  geworden.  Inwieweit  jeder  einzelne  bezüglich  der  wider  ihn- 
erhobenen  Klagen  geständig  war,  ist  nicht  bekannt ;  denn  wir  besitzen 
nnr  die  Aussagen  von  Michalowic,  Fruewein,  Hiraii.  Kaplfr ,  Otto 
von  Los,  PStipesky.  Die  von  ftlnf  anderen  I'ersouen,  namentlich  von 
Andreas  Schlick  nnd  Biidowec  vorfindlichen  Verhitrsprotokolle  enthalten 
nur  Aussafien  in  den  mit  ihnen  uachtiHglicht  d.  h.  nachdem  sie  bereits 
zum  Tode  verurteilt  worden  waren,  angestellten  Verhören.  Aueh  be- 
trefFen  sie  nur  die  Verbindunfj  mit  dem  Pfalzgrafen  und  geben  über 
die  Auteilnabuie  der  Verhürteu  an  den  Vorgängen  iu  Böhmen  keinen 
AnfteUttb.  Die  Angeklagten,  deren  Verliöf^rotdcolle  noch  vortumden 
and,  worden  zuerst  über  den  im  CaroHnum  am  21.  Hai  abgehaltenen 
Froteatantentag  nnd  Ober  den  Fenateraturz  beftugt,  beaonders  darüber, 
ob  der  letztere  vorbereitet  gewesen  sei  oder  nicht;  fismer:  Ober  die 
Wahl  der  Direktoren,  über  die  Veifasser  der  beiden  Apologien,  ober 
die  Vertreibnng  der  Jesuiten,  ober  die  Verhandinngen  mit  dem  Pfolz- 
grafen  und  sonstigen  ausländischen  Fürsten,  über  die  Absetzung 
Ferdinands  II.,  die  Wahl  des  Gegenkönigs,  ttber  den  Abschlufs  des 
Bündnissos  mit  den  österreichischen  Ständen,  mit  Bethlen  und  den 
Ungarn.  Die  Befra.u'ten  suchten,  wie  dies  in  solchen  Fallen  gewühulich 
geschieht,  ihre  Schuld  /n  bpniJlntolii  oder  ganz  zu  leugnen;  nur  der 
hochbetagte  Otto  von  Los  gab  ehrlich  Antwort  auf  alle  Fragen.  Ob 
sein  Beispiel  auch  von  eincMu  Teile  jener  Verhafteten,  deren  Verhör 
sich  nicht  erhalten  hat,  befolgt  wunle,  können  wir  weder  bejahen  noch 
verneinen.  Nach  seinem  Bekenntnis  war  die  alleinige  Veranlassung 
zum  Aosbruefa  des  AuÜBtandes  die  Sehliebung  der  Kirchen  zu  Kloster- 
grab  und  Braunau  nnd  das  gegen  die  Zusanunenkflnfte  der  Protestanten 
erlassene  Verbot  gewesen.  Da  beides  den  ständischen  Privilegien  und 
namentlich  dem  von  Rudolf  erteilten  Migestfltsbrief  widersp^ch,  hätten 
sich  di(^  Stände  zur  gewaltsamen  Beseitigung  der  böhmischen  Rat- 
geber des  Kaisers  entschlossen,  damit  aber  nichts  feindliches  gegen 
den  Kaiser  unternehmen  wollen.  Zur  Aufrechthaltung  ihrer  Rechte  und 
Freiheiten  hätten  darauf  die  Stande  die  Wahl  der  Direktoren  vor- 
genommen und  mit  anderen  Ländern  Knnfodorationen  einjie^^anijen.  Als 
hierauf  die  kaiserliche  Amioc  in  Buhmen  (Mit^rciallen  sei.  überall  mit 
Mord ,  Brand  und  Verwustunii  wütend,  nicht  einmal  der  Krauen  und 
Kinder  schonend,  hätten  auch  die  Staude  sich  rüsten  müssen  und  sich 
wegen  dieser  Drangsale  zur  Al>setzung  Ferdinands  II.  entschlossen. 
Sie  hätten  ihm  nicht  den  Eid  gebrochen,  denn  er  sei  noch  nicht  im 
Besitz  des  Königreichs  gewesen;  auch  sei  er  nicht  ordnungsmäfsig 
gewählt,  sondern  unter  MiCsachtung  der  von  Rudolf  II.  und  Mathias 
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ertetlten  Reverse  als  Ktoig  aagenommen  worden.  An  der  Wahl 
des  Ffalzgnfen  zum  KOnig  habe  er  (Otto)  sieb  beteiligt  und  sei  ibm 
tren  geblieben  bis  m  seiner  Niederlage:  da  aber  Gott  nun  dem 
Kaiser  den  Sieg  erteilt  habe,  so  erkenne  er  diesen  fürderhin  als  seinen 
König  und  Herrn  an.  Er  hoff(\  dafs  er  um  dieses  aufrichtigen  Geständ- 
nissps  willen  nicht  als  Hochverriltor  erklÄi  t.  sondern  Seine  Majestät  den 
Unterschieii  zwischen  einem  regierenden  König  und  einem  blofsen 
Thronanwj\rter  erkennen  werde.  Auf  die  Richter  machte  freilich 
dieses  aufrichtige  Bekenntnis  einen  schleclitereu  i  'uHiruck.  als  die  Ab- 
leugnungen und  Entschuldimmgen  der  übrigen  Gefangenen;  sie  fanden 
darin  eine  ganz  iKSoudere  Verstocktheit  und  Böswilligkeit'.  Die 
Antworten  der  Qbrigen  Gefangenen  ergaben  die  Gewifsbeit,  dals  der 
Fenstersturz  von  dem  Grafen  Thum  geplant  und  den  Tag  vor  seiner 
Ausfllhrung  von  ihm,  von  Albreeht  SmiHelr^  und  einem  MitgUede  der 
Familie  Webynsk^  beschlossen  worden  war.  Schon  vorher  hatte 
Graf  Schlick  in  dem  bereits  erwfthnten  Sehreiljen  vom  17.  Januar 
und  darauf  in  einem  zweiten  Sclireiben  vom  2.  Mftrss,  beide  an  Liechten- 
stein, die  rianm&feigkeit  d(  s  Fenstersturzes  zugestanden  und  ausdrUck' 
lieh  den  (irafen  Thum  als  den  Urheber  desselben  bezeichnet.  Von 
sich  selbst  hatte  Schlick  behauptet,  dafs  er  oi"St  anderth;<lh  Stunden 
zuvor  von  dem  geplanten  Morde  erfahren  habe;  Thum  iiabe  ihn 
nftmlich  vor  dem  Zug  auf  das  Schlofs  in  seiner  Wohnung  besucht  und 
ihm  den  ta^s  vorlior  mit  Smificky  und  Wchynsky  iiefafsten  Beschlul^ 
mitgeteilt  Schlick  beliauptrte,  dafs  er  damals  heftig  widersprochen 
und  um  Gotteswillen  gebeten  habe,  „eine  solciie  unerhörte  Tliat  nicht 
Torzunehmen,"  aber  Thum  habe  ihn  drohend  angefahren  und  bemerkt: 
Wer  nicht  dabei  sein  wolle,  solle  es  lassen,  wer  sich  aber  widersetaen 
würde,  dem  werde  gleiches  widerfahren.  Zuletzt  habe  Thum  ihn 
(Schlick)  angefordert,  aufe  SehloJs  zu  kommen,  wo  unter  den  Standen 
Beratung  gepflogen  werden  könne,  ob  es  zur  That  kommen  solle  oder 
nicht ;  aber  damit  habe  er  ihn  und  andere  hintere  Licht  gefbhrt,  denn 
als  Schlick  mit  den  Ständen  auf  das  Schlofs  in  die  Grüne  Stube  ge« 
kommen  sei  und  erwartet  habe,  dafs  man  daselbst  erst  beraten  werde, 
sei  Thum  aufgestanden  und  habe  sogleich  alle  auftrefordert ,  sich  in 
die  Kanzlei,  wo  die  Statthalter  weilten,  zu  verfuu'on,  und  dort  sei  es 
zu  jener  Gewaltthat  gekommen*.  Bezüglich  der  beiden  Apologien 
w\irde  in  den  Verhören  sichergestellt,  daüs  die  erste  von  Martin 

^  d'Elvert  8.  64  u.  Ts  _   liölitnisches  StatthaltereiarchiT:  Origioolverhör  mit 
Otto  Ton  Los.  —  Gindely  a.  a.  O.  I  275  u.  IV  63. 

*  AzcUt  von  Kenbans:  Schlick  ui  Licchteastetn  dd.  2.  M&rz  1621, 
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Fruewein,  die  zweite  tod  dem  Grafen  Andreas  Schlick  mit  Hilfe 
Skretas  und  eini^rer  anderen  Pemnen  verfafet  worden  sei. 

Am  17.  Mai  berichtete  Liechtenstein  dein  Kaiser,  dafs  das  Urteil 
über  die  17  gefangenen  Direktoren,  sowie  über  Doktor  Jesseuius  ge- 
sprochen sei ,  und  schickte  ihm  dasselbe  samt  den  Gründen  zu. 
Budowec,  Kapllf,  Dwoiecky,  Michalowic,  Fne(inch  von  Blla.  Los, 
Frne\v(  lu,  Hosttilek,  Steffek,  Kochau,  Kober  und  Jessenius  wurden 
mm  Tode  venirteilt  Die  Todesstrafe  sollte  an  einigen  von  ihnen  in 
qualifizierter  Weise  vollzogen  werden:  den  Herren  von  Budowec  und 
Otto  Ton  Ii06  Bonte  die  rechte  Hand  abgehauen  und  sie  dann  bei 
lebendigem  Leibe  geTierteilt  werden;  dem  JesBeniuB  sollte  die  Zunge 
ausgesehnitten  und  dann  die  yierteUunff  Teilgenommen  werden;  dem 
Maiün  Fruewein  sollte  die  rechte  Hand,  dann  der  Kopf  abgehauen 
und  der  Leichnam  gevierteilt  werden;  MichaloTic  und  Dwofeck;^ 
sollten  anerat  enthauptet  und  dann  gevierteilt  werden;  KapUf,  BllSy 
Koehan,  Kober  und  Hodtaiek  sollkMi  einfach  geköpft  werden.  Allen 
wurde  Ehre  und  Vermögen  abgesprochen,  rtefzen  die  übrigen  ge- 
fangenen  Direktoren  Lobkowitz,  RiO'an,  Pötipeskj,  Mxt  von  Ottersdorf, 
Wostrowec  und  Schultys  wurde  zwar  auch  der  Verlust  ihrer  Ehre,  ihres 
Lebens  und  ihre^  Vermögens  ausgesprochen,  sie  aber  zugleich  der 
kaiserlichen  Gnade  empfohlen. 

Füi-  Ldhkowit/  sprach  der  Umstand,  dals  er  umiiittelbar  nach  der 
Schlacht  auf  dem  Weifseu  Berge  sich  dem  Kaiser  unterworfen  und 
dnreh  den  Henog  von  Bayern  seine  Gnade  angerufen  hatte  und  damit 
ein  Beispiel  gegeben  hatte,  welches  zahlreiche  Nachahmer  fond.  Dap 
zu  kam,  dab  er  ohne  jegliche  Bildung,  nOin  purer  Idiot*  war,  den 
mcht  eigene  Böswilligkeit,  sondern  die  Einwirkung  anderer  in  den 
AnÜBtand  getrieben  hatte,  ferner  dab  er  einem  hochansehnUchen  Ge- 
schlechte angehörte,  welches  dem  Kaiserhause  bedeutende  Dienste 
geleistet  hatte.  Lobkowitz  ersuchte  übrigens  nicht  allein  die  Richter 
und  den  Kurfürsten  von  Sachsen  um  ihre  Fürbitte,  sondern  wieder- 
holt auch  Polixena,  die  Frau  des  Kanzlers  Lobkowitz,  und  den  Kanzler 
selbst.  Soiii  Srlireihf'n  an  Frau  l'olixeua  beleuchtet  so  Lranz  den 
grcnzeulüseu  Janinier  der  besiegten  Tartei  ^  Man  hatte  ihm  hienach 
noch  vor  dem  Urteilsspnich  nicht  blols  seme  ganze  lieirende,  sondern 
auch  seine  fahrende  Habe  mit  Beschlag  belegt,  ihm  1300  Mark 
Silber,  die  er  in  der  Münze  hatte,  weggenommen  und  ihm  so  alle 
Mittel  zu  seinem  eigenen  Unterhalt  und  dem  seines  krOppelhaften 


*  Archiv  von  liaudnitz:  Wilhelm  d.  ä.  von  Lobkowiu  an  Frau  Polixena  von 
Lowkowits  <M.  19.  Mai  und  19.  Joni  1821.  Dttsdbe  an  den  Kander,  undatiert 
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ond  bei  ihm  weitenden  SobneA  geraubt,  so  dab  er  Bich  wAhrend  seiner 
Haft  nur  durch  die  Gaben  befreundeter  Personell  erhnlten  Icoonte. 
Um  sein  Elend  zu  vermehren,  hatte  sein  älteier  Sohn  in  Holland 
Schulden  gemacht  und  war  da  gefänglich  eingezogen  worden,  und  nun 

sollte  er,  der  seihst  den  ärgsten  Manircl  litt ,  für  ihn  zahlen.  Sein 
tro?tlnser  Brief  bliel)  nicht  ohne  Eindruck  auf  Polixena;  zunächst 
Rrhcint  sie  seiner  materiellen  Not  abgeholfen  /u  haben,  und  dann  ver- 
wendete sie  sieb  bei  dem  Kaiser  für  seine  Bt  u^nadigimt: ,  indem  sie 
ihren  kleinen  Sohn  diese  Bitte  vorbringen  liefs.  Da  auch  die  Wiener 
Ratgeber  die  Bi^madigung  empfahlen,  so  wurde  vom  Kaisei  vorlaiiiig 
die  Vollziehung  der  Todesstrafe  über  Lobkowitz  verschoben  und  nur 
die  Goterkonfiskation  vollzogen. 

Die  Nachsieht  der  Todesstrafe  bei  Paul  äUfan  empfahl  Liechten- 
stein ans  dem  Grunde,  weil  er  die  Anbftnger  des  Kaisers  und  die 
katholisdie  Kirche  vor  der  Konfiskation  ihres  Besitses  habe  schützen 
wollen,  femer  weil  er  die  Belagerung  Pilsens  widerraten  und  die  Be- 
zddinung  des  kaiserlichen  Kriegsvolks  als  eines  fremden  getadelt 
habe;  auch  habe  Ri^an  stets  Verhandlungen  zur  Anbahnung  eines 
Ausgleichs  empfohlen  und  selbst  sich  dazu  erboten;  das  Bündnis  mit 
Osterreich ,  Milhren ,  Schlesien  und  der  Lausitz  habe  er  nicht  gut- 
geheifsen  und  sei  deshalb  von  fien  H*'bellen  bereits  nis  Feind  an- 
gesehen worden.  Bei  P^tipeskv  führte  (ier  Fürst  als  luildf  i iiden  Um- 
stand an,  dals  dieser  ursprünglich  die  Wahl  zum  Direktor  abgelehnt 
und  nur  auf  die  Drohung,  dafs  niaü  au  ihm  den  Fenstersturz  wieder- 
holen würde,  nachgegeben  habe ;  später  habe  er  mehr  als  zwanzigmal 
um  Entlassung  ersucht,  habe  sich  an  der  Abfassung  der  Apologie  nicht 
beteiligt)  habe  Ausgleiehsverhandlungen  mit  dem  Kaiser  angeraten» 
sifh  wider  dessen  Absetzung  ausgesiirochen  und  den  Verkauf  der 
geistliehen  Oflter  wideiraten.  Von  Sixt  von  Ottendorf  behauptete 
lieditenstein,  dab  er  sich  an  den  Direktorialgesehftfken  wenig  be- 
teiligt habe,  weil  er  krank  gewesen  sei,  femer  dafs  er  gegen  die  An- 
vrrrbung  einer  böhmischen  Armee  und  gegen  den  Abschlufs  der 
fremden  Bündnis  aufgetreten  sei.  Von  Wostrowec  l)emerkte  er, 
dafs  derselbe  an  der  Versammlung  im  Carolinum  rnn  2H.  Mai  nicht 
teilfenomiiieu  und  ei^st  nach  spuwr  Wahl  zum  Direktor  an  dem  Auf- 
stantlo  sich  beteiligt  habe;  übngens  sei  er  ein  einfältiger  Mensch, 
dessen  Benehmen  vor  dem  Aufstande  tadellos  gewesen.  Bei  Schultys 
wurde  auf  seinen  geringen  Verstand ,  aui  die  Unlust ,  mit  der  er  in 
das  i>irektoriuiii  eingetreten  sei,  und  auf  die  Dienste  hingewiesen,  die 
er  nach  der  Schlacht  auf  dem  Wei^u  Berge  bei  der  Unterwerfung 
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Kttttenborgs  und  der  Henmziehang  der  Bttrger  zu  bedeateudea  Geld- 
zahlungen geleistet  habe'. 

Die  Urteilsprüche  wurden  von  deu  Mitgliedern  des  Gerichtshofes 
KUo  und  Talmberg  mit  aulseronientlichcr  Geschwindigkeit  nach  Wien 
gebracht,  denn  schon  am  21.  Mai  nahmen  die  Beratungen  über  die- 
selben, bei  weichen  der  Kanzler  LübkowiLz,  Strahleudorf,  Nostiu, 
M.  Fabricius  und  die  beiden  Prager  Boten  zugegen  waren,  (iamit 
ihren  Aufaug,  dais  mau  bänitliche  Urteilsspri^che  vorlas.  Tags  darauf 
emp&U  Talmberg  die  Begnadigung  Wilbelma  von  Lobkowitz,  inMiferD^ 
als  er  ihn  zur  ewigen  Kerkerhaft  und  zum  Verlust  seiner  GOter  ret- 
urteilt  wissen  wollte.  EUo  stimmte  bei,  wog^n  Stiablendoif  be- 
meAte,  man  müsse  sieh  zuerst  darober  einen,  ob  die  Todesstrafe  an 
allen  Peisonen  zu  vollziehen  sei.  Ober  wdehe  sie  der  Präger  Geriehts- 
hof  verhängt  habe.  Um  Dicht  den  Vorwurf  allzugrofser  Bacbgier  auf 
sich  zu  laden,  empfahl  er,  dieselbe  nur  an  neun  Personen,  drei  aus 
jedem  Stande  zu  vollziehen ;  die  übrigen  könne  man  nach  Neapel  und 
Toscana  schicken,  auf  dafs  sie  von  dem  Köni^re  von  Spanien  und  dem 
Orofsherzog  von  Toscana  an  die  Galeeren  fzeschmiedet  würden.  Audi 
pe^en  die  Vierteilung  bei  lebendigen  Leibe  sprach  er  ^\di  aus,  da  sie 
eiue  ubei-llttssige  Grausan^keit  sei.  Die  Übrigen  Mitglieder  der  Kom- 
mission wollten  keine  iokhv  Schoiuinf;  üben;  dagefren  wollten  sie  die 
Schuldigen  auch  nicht  lier  grausameu  üaleerenstiafe  ausliefern,  s>üudcru 
schlugen  vor,  dafe  jene,  an  denen  die  Todesstrafe  nicht  vollzogen 
wttrde,  zu  lebenslftnglichem  Ge&ngnis,  mit  oder  ohne  Zwangsarbeit, 
verurteilt  worden.  Der  Kaiser  bestimmte  nach  Anhörung  dieser  und 
Miderer  Vorschlage,  daüB  die  Todesstrafe  an  Wilhelm  von  Lobkowitz, 
Bidan,  Pstipesky,  Wostrowec  nicht  vollzogen  werden  solle;  sie  seien 
im  Geföngnisse  zu  belassen  und  ihre  Güter  zu  konfiscieren.  Audi 
Sixt  von  Ottersdorf  sollte  am. Leben  bleiben,  aber  ihm  die  Begnadigung 
erst  auf  dem  Richtplatze  angekündigt  werden.  In  qualifizierter  Weise 
sollten  hingerichtet  werden:  Michalowic,  dem  die  rechte  Hand,  dann 
der  Kopf  abi^^'banPM,  >r;u  tin  Fruewein,  dem  gleicherweiße  zuoi-st  die  rechte 
Hand,  dann  »iei  Kupi  abgehaueu  und  d^r  nachher  noch  gevieiteilt  und 
endlich  Jesiieuius,  dem  die  Zuntre  ausgeschnitten,  dann  der  Kopf  abiiehauen 
und  fier  nachher  gevierteilt  werden  sollte.  Otto  von  Lob  sollte  ent- 
hauptet dann  gevierteilt,  Buduwec,  Bila,  Dwofeckj,  Kaplff,  Schultys, 
HoStalek,  Stefifek,  Kober,  Kochan  einfach  enthauptet,  die  einzelnen 
Teile  der  Geviertsilten,  sowie  die  Kopfe  der  Enthaupteten  ausgestellt 
werden.    Der  Prager  Gerichtshof  hatte  auch  das  Urteil  über  drei 
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Personen y  die  nicht  Direktoren  waren,  eingesclnekt,  nftmUch  Aber 
Suäicky,  Kutnaaer  und  Wodftansky  und  fbr  dieselben  die  Todesstrafe 
dorcb  den  Strang  beatiniint.  Der  Kaiser  bestätigte  dies  Urteil,  sowie 
das  Ober  drei  Personen,  tlber  die  der  Tod  nicht  verhängt  wurdet 
Die  Frage  Liechtensteins,  ob  zu  den  Verurteilten  Geistliche  ihres 
Glaubens,  also  nainpiitlich  solche  der  Hrüderunitilt  zuzulassen  seien, 
beantwortete  Ferdiiiaud  dahin,  dafs  nur  katholische  und  lutherische 
Geistliche,  in  keinem  Falle  al)er  solche  der  Brüileruuität  /uzulas«en 
seien,  die  lutherischen  auch  nur  ins  Gefängnis  und  nu'ht  zur  Be- 
^leituuf^  aut  die  Richtstätte.  Gleichzeitig  verlangte  der  Kaiser,  dafe 
mit  der  Exekution  gewartet  werde,  bis  auch  gegen  den  Grafen  Andreas 
Sddiek  und  einige  andere  PecBonen  das  Urteil  gefilllt  und  von  ihm 
bestfttigt  worden  sei.  Zugleich  befahl  er,  die  Gefitngenen,  darunter 
auch  bereits  Verurteilte,  nach  den  Verbindungen  der  Rebellen  mit 
dem  Auslande  und  mit  den  Oeterreiehisehen  Erbiftndem  zu  befragen, 
damit  man  von  allen  gegen  die  Habsburger  geriehtaten  BfachinationeQ 
Kenntnis  eriaage.  —  Man  beeilte  sich  in  Prag  sowohl  mit  dieser 
Uotersuchong,  als  auch  mit  der  Beendigung  der  Prozesse  wider  die 
übrigen  Gefangenen  und  schickte  dem  Kaiser  die  u'efilllten  Urteile 
zu,  der  auch  diesmal  eiui^'e  (ienselheu  uiilderte.  Darnach  sollte  dem 
Andreas  Schlick  zuerst  die  rechte  Hand,  dann  der  Kopf  abgehauen 
werden;  mit  dem  Si'hwerte  sollten  ferner  noch  der  Prasrer  Schlofs- 
hauptmann  Dionys  Cernin,  Christoph  Harant,  Wilhelm  koueechlumsky, 
Elias  Rosin  d.  ä.,  Michael  Witmann,  Wenzel  MaSt^fowsky,  Andreas 
Kocour,  Simon  Wokäß,  Georg  ReCickv  und  Heinrich  Kozel  hin- 
gerichtet weiden,  einige  sollten  in  die  Festung  Raab  gesdiiekt  oder 
ein  Jahr  oder  auf  unbestimmte  Zeit  im  Geiftagnis  gehalten  werden. 
Der  Kaiser  traf  diese  Bestimmungen  am  2.  Juni  und  trug  dem  Fürsten 
von  Liechtenstein  auf,  die  Hinrichtungen  aller  zum  Tode  Verurteilten 
schleunigst  vorzunehmen,  da  er  gewillt  sei,  am  5.  Juli  die  Reise  nach 
Prag  anzutreten.  Wichtiger  als  alles  dies  war  der  Auftrag,  den  er 
am  Schlüsse»  erteilte:  Der  Fürst  sollte  mit  den  Mitgliedern  des  Ge- 
richtshofes sich  beraten,  in  welcher  \Veise  die  Prager  und  die  anderen 
Städte  und  Gemeinden  zur  Verantwortung  fiezogen  werden  sollten, 
wobei  er  siine  Meinung  dahin  aussprach,  dals  sie  alle  zum  Verlust 
ihrer  Freilieitcn  und  Privilegien  und  des  Patronatsrechtes  über  ihre 
Kirchen  zu  verurteilen  seien.  Durch  diesen  Auftrag;  wurden  zum 
erstenmal  nicht  biols  einzelne  hervorragende  Bürger,  sondern  die 

'  Giödely  ä.  a.  0.  IV  6ö  ff.  -  d'Elvert  S.  69  ff. 


Digitizcü  by  ^(j^j-j.l'^ 


-  82  ~ 


SUldte  iii4g«Bamt  als  an  dem  Aufetand«  mitsehuldig  erkUüt  und  ihte 

Bestrafiinpr  angeordnet'. 

Der  Kniser  hatte  seinem  SttUtlialter  empfohlen,  bei  Tilly  um 
Zusendung;  eines  Teiles  des  ligistischeu  Volke«,  das  bereits  uarh  dem 
Westen  {gerückt  war,  anzusuchen,  damit  die  Exekution  nicht  t^twa 
durch  einen  Aufstand  vereitelt  winde.  Der  Fürst  liielt  die  Befolgung 
di^er  Weisung  lur  überflüssig,  da  das  Wjild.steinsche  Fufsregiment 
in  l'rag  garuisouierte  und  er  von  dem  lieiteiregiment  des  Herzogs 
von  Sacbeen  700  Mann  fbr  die  Zeit  der  Eiekution  in  die  Hauptstadt 
des  Landes  berufen  hatte.  Er  bat  nun  auadroddicb  den  Kaiser  nicht  bleib 
um  Zulassung  nicbttcatbolisefaer  Oeistlichen  zu  den  VemrteUtea,  sondern 
auch  um  Erlaubnis,  daib  diese  GeisUichen  sie  zur  Biebtstätte  begleiten 
darften,  da  der  Prozeib  in  ganz  Europa  Änfteben  errsge  und  die 
Versagiing  der  Bitte  böses  Nachreden  verursachen  würde.  Auch  die 
sofortige  Einleitung  des  Prozesses  gegen  die  Städte  und  die  Aufhebung 
ihres  Patronatsrechtes  widerriet  er.  Noch  sei  die  äufsere  Gefahr 
nicht  geschwunden;  Mansfeld,  der  Mnrk^Taf  von  J^erndorf  und 
Bethlen  seien  auf  den  Beinen  und  iu  wechselseitiger  Korrespondenz 
und  es  sei  daher  zu  fürchten,  dafs  die  Prozessienmg  der  Stüdte  ?rofse 
Untielegenheiten  zur  Folge  haben  konnte.  Sein  Hat  wurde  befolgt 
und  (las  Einschreiten  geilen  die  Städte  vorläufig  vertagt*.  Auch  in 
Bezug  auf  die  Zulassung  niohtkatholischer  Geistlichen  änderte  der 
Kaiser  seine  Meinung  und  erlaubte  nicht  blois  den  lutherischen  Geist- 
lichen, sondm  audi  denen  der  böhmiscfaen  Konfession  den  Zutritt 
zu  den  Verurteilten  und  die  Begleitung  derselben  zur  Biehtstttte: 
nur  den  Mitgliedern  der  BrQderunit&t  versagte  er  auch  jetzt  jeden 
geistlichen  Trost  Am  16.  Juni  bestätigte  oder  änderte  er  jene  Urteile, 
die  ihm  am  12.  zugeschickt  worden  waren  und  die  entweder  auf 
Todesstrafe  oder  auf  Gefängnis  lauteten. 

Am  17.  Juni  langten  in  Prag  die  700  Reiter  des  Regiments 
Sachsen  an  und  da  damit  die  nöti-re  Sicherheit  gewonnen  war,  säumte 
IJechtenstein  nicht  mit  den  Vorbereitungen  zur  Kxekution.  Schon  am 
folgenden  Tage  wurde  auf  dem  Altstfldter  Rin-'  von  Zimmerleuteu  eine 
Art  von  Bühne  hergerichtet,  die  neben  den  bitten  für  die  die  Exe- 
kution üi><'r wachenden  Beamten  den  nötigen  liaum  für  die  Hinrichtungen 
und  für  die  Unterbringuug  der  dabei  nötigen  Werkzeuge  enthielt. 
Am  19.  Juni  wurden  die  Urteilssprüche  iu  Gegenwart  sämtlicher 
Mitglieder  des  Gerieblahofes  den  Ge&ngenen  mitgeteilt  Es  geschah 
dies  auf  der  Burg  in  der  Beiehshofratsstube,  wohin  die  Gefangenen 
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geführt  worden  waren.  Die  Todesstrafe  sollte  nach  dem  zur  Verlesung 
gelangten  Urteile  an  27  Peisonen  volbogen  werden.  Dabei  wurden 
auch  Sixt  von  Ottersdorf  und  Ronn  genannt  da  man  ihnen  ihre  Be- 
gnadigung mi  auf  der  Slehtatltte  mitteilen  wollte;  an  ihre  Stelle 
traten  bei  der  Hinricbtiing  selbst  Doktor  Leander  RQppel  und  Georg 
Ilaunschild,  da  die  Bestfttigung  ihrer  Todesurteile  am  Abend  des 
19.  Juni  in  Pra«  anlangte,  und  dieselben  also  auch  sogleich  an  ihnen 
vollzofren  werden  konnten.  artin  Fruewein,  der  auch  hingerichtet 
werden  sollte,  hatte  sich  der  Fxpkntion  entzogen,  es  ist  iiiipewifs  ob 
durch  Selbstentleibuni?  oder  durch  eine  verunp:ltickte  Flucht:  man 
fand  ihn  tot  im  Hirschgrabeu  unter  dem  Fenster  des  Turmes,  wo  er 
eingesperrt  gewesen  war.  Nach  jreschehener  rultUkaiion  verwendete 
sich  der  Erzhischoi  von  Pni^  fiir  Dionys  Cerulu,  den  einzigen  Katho« 
liken  unter  den  Verurteilten,  und  bat,  dafe  entweder  die  Todesstrafe 
desselben  in  ewiges  Gefibignis  umgewandelt  oder  wenigstens  auf- 
geschoben wQrde;  der  Farst  von  Liechtenstein  konnte  selbstventändlieh 
dieser  Fürbitte  keine  Folge  geben  \  Als  sich  die  Nachricht  von  der  be- 
Torstehenden  Exekution  in  Prag  verbreitete,  machte  sieh  in  der  Öffentlichen 
Meinung  ein  Umschwung  geltend:  während  man  bis  dahin  von  den 
Hiiuptem  des  Aufstandes  mit  Hafs  und  Verachtung  gesprochen  und  ihnen, 
als  den  Urbebern  aller  Leiden  geflucht  hatte,  empfand  man  jetzt  mit 
ihnen  Mitleid  und  j?ah  dies  auf  mannigfache  Weise  zu  erkennen.  — 
Unmittelbar  nach  der  Publikation  der  Urteilssprüche  fanden  sich  nach 
den  Weisungen  des  Kaiseis  bei  den  Nichtkatholiken  Jesuiten  ein  und 
stellten  mit  ihnen  Bekehruncsversnche  an;  erst  als  sieb  diose  ver- 
geblich erwiesen,  wurden  zu  den  Gefangenen  Geistliche  ihres  B<  kennt- 
nisses  zugelai^en.  Nur  Budowec  und  Los,  beide  Anhänger  der 
Brüderunität,  starben  ohne  den  £mpfaug  des  Abendmahls.  Bei  den 
böhmischen  Gefangenen,  die  auf  dem  Schlosse  eingekerkert  waren, 
waltete  M.  Bosadus,  Pfarrer  bei  St.  Nicolaus  auf  der  Kleinseite,  mit 
einigen  GehilüBu  seines  Amtes,  bei  den  deutschen  der  lutherische 
PCurer  M.  Lippacb,  bei  den  Gefuigenen  im  Alt-  und  NeusULdter  Rat- 
hause die  Pfarrer  der  benachbarten  Kirchen.  Die  Trostworte  und 
Belehrungen,  welche  die  Geistlichen  bei  dieser  Gelegenheit  spendeten, 
waren  den  traurigen  Umständen  angemessen ,  dagegen  zeigten  die 
Klagen  und  Bitten  mehrerer  Verurteilten,  dafs  sie  sich  nicht  in  ihr 
trauriges  Los  zu  ffiiren  wufsten.  Andere  Gefantiene  dagegen  waren 
in  ihr  Los  ergeben  und  gleichsam  bereits  Uber  den  irdischen  Januner 
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erhaben.  Zuletzt  beruhigten  sieb  fast  alle  in  der  Übeneugung,  dafe 
sie  für  den  Glauben  gekAmpft  hätten,  und  im  ganzen  genommen  war 
dies  richtig;  denn  wenn  auch  eini<re  der  Partrihäupter  aus  Ehrgeiz 
den  Brand  angefacht  hatten,  seine  Nahnmg  bekam  er  doch  nur  aus 
dem  kirrhlicben  Gegensatz,  der  zwischen  dem  Kaiser  und  seinen 
Unterthanen  bestanil. 

Am  Sonntag  A])end  den  20.  Juni  wurden  die  Gefangenen  vom 
Hradschin  nach  dem  Altstädter  Rathaus  gebracht  und  am  folgenden 
Morgen  geschah  dies  auch  mit  denen  vom  Neustädter  Rathaus.  Auf 
BAnken  und  Stühlen  bracbten  sie  die  Nacht  teilB  in  dumpfem  Hin- 
biOten,  teils  im  Gebet  und  frommen  Gesftngen  zn.  Die  Gastlichen 
waren  zugegen  und  sucbten  die  Beftogstigten  durdi  Trostworte  auf- 
zarichten.  Graf  Schlick,  der  bis  dahin  aus  Hoffnung  auf  Begnadigung 
den  Jesuiten  das  Ohr  geliehen  hatte,  empfing  nunmehr  das  Abend- 
mahl aus  den  Händen  des  H.  lippach.  Am  frühen  Morgen  um  die 
tMß  Stunde  wurden  die  Eingangspforten  in  die  Stadt  und  die  Brücken* 
thore  gesperrt,  und  die  Soldaten  nahmen  die  ihnen  angewiesenen 
Posten  ein.  Die  Königsrichter  der  drei  Prager  Städte,  in  deren 
G^enwart  die  Exekution  vorgenommen  werden  sollte,  fanden  sich 
auf  dem  Rathause  ein ,  verfügten  sich  in  die  verschiedenen  Zimmer, 
wo  die  Gefan^'enen  untergebracht  waren  und  zeigten  ihnen  an,  dafs 
sie  sieh  bereit  halten  sollten  auf  dem  Richtplatte  zu  erscbeineu.  Da 
die  Exekution  nur  vun  eiiiein  einzigen  Henker,  dem  einige  Gehilfen 
zur  Seite  standen,  vorgenommen  wurde,  so  wurden  die  VerurteUten 
einzdn  voigerufen;  dies  war  audi  der  Grund,  dafe  die  Exekution 
ToUe  vior  Stunden  wfthrte  und  die  zuletzt  Hingerichteten  auf  diese 
Art  zehnfiuhe  Seelenqualen  überdauern  muHten.  Graf  Schlick  war 
der  erste,  der  Torgerufen  wurde,  ihm  wurde  zuerst  das  Haupt,  dann 
die  Hand  ahgehauen;  an  Budowee,  Kaplff,  Dwofecky,  Bda,  Otto  von 
Los,  Miehalowic,  Dion|B  Cemfn,  Kochan,  Steffek,  Kober,  SchultjfSi 
HoSüilek  und  Jesseuius  wurde  die  Todesstrafe  in  der  oben  angegebenen 
Weise  vollzogen,  nur  wurde  b'-i  Otto  von  Los  die  Viertcilnng  unter- 
lassen. Ob  dies  Liechtenstein  auf  eigene  Verantwortung  so  befohlen 
oder  (hr  Kaiser  es  nachträglich  gestattet  hat,  ist  nicht  bekannt. 
Nach  ihnen  wurden  Christoph  Ilarant  von  PolJ^ic,  Wilhelm  Konec- 
chlumsky,  Wenzel  Mastefowsky,  Hei  nrichKozel,  Andreas  Kocour,Rei^ickyj 
Michael  Witman,  Simon  Wokdü,  Leaudi  i  Rüppel  und  Georg  Haun- 
schild  enthauptet,  den  beiden  letzteren  wurde  vorher  die  rechte  Hand 
abgehauen,  Johann  Kutnaner,  Smon  SuSidk^  und  Nathaniel  Wodfiansk^ 
wurden  gehängt;  dem  Theodor  Sizt  und  Elias  Bosin  wurde,  als  sie 
die  Bidine  betraten,  die  Begnadigung  angekündigt  Am  andern  Tage 
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wurde  an  einigen  PersoneD  die  Sttupung  vol]20gen  und  der  Altatftdter 
Stadtdiener  Nicolaus  Diwii  flUr  die  Dauer  einer  Stunde  mit  der  Zunge 

an  den  Galgen  genagelt Die  Köpfe  von  2w61f  der  Hingerichteteu 
und  zwar  von  Schlick,  Budowec,  KapKf,  Dwofecky»  Bfla,  Lo8,  Midui^ 
lowic,  Kochan,  Steffek,  Kober,  Jessenins  und  Haunscliild  wurden  auf 
den  Altstädtrr  Riückeuturra  angcnajrelt,  den  Köpfen  des  Schlick, 
Micbalowic  umi  Haunscliild  auch  ihre  Hand,  dem  des  Jessenins  seine 
Zunge  beigelügt.  Klippels  Kopf  wurde  auf  dem  Altstadter  Pranger 
aufgehängt,  der  Kopf  Uost'akks  wurde  nach  Saaz,  der  des  Schultvs  nach 
Kuttenhei^,  den  Städten,  denen  sie  als  Bürger  angehörten,  geschickt. 
Schlicks  Haud  und  Kopf  wurden  auf  Bitteu  seiner  \^  itwe  schuii  am 
9.  Mai  1622  heral^enonimen  und  neben  seinen  Körper  in  der  Alt- 
atftdter Salvatorkirehe  bestattet  Die  Köpfe  der  Obrigen  aber  blieben 
bis  zum  Jähie  1681,  bis  zum  Sachseneinlall  in  Prag,  auf  dem  Alt- 
stadter  BrOekentunn  und  mirden  erst  dann  von  den  Ereunden  der 
Hingeiicbteten  berabgenommen  und  bestattet*. 

Von  den  zum  Tode  Verurteilten,  aber  zum  Gefängnisse  Begnadigten, 
wurden  Wilhelm  von  Lobkowitz,  Rican,  Pötip^lty,  Wostrowec,  Bern- 
hard Fünfkirchen  von  Fdnfkirchen  (der  erst  am  17.  Juli  zum  Tode 
verurteilt,  aber  am  26.  Juli  vom  Kaiser  begnadigt  worden  war),  Sixt 
von  Ottersdorf  vorläufig  in  der  Prager  Burg  im  Kerker  gehalten  und 
dann  verniöL^e  kaiserlicher  Resolution  vom  29.  A])nl  1622  in  der  Burg 
Zbiroh  eingekerkert.  Ri^-an  und  Fünfkircheu  starben  wahrscheinlich 
daselbst;  Pßtipesky  und  Wostrowec  wurden  am  16.  Mai  162B  auf 
freien  Fufs  gestellt.  Lobkowitz  erhielt  die  Vergünstigung;  dais  er  sich 
in  Zbiroh  einen  eigenen  Diener  halten  konnte,  aber  deshalb  war  seine 
Lage  nicht  günstiger  als  die  der  anderen  Gefiuigenen,  denn  er  bekam 
dieselbe  Kost  und  klagte  deshalb  wiederholt  aber  schlechte  Ver- 
pflegung, üm  80  besser  ging  es  seinem  Sohne,  wir  wissen  nicht,  ob 
dem  wegen  der  Schulden  in  den  Niederlanden  einige  Zeit  festgehaltenen 
oder  dem  Erfippel,  der  sich  in  Prag  befand;  denn  für  den  Unterhalt 
des  einen  dieser  Srthno  )  r stimmte  der  Kaiser  jährlich  die  Summe  von 
2000  Gulden.  Auch  Wilhelm  von  Lobkowitz  wurde  spftter  aus  der 
Burg  Zbiroh  entlassen.  Sixt  von  Ottersdorf,  der  auf  dem  Altstädter 
Rathause  in  Haft  blieb,  tauschte  am  10.  August  1022  diese  Haft  gegen 
häusliches  Gefängnis  um,  bis  ihm  am  10.  Mai  1623  auch  dieses  er- 
lassen wurde".  Doktor  Borbonius,  der  auch  wegen  seiner  Teilnahme 

1  Ginddy  lY  1S-S4.  -  d'Elvart  S.  88. 

'  Gindely  IV  81  und  82. 

^  d Elvert  S.  114.  —  Bilek  a.a.O.  bei  den  Namen  der  Gefangenen:  Scala 
V  227  und  306. 
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an  dem  Aufetande  zur  GeAngniaBtrafe  Terurteilt  worden  war,  wurde 
nadi  anderthall^Abriger  Dauer  auf  die  Bitten  Liecbtensteins  und  anderer 
angesehener  Personen ,  die  seiner  als  ein^  vorzüglichen  Arztes  nicht 
eutraten  konnten,  aus  der  Haft  entlassen  ;  dasselbe  geschah  auch  mit 
mehreren  anderen  Personen,  deren  Gofi\ngnisstrafe  zuerst  in  hAusliche 
Haft  umgewandelt  und  spntpr  iranz  nacligesehen  wurde. 

Wilhrond  die  gesfliildertt  n  Piazcsse  im  Zuge  waren,  versuchte 
der  Fürst  von  Liechtenstein  bezüglich  der  Güterkonfiskationen  eine 
rOcklÄufifsre  Bewegung  anzuimhiien.  Er  hatte  die  Erlahiung  gemacht, 
dafs  von  den  konfiscierteu  Gütern  keineswegs  jene  Kontributionen  al>- 
geliefert  wurden,  welche  jene  Edelleute  leisteten,  die  in  ihrem  B^tze 
betanen  worden  waren.  Lieehteostein  beschuldigte  die  neu  eingesetzten 
Sequestritoren,  daft  sie  nur  ihren  Vorteil  im  Auge  hätten,  dafe  die 
hie  und  da  einquartierten  Soldaten  auf  lUub  und  Verschwendung  aus- 
gingen und  dab  die  Bauern  all  ihr  Getreide  verkanfen  oder  beiseite 
schaffen  mülsten.  Die  baTriscfaen  Offiziere  setzten  auf  eigene  Ver- 
antwortung einige  vertriebene  oder  flüchtige  Edelleute  wieder  in  den 
Besitz  ihrer  Güter  ein,  «weil  sie  die  Wirtschaften  besser  und  eifriger 
besonrten  und  man  von  ihnen  den  Proviant  ordnungsmftfsig  erhielt;** 
namentlich  geschah  dies  zu  der  Zeit,  wo  die  Felder  )>pstellt  werden 
mufeten,  da  man  dies  nur  von  den  früheren  Besitzern  iiot^V'n  konnte. 
Liechtenstein  berichtete  hieriil>cr  an  den  Kaiser  und  empfahl  die 
Wiedereinsetzung  der  vertriebenen  Edelleute  iu  ihren  Besitz  für  den 
Fall,  dafs  sie  sich  rechtzeitig  zur  Huldigung  eingestellt  hatten  \  Er 
wollte  also  jetzt,  durch  Erfahrung  belehrt,  jene  Milde  walten  lassen, 
die  der  Herzog  von  Bayern  gleich  anfangs  in  Aussicht  gestellt  hatte. 
Ob  er  sich  dabei  von  Mitleid  leiten  liefs  oder  Yon  der  Angst  vor 
einer  neuen  Bebellion,  zu  welcher  sich  die  mit  Weib  und  Kindern 
zur  Verzweiflung  gebrachten  Edelleute  Toranlalst  fühlen  konnten,  bleibt 
dahingestellt;  Jedeniklls  hat  er  einen  edlen  Ratschlag  g^ben,  dessen 
Befolgung  dem  Lande  unendliches  Leid  erspart  h&tte.  Aber  in  Wien 
wollte  man  nicht  mehr  zurückweichen:  die  Rekatholisierung  des  Landes 
tmd  der  Umsturz  der  alten  Verfassung  konnten  nur  dann  mit  Sicher- 
heit durchgeführt  werden,  wenn  der  alte  Adel  verarmte  und  beseitigt 
wurde.  Auch  hoffte  man  durch  dio  Konfiskationen  der  steigeodeu 
Schuldenlast  ledig  zu  werden.  So  kam  es.  dafs  (]vv  Vorschlag 
Liecliteusteius  nicht  nur  nicht  angenonimen .  sondern  ihm  der 
Auftrag  gegeben  wurde,  gegen  den  gesamten,  am  Aufetande  irgendwie 
beteiligten  Adel  des  Landes  vorzugehen  und  zwar  uuiuenüich  gegen 


*  Bi>biiii«clic88tAtUialtei«iirchivt  Liechtensteiii  aa  den  Kaiser  dd.  M.  Hin  1661. 
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jene,  die  während  der  Regierung  des  Kaisers  Mathias  ein  Amt  inne- 
gehabt und  daher  durch  tl)enia}ime  der  ihnen  von  den  Rebellen 
abertragenen  Funktionen  ihrer  I'iiicht  doppelt  untreu  geworden  seien, 

aber  auch  jiref^en  jene,  die  ohne  einer  solchen  früheren  Ver])flichtiing 
untren  «rewonlen  zu  sein,  sich  doch  in  Kriegs-  und  anderen  Kom- 
niissiuiK  Ii  von  ö*m  Aufständischen  eifritr  hatton  troliraiichon  lassen. 
Ferdinaütl  verlangte  zugleich  von  dem  Prager  (ienciiLsliül  eui  Gut- 
achten, üb  überhaupt  nüt  Rtlcksicht  auf  die  Menge  der  Scliuldigen 
ein  Prozefs  einzuleiten  und  ob  es  nicht  vorzuziehen  sei,  durch  Patente 
aber  die  namentlich  zu  beueuueuden  Übelthäter  sogleich  die  Strafe 
zu  verhängen.  Gleichzeitig  wOnsehte  er  zu  iriewn,  wie  mau  gegen 
die  StSdte  TOigehen  solle*. 

Liechtenstein  hatte  den  Ausbruch  eines  Aufetandes  bel&rcbtet, 
wenn  die  Stftdte  prozessiert  worden;  um  so  weniger  konnte  er  es 
billigen,  wenn  neben  den  Sttdten  auch  der  gesamte  Adel  zur  Ver- 
zweiflung getrieben  wurde.  Der  Fürst  und  neben  ihm  der  gesamte 
Gerichtshof  widerrieten  deshalb  vorlAufig  die  Bestrafung  der  ange- 
deuteten Korporationen  und  Personen:  man  müsse  die  rechte  Zeit 
abwarten,  IMo  Roif'hen  könnten  sich  mit  ihren  Gütern  nicht  flüchten 
und  an  don  Annen  sei  nicht.s  gelegen.  Auch  sei  es  nicht  möglich, 
ohne  vorhergehende  Gitation  und  Verhör  ein  Urteil  zu  fällen  und  die 
Strale  zu  bestiiumen;  seien  doch  die  flüchtigen  Hauptrehellen  zur 
Verantwortung  vorgeladen  worden,  wie  könne  man  denmach  gegen 
unvergleichlich  geringer  Schuldige  schärfer  vorgehen.  Liechtenstein 
schickte  auch  den  Eammerrat  Micbna  nach  Wien,  um  spedelle 
Weisungen  in  einer  Anzahl  wichtiger  Punkte  zu  erlangen.  Er  wollte 
wissen,  ob  keine  der  Konfiskationen  in  den  Kreisen,  die  man  mit 
dem  Sdiwert,  also  vor  der  Schlacht  auf  dem  Weilsen  Berge,  erobert 
hatte,  rQcfcg&ngig  gemacht  werden  solle,  ob  die  konfisderten  Gttter 
zu  Lehen  gemacht  und  ob  die  Schulden  und  die  Mitgiften  der  Frauen 
aus  den  konfisderten  Gütern  bezahlt  wenlen  sollten  oder  nicht  Auf 
diese  Fragen  verschob  der  Kaiser  vorläufig  die  Antwort;  dagegen  er- 
klärte er  auf  die  Zuschrift  Liecliteiisteius.  da  der  üble  Oan^r.  den  die 
Kriegspreignisse  in  Ungarn  nahmen,  zur  Vorsicht  mahnte,  er  wolle 
zur  ßeruhigim'-i  des  Landes  durch  offene  i'atente  einen  (ieneralpardon 
im  Lande  verkünden  lassen  und  jedermann  gegen  Leih-  und  I>ebens- 
Strafen  und  Verlust  seiner  Ehre  sichern;  doch  sollten  alle,  ilie  sich 
gegen  ihn  und  seine  Vorgänger  versündigt  liatten  oder  sich  überhaupt 
irgend  einer  Schuld  bewulst  waren,  von  dem  Fürsten  in  Gegenwart  einiger 


>  d'Elvcrt  8. 94.  —  Der  Kaiser  aa  Liechtenstein  dd.  S.  Jnli  1621. 
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Veitrauenspei^onen  voigerufen,  ihnfiii  ihre  Verbrechen  vorgehalten  und 
Aber  sie  eine  Strafe  an  Geld  oder  Gut  yerhänfzt  werdon.  Der  Fürst 
wurde  aufgefordert,  ein  Verzeichnis  der  vorzuladenden  Personen  an- 
zufertigen, ihr  Vermögen  anzniro1»on  und  einen  Vorschlag  zu  machen, 
wie  hoch  die  Strafe  bei  einer  oder  der  anderen  zu  bemes'^pn  würe. 
Auch  beztiglich  der  Städte  sollte  er  über  den  Grad  ihrer  Vc  im  hul  innij: 
berichten  und  anraten,  in  welcher  Weise  sie  bestraft  werden  ki>iuiten, 
ohne  dafs  sie  in  ihrer  „Nahrunfr  und  Wohlfahrt"  allzusehr  ausgetastet 
würden.  Nur  auf  das  Vermögen,  nicht  mehr  auf  die  Person  der 
Schuldigen  war  es  also  fortan  abgesehen  ^ 

Der  Kaiser  teOfce  dem  Fürsten  seioe  Absicht  bezQglich  der  Ver- 
kOndttng  des  so  limitierten  GeneralpardouB  am  26.  Juli  (1621)  mit; 
aber  die  Publikation  desselben  unterblieb,  weil  man  vorher  die  utra- 
quistiscfae  Geistlichkeit  ausweisen  wollte  und  dies  nicht  hfttte  thun 
können,  wenn  mit  Ausnahme  etwaiger  Geld-  und  Güterstrafen  keine 
andere  Strafe  wegen  der  Teilnahme  an  dem  Aufstande  verhängt  worden 
wäre.  Als  aber  dann  die  Gefahr  vor  Bethleu  im  Schwinden  begriffen 
1621.  war  und  mit  diesem  Friedensverhandluncren  angeknüpft  wurden,  ver- 
fü^'tc  der  Kaiser  nocli  im  selben  Monat  und  zwar  am  28.  Oktober 
die  Ausweisung  der  utraquistischen  Geistlichkeit,  und  als  endlich  der 
Friede  mit  Bethlen  am  7.  Januar  1022  zu  Nikolsburg  abgeschlossen 
worden  war,  wollte  er  nicht  läi^er  mit  der  Publikation  des  soge- 
nauüteu  GeuLTalpardous  zögern. 

Vm  das  ersehnte  Ziel  zu  meiehen,  bedutfte  es  aber  zunächst 
einer  definitiTen  Bestellung  des  bObmisehen  Regiments  und  zugleich 
einer  solchen  Erweiterung  der  Machtvollkommenheit  des  Statthalters, 
dals  er  imstande  war,  jeden  offenen  und  geheimen  Widerstand  meder- 
zuschlagen.  Liechtenstein  hatte,  wie  es  sdieint,  unter  dem  alten,  treu 
gebliebenen  Adel  keine  Freunde,  ob  aus  Neid  oder  deshalb,  weil  sie 
seine  Amtsführung  schlecht  fanden,  können  wir  nicht  entscheiden. 
Adam  von  Waldstein  bedauerte  zu  Ende  Juli  gegen  den  Kanzler 
Lobkowitz,  dafs  dieser  nicht  nach  Böhmen  komme,  weil  dort  keine 
Ordnunf»  und  kein  Recht  gelte  und  das  Land  schutzlos  dem  Ver- 
derben entL'efrengehe.  In  Wien  erörterte  nuin  infolge  der  abfiilliL'en 
Urteile  über  Liechtenstein  die  Frage,  wer  au  seine  Stelle  geset/t  "  * nien 
könnte,  und  wollte  (im  September)  den  Erzherzoir  Karl,  dvu  Bruder 
des  Kaisers,  zu  seinem  Nachfolger  ernennen;  da  jedoch  der  Erzherzog 


>  d'Elvert  S.  99-107.  Liecht«n8teiQS  ScblufsrelatiOQ  dd.  17.  Juli  162L  Zu- 
«cbrift  d««  K»ken  ad  LtecbtMuteiii  dd.  86.  Jali  1621.  —  Böhmiaches  Stktthalterfi- 
arcbiv:  Der  KaiMr  an  Liecbtemtein  dd.  24.  Juli  1621. 
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Schwierigkeiten  machte,  entschied  sich  Ferdinand  um  m  mehr  für  die 
Beibehaltung  Liechtensteins,  als  derselbe  gegen  Ende  des  Jahres  eiu 
Geldfxeschäft  vorschlup:,  das  dem  Kaiser  aus  aller  Verlegenheit  helfen 
konntr.  Kr  berief  den  Fürsten  deshalb  nach  Wien,  wo  dieser  Endo 
Dezeiulii  1  (nier  Anfang  Januar  eintraf,  aber  zunächst  weprcn  Kränklich- 
keit (las  Bett  hüten  mufste.  Erst  am  11.  Januar  war  er  soweit  her- 
gestellt, tlals  er  in  einer  Sänfte  zum  Kaiser  fretrafjen  und  von  ihm 
empfangen  werden  konnte.  Der  Kaiser  uuv^  hieliei  dem  Fürsten  seine 
Zufriedenheit  mit  dessen  Amtsführung  ausgesprochen  haben;  denn 
aehoii  am  17.  Januar  unterzeichnete  er  dn  Patent,  durch  welches  er 
ibii  in  Anbettacht  seiner  .treuen ,  rühmlichen  und  rechtschaffenen* 
Dienstleistung  zum  Statthalter  ernannte  und  ihm  die  Verwaltuufc  des 
Landes  nach  der  ihm  gleichzeitig  erteilten  Vollmacht  flbertrug.  Diese 
Vollmacht  stellte  den  Fürsten  auf  eine  Stufe  mit  den  spanischen  Vice- 
königen  in  Mailand  und  Neapel  und  beseitigte  mit  einem  Federstrich 
die  verfa^ngsmäfsige  Wirksamkeit  der  obersten  LAudesbeamten 
Böhmens.  Sie,  sowie  die  Beisitzer  des  Landreelits,  des  Kammer-  imd 
Hoflehnperichtes,  sämtliche  Tnii  penführer,  alle  niederen  Beamten  und 
überhaupt  alle  Einwohner  des  Landes  wurden  anj^ewiescn,  dem  FürNtPu 
denselben  Gehorsiun  zu  leisten  wie  dem  Könige,  und  allen  seinen  An- 
ordnungen in  Verwaltung  unti  ( lerichtspflege ,  in  linauziellen,  mili- 
tärischen und  sonstigen  Augilegenheiten  ohne  jede  Widerrede  bei 
sonstiger  schwerer  Strafe  Folge  zu  leisten*. 

Die  zweite  Angelegenheit,  die  den  hßOßa  Statthalter  in  Wien 
flchäftigte,  betraf  den  Ahecfalu6  eines  Mflnzvertrages,  der  in  seinen 
Folgen  aber  Böhmen,  wie  wir  sehen  werden,  noch  grOfserss  Wehe 
brachte,  als  die  bisherigen  Konfiskationen  und  Eipressungen. 

Am  Tage^  nachdem  Liechtenstein  zum  Statthalter  ernannt  worden 
war,  wurde  ihm  auch  der  Vorsitz  in  einer  Kommission  zufrewiesen» 
die  aufser  ihm  aus  dem  Obersthofmeister  Adam  von  Waldstein,  aus 
dem  Appellationsprilsidenten  Talmbei^  und  aus  dem  Hauptmann  der 
Prapror  Neustadt  Sezima  von  Wrtba  bestehen  und  die  Untersuchung 
geL'fTi  jene  pflegen  sollte,  die  sich  während  des  Aufstandes  geringer 
Vergehen  schuldig  gemacht  hatten^.   In  der  für  diesen  Gerichtshof 


>  Sächsisches  Staitearchiv:  Zeidler  an  Schdnberg  dd.  2J1%  und  9J19.  Januar 
1629.  —  Aidnr  der  Stadl  P^:  Kaiaertiches  Fitent»  dit  EnAmniig  LiechtemteiiM 

fziim  Statthaitor)  botrrlTr>nd  ild.  17.  .Taniiar  1682.  —  Raildnitier  ArchiTi  Adam  TOn 
Waldstein  an  Lobkowitz  dd.  '27.  Juli 

'  Aufser  diesen  I'ersonen  wurden  noch  zu  Mitgliedern  dieser  Komuiitiäiüu  der 
kaiierlidie  Rat  WUhehn  d.  j.  von  Lobkowiti,  der  Oberst  von  Wfesowec,  der  Hanpt* 
mann  der  Pr^er  Kleinieite  CSiriBtoph  Wratukw  Ton  Ifitrowic,  die  Appelktiona* 
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angefertijften  Instruktion  wird  (\em  zugleich  ernannten  öffentlichen 
Ankläger  oder  Prokurator  l'fibik  von  üiyezd  der  Auftrajr  crtoilt,  nach- 
zuforschen, wer  wilhreud  der  vorangejjangeneii  Rehelliou  ein  Kiicu'S-, 
Hof-,  Stiult-  oder  üaUsaint  innegehabt,  wer  irgend  eine  Kommission 
in  oder  aufserliall)  iles  Landes  erfüllt,  wer  die  Kunfuderatiouen  be- 
schworen und  unterzeichnet,  wer  irgend  welchen  Zujiainuieukünfteü 
beigewohnt  und  die  Beschlüsse  gebilligt,  wer  andere  zur  Rebellion 
anfordert,  leiiutoelige  Beden  gegen  das  Haus  ÖBterreich  ge- 
fohrt  oder  sonst  das  Interesse  der  BebeUkm  gefi>idert  habe.  Alle 
iigend  eines  dieser  Verbrecben  schuldigen  Personen  seien  vomdadea 
und  nach  der  mit  ihnen  TOfgenommenen  Untenndinng,  je  nach  der 
Schwere  ihres  Verbiechens  eine  Geld-  oder  Güterstrafe  über  sie  zu 
verhängen.  Gegen  jene,  jrelcbe  sich  nicht  einfinden  würden,  sei  als 
gegen  balsstARige  Rebellen  vorzugehen  und  aber  sie  die  Strafe  des 
Hochverrats  zu  verhängen.  —  Man  ersieht  aus  dieser  Instruktion, 
dafs  man  nun  schon  in  der  Bestrafung  des  Aufstandes  alles  Mafs  zu 
überschreiten  sich  anschickte,  denn  nicht  einmal  die  Ärmsten  und 
Niedrigsten  konnten  von  sich  behaupten,  dals  sie  keiu  Amt  innegehabt 
und  an  keiner  Versammlung  teilgenommen  iiätten,  die  in  irgend  einer 
Weise  ihre  Zustuiunung  zum  Aufstand  aussprach.  Eine  grofse  Gefahr 
für  die  Schuldigen  bestand  iu  der  Unklarheit  der  Strafandroiiung. 
Sie  koDBteB  zwar  hiernach  holfien,  dalh  der  Gerichtahitf  ihnen  nur 
einen  Teil  ihree  Besitzes  absprechen  werde;  in  WirUichkeit  sprach 
er  aber  allen  irgendwie  Schuldigen  den  ganzen  Besitz  ab,  und  nur 
aus  Gnade  wurde  ihnen  ein  Teil  wieder  zurOckgegeben*  aber  nicht 
als  Grundbesitz,  sondern  in  Form  einee  Geldbetrages.  Was  es  mit 
diesem  Ersatz  in  Geld  für  eine  Bewandtnis  hatte,  ersieht  man  daraus« 
dafs  gerade  zum  Zwecke  dieses  Ersatzes  im  Jahre  1622  eine  grofs- 
artige  Münzverschlei  hterung  in  Scene  gesetzt  wurde,  durch  welche  dem 
alten  Adel  des  Landes  die  Möglichkeit  eines  Wiederaufschwunges 
vollsliludig  benommen  wurde.  Wenn  ir'ioud  jemandem  der  vierte 
Teil  seines  Gutes  ei-selzt  werden  sollte,  i)ekani  er  tbatsächlich  den 
vierundzwanzigsten  Teil,  also  einen  Bettelpfennig. 

und  Uoflehnrichter  Johann  Kaulfer,  Wenzel  von  Fliefsenpach,  Melchior  Gnie«s  von 
KolMdl,  Daoifi]  Kapper  Ton  Kappentein  und  Peter  Fuchs,  der  kaiserliche  Bat 
August  Schmiedt  vcm  SduniedlMdi,  der  Olatier  Sekretir  Johann  Frobcnius  und 

(\fv  kaiserliche  Sekretür  .Toliann  Ilfpncr  von  n()S>f>lfeM  prnannt.  IMcspllicn  wimlnn 
tTst  am  1*^.  .Taniifir  zu  Mitglieilcrii  der  Koinmiäsion  ernannt;  in  der  Instruktion, 
die  dem  Fürsten  von  Liechtenstein  für  sein  Amt  gegeben  wird,  werden  mir  die  im 
Texte  eageAhrien  Namen  angefbbrt.  Das  Patent  dd.  18.  Jenoar  1022  im  bshm. 
flCftttbaitereitrchir. 
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Be?or  die  neo  ernaoBte  Konuniasion,  oder  besser  au^gedrttekt 
der  neue  KonfiakatiaiqgeikhtBho^  adnes  Amtes  waltete,  untraieidiiiete 

Ferdinand  II.  am  3.  Februar  1622  das  Dekret,  welches  unter  dem 
Namen  de^  Generalpardons  verkündet  wurde,  und  das  allen  an  dem 
Ao&tande  irgendwie  Beteiligten,  sofern  sie  nicht  flüchtig  geworden 
seien,  volle  Sicherheit  in  Bezutr  auf  ihr  Leben  und  ihre  Ehre,  nicht 
aber  iu  Bczuji  auf  ihr  Ei;ientuni  verhiefs.  Fr  begründete  diese  Be- 
schränkung (iduiii,  liafs  er  hei  der  Bewältigung  des  Aufstandes  seine 
Güter  habe  verkHufen  und  einen  Teil  der  Erbl&nder  verpfänden  und 
grofse  Schuldeu  machen  müssen;  tla  sei  es  nun  recht  und  billi^%  dals 
er  hiefür  einen  Ersatz  beanspruche.  Alle,  welche  sich  schuldig  fühlten, 
sollten  sich  innerhalb  sechs  Wochen  nach  Kundgebung  dieses  Patentes 
bei  dem  Stattbalter  amneMen  mid  von  ihm  «eitere  Weisungen  in 
Empfang  nehmen;  gegen  die  Schuldigen,  welche  sich  nicht  einfinden 
Warden,  soUe  nach  der  Strenge  des  Gesetzes  Torg^ngen  werden. 
Der  Generalpardon  wurde  erst  am  4.  Mai  1622  yerkflndet,  wahr- 
scheinlich weil  Liechtenstein  erst  am  23.  April  von  Wien  naoii  Prag 
zurQddtelirte.  Der  in  demselben  enthaltene  Auftrag  wurde  in  der 
Weise  erfüllt,  dafs  sich  die  Tersonen  des  Herren-  und  Ritterstandes 
vor  dem  Konfiskationsprerichtshof  selbst  stf-llten,  wiUiretHl  die  Bürger 
in  den  koni;?lichen  Stildteu  sich  bei  (Iva  Kr»in<5sriehtein  einfanden  und 
hier  uut<'r  Angabe  ihrer  Vergeheiu  um  den  l'ardon  ansuchten*. 

Nachdem  die  Frist  von  sechs  Wochen  verstrichen  war,  fand  sich, 
dafs  sich  26  schuldifrc  Personen  nicht  angemeldet,  sondern  ihr  Heil  in 
der  Flucht  gesuclit  iuitten;  sie  wurden  natürlich  alle  von  dem  Kou- 
fiskationsgericbtsbofe  am  14.  Juli  zum  Verlust  ihres  Lebens,  ihrer 
Ehra  und  ihres  Vennflgens  verurteilt  Aufser  diesen  hatten  sich  47  Per- 
sonen  deshalb  nicht  eingestellt,  weil  sie  mittlerweile  veistorben  waren, 
wie  z.  B.  Heinrich  Slawata,  der  Gemahl  der  Smifickyschen  Erbin. 
Es  wurden  deshalb  am  14.  Juli  ihn  Erben  vorgeladen,  um  die  Rechte 
der  Verstorbenen  zu  vertreten*. 

Mit  Rücksicht  auf  die  geplanten  Konfiskationen  war  ei  eine  stete 
Sorge  des  Kaisers,  den  Rebellen  jede  Verfügung  über  ihr  Eigentum 
abzuschneiden.  Nicht  blofs  durfte  niemand  sein  Gut  verkaufen,  bevor 
ül)er  ihn  das  Urteil  gesprochen  war,  auch  keine  Darlehen  durfte  er 
kontrahieren  oder  die  Rückzahlung  eines  von  ihm  gemachten  eutgegeu- 

I  Archiv  der  Stadt  Prag:  Kaiserlidiei  Patent  dd.  3.  Felntuur  1622. 

-  d'Elvert  S.  139—150.  Die  in  conttunaciam  ^\'r^lrteilt€n  waren  insbesondere: 
Christoph  von  Redem,  Ferdinand  Swibowsk^  ton  Kiesenbui^,  Adam  von  Wchyoic, 
Wand  Malowetz,  KuneS  BohusUw  Dwofecky  von  Olbramowic,  Wilhelm  Fdix 
KapUr  ron  Snlewic  v.  h.  w. 
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nehnien.  Wiederholt  wurden  deshalb  Befehle  an  den  Fürsten  von 
Liechtenstein  erlassen,  der  dieselben  eifrijj  befolgte.  Schlimm  erging 
es  den  Frauen,  die  ihre  Mitgift  aul  dem  Gute  ihres  Mannes  versichert 
hatten,  wenn  dasselbe  konfisziert  wunii»,  mul  ebenso  schlimm  den- 
jenigen, die  ein  Anleheu  aul  (ieniselbeu  versichert  hatten.  Still- 
schweigend erkannte  man  zwar  an,  dafs  die  Frauen  mit  Ausnahme 
jener,  die  flüchtig  geworden  waren,  nicht  Ntiltilf^t  werden  sollten;  ja 
der  Kaiser  bestätigte  diesen  Grundsatz  Ende  des  Jahres  1622  in  einer 
Zuschrift  an  Lieditoistfiin  ausdrOddidi^,  aller  trotzdem  zahlte  man 
denselben  ihre  Mitgift  ebenso  wenig,  wie  den  GlAubigem  die  sehul- 
digen  Kaintalien.  Da  Hnnd«rte  von  Frauen  ihre  Bitten  und  Klagen 
erhoben  und  ebenso  die  unschuldigen  Darlehnsgeber,  ordnete  der  FOrst 
zur  UnteiBuehung  der  BecbtsgQltigk^t  der  voigebraefaten  Forderungen 
eine  Kommission  au*.  Gleichzeitig  wurde  ihr  aufgetragen,  auszu- 
forschen, ob  ein  wegen  Rebellion  Verurteilter  irgendwo  Geldansprüdie 
habe,  damit  auch  diese  konfisciert  würden.  Dieser  Befehl,  den 
Ferdinand  schon  im  Jahre  ]*>l>1  erteilt  hatte,  wurde  in  der  Folge 
mehrfach  erneuert*,  weil  die  Zahl  der  weixen  Rebellion  Angeklagten  von 
Tag  zu  Tag  wuchs.  Alle  Dailelieii.  welrb»*  ein  Verurteilter  gewährt 
hatte,  wurden  nun  gleichzeitig  gekuiuiigt,  und  die  Schuldner  verhalten, 


>  Bfthmischei  Statthidtereiarchiv:  Ferdinand  IL  «n  Liechtttniteiii  dd.  16.  De- 
sember  1622. 

"  Die  Kommission  bestand  ans  iltm  Xoastädter  Stadtyiatiptmnnn  Spzima  von 
Wrtba,  dem  königlichen  Rat  ('lri(h  Utrkovsky  von  Seliirnv,  dem  \'icekämmerer 
Cernin  von  Cbudt!nic  uiul  dem  Vicelandschrciber  Georg  il.j.  Mihirovskj  von  Kemyäl, 
dem  Bmmten  bei  der  Landtafel  Joluuiii  WonCidijr  von  FSftbSolc,  dem  Landes- 
unterkammeramtabeamteo  (oufednika  podkoinomibo)  \\  t  nzel  Obiteck^  von  Obitec, 
dem  ünterlandsrhreiber  (menSibo  pisäfe  pK  dskach  zemskych)  Pfihik  .Toin'Sck  von 
Oiyezd,  dem  Altstadter  Primas  Kircbuieier,  dem  ijtadtrat  (spolunidnij  Andreas 
Leuhaus  von  Bfemov,  dem  Btadtschreiber  (pisif  mSstsk^)  Adam  Wenzel  Andreas, 
dem  Xeustädter  l'rirotiü  Cwov^  /ilu  l  wn  Oiotcnic,  dem  Stadtrat  Johann  Slerin  von 
Sferin  und  dem  Stadtsclireiliei  I  loiian  Libochovsk^,  dem  Kli-iiiseitiier  riinias 
Balthasar  Giobitz,  dem  Stadtrat  Georg  Cikota  und  dem  Stadtschreiber  Johann 
RosaehM.  Die  Oberaufsicht  vtirde  dem  königlichen  Prokurator  Adam  Riesenberg 
Ton  JanoTir,  dem  «tellTertreleDden  Altstftdter  Stadtricbter  (J.  M.  C.  rychtaiatTf  mfsto* 
drfirinm)  und  Biersteuereinnehmer  (vyb^rci  posudnöho)  PVanz  Osterstock  von  Ast- 
leid, dem  Xeustädter  Stadtrichter  Johann  (  luvsostomus  Schrepfl  von  Schrepel- 
sperg  und  dem  Sekretär  bei  der  bohmischeu  Kanzlei  Johann  Hegner  von  llössel- 
ftild  übertragen.  —  Prager  ersbisehdniebea  Ardiiv:  Patent  des  Forsten  von  Liechtett' 
stein  dd.  30.  Juli  1621.  —  Prager  StattfaaltereiarchiT:  Ferdinand  IL  an  Liechten- 
stein dd.  18.  Januar  und  10.  Fei  •mar  1621. 

*  Manuskript  des  Prager  Stadtarchivs  Nr.  1083.  üefehl  des  Obcrstlandhof- 
meisters  Adam  von  Waldstein  dd.  &  Min  1822.  Patent  Liechtensteins  in  Ansehung 
der  von  Rebellen  gemachten  Darlehen  dd.  25.  Mai  und  12.  August  1682. 
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dieselben  in  die  kaiserlichen  Kassen  zurückzuzahlen;  denjenigen,  die 
diesem  Befehle  nicht  nachkamen,  wurde  gedroht,  dafs  sie  strafweise 
die  doppelte  Summe  wOrHen  erlegen  müssen.  Da  alle  Darlehen  auf 
die  Landgüter  in  der  Landtafel ,  auf  die  Stadthäuser  in  den  Stadt- 
bücheni  einjjetragen  waren,  koimteu  Schuldner  und  Gläubiger  sich  in 
privater  Weise  nicht  verständigen,  weil  die  Löschung  der  Schuld  iu 
den  betreffenden  Büchern  nur  mit  Vorwissen  der  königlichen  Beamten 
geschehen  konnte.  Im  Laufe  der  Zeit  wurde  die  Kommission,  welche 
mit  der  Untersuchung  der  Angelegenheit  der  Mit^ften  der  Frauen, 
der  Gläubiger  und  Sehuldner  betraut  war,  wiederhoH  geludert^.  Diese 
JLndenmgeii  und  Ernennungen  hatten  abor  nicht  die  Folge,  dals  die 
Ansprache  der  Witwen  und  berechtigten  CHftubiger  befriedigt  worden 
wftren,  sondern  nur  die,  da&  man  stets  neue  Darlehen  aufetöberte,  weiche 
die  Verurteilten  einzelnen  Personen  gemacht  hatten,  und  die  nun  mit 
Strenge  von  den  Schuldnern  eingetrieben  wurden. 

Vor  dem  Konfiskationsgerichtahofe  fanden  sicli  bis  anfangs  August 
202  rei*sonen  ein,  welche  sich  schuldiir  bekannten  und  nun  durch 
manni^rfache  Voretellungeu  eine  Milderung  der  wider  sie  auszusprechen- 
den Strafe  zu  eiTcichen  suchten.  Der  Gerichtshof  fällte  nur  Urteile 
zweifacher  Art:  entweder  sprach  er  den  Angeklagten  frei,  oder  er  ver- 
urteilte ihn  zun»  Verlust  aller  seiner  GiUer.  Von  den  Verurteilten 
empfahl  er  einen  Teil  der  kaiserlichen  Gnade.  Der  Kaiser  trug  diesen 
Gnadenanträgen  insofern  Rechnung,  als  er  den  Allodbesits  der  mindest 
Schuldigen  in  Ldien  Terwandäte  oder  zwar  den  ganzen  Besitz  kon- 
fisderte,  den  froheren  Besitzern  aber  den  Wert  zum  mindesten  des 
filnften,  im  besten  Falle  des  halben  Teiles  in  barer  Mttnze  auszuzahlen 
anbeCBhl.  Bei  der  Berechnung  dieses  aliquoten  Teiles  wurden  aber 
nie  jene  Güter  einbezogen,  die  vor  der  Schlacht  auf  dem  Weifsen 
Berise  während  des  Vormarsches  des  kaiserlichen  Heeres  konfisciert 
worden  waren;  diese  blieben  ein  für  allemal  verfallen;  die  Befrnadjfrten 
durften  nur  auf  den  aliquoten  EnaXz  für  ihre  anderswo  gelegenen 

'  Zuletsst  (dii.  2ö.  Nov.  1622)  wurden  luit  diesen  Geschäften  betraut,  d«r  Neu- 
ttftdtar  StadthanpCDMtn  Seama  tod  WrOM^  der  Klmmercr  Hartwig  WiMiriaw  von 

Mitrowitz,  der  Appellationsrat  Georg  Wilhelm  Michna  von  Weizenhofen  (z  Vai  inoval, 
der  Hnt  Ulrich  Befkovsky  von  Selnl-ov,  der  Burggraf  des  Prager  Schlosses,  Weiizt  l 
Obitecky  von  Obitec,  der  Vicekämmerer  (mistokomomik)  Uumprecht  d.  ä.  Cerniu  vuu 
dmd&iic,  der  Ticelaodselireiber  (nfetopis&T),  Geoiig  d.  j.  Mtettonky  Ton  NemySi, 
der  Lftttdtafdbeunte  (a'fednik  pH  dsküch  zemsk^ehX  Jobann  d.  ä.  WoraSick^ 
von  PabPnic.  Christoph  rastolav  l)louliovfs.kt  von  Langendorf  (•/.  Dlouhovsfj- 
ülrich  der  altere  Hccliyne  von  Lnlm,  Georg  Malowetz  von  Chqjnov  und  Wenzel  d.  ä. 
Bechynt^  von  La?.an.  —  Frager  Stadtarchiv:  Patent  des  StaUhatters  dd.  2&  ITovem- 
ber  1682. 
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Güter  rechnen.  —  Der  Gericlitsliof  inufste  natürlich  auch  zu  der 
Frage  Stclhinfr  nehuini,  inwieweit  der  von  dein  Herzo|Z  von  Bayern 
und  dem  Kurfüi^steu  von  Saclisen  erteilte  Pardon  zu  respektieren  sei. 
Uui  die  Zusicherungen  Bayerns  kümmerte  man  sich  nicht,  da  Mt  nur 
allgemein  gelautet  hatten,  und  der  Herzog  selbst  auf  ihre  Einhaltung 
nicht  drängte.  Anders  war  es  jedoch  mit  ileuen  des  Kurfürsten. 
Diese  lauteten  zu  Gunsten  einiger  namentlich  angeführter  Personen, 
DimUeli  des  Herrn  Heinrich  Georg  Ton  Wartenberg,  Wenzeto  d.  &. 
YOD  Stampach  imd  Wot&  von  SaalliAusen,  femer  m  Ounaten  einiger 
Stftdte  im  Leitmeritier  und  Saa^er  Kreise  und  dea  dortigen  AdelSr 
Der  Qerichtdiof  widerriet  die  Respektierung  des  den  drei  genannten 
Personen  erteilten  Pardons.  Von  Saalhausen  und  Stampach  sei  es 
gewife,  dafs  Rie  den  Pardon  erst  nach  der  Schisdit  auf  dem  ^Veifsen 
Beige  angesucht,  Wartenberg  habe  dies  zwar,  wie  es  heiÜBe,  früher 
gethan,  alle  drei  hätten  sich  aber  an  dem  Aufstande  in  her^'orragen- 
dem  Grade  beteiligt  und  seien  deshalb  des  Pardons  nicht  würdig. 

Von  den  genannten  Personen  ist  besondere  Hans  (leorg  von  Warten- 
berg durch  sein  Schicksal  merkwürdig.  Auf  ihn  und  seinen  Bruder 
Otto  Heinrich  war  das  iu  Böhmen  seit  Jahrhunderten  heimische  und 
berühmte  Geschlecht  der  Wartenberge  zusammengeschrumpft.  Der 
ältere  von  den  beiden  Brüdern,  Haus  Georg,  der  Besitzer  der  Güter 
Rohozec,  Neuschlofe  und  Böhroisch-Leipa,  hatte  sieb  nach  Ausbnidi  des 
Aufstandes  als  Kriegdcommissür  bei  dem  Aujgebot  zweier  Kreise  ver- 
wenden lassen  und  dadurch  an  dem  Aufitande  teilgenommen.  Als 
sich  jedoch  der  Kurfürst  von  Sachsen  zur  Hilfelästnng  für  den  Kaiser 
anschickte,  trennte  Hans  Georg  sein  Sehidaal  von  dem  Böhmens, 
reiste  nach  Dresden  und  erklärte  sich  zum  Gehorsam  bereit  Da 
Ferdinand  den  Kurfürsten  von  Sachsen,  ebenso  wie  den  Herzog  von 
Bayern  bevollmächtigt  hatte,  diejenigen  in  Gnaden  au£sunebmen,  die 
sich  auf  die  Anzeige  der  von  ihnen  übernommenen  Exekution  bereit 
erklären  würden,  die  Waffen  niederzulegen,  und  Wartenl>erg  diese 
Bedingungen  lange  vor  der  Schlacht  auf  dem  Weifseu  Berge  erfüllt 
hatte,  wofür  er  neben  dein  Zeni.'nis  dv>  !vinlurst*^Ti  das  des  bei  ihm 
weilenden  Obei-sthofmeistei-s  Adum  von  Waldsteiii  aiifuhitn  konnte, 
so  glaubte  er  sieb  iu  seinem  Besitze  gesichert  Auch  war  seine  Ab- 
reise nach  Sachsen  nicht  unbekannt  geblieben;  einige  Wochen  vor  der 
leao.  Weü^berger  Schlacht  (am  10.  Oktober  1620)  hatten  sidi  auf  Neu- 
scUolh  der  Kreishauptmann  Georg  von  Auscha  und  der  Bittmeister 
Adam  von  Kinsky  eingefunden  und  ihm  gedroht,  dals  man  gegen  ihn 
au&  schärfste  vorgehen  wQide,  wenn  er  sich  nicht  unverweilt  bei  dem 
Heere  der  Aufständischen  einfinden  wQrde.  Wartenbeig  war  deshalb 
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nicht  wenig  entannt,  als  er  im  Jahre  1621  von  dem  Forsten  von 

Liechtenstein  nach  Prag  dtiert  wurde,  um  sieb  wegen  seiner  Teilnahme 
an  der  Rebellion  zu  rerantworCen.  Er  ersuchte  den  Kurfürsten  um  ' 
seine  Vermittelung,  und  dieser  stellte  ihm  (im  März  1621)  das  Zeug- 
nis aus,  dafs  er  sich,  unnnttplhar  nachdem  der  Kurfürst  die  Auf- 
ständischen zum  (Gehorsam  uuter  Zusagruug  des  Pardons  aufgefordert, 
bei  ihm  und  dem  Herrn  Adam  von  Waldstein  eintre«tellt  und  zum 
Gehorsam  gej?eu  deu  Kaiser  bereit  erklärt  habe  ^  Mit  diesem  Zeugnis  aus- 
gertistet,  reiste  WarteulH)r^  nach  Wien  und  erhielt  darauf  von  dem 
Kanzler  Lobkowitz  die  Versicherung,  er  könne  ruhig  wieder  nach 
Hause  reisen;  demi  er  werde  sowohl  bezQglich  seiner  Person  wie 
seiner  Güter  unaugofoehten  bleiben.  Aueh  werde  der  Kalter  bald  nach 
Prag  kommen,  er  könne  dann  bei  ihm  um  eine  Audienz  ansuchen  und 
eines  gnAdigen  Beseheides  gewArtig  sein. 

So  yerflols  das  Jahr  1^21  für  Warteobei^^  in  Buhe^  und  er  blieb 
wahisdieinlieh  im  ungestörten  Genosse  seiner  GQter.  Inzwischen  wurde 
'/wischen  Liechtenstein,  dem  Obersten  Albreeht  von  Waidstein  und 
Micbna  das  an  anderer  Stelle  besprochene  auf  wechselsei tipre  Be- 
reicherung und  auf  die  Erwerbung  zahlreicher  Onter  abzielende  Münz- 
gesch.lft  geschlossen,  und  da  die  GtUer  Wartenbergs  gerade  in  jenem 
Teile  von  Böhmen  h'son,  den  Wnlfistoin  fflr  sich  erwerben  und  zu  einem 
Gesamtbesitz  arrondieren  wollte,  m  nalnu  man  in  Boiimen  auf  die 
Versprechungen  des  Kauzlers,  wenu  sie  ja  dem  Statthalter  mitfieteilt 
worden  waren,  keine  Rücksicht,  sondern  lud  im  Monate  Juli  1022  den 
Herrn  von  Warteuberji:  abermals  zur  Verantwortung  vor.  Er  pro- 
testierte mtmdlich  und  schriftlich  bei  dem  Fürsten  von  Liechtenstein 
gegen  die  wider  ihn  erhobene  Anklage ,  berief  sich  auf  das  Zeugnis 
Adams  von  Waldstein,  dal^  er  lange  vor  der  Belagerung  von  Bautzen 
(also  wahrseheintieh  im  August  1620)  bm  dem  Kurfikisten  in  Dresden 
sieh  eingefunden  habe  und  fol^icb  laut  dem  in  dem  kaiseiliehen 
Patoit  geg^nen  Versprechen  und  laut  der  dem  Kurfüi^ten  erteilten 
Vollmacht  des  Pardons  teilhaftig  geworden  sei.  Er  teilte  gleichzeitig 
dem  Fürsten  mit,  dafs  er  sich  naeh  Dresden  verfügen  und  den  Kur* 
i&rsten  um  nochmalige  Ausstellung  eines  Zeugnisses  ftber  seine  Ge- 
horsamserklärung ersuchen  werde,  nni  bat,  mittlerweile  mit  der 
"v\Titeren  Prozedur  izegen  ihn  innezuhalten.  Der  Kurfürst  stellte  ihm 
zum  zweitenmale  das  verlangte  Zeugnis  aus,  Wartenberg  reiste  mit 


'  Sächsisches  Staatsarchiv:  Zeugenaussage  iiber  die  beabsichtigte  Oefangen- 
iiAbme  Hans  Georgs  von  Wartenberg  dd.  16.  Oktober  1620.  Kur&achsen  an  den 
KaiMT  dd.  lftJ85.  Min  im. 
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demselben  wieder  nach  Wien  und  bekam  den  Beseheid,  dab  iium 

weiteren  Bericht  aus  Dreatlen  und  Prag  einholen  werde,  und  et  sich 
'  mittlerweile  zufricMloiifjehon  müsse.  Als  er  auf  die  Gefahr  hinwies, 
dafs  mittlerweile  fiegen  ihu  ein  Urteilsspruch  geftUli  werden  könnte, 
wurtlo  er  damit  benihiu't,  l)evor  Af'v  Herioht  aus  Prat;  vom  Fürsten 
Liechtenstein  angekommen  sei  und  lier  Kaiser  sich  darauf  resolviert 
haben  würde,  sei  für  ihn  nichts  zu  befürchten.  Als  Ferdinand  darauf 
nach  Regenshurg  abreiste,  wurde  Wartenberpr  aufgefordert,  sich  nach 
Prag  zu  begeben,  daselbst  den  Fürsten  von  Liechtenstein  um  ilie  Er- 
stattung des  Beridites  zu  ersuchen  und  diesen  nach  Begensburg  zu 
bringen.  Am  3.  November  1622  in  Prag  angelangt,  bOrte  er  aber  zu 
seinem  Entsetien,  dais  wider  ihn  ein  (Jrfceilssprach  geföllt  und  er  zum 
Verlust  aller  seiner  Güter  vemrt^lt  worden  eei,  ferner  dafe  sieh 
Albrecht  von  Waldstein  seiner  Gttter  bemftcfatigen  wolle.  War  das 
Urteil  schon  darum  ungerecht,  weil  der  Kurfürst  von  Sadnen  Warten- 
berg  vermöge  seiner  Vollmacht  pardoniert  hatte,  so  muTs  umsomehr 
auffallen,  dafs  er  zum  Verlust  der  ganzen  und  nicht  etwa  eines  Teiles 
der  Habe  verurteilt  wurde.  Wenn  iigend  jemand,  so  verdiejite  er 
einige  Rücksicht  und  Schonung  ^ 

Wartenberg  beschwerte  sich  bei  dem  Fürsten  von  Liechtenstein 
liber  das  ihm  widerfahrene  Uniedit,  erhielt  aber  von  diesem  zur  Ant- 
wort, er  möge  sich  an  den  Kaiser  wenden.  Als  er  den  Fürsten  zu- 
gleich um  die  Verabfolgung  der  fahrenden  Habe  auf  den  konfiscierten 
Gütern  ersuchte,  forderte  ihn  dieser  zu  einer  schriftlichen  Eingabe 
M.^NoTbr.  auf.  Wartenberg  kam  der  Aufforderung  nach;  noch  hatte  er  aber  das 
Gesuch  nicht  unterschrieben,  als  er  die  Nachricht  ertiielt,  dals  Albrecht 
von  Waldstein  alle  seine  Mobilien  aus  dem  Schlosse  in  Bohozec  habe 
wegfahren  lassen.  Indem  er  dies  dem  FQntten  von  Liechtenstein  be- 
richtete, klagte  er  mit  doppelter  Heftigkeit  aber  das  ihm  zugefügte 
Unrecht,  das  ihn  an  den  Bettelstab  bringe.  Sein  Jammer  steigerte 
sich,  als  sein  früherer  Verwalter,  der  für  ihn  einige  Tausend  Thaler 
in  Verwahning  hatte,  auf  Anstiften  seines  Binders  Otto  Hciniich 
von  Wartenber^r  mit  den  Jesuiten  in  Verbindun.L'  trat,  katholisch 
wurde  und  ihnen  dann  das  Ei^'rntuiii  >eiut^  Herrn  übergab.  Da  ilini 
seine  Klagen  uichti>  halfen,  wendete  er  r-irh  abennals  an  den  Kuriursteu 
von  Sachsen.  Um  den  Kurfürsten  zu  nachdillcklicher  Unterstützung 
seiner  Ansprüche  zu  vermögen,  beschloüs  Wartenberg,  abermals  nach 


1  Sädi&i&ches  Staatsarchiv:  Jokum  Georg  von  Wartenberg  an  Liechtenstein 
dd.      Juli  1682.  Haas  Georg  von  Wartenberg  an  den  Karftoten  von  SacbMii- 
dd.     November  1622  und  4.  Januar  162S. 
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Dresden  zu  reisen,  und  ersuchte  deshalb  den  Fürsten  von  Liechtenstein 
nin  einen  Pafszettcl.  Anfancrs  war  dieser  bereit,  das  Gesuch  zu  be- 
willi^'en,  spiUer  verweigerte  er  aber  die  erbetene  Erlaubnis  und  er- 
teilte sie  erst  auf  Fürbitte  des  Grafen  von  Slawata.  Da  Wartenberg  keine 
Mittel  zur  Bestreitung  der  Reisekosten  besafs,  so  gab  ihm  Ftlrst 
Liechtenstein  hundert  (juldeu.  In  Böbuieu  beeilte  man  sich  mittler- 
weile, das  gelten  Wartenberg  pef&llte  Konfiskationsurteil  dadurch  zu 
einem  unwiderruf liehen  zu  machen,  dais  man  zu  dem  Verkaufe  seiner 
Gftter  schritt  Waldstein  hfltte  bereits  Robozec  besetzt  und  gepltindert ; 
jetzt,  im  Jahre  1628,  kanfte  er  dieaes  Gut  samt  Neuschlols  und  den 
ttbrigen  Besitzangen  Äkr  die  AbechMaingSBamin«  von  180282  Gulden 
und  bezahlte  diese  in  langer  Mftnze,  deren  Wert  in  Yollwichtiger 
Münze  etwa  80  000  Gulden  betrug.  Der  Wert  der  kostbaren  Mobilien 
und  sonstiger  fahrender  Habe,  die  er  in  den  Schlössern  gefunden 
hatte,  war  giOläer  als  die  erlegte  Kauftunune,  so  dais  er  thatsRcblich 
die  GtUer  umsonst  erwarb'. 

T>:i  ;iber  (\pv  Knrftirst  von  Sachsen  sich  in  warmer  Weise  des 
Verlül^leii  ;iiiiiahiii.  truii  (ier  Kaiser  dem  FHrsten  von  Liechtenstein 
auf,  das  trteil  wiiler  Wartenberf:  zu  kassiereu  und  den  Trozefs  neu 
vorzunehmen;  als  der  Statthalter  mit  der  Befolpnm?  dieses  Befehles  n.  oktob« 
säumte,  wiederholte  der  Kaiser  den  Befehl  am  2G.  Marz  1024.  Warten- 
berg begab  sich  darauf  uiit  Empfehlungsschreiben  des  Kurfürsten  ver- 
sehen nach  Prag  und  bemOhte  sich,  den  Statthalter  für  die  beschleunigte 
Durchlbhrung  des  kaiseriieben  Befehls  zu  gewinnen,  allein  es  half 
nichts.  Liechtenstein  zog  ihn  fortwährend  mit  leeren  Versprechungen 
hin,  sodafs  er  sich  unTeniehteter  Dinge  von  Prag  entfenien  mul^te. 
£r  yerihgte  ^eh  jetzt  in  die  untere  Pfalz,  um  dort  eine  langjlihrige 
Verlobung  durch  eine  Heirat  abzuschliefsen  und  neue  Ftlrsprecher 
und  Freunde  an  den  Verwandten  seiner  Braut  zu  gewinnen.  F.r  hatte 
nämlich  auf  einer  Reise  uach  Deutschland,  im  Jahre  1607,  die  pfalz- 
•jrilfliche  Prinzessin  Sabina  kennen  gelernt,  eine  wechselseitiL^e  Neitnmg 
war  in  beider  Herzen  entstaridf^n  .  aber  die  verwitwete  Mutter,  die 
Pfalzprrafin  Dorothea  Maria,  hatte  um  keinen  Pnib  ihre  Zustinuniui-i 
zur  Heirat  jreben  wollen,  obgleich  sie  darum  vom  Kaiser  ^Tathias  und 
u»ehrereu  Fürsten  ersucht  worden  war.  Die  Prinzessin  h.urtt-  aber 
geduldig  durch  achtzehn  Jahre  aus;  die  Not,  in  die  ihr  Briluti^iaiu 
geraten  war,  steigerte  nur  ihre  Liebe.  Als  demnach  Wartenberg  jetzt 


*  Sachsisches  StaaUarchiv :  Hans  Georg  von  Wartenberg  an  LiechteiibU^in  dd. 
14.  Ntffember  IffilS.  Wartenbeig  «a  Kunaebscn  dd.  4.  Januar  Betchwerd« 
SaiHBaa  von  Waitnibeng  dd.  1622  (?>  —  Badi  a.  a.  0.  8.848. 
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bei  ihr  erschien,  bestürmten  heirle  das  Haupt  flfr  Familie,  den  VinW- 
grafeu  Joliaim  von  Zweibrücken,  um  seino  \'prnnttlung  bei  der  Mutter, 
die  natürlich  jetzt  mehr  als  zuvor  Grund  für  ihre  Weiiierunfr  hatte. 
Trotzdem  ^aben  sie  und  ihr  Sohn,  der  Pfalz^^raf  Georg,  endlich  die 
Zustiuiniung,  sodafs  die  Heirat  im  März  1625  vollzc^en  ^iirde'. 

Die  Feinde  Wartenbergs  beschuldifrten  ihn  aber  nunmehr,  dafs  er 
sich  in  Deutschland  zu  dem  Zwecke  aufgehalten  habe,  um  mit  den 
Feinden  des  Kaisers  in  Ftthlung  zu  kommen  und  mit  Gewalt  wieder 
in  den  Besitz  seines  Eifjentums  zn  gelangen.  Gegen  diese  Besdiulp 
dignng  traten  sdne  neuen  Verwandten  und  deren  Diener  auf  und 
ersuchten  den  Kaiser  um  die  RackKftngigmachung  der  ▼erfilgten  Kon- 
fiskation, wobei  sie  sich  Empfehlun;;sschreiben  von  den  angesehensten 
fürstlichen  Persönlichkeiten  versehaflten.  Sie  brachten  deren  allmfthlich 
35  Stück  von  allen  hervorragenden  deutschen  Fürsten  zusammen, 
darunter  von  dem  Kurfürsten  von  Köln,  dem  Landarafen  von  Darm- 
stadt, dem  Erzherzog  LeopoM ,  den  Her/ögen  von  Lothrinfion,  deni 
Ktirfürsten  von  Sachsen,  dem  Kurfürsten  von  Bayers),  nurh  einem  Prinzen 
von  Polen.  Di»^  nnsjeführten  Namen  zeijzen ,  dals  Wartenberg  und 
seine  Freunde  solche  Personen  um  ihre  Vennittelung  ansuchten,  die 
dem  Wiener  Hofe  genehm  waren,  oder  sogar  in  nahen  verwandtschaft- 
lichen Beziehungen  zu  ihm  standen.  Um  den  Fürbitten  Kachdruck 
zu  geben,  verfügte  sidi  das  junge  Ehepaar  nach  Ebersdoif  (bei  Wien) 
in  die  Nähe  der  kaiserlichen  Residenz,  die  der  Kaiser  damals  in 
Wiener -Neustadt  aulj^hlagen  hatte,  ersuchte  denselben  um  dne 
Audienz  und  üherreiebte  ihm  dann  die  gewichtigen,  iQrbittliehen 
Schreiben.  Ferdinand  benahm  rieh  gegen  das  Ehepaar  recht  gnttdig, 
er  Yerq^iadi  die  Schroihen  zu  lesen,  ihre  Angdegenheit  in  Erwägung 
zu  ziehen  und  darauf  einen  Beschiufs  zu  fassen.  Auch  die  Kaiserin 
erbot  sich  ihre  Fürbitte  für  sie  einzulegen*. 

Nach  sechs  Tagen  erteilte  der  Kaiser  dem  Herrn  von  Wartenberg 
eino  /weite  Audienz,  nahm  von  ihm  ein  Memoire  über  seine  An- 
gelegenheit entj^ep^Mi  und  versprach  abermals,  dasselbe  seiner  Lektüre 
unterziehen  zu  wollen.   Einige  Tage  später  teilte  er  ihm  durch  den 


*  StehBlwhas  Staatiardiiv:  Pfiüsgraf  Johann  an  die  Pfiüagrlfin  Witwe  Doro- 
thea Maria  dd.  BJ19.  Februar        Pfabewf  Oeofg  Gustav  an  £iihenog  Leopold 

dd.  9m  Hin  1685.  Wartenberg  an  KarHWlisett  d.  d  :  ,   :,  im. 

"  Ebeada:  Teraeiehnii  der  BUtschreiben  an  den  Kaiser.  (September  1625.) 
Bana  von  Leiningen  an  Kumchien  dd.  8^18.  ApiÜ  108S.  Beriebt  Uber  den  Erfelf 
der  Interceasion  filr  den  Hem  von  Waitenbeig  bd  dem  Kaiser  108S. 
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Obeisten  Kanzler  und  dem  Herrn  tob  Slawata  mit,  dafs  er  samt- 
liche SchriftstQcke  an  den  Fürsten  von  Liechtenstein  mit  dem  Auf* 
trage  abgeschickt  habe,  binnen  eines  kunsen  Termins  ein  Gutachten 
dsrttber  einzuschicken;  mittlerweile  aber  habe  er  Wartenbergs  Ge- 
mahlin 1000  Gulden  zum  )>esseren  Unterhalt  angewiesen.  Es  schien 
also  doch ,  als  oh  dir  laii'_'  enschntf^  Gnade  dem  Verfolgten  jetzt  zu 
teil  werden  sollte.  Lobkowit/  wnd  >ia\vata  überhäuften  ihn  mit  Auf- 
njeiksamkeiteu,  und  da  in  (iips(Mi  Tagen  die  Botschaft  nach  Wien 
gelangte,  dafs  der  Bruder  Hans  Georgs  von  Wartenberg,  Otto  Ikin- 
rich  in  Bühmen  von  den  Bauern  erschlagen  worden  sei,  stellte  mau 
ihm  zum  mindesten  dessen  Gut  in  Aussicht.  Frau  von  Wartenberg 
mirde  nicht  mQde»  den  Kaiser  mit  neuen  Bitten  zu  bestOnneu,  folgte 
ihm  nach  Ödenboiip^,  als  er  daselbst  des  ungarischen  Reichstages  vegen 
weilte,  und  ersuchte  sowohl  die  Kaiserin,  wie  den  neugewftblten 
ungarischen  Rön%  Ferdinand  III.  um  deren  Intenrention.  Abermals 
worden  ihr  1000  Gulden  zum  Unterhalt  angewiesen,  wfthrend  der 
Kanzler  Lobkowitz  ihrem  Gatten  mitteilte,  dafs  der  Kaiser  die  Ab- 
sch&tzung  seiner  Güter  anbefohlen  habe.  Man  konnte  diese  Nachricht 
so  auffassen,  dafs  man  Wartenberg  den  Geldwert  auszubezahlen  ce- 
(Irnko,  rh  man  Waldstein  wegen  seiner  Verdienste  um  die  Aufstellung 
einer  Arinco  dit»  OintT  <f']h^t  nicht  mehr  entreifsen  konnte  oder  wollte. 
Aus  allen  diesen  [I'>Hiiiiiij<ii  wurde  jedoch  Wartenberg  durch  ein 
Dekret  vom  18.  > M  -  nil  rr  li)25  herausgerissen,  in  welchem  kurz  und 
bündig  erklärt  wurde ,  dafs  es  der  Kaiser  bei  dem  gegen  ihn  publi- 
zierteu  Urteil  bewenden  lasse  und  folglich  keine  Rücksicht  auf  den 
durch  Wartenbergs  Geborsamaerklftrung  erworb^en  Pardon  ndimen 
wolle*. 

Fna  von  Wartenberg  geriet  ttber  diese  ebenso  unverhoffte  wie 
trostlose  Entscheidung  in  wahre  Verzweiflung,  sie  hatte  mit  grolsen 
Kosten  alle  die  Farbittschreiben  erworben»  ihren  Schmuck  zum  Teil 
verkauft,  zum  Teil  versetzt  und  nun  befand  sie  sich  mit  ihrem  Gemahl 
trotz  der  angewiesenen  2000  Gulden  in  grofser  Not,  da  ihr  dieselben 
nur  in  I^ten  verabfolgt  wurden  und  bis  zu  diesem  Augenblicke  auf 
die  2000  Gulden  erst  780  Gulden  •ni^}»»>>';ihlt  worden  waren.  Fern 
von  der  Heimat  fühlt»»  sie  sich  von  einer  tinanziellen  Katastrophe  be- 
droht und  so  ent.^rlilols  sie  sich  zu  einem  neuen  Bittschreiben  an 
den  Kaiser,  in  dem  sie  ihre  sanze  trostlose  Lage  schilderte  und, 
wenn  auch  nicht  mehr  um  die  Rückstellung  der  konfiscierten  Güter, 
doch  wenigstens  um  die  Anweisung  einer  Pension  ersuchte.    Sie  und 


*  SlehsiMfaes  StMtmrdiiT:  KaMicbe  Entacfaeiduiig  dd.  18.  Norember  ie2& 
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ihr  Gemahl  seien  sonst  penötijzt,  ihre  letzte  Habe,  ihre  Kutsche  und 
und  Pferde,  zu  verkaufen,  Ihre  Bitten  halfen  aber  so  weni;.'.  wie 
eine  neuerliche  Eingabe  ihres  tiemahles,  iler  in  noch  kräftigerer  Weise 
die  bevorstehende  Armut  schilderte  und  schon  sah,  wie  seine  Frau 
ihr  Brot  auf  der  Strafse  erbettele.  Wohl  untersuchte  uum  uochmals 
die  Berechtigung  seiner  Klagen,  aber  das  Ergebnis  war,  dafs  man 
ihm  nur  einen  gewiflsen  RecUnansprndi  auf  Buhozee,  das  auf  54176 
Gnlden  abgeeebätet  wurde,  zuerkannte.  Das  Eigentumsrecht  auf 
NeuBcblob  und  drei  Viertel  der  Stadt  Leipa  aber  wurde  ihm  ab- 
gesprochen, weil  er  diese  Gttter  nach  seinem  Oheim  und  nur  als  Sequester 
und  nicht  als  Eigentum  ^benommen  habe.  Es  ist  hier  nicht  der 
Ort,  die  Berechtigung.'  dieses  Ausspruches  zu  untersuchen ;  es  ist  auch 
gleichgültig,  ob  er  begründet  war  oder  nicht»  denn  indem  das  Recht 
Wartenbergs  auf  Rohozec  anerkannt  wurde,  wurde  zugleich  abermals 
da.s  wider  ihn  ausgesprochene  Konfiskationsurteil  als  zu  Recht  be- 
stehrnd  erklärt.  Üb  ihm  also  ein  Besitzwert  von  r)4  17()  oder  von 
180  282  Gulden  koniisciert  wurde,  blieb  sich  in  der  Wirkung  bleich: 
es  wurde  ihm  eben  alles  genommen,  was  er  besafs.  Zu  gleicher  Zeit 
wurde  Warteuberg  auch  mit  der  von  seiner  Frau  ^e^U  lUen  Bitte  um 
Auszahlung  einer  Pension  abgewiesen:  „bei  den  unei*schwinglicheu 
Kriegs-  und  anderen  AusUigeu"  sei  es  dem  Kaiser  nicht  möglich,  über 
das,  was  er  bereits  gethan,  noch  etwas  mehr  m  tbun,  er  wolle  des- 
halb mit  weiterer  Behelligung  Teisehont  sein.  So  in  allen  Hofihungen 
betrogen,  begab  sich  dss  Ehepaar  noch  Deutschland.  Dab  die  Grelbhle 
Waitenbeigs  fortan  fbr  den  Kaiser  und  seine  Familie  keine  freund- 
lichen waren,  zumal  nachdem  ihm  auch  das  Erbrecht  auf  den  Besitz 
seines  Bruders  abgesprochen  worden  war,  ist  begreiflich,  und  so  darf 
man  sich  nicht  wundern,  dafs  er  sich  an  dem  Zuge  des  Kurfürsten 
von  Sachsen  nach  Böhmen  im  Jahre  1631  beteiligte  und  bei  dieser 
Gelegenheit  doch  noch  seine  Rechte  zur  Grltimg  zu  brintren  sudite. 
Als  nach  der  Ermordung  Waldsteins  die  (iüter  desselben  vom  Kaiser 
konfisciert  wurden,  ward  auch  Wartenberg  wegen  Beteiligims:  an  dem 
Sachseneinfall  abermals  zur  Konfiskation  seiner  Halie  venirteilt.  Das 
Urteil,  das  diesmal  keinen  praktischen  Wert  hatte,  wurde  offenbar 
deshalb  gefällt,  tun  späteren  Ansprüchen  einen  Riegel  vorzuschieben'. 
Aber  nicht  nur  in  Bezug  auf  Wartenberg,  auch  in  allen  fibrigmi 


*  S&cbstBcbes  Staatsarchiv:  Berechnang  fkber  die  Art,  wie  die  der  Fratt  vou 
Waitenberg  bewiUigten  2000  Qulden  reraUblgt  wurden.  Sabina  von  Wartenberg 
aa  den  Kaiser  dd.  8.  Deiember  1625b  —  Kaiaerlicbe  Entecheidang  dd.  20.  Jani 
1026.  "  Bikk  &  m. 
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Fällen  entschied  der  Kaiser  ihr  Nii-hteinhaltung  der  vom  Kurfürsten  von 
Sachsen  erteilten  Pardonzusiiiienui^'eii.  Kbenso  erteilte  er  mit  ireringen 
Änderungen  jenen  Urteilen  seine  Zusliinüiun^r,  die  der  Kniiti-kations- 
jrerii  husliof  in  Ansehung  der  Flüchtlinge  und  verstorlieaeu  Uel)eJl('u  Metüllt 
htttte;  darnach  wurde  die  Konfiskation  des  ganzen  Besitzes  aller  Flücht- 
linge bestätigt,  bei  den  Verstorbenen  wurden  einzelne  Urteile  gemildert 
und  nur  der  Mindenahl  ihr  ganzer  Begitz  abgesproetieo;  eine  Anzahl 
wurde  nur  zum  Verlust  der  Hftlfte,  eines  oder  zweier  Drittel  oder 
eines  FOnftds  verurteilt  und  die  Allodgüter  zweier  Besitzer  zu  Lehen- 
gOteni  umgewandelt,  fünf  Verstorbene  wurden  von  jeder  Schuld  frei- 
gesprochen und  ihren  Erben  also  ihr  ganzer  Besitz  zugewiesen  ^ 

Bevor  man  gegen  diejenigen,  die  sich  dem  Konfiskationsgerichts- 
hofe freiwillig  gestellt  hatten,  die  Urteile  zu  publizieren  begann,  ver- 
hütete der  Statthalter  jegliche  Schniälerung  der  anzuhoflTenden  Kou- 
ti^kationsmasse  dadurch,  inls  er  ihnen  samt  und  sonders  jede  Ver- 
ftlgung  über  ihre  bewegliche  und  unhe\vft,diche  Habe  verhot;  sie  durften 
nicht  einmal  einen  Uuterthau  aus  der  Leibeigenscltaft  entlasn  n 
Die  Publikation  der  Urteilssprüche  begann  am  29.  Oktober  1G22  und 
zwar  wurde  an  diesem  Tage  das  Urteil  über  IT»  Edelleutc  ausgesprochen. 
Drei  von  ihnen  wurden  freigesprochen;  unter  den  Verurteilten  befand  sich 
auch  der  reiche  Herr  Johann  Malowetz  von  Malowic,  dessen  Gater 
grölstemteils  im  Bndweiaer  Kreise  lagen  und  vor  der  Schlacht  auf  dem 
Weilten  Berge  konfisciert  wonlen  waren.  Bei  dieser  Konfiskation 
blieb  es,  dag^en  sollten  ihm  von  seinen  außerhalb  dieses  Kreises 
gelegenen  Besitzungen  der  halbe  Geldwert  ausgezahlt  werden.  Am 
81.  Oktober  wurden  siebzehn  Urteile  veröffentlicht,  von  denen  vier 
auf  Freisprechung  lauteten.  Jenachdem  der  Gerichtshof  mit  den 
einzelnen  Angeklagten  fertig  wurde,  überschickte  er  seine  Urteile 
nach  "Wien ,  wo  sie  von  dem  Kaiser  rasch  entweder  bestätigt  oder 
umgeändert  und  darauf  in  Prag  jjubliziert  wurden.  Solcher  der  i*ubli- 
kation  der  l'rteile  gewidmeter  Tage  gab  es  im  Monat  November  1622 
zehn,  in  denen  81  Personen  freigesprochen  und  122  Personen  ver- 
luteilt  und  entweder  ihr  ganzer  oder  ein  Teil  ihres  Besitzes  konfisciert 
oder  ihr  freier  Besitz  in  ein  Lehen  umgewandelt  wurde.  Im  Dezem- 
ber wurden  an  vier  Gerichtstagen  17  Personen  vemrtdlt,  12  frei- 
gesprochen; im  Januar  1628  wurden  an  vier  Gerichtstagen  28  ver- 
urteilt und  11  freigesprochen,  im  Februar  an  vier  Gerichtstagen  88 
TmrteUt  und  4  fteigesprochen.   Bei  dieser  Gelegenheit  lud  man 


>  d>ElTert  S.  Ul— 152. 

*  PM«er  Stedtaxdiiv:  Ptleiit  Lieebtensteii»  dd.  10.  Septeml«r  1622. 

4* 


Digitized  by  Google 


—  52  — 


auch,  dafs  man  in  den  Konfiskationen  durch  Käufe  und  Verkäufe,  die 
während  des  Aufstandes  abgeschlossen  und  in  die  Landtafel  ein- 
getragen worden  waren ,  trehindert  war.  Um  dieses  Hindernis  ein 
1C23.  für  allt  nial  zu  eutfonuii,  Uu^iorte  der  Kaiser  (am  20,  September) 
alle  Eintragungen  in  die  Landtjifel,  die  während  des  Aufstandes  vor 
sich  gegangen  waren,  also  alle  Kaufkontrakte  und  sonstigen  Verträge, 
alle  Testaniente  und  Entscheidungeu  des  Laadrechtes,  alle  Schuld- 
turlraDden,  alle  SicbenteUuogeD  von  MitgUten  und  be&hl»  dab  die- 
jenigen ,  die  weitere  Geltung  haben  aoUten,  ▼ou  neuem  eingetragen 
werden  sollten.  SelbstverstAndlieli  geschah  letzteres  nnr  bezQglidi 
jener  Pensonen,  deren  Loyalität  nicht  dem  geringsten  Zweifel  unter- 
worfen wa^^ 

Die  Urteile  des  Konfiskationflgerichtshofs ,  die  in  ihrer  weiteren 
Fortsetzung  fast  den  gesamten  protestantischen  Adel  au  den  Bettel- 
stab 7.\i  bringen  drohten,  venirsachten  in  Böhmen  den  gröfston  Jammer 
lind  tausendfache  Verwünschungen;  aufserhalb  Böhmens  aber  erre^^tcn 
sif  das  LTÖfste  Aufsehen  und  versrliafTtiui  doiii  kaisrrlirlu'n  Regiment 
dt'uselbeü  Ruf,  iu  dem  das  spanische  wegen  seiner  hKiuihiüou  stand. 
l)cr  Kaiser,  der  gerade  in  Regonsburg  weilte  und  hior  nieht  blofs 
offene  Klagen  von  den  Protestanten,  sondern  auih  niauchcu  Tadel 
von  Katholiken  zu  boren  bekam,  wurde  doch  stutzig  und  er  beschlofs 
in  etwas  einzulenken.  An  den  Fürsten  von  Liechtenstein  schrieb  er 
deshalb:  „Es  ist  nie  unsere  Meinung  gewesen  und  ist  es  auch  jetzt 
nicht,  den  böhmischen  Adel  auszutreiben  oder  auszurotten»  sondern 
denselben,  wenn  wir  nur  besagtes  unser  ErbkOnigreich  Böbeim  vor 
konftiger  Rebellion  und  Meuterei  gesichert  wissen,  in  gnftdigstem 
Schutz  und  Acht  zu  halten,  auch  diejenigen  Kondemnieilen,  welche 
nicht  sogar  enormiter  delinquiert  und  bei  welchen  eine  Hoffnung  der 
Bekehrung  erscheint,  sonderlich  aber  deren  Güter  und  Vermögen  nur 
der  dritto  oder  wenigere  Teil  uns  adjudiriort  ward,  bei  sob'hen 
ihren  (liitern  verbloiluMi  zu  lassen."  Dabei  leitete  ihn  auch  die  Er- 
wägung, dals  es  nützlicher  sei,  die  Kondemnierten  im  Besitz  der  Güter 
zu  belassen,  weil  sie  „leichter  und  lieber  ein  Mehreren  zur  Abstattung 
ihrer  Strafe,  als  jene  geben,  welche  duroh  Kauf  die  GtUer  an  sich 
bringen."  Der  Kaiser  traf  den  Nagel  aul  deii  Kopf;  er  hätte  weit 
gröüsere  Summen  in  guter  MOnze  von  den  KoDdemnierteu  erhalten, 
wenn  er  sie  in  dem  Besitz  ihrer  Guter  gelassen  hätte,  als  er  bei  dem 
Verkauf  an  schlechter  MOnze  Itate,  zumal  er  noch  vielfiuh  betrogen 
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wurde  mid  mch  m  unbedachten  Gesdienkeii  verieiten  liels.  Ein  dem 
entsprechender  Befehl,  wenn  er  reditzeitig  erteilt  worden  wfire,  hätte 
viel  Übel  verhüten  können;  jetzt  war  es  zu  spät,  denn  die  Besitzer 
aller  grofsen  Güter  waren  bereits  venirtt  ilt.  Indessen  darf  man  doch 

vielleicht  auf  Rechnung  der  kaiserlichen  Weisung  setzen,  dafs  die  Zahl 
der  von  dem  Konfiskationsgerichtshof  Freifiesprochenen  sich  von  d«n 
an  etwas  mehrte So  wurden  im  ^VAv/,  1623  an  vier  (ierichtstaL'en 
36  verurteilt,  15  freigesprochen;  im  April  an  zwei  Gerichtstägen  18 
verurteilt,  8  freigesprochen;  im  Mai  au  vior  rterichtstagen  60  ver- 
urteilt und  19  freigesprochen  oder  voUstautliLi;  begnadigt;  im  Juni  au 
fünf  Gerichtstagen  68  verurteilt,  einer  freigesprochen;  im  Juli  an  drei 
Gerichtstagen  34  venuteilt,  5  freigesprochen;  endlich  im  August  an 
drei  Gerichtstagen  52  verurteilt,  19  freigesprochen.  In  diesem  Monat 
erflofs  jedoch  ein  Dekret,  welches  durch  seine  Harte  die  hie  und  da 
geObte  Milde  YoUstHndig  aufwog;.  Der  Kaiser  eikl&rta  n&mlich  alle 
Schulden,  die  wflhrend  des  Au&tandes  gemacht  und  auf  die  kon- 
fiscierten  Guter  intabuliert  worden  waren,  samt  und  sonders  für  un- 
gültig und  enthob  sich  damit  ihrer  Bezahlung  aus  dem  Erlöse  dieser 
Güter*.  Während  des  Monats  September  wurden  zum  erstenmale 
keine  V»'nirtf^iluu^Tn  ausjicsprochrn ;  um  so  thätiger  war  man  dairepen 
im  (In  rauf  folgenden  Oktober,  an  dem  vier  Gerichtstage  abgehalten  und 
86  Vorgerufene  venirteilt  und  17  freigesprochen  wurden.  Aulscrdem 
wurden  am  10.  Oktober  noch  99  Personen,  von  denen  der  Ankläger 
erklärte,  dafe  sie  mm  Teil  Greise,  zum  Teil  während  des  Aufstandes 
mimleijäbrig  gewesen  waren,  dafs  keine  Schuld  derselben  erwiesen 
werdoi  könne  und  dab  sie  endlich  auch  keine  Landgüter  besäisen, 
freigesprochen.  Im  November  wurden  an  einem  Gerichtstage  19  Per- 
sonen verurteilt,  19  freigesprochen,  im  Dezember  an  zwei  Gerichts- 
tagen 6  verurteilt,  einer  freigesprochen.  Zum  Schlüsse  des  Jahres 
1623  war  der  grOftte  TeH  der  Arbeit  vollbracht;  wer  bis  dahin  noch 
nicht  verurt^lt  oder  freigesprochen  war,  gehörte  gewifs  nicht  zu  den 
vermögenden,  sondern  höchstens  zu  den  wohlhabenden  Leuten,  und  80 
ist  es  begreiflich,  dafs  im  Jahre  1624  während  der  ersten  neun  Monate 
nur  fttnf  Gerichtstafre  abgehalten  und  an  denselben  nur  drei  Personen 
\«  i  iirteilt  und  drei  frei^^osprijchen  wiirdfii.  Im  Monat  Oktober  1624 
wurden  acht  Gerichtstage  abgehalten  und  au  den^flhen  8  Personen 
verurteilt  und  11  freigesprochen,  im  November  wurden  an  zwei  Ge- 
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riehtstagen  eine  VerorteiluDfr  und  zwei  Freisprechungen,  im  Dezember 
äne  FVeiqirechung  verkOndigt.  Im  Jsbre  1625  worden  an  drei  Ge- 
richtstagen drei  Verurteilungen  und  ein  Freispruch  publiziert,  endlich 
im  Jahre  16*26  zwei  Personen  freigesprochen.  Es  geschah  dies  am 
22.  Mai,  an  welchem  Ta^ze  also  die  Konfisliationsprozesse  aus  Anlafs 
des  Aufstandes  von  1618  ihr  Ende  nahmen. 

Indem  der  Kaiser  eine  Anzahl  Allodc  in  Lehen  verwandelte, 
wollte  er  sich  nicht  mit  der  Aussicht  auf  den  Heiinfall  derselben  l>ei 
Aussterben  dor  direkten  männlichen  Erben  des  neuen  Lehenbesitzei*s 
beo^nüfren ,  j^ondcrn  einen  unmittelbaren  (lewinn  herausschlafren.  Er 
entzog  niunlich  zunächst  allen  Lehen besitzern  duü  ratrouatärecht  und 
traf  die  Bestiiimmug,  dais  dieselben  neben  der  sonstigen  Landessteuer 
jährlich  ein  Prozent  vom  gegenwärtigen  Schätzungswert  ihres  Lehens 
entrichten  sollten.  Auch  verfügte  er,  daTs  die  Lehen  nicht  höher  als 
bis  zum  zehnten  Teil  ihres  Wertes  belastet  werden  darften,  um  ihren 
Wert  im  Heimiall  nicht  zu  schm&lem.  Selbstverstftndlich  mufsten 
die  neuen  LehengOter  aus  der  Landtafel  ausgeschieden  und  in  die 
Hof-  und  Lehentafel  einverleibt  werden.  Hinterdrein  entdeckte  die 
böhmische  Kammer,  dafs  manche  Personen  ad  feudum  kondemniert 
worden  waren,  die  kein  Landgut,  wohl  aber  bares  Geld  besnfsen  und 
da  man  doeh  etwas  aus  ihnen  auspressen  wollte,  so  beantra^'te  sie, 
dafs  solche  Personen  wcnipstens  den  fünften  Teil  ihres  Bargeldes  als 
Strafe  erleiiPü  sollten.  Der  Kaiser  forderte  \\\\ov  diesen  Vorschlag 
die  liühniisciH  ii  Statthalter  und  das  buhniische  Appellationsgericht  zu 
einem  Gutachten  auf.  Das  Appellationsgericht  erklärte  die  Geldstrafen 
nicht  für  zulüssig,  da  der  Kaiser  ül)er  die  Verurteilten  keine  andere 
Strafe,  als  die  Umwandlung  ihres  Allodbesitzes  in  Lehen  verhängt 
habe  und  nunmehr  nicht  hinterdrein  ein  neues  Urteil  schöpfen  könne. 
Dasselbe  Appellationsgerieht,  das  das  Beeht  so  streng  wahrte,  be- 
merkte aber  zum  Schlüsse,  es  gebe  nicht  hiofs  Lehen,  die  in  Gfltem, 
sondern  auch  solche,  die  in  barem  Oelde  bestanden;  es  könne  deshalb 
d(  r  Kaiser  nachtrSglich  verfügen ,  da&  die  Kapitalien  der  ad  feudum 
Verurteilten  in  Lehen  umgewandelt  würden,  und  dann  stehe  es  ihm 
frei,  von  denselben  Ähnliche  Dienstleistungen  wie  von  Lebengatem 
einzufordern 

Die  böhnnschen  Statthalter  verwarfen  den  Vorschlag  des  Appel- 
lationsgerichtes aus  ünauziellen  uu<l  junstischeu  Gründen.  Der  finan- 
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zieUe  Grand  bestand  darin»  dafe  der  Kaiser  Geld  braucbe  nnd  um 
jeden  Preis  sieh  dasselbe  verschaffen  mflsse;  es  sd  also  TOrteilhafter, 
wenn  er  jetzt  gleich  den  fünften  Teil  des  Kapitals  erlange,  als  wenn 
er  erst  im  Laufe  der  Zeit  gewisse  Erträgnisse  einheimse ;  der  juristische, 
jedenfalls  schwer  wiegende  Grund  bestand  darin,  dafs  es  ei-stens  bis 
dahin  in  Rehmen  keine  Lehen  in  Geld  oder  Mobilien  gegeben  habe 
und  damit  eine  neue  KinriclitmiL'  -'♦"-••haften  würde,  die  zu  allerlei 
l^nbeqnemlichkeiten  führen  könule,  und  zweitens,  dafs  die  Urteile 
wider  die  KelK-'Uen  nur  auf  Umwandlung'  liei^^ender  (iüter  in  Lehen 
gelautet  hätten  un(i  nicht  nachtraglich  um^'est^iltet  vverdea  kituatru  Die 
Richtigkeit  dieses  juristischen  Kiuwandes  vorausgesetzt,  ist  es  aller- 
dings seltsam,  daJs  die  Statthalter  dem  Kaiser  rieten«  von  den  zur 
Umwandlung  ihrer  Güter  in  Ldien  Verurteilten  naehtrilglieh  den 
fbnfiten  Teil  ihrer  Kapitalien  einzufordern;  bedeutete  das  nicht  eben- 
IsUs  eine  nachtragltche  Verletzung  des  UrteilsB^cheSy  der  sich  nur 
auf  liegende  GOter  bezog?  Die  «Politiker*  waren  aber  damals  ebenso- 
wenig verlegen  wie  die  Juristen,  wenn  es  sich  darum  handelte,  den 
Rebellen  gegenüber  dem  Recht  eine  Nase  zu  drehen.  Die  Statthalter 
rieten  also  dem  Kaiser,  nicht  in  Form  eines  Bechtssprudies  (non  per 
moduni  sententiae)  den  Verurteilten  die  Zahlung  des  fünften  Teils 
ihrer  Kapitalien  auf/utragen,  sondern  hierüber  mit  ihnen  nur  ver- 
handeln zu  lassen.  Sie  würden  jedenfalls  gern  zahlen.  w»'nn  sie  des 
tibrigen  Besitzes  versichert  würden.  Zufolge  dieses  (iutachtens  trug 
<ier  Kaiser  dem  Fürsten  von  Liechtenstein  auf,  von  jenen  Tei-sonen,  die 
biol»  Kapitalien  besafsen,  den  fünften  Teil  einzufordern,  doch  in  der 
Weise,  dafs  sie  vorgeladen  und  mit  ihnen  verhandelt  würde,  ob  sie 
nicht  vielleicht  „gutwillig"  noch  etwas  mehr  als  den  fünften  Teil  er- 
legen wollten.  Einige  Wochen  vor  diesem  Auftrag  befahl  der  Kaiser 
auch  jene  Lehen  als  verfallen  zu  erklären  und  einzuziehen,  deren 
Besitzer  nach  eigangenem  Urtensspruch  sieh  nicht  bei  dem  obersten 
Hof  lehenrichter  angemeldet  hätten.  Dieser  Befehl  wurde  jedoch  nicht 
durchgeführt,  denn  Füi-st  Liechtenstein  forderte  fünf  Monate  später 
nochmals  die  Lehenbesitzer  zur  I^eistung  der  Lchenptiicht  auf  und 
bediohte  sie  erst  im  Nichtbefolgungsfall  mit  dei  Konfiskation  ihres 
Betiitzf  s,  ein  Beweis,  dafs  die  Strafe  bis  dahin  nicht  vollzogen 
worden  war". 

Mit  den  Kunhskatiousprozessen  in  unmittelbarem  Zusanmieuhauge 
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atelit  der  Plan,  die  Braugerechtigkeit  nur  den  während  des  Aufstandes 
treu  gebliebenen  Gutsbesitzern  und  königUcken  Stfldten  ungeschmfilert 

zu  lassen.  Es  sollten  sich  also  derselben  nur  wenige  Personen  und 
die  Städte  Pilsen  und  Budweis  weiter  erfreuen,  die  ühri^ren  Städte 
aber  fortan  nur  petzen  Ziihliincr  von  pinein  Thaler  per  Fafs  brauen 
dürfen.  Die  wenigen  Rebellen,  die  im  liisit/  ihrer  Güter  durch  Ura- 
waudlun?  derselben  in  Lehen  belassen  wurdeu,  sollten  einen  hrtlhen 
Thaler  per  Fafs  erleiden  und  zu  derselben  Zahlung  die  Käiifti  von 
a-Juii  Rebelleugiitt  lü  verhalten  werden.  Der  Kaiser  erliels  von  Üdeuburg 
die  entsprechenden  Weisungen  an  Ldechtenstein.  Später  wurde  dies 
durch  die  erneuerte  Landesordnung  dahin  gemildert ,  dab  die  StSdte 
nur  zur  Zahlung  eines  Guldens  angehalten  wurden ,  von  den  katho- 
lisdien  Käufern  der  Rebellengater  aber  keine  besondere  Zahlung  ver- 
langt wurde 

Die  Vorwürfe,  die  der  Kaiser  in  Regensburfr  zu  hören  bekain^ 
hatten  ihn  übrigens  nicht  blofs  vannlafiBt»  dem  Konfiskationsgerichtshof 
ein  milderes  Verfahren  anzuraten,  sondern  auch  die  Auflassung  dieses 
Gerichtshofes  in  Beratung  zu  ziehen,  indem  er  bei  dem  Fürsten  von 
Liechtenstein  autiagte,  ob  nicht  ein  Stillstand  in  den  Konfiskationen 
eintreten  und  em  wirklicher  Generalpardon  erteilt  werden  solle.  Auf 
diese  Aufra^ie  antwortete,  soweit  bekannt  ist,  der  Füi-st  erst  vier 
Monate  später;  er  widerriet  (am  15.  Juli  1623)  die  Aufhebung  des 
Konfiskationsgerichtshofes  und  i»eaaLiui4te  nur  den  Prozess  gegen  108 
minder  schuldige  Personen,  die  ohnedies  nur  ein  geringeres  Vermögen 
besäben,  fallen  zu  lassen.  Dieser  Vorschlag  wurde  aogenomtnen,  die 
Prozesse  weiter  gelührt  uud  zahlreiche  Konfiskationen,  wie  aus  dem 
angegebenen  Verzeichnis  ersiehtlich,  verfQgt  Im  Monate  September 

IMS-  beantragte  die  böhmische  Kammer  mit  ihrem  Präsidenten  an  der  Spitze 
neuerdings  die  Aufhebung  der  Konfiskationsitommissiony  aber  nicht, 
um  damit  aller  Verfolgung  ein  Ende  zu  machen,  sondern  nur  um  die 
Kosten  für  die  Kommission  zu  ersparen,  da  sich  diese  jetzt  auf  eine 
höhere  Summe  beliefen,  als  der  Ertrafr  der  zu  erwartenden  Kon- 
fiskationen. Die  Verfolgung  sollte  aber  deshalb  kein  Ende  nehmen^ 
soi;(!«  I  II  auf  di*^  Anklaire  des  Prokuratoi>;  eine  neue  (walii-srheinlich 
nicht  1  esonder>  Ix  <n](lrte  und  vom  Fürsten  von  Liechtenstein  ernannte) 
Kommission  das  Ijili  il  fällen.    Der  Statthalter  enipfalil  diesen  Vor- 

1028.  schlag  dem  Kaiser,  der  ihn  billigte  und  am  3.  Olitober  die  Auflösung 
der  Konfiskationskommission  und  die  schleunige  Beendigung  der  noch 


'  Archiv  des  k-  u.  k.  iieiclistiiiaiizuiinistoriums :  Der  Kaiser  an  Liechtenstein 
dd.  S.  Jmk  im. 
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anbflngigen  Prozesse  verlegte.  Zu  diesem  Beschlüsse  ▼eranlalste  ihn 
wobl  auch  die  Soige  vor  Betblen,  der  ihn  dnreh  seinen  Angriff  in  die 
grölste  BedrftofiiniB  brachte;  aus  demselben  Grunde  wurden  die  im 
Monate  September  von  ihm  ratifizierten  Urteile  von  Liechtenstein  ent 
im  Monat  Oktober  publiziert  Auch  wShrend  der  ersten  neun  Monate 
des  Jahres  1624  wurden ,  um  Bethlen  nicht  zu  einem  neuen  Angriff 
zu  reizen,  nur  äufserst  wenige  Venirteilungen  ausgesprochen  ^ 

Als  sieb  die  äulsere  Gefahr  minderte,  rief  der  Kaiser  den  Kan- 
liskationsgerichtshüf  zwar  wi('<ipr  ins  Lehen:  allein  die  Mitglieder  des- 2. ^wto*« 
selben  Obten  ihre  Funktionen  uuu  sehr  nach!:ls?iir  aus,  weil  ihnen  der 
fhlhure  Gehalt  nicht  wieder  bewilligt  wordf  n  w  ar,  ja,  einige  derselben 
entfernten  sich  so^rar  von  Prag.  Der  Kais^er  erliels  ilarauf  an  Liechten- 
stein (am  2.  Mai  1626)  eine  strenge  Weisuncr,  aber  obwohl  auch  der 
Fürst  auf  ihre  Befolgung  cirang,  fruchtete  sie  ebeusowenig  wie  vier 
andere  vom  8.  Juni  1626  und  vom  10.  April,  4.  Mai  und  17.  Juli 
1627.  Die  drei  letzten  Mahnungen  waren  bereits  an  die  obersten 
Landesbeamten,  die  nach  dem  Tode  Liechtenstdns  als  Statthalterei- 
hollegium  die  Regierung  flfthrten«  gerichtet  Die  Statthalter  ent- 
schuldigten die  bisherige  Saumseligkeit  mit  den  ftuäeren  Gefahren, 
die  jedes  strmige  Auftreten  gefährlich  erscheine.i  liefsen,  und  thatsAch- 
licb  war  eine  solche  Gefahr  vorbanden,  als  Bethlen  im  Jahre  1626 
den  Kaiser  neuerdings  mit  Krieg  tlberaog.  Die  Statthalter  schiel; ten 
zugleich  einen  Snnimarberii'ht  ein,  aus  dem  ersichtlich  sein  b^ollte,  was 
man  aus  der  weiteren  FortfüJiruug  der  Koutiskationsprozessc  erwai  ten 
konnte.  Vor  dem  alten  Konfiskationsgerichtshof  seien  im  Jahre  1023 
aufser  den  Verurteilten  oder  Freigesprochenen  noch  221  Personen  an- 
geklast  worden,  die  bereits  auf  die  Anklage  geantwortet  hätten,  200 
andere,  ebenfalls  angeklagte  l'ersoneu  hätten  nicht  jit^autwortet,  gegen 
100,  zur  Vorladung  verzeichnete  Personen  sei  noch  nicht  einmal  die 
Klage  erhoben  worden;  alle  diese  (im  ganzen  521)  Prozesse  mttbten 
leassimiert  oder  neu  instruiert  werden.  Dazu  komme,  daJs  der  Pro- 
kurator auch  gegen  begaterte  Witwen,  die  wlüirend  des  Aufetandee 
der  rebellischen  Regierung  Steuern  gezahlt  und  an  dem  Aufgebot  sich 
beteiligt  und  ihre  Söhne  dazu  ausgerastet  bfttten,  Klage  erheben  wolle 
und  ebenso  gegen  78  Freibauern.  In  reifer  Erwägung  aller  Umst&nde 
widerrieten  aber  die  Statthalter  die  Prozessierung  der  Freibauern,  weil 
deren  Verjagtmg  nur  zur  Yerwalirlosung  ihres  Besitzes  fahren  würde, 
da  man  kaum  jemanden  au  ihre  Stelle  setzen  könnte;  dagegen  em- 


'  d'Elvert  a.  a.  0.  D.  r  Kaiser  an  Liechtenstein  dd.  18.  Mar/  u.  3.  Oktober 
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pfiahlen  sie  die  Einseteang  einer  neuen  Kommission,  welche  alle  die 
oben  angedeuteten  Prozesse  rasch  durchfilhrea  sollte.  Aber  diese  An- 
träge wurden  in  Gegenwart  des  Königs  von  Ungarn,  des  Kardinals 
Dietrichstein,  des  Fürsten  von  Lobkowitz,  der  Grafen  Meggau,  Slawata, 
Khevenbiller  und  Breuner  und  des  Freiherm  von  Nostitz  beraten  und 
beschlossen,  dafs  alle  vom  Kaisf^r  ratifizierten  Urteile  des  alten  Kon- 
fiskationsgerichtshofes uniTiittell)ar  ])iibliziert  werden  sollten,  mit  den 
übrigen  521  an 'kl Herten  Personen,  sowie  mit  den  Witwen,  die  sich 
während  des  Aufslaudes  kompromittiert  hätten,  seien  von  einer  Kom- 
mission Verhandlungen  einzuleiten,  ob  sie  sich  gutwillin;  zu  einer 
Geldstrafe  für  ihre  Verbrechen  verstehen  oder  den  Rechtsweg  betreten 
wollten.  Mit  diesem  Beschlufs,  der  die  Billigung  des  Kaisers  fand, 
nahm  die  Konfidcation  des  GutdiesitzeB  endlich  ein  Ende.  Er  wurde 
am  18.  September  1627  gefafst  und  sollte  oiSenbar  mit  RQcksicht  auf 
den  bevorstehenden  Aufenthalt  des  Kaisers  in  Prag  die  Versöhnung 
zwischen  diesem  und  seinen  Unterthanen  anbahnen  \ 

In  Ausführung  dieses  Beschlusses  stellte  der  Kaiser  die  sogenannte 
Traktationskommission  zusammen,  die  ihre  Thäti^ikeit  am  20.  November 
1627  begann.  Nach  mehrmonatlicher  Wirksamkeit  löste  der  Kaiser 
aber  auch  diese  Kommission  auf  und  übertnig  ihre  Geschäfte  der 
böhmischen  Kammer  (am  22.  Febniar  1628).  Es  scheint  sogar  auch 
bei  diesem  Beschlüsse  nicht  geblieben  zu  sein,  denn  sjjiiter  werden 
als  Mitglieder  der  Traktationsknuimission  die  Appellationsräte  Georg 
Micbna,  Johann  Meucelms  im  i  Andreas  Kotwa,  sowie  dir  Reichshof  rat 
Wolf  Larainfier  von  Alht  nmt  i^enannt.  Die  Verhandlungen  drehten 
sich  allemal  um  die  GeUifra;ie;  die  Vorir^ladenen  verstanden  sieh  zu 
Zahlungen  von  6000  Thalern  an  bis  zu  ganz  unansehnlichen  Summen. 
Manche  wollten  gar  nichts  erlegen,  beriefen  sich  hi^i  auf  ihre  Un- 
schuld oder  ihre  Armut  und  wurden  auch  mitunter  wirklich  von  jeder 
Zahlung  entbunden.  Alle  Abmachungen  bedurften  der  Batifikation 
des  Kaisers.  Am  15.  Mai  1680  erstattete  die  Traktationskommission 
eine  Art  Finalrelation,  in  der  sie  berichtete,  dafs  sie  die  Verhandlung 
mit  mehr  als  2')0  Personen  zu  £nde  geführt,  eine  Anzahl  derselben 
von  jeder  Strafe  entbunden,  von  den  übrigen  aber  Geldstrafen  erhoben 
habe,  deren  Ertrap:  sieh  inscresamt  auf  ungefähr  80000  Gulden  rheinisch 
belaufe.  Mit  700  noch  angeschuldigten  Personen  sei  die  Verhandlung 


'  Böhmisches  5^t;\ttlialtereiarchi\  :  1  i  i  litf  iistcin  an  dt  ii  pK^kurator  dd.  20.  Mai 
1626.  Ferdinand  II.  an  die  böhmische  K»uuuer  dd.  10.  April  1627.  —  Archiv  des 
k.  und  k.  MiniaCeriiiiii  des  lonem:  Refent  d«r  unter  detu  Vorsitz  Ferdinands  III. 
tagenden  Kommission  dd.  13.  September  1627. 
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gar  nicht  begonaen  worden,  weil  sie  arm  und  tinbegUtert  oder  aus- 
gewandert seien.  Die  TralEtationskommiSBioii  verapradi  die  Verkand- 
long  aueli  mit  diesen  rasch  zu  Ende  zu  Ibhren,  es  scheint  aber  nicht« 
da&  dies  geschehen  sei,  und  zwar  wohl  deshalb,  weil  kein  Gewinn 
mehr  in  Aussieht  stand;  eret  im  Jahre  16S7  erfolgte  eine  kaiserliche 
Kp>olution,  welche  die  Einhebung  einer  Geldstrafe  auch  von  diesen 
Personen  anbefahl.  Die  Traktationskonimission  riet  noch  die  Vor- 
ladung von  120  Witwen,  die  nicht  blofs  den  Aufstand  durch  Steuer- 
7[\Iiluuü'  und  Ret^'iÜL'nnL'  am  Aufirebot  unterstützt,  sondern  auch  das 
Hau'^  Osterreich  oftentlich  jreschniiiht  hätten.  Dieser  Aiitratr  fand  al>er, 
wie  es  scheint,  nicht  die  Billigung  des  Kaisers  und  walu'scbeinlieh 
gingen  diese  Witwen  straflos  aus*. 

Aber  aufh  diejenigen,  die  von  dem  Konfiskationsprerichtshofe  cum 
oder  sine  clausula  losgesprochen  worden  waren,  wurden  schlielslich  zu 
GektzabloDgen  gezwungen.  Sie  sollten  dieselben  nach  vorgängiger  Ver* 
handlung  mit  dem  Ffirsten  Liechtenstein  schon  im  Jahre  1624  erlegen, 
und  es  sollte  aus  diesen  Geldern  ein  Kollegium  für  die  Erziehung  der 
addigen  Jugend  begrOndet  werden;  allein  es  wurden  weder  die  Gelder 
erlegt,  noch  das  Kollegium  begründet  Erst  im  November  1628  wurde 
^e  Angelegenheit  wieder  energisch  in  die  Hand  genommen.  Auf  An- 
raten der  StatthaU(  r  sollten  T<m  jedem  der  sine  clausula  Absolvierten 
sovielmal  fünf  Thaler,  als  er  Untertbanen  besitze,  von  dem  cum 
clausula  Al»solvierten  a1>er  je  zehn  Thaler  erlegt  werden;  jene,  die 
keine  Güter  und  Untertbanen  besafsen,  sollten  zehn  l'erzent  ihrer 
Kapitalien  zahlen.  Der  KaistM-  fand,  dafs  diese  Strafe  im  allgemeinen 
zu  hoch  sei,  und  da  sie  zumeist  nur  Katholii<en  getroffen  hätte,  so 
empfahl  er,  dafs  die  Statthalter  mit  jedem  einzeln  verhandeln  FfoUteu. 
Bei  der  deshalb  errichteten  „Traktationskommissiou  de  pio  opere" 
verpflichteten  sich  187  Personen  zur  Zahlung  von  78  995  Gulden,  von 
welcher  Summe  bis  zum  Jabie  1631  aber  blofs  54  041  Gulden  erlegt 
waren*. 

In  das  Schicksal  der  aus  ihrem  Besitz  verdrflngten  Edelleute 

'  Dem  MicbnA  und  dem  Memelius  wurde  da^  Dekret  ilner  Kmennuiig  ei»t 

am  6.  Joli  1628  zogestellt  (böhmische  SutUialterei  C  215»  C  |).  Böhmiäcbes  Statt- 

haltereiarchiif:  Die  böhmische  Kammer  an  den  Kaisrr  M.  18.  Juli  1629  Die 
Traktnrionskommissäre  an  den  Kaiser  M.  7.  November  102^  und  15.  Mai  1G;{0.  — 
Blick  a.  a,  0.  CXXXIV  u.  CXLI.  —  Archiv  de»  k.  u.  k.  Reichsfinanzminititeriums : 
Die  böbmlMhe  Kammer  an  den  Kaiser  dd.  80.  Juni  1628.  Der  Kaiser  an  die 
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wurden  auch  ihre  Frauen  und  Gläubiger  verwickelt  Zwar  hatte  die 
Regierung  wiederholt  anerkannt,  dab  in  die  KonfiakationsprozesBe  die 
Mitgiften  der  Fhmen  und  die  I>ailehen  unacbnldiger  PevBoiwii,  aolaer 
wenn  sie  wShrend  der  Aufetandsjahre  kontrahiert  worden  waren,  nicht 
verstrickt  werden  dttiften.  Es  hätten  demnach  bei  dem  Verkauf  eines 
konfiscierten  Gutes  zuerst  diese  Ansprüche  befriedigt  werden  sollen; 
allein  wahrend  der  Jahre  1622  und  1623,  in  denen  die  inpiston  Käufe 
abgeschlossen  wurden,  licznhlten  die  Kaufer  den  ^lanzen  Kautschilling 
an  die  königliche  Kaiiuiiei ,  uMlem  sie  davon  ihre  dem  Kaiser  gemachten 
Darlehen  oder  ihre  Kriegsforderungen  abzogen  und  den  Rest  bai*  er- 
legten, und  so  };eschali  es,  dafs  die  Witwen  und  Gliluhiger  fast  aus- 
nahmslos uiit  ihren  Furdeiungeu  das  Nachsehen  hatten,  denn  der 
Kaiser,  der  eigentlich  fftr  alle  diese  Ansprüdie  haftbar  war,  konnte 
nicht  zahlen.  Im  Jahre  1626,  als  die  eintiflgliehen  Konfiakationen 
zu  Ende  waren,  belief  sieh  die  Summe  dieser  Forderungen  auf 
1818248  Thaler.  Während  seiner  Anwesenheit  in  Prag  wurde  der 
Kaiser,  nach  seinem  eigenen  Geständnis,  «täglidi  mit  unausgesetztem 
Ungestüm  und  grofeer  Ungeduld"  von  den  Frauen  und  den  Gläubigern 
um  die  Befriedigung  ihrer  Forderungen  „molestiert  und  angelaufen'' 
und  sah  sich  deshalb  trenotigt,  „auf  Mittel  und  Wege  zu  sinnen,  wie 
soli'heni  ganz  beschwerlichen  Wesen  mit  ehester  Möglichkeit  Rat  ge- 
schaiteu  und  aus  dem  (jiuinin  abfroholfeu  werden  könnte."  Um  diese 
Mittel  und  Wege  ausfindig  zu  machen,  hatte  sich  der  Kai>er  vom 
Landtage  ein  Moratorium  von  einem  Jahre  erwirkt,  binnen  dessen  die 
betreffciulen  Forderungen  nicht  exekutiv  eingeklagt  werden  durften, 
und  zugleicit  eine  Konhskationsrevisiüuskommissioü  /usauiuit  ir^eslellt', 
.aus  deren  Instruktion  so  viel  ersichtlich  ist,  dais  es  ihm  nicht  darum 
zu  thun  war,  die  Ansprudttberechtigten  zu  befriedigen,  sondern  nur 
darum,  ihre  Ansprache  herabzudrfldcen  und  selbst  die  so  verringerte 
Summe  auf  die  Käufer  der  konfisderten  GQter  abzuwälzen.  Es  sollte 
zunächst  dne  genaue  Revision  der  Ansprüche  vorgenommen  werden, 
um  zu  konstatieren,  ob  die  Hitgift  in  der  That  eingezahlt  und  auf  die 
Qnter  des  Mannes  versichert  war,  ob  der  Gläubiger  das  Geld  vor  dem 


'  Sie  bestand  aus  den  Grafen  Slawata,  dem  Hofkammer))räsideiiten  und  Abt 
YOri  Kremsmünster  Anton  Wolfram,  dem  Vicekanzler  von  Nnstitz,  den  kaiserlichen 
Katen  Johann  d.  ä.  von  Talmberg  and  Wratislaw,  dem  Kauunerrat  bpindler,  den 
Rddubofriten  Mdaadert  Hillebraiid  tmd  GeUMrd,  und  dem  AppeUationtrat  Kotwju 
Als  sieh  der  Kaiser  später  von  Prag  entfernte  und  mit  ihm  «och  Slawata,  Wolfrun, 
Nnptitz,  Spindler,  Melander  und  Hillebrand,  ernannte  er  an  deren  Stelle  zu  Mit- 
gliedern der  Konfiskations-Rovisionskommission  den  Friedrich  von  TaUnl»erg,  die 
jungen  Grafen  von  Maniiiiiü,  den  i'aul  Micbna  und  den  Kaiumerrut  Falaicius. 


—   61  — 


Jahre  1618  oder  nach  dem  Jahre  1624  geliehen  hatte«  denn  der  Kaiser 

erachtete  nicht  blofs  alle  während  der  Revoltttionqjahre,  sondern  auch 
die  vor  der  Konfiskation  des  betreffenden  Gutes  gemachten  Schulden 
für  unprültig,  die  letzteren  deshalb,  weil  keiner  der  Verurteilten  ein 
Recht  hal>e,  vor  dcMii  über  ihn  gefällten  Urteil  eine  Verbindlichkeit 
eiiizutrehen.  Nur  eine  einzifie  Ausnahme  wurde  mit  der  Anerkennuiip: 
der  wiUirpüd  Aufstandps  kontrahierten  Schulden  gemacht,  und 
zwar  zu  Liuu^5[<  u  i!es  Mitirliecies  des  Müuzkonsortiunis  Haus  de  Witte. 
Dieser  behaujitete.  dals  ihn»  eine  Anzahl  verurteilter  Personen  die 
SuniiHP  von  Gl  075  Gulden  schuldig  sei,  und  /war  datierten  41  582 
aus  der  Zeit  vor  dem  Aufstand  und  19  493  aus  der  Zeit  während  des 
Aubtaadea.  Die  Beehtsgaltigkeit  der  enteren  Schuld  wurde  anstands- 
los anerkannt  und  dem  de  Witte  die  Bezahlung  zugesichert  For  die 
BeehtBgOltigkeit  der  zweiten  Schuldsumme  führte  er  an ,  dafe  er  den 
Schuldnern  nicht  Geld  gdiehen  habe,  welches  sie  vielleicht  fftr  den 
Aufstand  bentttst  hfttten,  sondern  nur  Waren  verabfolgt  habe,  und  dals 
man  ihm  dies  umsoweniger  verflbeln  dflrfe,  weil  er  sonst  seiner  lUteren 
Ansprüche  bei  ihnen  verlustig  gegangen  wäre.  Gewifs  hatte  de  Witte 
recht;  aber  tausend  andere,  an  dem  Aufstande  nicht  beteiligte  Per- 
sonen hatten  ebenso  izerechten  Anspruch  auf  Befriedigun^r  ihrer 
Forderungen,  und  doch  war  die  kni'^prliche  Regierung  schonungslos 
über  sie  hinwecjeuangen.  Hans  de  Witte,  dir  damalige  Bankier  dieser 
Eeirierung,  erheisclite  jedoch  erhieterisch  eine  schoufnch'  Behandlung, 
\ui(l  so  entscJiicd  sich  der  Kaiser  auf  den  Vorschlag  seiner  Oeheimrate 
dahin,  daJs  er  dem  Gesuchsteller  die  Hälfte  der  Forderung  von 
19493  Gulden  ersetzen  wolle*. 

Im  Falle  die  Forderung  einer  F^au  oder  eines  Gläubigers  nicht 
an  den  zwei  in  der  oben  angefahrten  Instruktion  enthaltene  Klippen 
seheiterte,  sollten  die  Kommiss&re  mit  den  Anspruchsberechtigten  eine 
Veibandlung  Aber  die  Herabminderung  ihrer  An^rQche  einleiten  und 
darauf  hinweisen,  dafs  jeder,  also  auch  der  Kapitalist  einen  Beitrag 
zu  den  Kosten  der  Bekämpfung  des  Aufstandes  leisten  müsse.  Nur 
jene  Ansprüche,  die  sich  nicht  auf  mehr  als  2000  Gulden  beliefen, 
wollte  der  Kaiser  befriedigen.  Nachdem  auf  diese  Weise  die  Summe 
der  FnrrlfMun^'en  erheblich  herabgemin«b>rt  wr^r,  sollten  die  Kommissäre 
mit  den  Gutskäufern  sich  ins  Einvernehmen  sei/,t>n  und  sie  zur  Zahlung 
der  Mitgiften  und  sonstigen  Darlelien  mit  dem  Hinweise  auffordern, 
dafs  sie  die  Güter  unter  dem  Wert  gekauft  hätten  und  daher  zu  einer 


*  ArctÜT  des  k.  tu  k.  lieiclisäDanzinimBteniuiis:  Die  Hofkaouner  aa  den  Kaiser 
und  BeicUtib  dei  Kiiaen  dd.  88.  Jtini  1027. 
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Nachz.ihluüf.'  ver])flichtet  seien.  In  der  Instruktion  wies  der  Kaiser, 
hiebei  auf  das  Beispiel  seines  Generals  Albrecht  von  Waldsteiu  hin; 
dieser  hatte  ihm  liäinlioh  200 1  »00  Gulden  au  seinen  Forderungen  frei- 
willifr  nachgelaspen  und  ihuiai  also  in  der  That  eine  Nachzahlung  für 
die  anj^ekaufteu  GütiT  ^^eleistet.  Sollten  die  Besitzer  iler  Güter  dieser 
Aufforderung  nicht  nachkommen,  so  sei  ihneu  mit  einer  neuen  Ab- 
sdi&tzuDg  des  Gutes  zu  droheD,  bei  welcher  Umen  ofienbar  das  ge^ 
zahlte  Geld  nur  in  dem  Weite  angerechnet  worden  wllre,  welchen  es 
bei  der  Einzahlung  wiriclich  besafe,  und  nicht  in  jenem  Weite,  in  dem 
es  vor  dem  Mflnzbankerott  kursierte.  Den  Kommiasftren  wurde  die 
Vollmnclit  erteilt,  alle  Gutskftufer  auf  das  Prager  Schlofs  zu  citieren 
und  ihre  Entgegnungen,  dafs  sie  zu  nichts  mehr  verpflichtet  seien, 
entschieden  zurückzuweisen.  Damit  übrigens  der  Kaiser  und  seine 
Räte  von  „den  Parteien  nicht  weiter  molestiert  und  von  ilireni  Schreien 
und  Klnrrn  entübrigt  würden,"  sollten  50000  (  Milden,  die  der  buhuiische 
i«andtiiL'  Iiiefür  bestimmt  hatte,  unter  die  lui iriiu'Sten  Witwen  und 
Waisen  und  sonstij^'en  Gläubiger  als  AbschlnL^/ahluiig  verteilt  werden. 
Da  einzelne  Witwen  nicht  blofs  ihr  Kapital  in  Ans{)ruch  nahmen, 
sondern  auch  die  Naciizaliluug  von  Zinsen  begehrten,  euischied  der 
Kaiser,  dafs  dieselben  nicht  nachgezahlt  werden  sollten.  Im  Jahre 
1629  bewilligte  der  Landtag  zur  Befriedigung  der  Gl&ubiger  60  000 
Gulden.  Kaeh  dreQfthriger  Verhandlung,  die  eich  auf  Ansprache  im 
Betrage  von  1 457  689  Thaler  enitreckte^  wurden  dieselben  zu  Gunstjen 
des  Kaisers  auf  816  274  Thaler  ermälsigt  Im  Jahre  1636  wurden 
die  Verhandlungen  wieder  aufgenommen,  dieselben  erstreckten  sich 
diesmal  auf  die  Summe  von  435  477  Thaler,  die  abermals  zu  Gunsten 
des  Kaisers  auf  188  743  herabgemindert  wurde.  Die  Summe  aller 
Ansprüche  belief  sich  demnm-h  auf  1  893  106  Thaler,  wovon  aber  nur 
1  005  017  Thaler  gezahlt  werden  sollten:  solnnje  die  Zahlung  nicht 
erfolgt  war,  sollten  die  Gelder  mit  6  "  o  venuteressiert  werden.  Aber 
auch  die  herabgeminderte  Zahlung  wurde  zum  Teil  nicht  geleistet, 
oder  sie  verzog'  j>k1i  ins  endlose;  nur  wenige  Personen  wurden  voll 
und  rasch  befriedigt  ^ 

Neben  den  Witwen  und  Gläubigem  wurden  am  meisten  jene  ge- 
sehldigt,  denen  nach  dem  Urteile  der  KonfiakationskommisBion  ihi« 
Gater  genommen,  aber  der  Wert  eines  Teiles  denelben  in  Geld  er- 


'  Böhmisches  Stattbaltereiarchiv :  Instruktion  Ferdinands  II.  für  die  Konfiska» 
tiims-Rcvision&komtni^ision  dd.  7.  Dpzpmber  1627.  Di»'  |ir>hmt«che  Kammer  an  ilie 
Statthalter  dd.  7.  Mai  1Ü29.  Yerzeicbois  der  Persoucu  und  Parteien,  denen  ein 
Tefl  ihrer  Forderangen  aus  dem  vom  Landtage  bewilligten  60000  Golden  beieUt 
werden  soUte,  dd.  9.  Mti  162a     BUek  t.  il  0.  XCU  9^  dann  CXDL 
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setzt  werden  sollte.  Bei  dem  Verkaufe  der  Güter  nahm  man  auf  sie 
keine  Rücksicht;  ein  kaiserliches  Dekret  (vom  21.  November  1624) 
befahl  geradezu,  dals  die  ganze  Kaufsumme  in  die  königliche  Kammer 
abgeliefert  und  fQr  Kriegszwecke  verwendet  werden  solle.  Die  so 
GeschSdi}Tteii  wurden  auf  die  Zukunft  verwiesen.  Als  sie  ihre  An- 
sprüche bei  der  Koütiskatiouskomniissioa  anmeldeten,  wurden  sie  zu- 
nächst zur  Verzichtleistung  auf  einen  Teil  derselben  genöti^'t  und  ihnen 
auch  dann  nur  die  seebsprozentige  Verziubuug  des  Kapitals  und  später 
die  Auszahlung  desselben  versprocben.  Nur  ein  Teil  gelangte  jedoch 
zu  seinem  Gelde;  am  sddechtesten  ging  es  selbetTerslBniilich  jenen, 
die  ausgewandert  waren.  So  klagte  z.  B.  Nikolaus  Lukaweekj  von 
Liikawee,  der  sieb  in  Polmseh-Liflaa  niedergelaasen  halte,  dafs  ihm  Ar 
die  zwei  nicht  konfisciert^  Drittel  seines  Gutsbesitzes  bis  zum  Jahre 
1643  nicht  die  leiseste  Entschi&digung  zu  teil  geworden  sei,  ebenso- 
wenig wie  seiner  Frau  für  mehrere  Schuldverschreibungen,  die  ihr 
Adam  von  Waldstein  für  ein  Anlchen  von  2000  Thalern  und  die  Stadt 
Lcitmeritz  für  ein  solches  von  1000  Thalcrn  ausgestellt  hatten.  Im 
Jahre  !'>ti^  wurde  die  weitere  Zahlnn<2  der  Interessen  an  die  wenisren 
BevorzuKteii,  cleueu  überhaupt  Interessen  jjezahlt  worden  waren,  ein- 
gestellt und  zugleich  angeordnet,  dafs  die  ])ereits  gezahlten  Interessen 
MHii  Kapital  abzurechnen  seien,  ilal>  dadurch  die  meisten  je^Ucher 
weitereu  Entschädigung  verlustig  gingen 

Was  mit  den  konfiscierten  Gfltem  geschah,  ist  berdts  oben  ge- 
legentlieh angedeutet  worden.  In  den  Jahren  1021—1623  sah  sich 
der  Kaiser  genötigt,  an  den  versehiedensten  Orten  Anleihen  anzunehmen, 
um  den  KriegsbedQrMssen  zu  genügen  und  namentlich  den  Truppen 
den  schuldigen  Sold  anazuzuhlen.  Er  hfttte  diesen  Anlehen  ausweichen 
können,  wenn  er  gleich  einen  Teil  der  konfiscierten  Güter  verkauft 
hätte;  allein  er  wollte  sie  nicht  zu  Schleuderpreisen  verkaufen  und 
zog  es  daher  vor,  einen  Teil  derselben  an  seine  GliUibiger  zu  ver- 
pfänden. So  pclanjrten  zahlreiche  Personen,  namentlich  Albrecht 
von  Wald'jfein  und  sein  Vetter  Adam  von  Wakistein,  Martinitz,  Friedrich 
von  Tahnberg,  Polixena  von  T.ohkowitz,  Wilhelm  d.  j.  von  Loltkowitz. 
Oberst  Marradas,  Trauttmansdurrt',  Adam  von  Steruberg,  Magdalena 
Tfka,  zu  einem  bedeutenden  Pfandbesitz ,  der  ihnen  ihre  Anlehea  zu 
hohen  Zinsen  verinteressierte.  Die  iMunzluischung,  zu  der  der  Kaiser 
im  Jahre  1622  seine  Zuflucht  nahm,  und  die  ihm  einen  Jahresgewinn 
von  sechs  Hillionen  Gulden  in  Aussicht  stellte,  bestftikte  ihn  in  dem 


1  BUek  a.  a.  0.  CXXII.  —  Sächsisches  StHUwidÜT:  Lnkawcck^  von  Lnkawec 
«D  Petor  Wefaynsky  von  Wehyidc  dd.  am  EVwduiigNOimtag  1648. 
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Vorsatze,  die  konfiscierten  fUlter  nirht  m  verkaufen.  Aber  schon  in 
der  zweiten  Hälfte  des  genannten  Jahres  konnte  sich  der  Kaiser  der 
Erkenntnis  Tiicht  mehr  verschliefsen ,  dafs  nur  ein  Massenverkauf  ihn 
aus  seinen  sich  stets  mehrenden  finanziellen  ^'e^legenheiten  retten 
».^sgtbr.  könne.  Er  erteilte  deshalb  dem  Fürsten  von  Liechtenstein  Vollmacht, 
die  konfiseierten  Güter  so  teuer  als  möglich  zu  verkaufen.  Als  Omud- 
lage  für  deu  zu  vereinbarenden  Preis  galt  die  Suumie,  auf  welche  die 
kaisertiehe  AbKbfttzuDgBkommission  den  Wert  der  Gfitor  veranschlagte. 
Dafo  bei  dieser  Abschätzung  nicht  besonders  ehrlich  vorgegangen 
wurde,  dafbr  konnten  zahlreiche  Beispiele  angeführt  werden.  So  wurde 
die  Herrschaft  Schlnckenau,  die  258  722  Thaler  wert  war,  auf 
105000  Thaler,  die  Herrschaft  Weilswasser  (Böla),  die  411 815  Thaler 
wert  war,  auf  180856  Thaler,  das  Gut  Maltheuer  (Malteyr),  das 
29  558  Thaler  wert  war,  auf  9279  Thaler  abgeschätzt ;  das  Gut  Lipo- 
witz  (Lipowice)  wurde  auf  den  vierten  Teil,  die  Güter  Wosek  und 
Kbelmic  (Kbelmice),  Duhei^  und  Kej  auf  den  fnnfr»  ?!  Teil  ihres  Wertes 
abgeschätzt.  Es  l.lfst  sicff  auch  mit  ziemlicher  Sichciiv  it  nachweisen, 
dafs  der  Ranir  des  Küulers  für  die  Abschiitzunt:  mai>L'h  nd  war'. 
Als  Ende  des  .Tahros  1623  die  Mehrzahl  der  Rel>ellenguter  liereits 
verkauft  war,  konnte  auch  die  Hofkammcr  die  Auwn  vor  dem  geübten 
Betrug  nicht  verschliefsen.  Sie  klagte,  dafs  der  Kaiser  bei  dem  Ver- 
kaufe um  die  Hälfte,  um  drei  Viertel,  ja  noch  um  einen  gröfseren 
Teil  des  Wertes  betrogen  worden  sei,  und  da&  manchmal  die  Mobilien 
auf  dem  Oute  mehr  wert  gewesen  seien,  als  der  Kanfechilling  betrug. 
Sie  riet  deshalb ,  ein  Gutachten  von  Reditsgelehrten  einzuholen,  ob 
nicht  eine  Kachzahlung  auf  die  veifcaiiften  Gttter  gefordert  werden 
dürfte;  im  Falle  dieses  Gutachten  bejahend  ausfallen  sollte,  so  solle 
von  den  Käufern  20  bis  25  Prozent  des  Kauischillings  als  Nachzahlung 
veriangt  werden 

DerjeniL'o  der  sich  bei  den  Gutskäufen  die  ^'röfsten  Vorteile  an- 
ei'-^nete,  war  AU)recht  vonW^aldstein.  weil  er  sie  im  <:rorsarti;rsten  MafssUibe 
betrieb  und  alle  bis  zum  Jahre  1(323  eftektuierten  (lutskiiul'  iii  langer 
MUnze  bezahlte.  I)en  ersten  Kaufvertra«:  schlols  LiechteiiNtein  mit 
ihm  über  13  Güter  zu  Knde  des  Jahres  1622  ab  und  tk-hickte  den- 
selben dem  Kaiser  zur  Katifikation.  Die  Hofkammer  tadelte  diesen 
Vertrag  in  mehrfacher  Beziehung.  Die  GOter  Dymokur,  Zlunic  (Zlu- 
nice),  GhotSlic  nnd  Chot^Sic  (GtiotdSice),  die  si^  unter  den  erwUmten 

*  Bilek  a.  a.  0.  C3UT.  SftchtisdMB  Stutsttchiv:  Kanfkontnüct  ttber  die  Herr- 
•ehalt  SdUuAenan» 

*  Wiener  Staataardihr:  Die  Hof  kammer  an  den  Kaiser  dd.  28.  Deieaiber  1623. 
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13  Gatem  befanden,  sollten  an  Waldstein  um  200  000  Gulden  ver- 
kauft werden;  die  Hofkanuner  belMuptete  aber,  daft  rie  um  178965 
Golden  mehr  wert  seien.  Einen  ftbnlichen  Tadel  spradi  sie  aueh 
wegen  des  allzobilligen  Verkaufe  der  anderen  Gttter  aus.  Im  Januar 
1623  adilols  Liechtenstein  mit  Waldstein  einen  neuen  Kaufrertrag  auf 
15  Güter  ab,  wobei  er  ihm  86  000  Gulden  Ton  dem  Sehfttzunnswert 
nachsah,  was  selbst  dem  Kaiser  Anlafs  ;xab,  dieses  Vorgehen  zu  tadeln. 
Der  Kaiser  willigte  auch  in  den  Verkauf  nur  unter  der  Bedingung, 
wenn  Waldstfin  sich  mit  einom  Nachlais  von  2C0O0  Gulden  begnüget 
Einer  gleichen  Begünstigung  durch  Ankauf  wertvoller  Güter  unter  der 


'  Archiv  des  k.  u.  k.  ReichäfiDanzminist«riums :  Die  Hofkanimer  an  den  Kaiser 
dd.  81.  Januar  1623.  Der  Kaiser  an  Lieditensteiu  dd.  27.  Januar,  11.  Februar  und 
81.  HüR  1623.  —  la  vdeher  Weise  AlbrecM  von  WaMstein  bei  dem  Ankttufo 

seiner  Güter  in  den  Jahren  1622  und  1623  begünstigt  wurde,  ergiebt  sich  aus 
foljrendcn  Daten,  die  dem  Archiv  des  k.  n  k.  Reichsfinanzministeriums  entnommen 
sind  und  welche  die  im  böhmischen  Statthuitereiairchiv  vorhandenen,  von  Hilek  be- 
nOt2ten  Akten  eq^ftnien.  An  dnigen  Stellen  stiiainen  die  Angaben  des  böhnusdien 
Stettbaltereiarchivs  mit  den  im  Reichsfinanzministerialarchiv  vorhandenen  nicht  Qberein. 
Der  Fehler  dürfte  aber  nur  im  hohmischpn  Statthaltereiarchiv  zu  surhon  spin.  da 
man  aonehmen  kann,  dafs  die  ehemalige  Hofkanuner  (das  gegenwärtige  Keich^ 
finanzministerinm)  die  eudgüdtigen,  also  riditigeD  Daten  enthJklL  Die  BegApstigung, 
deren  sich  Waldstein  erfreute,  bestand  darin,  da6  ihm  die  Gttter  um  einen  bitligCKD 
Preis,  als  ihr  Schätzungswert,  abgelassen  wurden.  I>ie  Hüti-r  Ti\  mokur  (ab<ioschützt 
auf  170  161  Thaler),  Chotesic  (ahtrosrhätzt  auf  (>',<  ;52(;  Tbalrrl,  Zinnie  und  (  hott'lic 
(abgeschätzt  aui  85  339  Xhaler)  kaulte  Waidäteiu,  wie  auch  im  Text  angeführt  ist, 
tuaamnen  nm  900000  Gulden  oder  am  171429  Tbaler;  Chooen,  abgeseh&tst  anf 
73 365  Thaler,  kauft.-  <>r  um  65000,  Z&mrsk,  abgeschätzt  auf  25  .321  Tliah  r.  kaufte 
er  nm  24  000  Thaler,  Zilelowes  xmH  Säih.wf,  al.gcschfttzt  auf  47  812  Thaler,  kaufte 
er  um  47  000  Thaler,  Xeuschlofs,  abgeschätzt  auf  154528  Tbaler,  kaufte  er  um 
150000  Tbaler,  Leipa,  abgeacbfttst  auf  9748  Tbaler,  kaufte  er  um  8S00  Tbaler, 
Zwffetic,  abgeschätzt  auf  846  Thaler,  kaufte  er  um  80  000,  Smrkowic,  abgeschätst 
auf  4«04?*  Thaler.  kiiuftc  er  um  46  000,  Dfihrenic,  abgeschätzt  auf  IßCm  Thaler, 
kaufte  er  um  16U0Ü,  (irol's-'ileme^na  (Tremt^äowes)  abgeschätzt  auf  21525  Thaler, 
kaufte  er  utii  21  000,  Ostromuf,  abgeschätzt  auf  8  536  Thaler  40  Groschen,  kaufte 
er  um  81186  Tbaler  (er  gewann  alio  Uehta  nur  40  Grasehen),  fierownle,  abgeechätst 
auf  28  120  Thakr,  kaufte  er  uro  24000  (Bilek  bemerkt,  dafs  Waldstcin  um  diese 
24WÜTlialer  (ih?ichzeitig  auch  das  auf  4 -^OO  Tbaler  bewertete  Gut  ZävrSi  erhielt; 
es  mag  das  richtig  sein,  aber  der  im  Archiv  des  k.  u.  k.  Reichsfinauzministeriums 
entbalt«ie  Kanfkontiakt  enrikbnt  nicbts  dnvon),  DobHlroT,  abgesdifttct  auf  29 177 
Tbaler,  kaufte  er  um  25  000.  Diese  (iuter,  deren  Schätzungswert  also  970968 
Thaler  betrug,  bezahlte  er  mit  686  465  Thalem.  er  hatte  dabei  einen  Gewinn  von 
184  49^  Thalem.  Die  angeftihrten  Güter  bilden  nur  einen  kleinen  Tbeil  jener,  die 
Waldbtein  gekauft,  auch  bei  den  anderen  machte  er  ähnliche  Torteühafte  Geecbftfte. 
Oia4«ljr,  Q«§nntvmMn  in  BOtaM.  5 
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Hemehaft  der  laogen  Mfinie  erfreute  sich  der  Fürst  Ton  Eggenberg, 
wdehem  Liechtensteiii  damit  seinen  Dank  lür  das  Manzgesehäft  er- 
stattete. Der  OberBtbttrggraf  Adam  yon  Stemberg  hatte  die  dem 
Freiherm  Peter  von  Schwamberg  konfiseierten  Heirsciliaften  Oriik 

und  Klingenberg  (Zwfkov)  ^'ekiuift ;  der  Kauf  wurde  aber  nach  seinem 
am  10.  April  162S  erfolgten  Tode  nicht  bestätigt,  sondern  die  Gftter 
an  den  Fürsten  von  Eggenberg  im  Herbst  desselben  Jahres  um 
227  793  Tlialer  verkauft.  Diese  Summe  war  etwas  höher  als  jene, 
um  welche  die  (tütcr  an  Sternberg  überlassen  worden  waren,  allein 
der  Kaiser  hatte  davon  keinen  Gewinn,  denn  Kggenberg  hatte  die 
Kaufsumme  mit  Konnivenz  Liechtensteins  in  langer  Münze  erlegt,  ob- 
wohl ?eit  dem  3.  Juli  1623  nur  die  Annahme  in  guter  Mör-^e  bei  der 
Zaliküii,'  von  Kaufschillingen  zulässig,  und  der  Kauf  ei-st  im  Herbst 
1623  abgeschlossen  worden  war.  Da  Eggenberg  auch  das  Gut  Cbejuow 
am  18.  JuH  1628  um  80  000  Thaler  kaufte  und  den  Kaufeehilllng 
gleichfUls  in  langer  Mflnze  erlegte,  zahlte  er  fikr  die  drei  Güter 
807793  Thaler  oder  852258  Gulden,  erlegte  aber  thatsftchlicfa  nur 
den  Wert  von  unge&hr  60000  Gulden.  Ferdinand  IL  schenkte  ilim 
spftter  noch  die  Stadt  Pmehatitz  und  die  dazu  gehörigen  Güter,  sowie 
die  Herrsch  iift  Krumau  und  zuletzt  das  Palais  Schwamberg  auf  dem 
Hradsrhin  in  P^ag^ 

Zu  den  gröfstcn  Gutskilufern  nach  Waldstein  gehörte  das  Ehe- 
paar Tri^ka,  das  über  ^Tofse  Kapitalien  gebot  und  mit  dorn  Kaiser 
vielfache  Leihgesehäfte  abschlols.  Dafür  wurden  die  Klif  lcnte  bei 
Gut^kaufen  vielfach  begünstigt  oder  ihnen  Güter  zur  Nutzniefsung 
überwiese«.  Im  Jahre  1627  verlangte  Frau  Trfka,  dafs  ihr  auch  ei  nitre 
zu  den  Städten  Köaiggrfttz  und  Ci^lau  gehörige  Dörfer,  die  ihr  lia 
ein  Anlehen  von  100  959  Thalem  in  langer  Münze  in  Pfandbesitz 
Überlassen  worden  waren,  endgültig  abertragen  worden.  Abgesehen 
davon,  daTs  es  sonderbar  war,  vier  Jahre  nach  der  Devalvation  der 
Mfinze  ein  solches  Verlangen  zu  stellen,  ohne  sich  zu  einer  Nach- 
zahlung zu  verpflichten,  widersprach  die  Überlassung  der  stAdtischen 
Dörfer  auch  dem  von  dem  Kaiser  angenommenen  Grundsatze,  die 
Städte  in  ihrem  Einkommen  nicht  weiter  zu  schmälern.  Infolgedessen 
wollte  Ferdinand  II.  die  Gewährung  des  Ansuchens  anfangs  ganz  ver- 
weigern, besann  sich  aber  dann  insofern  eines  andern,  als  er  ihr  die 
angesprochenen  Dörfer  überliefs,  dvn  Städten  aber  dir  Auslösung  der- 
selben gegen  seinerzeitige  ICrstattung  der  dargeliehenen  Summe  frei- 


'  Die  spedeUen  Nachweise  über  die  B^^Btigtmg  Eggeubei^gs  bei  Bilek  a.  a.  0. 
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tiefe.  Von  den  TrCkas  d«geg«»ii  rerlanti^te  er,  dafe  sie  von  den  An- 
lehen,  die  iie  üim  in  langer  Münse  geleistet,  einen  entsprechenden 
Nadtlafs  gewähren  sollten.  Die  Yeriiandlnngen  darüber  zogen  sich 

bis  zum  Jahre  1631  und  endeten  damit,  dafs  sich  die  Eheleute  Tr^a 
zu  einer  Nachzahlung  von  mehr  als  einer  Million  fOr  die  von  ihnen 
erkauften  Ciüter  hcrheiliefsen Aus  dfi*  Höhe  dieser  Summe  kann 
mau  ersehen,  wie  st'hr  die  Hofkaiuiner  mit  ihrer  Klafie  recht  hatte. 

Unter  den  bei  dem  Ankaufe  (Wr  (riUer  H^L'-rmstiiitsten  nahmen 
auch  die  Herren  von  Slawata  und  iMurtiuitz  eiue  iienona^eude  Stel- 
lung ein.  Der  Kaiser  hatte  dem  ersteren  eine  (lnadenfral>e  von 
50000  Gulden  gewiUirt,  die  er  bald  darauf  auf  50  000  Thaler  erhöhte, 
ah  ihm  Slawata  ein  Aulehen  von  derselben  Höhe  machte.  Die  ganze 
Summe  von  100000  Thalem  wurde  auf  die  Herrschaften  Zbirov  nnd 
Kdnigshof  TOfsichert  Im  folgenden  Jahre  (1623)  kaufte  Slawata 
wahrend  der  Goltigkeit  der  langen  Münze  die  OQter  Domanie  und 
Koflchumberg  und  später  gegen  gute  Mttnze  noch  andere  Güter;  das 
gÜDsendsta  GescMt  »adite  er  jedoch,  als  ihm  der  Kaiser  die  könig- 
liche Leil)gediDgli6rrschaft  Melnik  für  dn  Darlehen  von  200000  Gulden 
in  lan^'er  Mt^nze  verpAndete.  Da  das  Anlehen  in  guter  MQnze  nicht 
30  000  Gulden  wert  war,  so  kann  man  sich  den  Nutzen  vorstellen, 
den  Slawata  spätor  aus  dem  Pfandbesitze  /cj.  Aurh  ist  es  begreif- 
lich, dafs  er  in  seiner  Iv  i  respondenz  mit  Trauttniaüsdurff  die  in  langer 
Miin/r  OTuiachten  Auloh!  II  in  Leiter  Münze  zurncktrozohlt  haben  wollte, 
denn  dMiiii  konnte  er  sicher  sein,  dais  Melnik  nicht  sobald  ausgelost 
werden  würde.  Auch  im  Jahre  1624  erffofs  sich  das  Fl^llhom  der 
kaiserlichen  Gnade  über  ihn  und  seine  Frau.  Fevdinatid  erliels  näm- 
lich der  letzteren  die  Nachzalilung  der  schuldigen  Steuerreste  im  Be- 
trage von  21096  Thalem  in  Anbetracht  der  Dienste,  die  ihr  Gemahl 
ihm  geleistet  und  des  Schadens,  den  sie  wahrend  des  Auistandes  auf 
ihren  Gütern  erlitten*. 

Ebenso  glinvende  Gescfaflfie  machte  Martinitz.  Er  kaufte  Gflter 
fOr  die  Summe  Ton  587240  Gulden  und  bezahlte  davon  einen  grofsen 
Teil  in  langer  MQnze.  Unter  der  Kaufeurome  befand  sich  auch  ein 


•  Archiv  des  k.  u.  k.  Keii  hstinanzministeriums:  Die  Hofkammer  an  den  Kaiser 
(id.  11.  Febraar  1627.   Zuüchrift  an  trau  von  TrCka  dd.  14.  Februar  1627. 

*  Archiv  von  Nenluas:  Ferdiiuaid  IL  an  die  Grifin  SIftwata  dd.  6.  April  16Si. 

Ferdinand  II.  an  Slawata  dd.  25.  April  1824.  —  Arcliiv  des  k.  u.  k.  Reichsönanz- 
mmisteriums :  Fmlinri!i<!  H  nn  LiechtPnstfin  dd.  12.  September  1622.  Pfiuad- 
verschreibung  von  Melnik  dd.  24.  April  1623. 
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Darlehen  von  200000  Thalern,  das  er  dem  Kaiser  gemacbt  hatte  and 
woibr  ihm  dieser  zuerst  die  GQter  von  Komotan,  später  (1628)  aber 
die  Stadt  Sehlan  nnd  die  Schlauer  Güter  verpfibidete^  worauf  er  ihm 
letztere  fttr  die  erwähnte  Schuldsumme  käuflich  überliefe.  Zwar  machte 
ein  Mitglied  der  Familie  Kawka  von  ^ii-an  ein  höheres  Angebot  auf 
diese  Güter,  allein  das  Ansehen  des  Grafen  war  zu  fest  begründet, 
als  dafs  er  nicht  obgesiegt  hätte.  Infolge  seiner  glücklichen  Gutskäufe 
reich  geworden,  knnntf^  er  es  im  Jahre  1625  wagen,  für  seinen  Sohn 
um  die  Hand  der  Markirräfin  Johanna  von  Castiglione  zu  werben,  und 
in  der  Tliat  kam  durch  Verinittolnnc-  des  Fürsten  von  Lobkowitz  diese 
Heirat  zustande.  —  GlAnzeiule  Geschäfte  machte  auch  Paul  Michna, 
der  Blutsauger  Böhmens  und  der  böse  Genius  des  Fürsten  Liechten- 
stein. Er  kaufte  Güter  um  395932  Thaler,  von  denen  die  Zahlung 
von  242  478  Thalem  nachweisbar  grdfetenteils  in  langer  Münze  erfolgte ; 
ein  Teil  des  Bestes  wurde  ihm  geschenkt.  Die  Fürstin  Pollxena  von 
Lobkowitz  kaufte  Güter  im  Werte  von  850486  Thalerh,  von  denen 
gleicherweise  ein  grofser  Teil  in  langer  Münze  bezahlt  wurde.  In 
Speicher  Weise  schlössen  &u6erst  günstige  Käufe  ab  der  Fürst  von 
Liechtraistein,  die  Herren  Friedrich  von  Talmberg,  Adam  von  Wald- 
stein,  Adam  von  Steraherg,  Wilhelm  der  Jüngere  von  Lobkowitz,  Otto 
von  Kostitz,  Heinrich  von  Kolowrat,  Hermann  von  Questenberg,  Gred 
von  Mcggau,  die  Herren  von  Strahlendorf,  Werda  von  Werdenberg, 
Wilhelm  Graf  von  Wr-esowoc,  Wilhelm  und  Wpiizel  Kinsky  So 
wurde  beispielsweise  dem  Friedrich  von  Talmherg.  der  doch  keine 
hervorragende  Stellung  unter  den  Anhängern  des  Kaisers  einnahm, 
die  Flcnschaft  AVla^im,  die  auf  08830  Thaler  abgeschätzt  war,  nni 
60000  Thaler  verkauft  und  von  dieser  Kaufsumme  noch  25000  Thaler 
nachgesehen.  Talmberg  erschlich  sich  dadurch  diese  Begünstigung,  dafis 
er  behauptete,  durch  den  Aufstand  einen  Schaden  von  100000  Gulden 
erlitten  zu  haben  und  dafs  er  an  dem  Kanzler  Lobkowitz  einen  Fürsprecher 
bei  dem  Kaiser  hatte.  Wilhelm  der  Jüngere  von  Lobkowitz  kaufte 
die  Güter  Bohuslaws  von  Michalowic,  die  zuerst  auf  61806,  spftter 
auf  55364  Thaler  abgeschätzt  wurden,  um  50000  Thaler,  und  von 


«  Bilek  a.  n.  O.  CXXVII,  CXXVIII,  -  Archiv  des  k.  und  k.  Reichsfinanz, 
ministeriunis ;  T*ie  Ilofkammcr  an  di<'  böhmische  Kammer  dd.  28.  April  1623.  — 
Böhmisches  Statthaltereiarchiv :  Ferdinand  II.  verpfändet  Schlan  und  die  zugehörigen 
Güter  an  Martioitz  dd.  1.  Juli  1623.  —  Archiv  des  k.  u.  k.  ReichfinanzministeriuniB: 
Hartiiiils  an  die  Hofkanmer  dd.  80.  Norcmber  162S.  —  ArchiT  Ton  Raudoiti: 
Martioitz  an  den  Kanzler  Lobkowitz  dd.  1.  Oktober  1*^^?'  —  Archiv  von  Neuhaus: 
Extrakte  aus  den  Briefen  Slawatas  und  Martinitz'  dd.  :^0.  April  bis  27.  Mai  1625.  — 
Wiener  Staat&archiv :  Die  liofkammer  an  den  Kaiser  dd.  22.  Dezember  1623. 
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dieser  Summe  wurden  ihm  noch  20000  Thaler  nachgesehen  ;  der  Statt- 
halter Liechtenstein  kaufte  Gttter  um  310563  Thaler,  dazu  schenkte 
ihm  der  Kaiser  aufser  dem  vom  Winterköiiip  in  Prair  ziirOckpelasscncn 
Silber,  zuerst  die  Herrschaften  Goldeustein,  Eiseuberg  und  Schildberg 
in  Mähren,  spi\ter  die  iUifserst  umfanjrreicheu  Güter  Karls  von  /erottn 
Alien  den  geuaunteii  Personen,  mit  Ausnahme  der  Trckas,  schenkte 
der  Kaiser  einen  Teil  des  Kaufschillincrs  als  Lohn  für  ihre  Verdienste 
oder  als  P^utschiUligung  für  ihre,  während  des  Aufsüiudes  erlittenen 
Verluste. 

Unter  den  AuBlftndern,  die  in  Böhmen  GQter  erwarben,  sind  in 
oster  Reihe  die  icaiserlicben  Obeistra  und  Generale  und  die  der  be- 
freundeten Fürsten  m  nennen,  denen  auf  diese  Weise  der  schuldige 
Sold  bezahlt  oder  die  Dankbariceit  Ferdinands  kundgegeben  wurde. 
So  wurde  dem  Oberst  Aldringer  bei  dem  Ankauf  des  Gutes  Grofs- 
Lippen  (Velk6  Lipno),  das  auf  27  443  Thaler  bewertet  wurde,  20000 
an  Sold  in  Rechnung  gebracht,  der  Rest  nachgesehen;  dem  Obersten 
Marradas  wurden  die  Güter  Frauenlterp:  (Hlubokd)  und  Wo?.ic  statt 
\ini  den  ursiirtlnjilichen  Schätzun^'swert  von  273  367  Thalern,  um 
200 OOO  Gulden  iiberlassen,  und  da  ihm  der  Kaiser  von  dieser  Kauf- 
summe 80  000  dulden  schenkte  und  er  den  Rest  für  die  Unterhaltung 
seines  Reiterregimeutä  und  für  seinen  Gehalt  in  Rechnung  brachte,  so 
zahlte  er  scblielslich  nichts  '. 

'  Archiv  von  Raudnitz:  Fricdrith  von  Talinberp  an  I-owkowitz  dd.  IC  Juli 
X622.  Memoire  des  Kanzlers  Lobkowitz  an  don  Kaiser,  umlatiert.  -  Archiv  des 
k.  u.  k.  Rpifh»ffinanzministp.i-iiim«  •  Feriltaauti  il.  uQ  Liechtenstein  dd.  17.  September 
1622.  Reven  Liccbtemteint  dd.  28.  Komufaer  1622.  —  Siduiadies  SlaatBarchiv: 
Kaofkontrakt  über  die  Hemehaft  Si  hhickenaa.  Langenfeld  an  Zeidter  dd.  14J2A, 
Jannar  1624,    Die  Hofkammpr  an  dm  Kaiser  dd.  5.  Oktober  1623. 

*  Die  Marrada&schen  Erwerbungen  bilden  eine  eigenUimlicbe  Illustration  zu 
den  Konfiskationen  ond  Erwerbungen  jener  Tage.  Das  Regiment  Mamdas  hatte 
bd  seinem  Eindringen  in  Böhmen,  tbeUs  vor  der  Schlacht  auf  demWeir><'n  Berge, 
teils  nach  denelben  die  flüter  Francn1)erg,  JungwoZic,  Neustiipov,  Welliartic, 
Nrmilkov,  Mokrosuky.  Milc'in,  Neu  Hukowa.  Corhonic,  Koth-Lliota  ((  ervenä  hhota) 
und  llradek  (diei>eä  letztere  jedoch  nur  bis  zum  Jahre  1623j  mit  Beschiß  belegt; 
Mamdas  hatte  diese  Qoter  auf  Rechnung  der  Soldfordenmgen  des  Regiments  Ter- 
waltet  und  die  £äidEfinfte  bis  zum  Jahre  1627  bezogen.  In  diesen  Jahren  beliefen 
sich  die  Fonlerungen  d(  ^  Regiments  samt  den  dem  Marradas  bewiiliirten  Gnaden- 
geschenken von  ÖOOUO  (iuldeu  auf  814  7^^6  üuiden.  Das  Kegiment  oder  eigentlich 
Marradas  mid  der  ehemals  in  diesem  Regimente  dienende  Kapitftn  nnd  nunmehrige 
Oberst  Martin  von  Huerta  veriangten  die  Beiablung  durch  Zuweisung  einiger  OQter  und 
namentlieh  der  von  ihnen  bisher  verwalteten.  Dieselben  waren  auf  C'J2  ;'.1G  (itiklen 
abgeschätzt  worden;  auf  das  Andringen  des  Marradas  wurde  aber  die  Scbätzungs* 
summe  auf  Ö04500  Guldeu  erniedrigt.  Offenbar  waren  Marradas  und  Huerta  er^ 
bötig,  die  Soldforderungen  der  Qbrigen  Offlaiere  und  der  Mannschaft  auf  ihn 
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ÄhDÜch  gute  Geschäfte  machten  zum  Teil  mit  Nachsicht  einfis 
Teiles  dee  KauiscbiltiDgSy  bei  ihren  GQtererwerbungen  die  Obersten 


Rechnung  zu  übernehmen.  Tbatsächlich  ecftülte  der  Kaiser  teib  im  Jahre  1627, 
teils  in  dem  folgenden  (lie  an  ihn  jjprichtetpn  \Vrmvc}ii'  und  übr-rlipfs  Tritnüchst 
Frauenberg  und  Juugvoiic  an  Marradas.  Fraueuberg  wai  ursprünglich  auf  273367 
Thater  abgeidiitit,  auf  des  Ifnmdks  Andriagen  mud«  d^  Abidkltzung  auf 
258  893  Tbaler  ermäfsigt  und  sebIkfUich  ibm  das  Gut  um  171420  Thaler  oder 
200  000  Gulden  überlassen.  .Tunpwo^ic ,  das  auf  68  8.10  Tlialcr  al.peschätzt  war, 
kaufte  er  um  iütG  l'halcr;  beide  K  uite  wnrdi  n  im  .lahro  l(i"_*s  abgeschlossen. 
Die  Güter  Xeuätupuv  ,  VVelkartic,  >iemilkuv,  Mukrusuky,  Milciu  und  Meu-Bukow4 
(Bokowft  noWi)  kaufte  Martin  von  Hueila  um  die  eraiedrigle  AhsehiiningtnnuBew 
Cerhonic  kaufte  .\nna  PKcho^kä,  und  mnbte  eioen  Teil  der  Kaufsumme,  nämlich 
17  OOO  Gulden,  an  dai?  Marrndassche  Regiment  ablieforn;  Roth-Lhota  (Cerrenä  Lhota), 
das  50000  Thaler  wert  war,  übernahm  der  Rittmeister  Bruccio  um  35  000  Gulden. 
Da  damit  die  Foideningen  des  Marradasschen  Regiments  Bodi  nicht  befriedigt 
waren,  mufste  der  Kaiser  noch  mancherlei  andere  Opfer  bringen  und  unter  andern 
dem  Miutin  Huerfa  das  fiiit  Scholitz  f^ihobcei  um  000  Gulden,  dem  Manadas 
das  (iut  Ktenowic  (Kfenowice)  um  yö92  Tbaler  überlassen.  In  welcher  Weise  der 
liest  der  Forderung  beglichen  wurde«  ist  niclit  weiter  bekannt.  Hiezu  bemerken 
wir  nocb ,  dab  dem  Uarradas  im  Jabre  1628  die  kftniglicbe  Stadt  Wodfian  g^en 
ein  Darlehen  von  7000  Gulden  in  Pfand  gegeben  wurde.  Aus  dieser  Pfandscbalk 
befreite  sich  ^^'odflan  vr^i  im  Jahre  1710  pej^en  Krlag:  der  I^andsumme  an  den 
F'ür&teu  Adam  von  Schwarzenberg,  dessen  Vorlahren  die  Pfandschaft  den  £rbe& 
des  Marradaa  im  Jabre  1061  abgelcaufi  hatten.  In  JUmlicher  W^ie  erwarb  Martin 
von  Haerta  im  Verein  mit  Philipp  von  Yandaino  die  Plandaebaft  ftiier  Fiselt  um 
die  Summe  von  100  000  (iulden. 

Die  unberechtigten  \  orteik',  die  man  den  Kaufern  beim  Ankauf  der  Güter  zu 
teil  werden  liefs,  ündcn  «m  bemerkenswertes  Gegenstück  an  dem  Unrecht,  das  man 
biebei  drei  Familien  sufogte,  und  swar  den  Eakdn  dee  hingeriditeten  Kaplilt  von 
Sulewic,  des  Wenzel  Ottokar  Pergier  von  Perglas  und  des  Bohuslav  Ruth  von 
Dirna  (z  Dii-neho).  Die  Frau  des  hingerichteten  Kaplif  hatte  im  Jahre  1616  ihren 
verwaisten  Enkelkindern  die  Güter  Neustupov  und  MiKln  testiert,  den  Nutzgenufs 
aber  ihrem  Manne  bis  an  seinem  Ableben  gesidiert  Als  im  Jabre  1621  gegen 
den  letxtem  der  Hochverratsprozefs  angestrengt  wurde,  wui-de  nicht  blof»  sein 
Besitz,  sondern  auch  der  M  int  r  mindeijährigen  Enkel  kontiscieil,  und  alles  Bitten 
ihrer  verwitweten  Mutter  um  die  Herausgabe  desselben  war  vergeblich.  Kiner  der 
Enkel,  Caspar,  trat  später  in  spaniscbe  Dienste,  wurde  Obent  und  machte  nun 
seine  Anspr&cbe  wieder  geltend.  Diesmal  war  die  kaiserliehe  Rcfierang  nadi- 
sichtiger:  man  berechnete  den  Wert  der  konfiscierten  Güter  auf  162 ''«lO  Calden, 
schlug  abi  r  davon  die  auf  den  Gütern  haftenden  Schulden,  sowie  die  naclitragiich 
über  den  Grofsvater  verhiUigte  Geldstrafe  ab,  sodafs  dem  Knkel  niu:  noch  lbb2S 
Golden  zogewieBen  worden.  Auibesahlt  aber  waren  sie  Obrigens  edbst  im  Jahre 
1656  nocb  nidit. —  Pergier  wurde  im  Jahre  1623  von  jeder  Schuld  freigesprochen; 
trotzdem  wnrd.-ri  ihm  sein'-  Hilter  Welhartie,  Nemilkov  luid  ATokrosiiky  nicht  mehr 
herausgegeben  und  alle  seitie  Bitteu  uui  Restitution  in  dioätlbcn  fanden  kein  GehOr. 
£ben80WMug  wurde  Bobuslav  d.  ft.  Ruth  von  Diraa  berücksichtigt  Der  Kon- 
fiskatiomgeriehtshof  hatte  seinen  Aliodbesits  ntur  in  einen  Lebenbeeita  verwandelt; 
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Herzog  Julius  Heinrich  von  Sachsen  -  Lauenburg ,  Huerta,  Achilles 
de  Soye,  die  Grafen  Wolf  von  Mansfeld,  Philipp  von  Salm,  Caspar 
Stadion,  Wilhelm  Wratislaw  und  Parudeis  von  Kchaide.  l>pm  (  -rafen 
Buquoy  sciienkte  der  Kaiser,  wie  bereits  erwähnt  winilo,  die  innden 
Schwandtertjischen  Güter  Gratzon  fNovö  Hrady)  und  Hiist  a])erg\  dem 
Grafen  TiUv  20000  Thaler  und  eine  jaiirliche  Pension  vun  1000  Thalem. 
Der  ligistia^he  General  war  jedoch  damit  nicht  zufrieden  und  verlaugte 
Stadt  imd  Kreis  Leitmerits  zum  lebenslänglichen  Nutvgeniifit.  Das  An- 
soehen  wurde  nicht  gewftlirty  dagegen  ihm  später  in  Deutschland  dn 
Besitz  im  Werte  von  mehreren  Hunderttausend  Thalem  angewiesen. 
Der  bayrische  Oberst  Heimhansen  erhielt  25000  Gulden. 

Auch  die  Geistlichkeit  wurde  reiehKch  mit  Geschenken  bedacht 
Der  Erzbisehof  von  Prag,  Kardinal  Ilarrach,  bekam  jfbr  sein  Erzbistum 
die  Herrschaften  Moldautein,  Hn^vkowic,  Klete^nä  und  Zachotfn, 
Rotbfe^ic  (öei  venä  Re^ice),  Neureichenau  (Rychnov  novy)  und  Ro^.mital; 
ebenso  wurden  einige  Propsteieii  und  sämtliche  Klöster  mit  Gütern 
beschenkt.  Auch  dn?  Prnif  i  I lomkapitel  ging,  wie  wir  au  einer 
anderen  Stelle  hericlileteu ,  nicht  leer  aus,  und  ebensowenig  der 
Kanonikus  Plateis,  dem  der  Kaiser  um  seiuer  besonderen  Verdienste 
willen  12U00  Gulden  schenkte.  Den  Löwenanteil  der  Schenkunu'en 
trugen  jedoch  die  Jesuiten  davon,  i  ui  ihre  l'rager  und  Kutteuberger 
Kollegien  erhielten  sie  elf  mehr  oder  weniger  umfaDgreiche  Herr- 
schaften und  GOter,  drei  Meierhöfe^  ferner  einen  Teil  der  der  8tadt 
Kuttenbeng  zugehörigen  Goter,  45288  Thaler  im  baren,  dreizehn 
Prager  Hfluser  und  die  Druckerei,  die  ehedem  Hynek  von  Waldstein 
in  Betrieb  gesetzt  hatte.  Ebenso  wurden  ihre  Kollegien  in  JiSin, 
Komotau,  BrOx  und  Krumau  mit  Gntsschenkungen  bedacht.  Der 
Wert  sämtlicher  vom  Kaiser  an  Laien  and  Geistlichkeit  gemachten 
Schenk  nnpren  diiiite  sich  nahe  auf  die  Summe  von  5  Millionen  Gulden 
belaufen  haben  ^.  Dais  der  Kaiser  trotz  seiner  Freigebigkeit  nicht 

troUUeiii  kuniite  er  bein  Gut  Kutb-LhoU  iieu  KUueu  beiner  Bedränger  nicht  ent- 
leifMi  und  mubie  froh  Bein«  dar*  ihm  seia  andern  Gut  BonC  erUich  betanen 
wurde.  An  iliesem  Brispiele  im  kleinen  sieht  man,  wie  neben  der  mafslosen 
Gewalt  im  filhn-Tm  inen  noch  bundertfiiclieB  Unrecht  im  einzelnen  bei  den  Konfis* 
kationen  geübt  wuiUc. 

*  Archiv  des  k.  o.  k.  Kdciislfaiiiaiministeriunis:  Die  Hofkammer  an  den  Kala« 
dd.  7.  Oktober  1623.  Der  Kaiser  an  die  böhmische  Kanuner  dd.  21.  November 
162n.  -  Kaiserliche  Resolution  an  die  Statthalter  Böhmens  dd.  17.  JnU  1627.  ~ 
Büek  a.  a.  0.  CVIII  ff.  und  CXXII  ff. 

<  Büek  l'XXm— CXXVIL  ~  Böhmisches  Statthaltereiarchiv:  Ferdband  II. 
an  liechteDBlem  dd.  IM.  8q»t«nber  1628.  Endienog  Xjeopold  an  den  Kaiser  dd. 
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allen  Bitt'^tfllpni,  deren  Zahl  von  Tag  zu  Tag  wuchs  und  unter  deneu 
sich  auch  sem  Bruder  Leopold  befand ^  gerecht  werden  konnte,  ver- 
steht sich  von  selbst 

Unter  die  Bittsteller,  die  wohl  das  grölste  Anrecht  auf  Be- 
rücksichtigung hatten,  gehörten  die  Bürger  vüu  Pilsen.  Sie  ei-suchten 
den  Kaiser  während  seiner  Anwesenheit  in  Böhmen  (im  Jahre  1623) 
nicht  mir  um  BesUttigung  ihrer  Privil^en  und  die  WiedereinrAumung 
ihrer  während  des  Aufetandee  verpi&ndeten  Guter,  sondern  auch  um 
Ersatz  des  Schadens,  den  sie  um  ihrer  Treue  willen  erlitten  hatten  und 
welchen  sie  auf  500000  Tbaler  anschlugen,  und  um  die  RQdizahlung 
der  an  Mansfeld  als  Ranzion  erlegten  231 120  Gulden  samt  fälligen 
Interessen.  Nach  ihrem  Voi-sclilag  sollte  für  diese  beiden  Summen 
die  vier  umliegenden  Kreise  aufkommen,  weil  sie  an  der  Rebellion 
teilgenommen  hätten.  Bezüglich  der  Bestätigung  der  Privilegien  machte 
der  Kaiser  keine  Schwierigkeiten,  ebensowenig  bezüglich  der  Wieder- 
einräunumg  der  verpfändeten  Güter,  da  olnu  dies  der  Grundsatz  galt, 
dafs  alle  während  des  Aiifslandes  gemachten  Schulden  ungültig  seien. 
Für  den  Ersatz  der  angesprochenen  Kapitalien  fehlte  es  al>er  an  Geld, 
weil  der  Koufiskationsgerichtshof  alle  Schuldigen  zu  Gunsten  der  kaiser- 
lichen Kasse  au  Geld  und  Gut  strafte  und  demnach  für  andere  An* 
Sprüche  nichts  ttbrig  blieb.  Da  jedoch  Pilsen  unter  allen  Umständen 
eine  Beradoicbtigung  verdiente,  ordnete  der  Kaiser  an,  dalh  diejenigen 
Bewohner  des  Filsner,  Rakonitzer,  Saazer  und  Elbogner  Kreises,  denen 
nur  ein  Teil  der  Gater  konfisdert  und  der  Wert  des  Bestes  in  Geld 
ausbezahlt  werden  sollte,  von  diesem  Gelde  an  Pilsen  einen  aliquoten 
Teil  erlegen  sollten.  Da  aber,  wie  oben  erzählt  wurde,  den  so  Be- 
gnadigten erst  nach  Jahren  ein  Teil  ihrer  Forderungen  bezahlt  wurde, 
den  meisten  aber  gar  nichts,  so  empfing  Pilsen  unzweifethaft  trota 
des  kaiserlichen  Versprechens  keinen  Heilert 

Als  der  gröfste  Teil  der  konfiscierten  Güter  verschleudert  war, 
sah  man  in  Wien  den  Unsinn  ein,  Güter  gegen  Geld  zu  verkaufen, 
das  kaum  den  achten  Teil  seines  Nominalwertes  galt.  Der  Kaiser 
verbot  daher  am  3.  Juli  1623  dem  Fürsten  von  Liechtenstein  dieses 
Geld  an  Zahlungsstatt  anzunehmen^  obwohl  es  noch  immer  gesetzlich 
knnderte.  Der  Statthalter  kehrte  sich  aber  nicht  an  das  Verbot,  ver- 
kaufte trotzdem  noch  Goter  im  Betrage  von  drei  Millionen  Gulden  und 


Archiv  des  k.  u.  k.  Iteicbsfinanzroinisteriuins:  l''criliaand  II.  an  LiechtcDSteiu  dd. 
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nahm  bei  der  Zahlung  nach  irie  vor  schlechte  Münze  an.  Weniptens 
wurde  diese  Beschuldigung  gegen  Liechtenstein  nach  seinem  Tode  er- 
hoben und  zwar  mit  solchem  Frfoltr,  dafs  selbst  sein  Sohn  und  Frbe 
die  iieiTschaft  Schwarzkosteletz  noclinials  ankaufen  mnfste,  wenn  er 
sie  vor  der  Kontiskation  schützen  wollte.  Auch  von  anderen  Personen, 
welche  ihre  Käufe  mit  schlechLem  {.n-U\e  bezahlt  hatten,  zu  einer  Zeit, 
wo  dasselbe  nicht  mehr  angenommen  werden  sollte,  wurde  Nach- 
zahlung vtiiau^t,  und  von  einzelnen  ist  es  sichergestellt,  dais  sie 
dieser  Aufforderang  auch  nachkamen'.  Wie  liederlich  die  Gebaraog 
Oberhaiqit  war,  ergiebt  sich  daraus,  dals  dnzelnen  Personen  sogar 
Güter  aberlaasen  worden  waren,  ohne  dab  man  ihren  Wert  vortier 
taxiert  hatte,  und  da&  es  einer  nachtriglicben  Verordnung  zur  Ab* 
Stellung  dieses  Übetatandes  bedurfte,  bei  welcher  Gelegenheit  der 
Kaiser  auch  befahl,  dei^enigen  die  Güter  wieder  wegzunehmen,  die  ^-^^^ 
den  KauÜBchilling  gar  nicht  erlegt  hätten 

Es  wurde  oben  berichtet,  dafs  der  Kaiser  dem  Frtrsen  von  Liechten- 
stein sollen  am  2.  Juni  den  Auftrair  L'ab,  auch  frefjen  die  könipr- 
licheu  Städte  den  Frozels  wegen  Teihialnne  am  Hochverrat  zu  be- 
ginnen, Liechtenstein  aber  dies  widerriet,  weil  alles  noch  zu  sehr  ver- 
worn  n  uud  der  Feind  noch  nicht  aus  dem  Lande  getrieben  sei,  und 
der  Kaiser  infolgedessen  seinen  Befehl  /uriirknahm.  Allein  sclioa 
^renige  Tage  daiaul  änderte  er  seine  Meinung;,  wahrscheinlich  weil  er 
durch  die  Bestrafung  der  Städte  beträchtliche  Summen  zu  erlangen 
hoffte;  et  gab  nämlich  dem  Fürsten  den  Befishl,  das  VeimOgen  der  ^.  jou 
Stikdte  abzuschätzen  und  ihnen  eine  Geldstrafe  aufzulegen.  Doch 
wollte  er  hiebei  schonend  voigehen  und  befahl,  die  Strafe  so  zu  be- 
messen, dafe  die  Städte  nicht  zu  Grunde  gerichtet  würden.  Dies 
wurde  aber  bei  der  Ausführung  nicht  beachtet.  Der  Gutsbesitz  vieler 
Städte  wurde  entweder  vollständig  oder  teilweise  konüsciert,  und  so 
gerieten  alle  Anstalten,  die  aus  dem  Erträgnisse  dieser  Güter  erhalten 
wurden ,  in  Verfall :  namentlich  galt  dieses  von  den  ArmenliiUisem, 
den  Hospitälern  uud  den  Sciiulen ,  die  infolgedessen  tief  herabsanken 
und  nur  in  wenigen  Städten  sich  wie4ier  hoben,  wo  die  Jesm'ten  ihre 
Lehranstalten  begrfUuleten.  Der  Wert  der  den  Städten  entzogenen 
und  nicht  mehr  zuri>ckgegebenen  GlUer,  der  ihnen  kontis<!ierten  ölient- 
hcheu  Schuhilitel,  dann  der  den  einzelnen  1  iivateu  auferlegten  Geld- 
strafen beläuft  sich  für  ganz  Böhmen  auf  2  403  870  Thaler.  Wenn 


'  Das  Nähere  in  dem  Kapitel  über  Jeu  Liechteu&teinscbea  Müuzpros^efs. 
*  Böhmiscbeg  SUtthaltereiarchiv:  Ferdioaad  II.  an  die  böhmische  Kammer 
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man  hiezu  die  Krie^ontributiouen  fugt,  zu  denen  die  Städte  in  den 

ersten  Jahren  des  30jj\hri?^'Mi  Krieges,  solansje  sie  noch  zahlungsfähig: 
waren,  herangezogen  wurden,  uml  die  für  2^)  derselben  sich  auf 
5  377  451  (luhlen  rheinisch  beliefen,  während  Trag,  das  unter  den 
25  Städten  nicht  mitgerechnet  ist,  allein  U]>er  2  Millionen  Gulden  er- 
legte, so  läfst  sieh  daraus  der  folgende  Verfall  des  städtischen  Wesens 
leicht  erklilren. 

Unter  den  angegebenen  Verlusten  sind  nicht  einmal  die  Konfis^ 
kationen  mitgerechnet^  denen  das  Vermögen  einzelner  Borger  unter- 
lag Der  Kaiser  begnügte  sieh  nftmlieh  nicht  mit  der  Bestrafung  der 
Gemeinden  als  solche,  er  ordnete  auch  eine  Untersuchung  wider  die 
einzelnen  Bürger  an,  die  unter  Aufsieht  einer  eigenen  Untersnchungs* 
kommission  hauptsächlich  von  den  Kaiserrichtem  gepflogen  vurde. 
Die  Mitglieder  der  Kommission  waren  der  damalige  Hauptmann  der 
kaiserlichen  Herrschaften  und  Saazer  Kreisbauptmann  Georg  Michna, 
ferner  Johann  Wenzel  von  Kolberg  und  Andreas  Kotwa  von  Freifeld. 
Kach  ilireni  Antrage  wurden  am  6.  August  1(>23  elf  Prager  Bürger 
ihres  ganzen  Vennöprens  verlustig  erklärt-.  Dafs  nicht  mehr  Prager 
Borger  zum  Verluste  ihres  ganzen  Vermögens  v»'i  urteilt  worden  waren, 
hatte  zum  Teil  seinen  Grund  in  der  liealx-i  litigteu  Schonung  des 
Bürgerstandes,  zum  Teil  darin,  dai.>  iiian  den  meisten  eine  Geldstrafe 
auferlegte,  die  im  Augenblick  mehr  einti  ug,  als  die  Konfiskation  ihrer 
H&user,  weil  man  fhr  diese  nur  wenige  Käufer  fend  und  sie  deshalb 
Terwahrloaen  lassen  mullste.  Im  Laufe  des  Jahres  1628  wurde  deshalb 
die  Mehrzahl  der  Bttiger  zu  Geldstrafen  verurteilt,  nach  deren 
Erlegung  sie  von  weiteren  Prozessen  befreit  sein  sollten.  Die  Strafen 
waren  jedoch  so  hoch  bemessen,  dals  die  meisten  sie  nicht  erlegen 


*  d'Elvcrt  a.  a.  0.:  Der  Kaiser  an  Lieehtcfistein  dd.  2.  Juni  1621.  Liechton- 

st<^in  an  ilt  ii  Kiiisoi  dil.  I J.  .Tiiti  1621.  In  diesem  Schreiben  erwähnt  I.iethtenilieiD 
des  an  ihn  vom  Kaiser  dd.  Iii.  Juli  ergangpnen  StilUtandsbcfehls.  —  Bilek  .\("JX  ff. 
Vollständig  konfisctert  wurde  der  Besitz  der  Städte  Oorkau  (Borek),  BöhmiHih-Biod, 
Taxa,  K«iiigsbei^(KhiSperkX  Koufim,  Uun,  Sddackenverth  (Ostrov),  Pisek, 
Prachatitz,  Kakonitx,  Hudolfstadt  (Rudolfov),  Schlan,  Schlaggonu uld  (Slavkov), 
Mies  (StHbro).  Tachau,  Moldautein  und  Wodfian.  TtM'lwpjsc  wurde  der  Giitsbesitz 
folgender  Städte  konfiüciert:  Deutsebbrod,  Kuttenberg,  Königgrutz,  Klbogen, 
B«kycan,  Tabor  und  Tnutenna.  Den  übrigen  Städten  wurden  spaur  (1628)  ihre 
koofliderten  Gfkter.  soweit  sie  nicht  mittlerweile  verkauft  waren,  zurückgegeben, 
um  sie  aus  ihrem  Verfall  zu  hoben.  Es  siml  ilas  Prag.  Heiaun,  Jungbimzlau,  Neii- 
Byd^T,  Königinbof,  Eger,  Komotau,  Cbrudim,  Jarom^f,  Kaaden,  Klattau,  Koiin, 
Leitmeritz,  Melnik,  Brüx,  Hohenmaut,  Nimburg,  Pilgram,  Poliöka,  Pfibnun,  Berg- 
reichenetein,  SoMsbiu,  Schattenhofen  nnd  Stax. 

*  Bilek  a.a.O.  CVÜ  und  m-^mt. 
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konnten.  Die  Bewohner  des  Teinviertels  sollten  20  295  Tlialer  zahlen, 
blieben  aber  darauf  12  555  Thaler  schuldig;  die  Bewohner  des 
St  Gallusviertels  sollten  37  700  Thaler  nle-en,  blieben  aber  28  790 
Thaler  schuldig,  und  ähnlich  die  Bewohner  der  übrigen  Stadtteile. 
Da  trotz  aller  Mahnungen  die  Strafgelder  nicht  in  der  gewünschten 
Höhe  eingingen,  befahl  der  Staitiiulter,  gegen  die  Säumigen  mit  dem 
Verkaufe  ihrer  Gttter  und  Hftuier  vorzugehen'. 

In  dem  betreffenden  Dekret  sprach  der  Statthalter  ao,  als  ob  die 
Bfliger  aus  bloJsem  Mutwillen  die  ihnen  auferlegte  Zahlung  ver- 
weigert hätten;  thattfUMch  war  er  jedoeh  überzeugt ,  dals  ihnen  die 
nötigen  Mittel  fehlten.  Um  die  Zahlung  zu  erläcktem  und  doch  die 
^ranze  Strafsumme  hereinzubringen,  schlug  er  vor,  dafs  dieselbe  zur 
Bezahlung  derjenigen  Gläubiger  verwendet  werde,  die  den  Stadt- 
gemeinden ein  Darlehen  geleistet  hatten,  das  nicht  der  Konfiskation 
verfallen  sei.  Die  Bürger  sollten  deshalb  mit  den  Gläubigern  in  Ver- 
handlun'4  treten  und  mit  ihnen  die  Modalitäten  (ier  Rlickzahlung  und 
allfallige  Fristen  vereinbaren.  Er  hoflte,  aul  diese  Wtise  würden  die 
Bürger  nicht  zur  Preisgebung  ihrer  Nahrung  und  zum  Verlassen  von 
Hauü  und  ilof  gezwungen  sein,  weil  ihnen  die  autigen  Zahlungsfristen 
bewilligt  werden  würden.  Die  Hüfkaiunier  riet  dem  Kaiser,  auf  den 
Vorschlag  Liechtensteins  einzugehen,  und  fand  Uelbr  seine  Znatimmuug. 
Dieses  Auskunftsmittel  half  jedoch  nichts.  Die  BOi^er,  denen  durch  die 
vidfechen  Kontributionen  ihr  bares  Vermögen  bis  auf  verschwindende 
Reste  genommen  worden  vrar,  konnten  sieh  mit  den  Gläubigem  in 
keine  emstlicfaen  Unterhandlungen  einlassen,  und  so  hatten  die  letzteren 
ebenso  das  leere  Nachsehen,  wie  bei  ihren  Forderungen  an  die  adeligen 
Gutsbesitzer.  Die  erbärmliche  Lage  der  Städte  blieb  schliefslich  auch 
dem  Kaiser  nicht  verborgen,  und  da  es,  wie  er  in  einer  Zuschrift  an 
die  böhmische  Kannner  behauptete,  nie  seine  Absicht  gewesen  war,  die 
Städte  „bei  ihrer  ohnedies  grofsen  Bedränu'iii'^  imd  n\if  sie  gelegten 
schweren  Cünti"ibutioneu  im  Grund  zu  ruinieren,  sondern  vielmehr 
bei  häuslichen  Ehren  zu  erhalten,  auf  dafs  sie  sich  wieder  etwas  er- 
hob ii  und  wir  uns  ihrer  inkftnftig  wieder  bedienen  könnten,"  so  he- 
fahl  er  am  28.  April  1625,  dals  mit  weiterer  Bestraliiug  der  einzelnen 
Borger  eingehalten  werde.  Da  aber  gleichzeitig,  wie  au  anderer  Stelle 
berichtet  wird,  die  Gegenreformation  mit  aller  Strenge  durchgeführt 
wurde,  fiberlegten  viele  Baiger,  die  an  ihrer  Überzeugung  festhielten, 


'  Prager  Suultarchiv:  Liecliteuäteiu  au  die  Neustaüter  Kuiberrichter.  Böh- 
mische» SttittfaaltereiaicfaiT:  Patent  LiecMenstehiB  dd.  19.  Juni  1624.  —  Bilek  «« ».  0. 
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ob  ts  nicht  besser  sei,  den  Best  ihrer  Habe  zu  verkaufen  oder  an 
Befreundete  abzutreten  und  aus  dem  Lande  zu  flüchten.  Viele  thaten 
es,  und  dies  gab  abermals  Veranlassung  zu  Konfiskationen.  Ein  Dekret 
tf^MAn  befahl  den  Kaiserrichtern,  alle  Verkäufe  oder  Abtretanpen  von  Gütern 
und  Hauseni  flüchti^'er  Pui^e:  tur  iintrültig  zu  erklären  und  den  ge- 
samten Besitz  der  Flüchtlinj2;e  zu  kontiscicren.  Die  Kaiserrichter  kamen 
diesem  Befehle  mit  um  so  grölserem  Eifer  nach,  als  sie  schon  vorher 
ohne  besonderen  Befehl  die  Habe  der  Emi«?ranten  konfiRciert  und  sich 
hiebei  einen  Teil  derselben  angeeignet  oder  wenigstens  den  iätiag 
der  liegend^  Guter  eingeheimst  hatten.  Dieses  Vorgeben  verursachte 
ein  solehes  Ärgernis,  dals  der  Kaiser  eine  strenge  UDtersadiung  an- 
befebl  und  namentlich  zu  wissen  begehrte«  wer  die  Kaiserricfater  zur 
Beschlagnahme  der  Gttter  vor  seinem  Befehle  bevolbnAehtigt  habe^. 

Der  Niedergang  der  böhmischen  Städte  trat  aber  infolge  der 
sinnlosen  Beraubung  derselben  je  länger  je  mehr  zu  Tage,  so  dals 
der  Kaiser  einen  wirksamen  Schritt  zur  Linderung  ihrer  Not  zn 
thun  heschlofs.  Anlafs  hiezu  bot  ihm  der  Bericht  der  Reformations- 
kommission tiber  den  Fortschritt  der  katholis^-bon  Religion  in  den 
meisten  Stildten;  der  Kaiser  war  erbötig,  jenen,  deren  Bürger  sich 
ins^'csamt  zur  katholischen  Kirclie  bekannten,  ihre  Güter  zurückzugeben, 
insoweit  sie  nicht  an  Privatleute  verkauft  waren,  und  fonleile  nuu 
von  den  Statthaltern  Bubmens  ein  Gutachten  ab,  ob  er  nicht  aus 
diesem  Aulasse  sich  einen  jährlichen  Silberzius  hiefOr  ausbedingeu 
konnte.  Bei  dieser  Gelegenheit  erinnerte  er  sich,  dafe  die  Stfldte 
auch  einen  besonderen  Kammendns  zahlten,  und  verlangte  von  der 
böhmischen  Kammer  einen  Bericht  Ober  seine  Entstehung  und  sein 
Ertilignis.  Die  Kammer  konnte  bezfli^ich  des  ersteren  keine  genügende 
Auskunft  geben,  bezüglich  des  letzteren  gab  sie  an,  dal^  der  gesamte 
Kammendns  6303  Thaler  jährlich  betrage.  Gegen  eine  Erhöhung  des- 
selben und  indirekt  gegen  den  beantragten  neuen  Silberzins  sprach 
sie  sich  in  scharfer  Weise  aus;  man  müsse  den  Städten  aufhelfen  und 
sie  nicht  durch  weitere  Besteuerung  unterdrilcken,  sif  seien  hart  genug 
gestraft  und  durch  die  Unterhaltung  der  Soldaten  hih!  unerhörte  Be- 
drückunt'en  so  ausgemergelt,  dals  in  ihnen  kaum  die  Hallte  der  Häuser 
bewohnt  und  kaum  der  dritte,  ja  sogar  nur  der  vierte  Teil  der  Bürger  vor- 


*  Archiv  des  k.  n.  k.  ReichsfinaDziiiinisteriums:  Bericht  der  Hofkammer  dd. 
2*2.  Oktober  1624.  —  Böhmisches  Statthaltereiarchiv:  Ferdinand  II.  an  die  böh- 
mische Kammer  dd.  2S.  April  1625.  Kaiserlicher  Befehl  an  den  Kleinseitner 
Kftismicbter  dd.  6^  HirK  1Ä36.  —  Arddv  von  Rattdniti:  Der  Kaiser  an  die  bOh* 
misdie  Kunmer  dd.  12.  Mai  1626^ 


Digitized  by  Google 


-   77  - 


banden  sei;  ganze  Stralsen  stünden  wQ8t  und  leer.  Sie  Beien  so  berab- 
gekonmien,  dab  sie  nicbt  einmal  einen  Boten  balten  und  zablen 
könnten,  und  dabei  von  ttbennftlsigen  Schulden  belastet.  Au8  diesem  • 
Groode  rin]ifahl  die  Kammer  die  ZurQcktrabe  sämtlicher  noch  uicht 
verkaufter  Clüter  an  die  Städte;  —  würden  sie  doch  auch  davon  eher 
„eine  Last  als  einen  Vorteil"  haben,  weil  ihnen  dann  sclhstverstltnd- 
lifh  die  Bezahlung  der  Stadtschuideu,  die  sonst  auf  dem  Kaiser  haften, 
aufigebürdet  werden  raüfste'.  Wolle  der  Kaiser  die  Städte  nicht  zu 
^Dörfern"  machen,  so  mOsse  er  von  jeder  weitern  aufserordtnüichen 
Besteuerung  al)la.ssen.  Da,  wie  es  seheint,  auch  die  liöhmischcu  Statt- 
halter auf  die  Erhebung  eines  Silberzinses  nicht  einrietcu,  so  stellte 
der  Kaiser  im  Jabre  1628  einfaeb  einer  Anzahl  königlicher  Städte  ihre 
GOter  aurftek,  aelbstrentändlicb  mit  der  Belastung,  dals  sie  jetzt  f&r 
die  Gemeindescbttlden  aufkommen  mufsten.  Da  die  Güter  gäozlieh 
verwQstet  waren,  so  wurde  ibnen  damit  tbats&eblicb  nur  eine  Last 
au^ebordet  und  kein  Varteil  zugestanden. 

Um  den  gesunkenen  Wohlstand  des  Landes  zu  heben,  gedachte 
man  endlich  auch  der  Bergstädte,  deren  allgemeiner  Niedei^ang  augen- 
scheinlich war,  da  sie  die  Kosten  des  Bergbaues  nicht  decken  konnten, 
und  derselbe  deshalb  ?röfstenteils  stillstand.  I>ie  Hcrphanptleute  von 
Schlaggenwald  und  .ln;irhimsth:!]  n»  ten  zu  Steuerbetrünstigungen :  das 
Biergeld,  die  Weintaxe,  die  neue  Salzsteuer,  der  Ochsenaufschlag  und 
andere  Gebühren  sollten  in  den  Bergstädten  nicht  erhoben  werden. 
Die  l>fthmische  Kammer  empfahl  dem  Kaiser  nur  die  Abschaffung  des 
Biergeldes  uml  der  neu  eingeführten  Weintaxe  und  zwar  aus  dem 
Grunde,  weil  die  Bergstädte  seit  jeher  vom  Biergelde  befreit  gewesen 
und  diese  Befreiung  ibnen  auch  nach  dem  Jahre  1620  zugestanden 
und  die  Weintaze  ibnen  nachgesehen  worden  sei.  Die  Hofkammer 
empfahl  die  Annahme  dieses  Vorschlacies  nur  insofein,  als  sie  das 
Bielgeld  und  die  Weintaxe  in  den  Bergstfldten  zwar  erhoben,  aber  zu 
Gunsten  der  BergstAdte  selbst  verwendet  wissen  wollte.  Der  Kaiser 
und  seine  Geheimräte  billigten  dieses  Auskunftsmittel.  Es  war  das 
aber  nur  ein  armseliges  Palliativmittel,  das  den  Vei&U  der  BergstAdte 
nicht  mehr  hintanhielt  ^. 

*  Böhmisches  StatthaltereianshiT:  Ferdiiutiid  II.  an  die  bOhiiiiflch«n  Sttittlialter 
d(i.  19.  April  1627.  Ferdinand  II.  ao  die  Reformationskomniission,  nalirtiavl.— 
Archiv  des  k.  und  k.  Reidis(hMiiiinüiisieriniiis:  Die  bdhmiache  Kjuniner  an  den 
Kaiser  dd.  25.  April  1627. 

*  Arcbtv  des  k.  and  k.  Reicbsftoaiiinumiiwiinnn :  Die  bOhnische  Kanuner  an 
Ferdinand  II.  dd.  13.  HSn  16&7.  Bericht  der  Hofkammer  und  Beschlnrs  des 
Kiiht^n  und  des  Oeheimrates  dd.  10.  April  1627.  Kaiseriiche  Resolution  dd. 
14.  April  1627. 
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Aus  dem  Mitgetdlteii  ist  enichtlieh,  wie  mit  dem  FortBcIireiteii 
der  Konfiskation  jede  RQcksidrt  nidit  Mob  auf  die  Schuldigen,  eeadero 

auch  auf  die  Unschuldigen  schwand.  Noch  eine  Angelegenheit  wurde 
auf  gleiche  Weise  im  Sinne  der  Gewalt  ontscliicden,  und  zwar  die 
Losung  der  Bürgschaften.  War  jemand  als  Bürge  für  einen  Schuldner 
einpfetreton ,  dessen  Gut  nai^liher  konfisciert  wurde,  so  blieb  er  dem 
Glilubiger  izepeiiülier  haftbar,  imf\  iloch  hätte,  wenn  Bünje  und 
Gläubiger  walirend  des  Aufstaudes  keinen  Makel  auf  sich  crohiden 
hatten,  die  Gerechtigkeit  verlangt,  dafs  der  Gläubiger  aus  den  konfis- 
cierteu  Gütern  befriedigt  werde.  Da  a>»er  die  Regierung  den  Ertrag 
der  Konfiskatioueu  nicht  sclunitlern  lassen  wollte,  so  schlug  die  böhmische 
Kammer  vor,  den  Bürgen  nur  ein  Moratorium  von  unbestimmter  Dauer 
zur  Erfidlung  ihrer  Verpflichtung,  die  eigentlich  an  dem  konfisderten 
Gute  haftete,  zu  gewähren.  Auf  diese  Weise  bekam  der  Glftubiger 
nichts,  den  Bürgen  belastete  aber  die  stete  Fürcht,  zur  ErftÜlung  der 
Verpflichtnngen  herangezogen  zu  werden,  die  eigentlich  der  Regierung 
oblagen  ^  Eine  iüinliche  Willkür  atmet  eine  kaiseriiche  Verordnung^ 
dals  Ihr  Schulden  y  die  an  einen  Auswanderer  zurückgezahlt  worden 
waren,  und  von  denen  nachgewiesen  werden  konnte,  dafs  sie  dem 
Kaiser  zur  Strafe  verfallen  waren,  die  bereits  verkauften  Güter  des 
Auswanderei^  haftbar  seien,  und  von  dem  K&ufer  die  Zahlung  der- 
selben gefordert  werden  könne. 

Die  sichtliclif  Knlvolkeruug  des  Landes  veranlalste  selilielslii'h  den 
Kaiser  zu  zwei  Verordnungen,  von  denen  die  eine  die  Auswanderung 
verhüten,  die  andere  dem  Lande  neue  Einwanderung  sichern  sollte.  Die 
erste  (dd.  29.  Januar  1628)  verbot  nämlich  unter  Strafe  von  100  Schock 
böhmischen  Groschen  (oder  200  Thaler)  die  Beherbergung  eines  um 
des  Glaubens  flOchtigen  Bauern  oder  Stadtangehörigen,  die  zweite 
(dd.  d.  Mai  1628)  versprach  allen  jenen,  die  sieh  auf  einem  Terlassenen 
Baueragrunde  ansiedeln  würden,  die  Befreiung  von  der  Bobot  und 
jeglicher  Steuer  während  dreier  Jahre.  Die  Verordnung  des  Kaisers 
betraf  zunflchst  die  kaiserlichen  und  LeihgedinggOter  und  die  Be- 
sitzungen der  köni^'lirhen  Städte;  doch  enthielt  sie  auch  eine  Auf- 
forderuncr  an  die  Besitzer  aller  Trivatgüter,  allen  neuen  Ansiedleni 
eine  ähnliche  Begünstigung  zu  teil  werden  zu  lassen.  Es  bedarf  wohl 
nicht  der  Versicberuug,  daik  die  erste  Verordnung  vielleicht  iu  vielen 


*  Böhmisches  Stattfaaltereiarcbiv :  Gutachten  der  böhmischen  Kammer  in  An- 
sehung der  BQrgsdiAilea  dd.  20.  Augiut  1627.  Kaiserliche  Verordntug  dd. 
26.  April  1626. 
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Fällen  ihr  Ziel  erreichte,  keioeswegB  aber  die  zweite;  die  Amtedlang 
in  Böhmen  bot  damals  für  niemand  etwas  verlockendes*. 

Das  Beispiel,  welches  der  Kaiser  mit  der  Prozessierunp  der 
Häopter  des  AofstAndes  gegeben  hatte,  fand  eine  komödienhafte  Nach- 

ahmuncr  auf  der  der  Gräfin  Slawata  pfehöri^en  Herrschaft  Neiihaiis. 
Die  Stadt  Neuhaus  hatte  sich  den  besondern  Hafs  des  Gemahls  ihrer 
Gnmdherrin  dadurch  ziip:ezo^;cn ,  dafs  sie  si<'h  während  seines  Exils 
der  innerhalb  ihrer  Stadtmauern  iiefindlichen  Jesuitenkirche  und  ihrer 
BeMtzuu^Tu  beniiichtijrt  und  bei  dem  böhmisclieu  Laadtag  um  Befreiunj? 
von  dem  Unterthansverbandc  und  um  Aufnahme  in  die  Reihe  der 
kouigiicheu  Städte  augesucht  hatte.  Die  Schlacht  auf  dem  Weilsen 
Beiige  machte  allen  diesen  Selbstindigkeitsgelttsten  ein  Ende,  und  die 
Stadt  und  jene  Dörfer,  die  sieh  an  dem  Aufttande  beteiligt  hatten, 
mn&ten  am  26.  April  1621  ihrer  Obrigkeit  wieder  den  Treueid 
schwören.  Damit  sollte  es  jedoch  nicht  genug  sein.  Am  16.  Juni 
erschien  im  Auftrage  des  noch  in  Fassau  weilenden  Slawata  eine 
Kommission  auf  dem  Rathaus,  lud  alle  Personen  vor,  die  sich  während 
des  Aufetandes  irgendwie  blofsgestellt  hatten,  und  liefo  sie  gefänglich 
ins  Schlofs  abführen.  Wührend  die  Untersuchung  gegen  sie  fjepflogen 
NYurde,  forderte  Slawata  in  wiederholten  Dekreten  sämtliche  Kiiiwohner 
zum  Übertritte  zum  Katholicismus  auf  und  bedrohte  jene,  die  bis  zu 
Weihnnchtf'n  1G21  diesem  Befehle  nicht  nachgekommen  sein  würden,  mit 
der  Au.>weisung.  Die  Gefangenen  suchten  sich  anfangs  zu  verteidigen, 
liefsen  jedoch  spÄtei  davon  ab  und  baten  allesamt  um  Gnade.  Von  einer 
solchen  wollte  jedoch  Slawata  nichts  wissen.  Nachdem  die  Unter* 
svchung,  die  über  ein  Jahr  währte,  zu  Ende  war,  reiste  der  Haupt- 
mann der  Henschaft  Neuhaus,  Ketzel  von  Rottendorf  zu  Slawata 
nach  Paasau  und  erstattete  ihm  über  das  Resultat  derselben  einen 
Bericht  und  bekam  darauf  filr  die  weitere  Behandlung  der  Inquisiteu 
ehie  genaue  und  eingehende  Instruktion,  die  ebenso  von  dem  klein- 
lichen Geiste  des  GhitsherrUi  wie  von  der  Lust  z  uet,  mit  der  ihn  die 
Bestrafung  seiner  Unterthanen  erfüllte.  Nach  der  Rückkehr  Ketzels 
sollte  unter  Vorsitz  des  Gerichtshofes ,  der  mit  der  Untersuchung  be- 
traut gewesen  war,  der  von  Slawata  entworfene  Gerichtsspnich  am 
17.  August  1622  publiziert  werden.  Schon  tags  vorher  wurde  durch 
feierliches  Glockengelftute  die  Neuhauser  Gemeinde  aiits  lüithaus  citiert 
und  aufgefordert,  sich  bei  dieser  Publikation  einzuiuiden.  Ein  lihn- 
ücher  Befehl  war  auch  an  die  Gemeindeältesten  der  Herrschatteu 


»  Buhmisdies  Statüialtereiarchiv :  Vei-oninung  Ferdinantls  II.  dd.  29.  Januar 
1628.  —  AxchiT  von  NAcfaod:  Yerordniiiig  Ferdinands  II.  dd.  9.  BCai  1628. 
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Po^ätek,  Serowitz,  6eCie  und  StrA2  ergangen.  Als  sich  alle  Vor- 
geladenen auf  dem  Schlösse  eingelünden  hatten,  flbeigab  Ketzel  dem 
Gerichtshof  die  Entscheidung  Slawatas.  Der  Gerichtshof  mu&te  darauf 
einer  Hesse  beiwohnen  und  sich  dann  auf  das  Rathaus  Tetf&gen,*  wo« 
hin  auch  die  Gemeindeg^ieder  beordert  wurden.  Auch  die  Terhafteten 
Inquisiten  wurden  dahin  gebracht,  und  ebenso  niufsten  sidi  jene  dort 
einstellen,  die  gegen  Bürgschaft  in  Freiheit  belassen  worden  waren. 
Im  Rathaus  selbst  wurde  in  einem  eigenen  Zimmer  ein  giofser  Tisch 
hergerichtot,  an  dem  der  Gerichtshof,  die  Stadtrate,  die  Ältesten  der 
Gemeinde  und  die  Hau{)tbnite  der  Vorsti\dte  ihren  Sitz  nahmen, 
während  sich  an  eiiieni  kleineren  einige  herrsi'haftli('he  Beamte  nieder- 
liefsen;  hinter  eigens  errichteten  Schranken  stellten  sich  ibe  Au- 
geklajjten  und  hinter  ihnen  die  Genieindeniitglieder  auf.  Alle  diese 
Einzeluheiteu  hatte  Slawata  wie  ein  Theaterregisseur  genau  bestimmt. 
Nadidem  die  Namen  aller  Angeklagten  zum  Behufe  der  Konstatierung 
ihrer  Anwesenheit  verlesen  worden  waren,  wurde  zur  ErOffiiung  der 
einzelnen  Pakete  geschritten,  in  denen  Slawata  die  Strafen  fbr  die 
Angeklagten  festgesetzt  hatte.  Das  erste  Paket  enthielt  das  Urteil 
Ober  Tier  Personen,  denen  dasselbe  vorgelesen  wurde,  worauf  sie  sich 
samt  allen  übrigen  Angeklagten  in  die  Ratsstube  begeben  mufsten. 
Kaum  dort  angelangt,  wurden  sechs  der  Angeklagten  wieiier  in  den 
Gerichtssaal  vorgerufen  und  ihnen  ihr  Urteil  aus  dem  zweiten  Paket 
vorgelesen.  Darauf  wurde  das  dritte  Paket  entsiegelt  und  zehn  neu 
Vorgerufenen  das  Urteil  verlesen,  und  in  ähnlicher  Weise  iresrhah  es 
noch  mit  mehreren  anderen  Taketen.  Ein  Teil  der  AbLreurteilteu 
wurde  aut  freiem  Fufse  belassen .  acht  jedoch  wurden  in  das  Schlo£5 
gebracht  und  dort  in  Haft  gehalten. 

Am  folgenden  Tag  fand  sich  der  Gerichtshof  nach  beendetem 
Gottesdienst  wieder  auf  dem  Batfaause  ein,  und  nun  wurden  die  In« 
struktionen  voigelesen,  welche  Slawata  dem  Hauptmann  s^ner  Herr- 
schaft, dem  Regenten,  dem  Stadtprimas,  dem  Stadtschreiber,  den  SSech- 
meistem  zu  geben  fQr  gut  fand,  und  welche  darauf  berechnet  waren, 
die  Autonomie  der  Neuhauser  Gemeinde  und  sämtlicher  Ortsgemeinden 
auf  das  denkbar  geringste  Mafs  herabzusetzen  und  alles  seinein  Willen 
zu  unterordnen.  Acht  der  Vemrteilten  wurden  darauf  (am  20.  August) 
nach  dem  Schlofs  Serowitz  (Äirovnice)  abgeführt  und  daselbst  in 
weitererer  Haft  belassen ;  jenen,  die  bei  dieser  Gelege  nheit  ihre  Bereit- 
wiili'.'keit  /um  Übertritt  in  die  katholische  Kirche  an  den  Tae  legten, 
wurde  Milderung  der  Strafe  zugesagt.  Sechs  Veruneilt«'  wurden  ins 
Neuhauser  Stadtgeföngnis  abget'ühil,  vier  andere  aus  dem  Gefängnisse 
entlassen,  zweien  eine  Frist  von  drei  Monaten,  zwei  anderen  eine 
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Frist  von  sediB  Wochen  zugemeaaen,  binnen  welcher  sie  Icatholiseh 

werden  mufsten;  im  widrigen  Falle  wurde  ihnen  eine  schlimmere  Be- 
handlung in  Aussiebt  gestellt  Sechzehn  noch  im  Schlofs  verwahrte 
PersoDon  «sollten  ebenfalls  zur  Annahme  der  katholischen  Religion  ge- 
mahnt und,  im  Falle  sie  dieser  Mahnung  nicht  Fol^ie  leisteten,  na«'h 
dem  Schlosse  Bistritz  abgeiühit  werdeu.  Tbatsächlich  wurden  dreizehn 
von  ihnen  dahin  geführt. 

Slawata  ging  mehr  theatralisch  als  schar!  mit  seinen  Unterthaueu 
vor;  denn  niemand  wurde  an  seinem  Leben  geschädigt,  die  Hftftlinge 
wurden  in  passenden  Käunieu  untergebracht  und  ordentlich  verptiegt. 
Die  Güter  von  neunzehn  zur  Haft  Verurteilten  wurden  konfisciert  und 
ihr  Wert  auf  22  874  Thnler  abgesehfttzt  Slawata  selbst  wollte  damit 
keinen  Gewinn  fOr  sich  herausschlagen ,  er  bestritt  daraus  nur  die 
Kosten  Ulr  den  Unterhalt  der  Geüuigenen,  ftür  die  Bezahlung  ihrer 
Schulden,  für  die  Eraehung  ihrer  Kinder  und  verwendete  den  Über- 
sehttfe,  der  sieh  auf  12000  Gulden  belief,  zum  Bau  einer  neuen  Kirche  ^ 
Am  IS.  October  1622  hielt  Slawata  in  Begleitung  seiner  Frau  und 
seiner  Kinder  nach  vierjähriger  Abwesenheit  seinen  Einzug  in  Neuhaus, 
bei  welcher  Gelegenheit  ihn  die  Frauen  und  Kinder  der  Verhafteten 
um  deren  Freigabe  baten.  Diese  Hitte  erfüllte  er  am  15.  Novemi)er; 
die  Gefangenen  wurden  freigegeben,  aber  die  Konfiskation  ihres  Be- 
^itzes  aufrecht  erhalten.  Als  ihn  die  Neuhauser  Hiirgerschaft  um  die 
Bestätigung  ihrer  Privilrgicn  ci-suchtc,  antwortete  er  (am  21.  August 
1623),  dals  er  diesem  Ansuchen  nicht  nachkoninien ,  sondern  finen 
Teil  derselben  kassieren  werde-.  Im  folgenden  Jahre  wiederholten 
die  Neuhauser  die  Bitte  um  Bestätigung  ihrer  Pri?U^en  mit  der 
Yersichemng,  dais  sie  nun  alle  katholisch  seien  und  ihre  voran- 
gegangenen Verbrechen  bitteriieh  bereuten.  Slawata  lehnte  jedoch 
auch  diesmal  die  Bestätigung  mit  der  allerdings  begrQndeten  Be- 
merkung ab,  dab  die  Bekehrung  keine  vollstAttdige  sei'. 

Es  ist  nicht  bekannt,  dafs  auch  andere  Führer  der  katholischen 
Partei  auf  ihren  (iütern  einen  Ähnliclu  n  Prozefs  gegen  ihre  Unter- 
thanen  eingeleitet  hätten.  Zwar  geschah  es,  dafs  sich  einige  der 
obersten  T  findesheamten  und  Prälaten  der  erblichen  rit^tt  r  einiger 
durch  den  Aulstaod  kompromittierter  Aintsuntergebeueu  bemächtigten 


1  AfdiiT  y<m  Neuhatu:  Instraktton  SUvatu  dd.  9.  August  16S2.  Oesehichte 

Ton  Neubaus  (anonym^  S.  «9  ff. 

*  Ebenda:  Slawata  an  die  Gemeinde  Neubaua  dd.  'Ü.  August  1622. 

*  QeGcbicbte  von  Keubaus  S.  95. 
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und  sie  auch  mit  Geldstrafen  belehn  ;  als  aber  diee  zur  Kenntnis 
des  Kaisers  gelangte,  verbot  er  dieses  Vorgehen,  und  befahl,  dab 
hierüber  eine  genaue  Untersuchung  stattfinden  solle.  Alle  auf  Amts- 
oder gei.stlichen  Gütern  vorgenoininenen  Konfiskationen  wollte  also 
der  Kaiser  allein  zu  seinen  Gunsten  voigenommen  wissend 


1  Böhmisches  btatthaltereiarchiv:  Ftidmaud  11.  an  die  böhmische  Kammer 
dd.  9.  Hid  1886. 
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Die  Schlacht  auf  dem  Weifsen  Berge  gehört  zu  jenen  Kämpfen, 

die  Whpv  das  Schicksal  eines  Stentes  endgültig  eutschieden.  N'icht 
blofe  die  Verfaffiunfi  iinil  die  kirchlichen  Vorhilltnisse  Böhmens  wurden 
unigestaltet,  auch  die  staatliche  Selbständigkeit  ualim  zwar  nicht  ver- 
fabsuügsiniUsig,  aber  faktisch  ein  Ende;  denn  ftber  die  wichtigsten 
Angelegenheiten  des  Landes  entschieden  fortan  nicht  die  Stünde  mit 
ihrem  König,  sondern  dieser  seilest  nach  tieui  liate  seiner  Vertrauens- 
männer, die  oft  nicht  einmal  in  Böhmen  wohnhaft  oder  begütert  waren. 

6* 
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Endlich  leitete  aiieh  die  Schlacht  einen  Uniwandhmpsprnzefs  in 
den  nationalen  Verhältnissen  ein:  während  bis  dahin  die  slavischc 
Bevölkenm^  im  Lande  die  gebietende  war,  und  der  Dents'he  als 
„Gast  und  Fremdlinir'' M  eine  untergeordnete  Stellung  einualuu ,  trat 
allnjählich  das  uni^jekehrte  Verhältnis  ein,  der  blave  galt  zwar  nicht 
gerade  als  Gast  und  Fremdling,  wurde  aber  zu  jener  untergeordneten 
Stellung  berabgedrftekty  welche  die  Deutschen  dahin  efngenomnieB 
hatten.  Der  lahmende  Eindruck,  den  die  Schlacht  unmittelbar  nach 
ihrem  Ausgang  auf  alle  Betroffenen  übte,  deutete  prophetisch  ihre 
bedeutenden  Folgen  an.  Obwohl  das  geschlagene  Heer  einen  festen 
Stützpunkt  an  dem  befestigten  Prag  hatte,  die  Sieger  an  Zahl  den 
Besiegten  nur  unbedeutend  aberlegen  und  mit  Geschützen  nur  mangd» 
haft  ausgerOstet  waren,  so  daJs  sie  eine  erfolgreiche  Belagerung  bei 
der  herannahenden  Wintei/eit  kaum  hätten  unternehmen  können, 
dachte  doch  niemand  mehr  an  \Videi-stand.  Der  Wahlkönisi  flüchtete 
sich  mit  seinen  Gelieueu  ins  Ausland,  die  Armee  folgte  dem  Beispiel 
oder  betrieb  fortan  in  zerstreuten  Scharen  das  Räuberhandwerk  im 
Lande.  Die  Einwohner  Prags  waren  so  bestürzt,  dafs  sich  am  Tage 
nach  der  Schlacht,  als  mau  den  Einzug  der  Sieger  erwartete,  kaum 
jemand  auf  der  StraXse  blicken  lieis,  sodal's  der  Kapitän,  welcher  im 
Einveiständnis  mit  den  städtischen  Behörden  den  Einmarsch  regeln 
sollte  und  deshalb  von  dem  kaiserlichen  Obergeneral,  dem  Grafen 
Buquoy,  als  Parlamentär  vorausgeschickt  wurde,  nur  hie  und  da  eine 
Peiaon  an  dem  Hausthor  stehend  antraf:  alles  bangte  vor  PlQnderung 
und  vor  der  Strafe  für  die  Teilnahme  an  dem  Aufttande. 

Kaiser  Ferdinand  und  seine  Ratgeber  waren  wohl  entschlossen, 
Strenge  gegen  ihre  Gegner  zu  üben  und  die  Verfsssung  zu  ihrem 
Vorteile  umzugestalten;  sie  hatten  aber  keineswegs  von  Anfang  an 
einen  festen  Plan,  wie  weit  sie  darin  aehen  sollten,  keinesfalls  wollten 
sie  den  gesamten  Besitz  der  rrotestautcu  anLneifen.  sondern  nur  den- 
selben zur  Trau'ung  der  Krie^'skosten  heranziehen.  Vorliiuti^'  be;:nüL'^ten 
sie  sich  damit,  von  der  Verwaltung  des  Landes  Besitz  zu  ergreifen 
und  sich  durch  keine  Rütksiciit  auf  die  bestehenden  Gesetze  binden 
zu  lassen;  die  Neugestaltungen  in  Verfassung  und  Verwaltung  sollten 
noch  Gegenstand  eingehender  Beratungen  sein,  ^naelne  Katholiken, 
darunter  Herr  von  Slawate,  bestfirmten  freilich  den  Kaiser  sogleich 

*  Mit  diesen  Wortrn  lic zrirhnete  der  Kurfilrst  von  Sachsen  iu  seinem  Briefe 
'2y  Oktober 

an  Ferdiiuaid  II.  dd.  3  NoTonber  die  Deutschen  in  Böhmen  lud  der 

bek:  t  Ijandtagsbesdilars  vtHi  1615  Iftfet  in  Ansehung  der  Deutseben  auch  keine 
andere  Deutung  zu. 
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mit  weitsfohenden  Antragen,  und  suchten  im  Ilanfluiudrelien  den  voll- 
ständigen Bruch  mit  der  Vergangenlieit  herl>eizuftlhren.  Der  Fürst 
von  Liechtenstein«  den  der  Kaiser  gleich  nach  erlangtem  Siege  zum 
Stattbalter  in  Böhmen  mit  unbeschrankter  Machtvollkommenheit  er- 
nannt hatte,  stellte  sieh  aber  nicht  an  die  Seite  dieser  Eiferer;  ihm 
lag  nicht  daran,  die  Machtbefugnisse,  die  er  übte,  sogleich  durch  eine 
neue  VerfRssung  tu  sanktionieren,  da  ein  solches  Voiiseben  nur  die 
Verzweiflung  der  Besiegten  steigern  und  ernstliche  Verlegenh^ten 
bereiten  konnte.  Ihm  Ing  vor  allem  daran,  dafs  sich  die  neuen 
Machtverhältnisse  einlebten,  erst  wenn  dies  der  Fall  war,  konnte  man 
nn  ihre  Kodifikation  schreiten.  Die  Ungeduld,  die  den  Herrn  von 
Slawata  beseelte,  teilten  aber  auch  die  Häujitor  der  katholischen 
Geistlichkeit.  Im  Laufe  dps  Aufstandes  war  ihnen  Unbill  aller  Art 
widerfahren,  der  Erzbischol  von  Prag,  Lohel,  hatte  Hüchten,  feinem 
Deispiele  der  Abt  von  Strahov,  Caspar  Questenberiz ,  folgen  müssen; 
die  Nvenigen  im  Lande  übriggebliebenen  Kloster  hatten  sich  infolge  des 
auf  ihnen  lastenden  Druckes  entvölkeit,  in  Pra^c  selbst  hatten  nach 
4er  Vertreibung  der  Jesuiten  nur  noch  einige  PiftmonstFatenser, 
Kapuziner,  Franziskaner  und  Minoriten,  jeden  Augenblick  der  Aus- 
weisung gew&rtig,  ein  schttchtemes  Dasein  gefllhrt.  Nicht  besser  war 
es  dem  Slknlarklerus  ergangen.  Aus  der  Haupstadt  hatte  nch  die 
Domgeistlichkeit  entweder  entfernt  oder  in  dem  Kloster  Strahov  oder 
im  Minoritenkloster  bei  St.  Jakob*  einen  ärmlichen  Unterhalt  gefunden, 
im  Lande  hatten  Uber  hundert  Pfarrer  ihre  Benefizien  teils  gezwungen 
teils  freimllig  anf^regeben  und  waren  in  Not  und  Elend  zu  Grunde 
gegangen,  während  ein  andenM-  Teil  sich  mit  den  Anhängern  der 
böhmischen  Konfession  vereint  hatte  und  sonach  von  der  Kirche  ab- 
gefallen war.  Die  drei  Jahre  des  Aufstandas  hatten  also  unter  der 
katholischen  Geistlichkeit  die  tief&teu  Ltlcken  hervorgebracht,  die  durch 
keinen  Nachwuchs  ergänzt  wurden,  da  sich  niemand  für  einen  Stand 
herangebildet  hatte,  der,  wie  es  den  Anschein  hatte,  in  Böhmen 
fernerhin  flberflttssig  war.  Als  der  Aufstand  besiegt  wurde  und  die 
noch  vorhandene  katholische  Geistlichkeit  wieder  frei  ihres  Amtes 
walten  konnte,  reichte  sie  nicht  einmal  fbr  die  treugebliebenen  An- 
hänger ihrer  Kirche  aus»  so  sehr  hatten  die  ungünstigen  Verhältnisse 
ihre  Reihen  gelichtet. 

Trotzdem  beabsichtigte  der  Erzbischof  Johann  Lohelius  die  Ke- 
katholiaiening  des  ganzen  Landes  unmittelbar  nach  der  Schlacht  auf 


>  Archiv  der  Propagftoda:  Das  Prager  DtNukapitd  an  die  PnqMi^da  dd. 
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dem  WeSfaeii  Berge.     Er  war  in  Eger  im  Jahre  1549  geboren  und 
von  armer  und  niedriger  Herkunft,  sodaüs  er  in  früher  Jugend  ia 
die  Dienste  des  Prälaten  von  Tepl  trat.    Da  jedoch  seine  Begabung 
bald  erkannt  wurde,  so  durfte  er  studieren  und  trat  in  den  Pril- 
raonstratenserorden  ein  (1573).  Seine  theolopschen  und  philosophischen 
Studien  vervollständicrte  er  darauf  bei  den  Jesuitf  n  in  Prag  und 
zeichnete  sich  durch  seine  Kenntnisse  und  seine  exemplarische  Lebens- 
weise derart  aus,  dafs  er  zum  Prior  des  Strahover  Klosters  (luaunt 
und  im  Jahre  1586  zum  Abte  daselbst  erwählt  wurde.   Als  solcher 
bemühte  er  sich  um  die  Heranbildung  eines  Nachwuchses,  der  um  so 
nötiger  war,  als  das  Kloster  bei  seinem  Amtsantritte  nur  zwei  Mönche 
beherberg  Da  er  streng  auf  gute  Disdplin  in  seinem  Kloster  hielt 
und  duith  das  gute  Beispiel  seiner  Untei^iebenen  der  sinkenden  Be- 
deutung des  Katholicismus  in  Böhmen  wenigstens  einigerma&en  ent- 
gegentrat, lenkte  er  die  Aufmerksamkeit  des  Generals  des  Prftmonstm- 
tenserordens  auf  sich,  und  wurde  von  ihm  zum  Generahikar  ernannt 
Später  (im  Jahre  1602)  machte  ihn  der  Erzbischof  von  I*rag  Zbynök 
Berka  von  Duba  zu  seinem  Stellvertreter  und  bewirkte  seine  Er- 
nennung zum  Bischof  von  Sebaste  (1604).    Als  solcher  bliel)  er  noch 
immer  Abt;  er^t  im  Jahre  löl2,  als  er  vom  Kaiser  zum  >achfolger 
des  Prager  Ei/i>isciu)ls  Karl  von  Lninberc  ernannt  wurde,  leerte  er 
die  Würde  eines  Ahtes  nieder.    Von  der  Walirheit  der  k;itli«tlis«  hen 
Lehre  tiet  überzeugt,  dürfte  er  viel  dazu  beigetra^eu  haben,  dals  sich 
Kaiser  Mathias  in  dem  Streite,  ob  die  protestantischen  Unterthanea 
geistlicher  Gfiter  berechtigt  seien,  Kirchen  zu  bauen,  gegen  dieselben 
entschied,  und  gewiis  hat  er  es  hauptsflchlich  bewirkt,  da&  der  Kaiser 
ihm  die  Anstellung  sSmtlicher  Pfarrer  auf  den  königlieheu  Gutem 
tkbeitmg,  um  woiigstens  diese  ftkr  die  Katholiken  m  sichern.  Er 
hatte  es  demnach  schon  damals  auf  die  Unterdrückung  der  Protestanten 
wenigstens  in  dem  kleinen  Kreise,  in  dem  er  wirksam  war,  abgesehai» 
womit  er  übrigens  nur  ein  Beispiel  befolgte,  das  damals  alle  Religions- 
parteien paben.   Duldung  war  unbekaimt,  sie  wurde  allgemein  al» 
Abfall  vom  Glauben  angesehen  und  venirteilt.  Man  darf  sich  deshalb 
nicht  wundem,  wenn  er  nach  dem  unerwartet  «zlänzenden  iSie^:e  seiner 
Partei  die  Gelegenheit  ausnützen  und  seinem  Glauben  in  einem 
viel  '^riolseren  Kreise  zur  Herrwhaft  verhelfen  wollte.    Seine  körjier- 
liche  Kraft  wui'  jedoch  schon  dahiu  und  wenn  er  trotzdem  eiue 
energische  Thätigkeit  zu  entfalten  suchte,  so  geschah  dies  hauptsäch- 
lich auf  Veranlassung  seines  Nachfolgers  in  der  Abtwörde,  des  Caspar 
QuestenberK«  der  mit  ihm  aus  dem  Lande  gefitkchtet  war  und  sieh 
mit  ihm  während  des  Aufetandes  in  Wien  aufgehalten  hatte.  Auch 
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QofiBtenberg  hatte  gleich  Lohel  schon  vor  dem  Ausbruch  des 
AuMandes  sieh  bemerkbar  gemacht  Er  entstammte  einem  Kölner 
Gescblechtc,  das  mn  diese  Zeit  in  vier  Brüdern  blühte,  ante  Caspar 
in  zwei  hervorragenden  Wiener  Porsönlichkeiten ,  dem  Hofkriegsrat 
Gerhard  und  dem  Reichsliofrat  Hermann  Qiiestenbei^ ,  während  der 
vierte  Bruder  Johann  nur  zur  Stellung  eines  Hofkauzleire^ristrators 
gelangte  ^  Caspar  zrirbuLt»'  sich  nach  seinem  Eintritt  in  den  Prä- 
müiistrateuserurüen  als  Predi^ier  aus  und  bekleidete  dann  in  dem 
Orden  die  Stelle  eines  Novizenmeisters  und  Priors.  Als  Lohel  die  erz- 
bischöfliche Würde  von  Prag  antrat,  wurde  Questenberu  einäLiinmi-:  /unj 
Abte  von  Strahov  erwählt  und  bald  darauf  aucli  vom  neuen  Erzbischof 
zu  seinem  Kanzler  ernannt  Die  Eintiftehtigkeit  beider  mag  auch 
dadurch  gefördert  worden  sein,  dafo  beide  Deutsche  waren  und  in 
Bezug  auf  die  Beurteilung  der  politisch-rdii^taen  Bewegung  in  Böhmen 
zwischen  ihnen  keine  Meinungsverschiedenheit  obwaltete. 

Wenige  Tage  nadi  der  Schlacht  auf  dem  Weilsen  Berge  forderte 
der  Kaiser  einige  seiner  Käte  zur  Abgabe  eines  Gutai^tens  über  die 
in  Böhmen  einzuführenden  Rrformen  auf,  soweit  sie  sich  auf  die 
Gerechtigkeitspflege,  das  Finanzwesen  und  die  religiösen  Angelegen- 
heiten bezogen.  Dio  I\;ite  nieinten  zwar,  über  die  letzteren  müsse 
das  Gutachten  des  Krzliischofs  von  Pra^'  einfieholt  werden,  deuteten 
aber  doch  an,  wie  sie  die  Stellung  der  Geistlichkeit  künftig  sichern 
wollten.  Sie  sollte  einen  eigenen  Stand  bilden  und  auf  dem  Land- 
tage Sitz  und  Stimme  erhalten,  ihr  alle  während  des  Autstandes  ent- 
zogoueu  Güter  mit  vollem  Ersatz  der  inzwischen  nicht  behobeneu 
Einkünfte  zurückgestellt,  die  ICaris-UniTersität  den  bisherigen  Besitzern 
entzogen  und  mit  der  katholischen  von  den  Jesuiten  geleiteten  ver- 
bunden werden,  in  allen  Städten  der  Kaiserrichter,  Primas  und  Stadt- 
schreiber  der  katholischen  Kirche  angehören  und  von  ihnen  allein  im 
Verein  mit  dem  katholischen  Ortspfarrer  die  Sehulmeistor  und  Kantoren 
angestellt  und  entlassen  werden.  Die  von  den  Anhängern  der 
böimuseben  BrfiderunitAt  erbauten  Kirchen  sollten  niedergerissen,  die 
von  ihnen  in  Besitz  genommenen  zurückgestellt,  den  Katholiken  die 
nauj)tkirche  auf  der  Altstadt,  die  Teinkirche,  einjrcrituint,  die  Jesuiten 
mit  den  nötigen  Einkünften  verschen  und  dem  erzhischöflichen  Kon- 
sistorium die  alleinige  Juiisdiktion  im  Lande  eintreräumt  werden. 
Das  Gutachten  riet  also  nicht  die  Verjagun?  der  gesamten  protestan- 
tischen Geistlichkeit  und  Beschlagnahme  ihrer  Kirchen  an,  es  wollte 


>  d'Klvert  a.  a.  0.  IV  19.  Ceruiak,  Praemoastrati  v  Cecbüch  a  m  MoravS 
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sieh  mit  der  KonfiBkation  der  Teinkirdie  und  der  Karls^UnWeraittt 
begnttgen,  alleiii  seine  Tendenz  war  doeh  auf  das  vollstftndige  Ver- 
derben der  Protestanten  gerichtet,  da  es  den  Bestand  ihrer  Kirchen* 

behörde,  des  sogenannten  unteren  KoDsistoriuius,  nicht  dulden,  sondern 
dem  Erzbiachof  die  Leitung  der  kirchlichen  Angelegenheiten  im  ganzen 
Lande  anvortranen  wollte'. 

Minder  weitgehend  ist  ein  zweites  Gutachten,  das  von  einem  uns 
unbekannten  Verfasser  herrt^hil  nnrl  den  kathnlischeii  Pediirfnissen 
Rechnung  trägt ,  Disne  die  trewaltsanie  SchiUligung  der  i'rtaestanten 
vorzuscidagen.  In  Trag  sollten  nur  jene  Kirchen  in  Beschlag  ge- 
nommen werden,  auf  die  der  König  oder  die  Katholiken  ein  Anrecht 
hatten,  also  die  Bethlehemskirche  und  die  Frohuleichoamskirche,  die 
als  Eigentnm  des  KOnigs  galten ,  femer  die  'Kirehe  bei  St.  Nieolaus 
anf  der  Altstadt,  auf  die  der  Abt  von  Strahov,  und  die  Kicolauskirche 
auf  der  Kleinseite,  auf  die  der  Deehant  Ton  Karlstein  rechtliche  An- 
sprüche hatte.  Sonst  sollten  einige  Klosterkirchen  zu  katholischen 
PfiEurihirchen  umgestaltet  werden  und  zwar  St  Jacob  auf  der  Altstadt 
und  die  Kirche  des  Kmausklosters;  die  Kirchen  auf  dem  Karlshof  und 
bei  St.  Apollinaris,  die  jetzt  wüst  lagen,  sollten  neu  hergerichtet,  auf 
dem  Wyschehrad  eine  ordentliche  Pfarre  bei  der  katholischen  Kirche 
errichtet  werden  und  gleiclios  mit  (1er  Mnltr-^rrKirrhe  auf  der  Klein- 
seite  und  der  Kirche  St.  Benediet  aiit  dt  iii  ili;u1schin  geschehen. 
Zur  iiessereu  UegelnuL'  des  Kirchenwfsens  hielt  iler  Verfasser  des 
Gutachtens  für  üuuiimänLrlirh  notwendig,  dals  Mer  neue  Bistümer 
errichtet  würden,  deren  Dotation  durch  Einziehung  einiger  Klöster 
oder  KirchenwUrden  zu  beschaffen  wäre.  So  könnten  fUr  das  neu  zu 
errichtende  Bistum  von  Leitmeritz  die  EänkCknfite  der  dortigen  Propstei 
verwendet  werden;  far  das  neue  Bistnm  in  KOniggriltz  die  EinkOnlte 
des  Klosteis  Braunau ,  ftr  das  Bistum  in  Budweis  die  Einkaufte  des 
Klosters  Goldenkron;  fktr  das  in  Pilsen  die  des  Nonnenklosters 
Chotieschau*. 

Diese  Patschlüge  wunlen  Jedoch  durch  die  Wünsche,  die  der 
Erzbischof  dem  Kaiser  schon  am  1.  Dezember  1620  voriegte,  weit 
(kberholt  Er  verlangte,  dafe  sämtlichen  Stftdten  und  allen  prolestan- 

'  (lUtackteo  der  Kate  an  Ferdinand  II.  Ohne  Datnni,  al>er  dem  Monate  Juni 
oder  Juli  1621  angehörig.  In  diesem  Gutachten  wird  eines  zweiten  GaUchtens 
Erwihnung  gethan,  das  wenige  Tage  nach  der  Sdiladit  anf  dem  Weifflcn  Beige 
abgegeben  wunle,  und  Mebei  deesea  Inhalt  in  der  Weise,  wie  wir  ihn  im  Texte 
skissiercn,  angegeben. 

•  Kutteaberger  Archiv:  Ratio  juvandae  religionis.  (juUthttn,  erstaUtft  an 
den  Ersbischo^  ol»e  Datum. 
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tischen  Gutsbesitzern  die  KoUatur  ihrer  Pfarrbeneilzien  entzogen 
und  ihm  ttbertra<!en,  die  Pfarren  auf  allen  kttniglicben  Gütern  (die 
niitterweile  in  protestantische  Hände  geltommen  waren)  wieder  mit 
Katholiken  besetzt  und  fOr  den  Unterhalt  der  Domkirehe  und  ihren 
Gottesdienst  die  nötige  Vorsoiige  getroffen  wurde.  Auch  er  verlangte, 
dafs  der  Kaiser  die  Karls-Universitftt  ihren  bisherigen  Leitern  entziehe 

■ 

und  die  Leitung  den  Jesuiten  unterstcllo  .  ploiches  sollte  auch  mit 
dem  von  dem  letzten  Rosenberger  in  Soböslau  begründeten  Gymnasium 
geschehen.  Die  Bitte  dos  Frzhischnfs  lief  also  darauf  hinaus,  dafs  die 
Anstellunfz  sämtlicher  Pfarrer  und  die  Leitung  des  gesamten  ünter- 
richtsweseii«  den  Protestanten  entzogen  werde.  Sie  enthielt  zwar  noch 
nicht  die  Fordeninsr.  dafs  den  Laien  das  Bekenntnis  ihres  Cilauliens 
verwehrt  werde;  aber  dir  Folge  der  verlangten  Zugestündnisse  konnte 
keine  andere  sein,  als  die  Ausrottuus  des  Protestantismus,  denn  ohne 
Lehrer  und  Seelsorger  konnte  er  nicht  fortbesteheu  ^. 

Kaiser  Ferdinand  war  in  religiöser  Beziehung  kein  Freund  halber 
MaTsregeln,  und  so  konnte  man  erwarten,  dafo  er  zur  Rekatholisiemng 
des  Landes  seine  Hand  bieten  werde.  Zum  UnglOck  fbr  die  Protestan- 
ten wnrde  sein  Eifer  nicht  blois  von  seinem  Beichtvater,  sondern  auch 
von  dem  Karmelitcnnönch  Dominicus  a  Jesu  Maria,  der  den  Herzog 
Maximilian  von  Bayern  und  die  Ligisten  auf  ihrem  Zuge  nach  Böhmen 
begleitet  und  die  zögernden  kaiserlichen  und  ligistischen  Feldobersten 
zum  Angriff  auf  (las  böhmische  Heer  am  Woifson  Borge  gemahnt 
haben  soll,  angefeuert.  Dominicus  war  von  (Jeburt  ein  Aragnuiov 
und  hatte  sich  teil«?  infolge  persönlicher  Veranlagung,  teils  infoluo 
seiner  Erziehung  jene  glühende  Froininigkeit  angeeignet .  welche  die 
roujanische  Natur  so  hiiufig  auszeichnet.  Als  er  in  den  Kanneliter- 
orden eintrat,  ward  er  eine  solche  Leuchte  desselben,  ilals  ihn  sogar 
Philipp  II.  in  seiner  Zelle  mit  einem  Besuche  beehrte,  welchem 
Beispiele  natfiriich  die  höchsten  spanischen  Wfirdentrftger  folgten. 
Man  schrieb  seinem  Gebete  Wuuderwirkungen  zu,  und  so  ist  es  be- 
greiflich, dals  Maximilian  ihn  ersuchte,  die  Oberaufeicht  Ober  die 
Geistlichkeit,  die  das  ligistische  Heer  bei  der  Bekämpfung  des  böhmi- 
schen Aufstandes  begleitete,  zu  Übernehmen.  Dominicus  folgte  diesem 
Rufe  und  als,  wie  allgemein  geglaubt  wurde,  seine  Mahnung  auf  dem 
Weifsen  Berge  ein  so  glänzendes  Resultat  im  Gefolge  hatte,  stieg 
sein  Ansehen  auf  das  höchste.  Die  ganze  kaiserliche  Familie  fühlte 
für  ihn  die  grölst«'  Verehrung;  der  Kaiser  selbst  liels  ihn  durch  den 
Grafen  von  Hohenzollern  in  München,  wohin  er  sich  mit  Maximilian 


'  Prager  crzbiscböf liebes  Archiv:  Lobelius  an  den  Kaiser  dd.  1.  D«.  1620. 
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von  Bayern  belieben  hatte,  bejirüfsen  und  zu  einem  Besuche  in  Wien 
einladen.  Leidenschaftlicher  Eifer  für  die  Ausbreitung  der  katholischea 
Kirche,  gepaart  mit  der  Überzeugung  einer  ihm  libortrageneu  göttlichen 
Sendung  üin  -hte  sich  in  seiner  zweimaligt  u  Unterredung  mit  Hoheu- 
zollern  geltend,  soda£s  der  b  tztere  hirvon  iraiiz  bewältigt  an  den 
Kaiser  schrieb,  ^seine  (des  Paters)  Worte  sin«!  also  beschaffen  und 
werden  von  ihm  mit  solcher  Energie  vorgebraclit,  lials  man  etwas 
sonderbares  darüber  verspüren  und  darvou  halten  niuls,  dais  seine 
Aussprüche  vom  h^Iigen  Geist  dirigiert  werden  und  aus  besonderer 
Offenbarung  berflielton.*  DomimeuB  Tenicharte,  dafo  er  tSglich  aber 
den  Plan  der  .Wiederberstellung*,  d.  b.  der  Rekafbolisierung  dea 
Landes  so  angestrengt  nachdenke,  dab  ihm  dies  den  Schlaf  ranbe. 
Wie  es  bei  einem  Manne  zu  erwarten  war,  den  Philipp  IL  persönlieb 
verehrte,  war  das  Ergebnis  dieses  Nachdenkens  nicht  der  Rat  zu 
christlicher  Milde,  sondern  zu  ftulserster  Gewalt.  Dominitnis  wider- 
riet dem  Kaiser  die  Reise  nach  Böhmen,  bevor  die  Rebellenhäuptlinge 
hingerichtet,  ein  Z(>ughaus  und  ein  Fort  bei  Prag,  von  dem  aus  die 
Stadt  b«>hriTSfbt  werde,  errirhtet  seien.  Die  Häupter  des  Aufstände» 
waren  also  noL'h  nieht  eini));il  vorhaftet  und  schon  verlangte  Dominicus 
ihre  Hiuriehtnng.  Kr  entliels  si'iüieislicii  den  Graten  von  HoheuzoUern 
mit  dem  Vei-spreohen ,  dafs  er  trotz  der  winterlichen  Jahreszeit  siel» 
in  vierzehn  Tagen  uul  den  Weg  nach  Wien  begeben  werde.  Vielleicht 
war  die  erste  Wirkung  seiner  Ankunft,  da&  der  Kaiser  dem  Erzbischof 
Lehel  den  Befehl  gal),  nicht  länger  in  Wien  zu  wtilen,  sondern  nach 
Prag  zurQckzttkehren,  um  dort  die  erwünschte  Wirksamkeit  zu  ttben, 
namentlich  aber  die  Domkirehe  wieder  mit  kirehlichera  Schmuck  und 
mit  Kruzifixen,  die  der  unduldsame  Hoiprediger  Friedrichs  von  der 
•  Pfalz  entfernt  hatte,  zu  versehen Der  Statthalter  von  Böhmen 
Forst  von  Liechtenstein  sollte  das  nötige  Geld  beschaffen. 

Der  Befehl  des  Kaisers  traf  den  Erzbischof  nicht  mehr  in  Wien; 
denn  dieser  hatte  sich  einige  Tage  zuvor  nach  Krumau  begeben  und 
von  dort  aus  in  \  orniissieht  des  kaiserlichen  Auftrages  dem  I^rager 
I)omdechant  den  Befehl  erteilt,  die  Leichen  der  ProtestoütfMi ,  die 
mittlerweile  im  Dom  begraben  worden  waren,  von  da  zu  tiiit  ruen. 
Prag  hatte  sich  inzwisclicu  wieder  mit  katholischen  Geistlichen  oe- 
völkert ;  mit  dem  siegreichen  Heere  waren  zahlreiche  Priester,  nament- 
lich Jesuiten  in  dieser  Stadt  eingezogen,  und  ihnen  folgten  jene,  die 


*  Wieoer  Staaisarchiv :  Qrat  vuu  ilubenzollern  au  FerJioaud  II.  dd.  10.  Januar 
1621.  —  Ginddy:  Em  Beitrag  nur  Biogniphie  d«  P.  Domiaiciu.  —  SisbiKlidf 
lichea  Arduv:  Ferdinand  II.  an  Lehel  dd.  29.  Januar  1621. 
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Bicli  wfthrend  des  Aufttandes  hatten  flachteii  infiaaen  und  die  uun 
imverweilt  von  ihren  Gebäuden  wieder  Besitz  nahmen.  Der  Erz- 
bischof  selbst  hielt  am  1.  Februar  seinen  Einzug  in  die  Hauptstadt 
des  Landes;  die  Arbeiten  in  der  Domkirche  wurden  nun  beschleunigt, 
sodals  schon  am  8.  Februar  der  erste  katholische  Gottesdienst  darin 
gefeiert  werden  konnte,  bei  welcher  Feier  sich  alle  hervorrsgenden 
in  lYa?  anwesenden  Personen,  namentlich  Liechtenstein  und  Tilly  be- 
t(  ii]Lir<T).  Am  gleichen  TaL'e  feierten  auch  die  Jesuiten  den  ersten 
GoUe- Inn-*  iii  ihrer  Kirche'. 

Uni  (ias  von  Lohel  entworfene  Programm  durchzufuliren,  bedurlte 
es  nirht  blofs  mancher  Neuerungen  auf  geistlichem,  somiern  auch  auf 
weiüicheni  Gebiete;  namentlich  mufsten  die  I^otestanten  aus  allen 
Ämtern,  die  sie  noch  inne  hatten,  entfernt  werden.  Einiges  war  iu 
dieser  Bichtung  gleich  nach  der  Schlacht  auf  dem  Weiften  Berge 
geschehen.  Liechtenstein  hatte  nfimlieh  die  von  den  Aufttttndisehen 
vertriebenen  katholischen  Beamten  in  ihre  froheren  Stellungen  ein- 
gesetzt,  aber  es  waren  dies  nur  wenige  Peraonen,  und  so  versahen 
noch  immer  hauptsächlich  Protestanten  die  Geschäfte,  namentlich  war 
die  Verwaltung  der  königlichen  Güter  in  ihrer  ILuul.  Vielen  Katbolilcen 
war  dies  ein  T>orn  im  Auge,  sie  klagten  deshalb  den  Fürsten  oder 
seine  Rathgeber  der  Lauheit  an.  Mit  Unrecht!  Die  so  Beschuldii^ten 
hatten  gewifs  keine  Syni^jathien  für  den  Aufstand  und  dessen  Teil- 
nehmer, aber  sie  truL-'en  den  Verhältnissen  Keclmunt:  und  wollten  die 
Umformung  nur  allniiildich  herbei f Uli leu,  weil  ein  überstürztes  Vor- 
gehen einen  neuen  verzweifelten  Aufstand  hervoiTufen  konnte.  Aus 
diesem  Gnmde  tastete  Liechtenstein  das  I'aironatsrecht  der  Städte 
niolit  an  uu(i  gestattete  den  Kutteubergern ,  deren  Pfarre  erledigt 
wai',  die  Besetzung  derselben  unter  der  Bedingung,  dafs  der  neue 
Pfarrer  entweder  ein  Bekenner  der  Augsburger  Konfession  oder  des 
alten  Utraquismus,  keineswegs  aber  ein  Anhänger  des  Calvinismus, 
d.  h.  kein  Bekenner  der  bObmiscben  Konfession  sei*.  Auf  den  Wunsch 

'  Prager  Domkapiteturchiv :  Lohel  an  den  liechani  Caspar  de  Hadbuza  dd. 
29.  Januar  1621.  —  Giodely:  Geschichte  des  dreirsigjabrigen  Kri^[e8,  Bd.iy527. 
Du  Datum  28.  FebnMur  fbr  den  UnaderiMgiu  dm  kadioKKtoi  Gottmdientea  gielit 

Caraffa  in  seiner  Relatio  Boliemica  MS.  in  der  Hihlinthck  Corsina  in  Rom  an. 
Ks  stimmen  auch  damit  die  Aniuüen  der  böhmischen  KapuiinerordensproTiiu  1  2^ 
überein. 

*  Knttcnberger  Afchiv:  Liecbtenstaüi  an  die  Knttenberger  dd.  27.  Febrnar 

1620.  —  Wiener  StaeliarcihiT:  Auszug  aus  dem  Berichte  eines  Ungenannten  an 
den  Herzog  von  Bayern.  —  Er?:hi?chnfliches  Archiv:  Lohelius  an  Wilhelm  von 
Lobkowitz  dd.  8.  März  1621.  Lohelius  an  Liechtenstein  dd.  11-  Marz  und  d.  April 
1^1.  Befehl  der  erzbischoflicben  Kaaclei  an  den  Stadtrat  ven  Tfebenic  Lohelius 
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des  Erzbisehofe  mufete  er  aber  beim  Kaiaer  anfragen,  ob  nicbt  alle 
Msfüclien,  die  im  Rufe  des  Calvinisnius  standen,  za  vertreiben  seien, 
iv^cbe  Anfrage  Ferdinand  umgehend  bejahend  beantTrortete,  da  man 
in  dieser  Hinsicht  keine  Rücksicht  auf  den  Kurförsten  von  Sachsen 

zu  nehmen  brauchte.  Der  Erzbi?5chof  oder  vielmehr  sein  Hintermann, 
der  Abt  Questenber-r  stachelte  überhaupt  den  Eifer  dor  obersten 
Landesheamten  an.  Er  dmng  auf  die  Ersetzun^r  pmtestaütischer 
Beamten  durch  katholische  und  verlanpte,  dais  auf  den  kouifj^lichen 
Herrschaften,  wo  ihm  die  Verleihunp  der  katholischen  Pfarren  schon  durch 
Mathias  übertragen  worden  war,  ihm  jetzt  aücii  die  protestantischen 
Pfarren  unterstellt  würden ;  er  bemfihte  sich  femer  um  die  Aufnahme 
von  Katholiken  in  den  Bttrgerverband  der  Prager  und  anderer  StSdte. 
Zugleich  reklamierte  er  die  während  des  Aufetandes  oecupierten 
katholischen  Kirchen-  und  PfiEurgrQnde  im  Elbogner  Kreise,  die  zu 
Kreisherrnstellen  in  Prag  gehörten,  und  verlangte  für  den  Fmcht- 
genuss  einen  Schadenersatz.  Aus  demselben  Grunde  verlangte  er,  dafe 
der  Prager  Bürger  Wodftansky  ihm  für  das  von  den  Ossegger  und 
Schwazer  Stiftsgütem  eingenommene  Geld  Rechnung  lege  und  Bohuslav 
Michalowic  für  den  in  Ossegg  von  ihm  persönlich  angerichteten  Schaden 
'  Ei-satz  leiste-,  zu  diesem  Behufe  verlangte  er  die  Zuweisung  des  dem 
Wodnansky  in  der  Altstadt  Prag  zu  konfisciereuden  Hauses  und  des 
dem  Michalowic  zu  konliscierenden  Dorfes  Trupschitz. 

Im  Gegensatz  zu  dem  Erzhiscliofe,  der  alle  Abweichungen  von 
dem  katholischen  (ilaubeu  und  dem  römischen  Ritus  im  Lande  unter- 
drücken wollte,  war  Liechtenstein  geneigt,  mit  Rücksicht  auf  den 
Kurfürsten  von  Sachsen  den  Anbängem  der  Augsburger  Konüession, 
die  nur  einige  Gemeinden  im  Lande  bildeten  und  zwar  in  Prag,  BrOx 
und  im  Gebiet  von  Elbogen  nnd  Eger,  zudem  nur  Deutsche  zu  ihren 
Mitgliedern  zahlten,  die  Ezistenz  zu  gestatten.  Die  slavisdien  Einwohner 
des  Landes  waren  mit  Ausnahme  der  wenigen  Katlioliken  durchwegs 
Anhänger  der  böhmischen  Konfession,  die  im  Jahre  1575  ausgearbeitet 
worden  war  und  ein  Gemisch  von  calvinischeu  und  lutherischen  Lehrsätzen 
enthielt,  denen  auch  noch  die  Anhilnger  der  böhmischen  Brnderuiiitat 
ihre  Lehnneinungeu  beigemischt  hatten.  Diese  Konfession  war  damals 


au  ili-n  lIüuptTnann  cIit  Hcnxhatt  J^nrfl-'is  an  (Ilt  Elho  (M.  1').  M-irx  1621. 
Lobelins  an  die  Staiit  Prachatitz  dtl.  1..».  IsLivz  1621.  Lohelius  au  Kail  l'^gloff  dd. 
18.  Mars  1621.  Loheliaa  «n  den  bdhmnehen  Kunl«r  dd.  28.  April  1621.  — 
Egerer  Kreiizhermarcbiv :  Lolioliiis  an  Liechtenstein  dd.  30.  März  1621.  —  d'Elvert: 
nciirfitjc  zur  Geschichte  der  böhmischen  Länder  im  17.  JabrhunJorti'  S.  .'^4. 
Liechtenstein  an  Ferdinand  IL  dd.  27.  Februar  162L  Caraffa :  Commentaria.  Fer- 
dinand  an  Liechtenstein  dd»  1$.  Mirs  1621. 
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als  der  Glaubensausdruck  der  Utraquisten  uud  BrUderunität  pro- 
klamiert worden.  Da  aber  Rudolf  II.  nach  dem  Tode  seines  Vaters 
(hes&r  Koijft'ssioit  dif  Aiierkennun?  versagte,  so  hatten  auf  den  Schutz 
der  (Tpsft/'p  nur  die  Katholiken  mi'l  (Üp  Altutraquij^trT),  die  sich  von 
dem  rOuiisi'ln  II  Ritus  uur  ilnii  h  (ieii  Luietikelch  unterschieden.  Ansiiruch 
erheben  können.  Die  Anhänger  der  buhmibcheu  Konfession  machten 
aber  den  giölsten  Teil  der  Bevölkerung  aus  und  so  hatte  man  von 
ihrer  Unterdrückung  abbehen  mü&ben.  Von  <len  drei  Religionsparteieu, 
welche  somit  thatsäcblicb  im  Lande  bestanden,  verschwanden  zuerst 
die  Altatraquisten  und  zwar  im  Jahre  1594.  In  diesem  Jabre  trat 
nftmlich  zwüdien  ihnen  und  der  römischen  Kirche  die  volle  AusBöhnung 
ein.  Der  Papst  erkannte  sie  als  Söhne  der  Kirche  an,  nnd  sie  selbst 
imteistdlten  sidi  dem  Erzbischof  von  Prag,  wogegen  ihnen  der  Laien- 
kelch  auch  weiter  verabreicht  wurde.  Die  Anhänger  der  böhmischen 
Konfession  hatten  erst  durch  den  ihnen  im  Jahre  1609  erteilten 
Majest&tsbrief  gesetzliche  Duldung  erlangt.  Sie  bezeichneten  sich  in 
dem  Majestätsbriefe  noch  als  Utraquisten,  allein  thatsHchlich  hatten 
sie  mit  dem  alten  Utraquismiis  ni«-hi,s  zu  thiin,  sondern  standen  voll- 
ständig auf  i»rotestantischem  Boden.  In  Bezug  auf  die  sl;nischen  Ein- 
wohner des  Landes  beabsichtigte  nun  Liechtenstein,  die  der  tiohuiisehen 
Konfession  bisher  gewährte  DulduuL^  aufzuheben;  dagegen  sollten 
die  Anhänger  des  Luieukelchs,  die  sich  ja  seit  dem  Jahre  1594  völlig 
mit  der  Kirche  ausgesöhnt  hatten,  nicht  beeinträchtigt  und  den  Au- 
hftngem  der  Konfession  von  1575  der  Übertritt  zu  ihnen  freigestellt 
werden.  Durch  alfanahlichen,  nicht  plötzlichen  Zwang  hoffte  er  zum 
Ziele  zu  gelangen  und  zugleich  durch  den  zu  erwartenden  Übertritt 
zahlreicher  »Fridikanten*,  wie  die  niehtkatholischen  Geistlichen  damals 
gewöhnlich  genannt  wurden,  den  nötigen  Klerus  fOr  die  Konvertiten  zu 
gewinnen.  Aus  diesem  Grunde  richtete  er  die  Frage  an  den  Erzbischof, 
ob  man  jene  Prädikanten,  die  sich  zum  Gehorsam  gegen  die  Kirche 
bereit  erklärten,  nicht  in  Gnaden  aufnehmen  und  ihnen  die  Erteilung 
des  Laienkelchs  freistehen  sollte.  Zugleich  fragte  er  an,  ob  mau  den 
Ulti-aquisteu  alle  Träger  Pfarren  oder  vorläufig  nur  drei  wegnehmen 
solle'. 

Zur  Heautwortung  dieser  Fragen  berief  LoheJius  die  Prälaten  des 
Landes,  boweit  sie  in  iiug  anwesend  waren,  zu  einer  Beratung  zu- 
sammen. Ein  und  der  andere  der  Versammelten  wollte  denjenigen, 
die  sich  zum  Gehorsam  gegen  die  katholische  Kirche  berdt  erklären 


*  MS.  der  Präger  UoiventtfttebiUiotfiek.  Brevis  oarratto  de  sitoeeBs«  rennit 
ecdeuasticarum  in  n^o  Bohemüe^ 
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wurden,  die  Beiliehaltung  des  LaieBMchs  sesUtten,  die  Mehrheit 
gtiiimitp  aber  dieser  milden  Anffassnupr  nicht  zu,  sondern  verlangte, 
die  Konvertiten  sollten  sich  mibedinj^t  dem  Erzbischofe  tfijfn  und 
folglich  auch  das  Abeuduiahl  nur  unter  einer  Gestalt  ^^t abreichen. 
Ob  man  an  diesen  ÜberlÄufem,  die  selbstverständlich  im  Besitze  ihrer 
Pfanen  bleiben  sollten ,  tlberhaupt  einen  Gewinn  machte,  war  aller- 
dih^a  zweifelhaft.  Auf  die  Fräste,  ob  man  sämtliche  Kirchen  Prajis 
in  Beschhif^  uehmeu  solle  oder  nur  drei ,  rieten  einige  rriilateu  das 
mtere,  denn  solange  die  Gegner  im  Besitze  auch  nur  einiger  Kirchen 
seien,  würde  das  Volk  in  diese  atrSmen  und  die  katholiBehen  Kirchen 
worden  leer  blei1)en.  Üble  Folgen  eines  scliftrf(nen  Anftretens  braudie 
man  nicht  zu  fttrcbten,  da  sich  der  KutfOist  von  Sachsen  damit  zu* 
frieden  geben  würde«  wenn  man  nur  die  hitberiscben  Kirchen  nicht 
sperre.  Da  jedoch  der  Graf  von  Mansfeld  damals  noch  die  Orte 
Tabor,  Wittingau  und  Klingenbei^  in  Böhmen  besetzt  hielt  und  die 
Hauptmacht  desselben  in  der  Oberpfalz  stand,  aufserdem  der  Wieder- 
ausbruch des  Krieges  mit  Bethlen  unmittelbar  bevoi-stand .  so  durfte 
man  in  Böhmen  die  Saiten  nicht  allzustraff  spannen,  weil  sonst  die 
Verzweitlung  das  Volk  zu  einem  neuen  Aufstande  reizen  konnte. 
Die  Tnilaten  beschlossen  (iaher  mit  Siiuimennielirheit  vorliiulij^  blofe 
drei  Pfankirchen  in  Beschlag  zu  nehmen,  aber  ulluiublich  in  dieser 
Richtung  weiter  vorzugehen*. 

Kaum  hatte  Lohelius  das  Gutachten  der  Prälaten  in  der  Hand, 
so  schickte  er  dasselbe  dem  Kaiser  und  beklagte  sich  dabei  Ober  die 
geringen,  bisher  erlangten  Frttchte  des  Sieges  der  katholischen  Walfen. 
Unter  dem  eischreckenden  Eindrucke  des  eben  erfocbtenen  Sieges, 
sagte  er,  hfttte  die  Beformation  mit  einem  Schlage  durchgeführt 
werden  sollen,  leider  sei  das  nicht  geschehen.  Wenn  er  demnach 
dem  Kaiser  vorläufig  nur  die  Ratschläge  der  Prfllaten  tibermittelte 
und  nicht  auf  der  sofortigen  Vertreibung  der  gegnerischen  Geistlich- 
keit bestand ,  so  verwarf  er  doch  entschieden  das  von  Liechtenstein 
befürwortete  Zuirestilndnis  der  Communio  snh  utraque-. 

Nocli  bevor  eine  Antwort  des  Kaisers  eiüossen  war,  berief  Füi-st 
Liechtenstein  den  A  I nlilli^tl ator  und  sämtliche  Prager  Pfarrer  zu  einer 
Sitzung,  iü  welc  hei-  er  sie  befragen  liefs,  oh  sie  bereit  seien,  sich  dem 
Erzbischof  zu  unterwerfen  und  sich  von  ihm  zu  l'uesleiu  wuiiieu 

'  Erzbiscliöflicbcs  Archiv:  Refipoiisio  praiatorum  ad  duos  articulos  ab  nrrVii 
episcopo  ad  discutienduin  jwoiiosiios.    '2^<.  .\pril  1()21.    Aiiiculi  dun  pro  conimuui 
ecclesiae  booo  in  reguo  Bohemitt;  proinuvendo  dibcutieudi.    Uudatiert,  aber  im 

Monat  April  niedergeaduieben. 

*  EncliiBchAfllehes  Axehir:  Lohelius  an  Ferdinand  II.  dd.  8.  Mai  1601. 
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zu  lassen.  Welche  Antwort  diese  gaben,  ist  nicht  bekannt,  jedenSklls 
milden  sie  wa  tödlichem  Schrecken  ei^riffen.  Die  Auswanderung» 
der  sich  gewiXs  Torher  schon  zahlreiche  Geistliche  entschlossen 

hatten,  frriff  nun  weiter  um  sich;  es  heifst,  dafs  bis  zum  Monat  Mai 
1621  beilftufip  an  200  Prädilcanteu  den  heimatlichen  Boden  veiliefsen*.  i«a. 
Liechtenstein  führte  nun  auch  unverweilt  den  zweiten  Rat  des  I^nllaten- 
pitarhtoiis  aus.  indem  er  sich  dreier  Kirchen  in  den  Trafrcr  Stiidten 
beniachti^'te  und  zwar  der  von  St.  Nifolaus  auf  der  Kleiii^f^itf,  St.  Äpidi 
Auf  der  Altstadt  und  St.  Heinrirli  auf  der  Neustadt.  Wenige  Taije 
später  befahl  er  den  Btlr^'ernK  isterü  und  Räten  der  Präger  Städte, 
in  den  Strafsen  umi  Häusern  nachzusehen,  ob  sich  daselbet  nicht 
Malereien  zur  Verspottung  des  Papstes  und  Kaisers  befänden  und  die 
betreffenden  Haosbeeltier  annzeigen,  ebenso  auf  die  Teitoer  und 
Sauger  spöttischer  Lieder  zn  fahnden.  Endlich  erteilte  er  dem  Neu* 
sOdter  Stadtbanptmann  den  Befehl,  den  Pfarrer  von  St.  Adalbert,  der 
dnrch  seine  calvinischen  Predigten  die  Gemeinde  aufreize,  auszuweisen. 
Dadurch  war  auch  die  vierte  Pfarre  gewonnen*. 

So  war  der  erste  Sehritt  zur  Gegenreformation  bereits  gethan, 
als  Carlo  CarafTa,  der  neue  Nuntius  am  kaiserlichen  Hofe,  in  I^rag 
anlangte.  Derselbe  gehörte  einer  vornehmen  neapolitanischen  Familie, 
der  der  Fürsten  von  Roccrlla  an  und  war  ^  nn  Papst  Paul  V.  zum 
Bischof  von  Aversa  ernannt  wurden.  Seine  Kenntnisse  und  seine 
persönliche  (ipschickh'chkt'it  enipfahieu  ihn  lur  die  Leitung  von  Staats- 
augeh^geuheiteu ,  und  so  geschah  es,  dafs  er  einige  Monate  nacli  der 
Schlacht  auf  dem  Weilseu  Berge  von  Gregor  XV.  zum  Nuntius  am 
Wiener  Hofe  ernannt  wurde.  Nach  der  Instruktion,  die  für  ihn  (am 
12.  April  1621)  ausgefertigt  wurde,  sollte  er  sich  ftr  die  Übertragung  1^21. 
-der  pfiUzischen  Rur  auf  Maximilian  von  Bayern  verwenden  und  dafilr 
soigen,  dals  die  Ober-  und  Unterpfalz  in  katholische  Hftnde  kirnen. 
Die  weiteren  Auftrüge  bezogen  sidi  auf  die  Durdifbhmng  der  Gegen- 
lefermation  in  Böhmen*.  Caraifa  reiste  von  Bayern,  wo  er  sich  mit 
4ein  Herzog  Maximilian  ins  Einvernehmen  gesetzt  hatte,  ehe  er  sich 
nach  Wien  an  das  kaiserliche  Uoflager  begab,  zuerst  nach  Prag,  w«f 
er  die  kirchlichen  Verhältnisse  aus  eigner  Anschauung  kennen  lernen 
wollte,  um  die  geeigneten  Mittel  für  die  Gegenreformation  vorschlagen 


*  Gindtij  a.  a.  0.  IT  589  ff.  —  BölmiichM  SlattbaltareiucbiT:  LIcehMiitteio 

an  die  Prager  Städte. 

'  Prager  stldtiaches  Archiv:  Laecbtensteio  an  den  Neustidter  Hauptmann  dd* 
Juni  1621. 

*  BuMniMhe  Bibliotliek  in  Rom:  Instraktion  ftr  Caraffft  d«L  12.  April  mu 


Digiii^cü  by  Coogle 


-   96  - 


zu  können.  Oeiren  Ende  Mai  hielt  dieser  Mann,  der  auf  das  Srhieksal 
Bühmeus  den  ^röfsten  Einflulk  üben  sollte,  seineu  Kmzui?  iu  i*rap, 
wo  er  mit  dem  Erzbisrhof,  dem  Abt  C^ueiiteuber^i  und  dem  Domherrn 
Plateis  Uber  die  relijiiösen  Verhältnisse  des  Landes  üuterreduii^'cn 
hatte.  Der  ^renannte  Donilierr  war  der  Enkel  eines  fiewisseii  Arnuid 
Plateis  von  riatteusteiu,  der  iu  Saciiseu  auifrä&jig  war  und  bei  dem 
Kurfürsten  Moritz  und  seinem  Bruder  August  in  hohen  Ämtern  ver- 
wendet wurde.  Arnolds  Sohn  Johann  hstte  sich  den  juridischen 
Studien  gewidmet,  dann  grolse  Belsen  zu  seiner  weitem  Ausbildung 
gemacht  und  sich  zuletzt  in  Prag  niedergelassen,  wo  er  in  der  deutschen 
Abteilung  der  bdhmischen  Hof  kanzlei  die  Stelle  eines  Sekretärs  und 
die  Direktion  des  Zollwesens  inne  hatte  und  später  von  Rudolf  II. 
den  Titel  eines  kaiserlichen  Rates  erhielt.  Im  Jahre  1605  wurde  ihm 
das  böhmische  Inkolat  als  Mitglie<i  «les  Ritterstandes  verliehen.  Bei 
seinem  Eintritt  in  die  kaiserlichen  Dienste  dürfte  er  zur  katholischen 
Kirche  übergetreten  sein,  und  so  ist  es  l)ei  ilmi,  als  Konvertiten  be- 
greiflich, dafs  er  sich  dem  Aufstaude  im  Jahre  lt>18  nicht  anschlois. 
Er  wurde  deshalb  von  den  inrektuien  aus  dem  Amte  entlassen  und 
sogar  eingekerkert  und  starb  noch  während  des  Aufstandes.  Juluuui 
Plateis  hinterliefs  vier  Söhne  und  eine  Tochttr.  Der  älteste  Sohn 
war  unser  Plateis,  der  sich  der  theologischen  Laufbahn  zuwendete, 
dann  nach  Rom  ging  und  dort  durch  seine  Gelehrsamk^t  solches 
Aufeehen  erregte,  dafe  er  vom  Papst  Paul  V.  zu  seinem  Hausprftlaten 
ernannt  wurde.  Nach  Ausbruch  des  Aufetandes  ging  er  nach  M&hren, 
wo  er  rieb  als  eifriger  Anhänger  des  Kaisers  hervortfaat  und  deshalb 
von  den  ni;\hrischeu  Direktoren  ins  Geftngnis  geworfen  wurde,  aus 
dem  er  sich  nur  durch  eine  Zahlung  von  10000  Gulden  befreien 
konnte.  Seine  Treue  fand  später  ihren  Lohn,  indem  er  zum  Domhemi 
in  Olmütz,  Breslau,  Pi'ag  und  am  Wyschelirad  erwählt  wurde  und 
Ferdinand  II.  sein  Haus  auf  der  Altstadt  Prag,  das  nach  ihm  das 
Plateis'  beiiiuuit  wurde  mit  besonderen  Priviletrien  ausstattete.  Er 
befreite  es  niimlich  von  allen  städtischen  Abgaben  und  Verjjflichtnneen, 
erteilte  <iem  Eigentümer  das  Recht,  jegliches  Gewerbe  darin  zu  l)e- 
treiben,  Wein  und  Bier  auszuschenken.  Fremde  zu  beherbergen  und 
mich  biefür  zu  keiner  Steuer  an  das  Land  verpflichtet  zu  sein-. 


1  Das  Haus  heiAt  noch  heole  so  und  gehört  durch  seine  Gröbe  and  daa 

reiclie  Einkommen,  welches  es  abwirft,  zu  den  bemerkenswertesten  Bauten  Prags. 

'  Böhmische  Landtafel:  Instrunientenbuch  Nr.  12^^.  Ht^CkoTsky  III  Ifi.  I>ie 
Pehauptung  BeCkovskjs,  dafs  I'lateis  wiederholt  von  den  Direktoren  mit  dem  Tode 
bedroht  wurde,  nnd  der  Henker  adKW  bereit  itand,  das  Urtdl  an  ihm  sn  tqU' 
lieben,  geh<kt  in  das  Reidi  der  Erfindungen,  die  offenbar  die  Nadtkonunen 
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An  Plateis  fand  CaTaflk  den  gröüsten  Gefallen,  wozu  nieht  blob 
dessen  Gelehnunnkeitt  eondeni  auch  aeine  apraehlichen  Kenntnisse 
beitragen.    Der  Nuntina  konnte  sieb  mit  ibm»  der  der  ItalieniBchen 

Spracbe  mächtig  war,  leichter  als  mit  jedem  andern  YerBtäodigen; 
dabei  handhabte  Plateis  auch  die  deutsche  nnd  böhinlseho  Sprache 
welche  nach  den  Berichten  des  Nuntius  damals  ungefähr  gleichmftfeiff 
in  Pia-T  herrschten,  mit  vollkommener  Gewandtheit.  Zudem  machten 
ihn  seiue  und  seines  Vaters  persönliclie  Krlebnisse  zu  einem  naeh- 
sichtslosen  Gegner  der  Protestanten  und  zu  dciti  eifriirsten  Forderer 
der  Gegenreformation,  Auch  den  Träger  Douiherru  Kotwa  erkauiite 
der  Nuntius  als  pa.ssenden  Gehilfen  bei  der  Durchtülirung  der  von 
ihm  tihemommenen  Autgaben.  Auf  Lohel  selbst  rechnete  er  nicht  viel, 
da  er  ihn  vom  Alter  gebrochen  und  demnach  unfähig  zu  einer  d\iirh- 
greifenden  Thfttigkeit  fand. 

Garaffii  bemobte  sich  znerst^  die  Rückkebr  jener  Ordensleute,  die 
noch  nicht  ihre  irOberen  KlSster  in  Prag  auiiseBucht  hatten,  und  ein 
inniges  VerbAltnis  zwischen  den  Ordensleuten  und  dem  Erzbisehof 
herbeiznlbhren;  es  gelang  ihm  auch  die  beste  Harmonie,  namentlich 
zwischen  dem  letzteren  und  den  Jesuiten,  zu  stände  zu  bringen. 
Durch  seine  Bemühungen  wurden  den  Utraquisten  abermals  zwei 
Kirchen  entzogen,  von  denen  die  eine  dem  Orden  der  barmherzigen 
Briider  zum  Eigentum  ühergelien  wurde.  Während  seiner  Anwesen- 
heil feierten  die  K;itb«ilik»'n  das  Fiolinleichnamsfest  des  Jahres  1621 
durch  eine  Sidcnnc  i'io/ession,  wie  eine  solche  seit  vielen  Jahren, 
wahrscheinlich  seit  der  Krteilung  des  MajestiUs}»rielt  .n,  ük  iit  abgehalten 
worden  war.  Da  die  gleiche  Feierlichkeit  iui  ganzen  Lande 
wiederholt  werden  sollte,  so  erlielb  der  Krzbischof  an  alle  Gemeindeii 
den  Befehl,  den  Prozessionen  kein  Hindernis  in  den  Weg  zu  legen. 
Schon  fir&her  und  zwar  am  GrQndonnerstag  hatten  auch  die  Kapuziner  »  Ai  rii 
die  im  Jabre  1620  unterbliebene  öffentliche  Geifselung  wieder  vor« 
genommen.  Unter  ihrer  Patronanz  war  nftmlich  im  Jahre  1608  eine 
Verbindung  von  GeifselbrOdern  begrOndet  worden ,  die  sich  j&hrlich 
öffentlich  bis  aufh  Blut  gelfselten  ^  Caraflii  hielt  täglich  Beratungen 
mit  den  hervorrsgendsten  Geistlichen  aber  die  Beschleunigung  iler 


Jokan»  lur  Olorifidenrng  ihm  iiaUmm  enoflnoi  haben.  —  Dta  PriTilegium 
für  dtt  Haus  Plateis  warde  im  Jahn  1626  erteilt  und  ist  in  der  liBiidtafel  eiUbalteD. 

'  (iimli  ly  IV  531.  —  Bibliothek  Corsina  in  Rom:  MS.  Kagguaglio  dello  State 
(Ii  religiont-  n«  I  r«-"no  di  Üohemi«  von  Caraffa.  Anoalen  de»  Kapiusinerordens  in 
Böhmen  1  i>ü  u.  2U7. 
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Gegenreformation,  in  denen  man  sich  endlich  Ober  den  einzuachlagenden 
Weg  einigte.  Der  M^eetAtsbrief  sollte  kaasiert  und  dadurch  dem 
rechtliehen  Bestand  der  böhmischen  Konfession  ein  Ende  gemacht 
werden,  es  sollte  fc^n  Unterschied  in  der  Kirche  geduldet,  also  der 
Laienkelch  beseiti<j:t  werden  und  der  £rzbischof  die  alleinige  Autorität 
in  kirchlichen  Augelegenhoiton  sein.  Alle  Patnuiatsrechte,  welche  bisher 
von  Häretikern  ausgeübt  wonitni  wiuen,  sollten  au  d'Mi  Kaiser  heim- 
fallen, die  Karls-UnivprsitiU  von  ihren  bisherigen  rrufessoreii  [gesäubert 
liiid  den  Jesuiten  übergeben  werden;  auch  alle  übrigen  eaivinistischen 
Lehrei-  und  ihre  Anhänger,  sowie  alle  sonstigen  Sekten,  also  auch  die 
Lutherauer,  sollten  nicht  mehr  geduldet  werden.  Um  den  Kurfür^ten 
von  Sachsen  zu  schonen,  sollte  diese  Verfolgung  unter  politis^en 
Vorwftnden  beginnen,  also  die  Geistlichen  ausf^ewieeen  werden»  weil 
sie  ca]?ittiBtische  Lebren  Terbreitet,  die  SebelHon  von  der  Kanael  gut- 
geheiAen,  die  "Wahl  Friedrichs  von  der  Pfolz  gelobt  oder  den  rebellischen 
Beratungen  im  Carolinum  beigewohnt  hätten.  Wenn  diejenigen,  welche 
sieh  dieser  Vergehen  schuldig  gemacht  h&tten,  verbannt  würden,  so 
sei  zu  hoffen,  dab  viele  ans  Furcht,  in  Untersuchung  gezogen  zu 
werden,  von  selbst  die  Flucht  ei^ifen  wurden.  Um  den  Schrecken 
zu  vergröfseni,  wurde  als  zweckmäfsig  erkannt,  wenn  zwei  oder  drei 
Präger  Pfarrer .  nauientlieh  der  Administrator,  der  den  Pfalzgrafeu 
gekrönt  hatte,  verhaftet  würden, 

Alb  deui  Kaiser  die  Bittschrift  des  Präger  Klerus  zugeschickt 
wurde,  lag  ihm  noch  ein  zweites  (nitachten  vor,  dessen  Urheber  nicht 
U  kaiiiii  ist,  aber  jedenfalls  eine  eintiulsreichc  Pei-sönlichkeit  (Liechten- 
stein?) war;  dasselbe  riet,  aufser  der  Bethlehems-  und  Frohnleichnams- 
kirche,  die  bis  dahin  den  Anhängern  der  Brttderunität  gehOrt  hatten, 
aber  seit  einiger  Zeit  geschlossen  waren,  nur  die  St  Adalbertskirche 
in  Podskal  für  die  Katholiken  in  Besitz  zu  nehmen;  doch  könne  man 
von  den  Prager  Stadträten  die  freiwillige  EinAumung  einiger  Pfarr- 
kirchen verlangen.  Die  geplante  Vertreibung  der  »ealvinischen  Geist- 
lichkeit" betreffend,  bemerkt  das  Gutachten,  dafs  niemand  sich  werde 
als  Calvinist  bekennen  wollen;  es  riet  daher,  sämtlichen  Geistlichen 
eine  Erklärung'  betreffs  ihrer  Konfession  abzuverlangen.  Ein  Teil  der 
Geistlichen  werde  sich  vielleiclit  zur  Augsburger  Konfession  bekennen, 
und  dieser  sei  zu  schonen,  die  ül)rigen  aber  scion  auszuweisen.  Auch 
für  die  Zurt^ckgebliebenen  dürfe  keine  geistliche  liehönb^,  kein  Kon- 
sistorium geduldet  werden.  Wenn  es  so  an  einem  Mittelpunkt  für  die 
häretische  Geistlichkeit  fehlen  wiinle,  sei  zu  erwarten,  dafs  Uneinig- 
keit unter  derselben  einreilseu  werde,  was  nur  zuii^  Vorteil  für  die 
katholische  Kirche  auasehlagea  kdnne.  Gegen  die  Geistlichen,  die  am 
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Aa&taode  teilgenommen  hätten,  sei  aellistverständlich  der  Pkozeb  durefa- 
zufthran.  Endlich  mOsse  den  Professoren  an  der  Karlfr-UniTenitftt  das 
weitere  Unterrichten  verboten  werden,  was  am  besten  so  geschehe, 
dab  gleichseitig  ihre  Dotationen  ihnen  oitsogen  warden  \ 

Der  Kaiser  liefo  die  Bittschrift  des  Klerus  und  dieses  Gutachten 
fieioen  Räten  zukommen  und  forderte  sie  auf,  ihre  Meinung  darüber 
zu  äufsem.  Die  Räte  schlössen  sich  in  Anbetracht  der  nocii  immer 
von  aiifseii  drohenden  Gefahren  dem  milderen  Gutachton  an.  In 
diesem  Sinne  erfolfj:te  denn  auch  die  Eutacheidung  des  Knisers.  In  ;*-jJ«»t 
einer  Zuschrift  an  den  Fürsten  von  Liechtenstein  billigte  l'crdinand 
die  vom  Erzbischofe  an^'eratene  Besciilagnahme  der  drei  Pfarrkirchen 
(bei  St.  Heinrich,  St.  Ä<j:i(ii  und  St.  Nicolaus),  die  der  Fürst  bereit?- 
aus  eigener  MaehtvoUkuuimenheit  durchgeführt  hatte  und  trug  ihm 
auf,  auch  die  Froholeichnamskirche  auf  der  Neustadt,  die  Bethiebems- 
kirehe  auf  der  Altstadt  und  die  St  ÄdalbeitBkircfae  in  Podskal  den 
Katholiken  einzuräumen  und  dasselbe  auch  mit  der  Teinhirehe  in  Prag 
zu  thun,  sobald  dies  ohne  Schwierigkeit  geschehen  könne.  Endlicli 
beetimrote  er,  dalls  gleich  nach  erfolgter  Hinrichtung  der  Hftupter 
des  Auistandes,  die  thatsächlich  am  21.  Juni  vollzogen  wurde,  alle 
Prftdikanten,  Professoren  und  Schulmeister,  welche  calvinische  und 
pikardische"  Irrtümer  gelehrt  und  verbreitet  (dies  bezog  sich  also  auf 
die  Anhan?;er  der  böhmischen  Konfession  und  der  Brüdpnmitat,  nicht 
auf  die  der  Aui^sburger  Konfession),  die  Wahl  des  Kurfürsten  von  der 
Pfalz  zum  König  für  rechtmälsig  anpreschen,  ihn  gekrönt  oder  den 
Beratungen  dor  Reitellen  im  Gollegium  Can  Innun  beigewohnt  hätten, 
unter  Festsetzunu  einer  kurzen  Frist  des  i.andes  verwiesen  werden 
sollten;  die  Schuldigen,  die  im  Laude  blieben,  sollten  mit  strenger 
Strafe  bedroht,  außerdem  aber  erUftrt  werden,  dals  diese  Verweisung 
nicht  um  der  Religion,  sondern  um  der  Rebellion  willen  geschehe. 
Nach  Eriassung  dieses  BefeUs  machte  Ferdinand  ejne  Wallfahrt  nach 
Mariazell,  wo  er  sein  bereits  in  Loretto  abgelegtes  Geltlbde,  keine 
Protestanten  in  seinem  Bdehe  zu  dulden,  emenente*. 

Als  er  nach  Wien  zurückkehrte  und  keine  Nachricht  vorfand,  ob 
und  wie  Liechtenstein  seinen  Befehlen  nachgekommen  sm,  forderte  er 


'  Wiener  Staatsarchiv:  Hittschrift  des  böhmischen  Klmis  an  den  Kaiser. 
Oboe  Datum,  aber  nach  dem  Inhalt  vor  der  Hinrichtung  der  Häupter  des  Auf- 
Standes.  Die  Schrift  mufs  also  m  der  ersten  Jumbälfte  verfinfst  worden  sein.  — 
ICe^  prpmoTeidae  fel^k»ifi  in  Boemia  (ebenda)»  Oataeliten  der  Rate  Ober  diese 
beiden  Schriftssack«'  (ebenda). 

3  d'Etvert  a.  a.  0.  S.  73  u.  74.  Ferdinand  II.  an  Liechtenstein  dd.  3.  Juni 
1621.  —  üindely  a.  a.  ü.  IV  534. 
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ihn  zur  BerichteiBtattang  aof.  Nun  waien  damals  die  IcaiseiiiebeD 
Waffen  in  UDgam  im  Zurackwddieii  begrifieo  und  von  MansfeM  und 

dem  Markgrafen  von  Jfigenidorf  drohten  neue  Gefabren.  Liechteno 
Btein  fand  ee  daher  nidit  ratsam,  die  calvinischen  und  pikardischen 
Lehrmeister  auszuweisen,  zumal,  wie  auch  er  bemerkte,  niemand  sich 
als  Calviiiist  oder  Pikarde  l)ekanntp,  sondern  jeder  als  Auhänjjer  der 
bölniiisclieii  Konfession,  die  nicht  mit  dem  i'alvimschen  Glaubens- 
bekeuütuis  ideutit>ch  sei,  gelten  wollte.  Lieehteustein  hob  auch  her- 
vor, dafs  die  Ausweisung  der  Prärlikanten  nicht  viel  äudeni  wiinio, 
da  den  .Stallten  und  Herrschaftsbesitzeru  das  ratronat&recht  noch  nicht 
entzogen  worden  sei  und  sie  deshalb  an  die  Stelle  der  Ausgewieseneu 
Gleiehgeemnte  oder  mmdeetens  Lutheraner  ernennen  wfirden,  die  man 
dann,  ohne  d«a  Kurfllrsten  von  Sachsen  zu  beleidigen,  nieht  answeiaen 
dürfte.  Er  riet  deshalb  nicht  blols  mit  der  Verfolgung  der  Protestanten 
innenihalten,  sondern  auch  die  weiteren  Hochverratsprozesse  und  Kon* 
fiskationen  auf  günstigere  Zeiten  zu  verschieben.  Endlich  hielt  er 
auch  die  sofortige  Ausweisung  der  Prädikanten  wegen  der  Erbitterung, 
die  dies  in  Deutschland,  Schlesien  und  Ungarn  erregen  würde,  für 
höchst  bedenklich.  Erst  dann,  wenn  der  Kaiser  ohne  Gefahr  wieder 
mit  Strenge  würde  auftreten  und  den  Stiidten  iirul  lUnn  Adel  das 
Patronatsrecht  würde  entziehen  können,  sei  der  Zeitpunkt  zur  Aus- 
weisung der  Prädikanten  gekommen;  dann  wurde  er  auch  die  Pfarren 
samt  und  sondei^  mit  Katholiken  besetzen  kiinuen 

Mittlerweile  sah  CarafTa,  der  zu  voller  Ülereinstiniuiuiifi  mit  dem 
Erzbischof  gelangt  war,  sein  Geschäft  in  Prag  als  beendet  au  und 
bereitete  sich  zur  Reise  nach  Wien  vor.  Um  stets  Ober  die  Vorgänge 
in  Bahmen  unterrichtet  su  sein  und  seine  Ratschlage  und  Weisungen 
am  richtigen  Orte  verwertet  zu  wissen,  ernannte  er  den  Domherrn 
Plateis  zu  seinem  Goierolvikar  und  gab  ihm  damit  eine  Art  Ober* 
aufsieht  t\ber  den  Erzbischof*.  Als  Caraifa  in  Wien  anlaugte  und  den 
Kaiser  für  die  alsbaldige  Ausweisung  der  Priidikanten,  d.  h.  für  die 
Purchfnhrung  seines  dem  Ftirsten  von  Liechtenstein  gegebenen  Befehls, 
zu  gewinnen  suchte,  traf  daselbst  das  eben  geschilderte  Schreiben  des 
letztgenannten  ein,  welches  vorläufig  einen  vollständigen  Stillstand  in 
der  Gegenreformation  anriet.   Der  ^'unUus  wollte  aber  davon  nichts 


'  d'HUvert  a.  a.  0.  S.  94  ff.  Der  Kaisur  an  Liccbtcuätcin  dd.  2.  Juli  1621. 
LMchtensteiii  an  den  Kaiser  dd.  14.  Juli  1621. 

'  Die  Ernennuug  Aas  Plateis  zum  Generalvikar  des  Nuntius  ergiebt  sich 
il;vr.in-,  dafs  er  in  einer  «päter  zu  ervk'j^bnenden  Einscbreibiititr  in  «Ins  Missale  der 
Martin»kircbe,  die-  Caratia  selbst  in  seinem  Hagguaglio  woitiicli  anfuhrt,  aU  solcher 
beseidmet  wird. 
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wissen ;  nacb  seiner  Ansicht  war  der  Kaiser  Gott  zum  Danke  für  den 
gleichsam  durch  ein  Wunder  erfochtenen  Sieg  auf  dem  WeUsen  Beige 
verpflichtet  und  inufsto  diesen  durch  die  Vertreibung  der  gesamten 
hftretischen  Geistlirhkeit  und  Li'hrei-schaft  ei-statten.  Mit  der  Erfülliinü 
der  iKuikespflidit  -i'^o'ii  Gott  loisto  er  nhor  auch  seinen  weltlichen 
Interessen  Genüge,  denn  die  hiirelischen  Geistlichen  hätten  zum  Auf- 
stande und  zur  Wahl  des  Gegenkönigs  den  Anstois  gegeben,  sie  ver- 
dienten deshalb  schon  aus  politischen  (iründen  bestraft  und  aus;.'e- 
wieseu  zu  werden.  Auch  werde  dem  Kaiser  durch  die  Vertreibung 
der  PrftdikaoteD  die  Gelegenheit  geboten,  an  ilne  Stelle  katholische 
PrieBter  einzusetsen  und  dadureh  seine  Herrechaft  zu  sidiern.  Naeh- 
dem  sieh  Caraffa  auch  mit  ilggenfaeig  und  den  anderen  Mitgliedern 
des  Gebeimrates  beaprocben  und  ikren  Eifer  geBdiQrt  hatte,  (langte 
er  insofern  zu  dem  ersehnten  Ziele,  ais  der  Kaiser  den  am  8.  Juni 
erteilten  Befehl  wiederholte.  Es  geschah  dies  aber  doch  nicht  in  der 
früheren  Allgemeinheit,  sondern  der  Kaiser  befahl  nur,  die  Ausweisung 
über  diejenigen  zu  verhängen,  welche  die  von  den  Defensoren  vor 
dem  Fenstersturz  verfalstc»  Proklamation  an  das  Volk  von  den  Kanzeln 
verkündet,  die  verbotenen  Zusammenkünfte  im  Caroliimm  hnfordert, 
und  „die  unordentliche"  Krönung  vollziehen  geholft  n  oder  sonst  die 
Kebelliou  notorisch  unt^rstüty.t  hätten.  Bei  allen  koatiscierteu  Gütern 
sollte  der  l'uist  das  i'utrüuatsrecht  dem  Kaiser  vurbelialten  und  bei 
der  Besetzung  aller  Pfarren  des  königlichen  Patronats  im  Einvernehmen 
mit  dem  Erzbischof  TOigehen  \ 

Auch  der  Enbischof  trug  den  faktischen,  gefthrlichen  Verhftltp 
rassen  in  dem  Gutachten,  das  er  dem  Kaiser  Uber  dessen  Aufforderung 
erstattete,  Rechnung.  Auch  er  wollte  nur  jene  PrAdilcanten  sogleich 
bestraft  wissen,  die  sich  wahrend  des  Aufrtandes  stftrlcer  kompromittiert 
hatten.  Zugleich  schlug  Lohelius  vor,  entweder  alle  dadurch  frei- 
gewordenen  Pfarren  in  Prag  oder  wenigstens  zwei  oder  drei  in  jedem 
Stadtteile  mit  Katholiken  zu  besetzen.  Um  für  die  Neubesetzungen 
die  iiötiize  Tjpistlichkeit  zur  \'ertUguniT  /n  haben,  empfahl  er  zugleich 
die  l'ra^'  1  Harren  auf  neun  zu  r^durieren:  vier  solUen  auf  der  Alt- 
Stadt,  vier  auf  der  Neustadt,  eine  auf  der  Kleinseite  belassen  werden, 

*  Carafla  erzalUt  in  dem  citiertcn  Kagguaglio,  dar»  ein  Dekret  ausgearbeitet 
milde,  weklM>  doi  pratwtantbchen  Oeiidiclien  Prag  binneo  drei  Tagen  und 
BdlinH»  binnen  acht  Tagen  zu  räonien  anbefahl.   Wenn  dieses  wirklich  schon 

darnn!s  ausgearbeitet  wurde,  so  is.t  es  jedonfalls  dem  Fürsten  Lieditenstein  iiicLf 
zur  Diinacbacbtung  zugeschickt  worduu,  sondern  statt  dessen  biol's  der  im  Texte 
erwähnte  Befehl,  wie  der  Brief  Ferdinands  an  Liechtenstein  dd.  26.  Juli  1621  (bei 
d'Elwft  8, 107)  tosweiat  —  Oindely:  Gescliiclite  des  dieiAigjAlirigen  Krieges  I  269. 
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je  zwei  von  den  Pfarren  auf  der  Altstadt  und  Neustadt  sollten  katlio- 
lisch  sein  (die  Kirche  am  Tein,  bei  St.  Martin,  bei  St.  Stephan  und 
St.  lleinrirh),  die  andoron  sowie  die  Kloinseitner  Pfarre  vorlnufip  im 
Besitze  der  Protestanten  bleiben.  Um  dies  mit  mödirbst  wenigem 
(leräiisch  zu  bewerlistelligen,  sollte  man  mit  den  Stadträten  der  Alt- 
und  Neustadt  unterhandeln  und  sie  da/u  brinj^en,  dafs  sie  die  Über- 
gabe der  betreflFenden  Pfarren  an  Katholiken  selbst  vorschlügen;  es 
würde  leicht  sein,  sie  dazu  zu  bewegen,  da  sie  auch  den  Verlust  der 
übrigen  fllrchten  müJsten.  Alles  dies  sollte  nur  für  den  Fall  gelten, 
wenn  der  Fürst  von  Lieebtenstein  sich  stark  genug  fühle ,  jeden  et- 
waigen Aufirtand  niedoznschlagen.  Sei  er  dies,  so  m^ige  er  die  er- 
teilten Ratschlage  eneigiseh  dorebfikbren,  im  entgegengesetzten  Falle 
enthalte  er  (Lohelins)  sieh  jedes  weiteren  Ratschlages,  da  es  unnütz 
sei,  etwas  zu  verlangen,  was  nicht  durehgefifthrt  werden  könne.  Anf 
keinen  Fall  dürfe  sich  aber  die  allgemeine  Amnestie,  die  der  Kaiser 
auf  Andringen  des  Kurfürsten  von  Sachsen  den  Teilnehmern  des  Auf- 
standes erteilen  wollte,  auch  auf  die  protestantischen  Geistlichen  und 
Professoren  beziehen,  damit  mau  bei  jwssender  Gel^enheit  wieder 
gegen  sie  vorgehen  könnte  ^ 

Als  der  Pfarrer  von  St.  Steplian  von  dem  NeusUldter  Rat  (often- 
bar  auf  Andringen  Liechtensteins  in  Befolgung  des  erzbischöflichen 
Gutachtens)  entlassen  wurde,  hielt  er  mit  seinen  Gesinuunusgenossen 
eine  Versammlung  im  Carolinum  ab,  in  der  niau  unzweifelhaft  die 
veifbgte  Entlassung  besprach  und  ttber  Mittel  2U  ihrer  BOckgängig- 
machung  beriet  Der  Pfarrer  von  St  Martin,  der  wahrscheinlieh 
wnfste,  dafs  er  von  einer  fthnlieben  Maisregel  bedroht  war,  tadelte 
auf  der  Kanzel  diejenigen  Geistlichen,  die  den  Mahnungen  des  Erst' 
bischofs  folgend,  von  dem  Protestantismus  abge&llen  wären  und  den 
Erzbischof  als  ihren  Oberhirten  anerkannt  hätten.  Als  der  Kaiser 
dies  erfuhr,  befahl  er  dem  Forsten  von  Liechtenstein,  gegen  beide 
Pfarrer  als  TVheber  einer  neuen  Rebellion  stiafend  vorzugehen  und 
bezüglich  ihrer  Ersetzung  Vorschläge  zu  thun.  Liechtenstein  ant- 
wortete darauf,  dafs  er  den  Pfarrer  von  St.  Stephan  entfernt  habe, 
den  von  St.  Martin  aber  als  den  nunder  Schuldigen  vorliiutii:  noch 
auf  seuii  in  Posten  belassen  wolle*.  Da  einiL'c  Tage  darauf  der  Jahres- 
tag der  Schlacht  auf  dem  Weifsen  Berge  zum  <  istenmale  wiederkehrte, 
so  forderte  der  Erzbischof  die  gesamte  Prager  Geistlichkeit  zu  einer 

^  Miindmer  Rc^ichaMTcliiT:  Der  Enbiachof  an  den  Fttrsten  tod  Liechtenstein 
dd.  14.  .Auglist  1621. 

*  Böhmisches  StatthaltereiurduT :  Ferdioand  II.  an  Liechtenstein  dd.  18.  Ok- 
tober 162L  Lieditenateln  an  Ferdinand  II.  dd.  27.  Oktober  1621. 
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feierlichen  Dankprozession  auf,  die  sich  von  der  Domkircbe  bis  auf 
das  Schlachtfeld  begeben  sollte'. 

Die  ungünstigen  Verhältnisse,  um  (lerpntwillr!!  Her  Kaiser  und 
seiue  Rat^reber  sich  in  ihrem  AngriflFe  gegen  die  Proiestanteii  hatten 
niaihigea  müssen,  erreichten  endlich  im  Monat  Oktober  ihr  Ende. 
Am  10.  Oktober  schlols  Mansfeld  mit  Maximilian  von  Bayern  einen 
Vertrag,  durch  den  er  sieb  zur  Riiumuug  aller  von  ihm  in  Böhmen 
und  in  der  Oberpfalz  besetzten  Plätze  und  znr  Entlassoog  seines 
Volkes  verpflichtete.  Obwohl  er  den  Vertrag  nicht  ptUiktlich  einhielt» 
und  namentlich  sein  Kriegsvoik  nicht  entHefs«  so  rftumte  er  doch,  was 
für  Böhmen  das  Wtchticiste  war,  die  Ofaerpftlz  und  zog  nach  der 
unteren  Pfalz;  die  Ge&hr,  dafs  dorcb  seine  Mithilfe  der  Aufstand  in 
Böhmen  wieder  auflodern  könnte,  war  also  beseitigt.  Fast  zu  gleicher 
Zeit,  nBmIieh  am  11.  Oktober,  begannen  in  Nikolsburg  die  Verbands 
Inngen  zwischen  Ferdinand  II.  und  Bethlen  Uber  den  Abschluls  eines 
Friedens;  auch  die  von  TTngam  drohende  Gefahr  nahm  also  ein  Ende 
und  es  stand  nicht  melir  zu  befürchten,  dafs  sich  Bethlen  und  Mans- 
feld die  Hand  reichen  wilrdeii.  Nun  bemühte  sicii  Caraffa,  den  Kai^jer 
für  einen  allgemeinen  Aiisweisun?fibefehl  gegen  die  Geistlichkeit  der 
böhmischen  Konfession  zu  gewinnt-n.  Um  jeder  (ietahr  zu  begegnen, 
riet  er  zur  Belestiguug  von  Trag  und  zur  Anwerbung  zweier  liegi- 
menter,  die  In  dieser  Stadt  stationiert  werden  sollten*.  Bezüglich 
der  Anwerbung  folgte  man  seinem  Rate  und  da  die  Anzeichen  für 
den  günstigen  Ausgang  der  Mikolsbnrger  Verhandlangen  sich  mehrteni 
verstummten  endlich  diejenigen»  die  zur  Vorsicht  mahnten.  Der  Kaiser 
trog  dem  FOnten  von  Liechtenstein  auf,  mit  der  Auswdsung  Ernst 
zu  machen,  und  so  publizierte  der  letztere  am  13.  Dezember  das  erste  itti. 
allgemeine  Ausweisungsdekret  wider  die  Geistlichkeit  der  böhmischen 
Konfession.  Im  Eingang  desselben  beschuldigte  er  die  Prüdikanten, 
dafs  %iele  von  ihncü  am  Sonntag  Rogatr  dxm  20.  Mai  1618)  eine 
giftige  und  zum  Auliulir  autreizende  iSchril't  vorireh^seii  hätten.  Er 
meinte  damit  jene  Schrift,  welche  die  Urheber  der  Zusammenkunft 
im  Carolinum,  die  zum  Fenstersturz  führte,  zu  ihrer  Rechtlertitrung 
ausgeari)eitet  und  noch  vor  der  ZuHamnienkuntt  den  i'rager  Pfarrern 
behufs  Vorlesung  auf  den  Kanzeln  zugeschickt  halten''.  Nach  Aus- 
bruch des  AuÜBtandes,  so  lautete  es  weiter,  hätten  einige  von  ihnen 
in  ihren  Predigten  zur  Einigkeit  und  Ausdauer  in  der  Rebellion  ge- 

'  Prager  Domkapitolarchiv :  Lohclius  an  die  IVaper  Oeistlichkeit  ild.  30.  Okt. 
1621.  —  Erzbisdiöflicbes  Archiv:  Loheiius  an  LiechtcnstciD  dd.  2V.  Okt.  1621. 
'  GmuAm  iUgguaglio  M&     «.  0. 
*  Gindel j:  Ooschicbte  des  behmiicheii  Aufstände«  I  260. 


mahnt,  in  Prag  und  auf  dem  Lande  Uiglich  für  das  Grlingen  des  Auf- 
standes gebetet  und  solche  (iebete  auch  durch  den  Druck  verbreitet; 
alle  h.ltton  zur  Wahl  des  Afterkönigs  geraten,  denselben  anerkannt 
und  pfmiiso  den  Abschluls  der  „vei-fluchten  Koufoderation*  (des  Bünd- 
nisses zwischen  den  böhmischen  Ländern,  Ungarn  und  Österreich 
gegen  Ferdinand  II.)  in  „orottloser  Weise"  herbeiführen  geholfen. 
Auch  jetzt  zeigten  sie  ihre  schk'i-lite  Gesinnung  in  der  Abhaltiuig 
heimlicher  Zusammenkünfte,  die  keinen  anderen  Zwei^k  hätten,  als 
die  Erregung  eines  fieaeii  Aufrubn.  ObwoU  sie  eine  wdt  strengere 
Strafe  verdient  httten,  so  beschrftnlce  man  sieh  daraii^  «lle,  die  sich 
an  einem  dieser  Verbrechen  beteiligt  bfttten,  aofenfordem,  Png  binnen 
drei  Tagen  und  das  Land  binnen  acht  Tagen  zu  rftomen.  Aus  Gnade 
würde  ilinen  gestattet,  ihr  beweglidies  Vermögen  mitzunehmen,  ihr 
unliewegliches  aber  binnen  drei  Monaten  zu  verftul'sem  ^  Der  Wort- 
laut des  Dekrets  könnte  es  zweifelhalt  erscheinen  lassen,  ob  sich  das- 
selbe auf  Prag  allein  oder  auf  das  ganze  Land  beziehe.  Der  Zweifel 
wird  jedoch  dadurch  beseitigt,  dafs  Liechtenstein  dasselbe  auch  den 
übriiren  königlichen  Städton  zuschickte.  Sowrit  l^okannt,  wurden  die 
Gutsherren  nirlit  zur  Pubiik  tüon  dos  Patentes  aufgefordert.  Bei  den 
katholischen  war  dies  nicht  notm  uiiH  Kt»!  den  protestanti.schen  unter- 
liefs  man  es  walirscheinlich  deshalb,  weii  man  die  Konfiskation  ihres 
ganzen  Besitzstandes  |)iante. 

Das  am  13.  Dezember  publizierte  Ausweisungspatent  verursachte 
unter  den  Betroffenen  Jammer  und  Entaetxen.  Seit  der  SciUacht  auf 
dem  Weiisen  Beqte  war  die  utraquistische  Geistlicbkeit  in  steter  Angst 
und  Sorge;  sie  verhielt  sich  so  ruhig  und  zurQekgezogen  als  möglich, 
betete  fttr  den  Kaiser  und  den  Erfolg  seiner  Waffen  und  ging  auf  der 
Kanzel  jeder  politischen  Anspielung,  die  zu  ihren  Ungunsten  gedeutet 
werden  konnte,  sorgfUtig  aus  dem  Wege.  Dafs  nicht  eine  geänderte 
Überzeugung,  sondern  nur  Rücksicht  auf  ihren  Lebensunterliait .  auf 
Weih  und  Kind  ihr  diese  Resen-e  auferlegte,  war  selbstverständlich. 
Nur  wcnie-f  Geistiiciie  hatten  <len  Mut,  ihre  Zuhörer  zur  Stancihaftig- 
keit  ^.'Pjicnüber  der  in  Aussicht  stehenden  religiösen  Verfolgung  zu 
mahnen,  wie  dies  z.  B.  der  Pfarrer  hei  St.  Stephan  that,  aber  dadurch 
veranlafste  er  auch  seine  unverweilte  Kutfernun?.  .\ller  Augen  rich- 
teten sich  schon  seit  längerer  Zeit  aui  den  i  tarrer  der  Teinkirche 
und  Administrator  des  „unteren  Konsistoriums",  Dicastus,  der  den 

'  Ausweisungsbefehl  des  l-urstcn  Liechtenstein  dd.  13.  Dezember  1621.  MS. 
in  dem  btucicischen  Archiv  von  Prag.  —  böhmisches  Statthaltcreiarchir :  Liechten- 
8t«iQ  an  die  Stadt  Kuttcuberg  dd.  14.  Dezember,  au  die  Städte  Schönfeld,  Scblackeo« 
Werth,  E^r,  Königsbei^t  T««liiu  und  loacbimathal  dd.  17.  Deaenber  1621. 
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Gpjrpnköniir  ^?ekrönt  hatte  und  dadurch  schuldiger  geworden  war,  als  alle 
anderen.  Von  ihm  erwartete  man  ein  Zeichen  mannhaften  Wider- 
standes. Allein  'jenvlo  er  beufjte  siel»  mehr  als  alle  ühriiren.  l)urch 
hyperloyale  Kuiisl;it^huiiia:en  suchte  er  seine  frühere  rarteiuahme  ver- 
gessen zu  inadien;  den  von  ihm  gekrünteu  Küuig  erklärte  er  als 
Feind  des  Vaterlandes,  wünschte  dem  Kaiser  den  Sieg  und  wieder- 
holte dies  in  jeder  l'redigt.  Ein  Teil  seiner  Anhänger  hatte  Mitleid 
mit  aeiner  Schwäche,  die  meisten  verurteilten  jedoch  seine  Nach- 
giebigkeit als  Feigheit  imd  Verrat  an  der  gateo  Sache*.  —  Als  nim 
der  Ausweisungsbefelü  erfolgte,  ftgten  sich  demselben  io  Prag  dreifsig 
Geistliehe,  darunter  auch  Dieastua;  sieben  gaben  dem  Zospruche  des 
Domberm  Plateis  nach,  traten  zur  katholischen  Kirche  Uber  und 
blieben  zum  Lohne  dafdr  bd  den  Kirchen,  die  sie  bis  dahin  ver- 
waltet hatten.  Wenn  man  aber  von  ihrer  Wirksamkeit  einen  Ein- 
druck auf  das  Volk  erwartete,  so  sah  man  sieh  getäuscht,  denn  sie 
ernteten  bei  ihren  früheren  Anhängern  nur  Verachtung,  Vor  dem 
Abzüge  erteilten  die  Ausgewiesenen  zahlreichen  Gläubigen  das  AI  i  lul- 
mahl  unter  beiden  Gestalten,  ohne  dafs  man  sie  daran  lm  limdert 
hätte.  Als  sie  um  die  Erlaubnis  ersuchten,  von  ihren  Gemeinden 
feierlich  Abschied  nehmen  zu  dürfen,  wurde  ihnen  dies  zwar  ver- 
weigert; es  wurde  aber  gestattet,  dafs  sich  die  Gläubigen  ohne 
Glockcngelftute  in  der  Kirche  versammelten,  wo  dann  der  Abschied 
ohne  besondere  Feierlichkeit,  aber  unter  weebselseitigero  Seufzen  und 
Weinen  erfolgte',  was  vielleicht  einen  gröfseren  Eindruck  machte  als 
tausend  Worte.  Die  Frau  des  Obeisthofmeisters  Adam  von  Waldstein 
wurde  durch  den  Abzug  ihres  Seelsorgers,  des  Pfarrers  von  St  Nicolaus 
auf  der  Kleinseite,  Rosadus,  so  schmerzlich  berahrt»  da&  sie  in  eine 
schwere  Krankh«  ir  verfiel.  Durch  den  Abzug  hatten  die  Geistlichen 
an  Achtung  und  Sympathie  wiedergewonnen,  was  sie  dun>h  ihre 
fri\here  demüti^je  Ilaltun?  vei-scherzt  hatten:  man  sah.  dafs  sie  um 
ihrer  Überzeugung  willen  Leiden  nnf  sich  zu  nehmen  bereit  waren. 
Die  Aus'jewiesenen  lenkten  ihre  Sciinttc  nach  Schandau  in  Sachsen, 
von  wo  sie  ein  Gesuch  an  den  Kurlüi-jsten  richteten,  in  dem  sie  ihn 
um  seine  Fürbitte  beim  Kaiser  ersuchten,  auf  dafs  ihneu  tlie  Rück- 
kehr gestattet  würde. 

Das  Ausweisungsdekret  wurde  übrigens  nicht  einmal  in  Prag  voll- 


I  BöhmischeB  Siattballer^ardiiv:  Zmclirift  an  d«i  Adntinlitrator  Dtcastu« 

dd.  5.  Juni  1621. 

*  Skala  V  188.  —  Bibliothek  Corsina  in  Itom:  Caraiias  Kagguaglio  MS.  — 
Si^ilMlMi  SlMtsarchlT:  Drei  Britfe  d«r  Fngcr  ItnherischMi  Geistlichkeit  dd. 
26.  Q.  27.  Detember  1689  an  den  KOrftuwtea  von  Sachseo  im  Dnedoer  Sttatsardüv. 
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Btändig  durcbgeführt.  Selbst  in  dieser  Stadt  blieben  einige  Geistliche 
zurück:  sIp  scheuten  sich  nicht,  ihre  Anhrincrer  in  heimlichen  Kon- 
ventikelii  um  sich  zu  vei-sammeln,  ja,  einer  derselben  hielt  souar  am 
Neujahrstairp  in  «Irr  Kirche  zu  Öt.  Castulus  eine  I'rediirt  und  lud  seine 
Zuhurer  lur  den  lolgenden  Sonntag  in  die  Kreuzkirciie  ein.  An  (\vm 
zweitgenannten  Tage  versamiiieUe  sich  eine  solche  Menschenmenge, 
um  die  angekündigte  Predigt  zu  hören,  dafe  der  grölste  Teil  der 
Gläubigen  keinen  Platz  in  der  Kirche  fand,  sondern  auf  der  Gasse 
Terweilai  mußtet  Die  Biditiglieit  dieBer  Tbatsadie  wird  durch  ein 
Schreiben  des  Ersbiscbofe  an  Plateig  verbürgt 

Die  Stadt  Kuttonberg  war  die  erste,  die  gegen  die  Ausweisung 
ihrer  Geistlichkeit  bei  dem  Forsten  von  Liechtaistein  eine  Verwahrung 
einlegte.  Die  Kuttenbeiger  Geistlichkeit  habe  nie  jene  aufirabrerische 
Proklamation  von  den  Kanzeln  verlesen  und  stets  das  Wort  (lottes 
treu  und  aufrichtig  gepredigt.  Ihre  Ausweisung  würde  das  Eude  des 
Bergbaues  in  der  Stadt  bedeuten,  denn  ein  grofser  Teil  der  Bergleute 
würde  auswandern,  und  das  Bercrwerk,  werin  las  Wasser  nicht  mehr 
von  kundigen  Leuti-n  weggeleitet  wfirHf\  zu  Grunde  gehen.  Bei  dieser 
Gelegenheit  erfahren  wir,  dals  Kuttenber^'  wie  Prag  eine  8})rachlich 
gemischte  Stadt  war;  ein  Tt  il  der  Geistlichkeit  predigte  tleutsch,  da 
ein  Teil  der  Bergarbeiter  nur  dieser  Sprache  mächtig  war,  der  andere 
böhmisch  ^. 

Als  der  Statthalter  im  Begriffe  war,  das  Ausweisungsdekret  au 
TerOffentlichen,  wollte  der  Erzbischof  die  Angelegenheit  wegen  Be- 
seblagnahnie  aller  stAdtiscben  Patronate,  die  er  schon  einmal  bei  dem 
Kaiser  angeregt  hatte,  ins  reine  bringen.  Er  richtete  deshalb  ein 
Schreiben  an  denselben  und  schickte  zu  diesem  Behufe  seine  beiden 
Ratgeber  Plateis  und  Questenberg  nach  Wien,  indem  er  dieselben 
mehreren  hochgestellten  Persönlichkeiten  empfahl*.  Der  Knsbischof 
klagte  hiebei,  dafs  die  Städte  des  Landes,  namentlich  Prag,  dem 
Verluste  des  Patronatsrechtes  auf  alle  Weise  und  namentlich  durch 
Schmeicheleien  beim  Füi-steu  Liechtenstein  vorzubeucren  suchten. 
Plateis  und  Questenberg  sollten  zugleich  die  Vertreibung  auch  der 


'  Prager  erzbischöfliches  Archiv:  Lobehus  an  Plateis  dd.  4.  Januar  1622. 
*  Kottenbeffer  AtcIut:  Die  Stedt  Kuttaib«]g  an  liedttanstehi  dd.  28.  De- 
icmber  1681. 

'  ErzbiscIiOflicbes  Archiv:  Lolielius  an  Hermann  Questenberg  dd.  V.}.  Dez. 
1621.  I.olu  liur,  an  ilon  kaiserl.  Kainmenlipnt  r  Thomas  Marens  dd,  IM  IiezcniluT 
1621.   Lubeliut»  au  beiueu  SüUicitutor  um  kaiserlicben  Hole  dd.  Vd.  Dezember  1G21. 

Lobdins  «n  Fcvdintnd  IL  dd*  24.  Deiember  1621.  LoheUos  «a  den  Abi  Qoeeten- 
berg  dd.  25.  JDesember,  und  an  PUteis  dd.  25.  Deiember  1621. 
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ItttlieriselieD  Prediger  zu  erwirken.  Da  der  Fürst  von  liechtenstein 

gi(  h  zum  Jahreswechsel  in  Wien  Angefunden  hatte,  wnrde  in  seinem 
Palais  eine  Beratung  abgehalten,  nn  der  sich  Questenberg  und  Plateis 
beteiligten.  Man  gab  ihnen  beztiglich  der  lutherischen  Prediger  nach, 
bes(iilofs  aber  die  AnsweisuriL'  niif  Rücksicht  auf  den  bevorstehenden 
ungarischen  Heichstaj:  bis  Ostern  zu  vertaeon.  Es  sei  gleich  hier  be- 
merkt, dais  die  Durchfl^hnmg  des  Besclilus-ses  spater  nochmals  ver- 
schoben wurde  und  zwar  aus  Riii  ksii'lit  auf  Kursachsen  und  den  be- 
voi*steheüdeu  Üeputatiousta^'  in  Reu;ensburg 

Wahrend  der  Anwesenheit  seiner  beiden  Vertieter  in  Wien  er- 
hielt der  £rzb)8chof  zwei  Schreiben,  das  eine  vom  Nuntius,  das  andere 
vom  Kaiser.  Garaffii  teilte  ihm  nftmlich  mit,  dafo  der  Papst  das  Gut- 
achten des  römischen  Inquisitionstribunals  aber  die  Zidassung  der 
Comniunio  siib  utraqne  eingeliolt  und  nach  der  Erstattung  desselben 
sieh  entschlossen  habe,  dies  Zugeständnis  fbr  Deutsehland  Oberhaupt 
und  fttr  Böhmen  insbesondere  zu  widerrufen.  Damach  sollte  also  der 
Erzbischof  allen  Pfarrern  die  Austeilung  der  Communio  sub  utraque 
verbieten  und  jene  Laien,  die  sich  dieser  Weisung  nicht  fügen  wollten, 
als  Ketzer  behandeln.  Der  Kaiser  aber  forderte  den  Erzbischof  auf, 
mit  einer  Anzahl  tauglicher  und  vcrschwieirener  Theologen  zu  herateii, 
wie  die  katholische  Religion  für  die  Zukunlt  in  Böhmen  tesi^-hert  und 
wie  l'rälaturen.  Klosterstiftuniren ,  KoUaturen  und  Jurisdiktionen  „in 
Acht  genommen  und  in  eine  bestimmte  Ordnung  imd  Verfassung  ge- 
bracht" werden  könnten.  Über  die  MitteiluuiL;  Caratfas  war  der  Erz- 
bischof sehr  erfreut,  bat  aber,  auch  den  Kaiser  von  der  päpstlichen 
Entseheidung  in  Kenntnis  su  setzen,  auf  daft  dieser  ihn  in  der  Durch- 
führung derselben  unterstfitze*. 

In  der  Antwort  an  den  Kaiser  wiederholte  der  Erzbischof  seine 
IrQhere  Bitte,  dafe  allen  protestantischen  Gutsbesitsem  das  Besetzungs- 
recht  der  Pfarreien  entzogen  werde  und  ersuchte  die  Geistlichen,  die 
zur  katholischen  Kirche  übenretreten  seien,  in  anderer  Weise  zu  ver- 
sorgen, da  man  sie  auf  ihren  Pfarren  wegen  der  Verachtung,  die  auf 
ihnen  laste,  nicht  belassen  könne.  Weiter  sollte  der  Kaiser  die  Kirchen 
und  Klöster  in  den  Besitz  ihrer  ursprünglichen  Stiituugen  setzen,  da 

*  C'amtias  Kagguaglio  ».  a.  O. 

'  Prager  Domkapitelarchiv:  Caraffa  an  Lohclias  dd.  22.  Dezember  1C21.  — 
ErzbitcbAf liehet  Archiv:  Ferdinand  II.  an  Lohelhis  dd.  25.  Deienber  1621 

Lohelias  an  Caraffa  dd.  31.  Dezember  1621  and  5.  März  1622.  Lohelius  an  den 
Ahl  Questenberg  dd.  31.  Dezember  1621.  Lohelius  an  Slawata  dd.  28.  Dezember 
1612.  Lohelius  an  Plateis  dd.  3L  Dezember  1G21.  Lohelius  an  Gregor  XV.  dd. 
5.  Mira  1602. 
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fiieh  jetst  die  Gelegenheit  dani  biete.  Der  Sinn  dieses  letzten  An- 
sucbeiiB  vir«  dafs  die  geiatUchen  Gater,  die  im  Laufe  der  Zeit  in 
LaienhftDde  abergegangen  oder  l^onfi8ciert  worden  waren,  zurück- 
erstattet  werden  sollten.  Ks  war  dies  eine  Bitte  von  der  gröfsten 
Tragweite,  die  in  den  Eingaben  der  katholischen  Geistlichkeit  noch 
oft  wiederkehren  sollte.  Endlich  innhnte  der  Erzbischof  den  Kaiser, 
um  allfiiltigen  Tumulten  zu  hegten,  zur  Unterhaltung  einer  starken 
Besatzung  in  Böhmen  und  namentlich  in  Prag'.  Weniire  Ti^e  später 
ersuchte  er  mn  einen  eudsUltigen  Bescheid  in  Bezug  auf  die  dem 
Kaiser  durcli  Plateis  uud  (juestenberg  vorgetragene  Bitte  bezüglich 
der  Überlassung  der  Kollatur  über  die  Träger  Kirchen,  weil  er  nur 
80  an  Ansehen  gewinnen  und  eine  durchgreifendere  Wirksamk^t 
üben  könne*. 

Als  die  Ostertage  des  Jahres  1622  herannahten,  erteilte  der  Erz- 
bischof in  Befolgnng  des  pi^sUichen  Auftrages  allen  Prsger  Ffsnem 
den  Befehl,  das  Abendmahl  nur  unter  einer  Gestalt  zu  verabreieheii. 
Das  Volk  hatte  sich  im  gansen  der  Ausweisung  der  Geistlichkeit 
stumm  gef&gt,  da  ihm  das  teuerste  ErinnerungSKeichen  an  seine  reli- 
giöse Vergangenheit,  für  das  die  Väter  Ströme  von  Blut  vergossen 
hatten,  der  Laienkelrh,  nbriggeMieben  war.  Ks  war  vorauszusehen, 
dafs  dessen  Abschaffung  eine  grölsere  AufrepuuLr  zur  l  oljie  haben 
würde,  als  alle  bisherige  Verfolgung.  Die  ,  I'olitiker ' .  ntit  welchem 
Namen  Caraffa  diejenigen  bezeichnete,  die  sicii  niciit  bluls  von  kirch- 
liehen, sondern  auch  von  stuuilicheu  Erwägungen  leiten  liefsen.  ver- 
dauuuteu  deshalb  die  Beseitigung  des  Laienkelchs,  weil  dieselbe  das 
Volk  unnötig  reizen  wflrde,  sie  verdammten  sie  auch,  weil  der  Laien- 
keteb  von  IMus  IV.  gestattet  worden  war,  und  sonach  die  Anhänger 
desselben  gerade  so  wie  die  unierten  Griechen  als  Söhne  der  katholi- 
schen Kirche  betrachtet  werden  konnten.  Sie  bemohten  sich,  den 
Fürsten  von  Liechtenstein  filr  ihre  Anschauung  zu  gewinnen,  und  er- 
reichten dies  um  so  leichter,  als  er  stets  fOr  ein  milderes  Auftreten 
gewesen  war  und  seine  protestantischen  Erinnerungen  ihn,  im  Gegen- 
satz zu  anderen  Konvertiten,  tolerant  machten.  In  der  That  bevoll- 
mächtigte Lieelitenstein  von  Wien  aus,  wohin  er  zu  Anfang  des  Jahres 
1G22  gereist  war,  die  I'farrer  am  Tein  und  bei  St.  Heinrich  zur  Üster- 
zeit  jedem,  der  darnach  verlange,  die  Kommuniuu  unter  beiden  Gestalten 

'  Erzbischöfliches  Archiv:  Lohelius  an  deu  Kaiser  dd.  10.  Januar  1622. 
Lobeliu»  aa  Läecbtensteiü  dd.  11.  Jaauar  1622. 

*  Prager  «etbiadiöfliches  Archiv:  Loheliaa  an  den  Kaiser  dd.  5.  Mite  1623. 
LalieUiti  aa  Aea  Kaiser,  nndaaeit. 
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m  verabreichen.  Von  dieser  Vollmacht  machte  der  Ffener  am  Tdn, 
Locika,  Gebrauch  und  erteilte  am  Gründonoerstag  an  mehr  als  taitBend 
Personen  das  Abondniahl  unter  beidpn  Gestalten.  Dieser  Vorgang, 
der  als  eine  nffvne  Mifsachtung  des  vom  Nuntius  publizierten  Ver- 
botes gelten  niuJste,  erzürnte  die  eifri^jen  Katholiken  auf  das  äufserste, 
und  sie  beschlossen  alsbal  i  eine  Gegendemonstration.  Vier  Tage 
S7»ftter,  am  Ostermontage  eelebrierte  der  Domherr  i  lattis  eine  Messe 
in  der  Martiiiskirche,  wo  im  Jahre  1414  zum  erstenmal  der  Laien- 
kelch in  Gebrauch  gekommen  war,  und  erteilte  darauf  in  Anwesen- 
heit Yon  mehreren  hundert  Zuschauern  einijKen  wenigen  Laien  das 
Abendmahl  unter  einer  Gestalt.  Die  Thatsacbe,  daJh  in  jener  Kirchei 
in  der  die  Verteilung  des  Lalenkelcfas  ihren  Anfing  genommen,  nun* 
mehr  dieselbe  endgQltig  beseitigt  sei,  wurde  zur  bleibenden  Erinnerung 
in  das  Missale  der  Martin^rche  eingetragen  ^ 

Als  der  Nuntius  von  dem  Vorgange  in  der  Teinkirche  Kunde  er- 
hielt, war  auch  er  auf  das  auüserste  aufgebracht.  Augenblicklich  eilte 
er  zum  Kaiser  und  beklagte  sich  nicht  über  Liechtenstein  selbst,  wohl 
aber  tlber  die  Eigenmächtigkeit  der  ihm  untergebenen  Beamten,  die 
auf  eipene  Verantwortung  sich  in  kirchliche  Dinge  einmischten.  Seine 
Klage  fand  volle  Würdigung:  der  Kaiser  befahl  seinen  Beamten  auf 
das  strengste,  die  Sorge  für  kirchliche  Angelegeniieiien  allein  den 
Geistlichen  zu  überlassen,  und  tadelte  sie  wegen  ihrer  Eigenmächtig- 
keit in  der  schärfsten  Weise.  Die  „Politiker**  nahmen  den  Tadel 
nicht  rahig  bin,  da  sie  sich  der  Gefahr  bewufst  waren,  mit  der 
ein  allfidliger  Aufstand  alle  Katholiken  bedrohte,  und  ttberechütteten 
den  Domherrn  Plateis,  den  sie  im  Verein  mit  dem  Nuntius  fQr  den 
Urheber  der  scharfen  Worte  des  Kaisers  ansahen,  mit  Klagen  und 
Drohungen.  Da  Carafi«  seit  seiner  Ankunft  in  Österreich  sich  als 
eigentlicher  Gebieter  der  böhmischen  DiOcese  geberdete  und  dies  unter 
anderem  dadurch  kundgegeben  hatte,  dafs  er  Plateis  zu  seinem 
General  Vikar  eniannte,  suchten  die  „Politiker*  die  Eifei-sucht  des  Erz- 
bischofs  gegen  die  sichtliche  Schmnleruntr  seiner  Auktorität  aufzu- 
stacheln und  ihm  nahezulegen ,  dais  er  sich  dem  Nuntius  nicht  zu 
fügen  brauche,  so  lange  dieser  ihm  nicht  rm  siiecielles  Breve  des 
Papstes,  das  ihm  Gehoi-sam  auftrage,  vorweisen  i\onne.  Ein  gewisser 
Flannnius  de  Rubeis  erörterte  in  einem  Gutachten  die  Frage,  ob  der 
Erzbischof  von  Prag  einer  Appellation  an  den  ^  untius  Rechnung  tragen 


<  Bibliothek  Corsiua:  Relation  Caraßas  dii.  ef.  Oktober  1622.  In  (lit^str  Eiu- 
tragoog,  die  uich  Canil«  wörtlich  uifahrt,  wiid  Plateis  Obn&tzert  Pnger, 
WyseheliFader  und  BieBlaner  Domherr  genannt 
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müsse,  und  verneinte  dieselbe  Nicht  zufrieden  mit  der  Aufstachelung 
des  Erzbischofs.  die  liliriiieiis  einiüfon  Erfol??  schabt  haben  düiftc.  flöfsteu 
sie  aui'h  denjeui^'eu  (reistlie'hen,  die  das  Abendmahl  unter  heiflen  Ge- 
stalten verabreichten.  Mut  ein.  in«i<Mn  sie  versicherten,  dals  in  Bühnieu 
die  Geistlichkeit  der  weltlichen  Aiikturität  unterstehe.  Welche  Beamten 
mit  Ausuahme  Liechtensteins  für  den  Laienkelch  eintraten,  ist  nicht 
Itekannt,  aber  sie  müssen  zahlreich  gewesen  sein.  Wahrsclieinlich  ge- 
hörte zu  ihnen  der  Oberathofmeister  Adam  von  Waldstein,  der  zwar 
Katholik  war,  aber  eine  Anbftngeriii  der  böhmischen  Konfessiaii  zur 
Ftau  hatte. 

Alle  Anstrenguiigai  der  .Politiker'  waren  jedoch  vergeblich  und 
der  erste,  dessen  Schicksal  den  Sieg  der  Gegenpartei  erkennen  liels, 
war  der  Pfoirer  am  Tein.  Er  war,  wie  oben  erwfthnt,  ein  Konvertit» 
der  sich  von  der  böhmischen  Konfession  losgesagt  und  dem  Erzbischofe 
Gehorsam  geschworen  hatte;  nach  der  Vertreibam;  des  Dicastus  war 
er  dafür  zum  Pfarrer  am  Tein  ernannt  worden.  Indem  er  am  Grün- 
donnerstag gegen  das  N'erbot  des  Er/bischofs  den  Laienkelch  aus- 
S])en(l*'tP.  L'ewann  er  das  verlorene  Zutrauen  des  Volkes  wieder  und 
beschluis  nunmehr,  auf  dem  betretenen  Wp^p  auszuharren.  Vom  Erz- 
bischof  zur  Verantwortung  vorireiaden,  ersciiien  er  nicht.  Am  zweiten 
Sonutufre  nach  Ostern  aber  rief  er  wiederum  das  Volk  zum  Empfang 
des  Laienkelehs  mit  den  Worten  auf:  „Wer  den  Kelch  empfangen 
will,  der  trete  im  Namen  Gottes  heran,  ich  werde  denselben  aosteilen, 
obwohl  einige  dies  hindern  wollen;  aber  man  mub  Gott  mehr  ge- 
horchen als  den  Menschen!  Manche  wollen  euch  in  euerem  ererbten 
Glauben  bedrQcken;  bleibt  treu  in  demselben  und  lalst  euch  nicht  da- 
von abziehen !  Ich  bleibe  eins  nnt  euch  wie  ein  Hirt  mit  seiner  Herde." 
Unter  Tbrftnen  bat  er  zum  Schlüsse  seine  Zuhörer,  für  ihn  zn  beten 
und  ihn  zu  schützen,  wenn  ihm  ein  Unglück  bei;einien  sollte.  Seine 
Ahnung  gintr  in  Erfüllung.  Noch  ehe  di»r  Gottesdienst  beendigt  war, 
betrat  der  Kaiserrichter  in  Begleitung  mehrerer  Musketiere  die  Kirche, 
um  ihn  im  Auftrage  des  Obersten  Albrpcht  von  Waldstein,  dem  der 
Erzbischof  ül)er  den  Ungehorsam  Locikas  berichtet  hatte,  in  Haft  zu 
nehmen.  Als  die  Musketiere  mit  Gewehren  und  angezündeten  Lunten 
durch  die  Kirche  schritten,  bemächtigte  sich  des  Volkes  ein  solcher 
Schrecken,  dals  alles  sich  aus  der  Kirche  drängte  und  bei  dieser  Ge* 
legenheit  ein  TiMifUng  totgetreten  wurde.  Loeika  selbst  flacbtete 


*  Fnger  ertbisdiaflfches  Archiv:  Yotum  Flaminü  de  Rubels  ad  questionem, 
an  arehiepiMopitt  Pragenus  qua  legattti  mtiiii  teneatnr  appellotioni  ad  nuntiam 
i^MMrtolicam  deforre.  ^  Relation  Carafbi  dd.  8.  Oktober  1088  a. «.  0. 
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wfthrend  des  Tunniltos  durch  die  Sakristei  in  seine  Wohnung.  Blitz- 
schnell ^  erbreitete  sich  in  Prag  das  Gerfb^lit .  djifs  die  Katlioliken 
einen  Mordanschlag  gegen  dif  Protestanten  ini  iSiune  führten:  eilend*! 
verlieib  daher  das  Volk  aucii  die  iindeven  Kirchen  und  Höh  auirst- 
erfüUt  in  die  Häuser.  Aber  audi  die  Katlioliken  gerieten  in  Schrecken; 
sie  fürcliteieii  einen  Volksaulstand,  so  dais  die  ganze  Madt  eine  Beute 
der  höchsten  Besorgnis  wurde.  Selbst  Michna,  der  durch  seineu 
Glaubensäfer  bekannte  Sekretär  der  bOhniseben  Stattbalterei,  glaubte 
damals  das  allza  sebarfe  Vorgehen  gegen  Anders^ftabige  tadeln  zu 
müssen,  da  es  zu  so  aufregenden  Seenen  fahrte.  Die  Verbaftong 
Iiodkas  blieb  ?orl&ufig  auigeschoben,  zumal  sich  am  Abend  an  tausend 
Menschen  bei  seiner  Wohnung  einfanden,  um  ihn  zu  schätzen.  Die 
Ängstlichkeit  der  Behörden  dauerte  jedoch  nicht  lange;  nach  drei 
Tagen  ermannten  sie  sich  und  nahmen  den  Lodka  doch  in  Haft  und 
zwar  diesmal  ohne  Hindernisse  von  selten  des  einpreschnehterten  Volkes. 
l)er  Kr/bischof  leitete  gegen  Locika  einen  Prozels  ein,  infolgedessen 
er  nach  eiu'eneni  (lestiindnis  als  rtlckfälliger  Ketzer  zur  ( iofan'jenschaft 
im  Kloster  Ossegg  verurteilt  wurde,  liier  starb  er  nach  emiLieii  V\ O^'hen 
eines  plötzlichen  Todes.  An  seine  Stelle  trat  der  DonilieiT  der  Präger 
Metropolitaukirche ,  Kotwa,  da  die  Bedeutiuig  der  Pfarre  es  nötig 
machte,  dafe  man  dieselbe  jetzt  mit  einem  verlillälicheu  Geistlichen 
besetzte.  Einige  Monate  sp&ter  setzte  der  Nuntius  im  EiuTerstandnisse 
mit  Michna,  der  diesmal  keine  Bedenken  hatte,  durch,  dafs  von  der 
Teinkirehe  die  Statue  Geoigs  von  Podibrad,  der  mit  dem  Schwerte 
in  der  Hand  den  über  ihm  befindlichen  Kelch  zu  verteidigen  schien, 
«otfemt  und  an  ihre  Stelle  eine  Mutteigottesstatue  gesetzt  wurdet 

Wenn  der  Laienkelch  beseitigt  wurde,  so  war  selbstverstindlieh 
kein  Platz  mehr  für  den  Huskultus.  Der  Nuntius  hatte  während 
seiner  Anwesenheit  in  Prag  mit  Mifsfnllen  bemerkt,  dafs  tnan  das  An- 
denken des  Magistei-s  noeh  immer  feierte  und  demzufolire  am  6.  Juli, 
an  seinem  Todestage,  alle  Arbf^iton  wie  an  einem  P^'i^rtaw  einstelle. 
CarafiEä  trug  nun  dem  Doiulierru  Platteis  auf,  dafiir  zu  sorgen,  dals 

)  Rdatioii  Osiafta.  MS.  d«r  Prtger  Univenitttsbibliothek:  Brevfo  narratio  de 
tOfiCessa  rerum  ecclesiasticanitit  in  wj^m  Bohemiie  sub  (ineiii  anni  1620  usque  ad 
annnm  1628  Skala  V  212  u.  213.  —  Kaudnitxtr  Archiv:  Michna  an  den  Kanzler  dd. 
13.  April  1622.  Carafik,  SkÄla,  Michna  und  das  citierte  Manuskript  widersprechen 
sich  in  mancherlei  ITebenaniBtliiden.  Bo  enUilt  s.  B.  SkAla,  allerdings  nnr  als 
Gerücht,  Locika  sei  nach  PQrgUtz  gebracht  und  dort  enthauptet  worden.  Wenn 
(iü-^  GerQcht  wahr  wäre,  so  hätte  man  Locika  hitrtcr  behandelt  als  die  llauptteil- 
utihmer  des  Auibtandes,  die  man  vor  Gericht  gefordert  und  Öffentlich  abgeurtaUt 
hatte.  Wir  glauben  deshalb  nicht  an  die  Wahrheit  des  von  Sk&la  ersiUteo 
Cferfidites. 
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dies  niebt  geschehe;  da  diesem  aber  der  weltliche  Arm  nicht  su  Ge- 
bote stand,  er  vielmehr  bei  den  Beamten  in  Prag  wegen  seines  alhsu- 
grol^n  Eifers  veihafet  war,  so  konnte  er  nur  durch  die  Mitwirkunir 
der  Prafrer  Pfarrer  zum  Ziele  gelangen.  Zu  diesem  Zwecke  befahl 
er  ihnen,  die  Kirchen  am  6.  Juli  geschlossen  zu  halten,  damit  das 
Volk  in  (k'iisolben  nicht  die  gebrauch  liehen  Gesilnge  zu  Ehren  Husens 
anstiinniPn  könne.  TM>s  wirkte;  denn  als  das  Volk,  das  am  Morgen 
zu  den  Kirchen  strüiaU\  sie  geschlossen  fand,  kehrte  es  iienii,  öffi^ete 
die  Verkaufslflden  und  arbeitete  m  »It  u  WVi  k>tiitteu  wie  au  gewöhn- 
lichen Werktagen.  Nun  ging  es  au  die  liildinsse  und  Statuen  des 
.Magisters.  Der  Vorsteher  des  neubegründeteu  Klosters  der  barm- 
herzigen BrQder  in  Prag,  Fra  Giovanni  Battista  Vincentio,  stellte  im 
Auftrage  Caraiihs  eine  Generalvisitation  nach  derartigen  Abbildungen 
in  den  Hospitalkirchen  Prsgs  an  und  liefs  sie  verbrennen,  ein  Bei^ 
spiel,  welches  spftter  allgemeine  Nachahmung  fand^. 

Ein  Hauptgrund,  weshalb  die  Gegenreformation  nicht  mit  mehr 
Erfolg  durchgeführt  werden  konnte ,  bestand  in  dem  Man^^el  an  der 
nötigen  Geistlichkeit.  Der  Erzbischof  ersuchte  daher  den  Papst  um 
die  Erlaubnis,  auch  aufserhalb  der  Quateml)erwochen,  die  sonst  allein 
für  die  Priesterweih»'  i»e,'^tininit  waren,  die  Weihen  erteilen  zu  dürfen^. 
Er  erhielt  die  Erlaubnis  und  vollzoir  die  Weihe,  so  oft  sich  ein  Kan- 
didat einstellte;  aber  deren  waren  trotzden»  mir  wenige.  l)a  mau 
Priester  aus  Deutschland  we^'eu  der  bprachliclien  Veischiedenlieit  mir 
in  den  deutschen  Bezirken  des  Landes  brauclien  konnte,  ersuchte  der 
Nuntius  den  Generai  des  Minoritenordens,  die  Trovinz  Gnesen  ruit 
der  von  Bühmen  zu  verbinden  und  polnische  Mitglieder  dieses  Ordens 
nach  Böhmen  zu  schidcen.  Auch  dieses  Aushilfsmittel  half  erst  später, 
als  eimselne  Polen  sich  die  böhmische  Sprache  in  dem  Grade  an» 
geeignet  hatten,  dafs  sie  auch  predigen  konnten.  Vorläufig  konnte 
man  also  aus  den  Landgemeinden  die  Prädikanten  schon  deshalb  nicht 
entfernen,  weil  sonst  niemand  die  Kinder  getauft  und  die  Ehen  ein- 
gesegnet hätte.  Bis  zum  Oktober  des  Jalires  1622  waren  nur  17 
Pfarrer  in  IVag,  die  Pfarren  in  Podrbrad,  Hrandeis  an  der  PUbe, 
Pardubitz,  Kostelec,  Leitmeritz,  rraeliatitz,  Tisek,  Wodfian.  Stra.^ic, 
Tnipschitz.  Katowic  und  Kasejowic  mit  Katholiken  1 » >etzt.  Diejenigen 
Orte,  wo  der  katholische  Gottesdienst  stets  im  Gebrauch  war,  ^'m\  liier 
nicht  angeführt Um  dem  Priestermangel  abzuhelfen,  st^ittete  der 

>  RelatioD  Caraffa^^. 

^  l'i^gcr  enbisdiöflidie«  Archiv:  Der  £nEbiachof  von  Png  an  d«D  Paptt  dd. 
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Kaiser  auf  Bitten  des  Nuntius  das  Bartholomftuskollegiuni ,  welches 
unter  die  Oblittt  des  Jesuitenordens  gestellt  wurde,  mit  einem  Ein- 
kommen  von  1200  Thaletn  ans,  mit  dessen  Hilfe  jährlich  zwölf 
Alumnen  für  den  PriesterBtand  herangebildet  werden  sollten.  Um  auch 

den  Adel  für  die  kirchliche  Laufbahn  zu  gewinnen ,  schlug  der  ESrs- 
bischof  dem  Kaiser  die  Errichtung  einer  adeligen  Erziehungsanstalt 
vor,  zu  deren  Unterhalt  er  das  Vermftgen  des  Klosters  Braunau, 
dessen  Mönche  anderswo  untergebracht  werden  könnten ,  verwenden 
wollte.  Die  adelice  ErziehunL'saii-^t  tlt  'tollte  auf  dem  Ilradschiu  iui 
Allerheiligenkülleg ,  das  selhstverbtaiullich  der  iitraiiuistischen  Uni- 
versität zu  entziehen  wilie,  ihre  Heimstätte  finden.  Aus  demselben 
Grunde  empfahl  der  Nuntius  dem  Kaiser  die  Ansiedeluntr  des  Augustiner- 
und  Kamieliterordens  in  Prag,  welchem  Vorschlage  derselbe  auch  bei- 
stimmte, BD  dalfi  im  Jahre  1022  diese  Orden  die  ersten  Vorbereitungen 
zur  Begründung  von  Klöstern  trafen.  Einer  Ähnlichen  FQrBoige  er- 
freute sich  von  Caraflias  Seite  der  Prftmonstratenserorden  um  seineti 
Abtes  Questenberg  willen.  Das  Prftmonstratenserstift  in  Mühlhausen« 
dessen  Gftter  Kaiser  Maximilian  n.  im  Jahre  1575  verkauft  hatte, 
wodurch  der  Ruin  des  Klosters  herbeigeführt  worden  war,  wurde  neu 
errichtet  und  zu  diesem  Behufe  die  Herrschaft  Mühlhausen,  welche  dem 
Benihard  d.  j.  Herrn  Hodejovsky  von  Hodöjov  konfisciert  worden  war, 
dem  rrämnnstratenserorden  wieder  ein^ortUimt.  Auch  hiebei  hatte 
Caraffa  mit  dem  Widei-stande  der  ^Pnlitiker"  zu  k!lmpfen  ^  Der  Nuntius 
empfahl  auch,  solnncre  der  Priesterman'iel  währte,  die  Pfarren  mit 
Jesuiten  und  Kapuziueru  zu  besetzen.  Auch  dieses  Aushilfsuiittel  er- 
wies pirh  jedoch  nur  in  gerinireni  (irade  wirksam:  die  Kapuziner,  die 
im  Jahre  1591)  nach  Prag  berufen  worden  waren  und  bis  zum  Jahre 
1622  aulser  ihrem  Prager  Kloster  nur  noch  die  Klöster  in  Budweis 
und  lUudnitz  begi-ündet  hatten,  waren  nach  Böhmen  aus  Italien  ge- 
kommen und  z&blten  in  der  böhmisch-österrdchischen  Ordensprovinz 
meist  Italiener  oder  Deutsehe,  welche  man  nur  in  den  deutschen 
Gegenden  des  Landes  als  Pfarrer  verwenden  konnte;  dasselbe  galt 
zum  Teil  auch  von  den  Jesuiten^. 

Mittlerweile  hatte  Lohelius  den  Domherrn  Plateis  abermals  mit 
verschiedenen  Auftragen  nach  Wien  gesendet;  der  wichtigste  betraf 


t  OmJRu  Rdation  dd.  8.  Oktober  ie22.  Bilek:  IM^faiy  konfiakad  ▼  (Jechicb.  — 
Prager  erzbiscböflichis  Aicbiv:  Lohelius  an  den  Kaiser,  undatiert  Lohelius  an 
Papst  Crregor  XV.  dd.  2ä,  Februar  1S22.  Lohelioa  an  Lttdovisiiu  SantoUniu  dd. 
23.  Februar  16^2. 

*  Aflnalm  da  Kapiiiinerordens.  MS.  d«8  Hndaeliiner  Kapuhmldotten. 
Oittdely,  Ofcmnliiimitte«  in  Bdluwii.  8 


die  Entfernung  der  lutberischen  Pastoren  aus  Prag  ^  Die  deutschen 
Luüieraner  hatten  nach  der  Erteilunf?  des  Majestatshriefps,  der  sich 
allerdings  nur  auf  die  Anhänger  der  böhmischen  Konfession  bezog, 
'<\hor  (loch  auch  die  thaUsilcldicho  Duldunu'  der  Lutherauer  zur  Folge 
hatte,  zwei  Pfarrgeuieiiidcu  in  Vta'^  gegründet.  Caraffas  und  des 
Krzbischofs  wiederholten  Bitt<>n  um  ihre  Auflösuni:  hatte  der  Kaiser 
aus  Rücksicht  auf  den  Kui  türsteu  von  Sachsen,  seinen  liewährten  l^utifles- 
genossen,  bisher  nur  mit  Vcrtrüstungen  auf  die  Zukunft  beantwortet. 
Was  der  Erzbischof  und  seine  Anhänger  thun  konnten,  um  unter 
stillschweigender  Billigung  der  Behörden,  den  Lutheranern  das  Leben 
wenigstens  zu  ▼erbittern,  das  thaten  sie:  der  Maiteserprior  verbot 
dem  latherisehen  Pfarrer,  auf  der  Kleinseite  eine  Funktion  in  einem 
der  Hftuser  vonsunefamen,  die  sdner  Jurisdiktion  unterstanden;  auch 
soUte  er,  wenn  er  mit  einem  Leiciienzug  an  denselben  vorüberging, 
keine  Grab^esttnge  singen.  Der  Pfarrer  bemerkte  auf  dieses  Verbot, 
dafe  er  zur  Übung  seiner  Amtspflicht  berechtigt  sei,  wenn  ein  Glaubens- 
genosse ihn  darum  ersuche,  dafs  er  erbötig  sei,  Jedesmal  um  die  Er- 
laubnis des  Eintrittes  in  die  dem  Prior  unterstehenden  Iljluser  anzu- 
suchen ,  bei  Sterbenden  odei  schwachen ,  untietauften  Kindern  aber 
diese  Erlaubnis  nicht  abwarten  könne-.  Aber  obixleich  somit  die 
lutherischen  i'farrer  gcwissermaisen  unter  Polizeiaufsicht  standen, 
fanden  sie  in  ihren  Kirchen  eifrigeren  Zuspruch  als  je  zuvor,  da  die 
AiiliiUi.Lier  der  böhmischen  Konfesvsion  nur  bei  ihnen  noch  einigen  Trost 
fanden  und  von  ihnen  den  Laienkelcb  empfangen  konnten.  Dieser 
Umstand  muiste  bei  dem  Erzbisebofe  die  Überzeugung  wecken,  dafe 
er  mit  der  Oegenreformation  nie  zum  Ziele  kommen  werde,  solange 
die  beiden  lutherischen  Pfarrer  in  Prag  geduldet  würden,  und  in  dieser 
Überzeugung  wurde  er  dureb  die  Klagm  seiner  Pfarrer  noch  bestSikt» 
von  denen  die  weitaus  grOlsere  Zahl  halben  Maßregeln  abgeneigt  war. 
Der  Erzbischof  gab  in  seinen  Briefen  an  den  Kaiser  zu,  daCs  dieser 
dem  Kurfürsten  von  Saclisen  lie/iiudich  der  Duldung  gewisse  Ver- 
sprechungen gegeben,  als  der  letztere  sich  ilmi  bei  der  Bekämpfung 
de^v  iMihmiscIien  Aufstandes  angeschlossen,  aber  nur  unter  der  Be- 
dingung, dals  die  Böhmen  zum  Gehorsam  zurückkehren  würden; 


'  Präger  erzbiscliöiiiches  Archiv :  Lolielins  ao  Platcis  dd-  13.  Augiut  1622.  — 
Lohdiu  an  den  Kdier  dd.  (la  Anfang  August)  1622.  Ein  «weiter  nndatierter 
Brief  Lohelins*  an  Ferdinand  D.  enfhilt  die  Fordemi^eii»  die  er  an  ilm  itellte. 

'  Böliiiiischcs  Statthnltoroiarrhiv:  Die  lutherischen  Pfarrer  auf  der  1\Ieinseite 
an  Adam  von  NValdstein  dil.  Aj)ril  in9*2.  - —  Pragf»r  rrzbischftfliclips  Archiv:  Lo- 
heliut»  an  den  Nuntius  Caratla  dd.  13.  August  14322.  Loheliuä  au  Plateis  dd. 
13.  Angnst  1628. 
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das  sei  aber  nicht  geschehen,  sondern  sie  seien  mit  Gewalt  bezwungen 
worden.  Zudem  hätten  andere  Fürsten  für  den  Kaiser  mehr  geleistet, 
als  der  Kurfürst .  und  zwar  srion  dies  der  Pajjst ,  der  Könicr  von 
Spanien,  der  Herzog  von  Bayern,  die  Fürsten  der  Li^ra;  aul  cli(>se 
müsse  also  der  Kaiser  mehr  Rücksicht  nehmen,  als  auf  jenen  Auf 
alle  Fälle  sei  die  Verschiedenheit  im  Glauben  die  <,)uelle  uuen(i liehen 
Unlieils  in  Böhmen  gewesen.  Mindestens  müsse  den  lutlierischen 
Pfaneru  untersagt  wertleu,  böhmisch  zu  predigen,  oder  in  dieser 
Sprache  die  Sakramente  zu  erteilen,  damit  dem  Zuströmen  des  Volkes 
in  ihre  Kirchs  ein  Siegel  vorgesdhoben  würde;  weiter  solle  ihnen 
▼erwehrt  werden,  Taufen  und  Trauungen  hei  Personen  vonmnehmeni 
die  nicht  zu  ihrer  Pfarre  gehörten.  Man  sieht  aus  diesen  Forderungen, 
dafe  sieh  die  lutherischen  Pfamsr  den  nationalen  Bedürfiaissen  an* 
zubequemen  suchten.  Als  Lohelius,  offenbar  den  Anregungen  Questen- 
ben:8  Folge  leistend,  den  Domherrn  Tlateis  mit  dieser  Fordenum  nach 
Wien  sandte,  empfahl  er  ihn  besonders  dem  Kanzler  Lobkowitz,  von 
de?!sen  bewiUirtein  Glaubenseifer  er  eine  günstige  Einwirkung  auf  die 
kaiserlichen  Euts(*ldüsse  erwartete'.  Als  Plateis  schon  in  Wien  war, 
empfahl  Lolielius  ihm  noi'linials,  die  Vertreibung  der  lutherischen 
Pfarrer  v\n>\\:  zu  betreiben,  zu  welcher  Wiederholung  seines  Auftrages 
er  sich  durch  die  ununterbrochenen  Klagen  der  konvertierten  Pfarrer 
genötigt  sah.  Er  fürchtete,  dal>  hie  bei  allfiilligem  Mangel  an  tlem 
nötigen  Unterhalte  die  Vorwürfe  ihres  Gewissens  (w^en  des  Glaubeus- 
weehsels)  tiefer  empfinden  worden*. 

Als  Plateis  in  Wien  den  Aufträgen  des  Ersbischofs  nachzukommen 
sich  bemühte,  war  auch  der  Statthalter  von  Böhmen  daselbst  an- 
wesend.  Der  Kaiser,  durch  den  Nuntius  fta  die  Ausweisung  der 
liutheraner  gewonnen,  trug  dem  Fürsten  auf,  dieselbe  unmittelbar  nach 
seiner  Bücl^kelir  nach  Prag  zu  verfügen.  Auch  diesmal  riet  Liechten- 
stein, die  Durchfühninjr  dieser  Mafer^l  aufzuschieben,  weil  ein 
Deputaticmstag  in  Ri'gensburg  im  Anzüge  war,  d,  i.  eine  Versammlung 
der  Kurfün^ten ,  sowie  einiLrer  deutscher  ib  ichsfürsten  und  Bischöfe. 
Der  Kaiser  beabsichtigte  die  Kesultate  der  Weiisenberger  Schlaclit, 


'  Pra<;(  r  irzhi'ichöf liehe»  Archiv:  GuUicbten  Questenbergs  Ober  die  Gestaltung 
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insoveit  sie  das  Reich  betrafen,  durch  den  Deputat ionstag  sanktionieren 
zu  lassen:  der  pcitchtcte  Kurfürst  tou  der  alz  sollte  also  seiner  Kur 
entkleidet  uiul  dieselbe  auf  Maximilian  von  Bayern  übertragen  werden. 
Der  Kaiser,  welcher  nicht  hoffen  konnte,  die  Zustinmnnig  des  deutschen 
Reichsti\p:es  zu  dieser  Mafsrcgel  zu  erlangen,  begnügte  sich  mit  der 
Berufung  des  Deputationstages,  auf  welchem  die  Katholiken  die  ent- 
schiedene MajonUil  hatten.  Da  jedoch  auch  die  Zustimmung  der 
Prot^tanten«  namentlich  Kursachsens,  wünschenswert  war,  so  wider- 
riet Liechtenstein  die  Vertraibuiig  der  Lutlierauer  «ob  Böhmen,  weil 
dies  der  Allianz  mit  Korsachsen  dn  Ende  bereiten  wikrde.  Als  der 
Kaiser  die  Angelegenheit  seinem  Geheimrate  zur  Beratung  über- 
gab«  bemühte  sich  Caiaffii,  noch  vor  der  hiem  anberaumten  Sitzung 
den  Kanzler  von  Böhmen  und  andere  Gebeimräte  för  seine  Anaehanong 
zu  gewinnen;  er  stellte  ihnen  die  Ausweisung  nicht  blols  als  reügUtee 
Pflicht  vor,  sondern  betonte  auch,  wie  niedrig  die  Stellung  des  Kaisers 
wi\re,  wenn  er  um  politischer  Gründe  willen  nicht  ebenso  in  seinen 
eigenen  Besitzungen  Herr  wäre,  wie  der  Kudürst  von  Sachsen,  der 
keinen  katholischen  Gottesdienst  dulde,  in  den  seinigen.  Diese  Gründe 
wurden  von  den  Anhängern  Caraffas  in  der  daran ftol.jpnden  Sitzung 
ebenfalls  vorgebracht  und  fanden  keinen  Widerspiucli ;  wurde  also 
beschlossen,  die  lutherischen  Prädikanten  nicht  blols  aus  Trag,  sondern 
aus  ganz  Böhmen  zu  vertreiben.  Selbst  Liechtenstein,  der  au  der 
Beratung  teilgenommen,  vrideistrebte  diesem  Beschlüsse  nicht  weiter 
und  teilte  denselben  alsbald  dem  Nuntius  mit  dem  Versprechen  mit, 
dals  er  ihn  trots  mancher  Bedenken  alsbald  durchführen  werdet 
Neben  Garaffa  schrieb  sich  übrigens  das  Verdienst^  den  Kaiser  ftr  die 
Ausweisung  der  Prftdikanten  gewonnen  zu  haben,  auch  der  Provinzial 
des  Kapuzinerordens,  Fra  Romano,  zu.  Ferdinand  wendete  in  der 
Tbat  diesem  Orden  seine  besondere  Gunst  zu;  bei  der  Grundstein- 
legung des  Kapuzinerklosters  in  Wien,  die  im  Jahre  1622  stattfand, 
zeichnete  er  den  Orden  datlurch  aus,  dafs  er  sein  Maid  unter  den 
Brüdern  einnahm  und  den  Provinzial  zu  seinem  Tische  einlud.  Aus 
diesem  Grunde  hatte  der  Er/bischof  von  Vnvs  den  Provinzial  um  seine 
Mithilfe  ersucht ,  und  es  ist  keiu  ZweilVl .  daj's  auch  Fra  Romano 
uml  seine  Ordensbrüder  dein  Kaiser  zur  Ausweisung  der  Lutheraner 
rieten. 

In  der  onriUmten  Gdieimratssitzung  beschränkte  man  sich  jedoch 


^  Bibliothek  Corsina  in  Rom:  Caraffas  Kagguuglio  MS.  —  ErzbUchöfliches 
Arebirt  Ff»  Somano  an  den  Enbischof  Loheliiis  dd.  80.  September  1622.  Annalen 
des  KapudnerordenB  in  Prag. 
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niebt  auf  den  gesdulderten  Beechliilk;  auch  andere  nicht  minder 
«iditifte  Angelegenheiten  wurden  endgOltlg  geregelt  Die  erste  betraf 
die  wiederholt  von  Lohelius  ausgesprochene  Bitte  wegen  Übertragung 
aller  Kollaturen:  es  wurde  beschlossen,  dem  Erzbischof  dieselbe  fUr 
sftmtliche  Pfarren  in  Prag  und  auf  den  königlichen  und  konfisciertra, 
ob  nun  verkauften  oder  noch  unverkauften  Gütern  für  solange  zu 
übertraircn,  als  es  dem  Kaiser  helifliPii  würde.  Weiter  wurde  be- 
scbk>ssen,  dals  unter  Androhung  strenger  Strafen  allt;  ketzerischen 
Zusuniinenküntte.  in  und  aulserhalb  Prags  verboten  werden  sollten  (eine 
Verordnung,  die  aui  Betreihen  des  Nuntius  schon  wiederholt  gegeben, 
aber  nicht  beachtet  worden  war),  dals  von  der  karoliuischeii  Univer- 
sität alle  bisherigen  Lehrer  entterut  und  dieselbe,  sowie  alle  übrigen 
Schulen  des  Landes  der  Leltiing  der  Jesuiten  unteistält  werden  und 
bei  auftauchenden  Streitigkeiten  ein  dem  Laienstande  angehdriger 
Praddent  entscheiden  solle;  femer  dab  die  EinkOnite  des  Erzbischofi» 
auf  6000,  die  des  Kapitels  auf  24000  Thaler  erhöht,  den  Jesuiten  in 
Prag  eine  Summe  Ton  20000  Thaler  zur  besseren  Einrichtung  ihres 
Kollegiums  ausgezahlt,  aus  dem  Prager  Stadtrate  alle  Ketzer  entfernt 
und  Qbechaupt  dessen  Wirksamkeit  eingeengt  und  ihm  nur  in  un- 
wichti^n  Angelegenheiten  ein  freies  EntÄcheidimssrecht  zugewiesen, 
endlich  dafs  das  Armenhaus  in  Prag  vergröfsert  und  die  Zahl  der 
Pfleglinge  von  80  auf  200  vermehrt  werden  solle.  Entweder  bei  dieser 
Gelegenheit  oder  ein  wenig  sjjater,  wurde  den  Jesuiten  auch  die  Auf- 
sicht über  siUntliche  Druckerzeugnisse,  also  das  Ceusuramt  übertragen. 
Keine  Schritt  durfte  ^'cdruckt  oder  verkauft  werden,  für  die  nicht 
zuvor  die  Zuslinunuug  des  Statthalters  und  der  Jesuiten  eingeholt 
worden  war^ 

Forst  Ueehtenst^  kehrte  von  den  Wiener  Beratungen  am 
18,  Oktober  nach  Prag  zurQek,  um  die  kaiserlichen  Befehle  zu  voll* 
führen.  0ie  lutherischen  Geisfliehen  hatten  keine  Ahnung  von  der 
ihnen  bevorstehenden  Verfolgung,  denn  der  FOrst  hatte  rae  dreimal 
vor  und  nach  Abschaffung  der  böhmischen  Prftdikanten  zu  sieh  ein- 
geladen, sie  des  kaiserlichen  Schutzes  versichert  und  sie  nur  aufge- 
fordert, bescheiden  aufzutreten.  Die  Beliandlung,  die  sie  in  letzter 
Zeit  in  Prag  erfahren,  konnte  sie  zwar  gegen  diese  Versicherungen 
mifstrauisrh  machen;  allein  sie  waren  überzeugt,  dafs  der  Kaiser  sich 
der  Rtidisicbt  auf  die  sächsische  Allianz  nicht  eutschiageu  könne.  Erst 


^  Prager  erzbischöfliches  Arcliiv:  Ferdinand  IT.  an  Lipchfensteiri  dd.  17.  Sep- 
temper  1622.  —  Bibliothek  Corsiaa:  Relation  Carafias  de  statu  eccIesiiB  Bohemicaa 
dd.  8.  Oktober  1622. 
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neun  oder  sehn  Tage  vor  dem  gegen  sie  geführten  Schlage  erbidten 
sie  die  Nachricht,  dals  etwas  gegen  sie  im  Werke  sei,  und  sie  wendeten 
sich  augenblicklich  an  den  Kurfürsten  mit  der  Bitte  um  seine  mftchtige 
Fürsprache  oder  um  die  Erlaubnis,  Gesandte  in  seinem  Namen  an 
den  Kaiser  schicken  zu  dürfen.  Bevor  sie  jedoch  eine  Antwort  be- 
kamen, war  ihie  Ausweisimg  eine  Thatsachc Liechtensteiu  leitete 
dieselbe  damit  ein,  dals  er  zuerst  eine  l'unükation  der  Prager  Stadt- 
räte vui  riahm.  Am  21.  und  22.  Oktober  wurden  die  rrotestauteu  aus 
dem  Alt-  und  Neustädter  liat  entfernt,  beide  Ratskollegien  neu  zu- 
sammengestellt und  die  Autonomie  der  Gemeinde  dadurch  lahmgcl^t, 
dafo  neben  dem  KOnigsiicbter  aueb  der  Stadthauptmann  einen  maEs- 
gebenden  EinfluTs  auf  die  Oemeindeangelegenbeiten  gewann.  Nachdem 
dnrcb  diese  Maferegeln  dner  allftlligen  ÜbeieittBtimmttog  zwischen  der 
stadtisdien  BehOrde  und  dem  zum  Aufttand  geneigten  Volke  vor- 
gebeugt  war,  ertdlte  der  FOrst  dem  Stadthauptmann  den  Befehl, 
die  lutherische  Geistlichkeit  vorzurufen  und  ihr  mitzuteilen,  dafs  die 
Präger  Städte  durch  die  vorang^angene  Rebellion  ihre  Kollaturen 
verwirkt  hätten,  dafs  dieselben  samt  und  sonders  an  den  Kaiser 
heimgefallen  seien  und  dieser  fortan  nach  seinem  fiefallen  über  sie 
vert'iigen  w«t(Io.  Ans  diesem  Onmib^  seien  sie  ans  ihrem  bisherigen 
Dienste  .ii  Hli-bt  zu  «'ntlassen  und  aufzufordern,  sich  foitan  der  Aus- 
übung ihres  Amtes  „in  und  aufserhalb  der  Kirchen  in  den  Prager 
Siiidten  zu  enthalten."  Die  Entlassung  erfolgti^  also  nicht  wie  bei 
den  Utraquisten  wegen  politischer  Gründe.  Zu  gleicher  Zeit  wurden 
audi  die  übrigen  lutherisdien  Prftdikanten  im  Lande,  namentlich  der 
FfSurrer  von  Brüx  ausgewiesen*. 

Der  Stadihauptmann  lud  an  demselben  Tage,  an  dem  das  Dderet 
auagestellt  wurde,  die  bdden  Intfaerischen  Prediger,  Magister  Lippacb 
und  Sigismund  Schwarz,  zu  sich  dn  und  teilte  ihnen  in  Anwesenhdt 
einiger  Prager  Stadtrilte  die  Verfügung  des  Statthalters  mit,  indem  er 
sie  zugleich  aufforderte,  binnen  drei  Tagen  die  Stadt  zu  verlassen- 
Die  sofortige  Ausweisuncr  war  in  dem  betreffenden  Dekrete  nicht 
ausgesprochen ;  unzweifelhalt  war  aber  dem  SUuHhnnj  tnKum  der  be- 
treffende Befehl  mttndlicli  erteilt  worden.  Die  ixiden  Prediger  er- 
suchten um  Verläugeruu^'  des  Ausweisungsterniins,  weil  ihre  Frauen 
krank  seien,  und  baten  tür  den  Fall  der  Nichtgewährung,  dafs  sich 

I  Siich.siscbes  Staatsarchiv:  Relation  Uber  die  Prager  Vorgänge.  —  Die  cvan- 
geliscliL' 'ii Uli  itult"  hei  der  Salvatnrliin  hn  in  Prag  an  Kursachsen  dd.  15.  Okt.  in32. 

^  iiuiuiii^ehes  Stattbalterciarcbiv :  Liechtenstein  an  den  Stadthauptmann  (  erutu 
dd.  24.  Oktober  1622.  —  Sächsisches  Staatsarchiv:  Der  evangelische  Pfarrer  von 
BrOx  an  Kuraachsen  dd.  17J27.  Desember  1688. 
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dieselben  sowie  ihre  Kinder  in  den  Pfarrhäusern  noch  längere  Zeit 
aufhalten  (lürften.  Die  letztere  Bitte  wurde  zugestanden,  aber  für  die 
Abreise  der  Pfarrer  seihst  die  Frist  nur  um  einen  Tag  verlängert. 
Der  eine  Pfarrer  ersuchte  d;ir;uif  um  die  Frlnuhnis,  am  fol«yendeii 
TaL'e  einigen  Beichtkindern  das  Ahciidniahl  erteilen  zu  dürfen,  aber 
auch  (Iiis  wurde  ihm  nicht  zugestanden.  Man  fthte  also  diesmal, 
trotz  des  mikleu  Tones  des  Ausweisungsdekretes,  eine  gröfsere  IStH'iige 
als  bei  der  Ausweisung  der  utraquistischeu  Prädikauteu.  Diese  hatten 
wfthrend  der  ihnen  zum  Verlassen  der  Stadt  zugemessenen  Frist  die 
geistliehen  Fonlttionen  noch  ausflbeu  und  Hunderten  von  Personen 
das  Abendmahl  erteileii  dQrfen,  die  deutschen  Prediger  da|[egen 
mobten  sich  jeder  Funktion  enthalten  und  allsogleich  die  Sperrung 
und  Versieglung  ihrer  Kirchen  (St.  Salvator  und  St  Trinitas)  geschehen 
lassen.  Am  selben  Tage  Hefa  der  Fflrst  von  Liechtenstein  den  aus- 
gewiesenen Pfarrern  mitteilen,  die  Ausweisung  hätte,  ihrem  Gesuche 
f  ntsprechend ,  imnjcrhin  noch  um  einige  Tage  verschoben  werden 
konntMi.  i'v  prsni'lic  sie  jedoch,  um  allfflllifren  Unordnungen  in  Prag 
zu  licgegueu,  Ih-u  am  Samstair  (am  fünften  Tage)  abzureisen,  wobei 
er  ihnen  eine  schutzende  lieiseeskurte  und  ein  Heis«^geld  von  4i)o  (iulden 
und  sonstige  I'orderuog  versprach.  I>a  die  l'farrer  mit  diesen  He- 
stinuiiuij|4eu  zufrieden  waren,  so  trug  der  Fürst  dem  Prager  Stadtrat 
aaf,  fbr  sie  sechs  Wagen  zur  Unterbringung  ihrer  Bücher  und  sonsti- 
gen Mobilien,  und  eine  Kutsche  mit  vier  Pferden  zur  Fortschaffung 
ihrer  Personen,  sowie  zweier  ihrer  Gehilfen,  bereit  zu  halten.  Un- 
mittelbar vor  der  Abreise  trug  der  Fttrat  dem  Rentmeister  auf,  dem 
Führer  der  Eskorte  400  Gulden  auszuzahlen,  damit  dieser  die  Zeh- 
rungs-  und  sonstigen  Reisekosten  für  die  Ausgewieseneu  berichtigen 
könne Am  29.  Oktober  verliefsen  sie  die  Stadt,  geleitet  von  einer 
Menschenmenge,  die  nach  Tausenden  zählte.  Als  sie  eine  halbe  Meile 
hinter  die  Stadt  trelanirt  waren,  bestieg  Mnirister  Lippac!i  einen  nahen 
Hügel  und  hielt  eine  Ansprache,  in  der  er  einen  herzzcrrei [senden 
Abschied  von  den  Zurückl)leil>euden  nahm.  Kinr  Sanuiilung,  die  unter 
diesen  in  aller  Eile  veranstaltet  wurde,  braciite  4<ju  (dulden  zusammen, 
die  den  Scheidenden  eingehändigt  wurden.  Die  ausgewiesenen  Haut  i 
und  ihre  Begleiter  laugten  wahrscheinlich  am  3.  November  in  lirestleu 
an,  wo  sie- schon  am  4.  November  namens  der  lutherischen  Gemeinde 


'  Sächsisches  Staatsarchiv:  Momorial,  wnn  am  24.  Oktober  1622  um  4  Uhr 
nachmittags  den  deutschen  Predigern  vorgebalten  worden.  —  Relation  über  die 
Präger  Vorgänge,  widMiert  —  BOlunitches  StaftthalMraiardiiv:  Li«cbteiiateiii  an 
dn  Kafserriciiter  dd.  27.  Oktober  19S2, 
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in  Prag  deu  Kurfüi-äten  ersuchten,  seinen  Emliuis  zur  KUckoahme  des 
AusweisungsbefehleB  peltend  zu  uiachen ' 

Noch  bevor  der  Ausweisungsbefehl  über  die  lutherische  Geistlich- 
keit verhäntjt  wurde,  hatte  sich  (ier  Kurfüi-st  von  Sachsen  seiner  ver- 
folgten Glaubensgenossen  augeuoniinen  und  zwar  Lhat  er  dies  in  einem 
Briefe  an  den  Herrn  Adam  von  Waldsteiu,  als  im  Dezember  1021 
die  böhmisdien  Prftdikanten  ausgewiesen  wurden.  Als  bald  darauf  in 
M&liren,  wo  der  Kardinal  Dietriclistein  dieselbe  Stellung  einnahm  wie 
Liechtenstein  in  Böhmen,  und  also  die  g^genreformatorisehen  Be- 
strebungen keinen  Widerstand  fandoi,  die  lutherischen  Prediger  aus 
Iglau  Y<Mirie])en  wurden,  legte  der  Kurfürst  in  einer  eigenen  Zusehrifit 
an  den  Kaiser  für  sie  Fürbitte  ein,  indem  er  ihre  Beteiligung  an  dem 
böhmischen  Aufstande  als  die  Folge  eines  auf  sie  geübten  Zwanges 
hinstellte.  Noch  hatte  er  hierauf  keine  Antwort  erhalten,  als  er  von 


*  Sächsisfht'8   Staatsarchiv:    Kursachscii  an  den  llat  von  Annaburg  dd. 
15^25.  November  1622.    Die  Prager  lutherischen  Pioditrer  an  K'ursadisen  dd. 

^k^wnbM-  '^'^  sttchaischen  tiesandten  beim  Regenshurger  Konvait  an 

Kursachseu  dd.  im.  iXe/embt  r  in>2.  -  Gindely  a.  a.  0.  IV  547.  Da  sieh  sowohl 
luthemcbe,  ali»  auch  utraquistisdie  (ieistlicbe  nach  Sachsen  sogen  lud  mit  ihnen 
«ach  saUrriehft  Laieo,  welche  die  AusweadMiiiig  dem  Drucke  in  der  Htin»k  tot- 
MgeDi  erteilte  jelst  der  ^nftnt  deidiieii  Städten  die  ErUmbiiis,  allen  aiuwan« 

dernden  Geistlichen  tmf  citiige  Zeit  bei  sicli  Unttrkunft  zu  gewiihrcn,  andern 
Personen  jedoch  nur  dann,  naditlem  über  ihren  Lebenswandel  und  don  Gnuul 
ihrer  Au!> Wanderung  genaue  Erkundigungen  eingezogen  worden  waren.  Bei  der 
Abreise  nabln  flbrigene  Magister  Lippacfa«  «ahrscheinlieb  anter  stdlscliweifsnder 
ZuStinitimnf  des  Fürsten  von  Liechtenstein,  einige  Kirchenkleider  und  das  Geld  mit, 
welches  mr  TTnterstCitziing  der  lieiden  evangelischen  (icmeinden  (seitdem  Jahre  IfilOl 
von  den  Keichsstunden  gesammelt  und  nach  Trag  geschickt  worden  war.  Es  bestand 
teils  in  barem  Getde,  teils  in  zwd  Schuldscheinen,  lautend  «isammen  anf  12000 
Gulden  f  welche  sich  der  Kurfürst  von  Sachsen  im  Jahre  1620  ausgeliehen  hatte. 
r>as  h;ire  (ield  wurde  von  den  Flüchtlingen  bald  aufgoliraucht,  die  Schuldscheine 
dagegen  wurden  zuerst  bei  dem  Oberhofprodiger  Hoe  und  nach  dessen  Tode  bei 
einem  Prager  Exulanten,  Georg  Schindler,  hinterlegt.  Von  seiner  Witwe  verlangten 
alle  Exulanten  die  Herausgabe  derselben,  um  ihre  Aussablniig  von  dem  Kurfärsten 
zu  ei'wtikrn,  aber  auch  der  Kaiser,  der  zur  Kenntnis  des  Darlehns  gekommen  war, 
verlanjitf  die  Hürkzahlunfi  desselben  n\  seinen  Gunsten.  Von  sächsischer  Seite 
wurden  seine  Ansprüche  nicht  beachtet,  dagegen  fand  man  es  später  ri^t  und 
billig,  dafs  das  Geld  m  Nntaen  und  Frommen  der  bdhmisdien  Endänten  rerwendet 
würde.  Der  Sohn  des  mittlerweile  verstorbenen  Kurfüi-sten  Johaim  Georg  verord- 
nete deshalb  (dd.  i:?.  2:1  März  ICCGi,  daf,  ein  Teil  zur  Bt  Holduii«  des  Pfarrers,  der 
vor  dem  Pirnaischen  Thorc  in  i>resden  deu  Lxulanten  den  Gottesdienst  in  böhmischer 
Sprache  hielt,  ein  Teil  zur  UnterttAtsnmg  der  Exulanten  und  der  Bast  mid)  Abgang 
der  bftbmisdien  Gemeinde  tu  milden  Stiftungen  Terwendet  werden  solle.  Die  be- 
trdfenden  AktenstOdce  sind  im  sichsischen  Staatsarchiv  vorbanden. 
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der  Prager  SalvatorgeineiDde  TeniahiD,  dab  seine  GlanbensgemMBeii 
in  Böhmen  dasselbe  Sdneicsal  trefien  Bolle*.  Der  Kurlltost  wendete 
sieh  vorlsnfig  an  den  Fürsten  von  liechtenstein,  erklftrte«  den  bezQg- 

lieben  Gerüchten  keinen  Glanben  schenken  zu  wollen  und  warnte  vor 
der  Verfoliaing,  weil  sie  nur  neue  Unruhen  im  Gefolge  haben  könne. 
Der  Fürst  antwortete,  dals  der  Kaiser  thatsächlich  die  Ausweisung 
verfügt  habe  und  dals  man  es  ihm  nicht  verübeln  kr»niie,  wenn  er 
als  Sipfjer  über  die  Kel>elliori  nach  seinem  Belieben  vorgehe.  Noch 
schmerzlicher  als  der  Knrf  ist  von  Sachsen,  der  fortan  der  ärizsten 
Vorwürfe  seiner  Glanbensgenos^on  gewilrticr  sein  mulste.  fühlte  sich 
sein  Oberhütprediger  iloß  getroffen.  Er  hatte  ans  Huis  ^^egen  die 
Böhmen  wegen  eines  ihm  persönlich  in  Prag  augethancn  Schimpfes 
dem  Kuiftrstoi  zur  Allianz  mit  dem  Kaisar  genSteot  und  nun  machten 
sieh  Folgen  geltend,  die  ihm  schwer  auf  das  eigene  Gewissen  fallen 
mnlsten.  Um  zu  thun,  was  ihm  noch  mflglich  war,  erinnerte  er  in 
einer  Zuschrift  den  FQisten  von  Liechtenst«n  an  dessen  wiederholte 
Erklärungen  zu  Gunsten  der  Lutheraner,  bemerkte,  dafe  auch  zahl- 
reiche kaiserliche  Bftte  mündlich  und  scbriftUch  die  Sicberiieit  der 
lutherischen  Pfarrer  verbüi-gt  hätten,  und  nun  würden  alle  diese  Ver- 
sprechungen  nicht  t'iuj>;elialteii.  Zu  dem  sei  die  Sperrung  der  beiden 
lutherischen  Kirchen  in  rrii:  la-ne  blofse  Privatanizeletrenheit :  sie 
seien  durch  Sammlungen  bei  den  Kurfürsten  und  Furst'Mi  des  Reiches 
aufgebaut  worden,  der  Kaiser  Rudolf  habe  dazu  seine  Zustinnuung 
gegeben,  sogar  die  Baupläne  eingesehen  und  gebilligt,  bei  der  Grund- 
steinlegung sein  Musikcorps  mitwirken  lassen  und  die  geprägten  Denk- 
münzen freundlich  angenommen.  Die  Vertreibung  der  Prediger  ent- 
halte also  nicht  blofe  einen  Bruch  der  kaiserlichen  Zusagen,  sondern 
füge  auch  den  fürstlichen  Beichsstibiden  ein  ^1^"  zu.  Dieses  Vor- 
geben werde  .MiJtoatten"  und  vielleicht  einen  neuen  Aufttand  im 
Gefolge  haben*. 

Man  darf  an  der  katholischen  Überaeugungstreue  des  Fürsten 
von  Liechtenstein  nicht  zweifeln;  er  war  ein  Konvertit  und  zwar  hatte 
er  sich  von  den  Protestanten  unter  Kaiser  Rudolf  getrennt,  also  zu 
einer  Zeit,  wo  dieselben  in  Österreich  in  yollem  Auistreben  b^piffen 


'  Sächsisches    Staatsarchiv:    Kiirsachsen   an    Adam    von    Waldstuin  dd. 

3L  Dezember^L  ^^^^      ^     Kab^  ^  ^ji^  Oktober  1622.  Knr- 
10.  J«DUiur  1622. 


an  den  FurBten  von  Liechtenstein  dd.  10l/20.  Oktober  1622.  Ueditenstein 
an  Kuneduen  dd.  27.  Oktober  1622. 

•  SScbsiBchfis  StaatMTChlv:  HoS  an  Liechtenstein  dd.  J^»^^^  1622. 
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waren  und  der  Abfall  von  ihnen  keine  Vorteile  bot  Aber  trotz  seiner 
neuen  und  wahrscheinlich  innigen  Überzeugung  war  er  seinen  früheren 
Glaubonsgenosson  nicht  so  feindlich  gesinnt  ""ie  viele  andere  Räte 
des  Kaisers;  er  war  auch  ein  zu  kluger  Kopf,  um  nicht  die  (Erfahren 
z\i  ermessen,  die  der  Verlust  der  sächsischen  Allianz  für  den  Kaiser 
und  die  Katholiken  im  Gefolge  haben  knimu-.  Die  Briefe  des  Kur- 
fürsten und  seines  Oberhofpredigers  beunruhiixten  ihn  deshalb,  und 
er  gab  jetzt  nachträglich  seinem  Mifsfallen  au  dem  kaiserlichen  Be- 
fehle, dem  er  freilich  in  Wien  zuletzt  selbst  nicht  mehr  opponiert 
hatte,  unumwimdeDen  Ausdmck.  Er  liefe  einen  sächsischen  Agenten, 
der  in  Prag  weilte,  dnen  gewissen  Pücbler,  zn  sieh  kommen,  befragte 
ihn,  ob  sich  der  Kurfürst  an  dem  Begensbnrger  Deputationstage  be- 
teiligen werde,  und  benützte  diese  Frage,  um  mit  dem  Agenten  ein 
Gespräch  aber  die  vollzogene  Ausweisoog  einzuleiten.  Als  er  die 
Hoffnung  aussprach,  der  Kurfürst  werde  wohl  über  dieselbe  nicht  mife- 
gestimmt  sein,  antwortete  Pücbler,  dafs  der  Kurfürst  jedenfalls  über 
die  Verletzung'  der  kaiserlichen,  schriftlich  und  mündlich  semachten 
Zusagen  er})ittert  sein  werde.  Liechtenstein  erwiderte  darauf,  dafs  die 
Reichskonstitutionen  jedem  Reichsstand  in  der  Bestimmuni:  der  Reli- 
gion seiner  Unterthanen  freie  Hand  liefsen  und  dafs  deshalb  auch 
der  Kaiser  in  Böhmen,  das  er  mit  dem  Schwerte  gewonnen,  nach 
seinem  Belieben  vorgehen  dürfe.  Püchler  wollte  nicht  zuge1>en,  daJs 
die  Eroberung  ein  solches  Recht  begründe,  wollte  auch  die  Gültigkeit 
der  Reichskonstitutioiien  für  Böhmen  nicht  geltra  lassen  und  wiedei^ 
holte  die  Behauptung  Ho€6  über  die  exceptionelle  Stellung  der  mit 
dem  Gelde  deutscher  Reichsstftnde  erbauten  Intherischen  Kirdien. 
Vom  Standpunkte  des  bestehenden  Beicbsrechtes  waren  seine  Ein- 
wendungen unbegründet :  dasselbe  gab  klar  und  bestimmt  den  Landes- 
fürsten das  Reformationsrecht  in  die  Hand.  Vom  Stand ])unkte  des 
böhmischen  Staatsrechtes  allerdings  war  die  religiöse  Freiheit  durch 
die  Frteilunjr  des  MajestiUsbriefes  und  faktische  Anerkennunir  der  An- 
hänger der  AuL'shur^'er  Konfession  zu  einem  Grundgesetz  des  Landes 
geworden;  aber  eben  an  dieses  fühlte  sich  der  Kaiser  durch  den 
Aufetand  und  seine  Bezwinguni:  nicht  mehr  ('«  hunden.  Als  Püchler 
im  Laufe  des  Gespräches  l)i'uierkte,  wie  sduiierzlich  es  früher  (vor 
der  Begründung  der  zwei  luiherischen  Pfarren)  für  die  Lutheraner 
gewesen  sei,  wenn  sie  zufällig  auf  der  Reise  in  Prag  erkrankten  und 
ohne  geistlichen  Zuspruch  starben,  wie  dies  z.  B.  einem  braunschwei- 
gischen  und  badiscben  Gesandten  geschehen  war,  erwiderte  Liechten- 
stein: »Mein  lieber  Püchler,  Ihr  wifst,  dab  ich  ja  in  allweg  aufrich- 
tigen Herzens  gewesen  und  noch  bin.  Ich  sage  und  bekenne  Euch, 
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däSs  mir  das  so  sdüeuD^e  Vorgehen  nicht  gefidlen.  Ich  sprach  wegen 
der  deatsehen  Kirchen  mit  dem  Kaiser  und  seinen  Bäten;  Qott,  mdn 

Gewissen  und  meine  Seele  sind  Zeugen,  dafs  ich  dagegen  gesprochen» 
und  der  Landhofnieister  Herr  von  Wal<lstein  wird  dies  bestätigen. 
Aber  da  dies  nichts  geholfen  hat,  ein  Herr  ein  Herr  ist  und  ein 
Diener  ein  Diener,  habe  ich  auf  vielfältiire  Befehle  folgen  niüsseu. 
Ich  hoffp  aber  zu  Gott,  wenn  der  Kaiser  und  der  Kurftlrst  in  Person 
zusamnientretien  und  miteinander  reden,  80  wird  die  Sache  vielleicht 
aul"  einen  Raiten  Weg  gebracht  und  beglichen  werden."  Schlielslicli 
bemerkte  der  Fürst,  dafs  er  Hoes  Schreiben  empfangen  habe  und  ihm 
eine  solche  Bedeutung  beimesse,  dafs  er  es  an  gebührenden  Orten 
mitgeteilt  habe.  Pttchler  erfuhr,  dafe  Herr  von  Martinitz  und  die 
Jesuiten  in  Prag  yon  dem  Schreiben  in  Kenntnis  gesetzt  wurden  ^ 

Da  die  Antwort,  die  Liechtenstein  direkt  an  den  Kurfürsten  von 
Sachsen  richtete,  demselben  keine  Hoffnungen  machte,  entachlofe  sich 
Johann  Georg,  auch  an  den  Kaiser  zu  schreiben.  Im  Eingang  des 
Briefes  erklärte  er,  er  habe  dem  Gerüchte,  als  ob  der  Kaiser  eine 
Verfolgung  der  lAitheraner  plane,  nicht  Ldauben  wollen,  und  deshalb 
bei  dem  Ftlrsten  von  Liechtenstein  aniiefra^'t,  aber  gerade  an  dem 
Tage,  an  d(Mii  sein  Schreiben  in  Prag  anlangte,  sei  die  Spemmg  der 
beiden  lutherischen  Kirchen  crfolüt.  Fs  si  i  wahr,  dals  <iie  Böhmen 
durch  den  Aufstand  ihre  l'rivilef^ien  ver^viixt  hätten,  doch  sollten 
mancherlei  Gründe  den  Kaiser  veranla.ssen,  ui^  lit  überall  volle  Strenge 
walten  zu  lassen  und  zwar  zunächst  die  Krwägiiiig.  dais  iler  Aulsiaud 
nicht  von  Geistlichen,  sondern  von  hochgestellten  weltlichen  Personen 
erregt  wurde,  dab  die  Angehörigen  der  ^deutschen  Nation"  als  Fremd- 
linge und  Gftste  den  B&hmen  in  ihr  Vorhaben  nicht  hineinreden 
noch  ihnen  vorschreiben  konnten,  was  sie  zu  thun  oder  zu  lassen 
h&tten;  sie  seien  ▼ielmehr  unter  der  Defenaoren  Botniiisigkeit  gewesen 
und  hätten  sich  nach  deren  Befehlen  richten  müssen.  Gesetzt  aber 
auch,  dafs  die  deutsche  Kation  solcher  Unruhe  und  Pvebellion  ülier- 
fÜbrt  würde,  so  müsse  doch  zwischen  den  Schuldigen  und  Unschuldi- 
gen ein  Unterschied  cremacht,  es  dürften  wenisstens  nicht  alle  durch 
die  Sperrung  der  Kirchen  gestraft  werden.  Ililtten  sich  doch  auch 
viele  Katholiken,  wenn  auch  gezwungen,  ai»  dem  Aufstand  beteiligt, 
und  sie  würden  trotzdem  in  ihrer  Religionen  (  in  14  nicht  geM-hiidi^^t. 
Der  Kurfürst  wolle  zwar  den  Kaiser  nicht  dai m  <  rinnern,  in  welcher 
Gefahr  seine  lloheiL  und  Würde,  sein  liesil/.  und  die  katholische 
Kirche  gestanden  und  wie  diese  GeÜEdir  durch  seine  Mithilfe  beseitigt 


1  8KclMiseh68  StaalMrvhiv:  POehier  an  HoS  dd.  16.  November  1682. 
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worden  sei,  wohl  aber  daran,  dafs  die  Hilfe  Kursachseiis  zu  dem 
Zwecke  geleistet  worden  sei,  die  Katholiken  und  Lutheraner  „in  jenen 
Stand  und  in  jene  Sicherheit"  zu  versetzen,  deren  sie  sich  vor  der 
Rphellion  orfreut  hatten.  Zudem  habe  ihm  der  Kaiser  in  seinein 
Briete  vom  6.  Jiuii  lö^n  i]vii  Schutz  der  Lutheraner  versprochen  und 
ihn  duri'li  verschiedene  iiuischaften  ernuihiit,  dem  Aufstände  nicht 
ruhig  zuzusehen,  weil  sonst  den  Lutheranern,  im  Falle  der  Aufstand 
siepreich  bliebe,  dasselbe  bei;e}j:uen  könnte,  was  den  Katholiken  be- 
^e'^ixvX  sei.  Dem  kaiserlichen  Versprechen  und  den  Versicheruufien 
der  kaiseriichen  Gesandten  habe  er  getraut  und  Bich  nicht  eingebildet, 
dab  seine  Mithilfe  das  Verderben  seiner  Glaubensgenossen  zuwege 
bringen  könnte.  Auch  vor  den  Ständen  des  niederslehsischen  Krdses 
stehe  er  gebrandmarkt  da,  denn  nur  durch  die  Erklärung,  dafe  seine 
HilfB  fOr  den  Kaiser  der  Augsburger  Konfession  zu  keinem  Naditale 
gereichen  wQrde,  habe  er  sie  zur  Neutralität  bewogen'. 

Um  KU  beurtdlen,  inwieweit  die  Vorwtirfe  des  Kurfürsten  be- 
gründet waren,  mufs  man  zwischen  dem  kaiserlichen  Briefe  vom 
6.  Juni  1620  und  den  Versicherungen  der  verschiedenen  Gesandten 
unterscheiden.  Letztere  lauteten  offenbar  dahin,  dais  der  Kaiser,  im 
Falle  ihm  der  Kurfiii^t  Schutz  gegen  die  Calviner  (mit  welchem 
Namen  man  die  Anhäufzer  der  böhmischen  Konfession  bezeichnete) 
bieten  würde,  die  Lutheraner  ^ewils  nicht  verfolgen  würde.  Gingen 
diese  Verbprechungeu  weiter  als  jene,  zu  denen  sich  der  Kaiser  in 
dem  erwähnten  Briefe  vom  6.  Juni  1620  herbeiliefe?  In  demselben 
erklärt  er  „deutsch,  aufrichtig,  freundlich  und  gnädig,"  dals«  obwohl 
er  dei^enigen,  die  sich  freiwillig  zum  Gehoisam  anmelden  worden, 
nur  den  Fortgenufs  ihrer  Privilegien  und  nicht  ausdrOcklieh  auch  die 
Aufrecbthaltung  des  Majestätsbriefes  zugesagt  habe,  dies  nur  dedialb 
gföchehe,  damit  seinen  «und  S.  L.  Feinden  nicht  T^rsach  gegeben 
werde,  ihre  calvinistischen ,  blutdürstigen  und  gefährlichen  Ansehläge 
unter  dem  Deckmantel  des  MajestAtsbriefes  zur  Verhinderung  aller 
Polizei  und  des  Reli^ionsfriedons  auf  die  Bahn  zu  briniren."  „Ich 
veiiiicbere,'"  heilst  es  weiter,  „K.  L.  hi»'iuit  kaiserlich,  deutsch  und 
aufrichtig,  dafs  nichtsdestowfMULzer  all  dasjenige,  so  von  mu"  E,  L,  ver- 
sprochen, und  der  Ueligionstnedcn  im  Reich,  darauf  das  übrige  alles 
gerichtet,  darunter  verstanden  und  demselben  wirklich  nachgekommen 


*  Coli.  Cnmerarianu  in  der  Möachner  H<rfbibUothek:  Kursachscn  an  Fer- 
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dinand  II.  dd.  5-,^  ,  1622. 
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werden  solle,  dabd  auch  die  aUen  Hnsiteii  in  Böheimb  vemttg  der 
Alteren  Vert:leichungen  nicht  ausgeschlossen  sei»  sollen." 

Der  Brief  verspricht  somit  nicht  klar  und  offen  die  Duldung  der 
Augsbur^'er  Konfession,  sondern  nur.  dafs  ilvr  Kaiser  den  ( Aufzs1)un:er) 
Relipionsfrieden  im  Reich  und  die  dem  Kurfürten  [!PTn  achten  Ver- 
sprechunf^en  einhalten  würde.  Diese  Versprechuiijien  dürften  aber 
identisch  mit  den  Erklärungen  seiner  Gesandten  trewesen  sein,  und  diese 
lauteten  gewifs  auf  die  Duldung  der  Lutheraut  i  in  IJohnien  aucli  nach 
Niederwerfung  des  Aufstaudes.  Aufserdem  hatte  aber  Ferdinand  uu- 
zweidentig  die  Duldung  der  alten  Hasiten,  d.  h.  deijenigen,  die  sich 
Ton  der  rOmisdieD  Kirdie  nur  durch  den  Laienkeldi  utttersdiieden 
und  sieb  im  Jahre  1594  feierlich  mit  Rom  ausgeaOhnt  hatten,  Ter- 
aprocben.  Diese  schnftliche  Zusicherung  hatte  der  Kaiser  verletzt, 
indem  er  zu  der  ÄbfldiaiiuDg  des  LaienkelcheB  seine  Zustimmung  gab, 
jetst  verletzte  er  auch  seine  mündlichen  Versprechungen  durch  die 
Sperrung  der  lutherischen  Kirchen.  Wenn  der  KuifUrst  also  deshalb 
Klage  führte,  war  er  in  seinem  Rechte.  Um  dem  Kaiser  zu  Gemüte 
zu  führen,  wie  sehr  er  getren  ihn  im  Unrecht  sei,  schickte  er  ihm  die 
Kopie  des  kaiserlichen  Briefes  vom  6.  Juni  1620.  Seinen  GeFaiidten 
in  Ret,'eusburg  aber  trug  er  auf,  im  Fitlle  man  ihnen  gegenüber  (li<» 
Nicliteinhaltung  der  kaiserlichen  Verspret  liun^'en  damit  rechtfertigen 
würde,  dafe  sich  niemand  freiwillig  zum  (iehorsani  gemeldet  habe, 
sondern  alle  nur  dem  Zwange  gefolgt  seien,  zu  erwidern,  dais  man 
doch  einen  Unterschied  machen  müsse  zwischen  jenen,  die  selbständig 
hfttten  handehi  können,  und  Jenen,  die  zum  Ungehorsam  gezwungen 
worden  seien.  Die  Defensoren  und  Direktoren  seien  allein  die  Henren 
der  Lage  gewesen,  alle  übrigen  hfttten  von  dem  kaiseriichen  Ab- 
mahnungsachreiben  gar  keine  Kenntnis  erhalten,  die  Strafe  dürfe  also 
nicht  alle  gleichmäfsig  treffen*.  Es  hiefs,  dafs  die  Mutter  des  Kur- 
ftkfsten,  eine  feurige  Anhängerin  der  Augsburger  Konfession,  ihren 
Sohn  zu  dem  scharfen  Schreiben  an  den  Kaiser  veraniafst  habe,  und 
wahrscheinlich  war  sie  auch  diejenige,  die  die  Anfertigung  der  Kopie 
empfohlen  hatte. 

Der  Überbrinu'er  des  kurfürstlichen  JiiiLles  richtete  seine  Sehritte 
nicht  nach  Wien,  weil  der  Kaiser  nicht  mehr  liaselbst  weilte,  sondern 
bereits  die  Reise  nach  Kegensbur;.',  woselbst  die  Beratungen  des  Depu- 
tationstages  stattfinden  sollten,  augetreten  hatte.    Der  Bote  traf  mit 


'  Sichsiscbes  Staatsarc  Inv:  Ferdinand  au  Kursachsen  (Ul.  6.  Juni  1620. 

.  ji   ^  «       i_     jj  26.  Dezember  1622 

Karuwlu«  an  die  Gesandten  in  Kegensbnig  dd,       fi^nnn  1^  ' 
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der  kaiserlichen  Beisegesellschaft  in  Schärding  zusammeu.  Ferdinand 
langte  daselbst  Mitte  November  an,  begleitet  von  seiner  Frau  und 
seinen  Kindern,  von  seiner  Hofdienerscbaft  und  seinen  wichti^'sten 
Räten,  darunter  dem  Herrn  von  E??:enberp:,  den  Grafen  von  Ilohen- 
zollern,  llarrach,  Traiittiiiansdorff  und  Fürsteuberg,  den  Herren  Zden6k 
von  Lobkowitz,  Adam  von  Waldstein,  Stralilendorf  und  Nostitz.  All<^s. 
was  bei  Hofe  Raii^'.  Ansehen  und  Einfiuls  bcsals,  war  um  tlen  Kaiser 
versammelt.  Der  Brief  des  Kurfürsten,  der  durch  seine  enei^sche 
Sprache  das  Ende  der  sächsischen  Allianz  auzukundigen  schien,  fiel 
wie  eine  Bombe  unter  die  Räte,  von  denen  die  meisten  die  öffentlichen 
Angelcgenhdten  nnr  von  ihrem  e(9>i8tiBdi«i  Standpunkte  beurteUten 
und  namentlich  der  Voiteile,  deren  sie  durch  die  in  Böhmen  verhAnij^ 
Konfiskationen  teilhaftig  geworden  waren»  verlustig  zu  gehen  filrehteten. 
Ihr  Unwille  kehrte  sich  jetzt  ausschlieÜBlich  gegen  Garafib,  den  sie 
allgemein  als  den  Störenfried  bezeichneten;  ihm  gaben  sie  die  Schuld, 
dafs  die  Veriiandlung  in  Regensburg  voraussichtlich  nicht  den  ge- 
wflnsehten  Gang  nehmen,  der  Friede  im  Reiche  nicht  zu  stände 
konmien.  Sachsen  sirh  vom  Kaiser  trennen  und  mit  dessen  Feinden 
verl>inden  würde.  Anmalsend  im  Glück  und  feitr  in  der  (iefahr, 
sahen  sie  schon,  wie  sich  die  feindliehen  lieere  organisierten  und  eine 
Stärke  erreichten.  ii( u  dir  kein  Widerstand  möglich  sei:  das  Ver- 
derben der  katliülischen  Keligion  und  des  Erzliauses  schien  ihnen  un- 
vermeidlich. Caraffa  war  nicht  in  Schärding,  als  das  kursächsische 
Schreiben  dort  eintraf,  er  hatte  der  Bequemlichkeit  wegen  einen 
anderen  Weg  nach  Regensburg  eingeschlagen  und  hatte  auf  diesem 
durch  seine  Freunde  TOn  dem  Inhalt  des  Schreibens  und  dem  dadurch 
erregten  Sturm  Kunde  erhalten.  Er  erwartete  deshalb  den  Kaiser  in 
Straubing,  wo  er  von  ihm  am  18.  Noyember  1622  in  Audienz  empfangen 
wurde.  Er  wiederholte  alle  von  ihm  so  vielfach  für  die  Verfolgung 
vorgebrachten  Gründe  und  sprach  die  Hoflhung  aus,  dals  Ferdinand 
nicht  blofe  seinen  Ruhm,  Trag  von  den  Ketzern  gesäubert  zu  haben, 
sondern  auch  das  Staatsinteresse,  das  die  Einheit  in  der  Religion 
dringend  erheische,  nicht  gefilhrden  werde.  Der  Kaiser  erwiderte,  es 
sei  wahr,  d«'r  Kurfürst  habe  ihm  einen  langen  iind  scharffM!  l^ricf  ge- 
schrieben. Aus  der  Art.  wie  Ferdinand  den  Inhalt  desselben  erörterte 
und  <ler  tibf^rschirkten  Kujiic  erwftbnte.  «jewauii  der  Nuntius  den  Ein- 
druck, dals  derselbe  sein  Vuriirheu  iH  tlaucre  und  wünsche,  er  hatte 
die  Ausweisung  erst  nach  den»  Uegeubburger  Deputationstag  veil taugt. 
Umsomehr  verteidigte  Garafia  seine  bisherigen  Ratschläge:  wenn  ein 
Fehler  geschehen  sei,  so  sei  es  der,  dals  man  zu  lange  mit  der  Aus- 
weisung gezögert  habe.   Wörde  man  die  Lutheraner  noch  weiter 
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dulden,  so  hätte  man  ihn  Böhmen  nichts  gewonnen,  denn  das  Volk 

würde  samt  und  sonders  zu  ihnen  treten.  Er  machte  aufmerksam, 
daiis  die  Ketzer  nie  mit  dem  erreichten  Erfo]^  zufrieden  sein,  sondern 
stets  weiter  greifen  würden,  und  dafs  der  KurfUrst  in  seinem  Gebiete 
ja  auch  keinen  katholischen  Gottesdienst  dulde.  Seine  Arj-nmiente, 
dft!"'=  Tnan  in  iiühmeu  nicht  anders  hsuidfln  düife.  als  wozu  sich  jeder 
R*  II  li-fiirst  bereehtiL^t  ;/laube,  flal>  jtilei  Staat  eine  Beute  der  Anarchie 
geworden  sei,  in  dem  die  kirchliche  Einheit  tehlte,  machten  in  der 
That  auf  den  Kaiser  Eindruck.  Unmittelbar  nach  der  Unterredung 
mit  taralia  berief  er  seine  Geheimriite  zu  einer  Beratung,  und  iu 
dieser  wurde  beschlossen,  an  der  eingeschlagenen  Politik  nichts  zu 
Andern  und  bei  der  verfügtea  Ausvoisong  zu  beharren.  Man  erttiterte 
in  dieser  Sitsniog  auch  die  Antwort,  die  man  dem  Kariüisten  geben 
solle;  man  wollte  ihm  Verhandlungen  aber  den  Gegenstand  in  Aua- 
sicht stellen  I  wenn  er  den  Depntatioastag  in  Begenshurg  petsönlich 
besuchoD  wOrde,  und  bemerkte  halb  im  Scherze,  man  wQrde  den 
Lutheranern  in  Böhmen  freie  Religionsübunp  gestatten,  wenn  der 
Kuifürst  den  Katholiken  in  seinem  Gebiete  sie  ehenfalla  gestatten 
wt^rde'.  Die  feste  Haltung  des  Kaisers  dauerte  jedoch  nur  einige 
Tage.  Kaum  war  Ferdinand  in  Regensbun;  angelangt,  so  traf  ein 
zweites  Schreiben  des  Kurfiu-steu  \<in  Sachsen  ein,  in  dem  derselbe 
berichteU;,  dafs  infolge  .seiner  Bemühungen  sich  der  Kuifui-^t  vou 
Brandenburg  und  die  ller/o^e  vuu  Pommern  und  Brauusciiweig  zum 
Besuch  des  Regensi)ur;:er  Deputationstages  entschlossen  hätten,  dafs 
aber  die  Sperrung  tler  lutherischen  Kirchen  diesen  Beöchlufe  rück- 
gängig machen  wttnie.  Er  seihet  sei  ganz  „perplex*^  über  dieselbe 
und  ersuche  den  Kaiser  um  Aufhebung  dereelben,  damit  er  sich  nach 
Regensburg  veribgen  könne*.  Der  Kaiser  that  zwar  nicht,  was  der  Kur- 
fürst  wollte,  aber  er  gab  wenigstens  dem  Forsten  von  Liechtenstein  den 
Befehl,  in  der  Sperrung  der  lutherischen  Kirche  innezuhalten,  und  da  bis 
dahin  nur  die  Pfarrer  in  Prag  und  Brüx  ausgewiesen  worden  waren, 
sollte  die  Pfarrer  im  Elbogener  und  P.L^erer  Gebiet  unbehelligt  ge- 
lassen werden.  Doch  sollte  dies  unauflllllig  geschehen,  dannt  niemand 
den  anbefohlenen  Stillstand  merke.  Diese  Nachcriebiirkeit ,  die  man 
als  ersten  Schritt  zur  Duldung  der  Augsburger  Konfession  hi^tte  be- 
trachten können,  bekämpfte  Caratla  natt^rlich  auf  das  naclidrueklichste 
und  fand  hiebei  au  dem  iu  ReL^ensburj:  anwesenden  Bischöfe  von 
WOrzburg,  einem  w^en  seiner  Frömmigkeit  hochgeachteten  Manne, 


*  C&TttÜkb  Uaggxiagliu. 

•  8idisiadi«8  Staaturdiiv:  Kuntdisen  «n  Fer^iuuid  II.  dd.  9./19.  Nor.  1682. 
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kräftige  Unterstützung'.  Der  Nuntius  behauptete,  auf  irgend  einem 
Wege  EiiiBicht  in  einen  Teil  der  Korrespondenz  zwischen  dem  Kur- 
ftlrsten  von  Sachsen  und  seinem  Prinzipalp:esandten  in  Ilefrensburg, 
dem  Grafen  Wolf^rang  von  Mansfeld ,  j^^enonuiieu  zu  haben;  dadurch 
sei  er  zu  der  Cberzeugun^i  gelani^^t,  dals  der  Kurfnrst,  nur  um  den 
Vorwürfen  seiner  Glaubensprendssen  y.u  begegnen,  scharf  auf^'etreten 
sei,  und  dals  seine  Bt'hau])tung,  vi  beteilige  sich  wegen  der  Verfol^-'ung 
der  Lutheraner  nicht  au  dem  Regensburger  Deputationstage ,  nicht 
ernst  zu  nehnteu  sei,  weil  er  ohnehin  nie  die  Absicht  gehabt  habe, 
dort  zu  erscheinen.  Sdnen  <}6saDdten  hatte  der  Kurfüist  nach  den 
EnthttUuDgen  Garafias  wohl  den  Auftrag  gegeben,  aber  die  Bebftndlung 
der  Lutheraner  heftige  Klage  zu  fbhren,  aber  heimlich  ihnen  befohlen, 
sich  zufrieden  zu  geben,  wenn  die  Gegenrefoilnation  nur  nicht  auch 
auf  Schlesien'  sich  bezöge,  wo  er  tieh  den  Standen  gegenober  bei  der 
Wiedeninterwerfun^'  unter  des  Kaisers  Auktoritftt  zur  Duldung  der 
Augsburcjer  Konfession  verpflichtet  hatte,  und  wenn  ihm  die  Lausitz, 
die  er  für  seine  Hilfeleistung  vom  Kaiser  als  Pfandgut  erhalten  hatte, 
belassen  würde.  Caratfa  setzte  von  dem  Inhalt  der  ^;eheimen  In- 
struktion den  Kaiser  in  Kenntnis  und  bewirkte  (ladiirrh.  d^fs.  wonn 
auch  der  Kaiser  seinen,  dem  Fürsten  von  Liechtenstriu  erteilten  Be- 
fehl niclit  widerrief,  weniu'stens  kein  Schritt  zu  weiterer  Jsachgiehif;- 
keit  frethan  wurde.  Wir  bemerken  indessen,  dalk  die  falsche  lluUe, 
die  Carafta  dem  Kurfürsten  zuschreibt,  durch  die  im  Dresdner  Archiv 
befindlichen  Instruktionen  und  Korrespondenzen  nicfat  bestätigt  wird, 
dals  sich  keine  Stelle  in  ihnen  vorfinde,  die  auf  eine  Doppelrolle  hin- 
wiese, und  dals  wahrscheinlich  Garafla  einer  Täuschung  unterlag,  in- 
dem man  ihm  gegenttber  einigen  kurfürstlichen  Weisungen  eine  fiüsdie 
Deutung  unterlegte. 

Die  Aufrichtigkeit  des  KuifttrsCen  zeigte  sich  zunächst  darin,  dafe 
er  die  geistlichen  Kuifttrsten  zu  einer  billigeren  Behandlung  der 
Lutheraner  zu  bewegen  suchte  und  deshalb  ihnen  das  Bedenkliche  der 
durcli  die  Ausweisung  der  Prediirer  verursfi elften  Aufrecruug  unter  den 
Lutheranern  schilderte^.  Weiter  rieht  t«  er  ein  erneutes  Ansuchen 
au  den  Ivaiser  um  die  Rückberufunj;  ties  Brüxer  Pfarrer?!.  Johann 
Georg  hatte  zu  dieser  Bitte  einen  besonderen  Grund.  A1&  er  sicli  im 
Jahre  1620  zur  Intervention  in  den  Ländern  der  böhmischen  Kiune 
anschickte,  erbot  sich  die  Süidt  Brüx  zur  Anerkennung  des  Kaisers 

1  nAhmischcf:  StatthaltereiArduT:  Ferdiaand  an  Liechtenstoia  dd.  äO.  Not. 
Carattas  Kuggiiaglio. 

*  Wiener  Staatsarchiv:  Auszug  aus  dem  bchreiben  des  Kurfürsten  von 
Stchieii  an  die  Knrflknlen  von  Mainz  und  Köln  dd.  9^19.  Dezember  1822. 
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als  Kdnig  von  Böhmen  und  eriiielt  darauf  von  dem  Kurfürsten  unter 
Brief  und  Si^el  die  Zueichenmg,  dafe  sie  die  Augsbuiger  Konfession 
frei  bekennen  dOife  K  Der  Kurfbrst  setsste  indessen  seine  Hoffnung 
bauptsftchlicb  auf  die  katholisdien  Fürsten  und  defen  Fürsprache,  und 
tbat8äch)ich  erteilten  sie  seinen  Gesandten  mehr  oder  minder  weit- 
reichende Zusicherungen.  Der  Herzog  von  Bayern,  dem  an  der  Freund- 
schaft Kursachsens  viel  pelepren  war,  weil  er  nur  mit  dessen  Hilfe  in 
den  pesicliertcu  BesiU  der  heifsbegehrteii  Kur  f^elniiszen  konnte,  er- 
klärte, dafs,  wenn  die  An?ele*renheiL  der  hüliinischeii  Uefoniiation  zur  i*- ÜS"" 
Sprache  komuieu  sollte,  er  e&  an  sich  nicht  telileu  lassen  würde,  da 
er  zwischen  beiden  Religionsparteien  im  Reich  ein  gutes  Veruaueu  zu 
erhalten  wünsche. 

Thatsächlich  richteten  die  drei  katholischen  Fürsten,  welche  in 
Begensbuiig  anwesend  waren,  an  den  Kaiser  die  Bitte,  die  weitere  Re- 
formation in  seinem  Bddie  einzustellen  und  über  Mittel  nadueudenken, 
wie  im  Aulsersten  Falle  aucb  den  vielfocben  Bitten  des  Kurfürsten  von 
Sadisen  in  Bezug  auf  die  Bestitution  der  beiden  lutherischen  Kirchen 
in  Prag  genügt  werden  könnte.  Dieses  Ansudien  macbte  auf  Ferdinand 
einen  solchen  Eindruck,  dafs  er  dem  Fürsten  von  Liechtenstein  den 
Auftrag  gab,  sich  mit  den  vorzüglichsten  Theologen  in  Böhmen  zu 
beraten,  inwieweit  ohne  Verletzung  des  (iewissens  und  zur  Verhütung 
<rr5fseren  ITbels  den  Wflnschen  des  sächsischen  Kurfürsten  willfahrt 
werden  könnte^.    Wie  die  Gutachten  der  böbinischeu  Theologen 


'  Säclisisclus  Stjiaffiarc  hiv :  Knrs;u  liM  n  an  Ferdinand  II.  dil.  20.  ;'.0.  Dez.  1622. 

*  Die  merkwürdige  Zusclirift,  weJchc  wir  in  den  Monat  Januar  versetzen, 
hat  ddi  mir  aud  Teil  in  kteinisdier  Übenebmog  mid  nodatiait  erhtIteD  und  swar 
im  Plrager  JesititeiiarchiT,  welches  nach  Aufhebung  des  Jesuitenordens  dem  Wieaer 
Stefttgarrhiv  einverleibt  wtinlo.    Dio  wichtiprste  Stelle  der  Zusclirift  tantpt: 

Tres  electorcs  imperii,  qui  hic  praesentPs  sunt,  id  mihi  consilii  dederunt,  ut 
ulteriorem  religioais  executiuncui  in  nostro  haeredituno  regno  Boemiae  ut  et  in 
•Iiis  provincSs  inhiberem  et  de  optimis  mediis  eogitsiem,  qnibns  per  lemel  dalam 
generalem  condonationem  subditi  «d  quieteiil  et  mdioreni  conitaDtioreroque  sab- 
iectionem  reduci  po^jsint,  ac  quomodo  in  cxtrcmno  necessitatis  casu  ad  multiplices 
preces  et  Petitionen  electoria  Saxoniae  ratione  duorum  Germaoiconim  templorum 
oondeseendi  ponlt. 

Cum  ergo  bu  res  mtiori  ex  pmrte  hiiittsmodi  sint,  quae  conscientiam  con- 

cernant,  in  iisque  caute  et  attentiono  mnp;na  procedenduni  sit,  postulo  a  V.  f'haritate 
dementer  velit  cum  praecipuis  ei  prubatissimis  theologis  ac  religiosis  in  Bocmm 
coDsnllationem  instituere  in  causa  petitionis  electoria  Sa.xoniae  et  iovestigare,  utnuu 
ac  qnantnm  sine  oonscientiae  pneiadieio  ad  avertendom  mattis  malnm  ei  conoedi 
possit,  inihiquc  praedictorum  tbeologorum  uti  et  snam  sentcntiam  ac  iudicitun 
tjiiiiHi  •  plcrrime  significare  et  traosmittere;  ac  simul  praedictam  exeeutionem  aliquan- 
tum  iuliibere. 

OiBdtlj,  OeffnnfoiiMtioii  in  BSham.  9 
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lauteten,  ist  leider  oidit  bekannt,  doch  ist  kein  Zweifel,  dafe  sie  die 
Duldung  widerrieten. 

Dem  persönlichen  Auftreten  der  Kurfürsten  entsprach  nicht  ganz 
die  Hiütung  ihrer  Vertreter.  Der  Mainzer  Kanzler,  Herr  von  Metter- 
nich, erklärte  in  der  Sitzunir  des  Deputationstajj;ps  am  18.  Januar, 
dals  nachdem  die  Ausweisung'  der  T.iitlu'rauer  aus  I^öIhuph  einmal  er- 
folgt sei,  diese  Mafsregel  ohne  Ves  let/uii,tr  der  kaisf  lin-heii  Auktoritflt 
und  des  Gewissens  nicht  mehr  widerrufen  werden  komie.  Auch  der 
Kurfürst  von  Mainz  seihst  bemerkte  irecenüber  dem  Schwiegersohne 
des  Kurfürsten  von  Sachsen,  dals  sich  der  Kaiser  au  sein  Versprechen 
der  Aufrechthaltung  der  Ihrivilegien  und  folglich  der  BeHgionafreikeit 
in  BAbmen  nicht  für  gebunden  erachte,  weil  er  dieses  Land  mit  dem 
Schwerte  gewonnen  habe.  Doch  lenkte  der  Kurfftrst  zum  Schlüsse 
etwas  ein,  indem  er  erklärte,  «dals  wenn  annehmliche  Mittel  (zur 
Vergleichung)  zu  finden  wAren,  er  gern  das  sdnige  tbun  wollte." 
Er  habe  selbst  darQber  nachgedacht,  ob,  weil  die  lutherische  Kirche 
zu  Prag  „Ihrer  Majcf?t!\t  so  p:ar  im  Gesicht  lä-re,  man  den  Evangelischen 
nicht  vielleicht  eine  Kirche  vor  der  Stadt,  wie  zu  Wien  vergönnen 
könnte,  doch  wisse  er  nicht,  oh  und  wir  weit  sich  etwa  dieser  Vor- 
schlaji  mochte  prakticieren  lassen/  —  Kuruiaiuz  lieis  es  somit  nicht 
wie  der  Herzog  von  Bayern  bei  blofsen  Worten  bewenden ,  sondern 
machte  audi  einen  besonderen  Vorschlag,  der  wenigstens  teilweise  eine 
Befriedigung  der  säclisischen  Wünsche  enthielt. 

Noch  hatte  der  Kaiser  nicht  auf  die  Klagen  Kursachsens  und 
namenüicb  nicht  auf  den  Brief  vom  8.  November  geantwortet 
Jetzt  war  er  durch  die  Mahnungen  Gamffiis  nnd  wohl  auch  durch 
die  Batsrhlftge  des  Herzogs  von  Bayern,  der  es  mit  seinen  Ver- 
sicherungen den  sächsischen  Gesandten  gegenfiber  nicht  aufrichtig 
meinte,  in  seiner  Unnachgiebigkeit  bestärkt,  und  nach  vielfachen  Be- 
ratungen, an  denen  sich  der  Reichsvicekauzler  Ulm,  der  böhmische 
Kanzler  Lobkowitz  und  die  Beichshoirftte  Strahlendorf  und  Nostitz  be- 
teiligten, wurde  am  25.  Januar  eine  Antwort  auf  das  kurfürstliche 
Schreiben  festgestellt  und  abgeschickt.  Sie  lautete  ablehnend:  der 
Kaiser  eröiterte  in  derselben,  «lafs  er  den  Fortirenufs  der  tVivilegien 
nur  jenen  Bewohnern  Bi^hmens  anu-^ehnten  halte,  die  >ic]i  <Ao'u-h  nach 
Kenntnisnahme  dieses  Anerbietens  dein  Herzog  von  Bayern  oder  dem 
Kurlursten  von  Sachsen  „oline  Schwertötreich  und  unverriickteu  Fufses 
ergeben  wUrden,"  und  duis  ihnen  auch  ftii-  diesen  Fall  nicht  ausdrück- 
lich der  Fortgenufs  des  MajestAtsbriefes  zugesichert  worden  sei.  Auch 
in  seinem  Schreiben  an  den  KurfQrsten  dd.  6.  Juni  1620  habe  der 
Kaiser  keineswegs  die  Anerkennung  des  Augsburger  Beligionsfriedens 
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zugesagt  Nun  sei  Böhmen  Qur  durch  Gewalt  zum  Gehorsam  ge- 
swungen  worden,  und  so  wQrde  es  mm  nieht  geringen  sDespekt" 
der  kafserlichen  Auktoritftt  ausschlagen,  wenn  das  Land  im  weiteren 
GenuTs  seiner  Privilegien  und  namentlich  des  M^jestätsbriefes  be- 
lassen wQide.  Die  Anhänger  der  Augsburger  Konfession  bitten 
abrigens  schon  von  Kaiser  Rudolf  den  Miyest&tsbrief  in  Bezug  auf 
ihre  Duldung  nur  in  der  Erwartung  erhalten,  dafs  sie  stets  die  schuldige 
Treue  und  Gehorsam  leisten  würden.  Nun  hätten  sich  aber  die 
Lutheraner  nach  der  im  Frühjahr  1620  erfolgten  Auffonicrunp:  zum 
Gehorsam  nicht  von  den  Rohellon  iietrpnnt,  die  lutherische  Geistlich- 
keit selbst  habe  viplmphr  frleich  m  Atifuiv-r  Hf^r  Rel>ellioii  auf  ihren 
Kanzeln  die  Proklamation  der  l)('f('ns<)reii  voriiflesni  und  ihre  Glaubens- 
genossen zum  Besuclie  der  robollischen  Versauiuilung  im  Caro- 
linuMi  aufgefordert,  dann  während  de«  Aufstandes  alle  Welt  zur 
eifrigen  Bethätigung  ihrer  Feindseligkeit  gegen  die  angestammte 
Auktorität  au^^idert  und  sei  auch  bd  der  Krftoung  des  Gegen- 
kfinig9  zugegen  gewesen.  Es  sei  somit  klar,  dai^  die  Lutheraner  sieh 
desselben  Verbrechens  schuldig  gemacht  hatten,  wie  die  Anhänger  der 
böhmischen  Konfession.  Der  Kaiser  sei  gewillt»  nur  den  Aocord  ein* 
zuhalten,  den  der  Kurfitrst  mit  der  Lausitz  und  mit  Schlesien  ab- 
^reschloRsen,  weil  sich  diese  Länder  grOlstenteils  ohne  Anwendung  von 
Waifengewalt  zum  Gehorsam  erboten  hätten.  Die  Vorwürfe,  welchp 
somit  die  kaiserliche  Antwort  gegen  die  luthrrischen  Prediger  erhob, 
waren  übrigens,  wie  sich  aus  einer  nachträglich  angestellten  Unter- 
suchunpr  er<j<\h,  nirbt  nnlio^rrQufiet'.  lätB. 

Das  kaiserliciic  Schreiben  wurde  ilem  Kurfüreten  mit  uugewülinlicher 
File  Überbracht,  denn  schon  vier  Tage  später,  am  29,  Januar,  war  er 
in  seinem  Besitze.  Er  beantwortete  dasselbe  am  folgenden  Tage  mit 
einem  Briefe,  in  welchem  er  zugab,  dalb  die  hartnilckig«  u  Rebellen 
eine  Bestrafung  verdienten,  aber  er  unterschied  wiederum  zwischen 
jenen,  die  befehlen  konnten,  und  jenen,  die  gehorchen  mfllsten  und 
nur  aus  Furcht  oder  Unwissenheit  gesündigt  hätten.  Die  Abmahnungs- 
patente seien  in  den  Händen  der  Direktoren  geblieben,  und  nur  wenige 
Leute  aus  dem  Volke  hätten  von  ihnen  Kenntnis  erlangt,  am  wenigsten 
aber  die  Deuteehen,  welche  auch  darum,  „weil  sie  Fremdlinge  seien, 
unter  der  B&hmen  Protektion  stünden,  keinen  Stand  bildeten,  mit  der 
Absetzung  (des  Kaisers  als  König  von  Böhmen)  und  mit  der  Wahl 
(des  Gegenkönigs)  nichts  zu  schaffen  gehabt  hätten."  Von  den  gegen 


'  Siu  lisisches  Stiatsarchiv :  Ferdinand  II.  an  Knrsachsen  dd.  25.  .Tainiar  1623.  — 
Itauduitzcr  Archiv:  Micbna  an  den  böhmiadien  Kanzler  dd.  21.  Januur  162B. 
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die  Itttheriflclie  Geisllidikeit  erhobeneo  VorwQifen  wisse  er  nicht,  ob  sie 
bereclitigt  seien,  aber  selbst  für  den  Fall,  daCs  sich  die  Geistlichen  so 
vergangen  hätten,  wie  der  Kaiser  sage,  wollte  er  doch  ihre  Gemeinden 
geschont  wissen.  Überhaupt  seien  nur  die  Anstifter  der  Bebellion  und 
die  Verführer  des  Volkes,  nicht  aber  (Heses  selbst  zu  strafen.  Schliefs- 
lieh  berief  er  sich  abermals  iiuf  seine  den  r ^•angelisc•hel]  Keichsständen 
fre^:e])ene  ZusaL'p,  fhifs  durch  seine  dem  Kaiser  ^releistete  Hilfe  der 
Au^'shur^Tr  Kuntessiou  kein  Eintrag'  geschehen  solle,  und  sprach  des- 
halb die  liuliuung  aus.  der  Kaiser  werde  bei  seinem  abweislichen 
Bescheid  uicbt  verharren  ^  Diese  Hoffnung  erwies  sich  freilich  als 
eitel,  denn  als  auf  dem  Deputaüonstag  dem  Kaiser  eine  Schrift  über- 
reicht wurde,  in  der  die  protestantischen  Kui^irsten  und  Fanstea 
die  in  BOhmen  durchgeführte  Gegenreformation  beklagten,  erklärte 
der  Kaiser  den  Deputationstag  nicht  für  berechtigt,  sich  in  die  An- 
gelegenheiten Böhmens  einzumischen*. 

Diese  Antwort  Terstimmte  selbstventftndlich  den  protestantischen 
Teil  des  Deputationstages;  aber  auch  die  Mehrzahl  der  Katholiken 
konnte  sich  der  Sorge  für  die  Zukunft  nicht  eutschlagen.  Aus  diesem 
Grunde  richteten  sie  eine  eigene  Zuschrift  an  den  Kaiser,  worin  sie 
ihn  ersuchten,  wenigstens  eini-j-^^rmafseu  der  Bitte  Kursachsens  Gehör 
zu  geben,  und  wofern  dies  nicljt  der  Fall  sein  könnte,  ihm  fjoch  in 
anderer  Weise  gefällig  zu  sein,  damit  der  „so  hoch  nicriticrtc  Kurfürst 
nicht  offendiert,  sondern  in  gehorsamer  Devotion  erhalten  würde." 
Da  diese  Angelegenheit  eine  religiöse  sei.  so  möge  sich  der  Kaiser 
bei  seinen  Theologen  und  Beichtvätern  Rats  erholen.  Den  Theologen 
mflXsten  die  Akten  des  MQhlhausner  Tages  vorgelegt  werden,  damit  sie 
daraus  ersehen  konnten,  in  welcher  Weise  Rudolf  II.  fbr  die  Under 
der  b&hmischen  Krone  die  Angsbufger  Konfession  bestfttigt  habe, 
welche  Yeisprechungen  der  Kaiser  bezfl^^ich  ihrer  Duldung  selbst  für 
den  Fall  gegeben  habe*  wenn  Böhmen  mit  dem  Schwerte  bezwungen 
würde ;  denn  dafs  solche  Versprechungen  geschehen  seien,  erweise  Aex 
Inhalt  des  damaligen  kurfürstlichen  Schreibens  an  den  Kaiser.  — 
Schliefslich  gaben  sie  zu  bedenken,  ob  die  wohl  vollendete,  aber  noch 
nicht  konsolidierte  Eroberung  Böhmens  nicht  wieder  in  bedenkliches 


'  Sächsisches  Staatsarchiv:  Kursacbsen  an  den  Kaiser  dd.  2QJdO.  Januar 
1028.  —  CaralfiM  Raggiiai^Ow 

*  Ssduischis  Protokoll  der  Bemtongen  des  Begenshmger  Deputatioiistages  dd. 

i^ebruar  ^  Kuans  Beplik  fttif  das  Gutachten  der  Knrf&nten  und 

Ponten  dd.  6.  Februar  1628. 
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Sehwankeo  geraten,  ob  nicht  die  Übertragung;  der  Kur  auf  Maximilian 
von  Bayern  schwieriger  werden,  und  ob  nicht  durch  die  Entfremdung 
Sachsens  fortan  jede  Hoffnung  auf  den  Zusammentritt  der  gesamten 
Reichsstilnde  entschwinden  würde.  Vielleicht  sei  der  Kaiser  ?e?en  die 
allfkllii^en  ( iefahren  gejiugsam  j^erüstet ;  sie  Wülsten  es  nicht  und  mülsten 
dies  meiner  Kutscheidun?  übt'rlassi'n.  je<lejifalls  ab^r  würde  die  Gefahr 
aulsei  ordentlich  wachsen,  wenn  sich  der  Kurlurst  von  Sachsen  den 
Feinden  beigesellen,  und  zu  diesen  auch  Däaeuiark,  Schweden,  die 
liuusebUidte ;  die  piutestantischen  Reichsstände,  HoUauii  und  Kugland 
treten  wfirden,  abgesehen  davon,  dais  weder  den  Türken  noch 
Ungarn,  noch  dem  Betblen  zu  trauen  sei.  IMe  Katholiken  mahnten s.Mnar 
jedoch  den  Kaiser  nur  im  Yertiauen  zur  Nachgiebiglceit;  denn  als 
der  Deputationstag  in  seiner  Gesamtheit  seine  Meinung  Ober  die  Re- 
formation hl  Böhmen  abgab»  forderten  nur  die  Protestanten  die  Frei- 
.iclmng  dsar  Augsburger  Konfession,  wfthrend  die  Katholiken  dieser 
Forderung  zwar  nicht  widerspnudien,  sieb  ihr  aber  auch  nicht  an- 
schlössen^. 

Trotzdem  glaubten  wohl  unterrichtete  Teilnehmer  des  Deputations- 
tages bis  zuletzt  die  Nachgiebigkeit  (b'S  Kaisers  in  Aussicht  st<'1!en  zu 
dürfen,  da  sotrar  Sjtanien  sich  aul  >eite  des  Kurfürsten  \nn  Saclisen 
stellte.  Als  nandich  (Um-  kaiserliche  Gesandte  in  fcpauieu,  Graf 
Khevenhiller ,  die  Nachiuhi  von  der  Ausweisung  der  lutherischen 
Prädikanten  empfing  und  dieselbe  dem  Kouig  Philipp  und  seineu 
Ministern  mitteilte,  fanden  sie,  obgleich  sie  keine  genaue  Kunde  von 
den  Versprechungen  besafeen,  die  der  Kaiser  dem  Kurfbisten  yon 
Sachsen  gemadit  hatte,  dodii  dalb  sich  der  letztere  »billig  beschweren  ^ 
könne,"  und  dafs  sich  der  Kaiser  durch  die  .unzeitige  Exekution  selbst 
Unruhe  schaffe."  Khevenhillers  Bericht  hierQber  traf  um  die  Mitte 
Februar  in  Begensburg  ein  und  war  wohl  mit  Ursache,  dafs  man  eine 
Wendung  zu  Gunsten  der  Lutheraner  erwartete  *.  Der  Mainzer  Kanzler 


'  Wiener  Staatsarchiv:  Strahlendorf  an  Ferdinand  II.  dd.  Febniar  1623.— 
Siehusches  Stastsardii«':  Resolntion  des  Regensburger  Deputalionstages  auf  die 
Replik  des  Kaisers  dd.  15.  Febniar  1623. 

•  Archiv  von  Kiunlnitz:  Khovcnliillfr  an  Lobkowitz  dd.  '21.  Januar  1623. 
Khevenhiller  hat  irrtumlich  Wi2  statt  162;i  geschrieben;  wir  rektifizieren  deshalb 
das  Datum.  Auch  ein  Schreiben  des  Kanzlers  Lobkowits  aa  Kherenbiller,  welches 
das  Vorgehen  des  l^sen  so  rechtfeitigni  sachte  und  dessen  Inhall  tob  Kheven- 
hiller den  in  Spanien  mafsgclunden  Kreisen  mitgeteilt  wurde,  änderte  deren  Urteil 
nicht  Alle  Welt  behaniitctc  auch  dann  noch,  dafa  man  dem  Knrfhrst  von  Sachsen 
eine  „Satisüacüon"  schuldig  sei.  (Archiv  von  Kaudnitz:  Khevenhiller  an  Lobkowitz 
hn  Mai  leSS.) 
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erUftrte  gegen  die  sächsisehen  Gesandten,  ihrem  Herrn  würde  ^ein 
solches  Contento  geschehen,  dafs  man  sieh  dessen  nicht  vermuten 
würde;  der  Kaiser  habe  zu  dem  Kurfürsten  von  Mainz  "(sno-t,  er 
wolle  dem  von  Sachsen  mit  einer  Annehmlichkeit  begegnen,  denn  er 
könnte  ihn  nicht  in  diesem  Disgust  lassen 

Der  Regeusburger  Tag  endete  jedoch,  ohne  dafs  der  Kaiser  die 
Ausweisung  der  l'rager  und  Brüxer  Geistlichkeit  zurückgenoiiuuen  hatte. 
Als  die  sächsischen  Gesandten  sich  von  dem  Kurfürsten  von  Mainz 
verabaehiedeteiu  erfohren  sie,  dafe  dieser  wiedeibolt  imd  eniatUeh  den 
Kaiser  um  Widenruf  des  Auswelsungadekretes  enacht  dieser  aber  die 
Antwort  bis  mr  Ankunft  des  Knrftrsten  von  Sachsen  in  R^nsboig 
verschoben  habe;  wfiie  die  Ankunft  erfoUi^t»  so  wQnle  die  Antwort 
bei  dm  dankbaren  GemUte  des  Kaisers  gewils  nicht  zu  Ungunsten 
desselben  ausgefallen  sein  ^.  Thatsächlicli  hatte  der  Kaiser,  als  er  von 
Begensbniig  über  Prag  nach  Wien  zurückreiste,  den  Landgrafen  Ludnrig 
von  Darmstadt,  den  Schwiegersohn  des  Kurfürsten  von  Sachsen,  nach 
Dresden  geschickt ,  mu  den  Kurtüi-sten  zu  einer  persönlichen  Zu- 
sanmiPiikunft  einzuladen.  Der  Kaiser  hatte  sich  zu  dieser  Einladung 
aul  die  Auflonleruug  der  vier  katholischen  Kurfürsten,  zu  denen  jetzt 
infolge  des  Beschlusses  des  Deputationstages  auch  Maximilian  von 
Bayern  gehörte,  entschlossen.  Sie  hatten  ihm  zugleich  geraten,  wegen 
der  „grofsen  und  nahen"  Kriegsgefahr  dem  Kurftlrsten  von  Sachsen 
in  etwas  zu  «condescendieren'' ;  diesem  Ratschlag  hatte  sich  auch 
Ifaximilian  angeschlossen,  da  ihm  die  Gefahr  eines  allfUligen  Anschlusses 
Kursachsens  an  die  Gegner  nicht  entging.  Indessen  hielt  sieh  das  Ent- 
gegenkommen des  Kaisers  auch  jetzt  in  bescheidenen  Grenzen;  denn 
er  liels  durch  den  Landgrafen  die  Hoffiiung  aussprechen,  der  Kurfttrst 
werde  bei  der  persönlichen  Begegnung  der  Sperrung  der  lutherischen 
Kirchen  nicht  erwähnen,  da  der  Kaiser  ohne  Verletzung  seines  Ge- 
wissens und  Schmälerung  seiner  Auktorität  solchen  Wünschen  nicht 
willfahren  könne.  Bei  diesem  schon  in  vorhinein  abweislicheu  Auf- 
treten blieb  dem  Kurfürsten  nichts  andfros  i\brig,  als  die  gewünschte 
Zusanunenkunft  abzulehnen,  dn  ilusciic  eher  „zu  Weiterungen"  als 
zu  einer  Annäherung  führen  koiiiile,  zumal  er  auch  mit  der  in  Regens- 
burg vollzogenen  Übertragung  der  pfälzischen  Kur  an  Maximilian 

'  f^achr-ibihes  Staatsarchiv:  Die  sächsischen  Gesandten  in  R^eoaburg  an  deii 
Kurfürsten  von  Sachsen  dd.  11.'21.  Februar  1623. 

*  Sächsisches  Staatsarchiv:  Die  sächsischen  Gesandten  an  Kursachsen  dd. 
aO/dO.  Min  1023. 
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von  Bayern  nieht  eüiYerstandeii  war*.  —  Der  Regensbuxger  Depu- 
tatiODti^  orfüUte  also  die  Yon  den  böhmischen  Luthennem  auf  ihn 
geBetite  Hoffining  nidit;  der  Triumph  Cara&is  war  ein  vollständiger. 


'  Wiener  Staatsarchiv:  Die  katholi&cbea  Kurtursten  an  den  Kaiser  dd. 
17.  Marz  16^.  terdiDand  an  Kursachsen  dd.  15.  April  1623.  Kaiserliches 
Memonal  f&r  dea  Landgnftn  tob  Dmnatitdt  —  Siduiidie»  Staataarebiv:  Kw 
aaehMn  an  den  Kaber  dd.  12j22.  April  16S8. 
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Auqpmg  des  Streites  tmi  die  UniversitU. 

Das  Werk  der  BdnflioljBienmg  Böhmens  erforderte  auch  die 
Entfernung  aller  proteetantisdien  Lehrer  und  die  Beschlagnahme  der 
Prager  UniveFBität  fttr  den  KatholieiBnius.  Über  das  Sehieksal  der 
Univeraität  konnte  man  tich  schon  darum  keinem  Zweifel  hingeben, 
weil  ihr  gewesener  Rektor,  der  Anatom  Jessenins,  sich  die  persönliche 
Feindschaft  des  Kaisers  zugezogen  hatte.  Jessenins  war  nämlich  nach 
dem  Ausbruche  des  Aufstandes  im  Auftrage  der  Direktoren  nach 
Prpfslmrg  gereist,  wo  der  ungarische  Reichstag  eben  Ferdinand  II, 
zum  Könige  i:ewahlt  hatte,  um  eine  Allianz  zwischen  Bdhmrn  und 
Ungarn  anzubahnen  und  die  Krönung  des  neugewähiten  Königs  zu 
liiiidem.  Als  er  sich  auf  den  Rückweg  begeben  wollte,  war  er  von 
dem  Palatin  Forgach  verhaftet  und  nach  Wien  transportiert  worden, 
wo  es  ihm  beinahe  sehliiuui  errangen  wäre;  doch  iK^rnilizte  man  sich 
vorläufig  mit  seiner  Haft  und  tauschte  ihn  später  gegen  einen  anderen 
Ge&ngenen  aus.  Jessenins  hatte  dann  im  Jahre  1618  das  Rektorat, 
war  fiär  das  folgende  Jahr  abermals  gewählt  worden  und  hatte  in 
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dieser  Stellang  den  Wahlkönig  Friedridi  ersiu  ht,  dieser  m^e  die 
vom  Landtage  nach  der  Vertreibung  der  Jesuiten  verfftcrte  Ein- 
vorleibunK  i^ires  KoIIe^ums  und  ihrer  Güter  in  die  Karls-Universität 
Ivostütippn.  Diese  Anfrclojjenheit  wurde  jodo(»h  damals  nicht  endgültig 
au8«;etrajjeu  und  nur  die  Je8uiten-Bibliothek  der  VcrwaltuuK  dor  Uni- 
versität Uberlai^D.  Jessenius  war  mittlerweile  abermals  mit  dem 
pfiilzisfhon  Kanzler  Plessen  nai'.l»  Uiigani  j?ereist,  hatte  Bethlen  um 
eiiip  stiirlvpre  Hilfe  für  Böhmen  ersucht  und  deu  jrewüuschten  Erfolg 
erlangt.  Als  nach  seiner  Rückkehr  die  Wahl  der  UniversitÄtsdignitäre 
vorgenommen  werden  sollte,  zögerte  man  damit,  da  das  kaiserlich- 
ligistiflche  Heer  sich  bereits  Pilsen  nftherte  und  die  Breignisse  auf  dem 
Kriegssehauplat»  alle  Gemüter  bescbflitigten.  Dieser  Unsehlflssigkeit 
madite  Jessenius  durch  seine  Resignation  ein  Ende,  die  Neuwahl 
wurde  am  16.  Oktober  vorgenommoi  und  zum  Rektor  ein  im  zartesten 
Jugendalter  st(  tu  nder  Schüler  der  UnivenitAt,  Hildprandt  von  Walten- 
birchen,  zum  l^rorektor  Professor  Cainpanus  gewählt  Der  neue  Rektor 
wurde  wegen  seiner  Jugend  von  der  Verpflichtung,  an  den  Beratungen 
der  Universität  teilzunehmen,  dispensiert  und  ?l«'i('hzeitig  sein  Vor- 
mund ersucht,  die  Annahme  des  Rektorates  zu  gest^ittoii.  Von  diosem 
langte  am  7.  November  ein  Schreiben  an,  witrin  er  die  Kilaubnis 
unter  Berufung  auf  die  Ungunst  der  Zeituin-taiulc  verwei'ierte  und 
sein  Mündel  abrief.  Am  folgenden  Taiie  fand  d'w  Schlaoht  auf  dem 
Weifsen  Bernte  statt.  Die  Bestürzung  uilol^'c  derselben  war  su  furcht- 
bar, dafs  die  Professoren  an  keine  Neuwahl  dachten,  und  so  war 
Campanus  als  Prorektor  berufen»  den  nunmehr  drohenden  Anfeindungen 
die  Stirn  zu  bieten.  Die  erste  ihm  und  seinen  Kollegen  zugefügte 
Unbill  bestand  darin,  dafe  27  Soldaten  mit  sechs  Weibern  im  Caro- 
linum  einquartiert  wurden  und  die  Univei8iti.t  ihre  Verpflegung  Ober* 
nehmen  mulste.  Der  SekretSr  Michna  gab  zwar  hiebei  das  Ver> 
sprechen,  dafs  die  anderen  Kollegienhäuser  von  jeder  Einquartierung 
verschont  bleiben  würden,  was  aber  später  nicht  eingehalten  wurde. 
Überdies  streckte  der  Barmherzigenordenspriester  P.  Johannes  Romanus 
seine  Hand  nach  dem  der  Univrrsitilt  gehöriirrn  T>nrfe  und  Meiorhof 
Poeernic  aus.  I)ir'ser  ?.  Johannes  war  von  dem  Herzoge  von  Bayern 
zum  ol)ersteu  bpitalnieisiei  für  das  litris^tische  Heer  ernannt  worden; 
er  und  die  ihn  begleitenden  Urdeusbriider  beschäftij^ten  sieh  denmach 
mit  der  Iflege  der  verwundeten  Soldaten.  Nach  der  Schlacht  auf 
dem  Weifsen  Berge  wi^  ihm  Till)  d<is  Dorf  Poeernic  zu,  aus  dessen 
Einkünften  er  und  seine  Begleiter  den  Unterhalt  gewinnen  und  wohl 
auch  etwas  f&r  die  Krankenpflege  erfibrigen  sollten.  Von  dieser  Besitz- 
ergreifung erhielt  man  im  Carolinum  am  12.  Dezember  Kunde.  Man  im. 
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eaudte  den  Professor  Troilus  zu  P.  Johannes  und  liels  ihn  nach  den 
Gründen  seines  Voi^ehens  fragen.  Der  Pater,  ein  gesprächiger  Herr, 
erklärte,  das  Dorf  nach  Kriepsrecht  in  Besitz  genommen  zu  haben; 
die  polnischen  Hilfstniiij)»Mi  hätten  es  auf  dem  Heiniwe.ize  in  Brand 
stecken  wollen  und  nur  aul  seine  Bitte  hätten  sie  davon  ab^^elassen. 
Um  seinem  Orden  den  Besitz  7m  suiiern,  habe  er  beim  Kaiser  um 
die  Zuweisung'  de«iselben  ersucht  und  hoffe  demnächst  eine  ^^ünsti^ie 
Autwort  zu  erhalten,  da  er  gehurt  habe,  dafs  der  Universität  wegen 
ibier  TeilDabme  an  der  Bebellion  alle  Gflter  weggenommen  werden 
sollten.  Wolle  die  Univeraitftt  mit  ihm  deshalb  einen  Streit  beginnen, 
so  sä  er  erbötig,  mandlieh  und  schriftlich  Rede  zu  stehen;  ttbrigens 
lade  er  die  Professoren  zu  sich  ein,  um  diese  Angelegenheit  freund- 
schaftlich mit  ihnen  zu  bespiedien.  —  Die  Professoren  folgten  seiner 
Aufforderung  und  hörten  nun  dasselbe,  was  ihnen  M.  Troilus  berichtet 
hatte.  Als  ihm  der  letztere  einige  Tage  später  Vorstellungen  machte, 
weil  er  das  Vieh  aus  dem  Meierhofe  verkauft  hatte,  zeigte  ihm  P. 
Johannes  ein  Dekret  des  FiirstP!i  von  Lieditenstein ,  welches  ihn  zur 
Besitzergreifimg  von  Porrrnic  uud  der  dazu  liehörifzen  Dörfer  be- 
vollmächtitjt<\  Troilus  erwiderte,  dal's  Por-ernic  keine  weiteren  De- 
pendenzeu  hai)e,  sondern  sich  auf  dah  Kleiohuamige  Dorf  beseliriinke. 
P.  Johannes  behauptete  jedoch,  dals  ein  zwei  Meilen  entferntes  Gut 
noch  dazu  gehöre  (er  meinte  otieubar  das  Gut  Michle)  unti  dais  er 
trotz  seiner  Berechtigung  sich  dessen  nicht  bemächtigt  habe.  In  aller 
Aufrichtigkeit  bemerkte  er  zum  Sdilusse:  ,Ich  will  oflGen  sein;  das 
Carolinum  wird  nicht  lange  als  solches  bestehen  bleiben,  die  Jesuiten 
werden  es  ftbemehmen  und  darin  Unterricht  erteilen."  Zwei  Tage 
spater  (am  28.  Dezember  1620)  fisnden  sich  abermals  alle  Professoren 
bei  ihm  ein,  um  sieh  die  an  Troilus  gerichteten  Worte  wiederiiolen 
zu  lassen.  Sie  baten,  er  möge  doch  als  Barmherziger  Bruder  auch 
mit  ihnen  Barmherzigkeit  üben  und  ihnen  erlauben,  das,  was  an  Ge* 
treide  und  Stroh  in  Porcrnic  noch  vorhanden  sei,  zu  nehmen,  um  es 
für  d\v  bi'i  ihnen  einquailierten  Solrlateu  verwenden  zu  können.  Diese 
Bitte  erfallte  der  Pater  zwar  niclit,  er  blieb  sich  aber  in  seiner 
Freundlichkeit  gleich  und  riet  den  Professoren,  sich  an  den  Kaiser 
zu  wenden,  um  von  ihm  die  Freigebung  von  Poeemic  zu  erbittend 
Prorektor  Campanus  ging  nun  zum  Oberstlandhofmeister  Adam 
von  Waldstein,  der,  wie  erinnerlich,  den  Protestanten  freundlich  ge- 
sannt war  und  ersuchte  ihn  uro  seine  FUispracfae  bei  dem  Statthalter, 
2.  j»aar  damit  Poecnuc  freigegeben  und  die  einquartierten  Soldaten  aus  ihren 


>  MS.  A.  14,  Fol.  374^8. 
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KoUegienhäuserii  entfernt  würden.  Walrlstein  sagte  seine  Fürspradie 
zu  und  thatsächlich  Übermittelte  darauf  der  Statthalter  <leia  P.  Johannes 
die  Eingabe  der  Universität  und  forderte  ihn  zu  ihrer  Beantwortung 
auf.  Der  Pater  L'ab  nun  an,  dafs  ihm  Poreniic  von  Tilly  zuijewiesen  32.^* 
worden  sei  und  verlanste,  dafs  ihm  der  Nutzgeiiuls  noch  durch  etwa 
fünf  bis  sechs  Wochen  gelassen  werde ,  }>is  der  Kaiser  für  die  Be- 
dürfnisse des  Hosi)itals  in  anderer  Weise  vorgesorizt  haben  wurde. 
Liechtenstein  schickte  diese  Antwort  der  Univei-sitiit  zu,  die  sich  mit 
derselben  nicht  beguüi?te,  da  sie  wegen  der  Verwüstung  ihrer  übrigen 
Besitzungen  und  wegen  der  Zahlungen  an  die  bei  ihr  einqnartierteii 
Truppen  sich  in  der  grSJsten  Verlegenheit  befand  und  weder  den 
Lehrern  noch  den  Schülern  den  nOtigen  Unterhalt  bieten  konnte. 
Ihre  neaeriiebe  Eingabe  hatte  zur  Folge,  daDs  der  Statthalter  dem 
P.  Johannes  die  Biumung  von  Po^Semic  auftrugt  ^loa"^ 

Mittlerweile  versuchte  die  (Jnivertität,  sich  in  ein  freundliches 
Verhältnis  zu  den  Jesuiten  m  setzen.  Am  8.  Januar  begab  sich  der 
Prorektor  mit  mehreren  akademischen  Würdenträgem  und  einem  Notar 
zu  denselben,  um  die  Besitzcrjrreifung  der  Jesuiten-Bibliothek  zu  recht- 
ferti^'cn  ;  dicsellte  sei  ihnen  willirend  des  Aufstandes  anbefohlen  worden, 
sie  hätten  aber  die  Bücher  sorgfältig  verwahrt  und  seien  nun  bereit, 
ssie  (Irn  Jesuiten  wieder  zu  übergeben.  Die  Jesuiten  nahmen  di^ 
Erklaiüiigen  freundlich  auf  und  versprachen  auf  das  Ansuchen  des 
Prorektors  sogar,  sich  bei  dem  Graieu  Tüly  zu  verwenden,  tlals  die 
Besatzung  aus  dem  Carolinum  entfernt  und  die  Universität  wieder  in 
den  freien  Nutq;enulis  ihrer  Güter  gesetist  wttrde.  Dafe  dieses  Ver- 
sprochen nicht  eingehalten  wurde,  ist  nahezu  selbstverständlich;  die 
Zusage  erschien  angesichts  der  sich  stets  mehrenden  Bedrftngnisae 
geradezu  als  Verspottung.  Am  25.  Februar  beauftrsgte  der  Fttrst  i«n. 
Liechtenstein  die  Univerätat,  grOlBere  Bäume  im  Carolinum  für  die 
Einlagerung  von  Getreide  und  Salz  l)ereit  zu  halten.  Der  akadenusche 
Senat  wandte  sich  in  dieser  Bedrängnis  an  den  Sekretär  Michna,  der 
seine  Intervention  zusage,  seiner  Zusaire  aber  mit  deniselben  Fifer 
und  Erfolg  wie  die  Jesuiten  nachkam.  Die  W^ahrnphiuung,  dals  mit 
der  Universität  verfahren  werde,  wie  mit  einem  licnenlosen  Gute, 
veranlalfite  den  Prorektor  und  die  Professoren  zu  einem  äufserst  de- 
mütigen Bittgesuch  an  den  Kaist  r.  in  welchem  sie  bekannten,  gefehlt  Mi« 
und  nicht  gesehen  /u  liaben,  was  deutlich  zu  sehen  war.  „An  Dich, 
Vater  des  Vaterlandes,  richten  wir  unsere  Bitte,  verzeih*,  wir  haben 
geirrt,  wir  haben  unbesonnen  gebandelt ,  wir  bereuen  dies  .  .  .  und 
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ergeben  uns  Deiner  Gnade  ....  Gott  hat  unsere  SOndeo  durch  den 
Krieg  gestraft,  die  Guter  der  UiiiversitAt  sind  verwttstet  und  das  Dorf 
Poöemic  hat  der  ehrwürdige  Vater  Joliann  Baptista  Bomantis,  Mit- 
glied drs  Rannhmigpn  Ordrns,  in  Besitz  geuomnien  ....  An  Dich 
und  Deine  (td^xIp  wenden  wir  uns  tiehend  ...  Du  uiö;,'est  uns  ver- 
zeihen, was  wit  r^iunli^'t.  und  die  bedrängte  Universität  L'uadig  unter- 
sttltzen  und  iluf  i  rivileiiieu  wieder  zur  GeltuuL'  bringen''.  Gleich- 
zeitig richteten  sie  eine  Zuschrift  an  den  Kanzler  und  empfahlen  ihr 
Gesuch  seiner  Unterst ui/.uiig.  Mit  der  penjünlichen  Ühei^abe  beider 
Schriftstücke  betraute  man  den  Professor  Georg  Schultys  von  Gere- 
dorf und  den  Universitfttsnotar'. 

Da  damals  die  Strafse  von  Prag  nacb  Wien  von  Wegelagerern  und 
rftuherischen  Soldaten  wimmelte,  bat  Sehnltys  den  Domfaerm  Plateis, 
der  zufiUIig  gleichfedls  nach  Wien  reiste ,  sich  ihm  aneddielBen  zu 
dfiifen.  Die  Erlaubnis  wurde  erteilt,  und  so  traten  er  und  sein  Be- 
l^eiter  am  12.  Mär/  die  Reise  an.  Xiioli  seiner  Ankunft  in  Wien 
besuchte  Schultys  alsbald  den  Kanzler,  der  ibn  freundlich  enii>fing  und 
ihm  die  Überreichung  der  an  den  Kaiser  gerichteten  Bittschrift  zu- 
sagte. Als  aber  Schultys  einijre  TaL^e  später  anfragte,  ob  dies  schon 
geschehen  sei,  nahm  der  Kanzler  eine  L'anz  andere  Haltung  an:  er 
machte  der  Universität  w^gen  ihres  Rektors  Jesseniu>  \'or\viirfe.  tadelte 
sie,  dals  sie  den  Ständen  gestattet  habe,  im  Carolinuni  sich  zu  ver- 
sanmieln  und  dort  ihre  rebelliscliea  Verbindungen  zu  schliefsen,  dafs 
sie  der  Brüderunität  den  Gebrauch  der  Universitätskirche  überlassen, 
d^  GOlibat  bei  den  Professoren  abgeechafit,  Galviner  und  Mitglieder 
der  BrQderunität  in  den  Professorenverband  aufgenommen  und  sich 
der  Güter  der  Jesuitenakademie  bemAebtigt  habe,  dab  der  Rektor 
Jessenins  mit  ihrer  Zustimmung  das  Haus  Österreich  angegrillen  und 
die  Krönung  des  Kaisers  zum  König  von  Ungarn  habe  verhindern  wollen, 
während  die  Universität  dem  Afterkönig  Friedrich  Geschenke  angeboten 
und  ihn  durch  Gedichte  verherrlicht  habe.  Zum  Schlüsse  bemerkte 
er,  die  Universität  sei  eine  katholische  Stiftung,  ihre  jetzigen  Mit- 
glieder benutzten  die  Güter  unreclitmäfsig,  da  dieselben  von  Rechts- 
wegen den  Katholiken  geli()rten;  vor  dem  Kaiser  dürfe  man  über- 
haupt der  Prager  Universität  nicht  erwähnen.  Nach  diesen  Vorwüifen, 
die  das  Ärsrste  befürchten  Helsen,  entliefs  der  Kanzler  Schultys  und 
den  ihn  begleitenden  Notar  mit  tlen  Worten:  „Ihr  könnt  nach  Hause 
gelitii,  und  werdet  seiner  Zeit  die  Autwort  (auf  euer  Gesuch)  er- 
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halten^'*.  —  Man  verübelte  es  spftter  den  bdden  Gesandten,  dals  sie 
nach  diesem  Absclded  nach  Prag  zurückkehrten,  ohne  die  kaiserliche 
Antwort  zu  ermurten;  namentlich  erhob  Professor  Troilus  den  Vor- 
wurf, dafs  sie  voreilig  zurückgekehrt  seien.  Diese  Anschuldigung  wies 
der  Notar  zurück,  indem  er  die  Worte  des  Kanzlers  wiederholte  und 
sich  liiebei  auf  das  Zeuimis  des  Domherrn  Plateis  berief,  der  wahr- 
scheinlich zugegen  W!(r. 

Da  Schultys  aulgt  l(  idrrt  worden  war  f  wahischeiuiich  vou  deui 
sächsischen  Gesandten  lu  Wien  selbst),  den  Kurfürsten  von  Sachsen 
um  seine  Vermittlung  zu  ersuchen,  berichtete  er  dies  dem  akademischen 
Senat,  der  darauf  den  Betichluls  fiifste,  nicht  blols  den  Kurfürsten, 
sondern  anch  seinen  Oberhofprc(iiger,  Doktor  HoC,  mit  Bittgesuchen 
TO  bestonnen,  mit  deren  Übendchung  abermals  Sdiid^  und  den 
ehemaligen  Pfarrer  M.  Tietorin  Vrbensk;^  zu  betrauen.  Den  Kurfürsten 
baten  sie  um  seine  Fürsprache  bei  dem  Kaiser  tBa  die  Universit&t; 
an  HoC  schrieben  sie,  ihr  ganses  Elend  drflcke  das  einzige  Wort  aus: 
Wir  sind  gewesen  (fuimus).  „Die  Lehrer  und  Schüler  sind  zersprengt, 
die  Kollegien,  namentlich  das  Carolinum,  sind  von  Soldaten  bewohnt, 
die  Besitzungen  der  Universität  sind  verwüstet,  der  bedeutendsten  Be- 
sitzung, des  Dorfes  Porernic,  hat  sich  ein  Bariuherzigeiiordeiisbruder 
bemächtigt,  und  selbst  der  Befehl  des  Fürsten  von  Liechtenstein,  die- 
selbe der  UniversitiU  wieder  einzuräumen,  fruclite  nichts."  Da  sowohl 
in  dieser  ZusciinJi  als  auch  in  der  an  den  Kaiser  gerichteten  über 
die  Zerspreugung  der  Lehrer  und  Schüler  geklagt  wird,  so  könnte 
niaii  annehmen,  dafs  die  Vorträge  an  der  Universität  nach  der  Weifseu- 
bergei  Schlacht  ein  Ende  genommen  hatten,  doch  scheint  dies  nicht 
ganz  der  Fall  gewesen  zu  «ein,  da  doch  nodi  eine  Stundeneinteilung 
entworfen  wnrde*. 

Als  der  Zeitpunkt  herangekommen  war,  in  welchem  die  akar 
demisehen  WfirdentrBger  wiedergewählt  werden  sollten,  legte  der  Pro- 
rektor Campanns  seine  Würde  nieder  und  seinem  Beispiele  folgten 
auch  seine  Kollegen.  In  der  Neuwahl  wurde  Campanus  zum  Rektor, 
Daniel  von  Deutschenberg  zum  Prorektor  gewühlt,  aufserdem  wurden  ^^^^ 
von  den  Professoren  auch  die  Vorsteher  der  Schulen  bei  St.  Salvator, 
St  Heinrich  und  St.  Nicolaus  auf  der  Kleinseite  bestimmt. 

Am  27.  April  erstatteten  Schultys  und  sein  Begleiter  deui  aka- 
demischen Senate  Bericht  über  ihre  lieise.  Bei  dem  Kurftürsten  hatten 
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sie  keine  Audienz  erlangt,  sondern  waren  nur  von  seinem  Kanzler 
empfangen  worden.  Nachdem  dieser  die  Bittschrift  izelesen,  tadelte 
er,  dars  darin  die  Bedrückun^'en ,  die  der  Universitftt  widerfahren, 
nicht  eintrohend  geschildert  seien  und  ermahnte  sie,  nach  Hause 
zurückzukehren  und  einen  ausftlhrlichen  Bericht  auszuarhpiten.  Freund- 
licher wurden  sie  von  Hoe  empfangen,  der  ilmeu  die  I  unkt <  findoutete, 
welche  sie  in  ihrer  neu  auszuarbeitenden  Schrift  erörterü  und  klar- 
stellen mülsten.  Sie  sollten  luiLrt'lxMi ,  welche  Güter  der  Universität 
entzogen  worden  seien,  eine  Abschrift  ihrer  Privilegien  vorlegen  und 
darauf  hinweisen,  dals  die  Universität  nicht  unter  den  Ständen  ver- 
treten sei  und  kein  Stimmrecht  auf  den  Landt^en  habe,  ferner  sollten 
sie  erklären,  daTs  die  Vergehungen  einzelner  Profßasoren  wAhrend  des 
Auistandes  nicht  der  ganzen  UniTersitftt,  aondem  nur  den  Schuldigen 
zur  Last  fiülen  dfirften,  dafs  Jessenins  nicht  mehr  Rektor  sei,  kein 
Calviner  mehr  eine  Professur  bekleide  und  künftighin  nur  Anhänger 
der  Augshurger  Konfession  zur  Professur  Warden  zugelassen  werden.  — 
Aus  dieser  letzten  Bemerkung  ersieht  man,  wie  das  Luthertum  sich 
die  Besiegung  des  höhmischen  Aufstandes  zunutze  machen  wollte,  und 
gewifs  ist,  dals  die  meisten  Bfthmen  unter  Verzichtleistung  auf  die 
„hfthmische"  Knnfeasion  sich  gern  der  Augsburger  Konfession  ange- 
schlossen hatten,  wenn  sie  sich  um  <iiesen  Preis  der  zwanjjsweisen 
Einverleibung  in  die  kathulische  Kirche  liätten  entziehen  können*. 

Der  Senat  konnte  die  von  Sachsen  gewünschte  Abschrift  der 
Privilegien  nicht  sogleich  anfertigen,  weil  das  Uuivei*sitiU&arcliiv  ver- 
siegelt war,  und  liefs  daher  den  StatÜialter  durch  den  Sekretär  Michnu 
um  die  Wegnahme  der  Siegel  ersuchen.  Auf  diese  Weise  erfuhr 
Hichna  von  der  nach  Dresden  ahgeachickten  Gesandtschaft  und  machte 
nun  dem  Senat  die  heftigsten  Vorwarfe:  wie  er  es  habe  wagen  können, 
sich  an  den  Kurfllrsten  zu  wenden  und  den  Kaiser  dadurch  möglicher- 
weise mit  diesem  in  einen  Streit  zu  verwickeln?  Dieser  Vorwurf  war 
insofern  gerechtfertigt,  als  selbstverständlich  die  Untertbanen  keines 
Staates  sich  an  einen  i)pemden  Fürsten  um  seine  Intervention  gegen 
die  Verfügimgen  ihres  eigenen  Fürsten  wenden  dürfen;  allein  in  der 
Lage,  iu  der  die  Tinversität  sich  befand,  war  dieser  an  sich  unbe- 
rechtigte Schritt  beureiflich,  zumal  ihi  nichts  ärgeres  geschehen  konnte, 
als  was  ihr  olinedies  bevorstan«!.  I»ie  beiden  nach  Sachsen  abire- 
schickteu  Boten  sahen  nun  ein,  dafs  sie  einen  gefährlichen  Auftraiz 
übernonnueu  hatten  und  suchten  sich  nach  Möglichkeit  bei  Michna 
rein  zu  waschen,  allein  dieser  wies  olle  ihre  Entiiolmhliguügen  mit 
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der  Bemerkung  ab,  dafe  niemand  ja  bisher  die  UntTeiatlA  oder 
die  protestantiBdie  Geistlichkeit  geschädigt  habe.  Diese  Behauptung 
war  insofern  richtig,  als  die  UniversitiU  noch  nicht  aufj^clöst,  die 
protestantiscbe  Geistlichkeit  zu  jener  Zeit  noch  nicht  fortgejagt  war; 

beides  war  nur  geplant,  aber  so  offen,  dafs  es  bejrreiflich  war,  wenn 
die  Bedrohten  tlherall  rtctttiiif'  suchten,  wo  sie  sie  zu  finden  hofften. 
Noch  härter  tadelte  der  Statthalter  die  Ahschickunjr  der  Gesandtschaft. 
Er  forderte  eine  l)Hiiutation  der  Univei-sitilt  vor  sich  und  warf  ihr 
vor,  dals  man  im  Carolinum  neue  rebellische  Pläne  aushecke  und  dem- 
zufolge auch  die  Ge^udtiichaft  abgeschickt  habe.  Die  Zuschrift  sei 
zwar  mäßig  gehalten,  aber  mündlich  hätten  die  Gesandten  sicher 
um  BD  ärgere  Klagen  erhoben  and  behauptet,  man  beabeicbtige  die 
protestantiseben  Kirchen  zu  sehßefsen  und  die  UnivenitAt  auüEulOeeD. 
Einige  Tage  spftter  beauftragte  Micbna  den  Senat,  er  aoUe  an  den 
Kniftrsten  von  Sachsen  ein  Schreiben  richten  und  sich  entschuldigen, 
dafe  er  die  von  seinem  Kanzler  verlangten  Schriftstücke  nicht  senden 
könne.  Das  Koncept  des  Schreibens  wurde  ang^ertigt,  aber  von 
Michna  nicht  gutgeheilaen  und  selbst,  nachdem  es  noch  dreimal  aber- 
arbeitet worden  war,  von  ihm  verworfen,  weil  der  Senat  seinem  Ver- 
langen nicht  entsprach,  die  in  Dresden  verbreitete  Naclirit  ht  von  der 
beabsichtigten  Sperrung  der  protestantischen  Kirchen  und  der  Auf- 
lösunp  der  Tlniven^ität  als  unwahre  (ierücht»'  /u  bezeichnen.  Der 
Senat,  durch  dtiene  und  versteckte  Drohungen  tortwälirend  geängstigt, 
entwarf  schlielslich  ein  Koncept,  in  welchem  er  auf  das  bestimmteste 
erklärte,  dalis  er  die  Gesandten  zu  den  angedeuteten  Klagen  nicht 
ennAditigt  habe  und  die  Klagen  selbst  unbegründet  seien.  Zugleich 
versprach  er  dem  KuHhrsten  die  Abschrift  der  Privilegien  der  Uni-  is.  im 
veisit&t  und  eine  Schilderung  ihrer  geschichtlichen  Entwickelung  ein- 
zuschicken^,  dn  Versprechen,  welches  er  spftter  nicht  erfüllte,  weil 
dies  nur  neue  Schwierigkeiten  bereitet  hatte.  Diese  Antwort  &nd 
endli^  den  Beifall  Michnas. 

Mittlerweile  beklagten  sich  die  Bauern  von  Pofemic  bei  der 
Universität  über  den  Beamten,  den  der  Bamiherzigenorden  mit  der 
Verwaltung  von  I'ot'emie  betraut  hatte:  er  kerkere  sie  ohne  jede  Ver- 
anlassuni:  ein.  lasst^  sie  in  Ketten  legen  0(1(  r  spanne  sie  in  den  Bock, 
höhne  sie  und  erkläre,  es  lieee  ihm  nidits  daran,  ob  sie  im  Kerker 
verfaulten  oder  nicht ;  er  ^^eife  nach  den  Waisenpeldem  und  nach 
dem  Gemeindevermögen,  verhindere  die  Bezahlung  der  Schulden  und 
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taste  auch  das  Vermögen  Einzelner  an.  Niemand  dürfe  sich  auch  nur 
aiif  eine  Inirze  Strecke  aus  dem  Dcirfe  entfernen,  ohne  ihn  um  Er- 
laubnis zu  frafipn.  Die  Universität  legte  diese  Klage  dem  Füi-steu 
von  Liechtenstein  vor  und  erinnerte  ihn  daran,  dafs  das  Dorf  dem 
Barinherzigcnorden  nur  für  seclis  Wochen  eingeriiumt  wortlcn,  dieser 
Zeitraum  al>er  längst  abgelaufen  sei.  Gleichzeitig  liefs  sie  Herrn 
Adam  von  Waldsteiu  um  seine  FUrsprache  bei  dem  Statthalter  er- 
suchen. Der  llektor  und  der  Prorektor  begaben  sich  persönlich  zu 
Waldstein  und  eriudt«!  die  trOstlielie  Zusage,  dafe  er  deh  ihrer  an- 
nehmen werde;  auefa  Michna  steUte  sich  schdnbar  auf  ihre  Seite,  in- 
dem er  verspraeh*  dafe  die  Ton  P.  Johannes  ungerechtfertigter  Weise 
vollzogene  Besitzergrelfiing  rQchgSngig  gemacht  werden  würde  und  er 
der  Universitftt  hierin  behilflich  sein  weide.  Da  jedoch  die  ErfOllung 
dieser  Versprechungen  nicht  gleldi  zu  erwarten  stand,  die  Univei-sitilt 
auch  von  ihren  ftbrigen  Gatem  kein  Einkommen  hatte,  und  doch 
Geld  benötigte,  um  die  in  ihren  Kollegien  einquartierten  Soldaten 
zu  erhalten,  die  Steuern  zu  zahlen  und  die  Ernte  auf  den  übrigen 
Besitzuu.u^en  iieimzuführen,  so  ersuchte  sie  um  die  Erlaubnis,  ein  An- 
lehen  kontrahieren  und  hiefür  irgend  eine  stihHi-schf  Schuldurkunde 
verpfänden  zu  dürfen.  Bezüglich  der  Rückstellung  von  IWernic  be- 
kam die  rniversität  schliefslich  von  dem  Statthalter  den  Bescheid, 

7j  jgu  dals  sie  sich  noch  eiixige  Zeit,  bis  zur  Ankunft  des  Kaisers  in  Prag 
(die  damals  als  in  den  nächsten  Tagen  bevorstehend  galt)  gedulden 
solle.  Die  Kontiahierang  eines  Anlehens  wurde  ihr  gestattet^  jedoch 
nicht  auf  eine  städtische  Scbuldurlcunde,  sondern  auf  ihren  eigenen 
Bedts.  Da  derselbe  vorlaufig  kein  Einkommen  abwarf^  so  war  es 
freilich  schwer,  darauf  ein  Anlehen  zu  erhalten,  und  es  scheint,  dals 
gerade  dies  die  Regierung  beabsichtigte  ^ 

i«n.  Am  16.  Oktober  fand  eine  neue  Bektorwald  statt,  an  Stelle  des 
abtretenden  Camimnus  wurde  Troilus  zum  Rektor  gewählt.  Unter 
dem  neuen  Rektorat  steigerten  sich  die  ScinviiMiirkeiten,  da  nicht  blofs 
die  \vied*  rh(i!te  Ritte  um  Einräumung  von  i*o^'emic  unijehört  ver- 
hallte, sondern  auch  die  Kontrahierung  eines  Anlehens  nicht  gelang, 
trotzdem  aber  von  der  Universität  Sttueni  eingefordert  und  im  Xicht- 
bezahUumsfall  mit  der  Beschlagnahme  des  Gutes  Michle  gedroht  wurde. 
In  der  Seuatssitzung  am  20.  Nuvemher  verhehlte  man  sich  nicht,  dals 
die  Gefahr  einer  Auflösung  der  Universität  vor  der  Thür  stehe;  man 
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lialte  wabncbeinlich  er&hren,  dafis  der  Kaiser  schon  am  28.  Oktober 
die  Ausweasnng  der  utraquistiflehen  Geistlichkeit  aus  Prag  anbefohlen 
hatte,  ein  Befehl,  welchen  der  Statthalter  freilich  erst  am  Id.  Dezem- 
ber publizierte.  Dor  Rektor  forderte  deshalb  die  Anwesenden  auf« 
sich  für  alle  Fälle  beieit  zu  halten  und  sich  mit  den  nötigen  Geld* 
mittelü  zu  versorgen,  wenn  sie  etwa  verjagt  würden.  Es  wurde  be- 
schlossen, cinon  Teil  der  fahrenden  Habe,  über  die  raan  noch  ver- 
fügte, zu  verkaufen  und  ein  Anlehen  aufzunehmen,  zu  dem  sich  eine 
fiuninie  Frau  erboten  hatte.  Da  man  hoffte,  dafs  sich  auch  der  Piima- 
ttw  von  Schlan  zu  einem  I)arlelien  verstehen  würde,  sd  reisten  der 
lu'ktor  und  uoch  einige  Diguitäre  dahin,  wurden  aluT  auf  dem  Wege 
von  fünfzehn  Soldaten  angefallen  und  iiirer  llal)seligkeiten  beraubt. 
Als  sie  in  Schlau  anlangten  und  ihre  Bitte  bei  dem  Priroator  TOr- 
braebten,  erhielten  sie  anfangs  einen  ganz  abschlSgigen  Bescheid,  erst 
als  sie  am  folgenden  Morgen  sich  nochmals  bei  ihm  einfianden,  wurde 
ihnen  in  Gegenwart  des  Kaiserrichters  und  anderer  Personen  die  Ge- 
wShmng  eines  Anlehens  von  600  Thalem  zugesagt,  wenn  sie  dasselbe 
in  leichter  Mttnze  annehmen  worden.  In  der  Not,  in  der  sich  die 
Universität  befand,  hätte  sie  auch  BlechmUnzen  angenommen,  wenn 
sie  nur  gesetzlichen  Kurs  hatten,  und  so  sträuhte  sich  auch  der 
Hektor  nicht  gegen  die  von  dem  Primator  gestellte  Bedingung.  Oa 
fHp  geliehene  Öunjuie  bald  verausgabt  war,  trat  der  Stuiat  mit  dem 
Juden  Pinkles  wegen  eines  Anlehens  von  400  Thalcrn  in  Unterhand- 
lung und  wollte  ihm  eine  kostbare  Deeke  zum  l*fand  geben.  Pinkles 
bot  nur  200  TluUer,  mit  denen  mau  sich  begnügen  mufste,  und  da 
mau  zugleich  von  einem  gewissen  Heikar,  einem  liräuergehilfen,  ein 
Anlehen  von  100  Thalem  erhielt,  war  für  einige  Tage  die  ärgste  Not 
behoben.  Nach  der  Ausweisung  der  utraqulstischen  Fferrer  ereucbte 
die  Universität  den  Pfarrer  von  St.  Heinrich,  einen  der  neu  einge- 
setzten katholischen  Geistlichen,  um  die  Abhaltung  des  Gottesdienstes 
in  der  Bethlehemskirche.  Derselbe  wollte  darauf  nur  dann  eingehen, 
wenn  Plateis  dazu  seine  Zustimmung  gebe;  darauf  wandte  sieb  die 
Universität  an  den  Pfarrer  von  St.  Adalbert,  gleiehialls  einen  Katho- 
liken,  der  die  Zusage  ohne  weiteres  erteilte'.  Man  sieht,  die  Profes- 
soren waren  bereits  so  nachgiebig  geworden,  dafs  sie  gegen  den  katho- 
lischen Gottesdienst  in  ihrer  Kirche  nicht  nur  keinen  £inwand  er« 
hoben,  sondern  crerade/u  um  denselben  ersuchten. 

Für  die  liegierung  war  jeiioch  die  Auflösung'  der  Universität  eine 
beschlossene  Sache ;  nur  wollte  man  sie  nicht  m  i  orm  eines  Dekretes 
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Tollriehen,  sondern  als  eine  Strafe  infolge  der  von  der  UniTersitAt 
verletzten  Stiftangsbriefe  hinstellen;  Bie  forderte  deskalb  von  dem 
Rektor  die  Aiisliefonmp:  aller  Urkunden,  die  sich  auf  die  Stiftung  und 
M.  MiwEntwiekelung  der  Carolina  t)ezogen.  Da  das  Archiv  entaiegelt  worden 
war,  80  konnte  der  Rektor  diesem  Verlangen  nachkommen  ;  alle  Ur- 
kunden wurden  eingesehen  und  inventiert,  darauf  das  Archiv  von  den 
zu  diesem  Behufc  abgeschickten  Regierungskoni !iii"^s;irni  'beschlossen 
und  dio  Schlüssel  niitiienommen^  Bei  dieser  Gelegenheit  oiipr  wenig 
spater  wurde  den  Professoren  jede  Versammlung  im  Carolinum  ver- 
boteii. 

Als  der  Georgstag  heranrückte,  sollten  die  akademischen  Neu- 
wahlen statüinden ;  da  aber  den  Professoren  und  Magistern  jede  Ver- 
sammlung Torboten  war,  so  suchten  sie  in  der  Statthalterai  um  di« 
Erlaubnis  zu  einer  solchen  an.  In  der  Statthalterei  zögerte  man  mit 
der  Erteilung  derselben  und  entschuldigte  dies  mit  der  Abwesenh«t 
des  Statthalter.  Da  wollte  der  Rektor  Troilus,  der  wohl  schon  da- 
mab  sdnen  Übertritt  zur  katholischen  Kirche  Torbereiteter  auf  seine 
Stelle  verzichten,  die  anderen  Würdenträger  erklftrten  jedoch,  eine 
Verzichtleistung  kdnne  nur  in  Gegenwart  aller  Professoren  geschehen 
und  so  nahm  er  dieselbe  zurt^ck.  Mittlt  i  wpüe  langte  Liechtenstein 
iu  Prag  an  und  der  akademische  Senat  begab  sich  sogleich  in  das 
Haus  des  Statthalters,  um  dort  neuerdings  seine  Bitte  vorzutratri^i) ;  er 
wurde  zwar  nicht  eni])fangen,  erhielt  al)er  die  Mitteilung,  dals  den 
Würdenträgern  der  Universität  in  herkömmlicher  Weise,  also  in  Au- 
wesenlieit  sämtlicher  Professoren  uii(i  Magister,  die  Verzichtleistung 
auf  ihre  Würden  freigestellt  werde.  Zugleich  wurde  der  Senat  auf- 
gefordert, ttber  diesen  Akt  einen  Beridit  einzuschicken.  Diesem  Be- 
fehle kam  der  Senat  nach  und  erklärte  in  einem  Ton  sftmtlichen 
Magistern  und  Professoren  unterzeichneten  Bericht,  dab  der  Bektor, 
die  Dekane  und  die  Pr5pste  der  einzelnen  Kollegien  in  ihrer  Gegen- 
wart auf  ihre  Wtirden  Tensichtet  hfttt«i*.  Damals  hatte  der  Statt- 
halter gerade  einen  „Oeneralpardon"  verkündet,  der  sich  freilich  nicht 
auf  den  Nachlais  von  Vermögensstrafen  beziehen,  und  auch  nur  jenen 
zu  teil  werden  sollte,  die  ihre  Verbrechen  während  des  Aufstandes 
freiwillig'  bekennen  würden.  Nach  diesem  verklausulierten  Geneial- 
])ar(iou,  als  dem  letzten  Rettungsanker.  ^rifTen  die  üniversit;itsmit- 
plieder  in  dieser  ihrer  voraussichtlich  letzten  (iesamtsitzun-j  mid  be- 
schlossen, ein  reumütiges  Bekenntnis  abzulegen,  um  sich  vielleicht 
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dadurch  ihre  weitere  Existenz  zu  sichern.  Sie  bekannten  abOt  den 
Ständen  am  21.  Mai  1618  und  an  den  folgenden  Tagen  Zutritt  ins 
Carolinum  gestattet  zu  haben;  sie  hätten  aber  nicht  anders  handeln 
können,  da  sie  der  Jurisdiktion  der  protestantischen  Stnnde  unter- 
standen hätten.  Sie  l)ekannten  ferner,  dals  sie  auf  Befehl  der  Stünde 
zur  Erlialtunvr  der  Tru})pen  beijLresteuert  \ind  Hyiiuien  auf  den  After- 
köniu'  und  auf  die  Geburt  seines  Sohnes  verfalst  hätten.  Aus  diesen 
Aiitxalien  folgerten  sie,  dals  sie  eigentlich  nie  gefehlt  hätten,  Sündern 
nur  jene,  denen  sie  zu  Gehorsam  verpflichtet  gewesen  seien.  Diese 
Eingabe  hatte  ebensowenig  Erfolg  wie  alle  Übrigen  Bitten,  eine 
Neuwahl  der  UniveniilitswikrdentiSger  iiuid  oiclit  mehr  statt;  die 
UniTenitftt  als  solche  Tersammelte  sieh  nicht  mehr.  Die  letzte  Sitmng 
im  Carolinum  fand  aUerdings  erst  am  7.  Mai  1622  statt,  betraf  aber 
nur  PriYatangelegenheiten.  Nicht  dnrdi  ein  Dekret^  sondern  durch 
die  Resignation  des  akademischen  Senats  wurde  die  Uni?erBität  faktisch 
aufgelöst  Zu  Inspektoren  ihrer  GOtor  ernannte  der  Statthalter  bald 
darauf  den  Weinbeijgmeister  Pefiek  von  Badostic  und  den  Altstftdter 
Rat  Georg  Moller. 

Der  Kaiser  fiinji  nun  an  die  Llniwandluiiir  der  rarolinischen  Uni- 
versität in  eine  katholische.  Die  Lobest'rhrl)i;iii!en.  die  Caraifa  und 
Lohelius  deu  Jesuiten  zu  teil  werden  lielseu,  sowie  die  Achtung,  die 
er  selbst  fikr  diesen  Orden  empfand,  bewirkten,  dals  er  den  Entschiufs 
fafste,  die  carolinisi'lie  Universität  in  die  von  seinem  Grofsvater  Ferdi- 
nand I.  im  Jahre  1561  begründete  Jesuitenakademie  einzuverleiben, 
so  dafe  diese  Akademie,  welche  ursprfinglidi  nur  die  theologische  und 
philosophische  Faknltftt  enthielt,  in  eine  ToUstftodige  Universitftt  um* 
gewaaddt  werden  sollte.  Der  Gedanke  einer  solchen  ErgAnzung  der 
Jesuitenakademie  tauchte  damit  nicht  zum  erstenmal  auf;  bereits  im 
Jahre  1584  war  eine  Erweiterung  geplant  worden.  Damals  hatten 
sich  an  den  Beratungen  der  Obentburggraf  Wilhelm  von  Kosenberg, 
der  Erzbischof  Martin  jMcdek,  der  päpstliche  Nuntius  und  die  Herrn 
Georg  Popel  von  Lobkowitz,  Ulrich  Felix  von  Lobkowitz  und  Geoi^ 
von  Martiiiit/  beteiligt;  allein  da  offenbar  die  Mittel  zur  FrhaUunfr 
nicht  beschatft  werden  konnten,  m  war  der  Plan  unaus?efubrt  ^o- 
blieben.  Die  Jesuitenakademie  nannte  sii'li  nach  ihrem  Begründer  die 
Fenlinandeische.  Ferdinand  I.  liatte  deu  Vutern  das  Recht  zur  Er- 
teilung aller  akademischen  Grade  zugesprochen,  wie  sie  solche  an 
anderen  von  ihnen  geleiteten  Anstalten  (den  Universitäten  von  liruz 
imd  Ingolstadt)  erteilen  durften  und  mit  derselben  Wirkung,  als  ob 
sie  an  einer  deutschen,  italienischen,  französischen  oder  spanischen 

10* 


Dlgitized  by  Google 


—    148  — 


Universität  erlangt  worden  wftren^  Dies  Privile^um  war  von 
Mathias  dahin  erweitert  worden,  dals  die  Akademie  sich  aller  jener 
Rechte  erfreuen  solle,  welche  ähnliche  von  den  Jesuiten  geleitete  An- 
stalten und  Universitäten  durch  pftpstliche  Vfrleiliun.L'  besafsen;  zu- 
p:kMC'h  hatte  er  H.is-  ursprünirliche  Stiftunjisvcrinofien  durch  eine 
Schenkung'  von  2iKM)  i'halem  vermehrt,  die  aus  den  Kinkünfton  der 
Herrschaft  Chlumee  jidirlich  bezahlt  werden  sollten.  Ferdinand  II. 
wollte  nun  durch  Kinverleibun?  der  carolinisehen  Universität  iu  die 
von  seineu  Vorfahieu  begründete  Akademie  eine  neue  vollständige 
Universität  schaffen,  welche  den  Namen  der  carolo-ferdinandeischen 
ibhren  sollte,  den  eisten  Namen  mt  Erinnerung  an  den  ursproug- 
Hchen  Stifter,  den  zweiten  zur  Erinnerung  an  den  Begrtknder  der 
Akademie  und  an  ihn  selbst,  als  denjenigen,  der  beide  Anstalten  ver- 
i«3s.  dnt  habe.  In  einer  am  15.  Juli  1622  abgehaltenen  Sitzung  des  ge- 
heimen Rates  wurde  die  Vereinigung  beschlossen  und  gleichzeitig  den 
Jesuiten  auch  das  Amt  der  BQchefcensnr  fibertra^^en.  Ferdinand  be* 
fahl  von  Odenburg  aus,  wo  er  des  ungarischen  Reichstages  wegen 
weilte,  dem  Fürsten  von  Liechtenstein,  bei  den  Vorstehern  des  Prager 
Jesuitenkollegiums,  dem  Visitator  l\  Arjicnti,  dem  Provin/ial  V.  Rumer 
und  dem  Rektor  P.  Coronius  anzufraireu,  ob  ihnen  die  KinviMleibung 
der  carolinisclien  Ihiivei-sitilt  K^nehni  sei;  wenn  sie  mit  seinem  Wunsche 
übereinstimmen  wiiideu,  so  würiie  er  die  päpstliche  ZustimnnniK  dazu 
erwirken.  Aber  obwohl  Caraffa  und  l.uhcluiH  »h  n  Jesuiten  zuredeten, 
auf  den  kaiserlichen  Wunsch  einzugehen,  so  weigerten  sie  sich  an- 
fangs doch,  indem  sie  erklärten,  dafe  sie  mit  der  Verwaltung  ihrer 
Akademie  vollauf  zu  tfaun  hätten  und  dafe  sie  die  Streitigkeiten  und 
Verleumdungen  scheuten,  welche  die  Vereinigung  mit  der  Carolina  im 
Gefolge  haben  wttrde.  Michna  bemtkhte  sich,  ihren  Widerstand  zu 
brechen,  und  bei  dieser  Gelegenheit  dürften  sie  sich  aber  die  Be* 
dincruniren  ausgesprochen  haben,  unter  denen  sie  zur  Einverleibung 
der  Carolina  erbÖtig  waren;  wenigstens  erörtert  ein  dieser  Zeit  an- 
gehöriges  und  von  Michna  ausgehendes  Gutachten  diese  Bedingungen. 
Von  einer  freien  Wahl  der  Universitätsdignitäre  wollten  sie  nichts 
wissen,  weil  dies  ihren  KiuHuls  hesdiranken.  ^ie  auf  gleiche  Stufe  mit 
den  weltlichen  Fakultäten  stellen  und  sie  ihrer  Kontrolle  unterwerfen 
würde,  namentlich,  wenn  der  Rektor  einer  der  beiden  vveUlichen 
Fakultilten  augehörte.   Sie  wollten  Frenuiem  keine  Eintiulsnahme  auf 


^  Status  ecclesiifi  catboUcae  in  regno  Bohemiü«.  Relatio  facta  n  Cardioali 
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ihre  EinricbtungeD  gestatten,  sondeni  diese  selbst  ihrer  Herrsehaft 
unterstellen  und  deshalb  verlani^n  sie,  dals  der  Rektor  der  ver- 
einigten Universität  stets  zugleich  der  Rektor  des  Kolle^um  Clemen- 

tinum  sei ;  da  letzterer  nur  vom  Jesuiteo^eneral  ernannt  wurde,  sollte 
somit  die  oberste  Leitung  nur  dem  Orden  zustehen.  Dafe  die  an- 
fängliche ablebnendo  Haltung  der  Jesiiiten  nur  den  Zweck  gehabt, 
möglichst  günstige  Bedini:un£reu  zu  rrzieleii,  trat  nbrijxens  nunmehr 
offen  an  den  Ta?,  indem  sie  sich  bemühten,  diMii  Kinwandp  zu  be- 
gegnen, dals  bei  ihren  weitgehenden  Ansprüchen  es  vorzuziehen  wäre, 
wenn  die  Vereinigung  nnterbliebe.  Sie  wit^n  zu  diesem  Zwecke  auf 
die  Unzukömmlichkeiten  hin,  welche  der  Bestand  von  zwei  Univer- 
sitäten in  Prag  nebeneinander  im  Gefolge  haben  würde,  nanieuUich 
darauf,  dab  dies  zu  ununterbroebenen  Reibungen  zwisclieu  den  Lehr- 
körpern AnlaTs  bieten  würde.  Auch  würden  die  Studenten  nicht  mehr 
im  Zaum  gehalten  werden  kennen;  denn  da  der  Übertritt  von  einer 
mir  anderen  Universitftt  gestattet  werden  mO&te,  würden  diejenigen, 
die  sich  gegen  die  Disdplin  veiBündigen  und  zu  Strafen  verurteilt 
würden,  sich  ihnen  durch  den  Übertritt  zu  entziehen  suchen.  Da 
zudem  die  Vereinigung  der  Carolina  mit  der  Ferdinandea  haupt^ 
sächlich  aus  dem  Grunde  erfolgen  solle,  um  der  katholischen  Religion 
zum  Siege  zu  verhelfen,  so  könne  daran  nicht  gezweifelt  werden,  dafs 
sich  die  .Jesuiten  hieV)ei  als  die  ^■fTl;ilsli(•l)ste  Stütze  erweisen  wüi'dt'U, 
da  niemand  <o  scharf  zwischen  tler  wahreu  und  falschen  Lehre  zu 
unterscheiden  wisse,  wie  sie.  Sie  würden  auch  auf  die  Reinheit  der 
Sitten  unter  den  Studierenden  auf  das  sorgsamste  achten  und  die 
Universität  vor  Verwirrungen  bewahren,  uie  sie  sich  au  ahnlidien 
Lehranstalten  geltend  machten.  Schon  aus  diesem  Grunde  müsse 
ihnen  die  ausscbliefsliehe  Leitung  der  Universitftt  übertragen  weiden. 
Da  die  Jesuiten  mit  der  Übernahme  der  Carolina  das  von  derselben 
bisher  geübte  Recht,  alle  Lehrerstellen  an  den  Stadtschulen  des  Landes 
zu  besetzen,  beanspruchten,  so  deuteten  sie  in  dem  Gutachten  auch 
darauf  bin,  dals  sie  am  tauglichsten  zur  Prüfung  dieser  Lehrer  seien, 
indem  Juristen  und  Mediziner  aus  Mangel  an  Zeit  oder  aus  Bequem- 
lichkeit diesem  Gegenstande  nicht  die  nötige  Aufmerksamkeit  widmen 
würden  und  die  Ketzerei  demnach  nie  ausgerottet  werden  würde.  Da 
nach  Ansicht  der  Jesuiten  der  Kanzler  der  Universität  die  Aufsicht 
darüber  ftlhren  niulste,  ob  alle  Prüfessoren  ihren  Pflichten  nachkommen, 
80  sollte  auch  der  Kauzler  ihrem  Orden  entnommen  werden'.  Endlich 

^  Hohiuihches  StfttÜuJierciarchiv :  Ratio  et  modus  quo  Carolina  acadcmia  cum 
putrum  Societatis  Jesu  academia  Fragte  utiUter  nniri  poaut  »enraU  Caroli  IV. 
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verlangten  sie  mit  den  Gutem  der  Carolina  frei  schalten  und  sie 
durch  Tausch  fcommasBieren  2U  dürfen;  da  dadurch  das  Einkommen 
erhöht  werden  konnte,  so  erregte  dieses  Verlangen  kein  Bedenken. 

Nachdem  Michna  den  scheinbaren  Widerstand  der  Jesuiten  besiegt 
hatte,  einigte  er  sich  mit  dem  Ordensvisitator  über  die  Art  und  Weise, 
wie  <\\e  Einvorl*'ilMing  vor  sich  gehen  solle  und  beriphtete  hiertlibcr 
iir.  an  den  Kaiser.   !( r  mit  den  ilun  /iiL'f'schickten  Vorschlägen  einver- 
standen war  und  deren  Durchführung,'  iinbelabP. 

Ganz  ohne  Widerspruch  sollte  aber  der  Erfols:  des  Jesuitviioidens 
nicht  bleiben.  Kaum  hatte  Lohelius  von  dem  (im  Jesuiten  erteilten 
Censurrecht  Kunde  bekommen,  so  war  er  aufs  äulserste  erbittert,  denn 
er  betrachtete  dies  als  den  schnödesten  Eingriff  in  seine  Rechte.  In 
einer  Zuiebrill  an  den  Kaiser  protestierte  er  auf  das  energischeste 
gegen  diese  auf  seine  Kosten  erteilte  Befugnis.  Sein  Protest  ver- 
zögerte freilich  die  Übergabe  der  Carolina  unter  die  Leitung  der 
Jesuiten  nicht;  denn  schon  am  80.  Oktober  wurde  den  LnpelktoieB 
und  Kuratoren  der  caiolinischen  Universität,  dem  Weinbergmeister 
Pe^ek  von  Badostic  und  dem  AltstAdter  Stadtrat  Moller  im  N  nuen 
des  Kaisers  anbefohlen,  die  Universität  samt  dem  Inventar  aber  allea 
bewofjüehe  und  unbewpixlliiie  Vermögen  den  Prager  Jesuiten  zu  ttber- 
gebe«,  ein  Befehl,  der  ohne  jeden  Widerstand  ausgeführt  wurde  ^. 
Zwei  Tage  später  (am  2.  Noveuiber')  starb  der  Erzbischof  im  Alter 
von  73  Jahren.  Carafl'a  hatte  ihm  kurz  vorher  in  einer  seiner  Rela- 
ti  in  H  das  Lob  gespendet,  dafe  er  von  den  besten  Absichten  beseelt 
sei,  »laiiei  aber  bedauert,  dafs  er  vom  Alter  gebroeheu,  nicht  in  allen 
Angelegenheiten  Rat  zu  schaffen  wisse,  sodals  er,  wenn  er  nicht  durch 
Plateis  und  Questenberg  geleitet  wftrde,  sich  greise  Fehler  und 
Sdiwaehheiten  würde  zu  schulden  kommen  lassen.  „Man  kann  Obep- 
baupt  nicht  leugnen",  bemeikte  er,  «dafi  die  Kirche  Böhmens  eines 
irischeren  und  kräftigeren  Oberhirten  bedarf."  Dals  Lohelius  schon 
längere  Zeit  vor  seinem  Tode  aHerBsehwach  gewesen  ist,  darf  man 
wohl  glauben;  jedenfalls  hat  aber  zu  dem  absprechenden  Urteil 
Caraifas  auch  die  Gegnerschaft  beigetragen,  die  sich  allmählich  zwischen 
den»  Nuntius  und  dem  Erebischofe  entwickelte.  Der  letztere  mag  es 
schwer  empfunden  haben,  dafs  Caraffa  in  der  Prager  Diöcese  wie  in 
seiner  eigenen  Domäne  waltete  und  die  Appellationen,  die  sonst  an 

>  Sdunidl:  Higtoria  Soc.  .lesu  provincie  Bohetnii«>  III.  357  und  folg.  Bölmi. 
SittthalteroiarchiT:  Ferdinand  II.  hd  Liechtenstein  dd.  9.  Scptomber  1622. 
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den  römischon  Stubl  gingen,  an  sicli  rifs.  Der  Krzhischof  hfkiairte 
sich  über  letzteres  beim  Papste  und  wolik'  auch  von  der  Wahl  eines 
Coadjutüi-s,  die  man  ihm  einen  Monat  vor  seinem  Tode  naludeutc, 
wegen  seiner  „Gottlob  vennöglichen  Leibeskräfte"  nichts  wissen  und 
sprach  hiehei  die  Vennutung  aus,  dais  dem  Anwärter  es  vennutlich 
mehi  „um  die  Milch  und  Wolle",  als  um  die  Sache  m  ihua  sei.  Sein 
Tod  bewies  jedoch,  dab  es  mit  seinen  Leibeskräften  nicht  so  gut  be- 
Btellt  gewesen  war,  wie  er  sich  schmeichelte,  und  so  konnte  Cersflhs 
Wunsch  nach  einem  tQditigen  Oberhirten  erfinit  werden.  Das  Prsger 
Domkapitel  wflhlte  für  die  frei  gewordene  Stelle  den  einen  Sohn  des 
ksiserlichen  GOnstlingt,  Emst  Grafen  von  Harrach,  nnd  bat  den  Ksiso* 
um  Bestätigung  der  Wahl.  Der  neu  Gewählte,  am  4.  November  1596 
geboren,  stand  in  dem  jugendlichen  Alter  von  SI4  Jahren.  Seine  erste 
Ausbildung  hatte  er  in  den  JesaitenkoUegien  zu  Krumau  und  Neu- 
liaus  crhalteR.  Als  er  von  dem  Erzbischt»f  Lohelius  fjefirmt  worden 
war,  li.ittc  er  sieb  als  zweiten  Namen  den  des  hl.  Adalbert  erbeten, 
welche  llitte  der  Erzbischof  nicht  nur  erfüllte,  sondeni  nnch  mit  dem 
W  uuüche  begleitete,  dafs  er  ihm  einmal  auf  den  er^bischuflicheu  Stuhl 
fok'^'n  möge.  Emst  Adalbert  reiste  darauf  nach  Rom  und  beendete, 
abermals  unter  der  Leitung  der  Jesuiten,  seine  Studien  im  Collegium 
geruiauicum.  Tapet  Grt^or  XV.  machte  ihn  zu  seinem  K&mmerer 
und  SdoeOr,  waA  von  dieser  Stellung  wurde  &t  vom  Kaiser  auf  den 
enbisehdtlichen  Stuhl  Ton  Prag  bemlen.  Ferdinand  gab  der  Bitte  des 
Domkapitels  um  so  Ueber  nach,  als  er  seinen  Gttnstling  in  dessen 
Sohne  susedehnen  nnd  zugleich  auch  den  Jesuiten  durch  die  Erhebung 
ihres  Sdittlets  geftlÜK  sein  konnte.  Vermöge  des  Beehtes,  das  Üm 
als  KOnig  von  Böhmen  zustand,  pctsentierte  er  den  jungen  Harraeh 
▼on  Regensburg  aus  dem  Papste  zur  Bestätigung.  Nachdem  Gregor  XV. 
diese  erteilt  hatte,  wurde  der  neue  Erzbischof  konsekriert  (am  2.  Apiü 
1624) \ 

Die  Zeit  der  Sedisvakanz  beutUzten  die  .Te.suitrn  uu  lit  blolis  zur 
Besitzer^reifuuf;  der  Carolina  nntl  ihrer  Gebiiiide  und  Guter,  sondern 
auch  zum  Kntwurfe  eines  neuen  Stiftsbriefes,  der  ihnen  die  weit- 
gehendsten Rechte  einräumen  sollte.  Am  14.  November  1G22  wurde 
die  Universitätsbibliothek  von  den  vom  Statthalter  iiiezu  deputierten 
Kommissftren  dem  Rsktor  des  JesuitenkollegiuniB  P.  Siderius  ttber- 

I  BeckoTsky:  I,  373.   Krilsl,  AmoSt  hrab<^  Harrach,  kardinal  a  arcibiskup 
praZsky.  —  IVager  ery-bischöflichps  Arrhiv.  I.olifliu??  an  Iformnnn  <^npptpnliprp;  M. 
22.  Juni  1622.    Lohelius  an  (Junrad  Muthiuann  Domherr  von  Hegensburg  und 
Trier  und  Agent  bei  der  pl^MtUcheD  Corie^  —  Ardiiv  ven  Bniek  a.  d.  Leith* :  Ferdi- 
mad  II.  «a  den  Pipet  dd.  ÜS.  November  UKBl 
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geben,  und  in  den  folgenden  Tagen  legten  die  mit  der  Verwaltung 
der  Universitätsfrüter  betrauten  Koiiiniissflre  Rpchniinpr.  Siderius  war 
mit  dersolben  nidtt  ziifricdon:  nacliilem  er  mit  Hecht  i/ctadelt  hatte, 
dais  ihm  lV<^ek  nicht  aile  im  Katah)fio  verzeichneten  Siiltuii^surkunden 
abgeliefert  habe,  brachte  er  auch  •j.v^j^cn  dessen  (leschiiltsführunp  viel- 
fache Beschwerden  vor  und  machte  ilin  für  den  dadurch  entstandenen 
Schaden  veianl  wörtlich.  Man  konnte  daraus  wahrnehmen,  dafs  die 
Jesuiten  alle  erlaugten  Hechte  auf  das  entschiedenste  wahren  würden ; 
sie  bewiesen  dies  auch  gegenüber  dem  Orden  der  Barmkerzigen,  tod 
dem  sie  die  unverweilte  Räumung  von  PoCemic  Terlaogten.  Oboe 
erst  eine  Weisung  von  Seite  des  Statthalten  abzuwarten,  Icamen  die 
Barmherzigen  Brttder  diesem  Verlangen  nach  und  versprachen  auch 
alle  Waisengelder  zurOekzustellen,  die  sie  seit  zwei  Jahren  einge- 
nommen hatten 

Zu  Anfang  des  Jahres  1623  fand  die  feierliche  Einverleibung 
der  Carolina  in  die  Jesuitenakademie  statt,  und  kurze  Zeit  darauf  be- 
stätigte der  Kins<M-  diosolbo  durch  einen  eigenen  BestÄtigunt-^sbrief. 
In  demselben  führte  er  alü  hauptsächlichsten  Grund  für  die  Vereinigung 
die  Fürsorge  fttr  den  reinen  Glauben  an  und  erteilte  der  vereinten 
l'niversität  den  Namen  der  Caiuli>-l'Vrdinandea.  Die  Jesuiten  sollten 
allein  das  Hecht  haben  die  akademischen  (irade  an  dci'selben  zu  er- 
teilen, die  \'ürträge  zu  bestimmen;  die  Rektorstclle  sollte  stets  mit 
derjenigen  des  Rektors  des  Prager  Jesuitenkollegiums  verbunden  sein 
und  seine  fimeonung  in  der  Befugnis  des  Jesnitengenends  liegen, 
ebenso  auch  die  Ernennung  des  Kanzlers,  der  eben&Hs  dem  Jesuiten- 
orden angehören  mflsse.  Diese  Anordnungen  sollten  alleidings  nur 
vorlftufige  Glütigheit  haben,  da  der  Kaiser  für  die  vereinigte  Uni- 
versität einen  eigenen  Stiftsbrief  entweifen  lassen  und  für  denselben 
die  Zustimmung  des  Papstes  einholen  wollte.  Die  Jesuiten  ernannten 
nun  drei  Professoren  für  die  medizinische  Fakultät,  die  vor  Beginn 
ihrer  Vorlesungen  das  Glaubensbek«'nntnis  in  die  Hände  des  Rektors 
ablegen  mufsten;  dai  auf  wurde  die  juridische  Fakultät  neu  ein^zerichtet, 
indem  zwei  Professoren  fdr  dieselbe  ernannt  wurden,  ZU  denen  sich 
im  Jahre  1G26  uoch  ein  dritter  gesellte^. 

Wie  aus  dem  Proteste  Loheis  ersiclitlich  ist,  war  es  nicht  die 
Laienwelt,  welche  zuerst  die  Jesuiten  in  ihren  neu  erlangten  Pri>i- 
legien  anfocht,  sondern  ihre  geistlichen  Mitbrüder,  Als  das  Erzbistum 
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vakant  war,  hielten  sich  die  Vorsteber  zweier  in  Böhmen  angesiedelten 
Orden  für  TerpAichtet,  gegen  die  Überantwortung  der  Univeraitftt  in 
die  abaolttte  Gewalt  der  Jesuiten  ihre  Stininie  zu  eiheben;  sie  sind 

nicht  ueiiannt,  alwr  wir  werden  kaum  irre  gehen,  wenn  wir  in  dem 
einen  den  Abt  des  PrämonstratcnserstiftesStrahov,  Questenbeig,  vermuten. 
Sic  richteten  an  deu  damals  bei  dem  Deputationtacro  in  Re«;ensburg 
weilenden  Kaiser  das  Ansuchen,  dafs  ihren  Ordensanfieliori'^'en  der  Zu- 
tritt zu  den  ti>eolo.L'i^(•llen  Lehrkanzeln  offen  gelassen  werde.  Ferdi- 
nand setzte  den  Fürsten  von  Liechtensieui  davon  in  Kenntnis  und 
forderte  ihn  auf,  das  Guta('liteu  der  Jesuiten  einzuholen.  IMest-lbeu 
lehnten  (am  0.  Februar  1Ö2;3)  jede  Berühmt  von  Professoren  aus 
anderen  Orden  ab,  angeblich  im  Interesse  des  Friedens,  und  um  die 
Unverletsliehkdt  des  kaiserlichen  Entschlüsse  zu  wahren.  Ihre  ab- 
weislidie  Erklftrung  wurde  dem  Kaiser  mitgeteilt»  der  einige  Wochen 
darauf,  auf  der  Rockreise  Ton  Regensbuig,  in  Prag  eintrafi  um  durch 
eigenen  Augenschein  von  der  Lage  des  Landes  Kenntnis  zu  nehmen. 
Er  sab  mit  Bedauern  die  Verwtkstung  des  Landes,  hoffte  aber  allea 
zu  einem  besseren  Gedeihen  zu  bringen,  wenn  seine  reüLMösen  und 
politischen  Reformen  durrhgeftlhrt  würden.  Fr  liattc  deshalb  auch 
jetzt  nur  fi\r  die  Klagen  und  Bitten  der  Heistliehkeit  ein  offenes  Ohr. 
Um  dem  Mangel  an  katholischen  IMesteru  ab/nfu  lfen,  weihte  Caratfa, 
der  mit  dem  Kaiser  in  Prag  weilte,  einige  Kandidaten,  dranu'  auch 
auf  Errichtung  katiiuliseher  Schulen  in  verschiedenen  Städten  des 
Landes  und  f^orgte  für  die  Berufung  der  nötigen  Lehrer.  Der  Kaiser 
selbst  ermalinte  die  buhmischen  Landesbeamteu  zur  eifrigen  Förderung 
des  Reformationswerkes  und  unternahm,  um  den  Konvertiten  ein  gutes 
Beispiel  zu  geben,  zwei  Wallfidirten  mm  Muttergottesbilde  in  Alt- 
bnnzlauK  Die  Jesuiten  lieJjsen  es  selbstverstflndlieh  nicht  an  Auf- 
merksamkeit für  ihn  fehlen,  die  er  dankbar  aufnahm.  Als  er  von 
Prag  wieder  abreiste,  liefe  er  seinen  Wagen  vor  dem  JesnitenkoUegium 
halten,  vor  dem  die  Väter  sich  mit  ihren  Schülern  aufgestellt  hatten, 
reichte  dem  Visitator,  dem  Provinzial,  dem  Rektor  und  einigen  her- 
vorragenden Ordensmitgliedem  die  Hand,  versicherte  sie  seiner  Gnade 
und  versprach  ihnen  einen  baldigen  Besuch.  Diese  auszeichnende 
Freundlichkeit  blieb  natürlich  nicht  ohne  Wirkung  und  verursachte,  dafs 
sich  die  geistlichen  Gegner  der  Jesuiten  vnriäuflg  nicht  wieder  an 
sie  heranwagten  ^.  Die  Haltung  des  Kaisers  konnte  man  auf  Eechn^g 
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seines  damaligen  Beichtvaters,  des  Jesuiten  Becawis,  setzen,  der  ihn 
auf  der  Heise  nach  Vrm  und  Wien  begleitete. 

Mittlerwoile  war  der  Zeitpunkt  herangekommen,  au  dem  der  neu- 
enianntp  Krzhisi-h<jf  sein  Amt  antreten  sollte.  Es  la^  den  Jesuiten 
nun  vor  allem  daran,  auch  diesen  für  sich  zu  gewinnen,  um  alle 
Hindernisse  der  von  ihii<  u  angestrebten  Herrsehatt  über  das  geistige 
Leben  Böhmens  zu  euLieraen.  Die  üelegeuheit  schien  günstig;  der 
neue  Erzbischof  war  in  ihren  Erziehuugsbäusem  aufgewachsen,  empfand 
Hochachtung  und  Dankbark^t  fiir  sie  und  bethätigte  dies  gleich  bei 
seiner  Ankunft  in  Prag,  indem  er  unverweilt  ihr  Kollegium  aufsuchte 
und  sie  begrOlste.  In  den  folgenden  Wochen  luden  sie  ihn  wiedo'* 
holt  zu  Tische  ein  und  fahrten  ihm  su  Ehren  eine  Komödie  auf.  Auf 
die  Bitte  des  Rektors  Ximenes,  eines  Spaniers,  um  Bestätigung  der 
von  seinen  Vorgängern  dem  Orden  erteilten  Privilegien,  ging  der 
Erzbischof  nicht  nur  bereitwillig  ein,  sondern  erteilte  ihnen  auch  die 
Erlaubnis,  überall  im  Lande  predigen  und  Beichte  hören,  das  Abend- 
mahl und  die  Dispens  vom  Fastengebot  erteilen  nx  ilnri'm^. 

Mittlerweile  hatten  die  Jesuiten,  einem  kaiserlichen  Aultrage  cnt- 
8precheu(i,  durch  einen  ihrer  Orüeiisgenossen  einen  Stiftungsbrief  ent- 
werfen lassen,  der  die  Bediugimgcu  enthielt,  unter  welchen  die  Carolina 
der  Ferdinandea  einverleibt  und  jene  Vorteile  und  Privilegien  ge- 
sichert werden  sollten,  in  deren  Geuufs  sie  bereits  waren,  oder  die 
sie  sich  aneignen  wollten.  Der  Stiftungsbiief  besagte  im  Eingange, 
dafe  die  Art,  wie  die  cardinische  UniverBitflt  bisher  geleitet  worden, 
ein  Ende  nehmen  und  jener  Leitung  Platz  machen  solle,  wie  sie  in 
der  Ferdinandeischen  Akademie  Oblich  war.  Der  Rektor  des  Präger 
Jesuitenkollegiums  solle  stets  Bektor  der  CaroterFerdinandea  sein  und 
solange  bleiben,  bis  er  von  seineu  Ordensoberen  vom  Rektorat  des 
JesuitenkoUegiums  entfernt  würde,  jede  anderweitige  Einflufsnahme 
auf  die  Bestellung  des  Rektors  sollte  unterbleiben.  Dem  Rektor 
sollten  alle  Professoren  und  Schüler,  sowie  alle  Universitiltsbearaten 
unterstehe?)  und  Gehorsam  leisten,  neben  dem  Rektor  ein  d»Mn  Jesuiten- 
orden augehoriger  Kanzler  die  Oberaufsiclit  über  die  Studien  liihren 
und  die  Erlaubnis  zur  Verleihung  der  akadeinisrhen  (irade  erteilen, 
nachdem  voihei  der  Kaiulidat  da^  Glaubensbektuutnis  abgelegt  habe. 
Die  Universität  sollte  aus  vier  Fakultäten  bestehen ;  in  der  theo- 
logischen  und  philosophischen  Fakultät  sollten  die  Jesuiten  allein  die 
Professuren  versehen  und  niemals  ein  Mitglied  eines  anderen  Ordens 
oder  ein  S&kularkleriker  ohne  ihre  Erlaubnis  Vortlage  in  diesen  Fakul- 
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tftten  halten  dQrfen.  Ihrem  Ermessen  sollte  die  Unterriehtsmethode, 
die  Stttndeoeinteilung,  die  Art  imd  Weise  der  ErteiluDg  der  Grade 
und  die  Eroennnng  der  beiden  Dekane  Oberlassen  bleiben.  Die  Er- 
nennung der  Professoren  der  juridiscben  und  medizinischen  Fakultftten 

sollte  dem  Jesuitenrektor  anheimgeetellt  sein.  Bevor  sie  aber  zur 
Ausübung  ihres  Lehrfaclies  zugelassen  würden,  sollten  sie  das  Glaubens- 
bekenntnis in  srine  Ilande  ablosipn  und  ihm  Gehorsam  ?:elüben.  Auf- 
gabe des  Kektois  ^Yürde  es  sein,  sorgfältig  darauf  zu  a(^hton,  dai's 
sie  in  ünm  Voiträgeu  nicht  den  Glauben  und  die  guten  Sitten  ver- 
let/li  n  ;  wenn  dies  je  geschehe,  m  sei  er  verpflichtet,  beizeiten  Abhilfe 
zu  schaffen.  Die  beiden  Laienfakultilten  sollten  ihre  Dekane  walili'u 
dürfen,  die  Gewählten  jedoch  die  BesUUiguug  des  Rektors  einholen. 
Dem  Rektor  sollte  es  zustehen,  im  Verein  mit  den  Dekanen  der 
sftmtiicben  Fakultäten  und  je  einem  oder  zwei  Doktoren^  deren  Wahl 
ihnen  freigestellt  war,  den  Plan  und  die  Methode  des  Unterricbts  fbr 
die  beiden  weltlichen  Fakultäten,  die  Art  der  Promotionen,  die  MaüB- 
regeln  filr  Aufrechterhaltung  derDisdplin  festzustellen;  die  betreffen- 
den Verordnungen  sollten  so  beachtet  werden,  als  ob  sie  Befehle  des 
Kaisers  wftmi.  Wenn  durch  diese  Bestimmungen  irgend  ein  Privi- 
legium der  carolinischen  Universität  verletzt  wOrde,  so  habe  das  nichts 
auf  sich,  denn  der  Kaiser  wolle  dieselben  nur  insoweit  «reiten  lassen, 
als  sie  mit  seinen  Absichten  bei  der  Be^Tilnduiifr  der  neuen  Uni- 
versität hannoniert(Mi  und  den  Einrichtungen  des  Jes\iitf>nordens  nicht 
widerstrebten.  Unter  den  Privilegien  der  caroliniM-ln  ii  Universität, 
deren  Gültigktti  iortdauem  sollte,  werden  insbesoudtie  die  Privilegien 
König  Wenzels  IV.  und  l'apst  Bouifacius  IX.  angefidirt.  Dii»  erstere 
befreite  die  Universität  von  aller  weltlichen»  das  letztere  von  aller 
geistlieheii  Geiiditsbarkelt,  die  etwa  der  ErAisehof  von  Prag  als  ge- 
borener pftpstlicher  Legat  in  Bezug  auf  Civil-  und  Kriminabtieitig- 
keiten  in  geistlicben  oder  weltlichen  Angelegenheiten  in  Anspruch 
nehmen  würde;  die  pSpstlidie  Bulle  Bonifaz  IX.  bestimratei  daft  die 
Uniyersit&t  nicht  blols  alle  Streitigkeiten  zwischen  ihren  Mitgliedern, 
Lehrern  und  Studeatm,  sondern  auch  zwischen  ihnen  und  auswärts- 
Stebenden  Personen ,  ohne  weitexe  Zulassung  einer  Appellation,  ent- 
scheiden und  die  im  Kriminalprozesse  Verurteilten  in  den  dimi  be- 
stimmten Kerkern  in  Haft  nehmen  dürfe.  Indem  der  Kai-^er  diese 
Privih'crien  bestätigte  und  dem  Ilektor  die  Gerichtsbarkeit  ubertrug, 
bevoilmächtigte  er  ilm  zugleich,  da,  wo  sein  geistlicher  Stand  ihn  in 
der  Urteilsfällung  hindern  sollte,  statt  seiner  andere  Richter  zu  er- 
nennen und  ihnen  die  Untersuchung  und  Urteilsfällung  zu  übertragen. 
Die  Universität  sollte  insbesondere  das  Recht  haben,  die  Strafe  der 
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Landesverweisung  über  ihre  Afitglieder  zu  yerhängcn  und  diese  Strafe 

so  zu  vollziehen,  als  ob  sie  der  Kaiser  selbst  verlangt  hätte.  Eodlich  sollte 
sich  die  neue  Universität  aller  Rechte  und  Freiheiten  erfi  eiien,  in  der^ 
Genuls  sich  die  T"'niversiti\ten  von  Wien,  Paris,  Bolopna,  Salamanca  und 
Ingolstadt  oder  irgend  welche  christliche  Universität  der  Welt  befanden. 

Durch  die  aufL^ezfthlten  Bestimmungen  war  den  Jesuiten  die  un- 
umschränkte Leitung  der  Universitlltsangelegenheiten,  also  des  höheren 
Unten ichts  übertragen;  sie  begnuiiten  sich  al)er  niclit  daipit,  sondern 
wollten  auch  in  die  Hechte  der  alten  carolinisrheii  Universität,  sofern 
diese  die  Oberaufsicht  über  die  Stadtschulen  führte,  eintreten  und 
diese  Rechte  dadordi  erwdtern,  dafe  sie  den  gesamten  Unterricht  im 
Lande  ihrer  Aufsieht  unterstellt  wissen  wollten.  Demgemftfs  nahmen 
ne  in  den  Entwurf  des  Stiftsbriefes  die  Bestimmung  auf,  dafs  sie  be- 
rechtigt seien,  den  Lehrplan  für  alle  Oymnafden  und  Trivialschulen 
Yonnischreiben  und  alle  Lehrer  zu  heaufeicbttgen.  Jeden,  der  sieh 
irgendwie  gegen  den  Glauben  versOndigte,  solle  der  Rektor  vor  sein 
Tribunal  berufen  und  entweder  gebessert  an  die  Schule  zurackschicken 
oder  aus  seinem  Amte  entlassen  und  des  Landes  verweisen  dürfen. 
Keine  neue  Schule  sollte  ohne  seine  Erlaubnis  in  Prag  Itefrillndet 
werden,  und  jeder,  der  die  Erlaubnis  zur  Gründung  erhalten  würde, 
das  Glaubensbekenntnis  in  die  Hnnde  des  Rektors  ablegen.  Kein 
Lehrer  sollte  in  Zukunft  angestellt  werden,  der  nicht  ein  Befahigungs- 
dekret  bei  den  Jesuiten  eingeholt  hatte.  Durch  diese  all<:einein  lauten- 
den Bestimmungen  wurden  auch  [die  Klosterschuleu  und  die  Prager 
Domschule  betroflisn,  so  dafs  also  auch  die  Lehrer  geistlichen  Standes 
der  Kontrolle  der  Jesuiten  unterstellt  wurdoi.  Aus  dem  Gesagten  er^ 
giebt  sich,  dab  den  Jesuiten  die  Bechte  eines  Inquisitionstribunate 
Uber  die  ganze  Lehrerschaft  eingerftumt  werden  sollten. 

Die  Privilegien,  welche  der  Kaiaer  den  Jesuiten  bezflglich  der 
geistigen  Leitung  des  Landes  Obertrug,  wären  nicht  voUstftndig  ge- 
wesen, wenn  er  das  ihnen  im  Jahre  1622  zugesprochene  Censurrecht 
nicht  auch  diesem  Stiftungsbrief  einverleibt  und  erweitert  hätte. 
Wahrend  die  Jesuiten  bis  dahin  die  Censur  nur  im  Finverstilndnis 
mit  dem  Statthalter  übten,  sollten  fortan  der  Rektor  und  seine  Dele- 
gierten selbständig  voi^ehen  dürfen.  Ks  wurde  ihnen  das  Recht  zu- 
erkannt, alU"  Buch-  oder  Rilderl.ldcn  zu  untersuchen  und  alles,  was 
der  Religion  und  den  guten  Sitten  widerstreiten  würde,  zu  konfis- 
cieren;  im  Wiederholungsfälle  sollte  der  i)ulitische  Magistrat  das  ganze 
Warenlager  der  Schuldigen  in  Beschlag  nehmen  und  zum  Nutzen  der 
Universität  vei'wenden.  Alle  Buchhändler  sollten  dem  Rektor  das 
Verzeichnis  der  Btteher  zuschicken,  die  sie  am  Lager  hielten,  und 


Digitlzed  by  Google 


—    157  — 


niemanri  etwas  drucken  lassen,  bevor  er  biezu  die  Erlaubnis  des  Uni- 
versitätskaozlers  erlao*::!  habe. 

Machte  der  Stiftungsbriefentwurf  die  Jesuiten  auf  diese  Weise 
zu  absoluten  Herren  des  ganzen  TJntprrichtswespns  und  der  littcrari- 
schon  Bildung,  st»  sollte  er  auch  ihr  Vtrniugen  sichern  und  mehren. 
Alles  bewegliche  und  unbewegliche  Eigentum ,  welches  das  Colletrium 
Clementinuni ,  wo  die  Akademie  untergebracht  war,  besais,  sollte 
diesem  Kollegium  allein,  auch  nach  der  Vereinigung  mit  der  caro- 
linischen  Universität  verbleiben.  Das  Collegium  Clementinuni  sollte 
auch  jene  1400  Thaler  erhalten,  welche  Ferdinand  I.  von  den  £iu- 
kttnften  des  Klostezs  Oj\Au  donselben  zugewieseo  hatte,  und  deren 
Zahlung  spftter  der  Stadt  Zittau  zugefallen  war,  welche  die  Gater  des 
Klosters  angekauft  hatte,  femer  2000  Thaler  jährlich,  welche  seiner 
Zeit  Kaiser  Mathias  aus  den  EinkOnften  der  Herrschaft  Chlumec  an- 
gewiesen hatte*,  dann  die  Güter  Bemartic  und  Tuchomöfic,  welche 
die  Jesuiten  gekauit,  sowie  ein  Haus  mit  Weingarten  bei  BrQx.  Neben 
diesem  aus  Zahlungen  und  Grundbesitz  bestehenden  Verujögen  sollte 
vom  Augenblick  der  Vereinigung  der  carolinischen  Universität  mit 
der  Akademie  das  Jesuitenkollegiuni  auch  in  den  Besitz  des  g(^samten 
beweglichen  und  unbeweglichen  Vennö.'fiis  der  Carolina  trelanizen, 
doch  gehalten  sein,  nus  dem  neu  gewuaueuen  Kiukoujuieu  die  Pro- 
fessoren, Beamten  und  Lelirgebautie  der  beiden  weltlichen  Fakultäten 
zu  erhalten,  den  t'bersehuls  über  für  die  Akademie  verwenden  dürfen. 
Das  Coliegiuni  Glemeutiuum  sollte  also  fortau  alleiniger  Eigentümer 
sämtlicher  Gater  und  Einkünfte  der  vereinigten  Univertität  sein,  und 
die  beiden  weltlichen  Fakultäten  nur  Anspruch  auf  ihren  Unterhalt 
erheben  dürfen.  DemgernftTs  waren  die  Jesuiten  nicht  zur  Rechnungs- 
legung aus  ihrem  Einkommen  verpflichtet,  sie  durften  auch  mit  den 
Gütern  der  carolinischen  Universität  frei  schalten  und  walten,  die- 
selben gegen  andere  umtauschen,  ohne  um  Genehmigung'  des  etwaigen 
Tausches  ansuchen  zu  müssen.  Ks  wurde  ihnen  endlich  das  Recht 
gegeben ,  alle  jene  Güter,  die  ehedem  zur  Universität  gehörten  und 

^  Wenzel      tiynsky,  dem  diese  Hemcliaft  im  Jahre  1615  konfiBclert  worden 

war  und  der  sie  jetzt  von  Ferdinand  II.  wieder  erworben  hatte,  weigerte  sich  die 
2000  Thalor  jährlich  zu  zahk  ii.  allein  seine  Wcigcning  half  ihm  nicfils:  aut  die 
Klage  der  Jesuiten  mufste  er  bich  daau  verstehen,  ihre  Kordernngen  mit  der  kapital- 
summc  von  33180  Tbalem  abzulösen,  la  dieser  Angelegenheit  haben  sich  die 
Jeaniten  kelnei  Übergrift  sdialdig  gemaeht,  sondern  nur  die  Rechte  der  carolini' 
•dien  Universität  gewahrt  (Böhmisches  StaUhalteroiarcliiv :  Xiinenes  an  den 
Kaiser  dd.  1694.  Fonünand  II.  an  liierhtpnsU'in  dd.  2G.  Februar  1624.  Wenzel 
Wcbynsky  an  Ferdinand  II.  dd.  22.  November  1624.  Ile^olutioa  Ferdinands  II., 
ondMiert). 
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ihr  irgendwie  entfremdet  worden  waren,  zu  reklamieren.  Wenn  end- 
lich aus  irgend  welchen  Gninden  in  der  Zukunft  wieder  eine  Teilung 
der  Universität  cintrcton  würr!o.  so  waren  die  J^uiten  nicht  zur 
Herausgabe  des  Vermögens  der  earolinischen  üniversitflt  verpflichtet, 
vorausgesetzt,  dals  die  Trennung  niclit  durch  ihre  Schuld  herbei- 
geführt wurde.  Der  Stiftungsbriefeutwurf  bestätigte  zum  Schlüsse 
mancherlei  neue  den  Jesuiten  gemachte  Schenkungen,  die  zum  Teil 
zu  Gunsten  des  JesuitcnkoUegiums ,  zum  Teil  zu  Gunsten  d^  von 
ihoen  geleiteten  Seminars  beBtimmt  wtran.  So  MAtigte  er  die 
SciienkiiDg  jährlicher  900  Schock  GroMhen,  welche  die  Gemahlin  des 
Kaisers  Mathias  dem  Kollegium  für  die  Erhaltung  seiner  Zflgiinge  ge-  ^ 
macht  und  erweiterte  diese  Schenkung  durch  die  Zuwdsung  der  neu 
geschenkten  Hftlfte  der  Stadt  Ausdia,  der  Hmsdiaften  Glessdoif 
Liebeschitz  (lib^ce),  Rocbov  und  Tetsehendorf  (Te^üiSTes),  die  den 
Herren  Georg  und  Adam  Christof  Sezima  konfisoiert  worden  waren, 
und  überliefs  ihnen  eine  jährliche  Zahlung  von  8000  Schock  Groschen, 
von  denen  jedoch  die  Hftlfte  für  das  unter  ihrer  Aufsicht  stehende 
Armenhaus  bei  St.  Wenzel  verwendet  werden  sollte.  Vi)r  allen  diesen 
Besitz  sollten  sie  von  allen  Steueru  befreit  sein  uud  samt  ihieu  Unter- 
thanen  von  allen  Truppeneinlageruugeu  vei-schont  bleiben. 

i>ari*h  alle  diese  I  rivilegien  hatten  die  Jesuiten  fttr  ihren  Ein- 
flufs  uud  ihre  materielle  Existenz  gesorgt;  doch  enthielt  der  Entwurf 
daneben  auch  mannigfache  Bestimmungen  zu  Gunsten  begabter  JQng« 
linge  aus  dem  Volke,  welche  den  Jesuiten  umsomehr  zur  Ehre  ge- 
reichen, als  sie  damit  in  entschiedenem  Gegensatz  zu  der  herrsehen- 
den Adelswelt  gerieten.  Es  sollten  n&mlich  audi  Söhne  von  nicht- 
freien  Personen  an  der  UniTersit&t  studieren  dorfen  und  sobald  sie 
einen  akademischen  Grad  erreicht  hfttten,  ihrer  Unterthanspflicht  ledig 
werden.  König  Wladislav  II.  hatte  beroits  der  T 'Universität  dieses  Privi- 
legium erteilt,  aber  dasselite  war  im  Laufe  der  Zeit  aufser  Rechtskraft 
getreten.  Die  Jesuiten  strebten  jetzt  seine  Erneuerung  an  mit  der 
Begi'ündunjz,  dais  durch  die  Fendialtung  des  niedf^ren  Volkes  von  den 
Studien  ein  fi^!ilb;nr'r  Mangel  an  tüchtigen  Leuten  entstehe,  welche 
die  Sti\ats-  uud  btadtgeschi\fte  besopfien  konnten.  Der  durch  den 
akademischen  Grad  Freigewordene,  sollte  aiui,  wie  der  römische 
Klient,  seinem  ehemaligen  Herrn  stets  besondere  Achtung  zolku  uud 
als  Advokat  nie  gegen,  sondern  nur  fttr  ihn  einen  allfölligen  Trozefe 
fhhren.  Der  volksfreundliche  Zug,  der  den  Stiftungsbriefentwurf  in 
Ansehung  der  Unterthanen  durchweht,  verleugnet  sich  auch  nicht 
in  jenen  Bestimmungen,  welche  die  Belohnung  ausgezeichneter  Studenten 
betreffen.  Jeder  Student,  der  unter  den  Kandidaten  der  Magister- 
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sebaft  für  Fliilosopliie  und  freie  Kflnste  den  ersten  Platz  erlangt  hatte, 
BoHte,  wenn  er  nicht  adelig  war,  adelig  werden,  und  der  Rektor  ihm 
hierüber  dn  Zeugnis  aussteUen,  das  dieselbe  Becbtskraft,  wie  ein  Tom 
Kaiser  aosgestellter  Adelsbrief  haben  sollte.  Gehörte  der  Vorzugs- 
k.mrtidat  schon  dem  Adel  an,  so  sollte  er  sich  besonderer  kaiserlicher 
Gunst  erfreuen  und  leichteren  Zutritt  zur  Würde  eines  Pfalzgrafen 
erlangen.  Diejenigen,  welche  als  Kandidaten  des  theologischen  Doktorats 
den  ersten  Platz  erlaiiüton,  sollten,  wenn  sie  niederen  Standes  waren, 
auf  die  Stellen,  welche  der  Kaiser  bei  dem  Wyschehrader  und  dem 
Allerheiligeu-Ka])itel  in  Trag,  sowie  bei  dem  Olniutzer  und  brunner 
Kapitel  besetzen  konnte,  nach  gleich  ausgezeichneten  Edelleuten  den 
nächsten  Anspruch  ha))eü,  adelige  Doktoren  un*!  Licentiateu  der  Theo- 
logie den  Vorzug  vor  allen  übrigen  Bewerbern  um  die  Propstei  In 
Leitmeritz,  auf  dem  Wysehehrad  und  in  Brttnn  besitzen;  Adelige,  die 
als  Doktoren  oder  Licentiaten  der  Beebte  den  ersten  PlatK  erlangten, 
soUten  Tor  allem  jsu  AppeUations-  und  spftter  zu  Reicfashofriten  be- 
ordert werden.  Die  Professoien  der  Beebte  sollten,  sobald  sie  drei 
Jahre  ihres  Amtes  gewaltet,  den  Titel  königlicher  RMe  erlangen;  die 
Professoren  der  Me<lizin  nach  dreUftbriger  Dienstleistung  in  den  erb- 
lichen Adelsstand  erhoben  werden  und  der  Rektor  berechtipt  sein, 
den  Doktoren  dieser  beiden  Fakultäten  den  Adelsirrad  zu  erteilen. 

M;in  sieht,  die  J^uiten  piixneten  sicij  in  dem  Ku!\vurt!'  eine  fast 
schrankenlose  Machtvollkonnnenlieit  an:  sie  suchten  sich  eine 
Stellung  zu  begründen,  die  ihnen  möglichst  viele  Rechte  sicherte  und 
nach  Mögiu-hkeit  alle  Lasten  von  ihnen  fernhielt.  Der  Entwurf  des  Stifts- 
briefes wurde  dem  Kaiser  zugeschickt,  von  diesem  dem  Kanzler,  welcher 
zu  Anfang  des  Jahres  1624  in  Prag  weilte,  und  von  diesem  wieder 
dem  FQrsten  von  Ueditenstein  zur  Prikfüng  und  Begutachtung  Tor* 
gelegt  Die  Verzögeniog,  welche  damit  eintrat,  war  nicht  nach  dem 
Sinne  der  Jesuiten;  schon  am  21.  Januar  1624  bat  der  Bektor  des 
Prager  Jesnitenkollegiums,  P.  Ximenes,  um  möglichste  Beschleunigung 
der  Entscheidung.  Dagegen  verlangte  der  neuemannte  Erzbischof, 
der  eben  von  dem  Inhalte  des  Stiftsi  :irfes  einige  Kunde  erhalten 
hatte,  zu  den  Beratungen  Qher  allföUige  Moditikationen  desselben  heran- 
gezogen zu  werden,  zumal  der  Stiftsbrief  nicht  blofs  das  seinen  Vor- 
j^ngern  erteilte  Kanzlerrecht  über  die  carolinische  Uuive!*f!ität  be- 
seitigte, sondern  auch  soh-he  Rechte,  auf  die  er  vermöge  der  Be- 
stimmungen des  Tridentiner  Kunzils  allein  Anspruch  liatte,  wie  z.  B. 
die  Büchercensur  und  die  vorausgehende  l'rüfung  jedes  Lehrers  in 
Bezuff  auf  seine  Sitten  und  seine  Kenntnisse  den  Jesuiten  übertrug. 
Er  ersuchte  deshalb  den  Kaiser,  ihn  in  Gemeinschaft  mit  einem  oder 
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zwei  Prälaten  und  rlon  Oberstlandoffizieren  zu  den  Beratungen  über 
den  Stiftungsbrief  eiii/uladt-n.  Wenn  dies  nicht  grschebcn  könnte,  so 
wünschte  er  wrnii!:stens  ausführhch  von  den  Forderungen  der  Tpsuiten 
in  Kenntnis  fpsetzt  zu  werden,  damit  or  hirrüber  sein  Gutachten  er- 
statten konule'.  Kin  udoiches  Ansuchen  richtete  er  mn  sell)en  Tage 
auch  au  den  Fürsten  von  Liechtenstein  und  an  die  obersten  Landes- 
ofiiziere. 

Der  Statthalter  wartete  die  Erlaubnis  des  Kaisers  nicht  erst  ab, 
sondern  (Ibermittelte  fidbst  dem  EnUsehof  zwar  niebt  den  Entwurf 
des  Stifti^riefes,  aber  doch  einige  Schriften,  die  ihm  die  gewOnschte 
Kenntnis  verschaffen  konnten.  Da  Harrach  gerade  nicht  in  Prag  an« 
iresend  war,  so  gelangten  sie'  in  die  Hftnde  seines  SekreUUs  Adolf 
Sintsig,  der  Uber  sie  nicht  wenig  stutzig  wurde  und  sie  dem  Propst 
an  der  Prager  Domkirche  und  dem  Abte  Questenberg  mitteilte.  Beide 
rieten  die  augenblickliche  Benaclirichtifrung  des  Erzbischofs  an.  In- 
dem der  Sekretär  dies  that,  erbat  er  sich  die  Erlaubnis,  dem  Erz- 
bischof  unverhdlU  alle  Urteile  über  die  Forderungen  der  Jesuiten  be- 
richten zu  dürfen,  da  ihn  sonst  niemand  von  denselben  in  Kenntnis 
setzen  würde  ^. 

War  hienach  Sintzi^^  kein  Freund  der  Allgewalt  der  Jesuiten,  so 
war  der  Erzbischof,  trotz  seiner  bei  ihnen  erlantrten  Auslulduag,  dies 
ebensowenig.  Als  er  die  Forderungen  der  Jesuiten,  die  seine 
historischen  Rechte  als  Kanzler  der  Universität  beseitigten ,  ihn  jeder 
Aufidcbt  Aber  den  Unterricht  entkleideten  und  sämtliche  Orden  von 
den  Professuren  ausschlielsen  wollten«  kennen  lernte,  berief  er  so- 
gleich dne  Anzahl  Theologen  zu  einer  Beratung ,  wie  man  solchen 
Übergriffen  begegnen  könne.  Unter  den  Eingeladenen  befand  sich 
auch  ein  verhältnismälsig  junger  Kapuziner,  der  aber  bereits  eine  be- 
deutsame Vergangenheit  hinter  sich  hatte,  P.  Valerianus,  aus  dem  Ge- 
schlechto  derer  von  Nfagni.  Er  hiefs  ursprünglich  Maximilian  und  war 
im  Jahre  1  oHG  in  Mailand  geboren,  aber  schon  im  Alter  von  ein  oder  zwei 
Jahren  nach  Prag  mit  seinen  Kitern  ^ekoimiipn,  wo  sein  Vater  die  Rück- 
zahlung einer  grofsen  Geldsunnne,  die  er  dem  Kaiser  Maximilian  II.  ,ize- 
liehen  hatte,  betrieb,  aber  von  Jabr  /u  Jahr  vertröstet  wurde,  ohne  zum 
Ziele  zu  gelangen.  ( )bwühl  also  durch  Abstammung  ein  itidiener,  empfing 
Valerianus  doch  seine  ganze  Ausbildung  in  Böhmen  und  sprach  selbst- 

*  Prager  erzbisi  höfliches  Aidüv:  P.  Ximencs  an  den  Kaiser  dd.  21.  Januar 
1624.  Di  I  i  T^rit  to  dis  Erzbisc  hofs  an  FcrdtDud  II.,  an  Liecbtenslcm  und  an  die 
obersten  Landesoüizier«  dd.  2.  März  1624. 

*  Prager  UnivcrsitäUbibliothuk :  MS.  Adolf  von  Sintzig  au  den  Ensbischof 
HazTMb  dd.  1&  MSn  1624. 
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▼entiiuilicli  neben  der  italieniBdieii  Mottenprache  anch  die  beiden  in 
Prag  gebrtuddichen  Spndieni  das  Deutscbe  und  Bühmiache.  In  seinen 
Studien  zeigte  er  ebensoviel  Eifer  als  Talent;  gleieluEeitig  war  er  von 
inniger  FMmmiglceit  beseelt  und  besuebte  desbalb  bftufig  das  neu  er- 
richtete EapfQziDerkloster  auf  dem  Hradscbin,  wo  er  den  Predigten 
des  borübniten  P.  Laurentiia  von  Brindisi  lauschte.  Ein  günstij^er 
Zufall  stellte  ihm  eine  ßlänzeude  Laufbalin  in  Aussicht  Sein  Oheim 
Karl  Magni  hatte  im  Auftrage  Rudolfs  II.  eine  gesandtschaftliche  Reise 
nach  Polen  unternommen  und  daselbst  die  nähere  Bekanntschaft  des 
Kardinals  Ald()l)randim  gemacht.  Als  dieser  unter  dein  NanifMi  Cle- 
mens VTII.  den  päpstlichen  Stuhl  bestie«r,  erinnerte  er  sich  seines 
Freundes  und  forderte  ihn  auf,  einen  seiner  Neffen  nach  Roin  zu 
senden ,  wo  er  für  dessen  Fortkommen  sorgen  wollte.  Nach  dem 
Wuusclie  der  Eltern  sollte  Valerianus  dahin  ziehen;  schon  bereitete 
man  aHea  fbr  Ibn  vor  nnd  sab  ihn  im  Gei^  mit  dntiflglicben  Ämtern 
ausgestattet,  als  der  JOngling  diesen  Flftnen  ein  Ende  machte  und  er- 
M&rte,  in  den  Kapuzinerarden  eintreten  zu  wollen.  Vergeblieh  suchte 
ihn  seine  Matter  durch  flehentliche  Bitten  von  diesem  Entschlösse  ab- 
wendig SU  machen.  Auch  sein  Mterer  Broder  Johann  Baptist  folgte  dem 
Beispiele  des  jüngeren.  So  traten  beide  Brüder  im  Jahre  1G02  unter 
grofsem  Zulauf  der  Menge  ins  Kloster,  welche  den  Eintritt  zweier  wohl- 
habender Edelleute  in  den  Bettelorden  kaum  begreiflich  fand.  Der  ältere 
Bruder  starb  kurze  Zeit  nach  der  Einkleidung;  der  jtUitrere.  pünktlich 
in  der  Befolgung'  aller  Gebote  seines  Ordens,  suchte  durch  Kasteiuugeu 
sein  Fleisch  zu  zähmen,  vertiel  aber  zuletzt  in  eine  ^^olclie  Schwäche, 
dafs  seine  Oberen  darauf  aufmerksam  wurden  und  ihm  befahlen,  die 
nötige  Nahnmu  zu  sich  zu  nehmen  un«l  der  Ruhe  zu  pflegen.  Da  er 
nach  Ablauf  des  Noviziats  noch  nicht  17  Jahre  zählte,  hätte  er  nach 
den  Ordensregeln  nicht  zur  Profefe  zugelassen  werden  sollen,  allein 
seine  Vorsteher  leuulen  ibn  so  geeignet  für  seinen  Beruf,  dafe  sie  ibn 
dennoch  zur  Ablegung  der  GelQbde  zulielsen.  Er  wurde  darauf  nach 
Wien  berufen,  um  den  dortigen  Kovisen  ein  gutes  Beispiel  zu  geben, 
und  das  that  er  vollauf,  indem  er  wihiend  der  damaligen  Pestlcranlc- 
beit  alle  Kranken  mit  Auf(>i)f<  rung  pflegte,  ihre  Wunden  wusch  und 
ihnen  jede  Hilfe  leistete.  Im  Jahre  1605  wurde  er  nach  Prag  zurück- 
geschidit,  wo  er  kurze  Zeit  den  Studien  oblag,  worauf  man  ihn  den 
Truppen,  die  aus  Böhmen  zur  Bekämpfung  Bocskays  nach  Ungarn 
7X)geu,  nachschickte,  oflFenbar  um  wie<ier  Krankenwärterdienste  /u 
leisten.  Diese  Unterbrechung  hatte  jedoch  liald  ein  Ende,  er  kehrte 
wieder  nach  Prair  zurück  und  beschäftigte  Mch  neuerdings  mit  dem 
Studium,  namentlich  der  i'hiiusophie.    Mittlerweile  wurde  er  zum 
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Priester  geweiht  uud  darauf  als  Ptediger  verwendet,  als  welcher  er 
aneh  italieniseh  vor  dem  Kaiser  und  seinem  Hofe  predigte.  Durch 
seine  Beredsamkeit,  Gelehrsamlceit  und  FrOmmiglcdt  gewann  er  manche 
hervorragende  Persöidiehkeit  für  die  Kiielia;  so  gehing  ihm  dies 
namentlich  mit  dem  FQrsten  Gundalcer  von  Liechtenstein,  dem  Bruder 
des  spftteren  Statthaltci-s  vou  Böhmen.   Im  Jahre  1614  wurde  Va- 
lerianus  als  italienischer  Prediger  und  Lehrer  der  Philosophie  in  den 
Wiener  Konvont  bpnifrn.    Ks  7o\<j\e  sich  iinn ,  dafs  er  nicht  blofs  zu 
diesen  Ämtorn  vorzüj^licli  voran la;jt  war,  soudeni  dafs  er  auch  über 
eine  crolso  (lewandtheit  im  jresellsschaftlii'hen  Verkclir  verfügte,  sich 
leicht  iu  seine  Umgebung  zu  schicken  wuiste,  nicht  blofs  ührr  die 
religiftsen,  sondern  auch  über  die  politischen  Verhalt nisse  genau  imtcr- 
richtet  war  uud  richtig  über  sie  urteilte.    Sein  sLaatsmiumiscbes 
Talent  veranlaTste,  dafs  er  nach  Polen  geschickt  wurde,  als  KOnig 
Siginund  sieh  mit  dem  Plane  trug,  Podolien,  das  durch  die  EinfiUle 
der  Türken  und  Tartaren  entvdlkert  war,  zu  kolonisieren.  Einige 
dieeer  Kolonien  sollten  von  dem  neu  gegründeten  Orden  der  un- 
befleckten Empfibignis  als  Grenzfestungen  errichtet  und  verteidigt 
werden.   Valerianus  wurde  um  seine  Mithilfe  angegangen  und  ver- 
fügte sich  dann  von  Polen  als  Berichterstatter  nach  Rom.   Der  Plan 
Sigismunds  verwirklichte  sich  jedoch  nicht,  und  so  kehrte  Valerianus 
wieder  nach  Wien  zurück.    Im  .lahro  1619  war  er  Guardian  des 
Linzer  Klostors:  in  dieser  SteihuiL'  muiste  er  sich,  da  er  liinfist  <li«' 
Aufmerksamkeit  und  den  Hafs  di  r  Protestanten  wachgerufen  hatte, 
nach  Italien  titiditen,  doch  beschränkte  sich  siin  Aufenthalt  daselbst 
nur  auf  die  Zuit  bis  zur  Besiegung  des  oberösterreifhisihen  Aufstandes, 
so  daüs  er  schon  im  Jahre  1620  wieder  zurUckkchrtf.    Im  folgenden 
Jahre  wurde  er  nach  Wien  berufen  und  zum  Ordensdefioitor  gewälilt. 
Seine  Tocbtigkeit  war  inzwischen  dem  Herzog  von  Bayern  bekannt 
geworden,  der  ihn  nach  Frankreich  schickte,  um  die  Zustimmung  des 
Königs  Ludwig  für  die  Übertragung  der  pfiHziscben  Kur  auf  seine 
Person  zu  gewinnen;  nebenbei  sollte  er  die  Veltliner  Streitigkeiten, 
die  damals  zu  einem  Kriege  zwischen  Frankreich  und  Spanien  zu 
führen  droht(^n,  auszugleichen  suchen  und  endlich  ein  Bündnis  zwischen 
der  katholischen  Liga  und  Frankreich  vennitteln.   In  Ansehung  des 
ersten  Punktes  erlangte  Valerianus  einen  vollen  Eifol'r,  fla  er  hierin 
von  dem  päpstlichen  Nuntius  unterstiit/t  wurde;  in  Bezu'j:  auf  den 
V«"ltliuer  Streit  war  Frankreich  erluUig,  dem  Papst  die  Vorinittelung 
zu  üherlratren,  was  den  llerzoL:  von  Bayern  Lrlciciitaiis  befriedigte; 
nur  5!oiiie  Henndiunsren  in  P.e/ui:  auf  das  Hüiiduis  scliiugen  fehl,  weil 
Iiuiikreifli  (iie  Verbindung  mit  den  dtutM'lieu  Protestanten  nicht  auf- 
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geben  wollte.  ValeriAnus  saehte  die  FnmzofleD  f&r  das  Bündnis  mit 
GrOnden  zu  gewinnen ,  die  von  keiner  Anhänglichkeit  an  das  Kaiser- 
haus zeugten;  denn  in  einer  Konferenz,  die  er  deshalb  mit  dem  fran- 
zösischen Kanzler  Brulart  und  dem  Staatssekretär  Puysieux  hatte, 

wies  er  auf  die  Macht  der  LiL'a  und  darauf  hin,  dafs  ein  Bund  mit 
ihr  ein  wirksames  G^^eugewicht  ^^erren  die  Macht  der  Habshursrer  bilden 
würde  (!).  Kr  betrachtete  sich  also  trotz  soinor  in  Vr^<r  «genossenen 
Erziehung,  und  trotzdem  er  fa.st  nur  in  Uslerrejcb  tliätifr  prewesen 
war,  nicht  als  Österreicher,  sontlern  als  Italiener  und  regelte  danach 
seine  politischen  Sympathien.  Als  die  ßüudnisvcrhandlungen  zu  keinem 
Resultate  führten,  rief  ihn  Maximilian  von  Paris  ab ;  er  blieb  jedoch  noch 
einige  Wochen  dort»  weil  der  Pqist  seine  Dienste  daselbst  in  Anspruch 
nahm*.  Pie  Annalen  der  böhmischen  Kapuzinerordensprovinz  erzfthlen 
von  dem  Aufsehen,  weldies  Valerian  in  Paris  durch  seine  allseitige 
Bildung  erregte  und  wie  das  Königspaar  und  die  vornehmsten  Herren, 
sowie  die  französischen  Kapuziner  zu  ihm  wie  zu  einer  Leuchte  auf- 
blickten. Wir  sind  nicht  im  stände,  zu  kontrollieren,  ob  dieses  Lob 
nicht  übertrieben  ist,  wir  wissen  nur,  dafs  er  sich  ganz  und  gar  das 
Mifsfallen  seines  weit  berühmteren  Ordensbniders  und  (iehilfen  des 
Kardinals  TJii'belieu,  des  P.  Josef,  zuzoir,  so  dnfs  dieser  ihn  später  bei 
den  Verband  hui  L'on  über  den  Mantuauer  Fr)>streit.  mit  denen  der 
Kaiser  ihn  betraut  hatte,  nicht  als  Teilnefiiner  dulden  wollte.  Ob 
Eifersucht  der  Grund  dieses  Mifsfallens  war  oder  vielleicht  die  Alt 
und  Weise,  wie  Valcriauus  die  Geschäfte  behandelte,  bleibt  dahin- 
gestellt ^. 

Nach  seiner  BQckkehr  nach  Wien,  die  etwa  im  Juli  1623  erfolgte, 
wurde  er  vom  Ordenskapitel  zum  Guardian  in  Prag  erwfthlt.  Er 
schlug  also  wieder  seinen  Wohnsitz  in  jener  Stadt  auf,  die  seine  eigent^ 
liehe  Heimat  und  Bildungsstätte  war.  Seine  Abstammung  und  gesell- 
schaftliche Gewandtheit  brachte  ihn  in  Beziehungen  mit  den  be- 
deutendsten Geschlechtern  des  Landes;  namentlich  vermittelte  sie  nicht 
nur  die  persönliche  Bekanntschaft,  sondern  einen  vertrauten  Verkehr 
mit  Albrecht  von  Waldstein,  dem  er  im  Alter  nahe  stand;  denn  der 
General  war  nur  um  drei  Jahre  älter.   Der  Ruf  seiner  Frömmigkeit, 


'  Vhür  die  Gesandtschaft  Valorinnus"  nach  Fiatikreich  Imhe  ich  umständlich 
in  dem  Uuad  IV,  Seite  488 — 493  meiner  Geschichte  des  dreilsigjahrigen  Krieges 
beridtM  tmd  so  weise  icli  unmnnehr  dtranf  hin,  als  diese  ThAtigkeit  Vaterians' 
Ja  kdqer  Beziehung  zu  Höhmen  steht.  Siehe  auch;  Hancbner  Staatsarchiv:  Maxi« 
miltan  an  P.  Vulerianus  Magni  dd.  28.  Mai  1623. 

*  Cousin:  La  jeuuesse  deMazarin.  MS.  Annalen  der  (»uhmiachcu  bapuziuer- 
ordensprovüu,  Bd.  IV.  S.  345. 
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die  aUerdings  dmch  sdne  diplomatischeD  IMenstleistunffen  kaum  ge. 
ftrdert  wnide,  aber  docli  unangetastet  dastand,  lenkte  auch  die  Augen 
des  neuen  Eizbischois  auf  ihn,  so  daTs  er  ihn  zu  seinem  Beichtvater 
irfthlte.  Dadurch  erlangte  Valerianus  einen  roaTsgebenden  Einflufs  auf 
Harrach,  und  als  ihn  der  letztere  um  seinen  Bat  in  der  Universitilt&* 
angelegenheit  anging,  erklärte  sich  Valerianus  nehon  anderen  Orttiiden 
auch  deshalb  gegen  die  Wünsche  der  Jesuiten,  weil  sie  den  Kapuzinern 
und  allen  anderen  Orden  jede  Thlltigkeit  an  der  Prager  Universität 
verwehrten.  Valerianus  hielt  sich  fttr  tüchtig  genug,  um  mit  jedem 
der  Prager  Jesuiten  um  die  Palme  der  Gelehrsamkeit  zu  ringen. 
Zwischen  ilini  und  dem  Orden  begann  jetzt  ein  Kampf,  der  sich  später 
aucii  auf  das  theologische  Gebiet  erstreckte.  Valerianus  griff  die 
Jesuiten  unerBchrodcen  an,  sie  wehrten  sieli  mit  gleicher  Entsdneden- 
heit  und  verfolgten  ihren  Gegner  mit  immer  steigendem  Hasse. 

Da  das  Gutachten  der  vom  Erzbischof  berufenen  Theologen  die 
Ansproche  der  Jesuiten  als  mit  den  erzbischOflichen  Rechten  im  Wider- 
spruch stehend  bezeichnete,  erklärte  Harrach  dem  Rektor  des  Jesuiten» 
kollegiums  mündlich,  dafs  er  in  die  Einverleibung  der  carolinischen 
Universität  in  der  geplanten  Weise  nicht  einwillige;  zugleich  pro- 
testierte er  gegen  die  mittlerweile  thatsAchlich,  wenn  auch  nicht  recht- 
lich vollzogene  Vereini^'ung  und  ge^en  die  Vornahme  der  Protnotiouen. 
Als  sich  die  Jesuiten  um  seine  Proteste  nicht  künmiert' n ,  weil  sie 
der  Gunst  des  Kaisers  sicher  waren,  richtete  Ilarrach  ^einen  Protest 
an  diesen  selbst,  dankte  ihm,  dai's  er  den  Stittsbrief  noch  nicht  unter- 
zeichnet habe  und  verlangte  die  Einriiuiiuing  jener  Rechte,  die  ihm 
die  Gründungsurkunde  der  carolinischen  Universität  erteilte.  Acht 
Tage  sp&ter  protestierte  er  in  einer  Zuschrift  an  den  Fürsten  von 
Liechtenstein  gegen  die  Erteilung  der  akademischen  Grade  von  selten 
der  Jesuiten,  wiederholte  diesen  Protest  einige  Tage  darauf  durch 
zwei  Domherren,  die  er  zu  dem  Rektor  des  Präger  Jesuitenkollegiunis 
abschickte,  und  verbot  jede  Amtshandlung  in  den  Räumen  der  caro- 
linischen Universität Der  Rektor  stellte  sich  dagegen  auf  den 
Standpunkt,  dafs  die  Vereinigung  der  carolinischen  und  ferdinandei- 
sehen  Universität  bereits  vollzogen  sei,  dafs  also  niemand  das  Recht 
habe,  ein  Verbot  in  irgend  einer  AngebL'rnlieit  zu  erlassen,  ps  sei 
denn,  dafs  er  im  ordentlichen  Prozefsweg  obgesiegt  habe.  Da  er  je- 
doch fürchten  inuüste,  daiis  der  Erzbischof  den  Streit  in  Rom  anhangig 

'  Pkager  erzbischöfliches  Archiv:  Harrach  an  Ferdinand  II.  dd.  9.  April 
1624.  —  Tomc'k,  Geschichte  drr  Pra2:or  l'nivorsitäf.  S*>ite  260.  —  Böhmisches 
Stauhaltereiarchiv:  Der  Enebischol  an  den  Fürsten  von  Liechtenstein  dd.  17.  April 
1624. 
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machen  und  man  dort  seine  Antwort  nicht  genügend  finden  würde, 
so  stellte  er  nicht  nur  die  Promotionen  ein,  snntlprn  bot  sich  auch 
zu  Unterhandlungen  an.    Er  verlan'4P,  dafs  Ilarracii  ihm  seine  Be- 
scliwpnlen  schriftlich  mitteile.   Dabei  beklaizte  er  sich  über  die  Leiilen- 
schalMu  hkeii.  mit  der  man  jetzt  die  Jesuiten  bekämpfe,  es  verursache 
dies  viel  „Skandal",  der  bei  der  geföhrlicben  Lage  der  Kirche  ver- 
mieden werden  sollte*.    Diese  Zuschrift  beantwortete  der  Erzbischof 
mit  dem  Hinweis  auf  die  Eingriffe  in  seine  Bechte  als  Erzbisebof  und 
Kanzler  der  Universität  Zugleich  sprach  er  sich  in  einem  zweiten 
Schreiben  an  den  Forsten  von  Liechtenstein*  tadelnd  Ober  die  Auf- 
hebung der  caroliniscfaen  Univenitat  aus,  weil  der  Kaiser  Ihr  sich 
allein  dazu  nicht  berechtigt  sei ,  und  die  den  Jesuiten  an  der  ver- 
einigten (also  neuen)  Universität  erteilte  Befugnis  zu  Vortri'igen  über 
Theologie  und  kanonisches  Rocht  vom  Papste  allein  erteilt  werden 
könne;  er  bekämpfte  ferner  die  Ernennung  des  Kanzlers  durch  die 
Jesuiten;  die  Ableguni:  der  Trofessio  fidei  von  Seite  der  Prnfossoren 
in  die  Hände  des  Iloktors,  weil  sie  nach  den  Bestimiiiun^^en  des 
Tridentiner  Konzils  und  nach  der  Bulle  Pius  IV.  in  die  des  Bischofs 
erfolgen  solle;  den  AusschluTs  sämtlicher  geistlicher  (  h  ion  mit  Aus- 
nahme der  Jesuiten  von  den  Professuren,  weil  dadurch  auch  dem 
päpstlichen  Verfügungsrechte  Eintrag  geschehe.  Als  mit  den  bischöf- 
lichen Rechten  im  Widerspruche  stehend  wird  auch  die  Aufiicht  et- 
Uftrt»  die  den  Jesuiten  in  Bezug  auf  Glauben  und  Sitten  über  alle 
am  Lehramte  im  Lande  Beteiligten  ein^erftumt  werden  sollte,  weil 
ihnen  damit  ein  Inquisitionsrecht  zugestanden  werde,  das  nur  dem 
Bischöfe  gehöre;  denselben  Vorwurf  erhebt  er  auch  gegen  ihre  Bücher^ 
censur.  Im  Interesse  des  Unterrichts  fand  der  Erzbisebof  die  alleinige 
Herrschaft  der  Jesuiten  ebensowenig  von  Vorteil,  weil  Thomisten  und 
Scotisten  gar   nicht   zum  Worte  kommen  und  auf  »Um-  TJniversitflt 
jeder  Wetteifer  fehlen  würde.   Auch  die  öffentlich)  ( )nlnunL'  würde 
durch  die  Vorschliijie  der  Jesuiten  bedroht,  denn  die  Sclmlmeister  im 
ganzen  Lande  würden  sich  gegen  die  Unterstellung  unter  den  Orden 
Jesu  auflehnen.    Die  Erlaubnis,  Güter  der  Carolina  umtauschen  zu 
dürfen,  sei  ebenfalls  verwerflich;  denn,  fragte  der  Erzbischof,  „was 
sollte  geschehen»  wenn  dieselbe  wieder  hergestellt  wOrde  und  ihre 


*  Ptaser  enbiieliaflldia  Ardilv:  Der  Bektor  des  Präger  JesuitenkoUegiums 
Ximenes  an  den  Erzbischof  Harrach  dd.  23.  April  Schmidl  III.  p.  556. 

•  Praper  en-bischöflichcs  Archiv:  Annotata  ex  diplomate  imperiali  academiie 
CaroIo-Ferdinandea>.  Der  Erzbischof  schrieb  eigenhäudig  zu  diesem  Schrift* 
Stocke!  Ettntto  di  cose  piü  cooaidenbili  nd  diploma  MP  imlrenitfc  CmoIo- 
Ferdhumdea  1624. 
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Güter  durch  Tausch  in  andere  Hände  gekommen  aeien?"  Ebenso 
bedenklich  fand  der  Erzbisdiof  die  den  Jesuiten  zugestandene  Steuer- 
freiheit ,  weil  sie  dem  Interesse  des  Fiskus  widerstrebe ,  sowie  das 
ihnen  eingeräumte  Strafrecht,  vermöjje  dessen  sie  s()<zar  Personen  des 
Landes  verweisen  konnten,  die  nicht  zur  Universität  gehörten.  End- 
lich focht  er  selbst  das  den  Unfreien  zut'estandenc  Kecht  zum  Besuch 
der  Universität  an,  sowie  die  damit  im  Zusaininmliang  stehende  Be- 
freiung von  ihrer  Unterthanspflicht,  weil  sie  mit  den  Rechten  ihrer 
Herren  und  mit  den  Canones,  in  welchen  die  Weihung  Unfreier  ohne 
Zustimmung  ihrer  Elgentamer  verboten  sei,  im  Widersprudi  stebe. 

Als  P.  Ximenes  von  diesen  Einwürfen  Kenntnis  ärbielt,  konnte 
er  sieb  nicht  verhehlen,  dab  der  Ensbischof  Recht  behalten  würde, 
wenn  der  Streit  sich  nach  Rom  hinziehe,  und  dals  es  demnach  für 
die  Jesuiten  nur  von  Vorteil  wäre,  wenn  sie  sich  friedlich  mit  dem 
Erzbischofe  verständigten.  Er  wendete  sich  also  mit  einem  zweiten, 
diesmal  jeder  Schärfe  entl)ehrcudcn  Schreiben  an  ihn  und  sprach  die 
Iluffnnnp:  aus,  dafs  die  meisten  Kinweudungen  schwinden  würden, 
wenn  der  Erzbischof  erfahre,  welche  DtMitung  nach  Ansicht  der 
Jesuiten  den  angefochtenen  Stellen  des  Stiftsbriefes  zu  flehen  sei. 
In  Bezug  auf  die  Kanzlerwtirde  konnte  allenlinfrs  keine  Erklärung  au 
der  Thatsache  etwas  ämlci  ii ,  dals  die  Jesuiten  dieselbe  für  sich  in 
Anspiiah  uahmen;  Ximenes  gab  daher  den  Anspruch  auf  diesen  l'osten 
auf  und  behauptete,  dafs  die  Jesuiten  gar  nicht  darnach  strebten, 
sondern  sieb's  zur  grOfeten  Ehre  anrechnen  würden,  wenn  die  Carofo- 
Ferdinandeische  Universität  den  Erzbischof  zum  Kanzler  haben  würde. 
Er  ennchte  zugleich  denselben,  irgend  einen  Domherrn  mit  den  Yer* 
handlungen  über  einen  friedlidien  Ausgleich  zu  betrauen,  damit  die 
bösen  Mäuler  zum  Schweigen  gebracht  würden  und  auch  der  leiseste 
Verdacht  und  Schein  eines  Zwiespaltes  zwischen  der  Gesellschaft  Jesu 
und  ihrem  Oberhirten,  sowie  zwischen  ihm  selbst  (Ximenes)  und  dem 
Erzbischof,  den  er  von  frühester  Ju^rend  wepren  seiner  ausgezeichneten 
Tugenden  verehrt  habe,  beseitigt  werde.  Diese  untcrthäni^'e  Zuschrift 
fand  eine  ebenso  freundliche  Antwort:  Harrach  war  zu  Unterhand- 
lungen bereit,  wtMin  seine  Kanzlenecbte  nicht  angetastet  würden,  und 
entschuldigte  die  Schärfe  seiner  früheren  Ausstellungen,  mit  denen  er 
den  Jesuiten  nicht  habe  nahe  treten,  sondern  nur  seine  Rechte  ver- 
teidigen wollen.  Die  weitere  Korrespondenz  bewegte  sich  in  dem- 
selben freundlichen  Geleise,  eigentliche  Unterhandlungen  fanden  jedoch 
nicht  statt,  da  der  Erzbischof  sich  nach  Wien  begeben  hatte.  Als  er 
zurückkehrte  und  das  JeeuitenkoUegium  bei  Gelegenheit  der  Ignatius- 
feier besuchte,  bat  ihn  der  Rektor  um  Beschleunigung  der  Ansgleichs- 
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Verhandlungen  und  um  Zurücknahme  de«  Vtibotes  der  Promotionen, 
Der  Erzbischof  t  rbat  sich  als  Antwort  alle  auf  die  lietfründung  der 
Carolina  bezüglichen  Urkunden,  um  sich  über  seine  Rechte  fronau 
belehren  zu  können,  welchem  Verlanjien  Ximenes  bereitwill i-  luieh- 
kam.  Als  aber  eine  Woche  vei^ing,  ohne  dafs  der  Erzbischof  irgend 
eine  Entseheidung  gef^Ult  hfttte,  hatte  die  Geduld  der  Jesuiten  ein 
Ende;  der  Rektor  erklarte,  da&  er  mit  der  Erteilung  der  akademi- 
selien  Grade  nicht  länger  innehalten  werde,  da  von  Seite  der  Jesuiten 
alles  geschehen  sei,  um  den  Streit  fkiedlich  auszutragen^. 

Der  Kaiser  hatte  mittlerweile  den  Statthalter  an  die  Absendung 
des  Gutachtens  gemahnt,  das  er  im  Januar  von  ihm  verlangt,  aber 
noch  immer  nicht  erhalten  hatte.  Als  Liechtenstein  ihn  nun  von  den 
Einwürfen  des  Erzbischofs  in  Kenntnis  setzte,  trug  er  ihm  auf,  den 
Erzbischof.  den  Rektor  des  Jesuitenkolleciuins  und  andere  Interessenten 
vor  sich  zu  fordern  und  zwischen  ihnen  zu  vermitteln  ^.  Dies  geschah, 
allein  die  Verhandlunir  nahm  eine  für  die  Jesuiten  so  ungünstige 
AVcudun^;,  dafs  Ximenes  nicht  nur  thatsiichlicli  zur  Erteilung  der 
akadt'iuisehen  (iiade  schritt,  soiuIl-iu  mit  dem  Al-iuuciie  der  Unter- 
handlungen drohte  und  die  Bullen  und  sonstigen  Schriftstücke,  die  er 
dem  Enbisdutf  sar  Einrieht  abergeben  halte ,  peremtoriseh  surüek- 
verlangte.  Der  letztere  sandte  dem  Itektor  darauf  (am  5.  Sefitember 
1624)  eine  Zuschrift,  in  welcher  er  seine  Ansprache  auf  die  Leitung 
der  neuen  Universitftt  erörterte.  Erzbischof  Ernst  von  Pardubitz  sei 
bei  der  Gründung  der  UnivenltAt  zu  ihrem  Kanzler  eniannt  worden; 
als  solcher  habe  er  nicht  blofs  seine  Zustimmung  zur  Erteilung  der 
akademischen  Grade  gegeben,  sondern  auch  verschiedene  Streitigkeiten 
unter  den  Mitgliedern  der  Universität  geschlichtet,  Rekurse  ange- 
nommen und  entschieden  und  Verordnungen  erlassen.  Harrach  nahm 
nun  nicht  bln(<  alle  diese  Rechte  in  Anspruch,  sondern  wahrte  sich 
auch  das  OlKiauisichtsrecht  über  die  (Uitcr  der  carolinischeu  Uni- 
versität, da  dieselben  meistenteils  von  (It  istlichen  geschenkt  worden 
seien.  Er  verlaugte  auch,  dais  er  um  seine  Zustimnumg  bei  der  An- 
stellung der  l'rofesKoren  ersucht  werde,  da  das  Trideutiner  Konzil 
vorschreibe,  dab  niemand  einen  Lehrstuhl  besteigen  darfe,  der  nicht 
vom  Bischof  bezoglich  seiner  Lebensweise  und  seines  Wissens  einer 
PrOfung  unterzogen  worden  sei.  Er  formulierte  schließlich  seine 
Forderungen  dahm,  dals  er  als  Rechtsnachfolger  des  Emst  von  Par- 

1  Prager  crzbiscbol  liches  ArdüT:  Ximenes  an  den  Jülrzbiscbof  dd.  6.  Mai  1624. 

'  Prager  enbifdiBflieh«t  Azdüv;  F«itUMi)d  II.  an  Idechtensteui  dd.  17.  April 
1604.  —  Wiener  StaaturduT:  Ferdinand  Q.  aa  Liechtensteu  dd.  31.  Juli  1684. 
—  Schmidl  UI,  S.  «66. 
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dubitz  den  Titel  eines  Kanzlei"s  fuhreu  und  dpsspn  Bpfutruisse  üben, 
also  die  Erlaubnis  zur  Ert(M*1uiiL'  (1er  akademischen  Grade  erteilen, 
die  Kandidaten  prüfen,  nach  Beduiiiiis  neue  Gesetze  geben,  in  Streitig- 
keiten Appellationen  entgegennehmen,  in  Schwierigkeiten  Rat  erteilen 
und  au  seiner  Stelle  einen  Vicekanzler  ernennen  dCüie,  der  alle  von 
den  Mitgliedern  der  üiiivenittt  durch  den  Druck  zu  Teiilffeiitlieheiideii 
Bfieher  censurieren  solle;  dafe  er  femer  die  Dberaafticht  über  die 
GOter  der  caroliniwheii  Univeisitat  fiUireii  und  ihm  alle  neoeD  Lehrer 
zur  Bestätigung  vorgestellt  werden  sollten.  Diese  Ansprache  erg&ben 
sich  aus  YeiBChiedenen  pftpstlichen  Bullen,  kaiserlichen  Verordnungen 
\md  aus  dem  an  den  Universitäten  geltende  Gewohnheitf5recht  Die 
allfällige  Nachgiebigkeit  der  Jesuiten  kOnne  er  übrigens  nicht  als  den 
Ausdruck  ihres  Wohlwollens  gegen  seine  Person  ansehen,  sondern 
müsse  sie  als  sein  gutes  Recht  in  Anspruch  nehmen ;  solange  aus  dem 
Stiftsbrief  nicht  jene  Punkte  entfernt  wiirdoi!.  die  seinen  Rechten 
widerstreiten ,  wonlo  er  sich  zu  keinem  Ausj^lt  ich  verstehen.  Zwei 
Tage  nach  Überreichung  der  obigen  Zuschrift  liefs  er  eine  Protestation 
aufsetzen,  welche  alle  im  Carolinuui  vollzogenen  Piüniutionen  für  un- 
gültig erklärte;  er  drohte  sogar,  diese  Protestation  öffentlich  an- 
schlagen  zu  lassen,  wenn  die  Jesuiten  nicht  ¥on  den  Promotionen  ab- 
lassen wfirden*.  Die  letzteren  antworteten,  dafe  sie  die  Protestation 
abrdlhen  lassen  und  eine  Antiprotestation  verölfentlichen  worden. 
Übrigens  erUirten  sie,  dafe  die  Kanzlenechte  des  Enbisehofe  sich 
nur  auf  die  earolimscbe  Umversität  bezogen  hütten;  diese  sd  jedoch 
in  Häresie  verfallen  und  deshalb  vom  Kaiser  auftxolöst  worden,  es 
fehle  also  das  Subjekt,  auf  welches  der  Ersbischof  seine  Rechte  geltend 
machen  könne.  Diesem  Einwurfe  begegnete  der  Erzbischof,  indem  er 
dem  Kaiser  das  Kerht  zur  Aufhebung?  der  Universitilt  absprach,  weil 
sie  nicht  von  ihm,  «ondern  voin  Pa])Ste  Clemens  VII.  bocrründet  worden 
sei  und  nichts  use^^on  den  Kaiser  verbrochen  habe.  Wenn  die  Ver- 
brechen derjeniircn,  welche  widerrechtlich  die  carolinische  Universität 
au  sich  gerissen,  (iem  Kaiser  ein  Kecht  zur  Auflösung  geben  wurden, 
so  besitze  er  ein  solches  auch  bezüglich  der  Akademie  tler  Jesuiten, 
denn  auch  sie  sei  wAhrend  des  Au&tandes  von  den  Ketzern  in  Besitz 
genommen  worden.  Da  die  Jesuiten  leugneten,  dafe  der  Erzbischof 
als  Kanzler  andere  Bechte  geObt  habe,  als  die  Kandidaten  ftr  aka- 
demische Grade  zu  prüfen,  zu  approbieren  und  ihnen  das  Lioentiat 

>  Friger  eixbiiehftf  liehe»  Avdiiv:  Ximen«  an  Harradk  dd.  6.  AngiiM  1694 
^aiMch  an  Ximenes  dd.  5.  September  18224.  Protestation  des  EMiiacbofr  dd. 
7.  September         Der  Enbischof  an  LieehtenaCein  dd.  8.  September  1684. 
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ZD  erteilen,  ihm  also  das  Beeilt  abspracben,  neue  Gesetze  m  geben 
oder  Appellationen  von  selten  der  Universitätsmitglieder  anzunehmen, 
SO  suchte  der  Erzbischof  diesen  Einwurf  dadurch  zu  widerle|i;ea>  da& 
er  ein  Statut  (ks  Emst  von  Pardubitz  citierte,  dessen  Eingang  also 
lantpte:  „Wir,  Ernst  etc.  Kanzler.  mRt^hen  znm  Nutzen  und  Frommen 
der  1  iiiversität  uud  um  Ruhe  und  1  rir(irji  m  ihr  zu  erhalten  und 
die  Studien  zu  fördern,  nactistehende  Vt  r  i  iiuiii^^  bekannt."  Im 
weiteren  Texte  des  Statuts  hiels  es:  „Behufs  des  Entwurfs  der 
Satzungen  sollen  von  der  Universität  einige  Personen  gewählt  werden, 
ivelche  im  Verein  mit  uns  mid  unseren  Kommissären  sulcbe  Auord- 
nnngen  txeffim  sollen,  irie  sie  ftr  jede  Falniiat  efspneftlieh  sind." 
Seliließlieli  hiels  es:  «So  oft  iigend  ein  Zweifel  (Uber  die  Auslegung 
der  SatauDgen)  entstellt,  soll  die  ünivenität  bebufe  der  Erlftuterong 
an  UDS,  als  ihren  Kanzler,  rekurrieren^."  Diese  Stellen  widerlogten 
allerdings  vollständig  die  Behauptungen  der  Jesuiten.  Im  freudigen 
Gefiihl  seines  Erfolges  schrieb  der  Erzbischof  an  den  Fikrsten  von 
Eggenberg:  es  stehe  nun  fest,  dafs  seine  Op])08iti6n  gegen  den  Stifts- 
brief begründet  gewesen  sei,  die  Jesuiten  hätten  ihn  nun  selbst  auf- 
gegeben. Wären  sie  von  Anfang  an  vorp;egantr('n  wie  jetzt,  so  würden 
sie  ohne  Streit  zu  ibrein  Ziele  gelaugt  sein,  denn  er  selbst  sei  ebenso 
von  Ehrfurcht  gegen  den  Kaiser  (uud  seine  VVünsrhe)  wie  von  inniger 
Anhänglichkeit  an  die  Ordensmitglieder,  als  seine  Lehrer  durchdrungnen, 
und  wolle  keinem  dieser  Gefüi»le  durch  unzeitigen  Widerspruch  Ab- 
bruch thun.  Die  Bedingungen,  unter  denen  er  sich  mit  den  Jesuiten 
vertragen  wfirde,  fabte  er  in  folgender  Weise  zusammen:  er  wolle 
Jggaoea  Einflub  auf  die  Leitung  der  ferdinandeischen  Akademie  be- 
anspruchen, da  aueh  sdneVorgftnger  keinen  ausgeübt  hfttten,  er  habe 
auch  nichts  dag^n,  dals  der  Kaiser  ihr  die  zwei  weltlichen  Fakul- 
tftten  (der  caroliniscben  Universität)  einverleibe,  verlange  aber,  dab 
die  Professoren  der  beiden  weltlichen  Fakultäten  ihm  die  Professio 
fidei  abzulegen  und  von  ihm  die  Bestätigung  in  ihrem  Amte  einzu- 
holen hiltten.  Die  Einverleibung  des  carolinischen  Vermögens  in  das 
Jesuitenkollegium  blois  durch  kaiserliche  Anordnung  könne  er  nicht 
gut  heiTsrn,  sondern  verlange  dazu  die  Zustimmung  des  Papstes.  Die 
Jesuiten  wolle  er  nicht  daran  bindern,  Privilegien  aller  Art  für  ihre 
neue  Schöpfung  zu  erwi  rben ,  wenn  sie  seine  Rechte  als  Ordinarius 
nicht  berührten  *.  Aus  dem  Angeführten  ist  ersichtlich,  dafs  zwischen 

'  TrapfT  erzbischöfliclii's  Archiv:  V.  Hiacpitns  prior  nrdinis  pr»'dicatonim 
apud  S.  Agnetem  Prap;i-  oxponit  difficitltites  et  ditferentias  intor  archiopiscopum 
Pragensem  et  societatem  .lesu  dd.  14.  Octuber  1624.  —  Tomck  ii.  a.  0.  261. 

*  PnfBT  «nbitchAfUehn  AicMt:  Hamdi  an  Eggenbeis  dd.  14.  Oktober 
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den  Wünschen  der  Jesuiten  und  denen  des  Erzbischofs  noch  eiu  weiter 
Abstand  war.  Ferdinand,  der  sich  um  diese  Zeit  beroits  unter  der 
Leitung  des  P.  Lamoruiain  befand,  wollte  aber  dio  Jesuiten  um  jeden 
Preis  betrii  (li^eii  und  nahm  dabo!  die  Vonnitteiung  seioes  Günstlinge, 
des  Grafen  Karl  von  Harr«rh,  weii  lior  der  Vater  des  Erzbisdiofs  war, 
in  Anspruch.  Dieser,  bereit,  die  Wunsche  seines  Herrn  /.n  erfüllen, 
lud  »einen  Sohn  zur  Weinlese  nach  Bruck  an  der  Leitha  ein  und  be- 
mühte sich,  ihn  für  die  Forderungen  der  Jesuiten  zu  gewinnen. 
Seinem  Zuspruch  gelang  es  aneh,  Am  Erabiscbof  für  die  katelidieii 
Wttnsche  günstig  zu  stimmen;  dieser  begab  sich  nach  Wien  und  bewies 
bei  den  nun  folgenden  AusgleiehsTerbandlungen  die  weitgehendste  Nach- 
giebigkeit An  denselben  beteili^n  sieb  au6er  ihm  und  Eggeobei^ 
die  Jesuiten  Bumer,  Ximenes  und  Lamormain  und  der  Nuntius  CaraffiL 
Der  Vertrag,  welcher  so  zu  stände  kam,  besiegelte  die  Niederlage 
des  Er/bischofs.  Er  erklärte  sich  damit  einverstanden,  dafs  die 
Jesuitenakademie  nach  eingeholter  ])ilpstlicher  Zustimmung  erweitert, 
also  eine  juridische  und  medizinische  Fakultät  an  ihr  errichtet,  und 
diese  erweiterte  Akademie  "jenau  in  derselben  Weise  verwaltet  werde, 
wie  die  von  lerdinaud  errichtete;  da  die  Erzbischöfe  iu  dieser  keine 
Rechte  geübt  hätten,  so  sollten  sie  auch  in  der  neuen  keine  in  An- 
spruch uelnnen.  Von  der  Carolina  sollte  keine  Rede  mehr  sein  und 
nicht  behauptet  werden,  dafe  sie  von  den  Jesuiten  neu  errichtet  oder 
ihrem  Koll^um  einverleibt  worden  sei.  Die  Carolina  sollte  also  dn* 
fach  als  nicht  eiistlerend  angesehen  werden  ^  und  die  beiden  Vet^ 
mittter  Eggenberg  und  Caraflk  verbüigten  sich  dafür,  dafs  der  Kaiser 
sie  unter  Vorbehalt  der  Zustimmung  des  Papstes  für  aushoben  er- 
kläre. Mit  der  Übertragung  ihrer  GQter  an  das  Jesuitenkollegium 
w<ir  der  Erzbischof  unter  der  Bedingung  einverstanden,  dais  die  päpst* 
liehe  Zustimnmng  hiefür  eingeholt  wQrde.  Die  erweiterte  Jesuiten- 
akademie  sollte  fortan  die  Bezeichnung  Präger  Akademie  führen,  und 
der  Krzbischof  wollte  den  Jesuiten  gestatten,  bei  dem  Kaiser  um  alle 
Arten  von  Privilegien  für  dieselbe  zu  werben,  vorauägesetzti  da£B  sie 
seineu  iieehten  keinen  Eintrag  tbuu  würden  ^ 

1624.  Ptis  Srhreilieii  ist  latoiiiibch  und  hoi^a^it  ni(  ht  kl.ir  genug,  ob  ILuTuch  du^ 
Bestäüguugäredit  für  die  Professortüi  dvr  Juridiacben  uiui  roediziniscliea  i'  akulut 
oder  Vit  alle  vier  Fakolttlen  in  Ansprach  nahni.  Da  er  jedoch  im  Einganir  die 
ferdinandeiiche  Akademie  ia  keinem  ihrer  Rechte  antasten  wollte,  dAxfte  nch  lein 
Anspruch  nur  auf  die  zwei  genannten  Fakultäten  bezogen  haben. 

'  MS.  des  Klosters  btrahov,  Status  ecdesiffi  eathol.  in  regno  Bobemite.  — 
Sdunidl  III.  558.  —  Pnger  enbischAflicliei  Archiv:  Transactio  in  causa  univeni- 
tatis  Fngeiisis  dd.  27.  November  1624. 
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Aus  dem  Inhalte  des  Übereinkomineiis  ersieht  man,  dals  der  Erz- 
bischof  mit  seinen  AnsfHrQchen  auf  die  Leituni?  der  Univenitftt  voll- 

StSndig  Schiffbruch  litt;  er  sollte  in  ihr  gar  nichts  /u  sagen  haben, 
da  er  nur  Rechte  auf  die  Carolina  besafs  und  diese  nicht  der 
Jesuitenakademie  einverleibt,  sondern  als  juift:f'hob(  n  erklärt  wurde. 
Nur  insofern  sieirto  er.  als  in  dem  Vergleich  weder  von  der  Ober- 
aut'^i<Mit  über  die  Siliulen  im  l.;inde,  noch  von  der  lUichercensur  die 
lU'de  war.  Allein  deshalb  verzichteten  die  Jesuiten  auch  auf  diese 
Forderungen  nicht,  somlern  gaben  ihnen  sogar  im  Vertrage  selbst, 
allerdings  in  verdeckter  Weise,  Ausdruck.  Der  letzte  Artikel  besagte 
nämlich,  dafs  der  Ezbischof  die  Jesuiten  nicht  hindern  werde,  sich 
jegliche  Art  tod  Privilegieii  Tom  Kaiser  m  erbitten,  wenn  sie  nicht 
gegen  die  bischöflichen  Rechte  Terstofsen  würden.  Ihrer  Geschicklich- 
keit blieb  es  also  ttberlassen,  ihren  Oberhirten  zu  weiteren  Kon- 
zessionen zu  bewegen,  und  so  konnten  sie  sich  noch  immer  mit  der 
Hofihung  schmeicheln,  mit  seiner  Zustinunung  die  BdchereensuTi  die 
Aufeicht  über  die  Schulen  im  Lande,  die  Rechte  eines  Inquisitions- 
tiibunals  über  alle  Schulmeister  und  jene  Gerichtsbarkeit  zu  erlangen, 
vermöge  deren  sie  sogar  Personen,  die  nicht  zur  Universität  gehörten, 
des  Landes  verweisen  konnten. 

Wenn  man  ülirigens  annehmen  wollte,  dals  der  Erzbischof  sich 
zu  einer  so  weitgeheud«'ii  NaeliLriebigkeit  bestimnieu  liels,  weil  er  in 
Wien  von  seinen  Präger  Ratgebern  getrennt  war,  srt  würde  man  irre 
gehen ;  denn  einer  der  vorzüglichsten,  I'.  Valerianus,  befand  sich  damals 
auch  in  Wien.  £r  war  am  14.  August  zum  Provinzial  der  böhmisch- 
ÖMleneidnschen  KapusinerordensproTinz  gewählt  worden  nnd  hatte  als 
solcher  seinen  Aufenthalt  in  Wien  genommen'.  In  ihm  bitte  also 
Harracb  Bat  und  Stütze  gefunden ,  allein  seine  penönlichen  VeihJUt- 
nisse  zwangen  ihm  die  Nachgiebigkeit  auf:  sein  Vater  dankte  dem 
Kaiser  Bang  und  Reichtum,  er  seihst  war  ein  Schfiler  des  Jesuiten* 
Ordens  und  gewöhnt,  denselben  zu  achten  und  zu  bewundern  ;  dazu 
war  er  ein  blu^unger  Mann  ohne  Lebenserfahrung  und  ohne  Festig- 
keit in  den  einmal  gefafsten  Beschlüssen.  Daher  bewirkte  die  doj)i)elte 
Dankbarkeit,  zu  der  er  sich  veri)tlichtet  fühlte,  dafs  er  den  Wünschen 
der  mit  dem  Kaiser  vereinten  Jesuiten  Rechnung  tniijr  Sie  hatten 
ja  die  wankende  Kirche  in  vielen  Teilen  Europas  vor  dem  Falle  be- 
wahrt; es  liefs  sich  von  ihnen  eine  ähnliche  Wirksamkeit  in  der 
Wiederaufrichtung  derselben  in  Böhmen  erwarten,  und  da  durfte  er 
sie  als  Er/bischof  am  wenigsten  daran  hindern.   Auch  1*.  Valerianus 


'  Annalen  der  bObadschen  K^poiiiienffdenqNroviDB.  MS.  a.  k.  0. 
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m&g:  von  ähnlichen  Anschauungen  geleitet  gewesen  adn;  beide  hofften, 

dafs  die  Jesuiten  ihre  Kräfte  acspannen  würden,  um  die  gewonnene 
Stellung  mit  Ehren  zu  behaupten  und  in  Hannonie  mit  den  Kirchen- 
oberen  zu  wirken.  Der  Vertrag  wurde  am  27.  November  geschlossen 
und  von  dem  Erzbischof  und  Eggenber?  unterzcirhnot.  Am  1.  De- 
zeuil)er  unterzeichnete  Caraffa  eine  Erklilrunfz ,  durch  welche  die 
Jesuiten  zum  Fruchtgenufs  der  Güter  der  Carolina  und  zur  Erteilung 
der  akademischen  Grade  nach  erlangter  Zustimmung  des  Papstes  zu 
den  Vergleichspunkten  ermächtigt  wurden.  Der  Kaiser  trug  seinem 
Vertreter  in  Born,  dem  Duca  Savelli,  auf»  dieselbe  zu  erwiiken*. 

Die  Jesuiten,  welche  nicbt  im  geringsten  zweifelten,  dals  die 
sdüieBsUclie  Entseheidung  auch  hierin  zu  ihren  Gunsten  ausfallen 
werde,  bemUbten  sich  nun,  durch  Begründung  neuer  Ordensbftuaer 
und  (Jnterriebtsanstalten  die  Herrschaft  tkber  das  Schulwesen  in 
Böhmen  anzubahnen.  Da  sie  in  diesem  Lande  schon  seit  dem  Jahre 
1622  eine  grOleere  Hachtfülle  anstrebten,  als  sie  sonst  in  Österreich 
erlangt  hatten,  so  empfahl  sicli  eine  Teilung  der  österreichischen 
Ordensprovinz,  die  sich  damals  auf  den  gesamten  Besitz  der  deutschen 
Habsburger,  also  auch  auf  Böhmen  und  Ungarn,  erstreckte.  Bei  dem 
Generalkonvent  des  Ordens,  der  im  Jahre  1622  in  iiom  abizehalten 
wunie,  schlug  der  österreichische  Ordensprokurator  P.  Coi)eutzl  die 
Trennung  Böhmens  von  dem  übrigen  Österreich  und  die  Errichtung 
einer  eigenen  Provinz  daselbst  vor,  welchem  Antrage  der  Ordens- 
general Hutlus  zustimmte.  Nodi  im  selben  Jahre  wurta  dem  Oster- 
reidusehen  Visitator  Weisungen  zur  DurehfUirung  dieser  Troanung 
erteiU.  Als  die  nOdgen  Vorber^tungen  getroffen  waren,  ernannte 
ins.  P.  Mutius  (am  15.  Juli)  den  P.  AigenChs  zum  Prorinzial  der  Oster^ 
reicfaiflchen  und  den  P.  Rumer  zum  Provinzial  der  neuen  bOhmischea 
Ordensprovinz,  und  diese  Ernennung  wurde  am  23.  September  feier- 
lich im  Krumauer  Kollegium  mitgeteilt  Zur  neuen  Ordensprovinz 
gehörte  nicht  blofs  Böhmen,  sondern  auch  Milhren,  Schlesien  und  die 
Lausitz.  Nun  wurde  die  Gründung  eines  Profelshauses  auf  der  KUmu- 
Beite  von  Pracr  in  Aussicht  trenommen  und  dabei  nuch  di(>  itiu^e 
Errichtung  eines  Gjuuiasiums  beschlossen,  uui  der  adeligen  Juijend, 
die  gröfstenteils  in  diesem  Stadtteile  wohnte,  den  Zutritt  zu  den 
Studien  zu  erleichtern.  Da  der  Jlrzbischof  beim  Abschlufs  des  Ver- 
gleichs ihnen  seine  Gunst  zugesagt  und  sie  ihrerseits  ihm  ihre  tiefste 
Ergebenheit  versichert  hatten,  so  begünstigte  er  ihre  Absicht  und  er- 
wirkte beim  Kaiser,  daCs  dieser  ihnen  die  Nicolauskirche  samt  den 


1  Sdiniidl  III.  559. 
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dazu  gehörigen  Häusern  und  Schulen  abergab.    Im  selben  Jahre 
wurde  auch  die  Jesuiteiirasidens  in  Jifiin  um  ein  KoUegium  er- 
veiterC,  mit  dem  gleichfidte  die  Errichtung  eines  Gymnasiums  ver- 
bunden war.  Im  folgenden  Jahre  siedelten  sie  sieh  in  Kuttenberg  an 
(1626),  wo  ihnen  der  Kaiser  fbn&ehn  konfisderte  Häuser  und  eine 
beträchtliche  Anzahl  konfiscierter  Dörfer  zur  Errichtunir  eines  Gyni- 
Dasiuros  geschenkt  und  Frau  Barbara  Ton  Sulewic  sie  zu  Erben  eines 
ihr  in  dieser  SUdt  gehörigen  Hauses  eingesetzt  hatte.   Die  Begrün- 
dung neunr  oder  die  Erweiterung  alter  Kollrgion  erlicischto  eine 
'jröfserr  Znh!  von  Ordensniitgliederii.    Da  Böliiiim  weitaus  nicht  die 
nötigen  Kanilidateii  lieferte  —  befanden  sich  doch  unter  den  32  Pro- 
fessen,  die  sich  am  1.  Mai  1625  zu  einer  Beratung  in  Prag  ver- 
sammelten, nur  acht  in  Böhnien  gebürtige  Personen  —  so  wurden 
aus  Belgien  dreizehn  Jesuitenzöglinge  berufen,  die  ihre  Ausbildung  in 
Brünn  erhielten  und  später  ihre  Th&tigkeit  in  der  böhmischen  Ordeos- 
provinz  entwickelten.  Zu  diesen  gesellten  sich  noch  viele  Jesuiten, 
die  ihre  Studien  bereits  beendet  hatten  und  als  Professoren  verwendet 
wurden;  sie  wurden  aus  Belgien ,  Italien,  Frankreich  und  Spanien 
herangezogen,  so  dalh  das  geistige  Leben  Böhmens  ebenso  dem  roma- 
nischen Einflufs  unterlag,  wie  seine  Krieger  auf  dem  Weifsen  Berge 
zum  guten  Teil  der  romanischen  Kriegskunst  erlegen  waren'.  Mit 
der  Vermehrung  der  Jesuitan  ging  die  Vermehrung  ihres  Einkommens 
Hand  in  Hand,  denn  abgesehen  von  den  Schenkungen  bei  Begrün- 
dung neuer  Kollegien  erwarben  sie  zugleich  die  Vermehrung  ihres 
Besitzes  bei  den  alten,  namentlich  in  PraL'.  Krnnian  mid  Nenhaus, 
Da  Hie  droi  Kollegien,  welche  sie  in  Prag  bi  suisrn,  ni*  Jirere  hundert 
Schultet  uud  eine  beträchtliche  Anzahl  OnieiiMiiit^lieder  und  Diener 
beherbergten,  so  fanden  sie  es  in  ihrem  Interesse  gelegen,  ein  eigenes 
Bräuhaus  zu  errichten,  für  welches  sie  vom  Kaiser  Steuerfreiheit  er- 
langten'. Ihr  Einfluls,  ihr  Vermögen  und  ihre  Bedeutung  wuchs  von 
Tag  zu  Tag,  zumal  sidi  auch  Albrecht  von  Waldstein,  der  nunmehrige 
Herzog  von  Friedland  zu  ihren  eifrigsten  Anhängern  und  Förderern 
gesellte.  Es  gab  keine  Bitte,  die  sie  während  der  Jahre  1625—1627 
tn  ihn  richteten,  die  er  nicht  bereitwilligst  erlftllt  hätte;  dem 
Kollegium  in  Ji^in  wies  er  bedeutende  Einkünfte  zu  nnd  plante 
die  Errichtung  neuer  im  Bereiche  seines  Herzogtums,  auch  liefis  er 
es  dem  neu  begrOndeten  Kollegium  in  der  Prager  Kleinseite  nicht  an 

1  Scbimdl  III,  605—606,  614  and  folg.  —  Pnger  enbiachöf liebes  ArchiT; 

Ferdinand  II.  an  den  Krzbiscbof  von  Prag  dd.  4.  April  1625. 

•  Archiv  des  k.  k.  rntcrrichtsminihteriurns :   Privilegium  Ferdinaads  II.  fÜT 
die  Jesuiten  in  Ansehung  der  Erricbttuig  eines  Brauhauses  in  Prag. 
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materieller  Unterstotzung  fehlen  und  begünstigte  die  Erriehtung  von 
Kollegien  in  allen  jenen  Landern,  wohin  er  seinen  siegreichen  Puls 
setzte.  Waldstein  wu&te»  welchen  Einflols  die  Jesuiten  auf  den 
Kaiser  besa&en  und  wollte  sie  deshalb  zu  Freunden  haben.  Der 

Kaiser,  sein  Feldherr  und  sein  allmftditiger  Minister  waren  also  für 
die  Jesuiten:  wer  durfte  es  wagen,  ihre  in  Böhmen  erlaugten  Erfolge 
anzutasten  und  sie  an  der  Erreichung  ihres  Zieles  zu  hindern? 

üiifl  doch  jresi'huh  difs  und  zwar  mit  Erfolg.  Den  ersten  Anlafs 
hiezu  hatte  der  Krzbischof  von  Trafr  irPL'ohen,  ind(Mn  er  einiire  Monate 
vor  dem  mit  den  Jesuiten  getrotiencn  I  hert-inkommeu  der  Kon- 
gre^'ation  de  propas^unda  fide  einen  politischen  und  religiösen  T?cfor- 
nmti(»ns|)lan  beziljrlieh  iUdiinens  vorlegte;  in  betruft"  der  Univti>,iUt 
halte  er  darin  den  Wunsch  ausgesprochen,  dieselbe  möge  derart  ein- 
gerichtet werden,  dafs  sie  taugliche  Subjekte  für  die  geistlichen  und 
weltlichen  Ämter  im  Lande  heranbilde.  Diese  Phrase  war  sehr  all- 
gemein gehalten  und  deutete  ebensowenig  auf  den  Streit  hin,  in  den 
der  Erzbischof  mit  den  Jesuiten  geraten  war,  wie  auf  den  Umstand, 
dafe  sie  allein  die  Lehrftmter  in  der  theologischen  und  philosophisehen 
Fakultät  versehen  und  die  vereinigte  Universität  ihrer  alleinigen 
Auktorität  unterthan  machen  wollten.  Das  Schriftstück  Uberliefs  es 
sonach  der  Propaganda  selbst,  sich  genauer  zu  informierend  That- 
silchlich  erhielt  sie  einige  Wochen  später  durch  ein  Sclireiben  des 
Fra  (lirolamo  Lappi,  .Miiv>ritouordensj)riester  bei  St.  Jakob  in  Prag, 
unvt  ilauut  allerlei  Nachrichten  über  die  SfnMtifikeiten  um  die  Caro- 
lina, die  nicht  im  Sinnt*  der  Jesuiten  waren,  ha  die  Propaganda  die 
Bedeutung  des  Ordens  Jesu  nicht  erhöhen,  ihm  also  zu  der  an- 
gestiebten  Herrschaft  in  liölunen  nicht  verhelfen,  sondern  ihn  als  ein 
untergeordnetes  Mitglied  im  Organismus  der  Kirche  festhalteu  wollte, 
80  waren  ihr  die  Mitteilungen  Lappis  willkommen  und  sie  beantwortete 
den  Antrag  des  Erzbischofa  von  Prag  dahin,  dalis  es  nach  dem  Bei- 
spiel anderer  UniversitAten,  wie  z.  B.  der  von  Padua  oder  Bologna, 
am  ntttzlichsten  wäre,  wenn  neben  den  Jesuiten  auch  Mitglieder  anderer 
Orden  zu  den  Professuren  an  der  Universität  in  Prag  zugelassen 
worden.  Um  in  dieser  Angel(>genheit  mit  der  nötigen  Sachkenntnis 
vonrngehen,  wünschte  sie  zu  wissen,  wann  und  von  wem  die  caro- 
linische Universitnt  begründet,  wie  dieselbe  geleitet  worden  und  welche 
ÄnderuDgeu  in  ihr  im  Laufe  der  Zeit  eingetreten  seien*. 

■  Archiv  der  üongregation  de  Propaganda  fide:  Protokoll  der  SitnmK  Tom 

6.  September  1624. 

*  Ebenda:  Zuschrift  an  den  KrztiiMhot  \on  Trag  dd.  7.  Dezember  1604. 
ZiucUrifi  an  Fra  üiroUuno  Lappi  dd.  7.  iiezembcr  1624. 
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Ate  die  Einigung  zwischen  dem  Eniiisehof  und  den  Jeniiten  am 
27.  November  1624  8tatl;geiunden  hatte,  berichtete  CenffiL  diee  der 
Propaganda;  da  jedoch  weder  er  noch  die  Jetniiten  eine  Abschrift  des 
abgeschloasenen  Vertrags  einschickten,  was  namentlich  die  letzteren 
hAtten  thun  sollen,  da  die  Zustimmung  des  Papstes  in  demselbcm  vor- 
behalten  war,  so  verlanpte  die  Propaganda,  die  ihre  Entscheidung 
unter  dem  Vorsitz  des  Papstes  treffen  wollte,  die  Übersendung  des 
Vertrages  und  übertrug  mittlorwrile  dem  Kardinal  Mellino  das  Referat 
in  (lioscr  Angelegenheit.  Wir  wissen  nicht,  ob  die  Abschrift  des  Ver- 
tni^'cs  l)ei'eits  angelangt  war,  als  Mellino  in  der  Sitzung  vom  2.  Mai 
1625  diesem  Auftrape  entsprach.  Kr  erklärte,  dafs  eine  Entscheidnng 
nicht  getroffen  werd(  ü  k(  nne,  solange  man  nicht  die  Stiftungsurkunde 
der  Präger  UniversiUU  eingesehen  habe,  nnd  si  iihi^'  deshalb  vor,  man 
solle  dieselbe  aus  dem  vatikanischen  Archiv  lieraussuchen.  Dies  ge- 
adiah,  und  als  sie  hier  nicht  zu  finden  war,  wurde  der  Erzbiscbof 
▼on  Prag  aufgefordert,  sie  einzuschicken*.  Nachdem  die  Stiftungs- 
urkunde in  Rom  angelangt  war  und  Mellino  von  ihr  Einsicht  genommen 
hatte,  erklärte  er  in  der  Sitsung  vom  22.  August,  dafs  der  zwischen 
Harradi  und  den  Jesuiten  abgeschlossene  Vertrag  nicht  gebilligt 
werden  könne,  weil  er  die  Kanzlerrechte  des  Prager  Rrzbischofe  ab- 
schaffe. Auf  seinen  Antrag  wurde  l>esch1o8sen,  dem  Kaiser  diese  Mfls- 
billigung  mitzuteilen  und  ihn  zur  Aufrechthaltung  der  erzbischöflichen 
Kftnzlerreehtc  auf/nfordern.  Zugleich  tnig  man  aber  dem  Vinitins  CarnfFa 
auf,  die  grolstr  \  (!r>u-ht  bei  der  Mitteilunji  dieser  MilsbilÜL'-nii'j  zu 
beobachten ;  ini  T  <ille  er  auf  die  Unterstützung  des  Erzbiscliols  von 
Praj,%  seiner  Verwandten  und  Frennde  rechnen  könne,  so  sollte  er  ihn 
ins  Vertrauen  ziehen,  sonst  nicht  Aus  dieser  Weisung  geht  mit 
Sicherheit  hervor,  dafs  der  Erzbischof  die  Abmachung  mit  den  Jesuiten 
nicht  etwa  hinterdrein  anfocht,  sondern  sich  derselben  ohne  weiteres 
fügen  wollte,  wenn  sie  die  päpstliche  Zustimmung  erlangt  h&tte. 

Mittierweile  bemOhte  sich  der  kaiseriiche  Gesandte  in  Horn,  Forst 
Savelli,  die  Billigung  des  Vertrages  zu  eriangen,  aber  Teigeblich,  da 
auch  der  Nuntius  Caraffia  nun  davon  abriet  und  vielmehr  empfahl, 
einen  Druck  auf  den  Jesuitengeneral  auszuüben,  damit  dieser  selbst 
seinen  Orden^genossen  befehle,  von  ihren  Ansprüchen  auf  das  Kanzler- 
amt abzulassen.  Die  Propaganda  befolgte  diesen  Rat  und  beschielst. ouifeif 
unter  Zustimmung  des  in  der  Sitzung  anwesenden  Papstes,  den 
Jesuitengeneral  aufzufordern,  seinen  Ordensgenossen  iu  Österreich  den 

*  Ebenda:  Zaidirift  an  den  Nuntius  Caml&  dd.  8.  Febmar,  17.  Mint  und 
81.  Mai  162.5.  rrotokoll  <\pr  Sitzung  Tom  2.  Mai  162$.  Zuschritt  an  den  En* 
biscbof  von  Prag  dd.  24.  Mai  1625. 
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BefeU  zu  erteileil,  dails  sie  von  den  Ansprachen  auf  das  Kandenunt 
ablassen  mOeliten,  auf  dafs  dntcb  die  Einverleibung  der  Carolina  in 

ihre  Akademie  den  Hechteu  des  Prager  Erzbischofs  kein  Abbruch  ge- 
sehehe.  Als  Laniormain  Kunde  von  diesem  Beschlüsse  erhielt,  war 
er  durchaus  nicht  geneijrt,  sieh  dem  päpstlichen  Befehle  zu  fügen, 
fllrchteto  jedoch,  dafs  hei  lilngerem  ZöErern  der  Papst  dem  Erzbischof 
von  Traf;  proprio  motu  das  Kanzleramt  übertraojen  werde.  Daher  er- 
suchte er  den  Kaiser,  dahin  ?u  wirken.  ImIs  der  Papst  diesen  Ent- 
schlufs  nicht  fasbe,  und  damit  zu  verhindern,  dafs  anderen  Orden  der 
Zutritt  zu  den  Lehrämtern  an  der  Carolina  eröffnet  werde.  Der 
Kaiser  inüge  Melmchr  selbst  oder  durch  den  Fürsten  von  Eggenberg 
mit  Nachdruck  in  den  Kuntius  dringen,  damit  der  Papst  die  bezüg- 
lich der  Prager  Universität  g^rofitene  Veieinbarung  ohne  weiteres 
Zögern  bestätige.  Welches  Gewicht  die  Worte  des  Beichtvaters  bei 
Ferdinand  hatten»  eigiebt  sieh  daraus,  da&  schon  am  folgenden  Tage 
der  Sekretftr  des  Fürsten  von  Eggenbeig  bei  dem  Nuntius  erschien, 
sich  bitter  Ober  die  Opposition  einiger  MOnehe  gegen  den  zwischen 
dem  Erzhiscbof  und  den  Jesuiten  getrolfenen  Vergleich  beklagte  nnd 
im  Namen  des  Kaisers  erklärte,  dais  derselbe  .unter  keiner  Bedingung* 
in  eine  Änderung  des  Vertrages  einwilligen  werde.  Der  Nuntius  möge 
hierüber  an  den  Papst  berichten;  eine  ähnliche  Weisung  sei  auch  an 
im.  den  Fürsten  Savelli  abgegangen*.  Der  Gehorsam  gegen  den  Papst, 
den  die  Jesuiten  so  ostentativ  auf  ihre  Falinen  schrieben  und  so  laut 
bezeugten,  hielt  also  diesmal  nicht  stand.  Als  der  Bericht  des  Nuntius 
über  die  Unterredung  mit  dem  Sekretär  in  Rom  anlangte,  sandte  die 
Propaganda  zwei  Kardinale,  Mellinu  und  Baudiuo,  an  den  Jesuiten- 
general und  befahl  ihnen,  eine  ebenso  energische  £^nidie  zu  fahren, 


^  £benda:  Zuschrift  an  den  £4%bi»cliof  von  Trag  dd.  26.  Juli  1625.  Proto- 
koll der  Sitnug  wm  28.  Augmt  md  27.  Okiober  16SS.  Znaehrfft  in  den  KimtlBi 
dd.  90.  Augoat  and  9.  November  162S.  CMtffii  anCftrdinal  Ludo«iil  M.  7.  Janoar 

1626.  —  Wiener  Staatsarchiv:  Lamonnain  an  Ft-rdinand  Tl.  cW.  5.  Januar  1626. 
Die  l»ezei(hnende  Stelle  dieses  merkwürdigen  T^ricff  H  lauiot:  Intellexit  S^c.  Caeg, 
M.  V.  Itonuu  per  cuniculos  agi,  ut  contra  quoü  auuo  äuperioti  per  trani>actionem 
est  concfamun  mediatoribos  Qluscriasinio  domino  nuneio  et  excellentiisimo  iMindpe 
Eggenbergio  summus  pontifix  vcluti  proprio  mota  munus  cancellarii  academiae 
Pragensis  conferat  illustrissimo  doraino  archiepiscopo,  ut  vel  \ii\c  ratione  religiosi, 
qoibua  jam  totico  negavit  i>.  Caes.  M.  V.  lecturas  obfineant  <^uod  profecto  bono 
publico  et  juTentoti  non  expedit  Snpplioo  hnndllime  Sao»  Osei.  Mtl.  V.  ut 
clementissinie  dignelur  per  ae  aat  per  prindpen  (de  l^gpober^  aal  quaeonqne 
alia  ratione  dioore  illustrissimo  domino  nuncio  idqnc  srrio,  ut  curet  expcdiri  a 
S.  öanctitatc  Komae  (jua-  jjroposita  fnenint  de  acadeiiiia  Pr  iL">nsi  Vienncnsi  et  aliia. 
Id  expedire  buuo  publtcu  et  religiom,  ncc  sibi  placerc  tauuua  tuoranu 
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wie  sie  der  Sekretär  gegen  Caraffa  gebraucht  habe.  Der  General 
sollte  seineu  Ordenstnitgliedem  befehlen,  die  Angelegenheit  bezQ^ich 
der  Prajjer  Universität  ins  reine  zu  bringen,  „unter  keiner  Bedingung" 
das  Kanzleramt  anzustreifen  und  selbst,  wenn  der  Kaiser  dies  wünsche, 
seinem  Wunsche  nicht  Fol^je  zu  leisten.  Dieser  Beschlufs  war  nicht 
blofs  eine  Folge  der  Beratungen  der  Propaganda,  sondern  auch  die 
einer  Vorhandlung,  die  mit  den  Jesuiten  vor  dem  Forum  der  Pro- 
pagauiia  selbst  eingeleitet  worden  war.  Während  eines  Zeitraums 
von  zwanzig  Tagen  mulste  ihr  Ordensprokurator  Laurentius  de  Paulis 
hier  Bede  und  Antwort  stehen,  mit  welchem  Recht  die  Jesuiten  auf 
Gnmd  eines  bloisen  kaiserlichen  Stiftsbriefes  an  der  neuen  Universität 
Vortcftge  hielten,  in  der  juridischen  und  medizinischen  Fakultät  aka- 
demische Grade  erteilten  und  die  Gttter  der  Carolina,  die  ohne  päpst- 
liche Zustimmung  nicht  au^elöst  werden  dOrfe,  in  Besitz  genommen 
hätten V  Der  l'i  lanatur  rechtfertigte  das  Vorgehen  des  Ordens  mit 
der  Erklärung,  daJfi  alle  Handlungen  blofs  provisorischer  Natur  ge- 
wesen seien:  vom  Kaiser  sei  kein  Stiftsbrief  ausgestellt,  sondern  nur 
ein  Entwurf  ausgearbeitet  worden,  dessen  Gutheifsuno:  man  schliefslich 
?om  päpstlichen  Stuhl  erbitte.  Wenn  man  in  ilotfnuug  auf  .iie  (le- 
nehmigiing  des  Papstes  wisse  Hechte  antecipiert  habe,  so  habe  man 
nicht  anders  handeln  können;  denu  die  Jugend  könne  nicht  so  lange 
ohne  Unterricht  bleiben,  bis  die  päpstliche  Zustimmung'  ein^retroffen 
sein  würde,  auch  häUen  die  Jesuiten  nichts  gethiin,  worüber  sie  &idi 
nicht  mit  dem  Enehisehofe  vei{diehen  hätten^.  Die  Einwendungen 
des  Prokurators  waren  zwar  begrOndetr  sie  retteten  aber  die  Sache  der 
Jesuiten  doch  nicht,  weil  weder  der  Papst,  noch  die  Propaganda  ihre 
AlleinherrBchaft  an  der  Prager  Univerntät  dulden  wollten.  Es  er- 
folgte daher  jener  scharfe  Beschlufs  als  Antwort  auf  die  nicht  minder 
fldiarfe  Weisung  des  Kaisers,  über  deren  wahren  Urheber  man  in 
I?om  nicht  im  Zweifel  war.  Die  Propaganda  glaubte  wahrscheinlich, 
durch  ihren  Beschlufs  den  Streit  beendet  zu  haben,  allein  sie  täuschte 
sich,  wenn  dies  der  Fall  war,  gewaltisj;;  denn  thatsäelilich  geschah 
von  Seiten  drr  Jesuiten  nichts,  was  auf  Gehorsam  •redeutet  biltte. 
Sie  verwaltet»'!!  di<>  neue  Universität  nach  wie  vor  und  ^'e^tatteten 
dem  Erzliibihol  weder  einen  Einflufs  auf  dieselbe,  noch  die  Aus- 
übung der  Kauzlerrechte.   Zwar  trat  nun  auch  der  mittlerweile  zum 

'  A.  der  Propaganda:  Memoriale  all'  illiistr.  Sign.  Card.  Mellino  dd.  6.  Februar 
1626.  Zuschrift  an  ilcn  Xmitins  ilil.  1-1.  Februar  1626.  Sdiinidl  picbt  in  seiner 
Gesrhii  htc  dfv  It  iuiten  der  böhmischen  (Jrdensprovinz  von  «lii  scn  \'fTliandlungcn 
des  Je»uitenprukiirators  vor  dem  Foruu)  der  Kungregatiun  Kunde.  biL  III,  S.  826 
nnd  folgende. 
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Kardinal  emaunte  Enbisdiof  Hamch  aus  seiner  bisherigen  Beserre 
hervor,  offenbar  geleitet  von  P.  Valeriao,  dem  nuninehiigen  ProTinzial 

der  österreichisclieu  Kapir/ineroKieusprovinz.  Harrach  war  gegen 
Ende  des  Jahres  1626  nach  Wien  ^'okommen,  um  mit  dem  Kaiser 
Uber  die  zur  Durcbfüliriinjr  der  Rctoruiation  in  Böhnicn  notweudijjPii 
Ma&regeln  zu  beraten  und  verhm^'ie  bei  dieser  Gelegenheit  die  Wieder- 
aufrichtung  der  Carolimt,  aber  veri:cl)lii'b  ^ 

Vielleicht  würde  auch  die  Troita-jauda  die  Jesuiten  in  dem  fakti- 
schen Besitz  der  Universität  noch  länger  geduldet  haben,  wenn  sich 
nicht  die  Kia^ren  über  ihre  niafslose  Herrschsucht  gehäuft  hätten,  so 
daüs  selbst  der  Nuntius  Carafia,  ihr  bisheriger  Freund  und  Förderer, 
sich  zum  Wortfbbrer  dieser  Klagen  machte*  Er  hatte  sich  mit  Lamor- 
main,  weil  der  Beichtvater  sich  auch  ihm  gegenüber  ftuTsetst  heraus- 
fordernd  benahm,  überwerfen  und  fiuid  nun,  dafis  das  herrische  Auf- 
treten der  Jesuiten  flir  die  Wohl&hrt  der  Kirdie  unzutrftglich  sei.  In  einem 
Sehreiben  an  den  Kardinal  Barberini  warnte  er  daher  vor  jeder 
weiteren  Nachgiebigkeit  gegen  dieselben.  „Es  ist  gewils^y  so  schrieb 
er,  fldafs  die  Jesuiten  durch  die  Gunst  des  Kaisers,  die  man  sich  nicht 
grofs  genug  denken  kann,  eine  Machtstellung  erlangt  haben,  welche 
die  aller  übrigen  Orden  ttberrajrt  und  dieselben  von  jeder  Wirksam- 
keit auRschliefst,  an  der  die  Jesuiten  ein  politisches  oder  geistliches 
Interesse  haben.  Ihr  Einfluls  bescliriinkt  sich  aber  nicht  allein  auf 
die  Orden,  sie  besitzen  thatsaclilicli  die  Oberhand  Uber  alle,  selbst  die 
hervorragendsten  Minister  und  fangen  udt  ihnen  Streit  an,  wenn  sie 
sich  ihrem  Willen  nicht  fügen.  So  geschah  es  den»  Grafen  Collalto, 
einem  Manne,  der  sich  nach  dem  Fürsten  von  Eggenbeng  des  gröisten 
Einflusses  und  der  grüfsten  Macht  erfireute,  bei  dem  beabsichtigten 
Kaufe  eines  Hauses,  das  die  Jesuiten  für  sieb  erwerben  wollten;  er 
nahm  Zuflucht  mm  Bürgermeister  und  forderte  ihn  auf,  dem  Haue- 
besitsser  die  Erklftrung  abzunehmen,  dafe  er  (noch  vor  dem  Kaufuigebot 
der  Jesuiten)  in  Gegenwart  von  Zeugen  ihm  den  Verkauf  zugesagt 
habe.  Der  Bürgemeister  weigerte  sieh  jedoch  aus  Furcht  vor  den 
Jesuiten,  diese  Erklärung  abzuverlangen,  und  als  er  von  Collalto  durch 
l)rohunj?en  dazu  [rezwun^en  worden  war,  wollte  kein  katholischer 
Advokat  iii  Wien  (ien  letzteren  vertreten,  so  dais  er  zu  einem  protestan- 
tischen Zuflucljt  nehtuen  niulste.  Eine  ähnliche  Tyrannei  erlaubten 
sich  die  Jesuiten  aucii  gegen  andere  Tersonen.  Einer  der  bedeutend- 
sten Minister  und  zugleich  Vertrauensmann  Eggenbergs  (Trauttniaus- 
dorffV)  sagte  mir  dieser  Tage,  dafs  die  grolse  Gunst  des  Kaisei-s  für 


^  Anulfln  der  Mhmuchen  Kapudnerordensproviiie  «um  Jahre  1^6. 
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die  Jesuiten  ihr  Verderben  herbeifbhren  wttrde.  Diese  Gunst  war  seit 
jeher  bedeutend,  erraichte  aber  ihren  Gipfel,  seit  P.  Lamormiun  Beicht- 
vater des  Kaisers  wurde.  Der  genannte  Pater,  der  dem  römischen 
Hofe  nicht  besonders  freundlich  ^resinnt  ist,  wie  ich  Euerer  Herrlich- 
keit bereits  anderweitig  angezeigt  habe,  hat  sich  mittelst  dieser  Gunst 
in  alle  Geschilfte  einjremcnot,  welche  zu  dem  Geschäftskreis  der  Nun- 
tiatur und  der  Bischufe  gehören.  Sobald  ich  dies  in  Erfahrung  brachte, 
habe  ich  es  in  freundlicher  Weise  7.\\  verhfitfn  gesucht,  und  da  ich 
sah,  dafs  ei-  zu  weit  vorging,  so  niulstc  ich  liiiii  entgegentreten.  Die 
Väter  der  Vieselischaft  und  namentlich  V.  Lamorinain  haben  einen 
solchen  Zorn  gegen  nncli  gefafst,  dalä  Gott  allein  wissen  mag,  was 
der  letztere  tkber  mich  dem  Kaiser  gesagt  hat,  wie  Euere  Herrlichkeit 
aus  dem  folgenden  entnehmen  kann.  ....  Als  (der  Kapuziner)  F.  Magni 
sich  zu  Lamormain  verfügte,  um  ihm  von  den  Beschlüssen  in  An- 
gelegenheit der  böhmischen  Reformation  Kunde  zu  geben,  die  in  ge- 
meinsamer Beratung  von  den  Kardinalen  Dietrichstein,  Harrach  und 
mir  gefaTst  wurden,  und  sich  entschuldigte,  daJs  dies  nicht  froher  ge- 
schehen sei,  weil  zuerst  eine  Ißinigung  zwisdien  den  obgenannteu 
Personen  habe  erfolgen  müssen,  erwiderte  Lamormain,  dafs  die  Mit- 
teilung nicht  nötig  gewesen  sei,  da  ich  ja  doch  nichts  bei  Seiner 
Majestät  bewirken  könne,  denn  er-stens  hätte  ich  mich  bei  ihm  keiner 
besonderen  Wertschätz  im 'j  m  erfreuen  und  zweitens  <eien  die  deut- 
schen Fürsten  der  Meinunf?,  die  Nuntieu  würden  nui  deshalb  abge- 
schickt, um  die  päpstliche  Jurisdiktion  zu  erhulien  un  i  die  der  Fürsten 
einzuengen'.  P.  Miigni  teilte  mir  ferner  mit,  dais  aus  lier  weiteren 
üuterruduug,  deren  er  sich  wörtlich  nicht  erinnerte,  soviel  hervor- 
ging, dals  Lamormain  setbat  diese  Meinung  habe.*  Indem  Caraffa  in 
seinem  Schreiben  sich  darauf  berief,  dafe  ihn  nur  kirchlicher  Eifer 
dazu  getrieben  habe,  in  der  Reformation  Böhmens,  Mährens  und 
ÖsterreiehB  mitamwirken  und  nicht  Maehtgelflste,  bemericte  er,  selbst, 
wenn  letzteres  wahr  wftre,  schicke  es  sich  filr  Lamormain  am  wenigsten, 
diesen  Vorwurf  zu  erhellen  und  ihn  in  seiner  Thätigkeit  zu  hindern. 
„Ich  bin  überzeugt",  fuhr  Caraffa  fort,  „dafs  seine  Reden  eine  Folge 
dessen  sind,  was  in  der  Universitätsangelegenheit  geschehen  ist.  Mir 
schien  e«^  am  besten,  in  iVw^or  wichtigen  Sache  nicht  nur  bis  auf 
weitere  Weisung  Euerer  üerrlichkeit  den  Unwissenden  zu  spielen, 

>  DIae  Depesche  CwalBtt  lam  «neb  in  die  Uiade  des  Ksidiiuüs  Hagalia, 

der  hiczu  auf  den  Katul  licmerkte:  Diese  Behauptung  ist  verdächtig,  denn  er 
(P.  Mn^ni)  bat  von  den  .icswitcn  iVw  «^rlilpcritostp  Meinung,  wie  er  dies  iu  Wort 
und  Tbat,  als  er  sich  hier  (in  llomj  aut  hielt,  l)ewit's. 
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Bondern  auch  aus  Kflcksidit  für  P.  Magni,  der  mkh  cur  Wahrung  des 
Gebeimniasea  aufgefordert  hat  und  von  dem  Euere  Herrlichkeit  nAherea 
erfahren  kanu.   In  An<ielegenheit  der  Universität  hal>en  mir  die  Väter 

der  Gesellf^rhaft  keine  Antwort  oder  Erklärung  abgegeben,  ich  habe 
sie  auch  nicht  gedrängt,  um  die  Laiildigen  Befehle  Euerer  Herrlichkeit 
zu  orwarten.  Ich  kann  in  meinem  l'tiichteifer  nicht  unterlassen,  hiu- 
^u/iitu^en,  (ia(^  man  sich  gegen  die  Jesuiten  und  iosbesondere  g^en 
P.  Lumonuain  schützen  niufs" 

Der  Hinweis  auf  die  Allmacht  der  Jesuiten  in  Österreich  und  die 
Bemerkung,  dals  P.  Lamormaiu  die  päpstliche  Jurisdiktion  anfeinde, 
brachte  die  Sehale  des  Mifttmieiis  in  Rom  xum  Überffietou  Man 
nahm  die  Dienste  der  Jesuiten  dankbar  an,  aber  zu  einer  so  privile- 
gierten Stellung  wie  die,  welche  sie  in  Böhmen  anstrebten,  wollte  man 
ihnen  doch  nicht  verhelfen.  Sie  sollten  sich  nach  wie  vor  in  den 
kirehliehen  Oiganismus  einfitgen  und  sich  nicht  denselben  unterthan 
zu  machen  suchen.  Der  Papst  mifsbilligte  also  schlielslich  ihr  Ge> 
bahren  in  Böhmen  und  liefs  dem  Ordensgeneral  am  13.  August  1627 
von  der  I*ropaganda  ein  Dekret  übermitteln,  welches  den  Ji'suiten 
verbot,  auf  Grund  des  mit  dem  Er/bischof  am  27.  November  1624 
abgeschlossenen  \'er^'leiclis  akademische  Grade  zu  erteih'n  oder  etwas 
zu  thun,  was  den  I^M-htfit  de<  ht^iÜL'ou  Stuhles  oder  den  zu  Gunsten 
des  Erzbischofs  iauteutieu  IkhUmiiiuuiien  des  Tridentiuer  Konzils 
widerspreche,  s( »hinge  der  Vergleich  niciit  vom  päpstlichen  Stuhle  be- 
stätigt oder  ihnen  die  nötige  Vollmacht  erteilt  worden  sei.  Kardinal 
Harracb  wurde  gleichzeitig  von  dieser  Verfügung  benachrichtigt  und 
gefragt,  ob  der  kaiserliche  Stiflsbrief,  welcher  die  Carolina  der  Jesuiten- 
akademie  einverleibte,  nur  ein  Entwurf  und  nicht  eine  definitive  Ver- 
ftlgung  gewesen  sei,  welches  die  Goter  der  Carolina  seien,  wie  gniJs 
ihr  Wert  und  Ertragnis  und  Ober  wie  viele  Benefizien  dieselbe  ver- 
füge, kurz,  die  Propaganda  wollte  jetzt  genaue  Kenntnis  von  den  Be* 
sit/ungen  der  Carolina  haben.  Wie  Spott  nahm  sich  der  gleichzeitig 
an  den  General  ergangene  Befehl  aus,  dals  die  Jesuiten  selbst  dem 
Kaiser  die  Gründe  auseinandersetzen  sollten,  welche  die  Propaganda 
zu  diesen  Weisungen  veranlafst  hätten:  sie  sollten  also  sell)st  die 
Verteidiger  und  Lobredner  der  gegen  sie  irerichtetcn  MalsrcLM  l  ab- 
geben. Harrach,  dem  auch  Mitteilung  hiervon  gemacht  wurde,  erhielt 
die  ausdrückliche  Weisung,  sich  in  der  Uuivei-sitütsfrage  ganz  ruhig 

'  {{arheriniscbe  biliUothek  in  Rom:  Carafia  an  Kardinal  Barberinidd.  25.  No- 

venibei  1 '■>-'>.  I><'r  Schlufs  ].niif(»tr  Non  l«?(ifm  di  soggiungere  a  V.  S.  T.  jicr 
debito  üel  imo  carico,  cliö  neces^ario  ü  rimedio  contro  detii  i'adii  et  in  particoiare 
oontro  il  P.  Lanonnas. 
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zu  Terlialten,  biB  man  sehen  werde,  wekhe  Wiifcung  die  dem  General 
erteilten  Befehle  haben  würden  ^ 

Das  Dekret  der  Propaganda  tooi  18.  Augnst  1627  gelangte  am 
20.  Oktober  naeh  Prag  und  vemrsadite  im  JeBoitenkdIegium  die 
gröfete  BestOrzung.  Wenn  man  der  Versicherung  des  P.  Lamormain 
glauben  darf,  so  waren  die  Jesuiten  jetzt  entschlossen,  dem  ganzen 
Streit  dadurch  ein  Ende  zu  machen,  dafs  sie  auf  die  Kinverleibuttg 
der  Carolina  verzieht oten  und  sich  auf  ihre  alte  Akademie  ))esdi renkten. 
Allein  der  Kaiser  wollte  nichts  davon  wissen:  er  hatte  gegen  die 
Carolina  einen  tiefen  (iroll  o;efafst,  da  in  iiiren  Riunnen  die  Reratunfren 
Statt L'ef linden  hatten,  welche  zum  Aufznir  der  Stänrle  auf  die  Prager 
Buru  aui  23.  MArz  1618  und  zum  Fenstei-sturz  tiihrieu.  Nicht  blofs 
die  damaligen  Lehrer,  auch  das  Gebäude  hafste  er,  und  er  wollte  es 
nur  dulden,  wenn  es  im  Besitz  der  Jesuiten  war  und  durch  dieselben 
gleichsam  entsflhnt  wurde.  Im  andern  Fall  war  er  entaehlosBen,  das- 
selbe niederreilsen  und  keinen  Stein  auf  dem  andern  su  lassen;  an  * 
der  Stelle  aber  sollte  eine  Henkenwobnung  erbaut  und  eine  Schand- 
sSule  errichtet  werden,  welche  diesen  Platz  als  Terfluebt  brandmarken 
wOrde;  weil  die  Rebellion  daselbst  ihren  Anfang  genommen  hatte*. 
Inwieweit  dies  des  Kaisers  eigene  Ansichten  und  Gefühle  waren  oder 
inwieweit  er  hiezu  aufgestachelt  wurde,  bleibt  dahingestellt,  jeiienfalls 
hatte  die  von  Lamorumin  behauptete  Neigung  der  Jesuiten  zur  Nach- 
giel)i;rkcit  bald  ein  Ende.  Sie  gehorchten  dem  Dekrete  vom  13.  August 
nur  in  Ansehnnir  der  Nichterteilung  der  akademischen  Grade,  ja  sie 
«ringen  darin  soweit,  dafs  sie  die  Promotionen  nicht  blofs  an  der 
juridischen  und  medizinischen  Fakultät,  sondern  auch  an  der  tlieolo- 
gischen  und  philosophischen  einstellten,  obwohl  das  Dekret  sich  auf  diese 
beiden  letzteren,  als  ihrer  alten  Akademie  angehörig,  nicht  beziehen  konnte. 
DaJiii  sie  aber  die  Hoffnung  auf  den  endlichen  Sieg  nickt  aufgaben, 
xeigt  sich  schon  darin»  dafe  der  Kaiser  alsbald,  offenbar  auf  Bitten 
Lamormains,  den  Papst  um  die  Zurücknahme  des  Dekrets  vom  18. 
August  ersuchte  und  dem  Fürsten  Savelli  be&hl,  seinen  Einfiuls  in 
dieser  Bichtnng  geltend  zu  maehoi'.  Alle  Bemtihuiigen  des  Beicht* 
Taters  sjtielten  sich  diesmal  in  Prag  ab,  wohin  Ferdinand  mit  seiner 
ganzen  Familie  am  22.  Oktober  1(527,  zwei  Tage  nach  dem  Bekannt- 
werden  des  Dekrets  vom  13.  August,  wegen  der  beabsichtigten 

*  Schmidl  a.  a.  0.  III,  826 — 827.  —  Arthiv  Uer  rropuguiiilu:  Zubcliritten  au 
den  Kaidinal  Hamch  dd.  20.  August,  17.  und  25.  September  1627. 

'  t^enda:  Valerian  an  Ingoli  (Id.  29.  .lanuar  162S. 

*  Pracrt^r  erzbUchöflichea  Archiv:    Ferdinand  II.  an  den  Fürsten  äa?eUi 
(ohne  Datum). 
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KrtouDf;  seines  Sohnes  gekommen  war.  Da  die  Jesuiten  dem  Ksr^ 
flinal  Ilarrach  ond  seinem  Ratgeber,  dem  P.  Valerian,  die  hauptsilch- 
licliste  Schuld  an  der  Erlassung  des  Dekretes  zuschrieben,  fafsten  sie 
gegen  beide  einen  tiefen  Groll  und  suchten  auch  dem  Kaiser  eine 
ähnliche  Abneiiniiiir  r-inzuflfifspii.  Ks  pelan?  ihiifn  dir?:  auch  1i('zii;:lich 
des  Kardinals,  iudpiii  Fpidinaiid  diesen  nuf  <liuiid  einer,  gelinde  ge- 
sagt, iiiibecTtindeteu  Zusichritt  von  Seite  des  Jesuitengenerals  an  Lamor- 
main  besrhuldigte,  dafs  er  sein  Wort  gebrochen  habe  und  Lre^'en  den 
mit  den  .Trsiiitoii  uitroftbiK  ii  Vergleich  aufgetreten  sei:  eine  Beschuldi- 
gung, die  nicht  richtig  ist,  da  die  Opposition  gegen  den  Vergleich 
in  der  besseren  Einsieht  der  Mitglieder  der  Propi^ianda  ihren  Ursprung 
hatte.  Mit  P.  Yalerian  dagegen  verkehrte  der  Kaiser  in  Prag  ebenso 
häufig  wie  in  Wien. 

Der  Kapuziner  war  aber  nicht  der  Mann,  der  der  Gefehr  aus 
dem  Wege  ging  und  sich  vor  den  Jesuiten  scheute.  Als  er  am  1.  No- 
Ms'*  vember  beim  Kaiser  2ur  Audienz  vorgelassen  wurde,  verteidigte  er  zunAfhst 
den  Kardinal  wegen  des  angeblichen  Wortbruches,  indem  er  den  Satz 
aufstellte,  er  (der  Kardinal)  habe  den  Jesuiten  die  UniversitAt  nicht 
entreifsen,  sondern  nur  nicht  selbst  von  ihr  ausgeschlossen  werden 
wollen.  Und  doch  sei  das  letztere  der  Fall;  denn  thats!\rhlirh  seien 
die  Jesuiten  Hcttct!  der  UniversitiU,  wühnnid  der  Kardinal  irar  keinen 
Einflufs  aul  dieselbe  besitze.  T>a  er  ursj)ninL']ich  ueiivn  ilire  Kiiren- 
niächtigkeit  protestiert  und  all»^  ilire  Handiuugen  als  null  und  niclitig 
erklärt  habe,  so  sei  seine  Auktoritat  in  den  Staub  gezogen;  alles  dies 
habe  er  jedoch  geduldig  ertragen,  damit  der  Kaiser  erkenne,  ein  wie 
treuer  und  ergebener  Diener  er  sei  ;  ja,  er  habe  sich  sogar  mOndlich 
und  schriftlich  ver])Hichtet,  das,  was  der  Kaiser  zu  Gunsten  der 
Jesuiten  in  Ansehung  der  Carolina  verfOgte,  beim  Papste  nicht  anzu- 
fechten, obwohl  es  präjudizierlich  f&r  seine  und  seiner  Nachfolger 
Jurisdiktion  sei,  und  habe  dies  Versprechen  bisher  pünktlich  gehalten. 
Es  schmerze  ihn  also  doppelt,  dafs  der  Kaiser  trotzilem  seine  Auf- 
richtigkeit und  unterthäniL'i'  Kiirobcnheit  in  Zweifel  z\eho  und  dafs 
die  Jesuiten  seinem  freundlichen  Entgegenkommen  nicht  in  derselben 
Weise  be'jPtmeten.  Zum  Bewoiso  wies  er  auf  jenes  Schreiben  des 
Josuitciigcncrals  an  Lanioniiain  hin.  Er  bat  /inii  Si'hhisse,  der  Kaiser 
möge  offen  die  Verdienste  tlos  Kardinals  würdigen  utifl  zoiiren,  dafs 
er  den  falschen  Hi  scliiildiiriiugeu  keinen  Glauben  sein  nke.  Obwohl 
Fcnluiaiiil  nun  erklärte,  dafs  er  die  Verdienste  des  K.iidiiials  aner- 
kenne und  den  Kapuziner  Ijevollmächtigte,  ihm  davon  Mitteilung  zu 
machen,  gewann  der  letztere  aus  der  Unterredung,  die  tiber  eine 
Stunde  währte,  doch  die  gegenteilige  Überzeugung,  nflmlich,  da6  der 
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Kaiser  dem  Kardinal  und  seinen  Anhänfiern  nicht  ^Qnstig  gesinnt  sei, 
und  sie  im  Verdacht  habe,  ihm  absichtlich  Verlegenheiten»  wenn  nicht 
schliinmcres  bereiten  zu  wollen.  Es  zeiüte  sich  dies  namentlich,  als 
die  Sprache  auf  die  Beschwerdon  des  Kardinals  liher  die  neue  T,aii(les- 
ordnuufr  kam,  von  der  an  oinor  andorcn  Stelle  die  T^ede  sein  wird. 
Valeriaii  glaubte  sich  y.u  dvr  Vermutung  bereditiirt,  dal's  nur  die  au- 
geUurene  (Jüte  des  Kaisers  und  das  Vertrauen,  das  er  zu  ihm  (Valerian) 
habe,  Ursache  seien,  dals  er  sich  nicht  scliürferer  Worte  ge^ren  den 
Kardinal  bediente.  Er  war  Überzeugt,  dafe  der  Kardinal  ein  Opfer 
TOD  Verleumdungen  seiK 

Der  Kapuziner  bezeicbnete  zwar  niemanden  als  Uilieber  der  Ver- 
leumdungen ;  allein  selbstverstftndlich  hatte  er  nur  die  Jesuiten  im 
Sinne,  die  sich  jetzt  immer  mehr  der  Gunst  des  Kaisers  eiüreuten  und 
wiederholt  die  sprechendsten  Beweise  dafür  erhielten.  Das  auffiÜligste 
Zeugnis  seiner  tiefen  Ergebenheit  fnr  den  Orden  gab  er  am  1.  Januar 
lt)28,  an  welchem  Tage  er  in  Begleitung  seiner  Gemahlin,  seines 
Sohnes  und  seiner  Töchter  dem  Gottevsdienste  in  der  Jesuitenkirche 
beiwohnte  und  dann  das  Kollegium  mit  soineui  l'.esuche  beehrte;  er 
ging  durch  die  für  diesen  Besuch  prachtvoll  treschmi^ckten  H;iunie, 
\erfugte  sich  dann  in  den  Speisi^saal,  wo  er  jedem  einzelnen  .Jesuiten 
die  llan^  reichte  uuci  nahm  endlich  au  dem  hergeriehteten  Mahle 
teil.  An  d«'m  lische,  u  dessen  einer  Seite  er  mit  seiner  Fannlie 
Platz  nahm,  safs  ihm  gegenüber  der  neue  Rektor  P.  SanUni,  der 
Kaiserin  gegenüber  P.  Lamormain,  dem  Erzherzog  g^enOber  P.  Fanini, 
den  Tdchtem  gegenQher  P.  Philippi.  Das  kaiserliche  Gefolge  speiste 
in  zwei  anderen  Zimmern  und  die  Qbrigen  nicht  zur  kaiserlichen 
Tafel  gezogenen  Jesuiten  in  einem  dritten»  sodafs  die  kaiserliche 
Familie  sich  ganz  der  Unterhaltung  mit  den  bevorzugten  Jesuiten  hin* 
geben  konnte.  Das  Geschirr  für  die  Mahlzeit  und  die  KtUiie  hatte 
der  Kaiser  den  Jesuiten  für  diesen  Tag  geliehen,  zum  Trinken  bediente 
er  sich  aber  nur  der  ihnen  gehöritrcn  Glilser.  Nach  dem  Mahle  l>^ab 
er  sich  :i'if  eine  halbe  Stunde  zur  Kuhe,  wohnte  dann  dem  Vesper- 
gebete Ihm  uiiii  fuhr  darauf  nach  der  lUirL'.  Itegleitet  von  zwei  Reitcr- 
eskadroneii  und  zwei  Kahnlein  Ful'svulk,  da  die  Sorse  für  seine  Sicher- 
heit, ilie  nach  den  voranu^egangeuen  Ereiguisütu  in  Böhmen  bedroht 
schien,  diese  Vorsichtsmafsregel  nötig  machte^.  Bei  diesem  ersten 
Besuche  blieb  es  nicht;  so  oft  hervorragende  Gäste  bei  dem  Kaiser 
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in  Prag  ersebfenen,  wie  unter  anderen  der  QroMeneg  von  Tobcbda, 

so  geleitete  er  sie  in  das  Jesuitenkollegium,  und  jedesmal  spielte  sich 
die  dort  angeordnete  Festlichkeit  in  gleicher  Reibenfolge  ah.  Dafür 
dankten  die  Jesuiten  dem  Kaiser,  indem  sie  entweder  ihm  zu  Ehren 
Schriften  voll  Lobeserhebungen  veröflfontliiiiten  oder  Schauspiele  auf- 
führten, die  nicht  blols  zu  seiner  Unterhaltung,  sondern  auch  zu  seiner 
Verherrlichung  verfalst  waren.  In  die  Reibe  dieser  Schriften  gehört 
ein  geschichtliches  Werk  ttber  Böhmen  und  seine  Schicksale,  in  dem 
das  Zeitalter  Ferdinands  II.  eine  glanzende  Beleuchtung  fand ;  unter 
den  Schauspielen  wird  unter  anderen  eines  Stückes  Erwähnung  gethan, 
welches  sie  mit  Hilfe  ihrer  Zöglinge  auff&brten,  als  Ferdinand  Ul, 
mm  König  von  Böhmen  und  die  Kaiserin  zur  Königin  gekrönt  wurde. 
Dieses  Schauspiet  war  betitelt:  „CJonstantin  der  Grofee*,  und  hatte 
den  Jeeuitenpiüer  Soliman  zum  Verfasser.  Der  Kaiser  belohnte  den 
Dichter  mit  dnem  Bosenhranz  und  zwei  kostbaren  Gemälden,  die 
Kaiserin  die  jugendlichen  Schauspieler  mit  ebenso  wertToUen  Geschenken. 

Trotz  der  geschilderten  Gunstbezeugungen  schien  es  den  Jesuiten 
äufserst  wünschenswert,  sich  der  unbequemen  Opposition  Valerians 
zu  entledifien.  Zuei*st  machten  sie  den  Versuch,  ihn  für  ihre  Sache 
zu  gewinnen.  Einer  seiner  Brüder  hatte  die  militärische  Laufbahn 
betrafen,  war  Obei^t  geworden  und  verfügte  über  einen  beträchtlichen 
Guli^besitz.  iMne  glänzende  Laufbahn  schien  ihm  bevorzustenen,  wenn 
er  von  einflul'sreiolien  Personen  gefördert  wurde.  1'.  Laniorniain  trug 
jaanir  nuu  dem  Valeiiau  seine  Unterstützung  für  den  Bruder  an.  Dieser 
ging  anfangs  auf  das  Anerbieten  nicht  ein,  gab  aber  spflter  auf  An- 
dringen seines  Bruders,  dem  er  Yon  der  Sache  erziUt  hatte,  nach. 
Der  Beichtvater  verlangte  jedoch  als  Gegendienst,  daTs  Valerian  die 
Schwierigkeiten  in  betreff  der  Universit&t  ausgleiche  und  zeigte  sich 
dabei  so  fteundlich  und  vertraulich,  dab  sich  der  Kapuziner  Tor 
Staunen  kaum  fassen  konnte.  Lamormain  wflnscbte,  dafs  Valerian 
den  Kardinal  ihm  geneigt  mache.  Dafür  wollte  er  sich  bei  dem 
Kaiser  für  Magni  verwenden  und  erwartete  ein  bedeutsames  Besultat 
aus  ihrer  beiderseitigen  Verbindung.  Valerian  beeinflnfste  in  der 
That  den  Kardinal  im  Sinne  Lamormains  und  liewog  ihn  zu  einem 
Schreiben  nach  Rom,  worin  er  sich  für  die  Beile'jung  des  Univer«itflts- 
streites  im  Sinne  der  Jesuiten  aussprach.  Als  der  Beichtvater  dies 
aus  sicherer  Quelle  erfahren  hatte,  empfahl  er  zwar  den  Bruder 
Valerians  bei  dem  Kaiser  und  bei  dem  Fürsten  von  Eggenberg 
(wenigstens  behauptete  er,  dies  gethan  zu  haben),  suchte  sich  aber 
zugleich  in  die  Gunst  des  Kardinals  einzuschmeicheln  und  ihn  gegen 
den  Valerian  einzunehmen,  weil  dieser  kein  geborener  Unterthan  des 
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Kaisers  sei  (was  der  Beichtvater  ebensowenif;  war)  ond  von  dem 
letsteren  mit  Mi&trauen  betrachtet  werde.  Das  VertraueD  des  Kar- 
dinals zu  dem  Kapiuiner  war  aber  zu  grofe,  als  daTs  Lamormain  es 

hätte  erschüttern  können,  und  da  Valerian  von  dem  gegen  ihn  ge- 
fOhrteu  Schacbzuge  Kunde  erhielt,  so  trat  jetzt  eine  noch  gröfsere 
Feindsehaft  zwischen  ihm  und  den  .Ti-suiten  ein ,  als  sin  bisher  be- 
standen hatte'.  Narhdrni  flrr  direkte  Versuch  zur  Vcrdriinj^uii^' 
Valerians  beim  Kardinal  müsluugen  war,  }>odionte  sich  L;(i:i  »rinain 
zu  doinselben  Zwecke  eines  Mittelsmannes,  und  zwar  oiihs  lier- 
vorratitinlen,  jedoch  nicht  namentlich  bekannten  kaiserlichen  Mi- 
nijiters.  Dieser  erklärte  öffentlich,  dafs  die  Dienste,  welche  der 
Kapuziner  dem  Kardinal  leiste,  den  Kaiser  und  die  Jesuiten  mit  dem 
grObten  MifstcaM  erfüllten ,  Hagni  werde  noch  den  Kardinal  und 
seine  Verwandten,  sowie  sich  selbst  und  seine  Brftder  und  Vettern 
zu  Grunde  richten,  ja  dem  ganzen  Kapuzinerorden  schaden.  Eine 
solche  Sprache  blieb  nicht  ohne  Wirtrong  auf  den  Kardinal,  seine 
Brüder  und  Sehwäger,  namentlich  auf  den  Herzog  tod  Friedland  und 
die  Brüder  Valerians,  aber  der  Kapuziner  nn(!orto  seine  Haltung  nicht, 
da  er  sich  im  Veilrauen  des  Kardinals  sicher  fühlte  und  persönlich 
nichts  zu  verlieren  hatte. 

Als  Lamormain  auch  durch  diese  Warnungen  nicht  zum  Ziele 
gelangte,  versuchte  er  es  auf  andere  Woise  m  erreiclien.  In  vertrau- 
lichen Geiipraclien  mit  einem  Kammerherrn  des  Kardinnls  erzählte  er, 
dafs  die  Jesuiten  auf  die  Einverleibung  der  Carolina  verzichten 
wollten,  aber  durch  den  Kaiser,  der  g^en  dieselbe  einen  tiefen  Groll 
h^e  und  um  keinen  Preis  ihre  Wiederherstellung  gestatten  wolle, 
davon  zurückgehalten  würden.  Der  Kaiser  sei  überzeugt,  dafe 
P.  Valerian  gegen  das  Haus  Österreich  intriguiere,  eine  Behauptung, 
die.  wie  oben  gezeigt  wurde,  im  Jahre  1622  nicht  unbegründet  war, 
aber  gegenwärtig  jeder  Wahrheit  entbehrte.  Lamormain  machte 
daraus  die  Nutzanwendung,  da&  der  Kardinal  als  geborener  Untere 
than  lies  Kaisers  sidi  der  Opposition  gegen  dessen  Wünsche  nicht 
auschliefsen  sollte;  wenn  der  Streit  beztkglich  der  Universität  nicht 
beigelegt  würde,  so  werde  sich  der  Kardinal  nie  mehr  einer  (xunst 
von  selten  des  Kaisers  erfreuen,  wiUirend  er  im  anderen  Falle  alles 
erlangen  könnte,  was  er  wünsche. 

Da  der  Kardinal  bei  der  Voreingenommenheit  des  Kaisers  nicht 
hoffen  durfte,  dais  andere  Lehrer  als  Jesuiten  an  der  theologischen 
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Falnilt&t  der  vereinigten  Univeraitftt  Zutritt  finden  würden,  er  aber 
den  heranralHldenden  KleniB  ihrem  Untcniclito  Dicht  ausschliefslieh 
Überlassen  wollte,  so  beabsichtige  er  die  KrrichtuDg  eines  Seminars, 
in  dem  er  den  Unterricht  anderen  Orden  übertrapen  wollte.  Er 
plante  somit  die  (irüiirhinix  einer  ähnlichen  Akadomio,  wie  sie  Ferdi- 
nand I.  zu  Gunstou  ♦ler  Jpsiiiten  pescliaffon  liatte.  Wurde  das  Se- 
minar errichtet,  so  künutcii  die  Jesniteu  sicher  sein,  dals  sie  an  ihrer 
philosophischen  und  theoloiiischen  l  akultat  keine  anderen  Zuhftrer 
finden  wuniinj,  als  ihre  eigenen  Onleusiiliedf r.  Es  ist  natürlich,  dais 
sie  dem  l'lane  des  Erzbischofs  von  vornherein  feindlich  gegenüber- 
standen, liunonnam  erklärte^  dafe  der  Kaiser  nie  seine  ZusHmmnng 
zur  Errichtung  des  Seminars  erteilen  werde.  Bei  einer  zwdten  Ge- 
legenheit behauptete  Lamormain«  dals  nur  die  Freunde  der  Gesell- 
schaft Jesu  treue  Anhänger  des  Hauses  Österreich,  die  Feinde  der 
Gesellschaft  dagegen  Feinde  des  kaiserlichen  Hauses  seien.  Die  Nuts- 
anwendunjr  auf  Valerian  ergab  sich  von  selbst,  und  der  Verdacht, 
der  auf  den  Kardinal  als  dessen  Gönner  fallen  sollte,  war  mit  Händen 
zu  greifen.  Lamormain  bemerkte  weiter,  dafs  Harrach  am  besten 
thäte,  wenn  er  zu  seinem  Beichtvater  einen  Jesuiten  wrihlen  und  sich 
seines  Kats  auch  in  allen  übrigen  Angeleficiiheiten  bedienen  würde; 
der  Rektor  des  Präger  .Jesuitenkollegiuras ,  P.  Sautini,  ei^Mie  sich  vor 
allem  dazu;  er  sei  ein  ebenso  gelehrter  wie  kluger  Mann.  Wurdi' 
dieser  liat  befolgt,  so  war  neben  der  Universität  auch  iler  Erzhisclmf 
und  durch  diesen  die  ganze  Diücese  dem  Jesuitenorden  uuterthaii. 
Lamormain  behauptete  in  bewufster  Loge  weiter,  dals  das  Zerwürfnis, 
welches  nch  zwischen  Papst  Urban  VIII.  und  dem  Kaiser  wegen  der 
Hinneigung  des  enteren  zu  Frankreich,  also  wegen  politischer  Ver- 
hAltniase,  herausgebildet  hatte,  auf  Rechnung  des  Universitfttsstreites 
zu  setzen  sei.  Wenn  man  den  Jesuiten  das  bewilligen  werde,  was 
der  Kiuser  ihnen  geben  wolle,  so  würde  zwischen  dem  letzteren  und 
dem  Papste  volle  Einigkeit  herrschen  und  die  Kirche  daraus  den 
gröfsten  Vorteil  ziehen 

Trotz  dieser  fast  ausscldiefslich  jietren  ihn  gerichteten  AnL'nfTe 
beiiL'te  sich  Valerian  nicht  ver  dmi  Jesuiten.  Fr  bezeichnete  nach 
wie  vor  ilir  Verhalten  als  piiH>n  langriff"  in  die  .lurisdiktion  des  päpst- 
lichen Stuhles  und  lobte  den  Pajist,  dafs  er  ilen  Schlüssel  zu  den 
Wisst^üikhaften  den  Jesuiten  niclit  ausliefere,  deren  Bemühen  auf 
nichts  anderes  als  auf  die  üntenlnU  kung  aller  ihnen  nicht  zugehörigen 


>  Ebenda:   Valeriaa  an  den  bekretkr  der  Propaganda  Ingoli  dd.  29.  Januar 

im. 


—   187  — 


UniTersitäten  gerichtet  sei.  Er  warf  ihnen  vor,  daCs  manche  ihrer 
Lehren  falsch  seien ,  nnd  iQhrto  einige  Anssprache  Lamormains  zum 

Beweise  dafür  aii.  So  hatte  Lamormaiu,  allerdings  aus  egoistischen 
Gründen,  den  Satz  verteidigt,  dafs  der  Kaiser  zur  Restitution  der 
ehemals  paMstlifhoii  Güter  in  Bdhinrn  nitlit  veriiflichtet  sei,  ein  Satz, 
der,  woiiii  man  nicht  alle  Eigentuiiisvrrhiiltnissr  auf  dr-n  Kopf  stellen 
wnlltc.  nirht  niiziicrrnfon  war,  alter  von  Valoriuii  niclit  irebilÜL't  wurde. 
Der  Deiclilvater  liatte  ferner  1h  linuptet ,  dafs  der  Erzbischof  keine 
anderen  Keciite  hei  der  Ge^'eiueiui  niation  beanspruchen  dürfe,  als  das 
"Wort  Gottes  frei  zu  predigen  und  die  Sakramente  auszuteilen;  alle 
mit  der  Gegenreformation  sonst  verbundenen  Angelegenheiten  sollten 
der  kaiserlichen  Entscheidung  unterliegen ;  eine  Ansidit,  die  Yalerian 
ebenfalls  nicht  teilte,  da  er  eine  fibertriebene  Vorstellung  von  den 
Hechten  und  Freiheiten  der  Kirche  hatte,  die  mit  den  praktischen 
Verhältnissen  unvereinbar  waren.  Valerian  war  also  mit  seinen  An- 
griflen  gegen  die  Jesuiten,  die  den  praktischen  Verhftltnissen  Rech^ 
nung  trugen,  nach  heutigem  Urteil  im  ünrochtf;;  Recht  hatte  er  nur, 
wenn  er  ihre  Alleinherrschaft  auf  dem  Gebiete  des  Unterrichts  nicht 
dulden  wollte.  Da  Lamormain  jetzt  in  <iem  Universitiltsstreit  in  den 
Vordersnind  trat,  so  beseliaftitite  sich  ein  kaiserlicher  Minister,  der 
zu  »einen  heimlichen  Gegnern  zahlte,  mit  der  Frage,  nb  der  Streit 
nicht  ein  Ende  nehmen  würde,  wenn  der  l'apst  den  Beichtvater  nach 
Rom  abbiMufen  würde.  Valerian  stimmte  dieser  Ansirht  niclit  bei, 
weil  er  fühlte,  dafs  der  Kaiser  dadurch  auf  das  ilufserste  beleidigt 
werden  und  der  Papst  selbst  sich  kaum  zu  diesem  Schritte  ent- 
schließen wttrde.  Besser  gefiel  ihm  ein  anderer  Vorschlag,  demzufolge 
der  Papst  alle  Universitäten  unter  die  Aufsicht  der  betreffenden 
Bischöfe  nnd  den  Zugang  zu  den  Lehrstahlen  freistellen  sollte.  Die 
vier  oder  f&nf  Jesuitenuniversitftten  —  so  viele  gab  es  im  ganzen  ^ 
wttrden  dadurch  dem  kirchlichen  Organismus  besser  eingefbgt  werden 
und  der  Streit  in  Prag  beendet  sein.  Am  dringendsten  riet  er  jedoch, 
dafe  der  Nuntius  im  Namen  des  Papstes  dem  Kaiser  Vorstellungen 
mache  und  seine  Auftnerksamkcit  auf  die  Unzukömmlichkeiten  richte, 
die  daraus  entstehen  inüfsten ,  wenn  der  Schlüssel  zu  den  Wissen- 
schaften den  Jesuiten  allein  anvertraut  würde.  Seilte  freilich  lier 
Kaiser  trntz  alledem  auf  si  in. m  Willen  beharren,  so  riet  Valerian  in 
Anbetracht  der  anrserordentliciien  Verdienste  des  Kaisers,  die  den- 
selben sonst  zu  einem  Heiligen  stempelten,  zur  Nachgiebigkeit  gegen 
seine  Wünsche.  Er  empfahl  also  in  diesem  äuisersten  Falle,  die 
Jesuiten  zu  unbeschränkten  Herren  der  Carolina  zu  machen,  aber 
nicht  um  ihret-,  sondern  um  des  Kaisers  willen. 
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In  dieser  Ansicht  konnten  ihn  die  Erfahrungen,  die  er  einige 
Tage  später  machte,  nur  bestärken.  Er  hatte  Insher  in  den  ver- 
trautesten Beziehungen  zum  Grafen  Kari  von  Hamcb,  dem  Vater 
des  Kardinals,  und  zu  des  letzteren  Schwager,  dem  Herzog  von  Fried- 
land, !2:estanden  und  Karl  von  Ilarrach  ihn  erst  vor  wenitipn  Wochen 
ersucht  ,  seinen  Sohn  nicht  zu  verhisseu,  sondern  ihm  in  der  Leitung 
der  Geschäfte  zur  Seite  zu  stehen.  Nun  aber  warnte  Harrach  den 
letzteren  vor  den  Iiatschlä^'en  des  Kapuziners,  weil  sie  ihn  wegen 
der  Feindschaft  desselben  mit  (ieni  Jesuitenorden  ins  Verderhen  stürzen 
würden.  Der  Herzog  von  Friedland  unterstützte  diesen  Kat  und 
forderte  den  Kapuziner  auf,  sich  von  seiner  jetzigen  Beschäftigung 
zurQcIczuziehen  und  sein  Talent  in  wichtigeren  Angelegenheiten  zu 
verwenden»  wozu  er  ihm  die  Wege  ebnen  woUe.  Kurz:  dals  der 
Kardinal  in  der  Universitfttsfrage  den  Jesuiten  nicht  zu  Willen  war, 
ein  eigenes  Seminar  errichten  und  neben  der  GeseUschaft  Jesu  sich 
auch  anderer  Orden  bei  der  Reformation  BAlunenB  bedienen  wollte, 
das  .^Fjferte  die  Jesuiten  zwar,  aber  sie  betrachteten  es  als  einen  ver- 
zeihlichen Fehler;  dafs  er  aber  den  V.  Valerian  zu  seinem  Beichtvater 
und  vertrauton  Ratgeber  gewählt  hatte  und  nicht  von  ihm  lassen 
wollte,  das  war  eine  schwere  und  unverzeihliche  Sünde'.  Magni 
unterschätzte  die  ihm  drohenih^  (lefahr  keineswegs.  Ihi  der  Kaiser 
allen  Besitz  und  alle  Macht  für  verloren  zu  halten  schien,  die  nicht 
in  das  „unendlich  weite  Tlial  der  Jesuiten'  geleitet  wurde,  so  watrte 
keine  angesehene  Person  am  Hofe,  einen  Beichtvater  zu  wfthlen,  der 
einem  anderen  Orden  angehörte,  oder  einem  anderen  Orden  tme  be- 
sondere Beachtung  zu  zeigen.  Der  Erzherzog  Karl  mufste  ihnen  zu 
Gefallen  seinen  Beichtvater,  einen  Franziskaner,  entlassen  und  einen 
Jesuiten  nehmen;  ebenso  sollte  die  Braut  Ferdinands  HL,  die  spanische 
Prinzessin  Maria,  ihren  Beichtvater,  einen  Franziskaner,  durch  einen 
Jesuiten  ersetzen.  Dem  Canonicus  Plateis,  dem  die  Jesuiten  nicht 
hold  waren,  weil  er  sich  unabb&ngig  gebärdete  und  auf  den  Kardinal 
einen  grofsen  Einflufs  übte,  entzogen  sie  durch  ihren  Einflufs  ein  ein- 
trägliches Privilegium  '\  Ihr  Gebaren  ward  allmählich  ein  öffentliches 
Artemis:  sie  unterschieden  nur  zwischen  Anh;'in?:em  und  Gegnern, 
sie  widersetzten  sich  jeder  <iuten  That,  <^io  iinahhanirirr  von  ihnen  Lce- 
schah  und  waren  beleidigt,  wenn  den  Stiftern  anderer  Orden  Lob 
und  Verehrung  zu  teil  wurde.  In  Ohnütjc  war  ihnen  eine  Kirche  und 
ein  Kloster  übergeben  worden,  welche  früher  dem  Franziskanerorden 

)  KImnda:  Yulerian  an  logoli  dd.  29.  Januar  1628. 

^  VirUi'ioht  das  Privilegium,  welches  er  fUr  sein  Haus  auf  der  Altstadt,  von 

dem  oben  die  Hede  war,  erhielt. 


._^  kj  o^  -o  i.y  Google 


—   189  — 


gehört  hatten ;  sofort  entfen^en  sie  die  Bilder  des  heiligen  FranziskuB 
auB  denselbeu,  feierten  den  ihm  zu  Ehren  einirrsctzten  Festtag  nicht 
mehr  und  änderten  auch  den  Namen  der  Kirche  in  den  einer  Marien* 
fcicche  um 

Valeriau  L'laubte  sich  dalif^r  i]iir  tUum  in  seiner  Stellun;.'  als  Be- 
rater und  Gehilfe  des  Krzbischüls  u'esiehert,  wenn  er  mit  Bpstinimt- 
heit  nachweisen  konnte,  dafs  er  dem  Kardinal  im  Aurtr.ii:»'  dos  Papstes 
und  der  Propaganda  zur  Seite  stehe  und  von  dem  letzteren  ohuv  Zu- 
stimmung des  Papstes  nicht  emfernt  werden  dürfe.  Der  kardinal 
teilte  diese  Meinung  und  richtete  an  den  Sekretär  der  Propaganda 
eine  diesbezügliche  Bitte,  die  dieser  bereitwillig  erfüllte,  indem  er 
dem  Jesnitengeneral  den  Befehl  erteilte,  seine  Ordensmitglieder  vor 
jeder  Anfeindung  des  Kapuziners  zu  warnen,  weil  ,der  Papst  über 
alle  Malsen  mit  seinen  Dienstleistungen  zufrieden  sei".  Es  war  dies 
das  glfinzendste  Zeugnis,  das  die  Propaganda  dem  Valerian  ausstellen 
konnte  und  zugleich  der  schftr&te  Verweis  an  die  Adresse  der  Jesuiten 
und  iiuinentlich  an  die  Lamormains-  Trotz  it  ;n  riet  Valerian  auch  jetzt 
noch,  in  der  T^niversitittsfrage  den  Wünschen  des  Kaisers,  dessen  (iüte 
er  über  alle  Malsen  ri\hmte,  naehziipehon ;  er  war  jedoch  ttberzeuprt, 
wenn  der  Nuntius  dem  Kaiser  im  Namen  des  Papstes  auseiuanderset/en 
win'de,  wie  ;:etahrlieh  es  sei,  den  Jesuiten  aMein  den  Zutritt  zu  deu 
Lehrkaiizrhi  der  Universität  zu  gestatten  und  tlen  Kr/.biscliof  von  ihrer 
Leitung  auszusch Helsen,  werde  Ferdinand  II.  sich  bal<l  l)enihigeu  und 
nachgeben  ^ 

IHe  AnsichtSD  Valerians  bezQglich  der  Übermacht  der  Jesuiten 
und  der  Notwendigkeit  ihrer  Bekämpfung  fanden  Wiederhall  bei  dem 
Bamabitenmönch  Florio  aus  Cremona,  der  in  dem  neu  errichteten 
Bamabitenkloster  in  Prag  residierte.  Dieser  emp&hl  dem  Sekretär 
der  Propaganda,  die  Batschlfige  des  Kapuziners  wohl  zu  beherzigen 
und  auf  irgend  ein  Mittel  zu  sinnen,  wie  man  den  über  alles  vortreff- 
lichen Kaiser  zufrieden  stellen  könne,  ohne  die  Ruhe  der  Kirche  zu 
gefährden.  Die  Jesuiten  glaubten,  dafs  sie  allein  fähig  seien,  für  das 
Wohl  der  Kirche  zu  arbeiten,  und  wollten  auch  allein  mit  dieser  Auf- 
gabe betraut  sein;  wenn  mau  ihnen  aber  nachiiiihe,  so  würde  die 
Kirche  in  Deutschland  Gefahr  laufen,  „dafs  Rum  ihnen  eines  Tages 
werde  gehorchen  oder,  b^er  gesagt,  thuu  müssen,  was  sie  wollen^.' 

*  Aiiliiv  (Im-  Propiigandii:  Harrach  an  Ingoli  dd.  29.  Januar  1628.  Die 
Propaguiulu  an  Valerian  dd.  1.  Män  und  xwei  Briefe  dd.  2&  Män  1628.  Valerian 
an  IngoU  dd.  11.  Mai  1628. 

t  Ebenda:  Florio  da  Cremona  an  den  Sekietftr  der  Propaganda  Ingoli  dd. 
22.  Jannar  162&  Schreiben  dd.  12.  Mai  1({28,  wahncheinlich  Ton  Valerian  an 
IngolU 
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Wie  sehr  die  Jesuiten  damals  in  Böhmen  in  den  Vordergiiind  traten, 
ist  daraus  ersichtlich,  dafs  fast  zu  «gleicher  Zeit  das  Profefehaus  in  der 
Kleinseite,  das  Novizenhaus  in  der  Neustadt  Pra^s  und  die  Kollegien 
in  Eger,  Leitmeritz  und  Klattaii  be.irründct  wurden. 

Die  Propaganda  beharrte  S('ll)stv(>rstan(llirli  nach  den  ahinnirren- 
den  Wanuiniien  Caraffas  und  Florios  um  so  mehr  bei  ihrem  früheren 
EntscliUiNSc ,  die  Universität  den  .lesuiten  nicht  ganz  auszulietVrn  und 
dem  P>zbischoi  die  gebtthrendeu  lleehte  zu  walaen,  mid  wollte  sich 
hiezu  der  Vennittelung  des  Kardinals  Khlesl  bedieoeo,  der  eben  im 
Begriffe  war,  seinen  Aufentiialt  in  Rom  mit  dein  in  Wien  m  ver- 
tauscben.  KMesl  war  bdcannttich  der  Prinzipalniinister  des  Kaisers 
Mathias  (gewesen  und  hatte  sieh  durch  die  Art  uud  Weise,  wie  er  die 
BestiinmuDg  der  Thronfolge  bei  Lebzeiten  des  Mathias  zu  ersehweren 
und  zu  verhindern  suchte,  den  Hafs  des  Erzherzogs  Maximilian  und 
des  niutinafslicheu  Thronfolgers  Ferdinands  II.  zutrczogen,  und  dieser 
Hais  liatte  sich  gesteigert,  als  Khlesl  nach  dem  Ausbruch  des  böhmi- 
schen Aufstandes  denselben  nicht  energisch  bekinnpfte,  sondern  durch 
aussichtslose  Verhandlungen  mit  den  AufstiUidischen  die  Liige  des 
Hen'scherhause»^  vtMsililechterte.  ErzheiTiog  Maximilian  nahm  ihn  da- 
mals im  Eiuvci'btauduis  mit  Ferdinand  iiefangen,  liel's  ihn  nacli  Sddol's 
Ambras  in  Tirol  in  Oewahrsam  bringen  und  erzwan?  von  Mathias 
die  Billigung  dieser  Mafsregei.  Ferdinand  gai>  aut  Intervention  des 
I'upstes  den  Kardinal  spilter  frei,  uud  dieser  zog  nach  Rom,  wo  er 
80  lange  blieb,  bis  ihm  im  Jahre  die  Bucickehr  nadi  Wien,  wo 
er  als  Bischof  von  Wiener^Neustadt  seinen  Sitz  hatte,  wieder  frei- 
gestellt wurdet  Bei  dieser  Geleg^heit  eiiging  an  ihn  die  sebon  er- 
wähnte Aufforderung  der  Propaganda;  Khlesl  lehnte  den  Auftrag  je^ 
doch  ab,  in  dem  richtigen  Bewu&tsein,  dafs  er  am  wenigsten  die 
Person  sei,  welche  auf  den  Kaiser  den  gewfinscliten  Eindruck  üben 
wiirde.  Nun  beschlofs  die  Propaganda,  den  neuen  Nuntius  am  kaiser- 
lichen Hofe,  Paliotto,  mit  der  Verhandlung  zu  betrauen;  zugleich  trug 
sie  ihm  auf,  sich  bei  den  Kardinälen  Khlesl,  Harrach  und  Dietrieh- 
stein  Rats  zu  erholi'u  und  sich  lier  Mithilfe  Valeriana,  dor  „irrwnhnt 
sei,  sehr  IVeinndi^'  mit  dem  Kaiser  zu  sprechen."  w.ni  (ier  ihm  den  Wen 
ebnen  konnte,  zu  Ix  dienen.  Nach  der  Instruktion  du  Propaganda  durfte 
Pallotto  dem  Kaiser  uud  den  Jeöuiten  jedes  Zugeständnis  nnielieu; 
nur  sollte  er  die  Rechte  des  Prager  Erzbischofs  aut  das  Kanzleramt 
wahren*.    Tn  dem  Dekrete,  das  ihm  fQr  die  Verhandluagen  aus- 

■  El)On<la:  /uschrift  an  d^n  Nuntius  dd.  25.  Marx.  Ifl'J^^ 
"  Elieoda:  KUletd  an  Ingoli  dd.  1.  April  1628.  Die  rropaguuda  au  rallottodd. 
14,  Juli  1628.  Kardinal  Dtetridutdo  an  die  l'topaKaiida  dd.  2&  Juli  1628.  l'aUotto  aa 


Digitizcd  by  Lit.jv.'vi'^ 


—   191  - 


gestellt  wurde,  und  das  ate  Grondlsge  iQr  das  betreffiBude  Äbkommeii 
dienen  sollte «  wurde  ihm  das  Eigebnis  desselben  dureh  die  Worte: 
wenn  es  geschehen  kann  (si  fieri  potest)  freigestellt.  Als  er  sich  bei 
Khlesl  Rats  erholte,  tadelte  derselbe  diese  unbestimmte  Fassung,  weil 
der  Kaiser  und  ili«'  Jesuiten  dadurch  hinreichende  Gelegenheit  finden 
wünlen,  alle  ihre  Wünsche  durrbziisetzen ;  si'liliefsllch  schien  er  aber 
doch  mit  der  Fassung  des  Dekicts  cinviThitandeii  iiiul  fMiii)lahl  dem 
Nuntius  nur,  bei  der  Vorzeigung  ilessclhcn  iiuf  don  _:iueu  Willen  der 
Tropagauda  hinzuweisen,  welche  die  nötigen  Beblunnmngen  jedenfalls 
im  EiuverstilndniH  mit  dem  Kaiser  treffen  wollte.  Er  riet,  dals  Tallotto 
sich  zuerst  zu  Lamuriuain  verfügen  möge ,  „desbeu  iVusicht  iu  dieser 
Angelegenheit  der  Kaiser  unfehlbar  zustimmen  werde/  um  mit  ihm 
Tortrautieh  die  Ifittel  m  besprechen,  wie  man  die  mannigÜBiehen 
Schwierigkeiten  ausgleichen  könnte.  Im  Falle  er  dabei  zu  keinem 
ganz  befriedigenden  Besultate  gelangen  würde,  so  sollte  er  Ober  die 
noch  bestehenden  Differenzen  an  die  Propaganda  berichten,  damit  sie 
^e  endgültige  Entscheidung  trdüe.  Sei  dies  geschehen,  so  werde  sie 
in  Namen  des  Papstes  dem  Jesuitengeneral  mitgeteilt  und  dieser  auf- 
gefordert werden,  seineu  Untei-gebenen  zu  befehlen,  die  Zustimmung 
des  Kaisers  für  diese  Entscheidung  zu  gewinnen 

Als  Pallotto  die  Bemerkung(Mi  Khlesls  der  l^opaganda  mitteilte, 
erklärte  sie,  dals  die  Besorgnis  Khlesls  ganz  überflüssig  gewesen  sei. 
Das  Dekret  der  Propaganda  sei  an  den  Pai)st  gerichtet  izeweseu,  die 
W^orte:  „wenn  es  geschehen  kann,"  seien  in  allen  an  den  Papst  ge- 
richteten Beschlüssen  der  Propaganda  gebräuchlich.  Der  Papst  liabe 
diese  Beschlüsse  gebilligt,  und  so  könne  und  dürfe  von  denselben 
nicht  mehr  abgewichen  werden;  auch  sei  dem  Jesoitengeneral  im 
Namen  des  Papstes  bereits  der  gewünschte  Befehl  zugegangen.  Pallotto 
Terhandelte  nun  mit  den  Jesuiten  und  namentlich  mit  P.  Lamormain, 
dals  sie  den  Befehlen  ihres  Generals  und  des  Papstes  Folge  leisten 
und  den  Kaiser  fllr  den  BeseUttls  der  Propaganda  gewinnen  möchten. 
Allein  auch  er  sah  sich  in  seinen  Bemühunpfen  getftuseht.  Die  Väter 
der  Gesellschaft  Jesu,  so  berichtete  er  nach  Rom,  weigern  sich,  zu 
gehorchen;  „sie  behaupten,  die  Universitätsangelegenheit  gehöre  Idofs 
vor  das  Forum  des  Kaisers:  die  Gesellschaft  sei  wohl  ver])tlichtet,  die 
Befehle  d»'s  (ieuerals  und  des  Papstes  /.u  befolgen,  der  Kaiser  habe 
aber  seinen  eigenen  Willen,  und  diesen  zu  ändern,  fühlten  sie  sich 

Iflgoli  dd.  2.  August  1628.   Harrach  an  Kardinal  Bondini  dd.  16.  August  1628. 

Harrach  an  Ingoli  d.i.  in.  Anjni>t  1028. 

'  >:hf>nd» :  Pullotto  an  die  Prupaganda  dd.  10.  August  162^.  Die  Propagtuida 
an  Pallottu  dd.  1.  September  162t^. 
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nufspr  standet"  Es  kam  thatsächlich  zu  keiner  Einigiuig.  Die 
Jesuiten  blieben  im  Besitz  der  Carolina  und  somit  der  ganzen  Uni- 
versitilt,  und  wenn  s^ie  auch  infolpo  dos  päpstlichen  Verbotes  keine 
akademischen  Grade  erteiUeu,  so  erfreuten  sie  sich  doch  dvr  Kinküufte 
aus  den  Gütern  der  Carolina.  Ih'v  Viiy^t  aber  förderte  nun  den  Erzbischof 
von  Praj?  in  der  Krrichlun^i  eines  Seminars  für  die  Heranbihiuug  des 
Säkularklerus  und  ^nh  dadurch  Veraulaisöuiig  zur  Be^nündimir  einer 
neuen,  wenn  auch  unvollständigen  Universität,  Wenn  der  i'apst  gegen 
die  Jesuiten  schärfer  ausgetreten  wäre,  so  hätte  er  unzweifelhaft  ihren 
Gehorsam  erzwungen  ;  dafs  er  dies  nicht  that  und  die  faktlsehe  Ein- 
Terldbung  der  Carolina  duldete,  hatte  seinen  Grund  darin,  dafs  er 
Ton  ihnen  Dienste  in  der  Mantuanischen  Frage  erwartete.  Der  Herzog 
Franz  von  Mantua  war  zu  Ende  des  Jahres  1627  gestorben,  und  die 
Spanieir  suchten  sich  zmn  Nachteil  seines  Erben  und  Vetters,  des 
HerzofTs  von  Nevers,  eines  Teiles  der  Erbschaft  zu  bemächtigen»  wo- 
bei ihnen  der  Kaiser  behilflich  war.  Die  Jesuiten  suchten  nun  im 
Auftrnp:e  des  Papstes  den  Kaiser  davon  abzuhalten ,  und  wenn  sie 
und  namentlich  Lainorniaiu  trotz  aller  Bemiihungen  nicht  zum  Ziele 
gelangten,  so  muls  doch  anerkannt  werden,  dafs  sie  sieh  dieser  Auf- 
gabe mit  allem  Eifer  unterzogen  und  Laniormain  sogar  dadurch  seine 
Stellung  gefilhrdete.  Eine  solche  Oi)ferwilligkeit  verdiente  eine  Be- 
lühnuiiL; ,  und  darum  liefs  der  Tapst  die  Jesuiten  in  der  Uuiversitäts- 
frage  vorläufig  in  Ruhe.  Aus  diesem  Grunde  konnte  auch  Valcriau 
keine  Wendung  brabelfillhren,  als  er  in  Rom  anlangte  und  die  Jesuiten 
daselbst  nicht  blois  wegen  ihrer  dem  Ansehen  des  Erzbischofi  ab- 
träglichen Haltung  anklagte,  sondern  auch  ihre  Lehren  angriff  welche 
er  als  ftrgemiserregend  und  irrtomlicb  bezeichnete  (wobei  er  wahr- 
scheinlich ihre  probalnltstischen  Lehrmeinungen,  die  seit  der  ersten 
H&lfte  des  17.  Jahrhundert»  eifrig  von  ihnen  kultiviert  wurden,  meinte). 

Der  schriftlich  und  mOndlicIi  geführte  Streit  zwischen  Personen, 
deren  Orthodoxie  nicht  angezweifelt  wurde,  enegte  zu  seiner  Zeit 
grofsps  Aufsehen  und  munterte  auch  andere  katholische  Theologen, 
die  den  .IcsoitfMi  ihre  KrfolL'c  iinfsgöunten,  auf,  dieselben  in  Wort  und 
Schrift  aii/ii^K'iien  oder  die  bereits  begonnenen  Angriffe  fortzusetzen, 
so  dafs  sicli  zwischen  den  Jahren  1620 — 1640  eine  umfangreiche,  den 
Jesuiten  feindliche  katholische  Litteratur  entwickelte.  Bei  denjenigen, 
welche  die  Kirche  vor  ihren  Gegnern  nicht  blofsgestellt  wissen  wollten, 
erregte  Valerianus  ein  solches  Ärgernis,  dafs  ein  Ordensbruder,  Do- 
minieus  von  Passau,  ihn  wegen  der  Heftigkeit  seines  Auftretens  warnte. 


1  Ebeodft:  Pallotto  «o  die  Pcopagand*  dd.  23.  September  1628. 


Allein  der  Gewarnte  war  von  der  Biehtigkeit  seiner  Ansdumungen 
so  fiberseugti  dals  er  in  seiner  Antwort  jene  fikr  thOricht  erklärt,  die  adi 
des  Dominicas  ab  eines  Spradirohrs  beffienten.  Jdi  habe",  sdirieb 
er,  »vor  dem  Jesuitengeneral  tmd  anderen  llit^edem  dieses  Ordens, 

vor  dem  Papst,  dem  Kaiser,  der  Propaganda  mündlich  und  schrift- 
lich die  Gesellschaft  Jesu  einer  skandalösen  und  iirigen  Lehrmeinung 
beschuldigt  und  bp^iehre  Hilfe  von  den  Fürsten  der  Christenheit,  da- 
mit diese  heilijze  Gesellschaft  nicht  darin  zu  Gnmde  gehe.  Meine 
Schriften  liegen  dem  iiilpstlichen  uuti  kaiseriicheu  Hofe  vor,  und  ich 
habe  Briefe  der  Proimganda  vor  mir,  die  meine  Schriften  biiliut.  Ich 
habe  in  denselben  wiederholt  erklärt,  dafs  icli  {lie  Gesellschaft  Jesu 
verehre  und  liebe,  und  dafe  ich,  von  christlichem  Eifer  geleitet,  bei 
der  Propaganda  ihre  Mifsbräuche  angezcifit  habe.  Wenn  die  Vater 
der  Gesellschaft  sich  ungerecht  von  mir  angegriffen  glauben,  können 
sie  meine  Sdiriften  widerlegen.  Nie  hat  jemand  von  mir  vernommen, 
dals  ich  ihnen  feind  sei,  woU  aber  habe  ich  gesagt,  dafs  ich  nie 
weder  ans  Forcht,  noch  aus  Eigennnts  ihr  Schmeichler  sein  werde.*" 
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Viertes  Kapitel. 


Freiwilliijor  libei tritt  zum  Katholicismus.  —  Konvertiten  als  kathdliscliL'  Soelsorper. 

—  Andere  Versuche,  dem  Priestemumgel  ubzobcUen.  —  Mafsregcln  gegen  die  auf 
dem  Lande  sich  aof  hütenden  Prldikuteo.  —  Neaerliche  Ausw^Boiig  dendben 
(ld28>  ^  Störaade  Einviikung  der  Waifonerfolge  Bethlens.  —  Yennche  die  Bürger- 
schaft der  k.  Städte  zu  katholisirTPn.  —  Larnoniiain  als  Beichtrater  de?  Kaisers. 
— -  Neue  Edikte  pej^en  die  Prädikanteti  uni:l  fjfjTtn  den  prntoRUintischen  Adel  (Hi'^ll 

—  Die  (jlttubensvisitatoren.  —  Widßr8tandsvert>ucL  des  Wilhelm  Kimky.  -  Kurl 
von  2en>tf  n.  —  Veifaftogung  Yon  GeflkngiiiaBtnfeii.  —  Hilitireinquaitiening.  Gegen- 
reformation in  Kuttenbeng.  —  Das  SUberbeigwerk  in  Kuttenberg.  —  Er/deduuit 
Appian.  Einquartierung  in  Kuttenberg.  —  Ein/n«'  der  Jesuiten  daselbst.  — 
Verfall  der  Bergwerke  und  Kuin  der  Stadt  —  t\>riM:hiitte  der  Gegenretormation 
in  ftttdercn  Stadien.  —  Wtdentaod  der  F^ucn  in  Jungbundan.  —  Edikte^  iMtr^fend 
die  Gttter  der  Auswanderten.  —  Verlangen  nach  Restitution  der  geistliehen 
Güter.  -  V()rschli\n:e  iles  Erzbischofs.  -  (tutaehten  der  Jesuiten  dnrnber.  — 
Kosten  der  Gegenrelomiation.  —  Die  Ri  lorniatioiislvoniinissare.  —  Geldgier  der 
katholischen  Geistlichkeit  —  Gegeurcforniutiou  aut  dcu  criibibchut  liehen  GQtom, 
in  Jungbanilan»  in  Tau«.  ^  Verwendang  Knwachsen«  and  Gutaditen  der  kaiser- 
lichen Räte  (1626).  —  Vorgehen  gegen  den  protestantischen  AdeL  —  Leitmeritz.  — 
Böhmisch  Brod.  —  Instniktion  der  Siibdelegicrten.      Auflösung  der  Brüderunit&t 

—  Zersprenguog  der  Xicoluiten. 

Gleich  nach  der  Ausweisung  der  lutherischen  Prediger  aus  Prag 

konnte  man  eine  sichtliche  Ziiiuihiiio  der  Katholiken  konstatieren.  Die 
Kot  aller  Art»  die  Ober  das  Volk  hereinbrach,  machte  da.s.selbe  frftmmer 
als  je;  in  innigem  Gebete  flehte  es  die  göttliche  Hilfe  an,  und  wo 

konnte  es  dieses  anders  thun,  als  an  der  trewohntcn,  kirchlichen  Stätte. 
Hielt  es  sich  auf  diese  Weise  von  dem  nunmehr  katholischen  Gottes- 
dienste» wenigstens  nicht  fern,  so  war  schon  damit  für  die  Gegenrefor- 
mation viel  gewonnen.  Ein  in  dieser  Beziehung  gewifs  unj)arteiiseher 
Zeitgenosse,  Paul  Skala,  der  (iescliichtsscliirilier  des  böhniis(.'lien  Auf- 
standes, der  selbst  später  ins  Auslaud  dikliteu  niulste,  berichtet,  duib 
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zu  Ende  des  Jahres  1622  sehr  viele  Anhänger  der  böhmiscbeu 
Konfession  zur  katholischen  Kirche  übertraten,  ein  Teil  aus  Furcht, 
ein  Teil  aus  reifer  Überlegung,  ein  Teil  aus  Eigennutz.  Die  Stadt 
Prachatitz  erklärte  sich  im  Jahre  1^23  insgesamt  zum  Übertritt  bereit 
und  verlangte  nur  das  Zugestauduis  einer  Frist,  bis  ihre  Kinwoliuer 
in  der  katholischen  Ileligion  genugsam  unterrichtet  sein  würden*. 
Hie  und  da  mag  der  Übertritt  nur  ein  ftufserlicher  gewesen  sein,  be- 
sonders wenn  der  Tfarrer  au  der  alten  Überzeugung  testhielt  und  dies 
dem  Volke  nidit  ttnbetcaniit  war.  So  batle  z.  B.  der  Erzbiscbof  den 
Pfarrer  in  Chmdim,  dnen  KoDTertiten,  mit  der  geistlichen  Leitun^f 
unter  der  Bedingung  betraut,  dais  er  ihm  fortan  in  altem  gehorsam 
sein  werde.  Aber  der  Pfarrer  fuhr  trots  der  Abschaffung  des  Laien- 
keldies  fort,  denselben  auszuspenden  und  versprach  öffentlich,  dies 
auch  künftig  zu  thun,  was  natürlich  einen  ungeheueren  Zulauf  zu 
ihm  zur  Folge  hatte.  Als  er  sogar  für  den  6.  Juli,  als  den  Festtag 
des  Johannes  Hus,  eine  Feier  ankündigte,  erregte  dies  unter  den 
Katholiken  ein  grofses  Ärgernis,  und  sie  ersuchten  den  Dechant  von 
Pardubitz,  in  dessen  Sprengel  Leitomischl  treliörte,  dies  zu  verhindern 
und  den  Pfarrer  überhaupt  zu  einer  Änderung  seines  Gehahrens  zu 
veranlassen.  Da  der  Dechant  jedoch  nur  eine  spöttische  Antwort  er- 
hielt, so  trusr  er  beim  Erzbiscbof  auf  die  Absetzung  des  Pfarrei's  an*. 

Lohelius  kam  unzweifelhaft  nicht  blofs  dieiiem  Wunsche  nach, 
sondern  trat  auch  in  scharfer  Weise  gegen  jene  Konvertiten  auf,  die, 
nachdem  sie  von  ihm  eine  Pfarre  erlaugt,  ihre  eingegangene  Ehe  nicht 
aufiteten.  Am  12.  September  erliefe  er  ein  Dekret,  welches  allen  be- 
weibten Priestern  befahl,  ihre  Flrauen  und  Kinder  hinnen  vier  Wochen 
aus  dem  PfiirrhauBe  zu  entfernen;  im  Falle  sie  nicht  gehorchen  wQrden, 
wurden  sie  mit  einer  Geldstrafe  von  50  Thalem  und  ihre  Fhiuen  mit 
Vorladung  vor  das  Gericht  bedroht  Nichts  zeigt  Uarer  den  grolsen 
Mangel  an  katholisi^hen  Geistlichen,  als  dafs  der  Erzbiscbof  nur  mit 
solchen  Strafen  und  nicht  mit  der  Absetzung  drohte,  nichts  aber  auch 
mehr  die  GrausamktMt  des  Verfahrens,  welches  eheliche  Frauen  zu 
Konkubin»'!!  •stempelte  und  in  die  Welt  hinausstiefs.  Einige  Pfarrer 
baten  wtjiil  den  Erzbiscbof  um  die  Erlaubnis,  ihre  Frauen  behaltt?u  zu 
dürfen,  aber  vergeblich ;  andere  gingen,  um  sich  nicht  der  Verordnung 
fügen  zu  müssen,  mit  Weib  und  Kind  ins  Elend.    Die  Mehrzahl  der 


'  Skätu  V..  S.  240.     Archiv  der  StadLPnchatito:  Die  Stadt  «n  den  FOnten 

von  Piggenbei  j;  dd. 

*  Prager  crzbi»chot liciie»  Archiv:   Mulk^-iia  Appiauu»  uti  Lolieiiu»  <ld.  24.  Mai 
mxl  13.  JaU  1622. 
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Pfarrer  gab  j<Mioch  eioe  scbriftliche  ErklftruDg  ab,  dafs  sie  gehorcben 
würden,  8o  unter  andeni  der  Pfarrer  von  Holte,  der  Pfarrer  von 

Sessemic  und  andere. 

Caraifa  that  alles  mögliche,  um  dem  Priestern »augel  al)zulielfen, 
denn  abgesehen  von  der  Erlaubnis,  die  er  für  den  Flr/biscliof  erwirkte, 
zu  jeder  Zeit  Priester  zu  we^ien,  bemühte  er  <u'h  beim  Kaiser  um 
die  Zulassung  neuer  Orden  in  Böhmen  und  bt  wirkte.  d.ii's  derselbe 
nicht  nur  den  Augustiner-  und  Karmeliterorden  nach  Böhmen  ver- 
pflanzte, sondern  auch  mit  den  notigen  Kinkünfteu  bcscheuktt:.  ilaupt- 
sächlich  erhoffte  Garafla  einen  günstigen  Umschwung  von  der  Errich- 
tung von  acht  oder  zehn  Bistamem.  Ffir  diesen  Plan  sachte  er  die 
relehsten  böhmischen  Edellente  zu  gewinnen  und  in  der  That  gelang 
es  ihm,  den  FOisten  von  Liechtenstein  und  den  Kanzler  zu  dem  Ver- 
sprechen zu  bewegen,  dafe  sie  auf  eigene  Kosten  eine  KathednUdrehe 
auf  ihren  GOtem  begründen  und  sie  mit  3000  Tbalem  Einkünften 
versehen  wollten.    Wie  ungeordnet  die  kirchlichen  Verhältnisse  bei 
den  Katholiken  waren,  ergiebt  sich  daraus,  dafs  die  Kirchenpatrone 
ihre  Pfarrer  ein-  und  absetzten,  ohne  sich  um  die  Zustimmung  des 
Erzbischofs  zu  künmiern,  oder  auch  Priester  nm  vhier  fremden  Diocese 
beriefen.    Dies  fresdiah  nicht  biols  auf  den  Gütern  weltlicher  Patrone, 
sondern  auch  auf  denen  des  Stiftes  Hohenfurt.    Lohelius  verbot  des- 
halb dem  Abte  von  Hohenfurt,  sowie  allen  andern  Patronen,  irgend 
eine  Harre  ohne  seine  Zustimmung  zu  besetzen,  gab  aber  doch  nach- 
täglich  seine  Zustimmung  zur  Berufung  eines  nicht  in  die  Prager 
IMOcese  gehörigen  Pfarrers,  weil  er  nicht  im  stände  gewesen  wftre, 
an  seiner  Stelle  jemand  anderen  mit  der  Seelsorge  zu  betrauen. 
Konnte  er  doch  nicht  einmal,  trotz  der  Bitten  dea  Herrn  von  Martinits, 
die  Dechantei  in  SmeCno  mit  einem  Kaplan  versehen;  der  Erzdechant 
von  Pilsen  mufete  seine  Kaplftne  weit  in  die  Umgebung  sdneken,  um 
die  notwendigen  geistlichen  Funktionen  zu  verrichten;  der  Erzbischof 
selbst  begnCkgte  sich,  den  Pfarrer  von  Königsberg,  einen  Trunkenbold, 
blofs  zu  verwarnen,  ohne  ihn  atizusetzen,  da  er  keinen  Ersatz  fand. 
So  war  es  begreiflich ,  dafs  der  Erzbisehof  nach  jedem  Geistlichen 
crrifT,  der  ilim  Gehorsam  zu  leisten  versprach,  Tuoclite  er  sich  auch 
bis  daliin  noch  so  eifrig'  für  die  bfthmi^he  Koulession  erklärt  haben 
oder  während  des  Aufstandes  von  der  katholischen  Kirche  abgefallen 

1  Präger  enbuchjtfliches  Afcfaiv:  Dekret  des  EnbiMhoft  dd.  12.  Seplemlier 

1622.  P>klärnng  verschiedener  Pfarrer,  ebenda.  Gregorias  Lomniceus  an  das 
Prager  Konsistontim  dd.  27.  September  1622.  MathKUS  Thomas,  Elndechant  TOD 
Becbin  aa  den  Erzbischol  dd.  14.  Oktober  1622. 

Bibliothek  Coraiaa:  ReUtion  Ceraffas  dd.  8.  Oktober  1922. 
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sein.  So  fand  auch  ein  gewisser  Georg  Hieronymus  Ton  Ratiy  Gnade, 
ob^eich  er  seinen  Ab&ll  aucb  dadurch  enehwert  hatte,  dafs  er  sich 
▼erheiratete;  seine  Erklflrung,  dafs  er  die  eheliche  Verbindung  im 
EinverstAndnis  mit  seiner  Fran  geltet  habe,  wurde  als  genügeod  an- 
genommen. 

Andererseite  kam  der  Erzbischof  auch  durch  den  allzu  grofeen 
Eifer  mancher  katholis<*hen  Goistlichen,  namentlich  der  Jesuiten,  in 
Verlegenheit    Paul  Thum,  Kekt(»r  des  Jesuiten-Kollegiums  in  Neu-  ».jamr 

IMS« 

haus,  aus  dem  fränkischen  Kr(>ise  gebürtig,  ei-suclitc  den  Erzbischof, 
bevor  er  noch  erfahren  hatte,  dafs  der  l'apst  die  AbschalTung  des 
Laienkelches  anbefohlen  habe,  de?n  Propst  von  Neuhaus  das  Austeilen 
des  Laienkelches  zu  verbieten.  Nun  hatte  Caraffa  dem  Erzl)ischof 
das  päpstliche  Verbot  bereits  am  22.  Dezember  mitgeteilt,  Lohelius 
war  also  in  Kenntnis  desselben,  als  ihn  das  Schreiben  Thums  ereilte, 
wagte  aber  nicht,  dem  Propst  von  Neohaus  den  gewünschten  Befehl 
2U  erteilen,  solange  nicht  auch  der  Kaiser  dazu  seine  Zustimmung 
gegeben  hattet  Erst  als  die  haiseriiche  Zustimmung  anlangte,  befahl 
der  Erzbischof  den  Decbanten,  welche  die  geistliche  Oberaufsicht  Über 
mehrere  Pfarren  führten,  die  ihnen  untergebene  Geistlichkeit  vorzu- 
laden  und  sie  zu  mahnen,  fortan  die  Kommunion  blofs  unter  einer 
Gestalt  zu  erteilen.  Der  Dechant  von  Leitomischl  kam  diesem  Befehle 
nach  und  berichtete,  dals  voraussichtlich  alle  Pfarrer  dieser  Wpisnng 
entsprechen  würden,  kiairte  aher  über  die  mangelhafte  üntrist  it/unL?, 
die  VT  von  seite  dpr  TTpiTsrhaftsl)esitzer  erfahre.  Der  Übri  tritt  der 
Laien  zur  katholischen  Iviiriie,  bemerkte  er  hiebei,  wuide  weit  zahl- 
reicher sein,  wenn  beim  Begräbnis  von  Ketzern  (bis  GiockenliUiten 
und  andere  kirchliche  Leistungen  verboten  würden,  wenn  niemand  /um 
AboehlufB  einer  Ehe  zugelassen  würde,  aulser  er  habe  gebeichtet  und 
wemi  jene  empfindlich  gestraft  würden,  die  den  Gottesdienst  eines 
benachbarten  Mdikanten  besuchten.  IKese  Anregungen  berücksichtigte, 
soweit  es  bekannt,  der  Erzbischof  zuerst  in  Ansehung  des  Glocken^ 
gdfttttes»  indem  er  dasselbe  bei  protestantischen  BegrftbnisBen  verbot 


^  Pnna  enblsriiöf liebes  Archir:  Lohdim  an  den  Abt  von  Hohenftut  dd. 

10.  Jali  1621.  Lehelifis  an  den  Archidiokon  von  Becbin  dd.  10.  Joli  1621. 
Lohelius  au  Otto  von'  Oppprsdoif  dd.  18.  September  1G'2I.  Loholins  an  den 
Erzdechaot  von  Pilsen  dd.  10.  Juli  1621.  Lohelius  an  «len  Pkirer  von  Königi^- 
berg  dd.  21.  Oktober  1621.  Lohelius  an  Jaroslav  von  Martinitz  dd.  7.  Januar 
1682.  —  Ptager  KapitelarchtT:  P.  Thum  an  den  Enbiachof  dd.  S.  Januar  1622. 
Lohelius  an  Slavata  dd.  15.  Januar  1622.  Lohelitts  an  den  Deehant  von 
SmeCno  dd.  :l  FebiTiar  1622.  Der  Pneflter  Jenrnym  Bati^kf  an  den  En- 
bischof  dd.  20.  Februar  1522. 
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Gleidie  Klagen,  wie  der  Dechant  Ton  Leitomischl,  Ibhrte  auch  der 
Dechant  von  Aulsig.  Kr  beschwerte  sich,  dab  die  Borger  sich  an 
Festtagen  ans  der  Stadt  entfernten  und  den  Gottesdienst  in  den  be- 
'  nachbarten  protestantischen  Pbrren  zu  Tfirmitz,  Schwaden  n.  s.  w. 
besuchten.  Da  sich  der  Ausweisungsbefehl  bis  dahin  nur  auf  die 
Pfarrer  der  königlichen  Städte  bezog,  so  konnte  der  Dechant  die  Aus- 
weisung der  „Prildikanten"  aus  den  genannten  Orten  nicht  beantr^n; 
er  bepnüjrte  sich  also,  den  Erzhistliof  mn  di»^  Erwirkung  eines  strengen 
Befehls  an  die  Bürger  von  Aufsig  zu  ersuchen,  (iiil«;  sie  an  Festtagen 
unter  sonstigem  Verlust  aller  ihrer  rriviletrien  dem  katholischen  Gottes- 
dienst und  den  Prozessionrn  beiwohneu  sollten;  gleichzeitig  sollten 
unter  Strafandrohuuii  die  I  t  ii.u  hliarten  l'rildikanten  angewiesen  werden, 
kciuein  Fremden  den  Eintritt  in  ihre  Kirche  zu  gestatten.  Der  Dechant 
liefe  übrigens  auf  eigene  Verantwortung  einem  benachbarten  Prädi- 
kanten  eine  aokhe  Weisung  zukommen,  mufete  aber  die  Eifthrung 
machen,  da/s  dieser  sie  nicht  beachtete  und  sogar  seine  Zuhörer  gegen 
die  katholische  Geistlichkeit  aufreizte.  Auch  die  Bttiger  von  Aulsig 
erkl&rten  ihm  zum  Trotz,  je  mehr  er  schreie,  desto  fleifsiger  würden 
sie  den  Gottesdienst  in  der  Nachbarschalt  besuchen.  Der  Dechant 
erschrak  über  die  gegen  ihn  ausgf^lsenen  Drohungen  so,  dafs  er 
kaum  seine  Wohnung  zu  verlassen  wagte  und  flehentlich  um  die  Zu* 
Schickung  des  oben  erwähnten  Befehles  bat,  damit  er  sich  mit  dem- 
selben vor  den  Pürpern  ausweisen  könne.  —  GröfsereB  Entfrejren- 
konnnen  fand  der  l'farrer  von  Wolin.  als  er  den  Erzbiscliof  ersuchte, 
bei  dem  Freihemi  von  Iliserlo  die  Ausweisung  der  auf  dessen  Gute 
befindlichen  l'iiidikanten  zu  erwirken;  denn  bevor  der  Erzbischof 
diesem  Wunsche  uachkaui,  liatte  Hiserle  demselben  bereits  willfahrt*. 
Ein  wichtiger  Schritt  in  der  Durchfühmnu  di  r  Gegenreformation  ge- 
schah dadurch)  da&  der  Kaiser  (14.  Juli  1C23)  allen  Erwerbern  von 
konfiscierten  GQtem  für  sich  und  ihre  Erben  die  Verpflichtung  auf* 
erlegte,  auf  ihren  Pfarren  nur  katholische  Geistliche  einzusetzen;  die 
Prftdikanten  durften  also  nach  diesem  Dekrete  nur  auf  den  Gütern 
jener  Henen  ihre  Wirksamkeit  unbeanstandet  fortsetzen,  die  in  den 
H&nden  von  Protestanten  geblieben  waren  oder  auf  von  Kaihdiken 
ererbten  (nicht  angekauften  Gütern),  wenn  die  Besitzer  duldsam 


'  PragiT  crzbisdmflirjips  Archiv  M.  Johannp«;  Mirhr-ly,  r>ecliant  von  Aufsig 
MX  Lohelius  dd.  10.  und  23.  Mai  1622.  F.  Adalbert  Ilajfk,  Dechant  von  LeitomiBchl 
■n  Lobeliui  dd.  19.  Mfti  1622.  Lohditu  an  den  Pfarrer  ▼on  Brüx  dd.  23.  Juli 
1622.  Tobiu»  ßegalius,  Pfarrer  in  Wolin,  an  Lohelius  dd.  28.  Joli  1622.  Hiserto 
an  den  Kr^hif^rhof  dd.  2?<.  August  1622.  Johann  Ua^^lioi  aa  den  SekreMr 
Adolf  von  Sintzig  dd.  3.  bept«tnbtir  1622. 
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waren,  weil  sie  z.  B.  protestantische  Frauen  hatten.  Einige  Wochen 
spater  trug  der  Kaiser  dem  Fürsten  von  Liechtenstein  auf,  die  aus 
i\en  köni^'lirhen  Stitdten  aus;jrewiesenen  PriUiikaiitfii ,  die  sich  noch 
iiiniit  r  in  deren  Nähe  aufhielten,  auszuforschen  unii  ihre  Vertreibung 
zu  veninlaijsen.  Der  Fürst  im};  infol^'edesscn  deni  Hauptmann  in 
Schlaggenwald  auf.  die  IVädikanten  aus  der  Nachbarschaft  dieses 
Ortes  zu  verjagen,  iliut  ii  al)('t  dahti  die  Mitnahme  ihres  Eigentums 
zu  gestatten.  Einen  älinlicheu  Wortlaut  hatte  eine  Zuschrift  des 
Fönten  an  die  Stadt  EOniginhot  Geiiditliehe  Untersuchungen  gegen 
die  Prftdikanten  wurden  hiebd  auch  dann  nidit  eingeleitet,  wenn  sie 
ihre  Tbfttigkeit  trotz  des  Verbotes  forlgesetzt  hatten;  man  begnOgte 
sich  mit  der  blolisen  Ausweisung^.  Fragt  man,  aus  welchem  Grunde 
der  Kaiser  nicht  einen  AuswasuogsbeüBhl  gegen  alle  PrAdikanten  im 
Lande  erteilte,  da  doch  offenbar  die  ganze  Tendenz  seiner  Mafsregdn 
darauf  hinausging,  so  ist  die  Ursache  wieder  in  den  politischen  Be- 
ziehungen zu  suchen.  Im  Frühjahr  1623  war  der  niedersächsische 
Krieg  entbrannt,  der  sich  auf  Nicderdeutschlnnd  auszudehnen 

und  sonach  die  VorherFaf^unt;  des  Kurfürsten  von  Sachsen  zu  verwirk- 
lichen drohte.  Noch  wulste  man  nicht,  ob  die  liiristischen  Truppen 
ihrer  Gegner  Herr  werden  würden  und  ob  niclit  ein  neuer  Angriff 
Bethlens  zu  befürchten  sei.  Als  aber  Tilly  über  Christian  von  Ilalher- 
stadt  am  G.  August  einen  glänzenden  Sieg  bei  Stadtlohn  erfocht, 
glaubte  man  sich  in  Wien  sicher,  und  nun  fanden  die  Mahnungen 
Caraffas  wieder  Gehör.  Wie  er  Torher  auf  der  Vertreibung  der  Prftdi- 
kanten  aus  Prag  und  auf  die  Schlielsung  der  lutherischen  Kirchen 
ohne  Unterlafs  gedrftngt  hatte,  so  drängte  er  jetzt  auf  Ausweisung 
aller  PrAdikanten  ohne  Ausnahme,  emp&hl  ab^  zugleich  neuerdings 
die  Befestigung  lYagSi  um  gegen  jeden  etwaigen  Volksaufstand  in 
dieser  Stadt  gesichert  zu  sein.  Da  der  Kaiser  die  mit  der  Befestigung 
verbundenen  Geldauslagen  scheute,  so  bewog  Caraffa  den  Beichtvater 
des  Kaisers,  den  Jesuiten  Becanus,  demselben  die  Aidage  von  Forts 
als  eine  Gewissenspflicht  hinzustellen,  weil  die  Unterhissung  (iieser 
VorsichtsmafsreL'el  das  Seelenheil  von  Tausenden  in  Gefahr  setzen, 
ja  vielleicht  den  \'erlust  des  ganzen  Königreichs  im  Gefolge  liaben 
könne.  Infolge  der  Mahnung  seines  Beiclitvaters  benel  sieh  der  Kaiser 
mit  seinen  Geheimräten  und  gab  schliefslich  Albrecht  von  Wald- 
stein, dem  Kommandanten  der  in  Böhmen  gamisonierenden  Truppen, 

'  Böhmisches  Stattbaltereiarcüiv :  Fortlinand  an  Liechtenstein  dd.  14  .Tnli 
und  25.  September  1623.  —  Prager  erzbischöfliches  Archiv:  Liechtcustein  an  den 
Hauptmann  in  Schlaggcnwald  dd.  2.  Oktober  1623.  Liechieustcin  an  die  Stadt 
Kflnigiidiof  dd.  11.  Deserab«r  102S. 
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den  Auftrajr,  ein  Fort  am  Wyschrhrafl  f\!r/\ilec:pn,  zu  welehem  Behufe 
an  300  Hilu^^nr  anizekaiift  uii'l  nie(ierir«M-isseu  werden  mufsten.  Auch 
in  Ans»'fitniL'  der  Prädikantcu  fielauj^te  Caraffa  jetzt  zum  Ziele.  Ein 
Dekret,  das  der  Kaiser  im  Monat  September  ausstellte,  wies  sie  alle- 
samt aus  Stadt  und  Laud  hinaus.  Infolgedessen  tnip:  der  Erzbiscbof 
aUen  Dekaneu  auf,  ihm  ein  Verzeichnis  derjemgeu  Patrone  zusammeuo 
zustellen,  die  auf  ihren  Gotem  Prädikanten  beherbergen  ^ 

Aber  aneti  das  gegen  sftmtliche  Ptidikanten  eingeleitete  Verfahren 
konnte  nur  von  halbem  Erfolge  begleitet  edn,  wenn  sich  die  zwangs- 
weise Gegenrefonnation  nicht  audi  auf  die  Laienwelt  besog.  Selbst- 
Tentftndlicfa  konnte  man  da  meht  mit  einem  allgemein  lautenden 
Dekrete  auftreten ,  sondern  mu&te  diese  Malisregel  durch  eine  Reihe 
von  Einzelbestinimungen  anbahnen.  Der  Erzbischof  Harrach  machte 
den  Anfang  damit,  dals  er  bei  der  Einführung  des  Augustinerordens 
in  die  Wenzelskirche  auf  der  Neustadt  Prags  sämtlichen  Pfarrangehörigen 
den  Besuch  der  Kirche  anbefehlen  liefs;  den  Orandprior  des  Malteser- 
ordens er^^uclite  er,  Trauungen  /wisrlien  Katholiken  und  l'rotestanten 
nur  dann  zu  frestatfen,  wenn  der  iuvtf  >t;iiitische  P^heteil  gegen  Hinter- 
legung eines  Pfandes  in  einer  bestinuiiteii  1  i  K^t  seinen  t  'i)ertritt  versprach. 

Mittlerweile  hatte  Bethlen  tiotx  der  Niederlage  des  llalberstavlifr> 
zu  den  Wafi'eu  gegriffen,  die  kaiserlichen  Truppen  uberall  geschlafen 
und  war  bis  Göding  vorgerückt.  In  dieser  Not  mulste  man  es  in 
BAhmen  untedassen,  das  Dekret  besQglich  der  Ausweisung  sftmtlielier 
Ftftdikanten  dnrehzufhhuen.  Aueh  der  Erzbischof  mubte  sieh  einer 
greiseren  Verträglichkeit  befleilaigen;  er  gestattete  die  Trauung  Un- 
katholischer wieder,  ohne  von  ihnen  bestimmte  Versprechungen  abcn- 
fordem,  und  erlaubte,  dafs  auch  Andersgläubige  unter  Glockengelaute 
bestattet  würden.  Als  Bethlen  sich  zurückzog  und  die  Gefahr  schwand, 
wuchs  der  Mut  des  Erzbischofg  wieder:  er  forderte  die  Bauern  auf 
seinen  Herrschaften  bei  höchster  Strafe  zum  Besuch  des  katholischen 
Gottesdienstes  fuif  und  befahl  ihnen,  sich  von  dem  i^farrer  in  der 
katholischen  Keligion  unterrichten  zu  lassen^.    Auch  die  übrigen 

*  Prager  cnbiscfaSflidifö  Archiv:  Harracb  an  Ferdinand  II.  dd.  U.  Oktober 
1623.   Harrach  an  I-iochtonstrin  iM.  11.  OktoluT  1628.   Ilarnich  an  die  sämtlichen 
Dekane  im  Lande  dd.  16.  Oktober  162^.    Hanacli  an  (ien  Er/dechant  von  König" 
grätz  dd.  4.  NoTember  1623.   Sintzig  an  den  Erzbibcboi  dd.  20.  Oktober  1623. 
VatikaiiisdiM  Archiv:  Relation  Curaftis  dd.  25.  September  ISM. 
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katboliseheu  Eiferer  traten  wieder  hervor,  ol)enan  selbstverständlidi 
Caraffa,  der  nicht  nur  die  Dnrchfilhrnim  der  bereits  anbefohlenen, 
aber  später  sistierten  allgemeiiiett  Ausweisoiig  der  Prftdikaoten,  sondern 
auch  die  vollständiprc  Durchführunj::  der  Geponreformation  bei  den 
Laien  anriet.  Letztere  konnte  si<'h  natürlich  nicht  blols  auf  Rnhinen 
beschrilnken.  si<"  niufete  auch  in  Mührcu  und  Österreich  eiiolu^tMi,  war 
aber  *'hi'n  ilaiuin  ein  srrofses  Wagnis;  leicht  konnte  sie  die  Ungarn 
und  r.t  tiildi  abuiinals  zur  Ergreifung  der  Waffen  aufreizen  und  sämt- 
liche i'iutestanten  in  Deutschland  zur  Verteidigung  ihres  Glaubens 
einigen.  Die  kaiserlichen  Minister  widersetzten  sich  daher  den  Rat- 
scfalfigm  Caraffi»;  die  entaprechendAn  üdnete  wurden  zwar  auBge- 
arbdtety  aber'  Im  letzten  Augenblicke  siegte  die  Staatsklugheit,  und 
sie  wurden  nieht  abgeschickt  Eine  Abschlagszahlung  auf  Carsffia 
Andringen  eifolgte  aber  doch.  Der  Kaiser  traf  eine  Verfügung)  wo> 
durch  dem  Xatholidsmus  in  allen  kteiglichen  Städten  allniflhlicii  die 
Oberhand  gesichert  werden  sollte,  indem  er  befobl,  dafs  in  Zukunft 
nur  Katholiken  in  den  Bürgerverband  aufgenommen  wQnlen.  Der 
Wortlaut  des  kaiserlichen  Befehls  ermächtigte  aber  den  Statthalter 
von  Böhmen  wahrscheinlich  zu  einer  iiorb  weitergehenden  Ausle<rung 
desselben;  detiü  der  Statthalter  ttuu'  dru  Kaiserrichtern  zugleich  auf, 
alle  jene  i'ersonen  aus  dem  J'-in  -zriM  tttuade  auszuschliefsen,  die  in 
denselben  entweder  während  des  Autstandes  nuf^enommen  worden 
waren,  oder  nachher  ohne  eingebulte  kaistiluhe  Zustimmung  in  den- 
selben Zutritt  gefunden  hatten.  In  Zukunft  sollte  auch  niemand  als 
Erbe  seines  Vatars  der  städtischen  Beehte  genielsen  dfirfen,  wenn  er 
hieftar  nicht  die  Bewilligung  eingeholt  hatte,  die  nataiUeh  nur  Katho- 
liken erteilt  weiden  durfte.  Der  Kaiser  milderte  spAter  diese  Be- 
stimmungen dahin,  dab  er  deigenigen,  die  wahrend  des  Aufetandes 
das  Bttrgerredit  erlangt  hatten,  den  Genub  desselben  unter  der  Be- 
dingung gestattete,  dafs  sie  katholisch  würden.  Diese  Begünstigung 
bewirkte,  dafs  zwar  viele  ihre  Bekehrung  in  Aussicht  stellten,  den 
entscheidenden  Schritt  aber  solange  als  möglich  verzögerten.  Der 
Statthalter  befahl  daher,  dafs  alle  jene,  die  bis  zum  25.  Juli  nicht  16M. 
katholisch  geworden  waren,  ihres  Bürgerrecfde^  verbistig  <:ehen  sollten 
und  ihre  Geschäfte  zu  schlielsen  hätten.  Diese  Drohung  hatte  natür- 
lich bei  den  meisten  die  erwartete  Folget   Auch  der  Erzbischof  trat 
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jetzt  noch  strenger  als  früher  auf.  Er  trup:  den  Ffittrem  auf  der 
Herrschaft  Wittiogau  auf,  alle  ketzerischen  Bücher  auszufoi-schen  und 
zu  verbrennen,  er  verbot  die  Trauunjjen  zwischen  Katholiken  und 
Protestanten  ganz;  nur  dann,  wenn  beide  Teile  katlioliscli  seien  und 
vorher  gebeichtet  und  kommuniciert  liätten,  dürften  sie  getraut  wenieu. 
Kein  Eingepfarrter  sollte  an  Si)nu-  und  Festtagen  seineu  Wohnort 
verliissen,  er  habe  denn  früher  dem  Gütt<?sdienste  beigewohnt;  den 
f'lnuhalter  ei  suchte  er  nicht  blois  um  die  Ausweisung  aller  iu  liölunen 
sich  aufhaltenden  Prädikanten,  von  denen  er  ihm  nach  den  Mitteilungen 
Beiner  Pfarrer  ein  vollständiges  Verzeidmis  zuschickte,  sondern  auch 
um  die  Bestrafdog  aller  jener,  die  ihnen  heimlich  oder  öffentlich  eine 
Unterkunft  gaben.  Der  Druck,  der  jetzt  auf  den  Anhängern  der 
Beformation  in  Prag  lastete,  war  so  grofe,  dals  die  in  Prag  ansässigen 
lutherischen  Deutschen  auszuwandern  beschlossen  und  den  Kurfürsten 
Ton  Sachsen  um  ihre  Aufnahme  ersuchten,  ein  Gesuchy  das  dieser  su 
erfüllen  sich  bereit  erklärte'. 

Als  CarafTa  wieder  darauf  dran^',  mit  der  allgemeinen  Vertreibung 
der  Präclikaiiten  endlich  Ernst  zu  macheu,  verwiesen  ihn  die  Wiener 
Staatsmänner  auf  den  Augenblick ,  wo  die  dam;ds  in  Schleusingen 
projektierte  Zusammenkunft  der  Kurfürsten  von  Sachsen  und  Bayern 
vorüber  sein  würde.  Bei  dieser  Zusammenkunft  sollte  Kursachsen  die 
neue  Kurwürde  Bayerns  anerkennen  und  sonach  dem  Bcschlufs  des 
Regensburger  Deputationstages  seine  nachträgliche  Anerkennung  zu 
teil  werden  lassen.  In  Wien  wollte  man  dieses  Hesultat  nicht  in 
Frage  stellen,  und  deshalb  vertröstete  man  den  päpstlichen  Nuntius 
wieder  auf  spätere  Zeiten.  Allein  sein  Eifer  war  nicht  mehr  zu 
xQgebi :  bei  keinem  seiner  Ratschläge«  die  der  Kaiser  bisher  ausgeführt 
hatte,  waren  die  prophezeiten  Qblen  Folgen  dngstreten,  weshalb  sollte 
dies  also  jetzt  der  Fall  sein?  An  dem  neuen  kaiserlichen  Beichtvater, 
dem  Jesuiten  Lamormain,  der  nach  dem  Tode  des  Becanus  dies  Amt 
angetreten  hatte,  fand  er  womöglich  einen  noch  gröfseren  Eiferer  als 
er  selbst  war.  Gleich  nach  Antritt  seines  Amtos  emi)fahl  Lamormain 
dem  Kaiser  tihcr  die  DurchftlhrunL^  der  totalen  Reform  in  Böhmen 
eifrig  nachzudenken  und  sich  hiefür  durch  den  Kmj)fanL'  der  Kommunion 
vorzubereiten.  Nachdem  Ferdinand  dies  gethan,  entfernte  siel»  sein 
Beichtvater  auf  vier  Tage  ins  Jesuitenkollegium,  um  dort  für  den  Er- 
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folg  seines  Katschlages  zu  beten.  Als  er  wieder  mit  dem  Kaiser  zu- 
sammentraf;  erklärte  ihm  dieser,  dab  der  beilige  Geist  ibn  nach  dem 
Empfiing  der  Kommunion  erleuchtet  und  angewiesen  habe,  allen  Kat- 
scblilgen  seines  Beichtvaters  ohne  jeden  Widerspruch  nachzukommen  K 

Die  Foljie  dieser  Erleuchtung  und  Weisung  waren  zwei  Dekrete 
▼on  eiaschiieidonder  Bedeutung.  Das  eine  wurde  in  doppdter  Aus- 
gabe am  18.  Mai  unterzeichnet  und  war  in  der  einen  Fassung  an  den  i«*. 
Erzbischof  und  in  der  anderen  an  den  StattbaUer  gerichtet:  dem 
ersteren  tnig  es  auf,  den  ketzerischrn  rrodiizcrn  nachzuspüren,  dem 
Ict/tcren  hilfreiche  Hand  hiebei  zu  Icistou.  Zwei  Tap'  s]Kit(M  uuter- 
zeichiiete  der  Kaiser  ein  Dekret,  widi  li(>.s  auch  den  Adel  in  «ien  Kreis 
der  gegenrelormatorischen  Bestrel*uugeu  einbezog.  Kein  Ketzer  sollte 
sich  mehr  der  Laudtafel  bedienen  dürfen,  es  durften  fortan  Protestanten 
weder  Käufe  noch  Verkäufe,  weder  Cessionen  noch  Krhteilungen  und 
Testamente  in  die  Landtafel  eintragen  lassen.  Der  Übept^ang  der 
Goter  eines  protestantischen  Edelmannes  auf  dessen  Kinder  war  da- 
mit,  wenn  letzterer  nicht  den  Glauben  wechselte,  unmiiglich  gemacht 
Dafs  der  Kaiser  am  gleichen  Tage  auch  die  Erteilung  des  Incolats  an 
Protestanten  verbot,  war  nur  eine  notwendifre  Folge  dieses  Befehls. 
Zugleich  wurden  alle  jene,  die  an  auslUndischen,  protestantischen  Uni- 
versitäten ihren  Studien  oblagen,  unter  Strafandrohung  zur  Rackkebr 
aufgefordert. 

Als  die  Narhri''ht  vtm  diesen  \'erfiii:unL!;en  nach  Rom  ;j:plangte, 
erliefs  der  Papst  ein  ei^'eiies  Breve  an  ilen  Kaiser,  um  dessen  Eifer 
zu  beloben;  die  Propaganda  aber  trup:  in  entliusiastischeii  Worten  dem 
Nuntius  auf,  bei  der  ersten  sieb  darbietenden  (ielepenheit  dem  Kaiser 
den  innigsten  Dank  für  seine  Handlungsweise  auszusprechen.  Ferdi- 
nand galt  ihr  fortan  als  ein  zweiter  Constantin  und  Theodosius^. 

Zur  Durchftdirung  der  Gegenreformation  genügte  selbstverständ- 
lich die  Erlassung  der  geschilderten  Dekrete  nicht,  man  mulste  auch 
ihre  Durchitlbrung  energisch  in  die  Hand  nehmen.  Anfangs  suchten 
die  «Politiker**  unter  den  hohen  Beamten  wenigstens  das  zu  bewirken, 
dafe  die  Reform  in  jenen  Landesteilen ,  die  nahe  an  Sachsen  liegen, 
aufgeschoben  werde;  allein  die  Eiferer  kehrten  sich  nicht  an  diese 
Vorsicht,  und  Ober  Auftrag  des  Grafen  Martinitz  begann  man 
mit  der  Vertreibung  der  Pritdikanten  prerade  auf  den  Gütern  des 
Wilhelm  von  Kinsky,  die  an  der  sächsicheu  Grenze  lagen.   Um  die 
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Austreibung  in  ein  festes  System  m  bringen,  ernannte  man  fttr  diesen 
Zweck  eine  Anzahl  Generalvisitatoren.  Soweit  es  bekannt  ist,  waren 
dies  für  den  Leitmei  itzer  und  Schlaner  Kreis  P.  Hieronymus  LappiuSi 
GoiBralvisitator  des  Minoritenordens  in  Deutschland ;  für  den  Bunz- 
lauer,  Könijrprätzor  und  Chrudimer  Kreis  der  Minoritenordenspriester 
und  Rektor  de?  I'ra'j-rr  MinoritcnkollrL'iiinss  bei  St,  Jakob,  P.  Michael 
Mantilla;  für  den  Kouiiiner  und  Caslauer  Kreis  dor  Douiinikauenuönch 
und  Prior  des  Prager  AgnesklusltTs  P.  Hyacintii  Stiej^dor  und  für  den 
Rakonitzer,  Saazer  und  Elbogener  Kreis  <ier  Doniiuikanernioiich 
P.  üeorp  Liuidhorr  (die  anderen  Visitatoren  sind  nicht  bekannt).  Für 
ihr  Verhalten  wurde  ihnen  eine  genaue  lustruktion  erteilt;  denn  sie 
sollten  nicht  blofe  niederreiiseu ,  sondern  auch  aufbauen,  nicht  blois 
dem  Frftdikantenwesen  und  dem  alten  Gottesdienste  ein  E^de  machen, 
sondern  auch  die  verwaisten  Kirchen  mit  neuen  Geistlichen  versehen 
und  fbr  den  Gottesdienst  die  nötige  Vorsorge  treffen.  Der  Instruktion 
gemftfe  liefen  sich  die  Visttatoren,  bevor  sie  sich  von  Prag  auf  ihre 
Posten  begaben,  vom  Erzbischof,  dem  Statthalter  (Liechtenstein)  und 
dem  kommandierenden  General  von  Böhmen  (Albrecht  von  Waldstein) 
Patente  (die  offenbai-  ihre  Befugnisse  erörterten)  und  Empfehlunp- 
briefe  an  die  Kreishauptleute  ausstellen.  Auch  ualimcn  sie  Enij)felilungs- 
briefe  an  jene  I'ersonen  mit,  die  in  den  ihnen  /ii'jrewiesenea  Kreisen 
und  königlichen  Städten  die  vornehmste  Kolle  s|)ielten. 

Im  Kreise  angelangt,  sollte  der  Visitator  den  Kreishauptmann 
ln^suchen ,  ihm  seine  Aufträge  mitteilen  und  dann  sämtliche  Pfarrer 
und  sonst  im  Kreise  befindlieheu  Geistlichen  und  einen  oder  den  anderen 
mächtigen  Gutsbesitzer  zu  einer  Beratung  berufen.  In  kluger,  freund- 
licher nnd  wohlwollender  Weise  sollte  er  die  Versammlung  anreden 
und  die  Schwankenden  fttr  die  katholische  Kirche  zu  gewinnen  suchen« 
tAglicb  wahrend  der  Dauer  der  Versammlung  die  Messe  lesen  und 
eine  Predigt  halten.  Mit  Hilfe  der  Anwesenden  hatte  er  ein  Ver- 
zeichnis sämtlieher  Pferrkirchen  im  Kreise  zusammenzustellen,  sich  zu 
erkundigen,  welche  unter  das  Patron at  eines  Keffers  gehörten,  ob  sich 
nicht  hie  und  da  ein  Prädikant  ai^aite,  auch  insgeheim  Nachricht 
über  die  Lebensweise  der  einzelnen  Pfarrer  einzuholen,  und  ob,  im 
Falle  sie  entfernt  werden  müfsten,  leicht  ein  Krsatz  für  sie  zu  tinden 
sei.  Da  durch  die  Vertreilnnm  der  Prädikantfii  die  iiherernf'jp  Nfebr- 
zahl  der  Pfarreien  wegen  Mangels  katholischer  (ieistljcher  unbesetzt 
bleiben  mufste,  hatte  er  jene  Orte  zu  bestimmen,  an  denen  unbedingt 
ein  Pfarrer  residieren  nmfste,  zu  dem  dann  die  vorhlufig  noch  ver- 
waisten Pfarren  ihre  Zuflucht  zu  nehmen  hätten.  Doch  wurde  dafür 
gesorgt,  dafe  in  jenen  Orten,  die  mit  keinem  Gastlichen  versehen 
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werden  konnten,  nicht  aller  Gottesdienst  aufhöre:  ein  vertranens- 
würdiger  Laie  bekam  den  AuftrRjr,  nach  einer  ihm  überKebenen,  jre- 
dnicktf'ii  Vorschrift  zu  taufen,  an  Festtagen  die  Jugend  in  der  Kirche 
zu  katechisieren  und  die  Toten  zu  bestatten.  Die  durch  den  Visi- 
tator vorgenommene  Aiistellnii"  der  Tinrror,  zu  der  die  nachträgliche 
Gutheifsung  des  Krzhischofs  eingeholt  worden  nmi'ste,  sollte  dem  Pa- 
tronatsreclit  der  iierr&chaitsbesitzer  keinen  Eintrag  thun .  sumi»  rn  als 
eine  Mafsregel  angesehen  werden ,  von  der  man  wegen  der  jetzigen 
Not  uiclit  Umgang  nehmen  konnte.  Der  Visitator  betraute  auch  einen 
der  tachtigsten  GeisUicben  mit  der  Aufsicht  über  die  übrigen  Pfarrer 
des  Kreisee.  Zugleich  trug  er  auch  Sorge  dafür,  dafe  ein  genaues 
VerzeiGhius  über  den  Besitz  und  das  Einkommen  jeder  Pfarre  an- 
gefertigt werde.  Zur  Beeoigung  dieses  umfassenden  Wirlcungskreises 
wurden  den  Visitatoran  zwei  Geliilfen  zugeteilt,  ein  Prediger  und  eine 
zweite  Person,  welche  die  weltlichen  Geschäfte  besorgte.  Die  In- 
struktion trug  dem  Visitator  zweimal  ein  glimpfliches  Voigehen  auf: 
er  wird  zuerst  gemahnt,  die  Entfernung  der  Prädikanten  von  jenen 
Kirchen,  in  deren  Besitze  sie  noch  seien,  mit  „mögliclistcr  Liebe  und 
Güte"  zu  veranlassen,  und  später  ihm  ans  Herz  gelegt,  bei  der  ihm 
übertrairenen  kirchlichen  und  politischen  Mission  wohlwolltuid  vor- 
zupreliiii  und  all»^  jene  Fälle,  wo  ein  strengeres  Auftreten  nötiiz  sein 
sollte,  dem  Erzhischot  und  den  weltlichen  Behörden  vorzuliehalten*. 

Der  Statthalter  ebnete  die  Wege  der  \  isitatoren,  indem  er  alle 
Bewohner  des  Landes  zum  Gehorsam  gegen  ihre  Vertügungen  mahnte. 
Den  Krdshauptleuten  trug  er  auf,  nach  allen  Pifldikanten  in  ihrem 
Amtagebiete  zu  fahnden,  da  wo  ne  noch  ihre  Funktionen  übten,  die 
Gutsherren  zu  ihrer  unverweilten  Ausweisung  aufzufordern,  die  Prttdi- 
kanten  selbst  nicht  blofe  zur  Einstellung  ihrer  Th&tigkeit,  sondern 
auch  zum  Übertritt  zur  katholischen  Kirche  zu  mahnen,  da  man  sie 
sonst  im  Verdacht  der  Unruhestiftung  haben  würde.  Wer  dieser 
Aufforderung  nicht  folgen  würde,  solle  binnen  sechs  Wochen  bei 
sonatiger  körperlicher  Strafe  und  Güterkonfiskation  das  Land  räumen*. 


^  Prager  erzbiscböflicbes  Archiv:  Secreta  instructio  pro  generalibus  visitatoribus 
in  districtn  Bohemifp  reformationis  causa  dpputandi^.  Formula  oommissionis  qiue 
cuilibet  pro  visitatione  dcputato  ab  archiepiscopo  data  fuit  dd.  ö.  August  1624. 
Komina  Tintatonim  genmUttm  in  dngnUi  dittrictitms  depatMidornm.  Die  be- 
Midiaende  Stelle  der  Inatrufctioii  lautet  also:  „Effpctive  majori,  qua  fieri 
potest,  beiitgnitate  omnes  pra'dicantcs  atnovebit  (visitatOI'  gsnenÜisX  Ü  qui 
resldui  sunt,  ab  omni  admioistratione  ccdcsiasUca". 

'  Bdhmisches  Stattbaltereiarehiv :  Liechtenstein  an  die  Bewohner  Böhmeaa 
dd.  9.  August  19SM,. 


Diejenigen  Gutsherren,  die  den  Prädikanten  weiter  Unterschlupf  ge- 
wahren würden,  sollten  anfTozeisrt  werden,  ^fan  sieht  aus  diesem  Auf- 
trajre  Lioehtensteins,  dals  er  weit  davon  entfernt  war,  ^rej^en  die  Prftdi- 
kanten,  auch  wenn  sie  ihr  Amt  aufgaben,  mit  Freundlichkeit  und  (iüte 
vorzugehen.  Thatsächlich  nahmen  sich  die  Visitatoren  nicht  (li(>  in 
ihrer  Instruktion  aufgetragene  Milde,  sondern  die  von  Lieciitenstein 
den  Kreishaupüi Uten  erteilten  strengen  Weisungen  zum  Muster,  zu- 
mal sie  fanden,  dals  die  Prädikanteu  sich  nicht  vor  ihnen  beugten, 
und  ebensowenig  das  Volk  zu  Urnen  Zutrauen  fafete.  Der  KOnig- 
gr&tzer  Kreishauptmann  bereitete  sie  ttbrigens  auf  die  Schwierigkeiten 
?or,  die  ihnen  bevorstanden.  Als  er  die  Liste  der  Prftdikanten,  die 
Bich  in  seinem  Kreise  aofbielten,  an  den  Statthalter  einsebickte,  be- 
merkte er,  dals  die  katholische  Geistlichkeit  zu  keinen  kirchlichen 
Funktionen,  weder  zu  Taufen  noch  Eheschliefsungen  beniÜBn  werde, 
weil  die  Prädikanten,  denen  das  Vertrauen  des  Volkes  ungescbwficht 
sur  Seite  stehe,  solche  heinilich  und  öffentlich  besorgten'. 

Die  Berichte  der  Visitatoren  bestätigen  diese  Anirabe  vollinlialt- 
lich.  Als  P.  Stiegler  den  KouHmer  Kreis  bereiste,  fand  er.  dals  die 
Priidikanten  noch  tiberall  ihre  Thäti^rkeit  ausübten:  er  riet  daher  nicht 
blofs  ihre  Entfernung  von  den  Orten  ihrer  Wirksamkeit,  sondern  ihre 
vollständige  Vertreibung  aus  dem  Lande,  wenn  sie  nicht  Katlioliken 
würden.  Er  verlangte  auch,  dafs  die  Gutsverwalter,  die  auch  bei 
katholischen  Herren  grölstenteils  protestantisch  waren,  unter  Straf- 
androhung angehalten  werden  sollten,  die  widerspenstigen  Priidikanten 
gefangen  zu  nehmen  und  nach  Prag  einzuliefern.  Man  sieht,  Stiegler 
schlug  ungefthr  dasselbe  Verfahren  vor,  das  Liechtenstein  schon  einige 
Tage  vor  seinem  Gutachten  angeordnet  hatte.  Stiegler  giebt  auch 
Nachrichten  über  die  fortdauernd  geringe  Zahl  katholischer  Priester. 
Im  KouHmer  und  Cäslauer  Kreis  gab  es  deren  nur  fünfzehn,  in  der 
Stadt  KouHm  selbst  war  keiner.  Stiegler  stellte  auch  Anträge ,  be- 
treffend den  kUnfti.L'en  Unterhalt  der  katholischen  Pfarriireistlichkeit. 
l>ie  Pfarrer  wartMi  zum  Teil  auf  (h-n  Zeheiit,  zum  Teil  auf  die  frei- 
willigen Gaben  der  (iemeinde,  mm  Teil  auf  den  Ertrag  des  Pfand- 
gutes gewiesen.  Die  beiden  ersten  Quellen  drohten  jetzt  zu  versiegen, 
und  so  beantragte  er,  dsifs  zur  Ergänzung  der  Pfarrdntation  ein  Teil 
der  (jüter  der  Armenhäuser  verwendet  werden  sollte.  Va-  teilte 
sehliefslich  den  Kouftmer  und  i^^telaaer  Kreis  in  22  Bezirke,  in  welchen 
die  vorhandenen  katholischen  Geistlichen  samt  einigen  herangezogenen 


*  BOhmiiicbes  Stotthaltereiarchiv:  Der  Koiiiggrutzer  Kreisbauptinaua  Qu  von 
Oppendorf  an  LiechteiiBteiii  dd.  8.  Angwt  1624. 
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HOochfiD  die  Seelsor^e  üben  sollten.  Jeder  dieser  neuen  Pfarrer  ver- 
waltete ungcfiUir  secfas  bis  acht,  ja  die  von  Bdbmiach  Biod  und  Seelan 
sogar  je  13  PfarrsprengeP. 

Der  Visititor  des  Leitmeritzer  und  Schlaner  Kreises,  P.  I.appius 
Hus  Bologna,  begann  seine  Thätigkeit  damit,  dals  er  iu  einer  lateini- 
bchen  Proklamation  auf  den  Untersrhied  zwisthen  der  Blüte  Bühmens 
zur  Zeit  Karls  IV.  und  der  jetzi'^^en  Verwusliuij^  hinwies,  die  letztere 
als  die  Folge  des  Abfalls  vom  Glauben  erkläitc  und  daraus  die  Not- 
wendigkeit der  Umkehr  ableitete*.  Die  1  roklamatiou  zeigte,  dafs 
ihr  Verfasser  belesen  war,  prächtige  Phrasen  zu  drechseln  wnfste, 
aber  mit  der  Not  des  Volkes  kein  £rt»ameii  batta  Im  Anfange 
seiner  Thfttigkeit  begegnete  er  keinen  anffitUenden  Schwierigkeiten; 
anders  wurde  es  jedoeh,  als  er  auf  die  GQter  des  Herrn  Wilhelm 
Kinsk;f  kam,  der,  obwohl  Protestant,  sich  im  Besitz  sdner  Gfiter  er- 
halten hatte,  weil  es  ihm  gelungen  war,  sein  Verhalten  wahrend  des 
Aufstandes  zu  entschuldigen.  Als  ihn  P.  Lappius  zur  Ausweisung  der 
Pradikanten  aufforderte,  zeigte  er  sich  über  diese  Aufforderung  höch* 
lieh  entrüstet  und  erklärte,  er  begreife  nicht,  wie  man  so  mit  ihm 
iim?e!ipn  könne,  da  er  dem  Kaiser  stets  treu  geblieben  sei,  und  der- 
selbe ihm  mündlich  vers])r<)chen  habe,  keine  Gewalt  ^'etren  Anders- 
gläubige anzuwenclen.  Er  glaube  deshalb  uiclit,  dals  sein  Besitz  dem 
allgemeineu  Ausweisuntisbefehl  unterworfen  sei ;  seieu  seine  bisherigen 
Prediger  Rebelleu,  so  wolle  er  sie  ni<ht  scliütüen,  verlange  aber  an 
deren  Stelle  die  Zulassung  anderer.  Da  die  böhmische  Kammer  Be- 
fehle ohne  Vorwissen  des  Kaisers,  ja  selbst  ohne  Vorwissen  des 
Fürsten  Liechtenstein  ergehen  lasse,  so  werde  er  sich  nur  einem 
direkten  kaiserlichen  Befehl  fbgen«  Erhalte  er  einen  solchen,  dann 
wolle  er  denselben  seinen  Predigern  vorweisen  und  sie  zum  Verlassen 
des  heimischen  Bodens  auffordern;  dann  würde  aber  auch  aller  Welt 
klar  sein,  dafs  er  als  inniger  Anbiinger  der  Augsburger  Konfession 
nur  dem  Zwange  gehorche.  Lappius  erwiderte,  dafe  die  von  Kinsky 
gerühmte  Treue  gegen  den  Kaiser  am  besten  aus  einem  raschen 
und  pünktlichen  Gehorsam  ersichtlich  sein  würde,  seine  Zöixenmg 
aller  gebe  zu  seltsameii  Vernuitimgen  Anlafs.  (U)  er  vielleicht  hei 
der  Nähe  Sachsens  und  liei  der  befestigten  Lage  seines  Sclilosses  anf 
gewaltsamen  Widerstund  sinne,  ohne  zu  bedenken,  dals  sein  Beispiel 
auch  andere  zur  Nachahmung  aufreizen  würde,  und  dafs  dann  die 

^  Prager  erzbischöfliches  Archiv:  V.  Ilyacinth  Stiegler  an  den  Er/.I)ischof, 
*wei  Bripfp  d(l.  V2  AugttHt  und  Briefe  dd.  26.  August,  7.  und  12.  S^ptombtT  1624. 

'  Prager  erabischötliches  Archiv:  Pateotes  Hieron^iui  Lappii  a  Bononia 
dd.  20.  Angiut  1624. 
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kaiserliche  Gnade  plötzlich  ein  Ende  nehmea  könnte?  Kinski  ver- 
hehlte Bich  nicht  die  Gefahr,  die  ihm  ein  Uogerer  Widerstand  bereiten 
konnte«  und  da  Lappius  drohte,  er  werde  augenblicklich  sein  Amt 
nicderleuen ,  da  Kinsky  ihn  in  der  Ausübunii  clessolbeii  hindore.  und 
nach  i'rag  zurückkehren,  so  ersuchte  er  ihn,  dies  nicht  zd  tlum;  er 
wolle  5?f*horchen,  wenn  eine  Antwoii  vorn  Fürsten  von  Liechtenstein 
aui'  seine  ihm  zugcscliirkte  Anfnijze  einlanp;en  würde.  Würde  ihm 
derselbe  mitteilen,  dals  der  Kaiser  mit  ihm  keine  Ausnahme  machen 
wolle,  so  sei  er  zum  Gehorsam  bereit.  Thatsathliili  lauute  bald 
darauf  ein  Schreiben  des  Statthalters  ein,  in  welchem  er  Kinsky  be- 
nachriehtigto,  dafe  er  seine  Anfrage  dem  Kaiser  mt  Komtiüs  gebradit 
habe,  dieser  aber  mnbedingten  Gehorsam  Terlange.  Einsk^  sollte  also 
alle  Prfldikanten  ohne  Ausnahme  abschalfen,  selbst  solche,  die  sich 
etwa  in  seinen  Gt^tem  angekauft  hatten,  ihren  Lebensunterhalt  also  als 
Bauern  oder  Handwerker  gewinnen  wollten  ^  Lapinns  gelang  es, 
wahrend  seiner  Heise  einen  PrAdikanten  zur  öfTeutlichen  Abschwönmg 
seines  bisherigen  Bekenntnisses  zu  bewegen.  Während  der  Akt  mit 
mö^'lich.ster  Feierlichkeit  in  Leitmeritz  vollzogen  wurde,  stellte  sich 
ein  anderer  Frädikant  vor  der  Kirche  auf  und  erklärte,  den  Abtrünnigen 
ermorden  zu  wollen,  wenn  mau  ihm  beistehe.  Lappius  beantnigte  die 
exemplarische  Bestrafung'  des  Ruhestörers;  wahrscheinlich  wurde  er 
gepeitscht  und  dann  des  Landes  verwiesen*. 

Der  Visitator  des  Jungbunzlauer ,  Chrudimer  und  Königgratzer 
Kreises,  P.  Mantiila,  begann  seine  Wirksamkeit  damit,  dids  er  aui 
die  Ausweisung  aller  Frftdikauten  und  ihrer  Frauen,  sowie  auf  die 
Versiegelung  aller  Hftnser,  wo  hfiretische  Venasnnlungen  abgehalten 
wurden,  antrug.  Er  berief  nach  Jungbnnzlau  alle  Pfarrer  dieses 
Kreises»  verteilte  unter  sie  die  Pfarren  in  ihnlieher  Weise,  wie  dies 
P.  Stiegler  gethan,  und  beriet  mit  ihnen  Aber  eine  strenge  und  un- 
eigennützige Führung  ihres  Amtes'.  FQr  das  Ansspenden  der  Sakra- 
mente sollte  kein  Lohn  in  Anspruch  genommen,  die  ketzerischen  Schul- 
meister sollten  sobald  als  möglich  aus  den  Schulen  entfernt,  kein  Ketser 
kirrhiirh  bestattet  und  nur  Katholiken  getraut  und  dafür  Sorge  ge- 
tragen werden,  daJs  an  Sonntagen  kein  Markt  gehalten  und  keine 


*  Prager  erzbiscböflicheb  Archiv:  Lapiüns  an  den  Erzbischof  (ohn«  DatumJ. 
Liechteoäteiii  an  Wilhelm  Kinski  dO.  20.  August  1624. 

*  BdhmiBchwStattfaaltaräwvbiT:  Lappins  an  danEnbiachof  dd.  I.8qiteaAer 
1624.   Wilhelm  von  Lobkowitz  an  den  Suitthalter  dd.  2.  September  1624. 

*  Prager  erzJiischfiflichos  Archiv:  P.  Muntillii  an  den  Erzbischof  dd.  23.  August 
1624.  Coudusa  per  convocationem  cleri  districtus  Neobole«Lavien&is  dd.  24  August 
1604. 


Digitizcd  by  Lit.jv.'vi'^ 


—  209  — 


köiperHche  Ärbdt  verrichtet,  an  Fasttagen  keio  Fleisch  gegessen 

werde.  Die  Pfarrer  sen»st  sollten  Ordnung  und  Sitte  wahren,  alle 
drei  Muuate  beichten;  im  Unterlassungsfälle  sollten  sie  mit  10  Thalern 
Strafe  belegt  werden.  Kein  Pfarrer  sollte  eine  Konkubine  bei  sonstiger 
Strafe  von  200  Thalrrn  hei  sich  haben.  Tn  weiterer  Aiisfühnin?  seiner 
Aufträfje  g;elanLrto  Mautilla  in  den  Chrudimer  iuk!  K'iiii<Tgrätzer  Kreis. 
Hier  machte  er  dieselbe  Krfahrunt:.  welche  sein  Kullcfre  Lappius  in 
Teplitz  f?emacht  hatte.  Auf  den  Gütern  Kurls  von  Zerotfn  und  des 
Herrn  von  Trfka  walteten  die  Prftdikanten  trotz  aller  kaiserliehen 
Bi'fehle  offen  und  uuKehiuderL  ihres  Amtes.  Trt'ka  war  ein  Schwager 
Waldsteins  und  muiste  deshalb  rücksichtsvoller  behandelt  werden; 
Zerotfn  hatte  wegen  seiner  Treue  gegen  das  Kaiserbaus  im  Jahre 
1619  die  ärgste  Verfolgung  Yon  Seite  der  Au&tftndischen  erdulden 
niQssen;  man  muliste  deshalb,  wenn  man  sich  nicht  der  ftrgsten  Un- 
dankbarkeit schuldig  machen  wollte,  auch  gegen  ihn  Schonung  und 
RQcksicht  walten  lassen.  Dies  fühlten  auch  die  Kreishauptleute,  und 
als  Mantilla  sie  zur  Ausweisung  der  Priidikanten  aus  den  Gütern 
Zerotfns  aufforderte,  erfcl&rten  sie,  ohne  speciellen  Auftrag  des  Statt* 
halters  nichts  thun  zu  wollen.  Mantilla  ersuchte  deshalb  den  Erz- 
bischof,  die  nötigen  Befehle  bei  Liechtenstein  zu  erwirken.  Mittler- 
weile besuchte  er  die  Pfarrkirche  in  Mora^^ic.  welches  zu  einem  der 
Güter  des  Herrn  von  Zerotin  :_:eh()rte.  und  vei-sieaelte  das  Kin^'augs- 
thor,  um  dem  rriidikanteu  fortan  den  Zutritt  in  (iicselbe  m  wehren. 
Als  ZerotlD  tl  i\Mn  Kunde  bekam,  eilte  er  herbei,  rifs  die  Siegel  ab 
und  führte  den  l  ladikanten  wieder  feierlich  ein,  so  dals  dieser  auch 
fernerhin  alle  geistlichen  Funktionen  nicht  h\o&  unter  den  zu  seinem 
Ffiirrsprengel  gehörigen  Leuten,  sondern  auch  unt^  der  benachbarten 
BeTöIkerung  verrichtete.  Da  Zerotm  auch  in  Brandeis  an  der  Elbe, 
wo  er  damals  seinen  Sitz  au^eschlagen  hatte,  PrAdikanten  hegte  und 
so  sich  offen  den  kaiseriichen  Anordnungen  widersetzte,  begnOgte  sich 
Mantilla  nicht  mit  der  an  den  Erzbischof  gerichteten  Klageschrift, 
sondern  forderte  auch  den  Kaiser  zur  Beseitigung  derartiger  Un- 
gehörii:keiten  auf.  Habe  er  glücklich  seine  Widersacher  unt  dem 
Schwerte  bekämpft  und  die  Anführer  mit  dem  Tode  büfsen  lassen, 
so  möge  er  auch  weiterhin  standhaft  sein  und  die  kirchliche  Auktorität 
wieder  herstellen*. 

'  Frtgee  enbitiAofNdiei  Ardur:  Dar  Bedunt  von  Reicbstidt  an  den  E»- 

bii^chof  dd.  2.  Noviinlifr  1624.  Michael  Mantilla  a  Drppuno  an  don  Kr7.])isrhof 
dd.  15.  und  24.  hcptember  und  26.  Oktober  1624.  Mantilla  ao  den  Kaiser  dd. 
26.  Oktober  1624. 

0in««l7,  QtwmwtnrnMOfm  In  BUmb.  14 
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Die  Erfolfjc  der  Visitatoren  wurden  übrigens  nicht  blofs  durch 
den  offenen  Widerstand  einiger  Hi  rrschaftsbesitzer,  sondern  auch  durch 
Nachsiclit  oder  Mitschuld  der  amtlichen  Organe  selbst  beemträclitigt. 
Berichtete  doch  der  Ciislauer  Kreishaui)tuiann  au  Liechtenstein  trotz 
notorischer,  geizenteili<;er  Thatsachen,  dais  er  auf  seinen  Gütern  keinen 
Priidikanten  beherberge.  Die  Klagen  der  Bergstädte,  die  der  Augs- 
burger Konfession  anhingen  und  ihre  PrSdikaBteii  stellt  ausweisen 
wollten,  weil  sie  dann  ohne  jede  Seelsorge  bleiben  wurden,  hatten 
den  Erfolg,  daft  es  zwar  bei  der  Ausweisung  der  Prfldikanten  Terfolieb, 
aber  ihnen  doch  gestattet  wurde,  in  ihren  Kirchen  zu  singen  und  die 
Begrftbniflse  in  bisheriger  Weise  abzuhalten.  Selbstverstftndlicb  wurde 
ihnen  anbefohlen»  nur  katholische  Lieder  zu  singen,  aber  bei  der 
mangelhaften  Kontrolle  blieb  dieser  Befehl  unbeachtet.  Die  Bergstadte 
Platten,  Gottesgab  und  Joachinisthal  ersuchten  den  Kuifürsten  von 
Sachsen  um  Schutz,  aber  erfolglos  ^  Selbst  auf  der  Herrsrluift  Leito- 
mischl,  die  der  Frau  des  Kanzlers  gehörte,  fand  Mantilla  die  Dinge 
nicht  so,  wie  er  gewünscht  hatte.  Die  Bürger  von  Loitfimisrhl  be- 
suchten den  Gottesdienst  der  Prädikanten  und  der  heri^ichallliflie 
Hauptuianu  wollte  tlber  sie  ohne  ausdrücklichen  Auftrag  seiner  Herrin 
keine  Strafe  verhängen.  Mantilla  wünschte,  dafs  sich  der  Erzbischof 
deshall)  an  die  Füretin  von  Lobkowitz  wende,  damit  sie  nicht  blofs 
die  Besucher  des  protestantischen  Gottesdienstes  mit  Geldstrafen  be- 
lege, sondern  auch  alle  jene,  die  den  Übertritt  zum  Katholicismus 
yerwdgerten.  Als  der  katholische  Dediant  aus  eigener  Machtvoll- 
kommenheit eine  Frau»  die  in  ihrem  Hause  ketzerische  Lieder  sang, 
mit  50  Thalem  strafte,  aber  hierüber  in  Streit  mit  dem  Hauptmann 
geriet,  der  sich  zwar  nicht  der  Firau  annahm,  wohl  aber  das  Geld  für 
die  Gutsobrigkeit  beanspruchte,  stellte  sich  Mantilla  auf  die  Seite  des 
Dechants.  Er  klagte  zum  Schlüsse  ebenso  wie  die  anderen  Visitatoreu 
über  den  Mangel  der  nötigen  Geistlichkeit;  selbst  die  wenigen,  die  in 
den  ihm  zugewiesenen  Kreisen  weilten,  seien  roh  und  so  un\vi<;spnd, 
dafs  sie  nicht  einmal  die  Messe  zu  lesen  verständen.  Das  war  freilich 
ein  trauriger  Ersatz,  den  man  der  1»  vr»]kerung  lur  die  verjagten 
Prädikanten  bot.  Der  Visitator  erkannte  dies  offen  au,  aber  trotz 
aller  Remülningen  besserten  sich  die  Verhältnisse  erst  im  Laufe  des 
nächsten  Jahrzehnts  ^. 

'  Boliinisclics  Stat(li;i!tereiiirchiv:  Liechtenstein  an  den  Saazer  Kreishaupt- 
mann  dd.  2ii.  Äuguüt  1G24.  —  Silclisisches  iStaat^archiv :  Die  SUdte  Platten, 
Goltcsgab  und  Joachimsüiai  au  Kursacliüen  dd.  14./24.  August  1624. 

•  fifthniiehes  Statthalteretarchtv:  Der  Öulauer  Kreubauptmanii  an  Liechlen- 
steln  dd.  3.  September  1624.  r)er  Dctcbaat  von  Leitomischl  an  den  Endeduut 
von  KöstgKcats  dd.  14.  OJOober  im. 
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Scbou  im  August  war  zur  Kenntnis  des  Kaisers  gelangt,  dafe  in 

PrafT  jene  Pei-sonni,  denen  man  den  Fortgenufs  des  Bürgerrechtes  za- 
gestanden  hatte,  wenn  sie  katholisch  würden,  iiirht  nur  diese  Be- 
dingung nicht  erfüllten,  sondern  dais  sogar  einzelne  Bür^rer  wieder 
zum  Luthertum  übertriiteu  und  lutherische  Prädikanten  siL'h  in  Pra^' 
einschlichen.  Er  trug  deshalb  dem  Erzbischofe  strenge  auf,  di«'sen 
iJbelstilnden  zu  benennen  und  liielur  die  Mithilfe  des  Fürsten  von 
Liechtenstein  in  Ausiüuch  zu  nehmen.  Der  letztere  hatte  um  diese 
Zeit  bereits  durch  Befehle,  die  er  an  alle  Welt,  namentlich  auch  an 
den  Herrn  TrÖka  schickte,  sdnen  Eifer  an  den  Tag  gelegt  und  trog 
nun  neuerdings  durch  ein  Generalmandat  den  sftmtliehen  Kreishaupt- 
leuten auf,  sich  die  Verjagang  der  Prftdifcanten  angelten  sein  zu 
lassen;  Protestanten,  welchen  der  weitere  Aufenthalt  gegen  das  Ver- 
sprechen katbidisch  zu  werden,  gestattet  worden  war,  sollten  im  Falle 
iler  Nichterfüllung  dieses  Vei-sprechens  als  Vagabunden  aufgegriffen 
und  demgemäfs  bebandelt  werden;  ebenso  sollten  jene,  die  den  Prädi- 
kanten  offen  oder  lieindich  Unterkunft  gewährten,  zur  Anzeige  gebracht 
werden'.  Als  Ferdinand  erfuhr,  welchen  Widerstand  man  den  Visita- 
turen  ent'j:('LrenL'«'S<'t/.t,  \wd  dafs  einzelne  Herren  sogar  die  Yen>;iej.a'lten 
Kirditliüien  wieder  erolinei  iiätten.  befahl  er  dem  Fürsten  von  Liccliten- 
stein ,  in  der  Abschatfuug  aller  I'rädikanten,  „ohne  Rücksicht  auf 
irgend  eine  Person,"  fortzufahren.  Dieser  kaiserliehe  Auftrag  war  vor 
allem  gegen  den  Herrn  von  ^erotfn  gemünzt,  der,  obwohl  nicht  aus- 
dracklich  genannt,  durch  die  Worte:  .ohne  Rttcksicbt  auf  irgend  eine 
Person*  deutlich  genug  bezeichnet  wurde'. 

Als  2erotfn  der  Weisung  auch  jetzt  nicht  nachkam,  erteilte  ihm 
der  böhmische  Statthalter  direkt  den  Befehl  zur  Abscbaffung  der 

^  Wiener  Archiv  des  k.  k.  Ministeriums  für  Kultus  und  Unterricht:  Fordi- 
nand  II.  an  den  Eisbiscbof  dd<  4.  September  1624.  —  Böhiui&ches  StatUuüterei- 
archiv:  LlechtemteiD  an  den  Herrn  von  Trtka  dd.  34.  September  1624.  Liedbton* 
stein  an  die  Kreishauptteute  dd.  4.  November  1624. 

*  Ufihiiiisclips  Sf.itthaltereiarchiv.  Ferdinand  II.  an  Liechtenstein  dd.  26.  No- 
vember ltj24.  beckovskj  führt  in  Band  II,  fc>.  402  Ihtramigegeben  von  Kezek)  eine 
Instruktion  an,  die  Liechtenstein  den  Kreislianptleuten  im  Jahre  1624  bezfigUch 
der  Vertreibung  der  Priidikanten  gegeben  hal'c  und  wonach  jeder  mit  dem  Tode 
und  Konfiskation  seines  iJc-it/Ls  liedroht  wiirde,  der  einen  I'räilikantt  n  Ix-hciliorctn. 
Auch  Comenius  führt  lu  Stauer  historic  o  tcZk^ch  protivenstvich  cirkve  ceske  diese 
Instruktiou  an  und  giebt  den  Monat  Jali  1624  als  ihr  Datum  aa.  Beide  irren, 
eine  solche  Inatraktion  wurde  nie  geg^teot  am  allenrenIgBten  im  Jahre  16M.  Wie 
rücksichtslos  man  auch  bei  der  Gcgenrefbnnation  vorging,  eine  so  barbarische 
Strafe  vorliiinjrtp  man  über  keinen  protestantiscben  (rut-hrrrn,  wie  unsere  l>.ir- 
steüuDg,  die  aut  authentischen  DokumeDtcu  beruht,  muhweist.  Die  von  Comenius 
und  Bedcovslgr  verOflentlicfate  Jnslruktioi»  iat  ein  Fabnfikat 
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Piftdikanieii.  Da  2eroUn  sieli  nicht  veriieUen  konnte,  dafo  man  seinen 
Ungehotsam  kaum  lange  dulden  werde,  ersuchte  er  den  sai  hsisrheu 
Gesandten  ani  Wiener  Hofe  um  Rat,  was  er  thuu  solle.  Was  ihm 
dieser  geantwortet  hat,  ist  nicht  bekannt,  jedenfalls  blieb  Xerotfn  vor- 
läufig noch  in  Böhmen  und  liefs  den  Pr&dikanten  offen  und  heimlich 
seinen  Schutz  angedcihen 

Wf»nn  Zerotfn  und  noch  viele  seiner  niaubonsL'onossen  trotz  aller 
Patente  sieh  mit  dem  Gehorsam  nicht  lieeilteu  und  derselbe  aut  li  von 
ihnen  durch  einige  Woclien  keiue&wegs  mit  scharfen  Mitteln  erzwungen 
wurde,  so  lag  der  (Iniml  wieder  in  den  gefährlichen  iiufeeren  Ver- 
hältuisben.  Der  Kurfürst  von  Bayern  halle  den  Kaiser  vor  einer  sich 
gegen  ihn  bildenden  neuen  Koalition  gewarnt,  und  der  letztere  hatte 
i«.^^Mr  dedialb  im  Januar  1625  den  Balthasar  von  Mamdas  nach  Manchen 
geschickt,  um  eine  Gegenkoalition,  die  sich  auf  alle  katholischen 
Forsten  erstrecken  sollte,  ansuhahnen.  Um  die  Gefahren  nicht  durch 
innere  Schirierigkeiten  zu  vergröisem,  wollte  Ferdinand  wenigstens 
die  deutschen  Einwohner  Böhmens  nicht  unnötig  reizen.  Er  befahl 
daher,  bei  der  Gegenreformation  allen  Zwang  fernzuhalten,  die  kirch- 
liche Bestattung,  die  Taufe,  die  Trauung  den  Bewohnern  dt  r  deutschen 
Bergstädte  nicht  zu  untersagen,  sondern  sie  nur  durch  freundlichen 
Unterricht  zu  gewinnen.  Für  die  slavischen  I.andesteile,  deren  Ge- 
schrei nicht  nach  Deutschland  hinnbertöute,  erfolgten  solche  Weisungen 
nicht.  Seit  dem  Jahre  1625  fand  überhaupt  in  diesen  Landesteilen 
eine  eifrige  Jagd  nach  Trädikauten  statt:  wurden  sie  angezeigt,  so  er- 
folgte stets  von  Seite  der  böhmischen  Kammer  der  Auftrag  an  <lie  be- 
treffende Stadt,  sie  zu  entfernen-.  Au  die  Gutsbesitzer  richtete  der 
Statthalter  die  gleichen  Wasungen.  Als  dem  ICaiser  von  Waldstein 
die  Anwerbung  eines  Heeres  in  Aussicht  gestellt  wurde  und  dadurch 
sein  Mut  wuchs,  begnügte  er  sich  nicht  mehr  mit  der  Ausweisung  der 
rrfldikanten,  sondern  trug  dem  Erzhischofe  au^  sie  geftnglich  einzu- 
ziehen und  nach  Prag  zur  Bestrafung  einzuschicken.  Ebenso  sollten 
anch  ihre  Unterkunfkgeber  bestraft  werden;  die  Strafe  wollte  der 
Kaiser  jedesmal  nach  den  Umständen  bestimmen.    Es  mutet  eigen- 


'  Böhmisches  Stutthaltcreiaichiv :  Die  böhmisch«.;!)  (Statthalter  an  Karl  voa 
Zerotin  dd.  22.  Januar  162').  SäclislHches  Staatsarchiv:  Karl  yoa  2erotfn  an 
den  kiu-sächsischen  Gesandten  in  Wien  dd.  23.  Mai  162.'). 

•  Böhxuisches  Statthaltereiarchiv :  l  erdinand  II.  an  den  Fürsteu  vuu  Liochteu- 
stein  dd.  8S.  Januar  1685.  Die  böhmiidie  Kiunmer  an  die  Stadt  Benun  dd. 
21.  Febniar  162&  Die  böhmischen  Statthalter  an  den  Enbiscliof  von  Prag  dd. 
is.  Miu'z  162.5.  —  KnrMsrhöfliclies  .\rchiv:  Der  Pfiuxer  von  SobSalaa  an  den 
Dechant  von  Neuhaus  dd.  16.  Februar  1625. 
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tOmlich  aa,  wenn  mitten  in  der  Verfolgang  die  Stadt  Jungbunzlau 
sich  über  den  mangeliiaftea  Untetfkht  beklagt,  der  yod  ilirem  Dechant 

in  der  katholischen  Religion  erteilt  werde  und  bei  der  Augsburgor 
Konfession  und  bei  dem  Genufe  des  Abendmahls  unter  beiden  Ge- 
stalten belassen  zu  werden  verlangt.  Zu  dieser  offenen  Sprache  er- 
hoben sich  nicht  einmal  die  Ktittenberizor,  ilio  düt  h  den  nachhaltigsten 
Widerstand  leisteten;  aber  der  Mut  der  Aufrii'hti^,'keit  mag  wohl  den 
Mitgliedern  der  Brüderunität,  die  in  Jungbunzlau  ihren  Ilauptsitz  hatte, 
angeboren  gewesen  sein.  Sell»stverständlich  hatte  dicisc  Bitte  keinen 
anderen  Erfolg  als  noch  sUukcrcn  Drnek'.  Bei  dieser  Gelegenheit 
bemerken  wir,  dafs  es  damals  in  Jungininzlau  noch  eine  deutsche 
Religionsgemeinde  gab  und  also  die  gegenwärtig  ganz  böhmische  Stadt 
damals  noch  gemischtsprachig  war. 

In  Befolgung  des  kaiseiücben  Erlasses  befahl  nun  der  Statthalter 
den  Gutabesitzem,  die  PrAdikanten  ge&agen  zu  nehmen  und  nach 
Prag  abzuliefern;  wenn  sie  im  Verdacht  der  Mitschuld  standen,  hatten 
sie  sich  in  Begleitung  der  PrAdikanten  auch  selbst  einzufinden.  Man 
machte  auch  jetzt  zum  erstenmal  von  der  niilitiirischen  Einquartierung 
zum  Zwecke  der  Gegenrefonnation  Gebrauch.  Dem  Kaiserrichter  in 
Beraun  wurde  der  Befehl  erteilt,  die  in  der  Stadt  befindlichen  Soldaten 
von  den  Katholiken  wegzunehmen  und  ^^ie  nur  hei  den  Protestanten 
einzuquartieren.  T)a  aber  sovifl  l'radikanten  cinuetaniien  wurden,  dafs 
man  sie  nicht  leicht  in  Trag  unterbringen  konnte,  trug  der  Statthalter 
den  Kreishaui»tl<Miten  auf,  dieselben  den  Stadtriclitern  zur  Bewachung 
zu  übergeben  und  dieselben  mit  Leib  und  Gut  für  ihr  Nichtentweichen 
verantwortlich  zu  macheu.  Die  Kost  der  Gefangenen  war  auf  Wasser 
nnd  Brot  beschränkt  Aus  Prag  selbst  wurden  die  Pr&dikanten  jetzt 
nach  PQrglitz  abgeführt  und  daselbst  in  gleich  einfadier  Weise  ver- 
kOstigt  Der  Grzbischof,  der  ttberhaupt  an  der  Spitze  der  Gegen- 
reformation stand  und  den  kaiserlichen  Befehlen  vieÜach  Vorgriff,  trat 
jetzt  auch  mit  Drohungen  gegen  die  Laienwelt  auf.  Von  seinem 
Schlosse  in  ÄeSic,  wo  er  wegen  der  Pest  weilte,  bef.ihl  er  allen 
seinai  Unterthanen  schleunige  Bekehrung ;  wer  nicht  gehorchen  würde, 
gegen  den  wttrde  er  ^geziemende  Mittel  und  Wege"  betreten;  welches 

'  Pnitr«  !-  cr/bischöflicheii  Att  liiv:  Fcnlinaiiil  1!.  ;in  den  Krzl»iscbof  von  Prag 
und  an  die  Statthalter  Böhmens.  Zwei  Verordnungen  dd.  4.  April  162ö.  —  Bühmi- 
sdics  StaUbalteretarchiT:  Die  Gemeinde  von  Jungtrandaa  an  Kaicerrichter 
dd.  27.  April  1625.  Der  Kaiaeniditer  von  JnngbiuiBlaa  tu  die  böhmische  Kammer 

dd.  21.  Juni  1625.  Der  Kaisfnirhter  in  Jungbunzlaii  an  (Icn  löhmisrlim  Knmmpr- 
pn'ii^idonton  M.  21.  Juni  I62r).  Din  böhmische  Kammer  an  den  liaiserrichtcr  in 
Juagbuuziau  dd.  16.  Dezember  162ö. 
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fliese  Mittel  uud  Wege  sein  würden,  zeigte  Beine  Zuschrift  an  seinen 
Hauptinanii  in  Moldniitän:  wer  sich  nicht  bis  zu  Michaeli  bekehre, 
dem  sollten  seine  Gttter  zu  Gunsten  seiner  Kinder  Iconfisdert  werden. 
Im  Verein  mit  der  Pest,  die  im  Sommer  des  Jahres  1625  in  Böhmen 
wütete,  mulsten  diese  Drohungen  und  die  kaiserlichen  Mandate  das 
gequälte  Volk  zur  Verzweiflung  bringen 

Der  Fortschritt  der  Gegenreformation  hing  aJ)er  nicht  sowohl  von 
den  strengen  Befehlen  der  obersten  Behörden,  als  von  dem  Eifer  <ler 
niederen  Verwaltungsorgane  ab,  und  zwar  in  den  köniiilichfn  Städten 
von  den  KaiscrrichtiMii,  auf  <ien  herrschaftlichen  Gobiotoii  von  den 
Hauptleuten.  Der  Knisorrichtor  von  Leitmeritz  rivalisierte  in  stMuem 
Eifer  mit  dem  Erzbisi'iiolo.  Am  23.  Dezember  1625  berief  er  die 
Gemeinde  aufs  Rathaus  und  veriangte  von  ihr  eine  kategorische  Kr- 
kliirung,  ob  sie  bis  Neujahr  zur  katholischen  Kirche  übertreten  wolle. 
Als  die  Bürger  um  Verlängerung  des  Termins  bis  Jakobi,  dann  bis 
Pfingsten  und  endlieh  bis  Ostern  ersuchten  und,  weil  ihnen  dieselbe 
nur  bis  zum  Dreikönigsfeste  bewilligt  wurde,  an  die  böhmische  Karomer 
appellierteui  inderriet  der  Kaiserrichter  dringend  die  Bewilligung  des 
Gesuches.  Der  Widerstand  wQrde  durch  Nachgiebigkeit  nur  wachsen, 
einige  der  angesehensten  Personen  hätten  ohnedies  erklärt,  lieber  Haus 
und  Hof  zu  verlassen,  als  sich  zu  fügen,  und  nach  ihnen  richte  sieh 
die  Menge.  Auch  dieser  Kaiserrichter  verlangte,  dafs  die  in  Iveit- 
meritz  befindlichen  Truppen  vorzugsweise  bei  den  Protestanten  ein- 
quartiert würden. 

Noch  vor  der  über  die  Trairer  l'farrer  am  13.  Dezember  1(521 
verhängten  Ausweisung  mufsfen  die  Kiitfenberger  den  L'eL"-eiiref()nnat(»- 
rischen  Bemühungen  der  kaiserliclieii  Behörden  Hechnung  tratzen.  I)ie 
Gemeinde  wollte  die  Erzdechantei  an  der  Jakobskirche,  die  durch  den 
Tod  ihres  Inhabers  erledigt  war,  mit  einem  Manne  besetzen,  der  in 
Deutschland  studiert  hatte,  dort  geweiht  worden  war  und  als  Anhänger 
des  Galrinismus  galt   Der  MQnzmeister  Wfesowec,  der  dieses  Amt 


'  Rölimiscbes  Stattlialtereiarchiv :  Die  Iiohmischcn  Statthalter  an  Herrn  .Johann 
d.  a.  von  Talmberg,  au  Wilbelm  Kawka  von  Hnm  dd.  30.  April,  anWübelm  von 
äiCan  dd.  18.  Md  1625.  Der  böhmische  Statthalter  an  den  Kreishaaptmaini  Otto 
von  Oppersdorf  dd,  17.  Mai  1625.  MarUnitz  und  Wratislaw  an  den  Kaiser  dd.  24.  Mai 
162.5.  Die  böbrai«irhpn  Statthalter  an  tVio  llaujitleutp  des  Podbrder  Kreises  dd. 
27.  Mai  1625.  Die  buhmiscben  Stjittbalter  an  die  Bruiler  von  Castolowic  dd.  11.  Juni 
1625.  Befehl  an  alle  Kreisbauptlcute  dd.  3.  Dezember  1G25.  —  Prager  er/.bischöf- 
liches  Archiv:  Der  Enbischof  an  icine  Unterthanen  dd.  II.  September  162S.  Der 
Krzbiscbof  an  den  Domherrn  Kotwa  dd.  11.  September  162S.  Der  Enbischof  an 
den  UaupUnann  in  Moldantein  dd.  13.  September  1625. 
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sdion  Yor  dem  Aufstände  bekleidet  hatte  und  jetzt  wieder  eingesetst 
worden  war,  verlangte,  dafe  sie  eine  vertrauenswttrdigere  Person 
wählen  sollten  und  schlug  ihnen  den  utraquistischen  Fforrer  von  s-^Aprit 
Nehwizd,  Jeremias,  vor.  Nach  langer  Weigerung  gab  der  Stadtrat 
nach,  stellte  aber  dem  genannten  Pfarrer  die  Bedingung,  dafo  er  keine 
neue  Ceretiionien  einführe  und  sich  mit  der  Kuttenbeiger  Geistlichkeit 
vertrage.  Als  das  Frohnleichnanisfest  im  Anzüge  war,  befahl  der 
Mflnzmeistcr  den  Bürgern  die  Beteiligung  an  der  deshalb  von  dorn 
Abte  des  Srdlecer  Klostors  nach  der  Stadt  geführten  rntzession.  l>cr 
Stadtrat  lio^cbiois  al)er  das  Oeirrnteil ,  so  (iafs  mir  eiiiitre  wenige 
Bihiier  mit  dem  Mitn/uieister  hinter  (ieni  Sanctissimum  daherschritten 
Da  Jeremias,  o1)\vü[i1  verlieiratet»  eine  katholisieremle  Richtung  ver- 
h\iz\v  nnd  sich  katholischer  Gi  wnnder  bediente,  schickte  die  Genieimle- 
vortretuug  eine  Deputation  au  ihn  ab  und  mahnte  ihn,  alle  Neuenmgen  J»« 
zu  unterlassen.  Er  erwiderte,  dafs  er  gleich  bei  der  Übernahme  des 
Amtes  ZerwOifitisse  befürchtet  habe,  daTs  er  aber  einem  erteilten  Be- 
fehle gefolgt  sei,  und  nicht  wie  sie  in  den  Verdacht  des  Calvinismus 
geraten  wolle.  ThatsAehlich  beabsichtigte  damals  der  Statthalter  den 
Neuutraquismus  im  Dogma  und  in  den  Ceremonira  wieder  auf  den 
aHen  Utraquismus  zurtlckzuschrauben  und  befahl  demzufolge  schon  im 
Monate  Juli  den  Kuttcmbeigern,  alle  calvinistischen  Pfarrer  zu  ent- 
fernen und  au  ihre  Stelle  solche  einzusetzen,  die  sich  an  die  alte 
Kirchenonlnung  hiolton.  Die  Kuttenberger  erwiderten  auf  diese 
Weisung,  dafs  sich  auf  ilir»  in  l'atrnnate  kein  noistlicher  befinde,  der 
Calvinist  wiire  oflcr  ealvinistische  Lehren  verbreitete,  sondern  nur 
solche,  die  nacli  dem  Kvan^Tlinin  lebten,  Anhänger  der  Augsburger 
Konfession  und  zugleich  Ix  reit  seien,  jene  gottendienstliche  Ordnung 
anzimehmen,  über<lie  sich  der  Kaiser  mit  dem  Kurfdrsten  von  Sachsen 
bezüglich  der  Bekenner  der  Au>;>liurger  Konfession  geeint  halten  würde. 
Offenbar  wurde  diese  Antwort  im  Einverständnis  mit  der  Kuttenberger 
Geistlichkeit  gegeben,  die  um  den  Preis  ihrer  Existenz  die  böhmische 
Konfession  gegen  die  Augsbuii^er  vertauschen  wollte.  Die  Kuttenberger 
drohten  in  ihrer  Zuschrift,  dab  die  Bergarbeiter  sich  dem  religiösen 
Drucke  nicht  f&gen,  sondern  lieber  auswandern  warden,  und  bewirkten 
damit,  dafs  Liechtenstein  in  der  That  mit  der  Ausweisung  der  Geist- 
lichkeit innehielt  und  späti^  ihnen  sogar  religiöse  Duldung  verspracir. 
Die  Besserung  war  jedoch  keine  dauernde.   Kaum  war  durch 


>  Yewlcky,  Peraeknce  H017  KM  47.  —  DASicky»  Pimai  II,  202  und  203. 

^  Kuttenberger  Archiv :  Liechtenstein  an  die  Stadt  Kuttenberg  dd.  27.  Juli 
1621.   KuttcnbeiK  aa  Liechteastein  dd.  11.  August  1621.  Veselskj. 
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das  Dekret  vom  13.  Dezember  1621  die  utraquistiscbe  Geistlichkeit 
aus  den  kuaiglichen  StAdten  unter  dem  Vorwande  der  Rebellion  aus- 
•;ewirspn  worden,  sn  fordortc  auch  schon  Wr-esowor  die  Kuttcnborirer 
auf,  anzu*jeben,  ob  iliro  Pfarrer  aus  eif?encm  Autriebe  oder  auf  Befehl 
für  den  Afterkdni^'  Friedrich  irobetet  hätten.  Als  der  Gemeinderat 
erwidorto,  dafs  die  jrt/.t  iini,'ebtellten  Geistlichen  während  des  Auf- 
stiiüdt  s  11  (  Ii  nicht  in  Kutteul>erg  prewesen  seien,  half  diese  jeibMdalls 
fjewichti.Lre  J  iitschuldigung  nur  soviel,  dafs  die  Geistlichkeit  nicht  /um 
alsbaldigen  Verlassen  der  Stadt  aufgefordeit,  sonderu  ihr  nur  verboten 
wurde,  Gottesdienst  zu  balteD.  Die  Zusage  Uechtensteios  wurde  also 
nicht  eingehalten.  Zu  Weihnachten  fand  nur  in  zwei  Kirchen  Gottes- 
dienst statt,  der  Erzdechant  Jeremias  hielt  denselben  in  böhmischer 
Sprache,  der  lutherische  Pfiurer  an  der  Georgsldrche  vor  den  Mauern 
Kuttenbergs  in  deutscher'.  Da  Jeremias,  obgleich  er  unter  der  Hand 
Sympathien  für  die  Protestanten  an  den  Tag  legte,  bei  der  Ge- 
meinde seiner  Nachgiebigkeit  wecrcn  offener  Mifsachtung  beg^nete, 
kündigte  er  ihr  seine  Dienste  auf.  Die  Kuttenberger  suchten  ihm 
diese  Absicht  auszureden,  weil  sie  einen  strengeren  Nachfolger  Ih»- 
fürchteten,  aber  umsonst.  Der  Mnnzmeister  trug  indessen  der  Ge- 
meinde auf,  die  bisher  von  den  Utrafini-^ten  verwalteten  Kirchen  (da- 
runter die  Barbai akirche)  mit  l'eisoneii  y.a  l^'^ei/en,  die  sich  beim 
Gottesdienste  des  Ornates  bedienten  ;  er  wollte,  wenn  diese  Bedingung 
eingehalten  würde,  sogar  die  frühereu  Pfuirer  weiter  dulden  -.  Allein 
weder  diese  noch  die  Gemeinde  waren  bereit,  dem  Befinde  nadun- 
kommen;  Mathiades,  der  Pfarrer  an  der  Barbarakirche,  wanderte  nun 
aus.  Die  anderen  Geistlichen  blieben  zwar,  waren  aber  um  so  be- 
seligter &ar  ihre  Zukunft,  als  sie  hörten,  dafs  Wiesowee  selbst  den  Erz- 
dechant Jeremias,  der  seine  Abreise  aus  Kuttenbetti^  verschoben  hatte, 
tadle,  weil  dieser  in  seinen  Predigten  das  Tridentiner  Konzil  angreife. 
Neben  dem  kirchlichen  Druck  machte  sich  auch  der  politische  je 
länger,  desto  mehr  geltend.  Die  Gemeinde  mufste  die  Wahl  der 
Schi'ippen  nach  dem  Relieben  des  Münzmeisters  vollziehen  und  es 
ruhig  geschehen  lassen,  dafs  die  Verwaltung  ihres  Armenhauses  und 
der  damit  verbundenen  Gut«>r  ihr  entwunden  imd  der'U,sor"e  fies  neu 
eingeführten  Barmherzig;»  iioidens  libertragen  wurde.  Alle  ilire  Bitten 
und  Proteste  halfen  ebensowenig,  als  das  Gesuch,  das  sie  an  den 
Kaiser  um  Rücknahme  des  dem  Krzbiüchüf  für  alle  Pfarreien  in  den 
königlichen  Städten  übertragenen  Besetzuugsrechtes  richteten.  Ver- 
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p^ebens  iHesen  sie  auf  die  Gefahr  bin,  die  dem  Ertrage  des  Beigwerkes 
drohe,  wenn  die  deutschen  Bergarbeiter  des  religiösen  Druckes  wegen2.\0Teini.w 
auswandern  würden;  diese  Drohung  machte  auf  den  Kaiser  keinen 
Eindruck  und  roizto  nur  den  Münznioister  zu  enerfdschcn  Vorlicrcitungen 
gt'u'on  einen  allfülliiren  Aufstand.  Währriid  bis  dahin  die  Kuttenberger 
von  der  Beherbergung  der  Truppen  iniolLT  der  von  ihnen  geleisteten 
Zahlungen  verschont  geblieben  waren,  wurde  ihnen  jetzt  der  Einmarsch 
eines  Fähnleins  Fufsvolk  angekündigt  und  ihnen  unter  Todesstrafe  die 
ordentliche  ik-quartierung,  Ernährung  und  Besoldung  (iesselben  auf- 
getragen. Das  Fähnlein  traf  in  der  Starke  von  2ö0  Mann  und  mit 
einem  Gdblge  von  150  Weibern  und  Kindern  am  13.  Dezember  1622 
in  Kttttenbeig  ein^  Wenige  Tage  später  fand  rieh  der  MOnzmeister 
selbst  ein,  entliefs  den  Dechant  Jeremias  endlieh  aus  sanem  Amte 
und  setzte  an  seine  Stelle  den  P.  Appian,  einen  entschiedenen  Katho- 
lilcen.  Nur  den  lutherischen  Pfarrer  beliels  er  vorläufig  in  seinem 
Amte,  doch  unter  der  Bedingung,  dafs  sich  an  seinem  Gottesdienste 
nur  Deutsche  beteiligen  sollten.  Im  März  (1623)  be&hl  er  auch  ihm, 
seine  Predigten  einzustellen  und  Kuttenberg  zu  verla^n.  Da  sich 
jedoch  daraufhin  unter  den  deutschen  RcTgarbeitera  eine  gewaltige 
Bewegung  kundgab  und  '<ie  mit  ihrer  Auswanrlenii}«'  drohten,  so  ge- 
stattete er  ihm  zwar  vorlautig  den  weiteren  Aufenthalt  und  die  Aus- 
übung seiner  Funktionen,  aber  die  deutsche  Schule  bei  der  üeorgs- 
kirciie  blieb  gesperrt*.  Zwei  Monate  später  wies  Wr-esowec  die  utm- 
quistische  (Jeistlichkeit,  soweit  sie  nach  Einstellung  ihrer  Funktionen 
in  der  Stadt  verblieben  war,  aus  derselben  aus,  weil  sie  ununter- 
brochen ofien  und  heimlich  ihren  AnUlngem  gdstlidien  Trost  spendete. 
Man  kann  sich  den  Jammer  vorstellen,  den  die  Fhiuen  und  Kinder 
der  Ausgewiesenen  erhoben;  wohin  sollten  sie  sich  wenden,  woher 
Unterhalt  beziehen?  Zwar  gelang  es  einen  Aufschub  des  Ausweisungs- 
termins  zn  erwirken,  aber  nur  fbr  kurze  Zdt;  denn  schon  im  Juli 
wurde  der  Ausweisungsbefehl  wiederholt  und  am  27.  dieses  Monats 
verliefsen  21  Prädikanten  mit  Weil)  und  Kindern  die  Stadt.  Einer 
von  ihnen,  Nosislavsky,  kehrte  zurück  und  blieb  heindich  in  der  Stadt 
bis  zu  seinem  zwei  .Tabrp  siuiter  erfolgten  Tode.  Auch  der  Jutherische 
Gottesdienst  wurde  entgültig  eingestellt. 

Der  neu  ernannte  Erzdechant  Appianus  war  nunmehr  allein  mit 
der  Leitung  des  Kirchenwesens  in  Kuttenberg  betraut.  Der  Mlinz- 
meister  sorgte  dafür,  dafs  derselbe  mit  betriichtlicht-n  Einkünften  ver- 
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sehen  winde.  Die  Stadt  sollte  ihm  den  Nut^enuls  des  Zibohlaver 
Hofes  einrftumen  oder  statt  dessen  225  Thaler  zahlen,  aul^rdem 
mufste  sie  sieh  noch  zur  Zahlung  von  220  Thaler  jftbrlich  und  zur 
Lieferung  von  80  Motzen  Web:^,  12  Motzen  Gerste,  10  Motzen 
HaÜBr,  8  Motzen  Erbsen,  26  Fafs  Bier  und  entsprechender  Quantitäten 
von  Butter,  Salz  und  Holz  verpflichten,  so  dafs  er  di«'  Kinküiifte  bezieben 
sollte,  welche  früher  den  Pfarrern  bei  St.  Jakob,  he\  St.  llarbara  und 
bei  der  Muttergotteskircbe  verabfolfjt  wurden.  Wohl  verlangten  die 
Schoppen  und  GenicindeÄl testen,  dafs  er  sich  nüt  den  Einkünften  des 
Hofes  begnüge  und  kt  ine  weiteren  Zahlungen  von  ihnen  verlnncre,  allein 
mit  dieser  Bitte  wurden  sie  rundweg  abgewiesen.  Appianus  wollte 
niclit  einmal  die  Lehrer,  wie  das  bis  daliin  t^blich  war,  ans  seinem 
Kiiiküinmen  verköstigen.  Doch  gelangte  aiu  li  Appianus  nicht  y.w  seiuein 
Ziele,  als  er  darüber  klagte,  dafs  die  versprochenen  Zahlungen  schlecht 
oder  gar  nicht  einliefen.  Es  war  richtig,  er  bezog  von  seinen  drei 
Pfarren  wohl  nur  das  Einkommen,  das  ehedem  der  Pfarrer  an  der 
Hauptkirebo  bei  St.  Barbara  bezogen  hatte,  aber  immerhin  war  es  ge^ 
nug;  denn  fbr  das  Jahr  1628  wies  man  ihm  nach,  daJs  er  ein  bares 
Einkommen  von  1189  Thalem  bezogen,  ungerechnet  die  verschiedenen 
Stolagebtthren  und  den  Wert  der  ihm  abgelieferten  Butter  und  des 
Holzes*.  Was  für  ein  Mann  Appianus  gewesen  sein  niufs,  ergiebt 
sich  daraus,  dafs  er  bei  einem  Gast^nahl  im  wniscben  Hof  nüt  dem 
Münzmeister  in  Zank  geriet,  wobei  sie  sich  wechselseitig  mit  Tellern 
bewarfen,  und  dafs  der  Erzbischof  den  Dechant  von  Pardubitz  beauf- 
tragte, eine  Untersuchung  ülier  die  angeblich  von  Appianus  verübte 
Tötung  eines  Knaben  anzust(^]len.  Welches  llesnltHt  diese  Unter- 
suchung hatte,  ist  unbekannt;  es  ist  zu  verniuteu ,  dals  er  das  Ver- 
brechen nur  im  Rauiicbe  oder  Zorn  verübt  hatte,  da  er  auch  weiter 
sein  Amt  verwaltete  Er  jagte  allen  Genüssen  nach ,  unterhielt  mit 
Frauen  einen  unerlaubten  Verkehr  und  deckte  die  Kosten  dieser 
Lebensweise  durch  Erhebung  hoher  Abgaben  bei  Taufen  und  Be- 
gräbnissen. 

Bis  dahin  hatte  sich  die  Verfolgung  hauptsächlich  auf  die  pro- 
testantische Geistlichkeit  beschrftnkt;  nun  ging  man  auch  gegen  die 
Laien  vor.  Gleich  nach  der  Ausweisung  der  Prftdikanten  befalü  der 
Mttnzmeister  den  BQigem  von  Kuttenberg  den  katholischen  Gottes- 
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dienst  zu  besuchen  bei  sonstiijer  Geldstrafe ;  später  wurde  mit  gleicher 
Geldstrafe  das  Lesen  der  heiligen  Schrift  und  der  alten  utraquisüschen 
Postille  bedroht.  Am  26.  Juli  besehied  der  MQuzmeister  den  Stadtrat 
und  die  Schoppen  vor  sich  und  teilte  ihnen  mit:  es  sei  der  bestimmte 
Wille  des  Kaisers,  dafs  sich  alle  Bürger  mit  ihren  Frauen  an  Sonn- 
und  Feiertagen  bei  dem  Gottesdienste  einzustellen  hätten;  nur  Krank- 
heit oder  ein  wichtiger  Geschllftagaiig,  der  aber  vorher  dem  Kaiser- 
rirlitcr  aiise/eiirt  werden  müssei  bilde  einen  Kntschuldigungs^'rund; 
jedes  Ausbleiben  solle  bei  den  Borgern  mit  50  Thalern,  bei  dem  ge> 
meinen  Volk  mit  25  Thalern  gebüfst  werden.  Da  die  lutherischen 
(ieistlichen  noch  immer  in  der  Stadt  weilten,  und  von  den  utraquisti- 
schen  Prädikanteu  mehrere  zurückgekehrt  waren ,  so  forderte  der 
Mün/meister  den  Primas  zu  ilirer  unverweilten  Ausweisiin*?  auf.  Kr 
bemerkte  scldieislich,  der  Kaiser  liahc^  auf  seiner  I^eise  von  Pra^i  nach 
Wien  Kutt^niherg  besuchen  wollen,  aber  seinen  lieschlufs  geändert, 
als  er  erfuhr,  dafs  sich  durt  noch  immer  TriUlikanten  aufhielten. 
Vierzehn  Tage  später  wurde  der  Befehl  bezüglich  des  Besuches  des 
Gottesdienstes  wiederholt  und  demjenigen,  der  einen  s&umij^en  Borger 
anzeigen  wQrde,  ein  Dritteil  des  Stra^eldes  versprochen'.  Aber  weder 
diese  Befehle  noch  die  sonstigen  Strafandrohungen  machten  aus  den 
Kuttenbergem  Katholiken,  sondern  steigerten  nur  ihren  Groll  gegen 
die  Verfolger.  Immer  wieder  drohten  sie,  wenn  der  Zwang  noch 
länger  andauern  würde,  werde  der  Betrieb  des  Silberbergwerkes 
Schaden  leiden  oder  gar  ein  Ende  nehmen.  Thatsächlich  äncrstigte 
dies  auch  d'w  kaiserlichen  Räte,  und  dies  war  die  Ursache,  dais  sich 
Liechtenstein  zu  dem  oben  angeführten  Versprechen  verstanden  hatte, 
und  dafs,  als  er  die  Verletzung  desselben  wenigstens  duldete,  er  die 
Ausweisuntr  der  Prildikanten  nicht  mit  demselben  Eifer  wie  in  Trag 
betreiben  liels.  Da  aber  die  Regierung  um  jeden  Preis  den  Pro- 
tehtantisnuis  ausrotten  wollte,  mufste  sie  nach  Mitteln  und  Wegen 
suchen,  um  trotz  der  drohenden  Auswanderung  der  deutschen  Bürger 
und  Bergarbeiter  im  Betriebe  des  Bergbaues  keinen  Stillstand  ein- 
treten zu  lassen.  Bisher  hatten  die  Borger  und  die  Gemeinde  sich 
mit  dem  Könige  in  die  Kosten  des  Bergbaues  und  in  den  Gewinn 
geteilt  Einer  der  kaiserlichen  Bftte  riet  nun,  dafs  Ferdinand  den 
Bergbau  wenigstens  durch  einige  Zeit  selbst  übernehme,  und  stellte 
die  Zustimmung  der  ärmeren  Bfliger  und  damit  auch  ihre  Bekehrung 
in  Aussicht  Zur  Beschleunigung  derselben  sollten  die  Bürger  ins* 
gesamt  und  einzeln  befragt  werden »  ob  sie  Katholiken  werden  oder 
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sich  weni^tens  im  katboIisdieD  Glauben  unterrichten  lassen  wollten; 
diejenigen,  die  sich  weigern  würden,  das  eine  oder  das  undoro  zu 
thun,  sollten  eingekerkert,  als  Rebellen  mit  Geldstrafen  belegt  und 
(lüiiti  ;nis  dem  Lande  gewiesen  werden.  Alle  diese  Mafsregeln  sollten 
alM  1  nur  durchgeführt  werden,  wenn  der  Kaiser  den  Bergbau  zu 
übernehmen  im  stände  sei;  dazu  war  jedoch  kein  Geld  vorhanden, 
und  da  man  in  der  Veifol!_nui;^  der  Protestanten  fortfuhr,  so  inufste 
man  es  auf  den  drohenden  Veifall  ankoniuiea  lassen.  Man  hatte  jetzt 
auch  ein  sorgsames  Auge  auf  die  Zusammenkünfte,  welche  die  Pro- 
testanten aufserhalb  der  Stadt  abhielten.  Als  verraten  wurde,  dafs 
ein  latherischer  GeisCIfeiier  in  einer  in  Nfthe  der  Stadt  gelegenen 
Kirche  Gottesdienst  halte,  worden  die  Versamnielten  von  einer  Truppen* 
abteilung  ttberfalleu  und  ihnen  die  Kleider  vom  Leibe  gerissen.  Der 
law.  Prediger  selbst  entkam  nur  mit  genauer  Not^  Am  26.  Februar  er- 
klärte der  MOnzmeister  bei  Gelegenheit  der  Emeuetung  des  Stadtr 
rates,  dafs  sich  fortan  niemand  in  der  Stadt  ankaufen  dOrfe,  der  nicht 
Katholik  sei ;  Kauf  und  Verkauf  zwischen  jenen ,  die  bereits  ansässig 
waren,  wurde  jedoch  bis  auf  weiteres  zugestanden,  wenn  sie  auch 
Protestanten  vvnrpn.  Taufen  und  Trauungen  sollten  nur  von  katho- 
lischen GeistliclH  u  ^ ( iriohtet  werden,  aller  :il»s»Mti!j:e  Gottesdienst  und 
alle  häuslichen  Zusaniinenkünfte  sollten  unt(>rhleiben.  Ein  Dekret  des 
Statthalters  (dd.  G.  Mai)  befahl  der  ganzen  Gemeinde  die  Beteiligung 
an  der  Frohnleichnarasprozession  und  bedrohte  die  Säumigen  mit  Aus- 
weisung aus  der  Stadt  ^.  Da  die  Gemeinde  allen  diesen  Auorduungeu 
nur  insoweit  folgte,  als  sie  nicht  anders  konnte,  und  bei  der  Träg- 
heit und  Genofisttcht  Appians  fcdn  moralisdier  Erfolg  zu  erwarten 
stand,  da  die  von  ihm  berufenen  katholischen  Lehrer  ihres  Amtes 
nicht  walteten,  sondern  durch  allerlei  Unordnungen  ihn  nachahmten» 
glaubte  man  auf  Seite  der  Regierung  nur  durch  Beruiüng  der  Jesuiten 
zum  Ziele  kommen  zu  kOnnen.  Wenn  diese  in  Kattenberg  ein 
Kollegium  errichteten  und  damit  ein  Gymnasium  in  Verbindung 
brachten,  so  gewannen  sie  die  Jugend,  und  durch  den  von  ihnen  ge- 
wiCs  eifrig  geleiteten  Gottesdienst  konnten  auch  die  Alten  gewonnen 
werden  r)er  Münzmoisfcr  besprach  diesen  Plan  mit  einigen  der  her- 
vorragt iid^ttn  Bürger:  er  stellte  der  Gemeinde  völligen  Pardon  und 
Entf(Mnun^'  der  ganzen  Besatzung  in  Aussicht ,  wenn  sie  sich  für  das 
zu  begründende  Kollegium,  das  der  Kaiser  grOisteuteils  selbst  dotieren 
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werdo,  zu  einer  jährlichen  ßeitragsleistun^'  von  3000  Thaleiu  vei- 
stftndcD.  Die  von  Wfesowec  vorgeladenen  VertraiiensnuUmer  teilten 
diesen  Votscblag  der  Gemeinde  mit,  welche  ihn  jedoch  ablehnte.  Als 
dies  der  Mflnsmeister  erfuhr,  etklflrte  er»  dafe  sich  die  Kuttenberger 
die  Folgen  Ihrer  Handlungsweise  selbst  Zuschreiben  fflttJ^t«n'.  Da 
gerade  damals  der  Generalvisitator  Stiegler  seine  Schritte  nach  Itutten- 
borg  richtm  wollte,  befahl  Wfesowee,  die  Bilder  Husens  und  Luthers 
Ton  den  Wänden  der  Kirche,  wo  sie  gemalt  waren,  abzukratzen  und 
den  Kelch,  mit  dem  das  Aufsere  der  ßarbarakirche  verziert  war^  zu 
entfernen:  nichts  sollte  das  Au<jje  Stieglers  beleidigen. 

Wahrend  dio  Cioiiipindo  den  religiösen  Dekreten,  insoweit  sie  nm* 
ÄulserlifhkoittMi  vorschrieben,  nachkam^  raffle  <ie  sich  zu  l^itten  und 
Protesten  auf,  so  oft  eine  neue  Zahlung:  zur  Anwerbung  frischer  oder 
Unterhaltung  der  bei  ihr  oder  anderswo  einquartierten  Truppen  ver- 
langt wurtle,  und  sie  wies  immer  dringender  darauf  hin,  dnfs  ihr  bei 
Fortdauer  der  Zahlungen  die  Mittel  zur  Instandhaltung  des  Bergwerks 
abgehen  würden  und  dasselbe  zu  Grunde  gehen  müsse*.  Die  Kata- 
strophe begann  sich  bereits  durch  einzelne  Anzeichen  anzukündigen: 
in  die  Stollen  des  Ganger  Bergwerkes,  das  wegen  Mangels  notwendiger 
Mittel  nicht  mehr  ordentlich  bebaut  wurde,  brach  Ende  Januar  Wasser 
ein,  dessen  Aospompung  anbefohlen,  aber  nicht  vollzogen  wurde.  Als 
eine  neue  Deputation  der  Gemeinde  in  Frag  um  Nacfalafe  der  zum 
Unterhalt  des  Marrsdasschen  Beiterregioienta  ausgeschriebenen  Kon- 
tribution ersuchte,  weil  sonst  die  Mittel  für  den  Bergbau  fehlen 
würden,  wurde  dies  nindweg  abgelehnt  und  den  Abgesandten  erklärt, 
der  Kaiser  habe  beschlossen,  ihnen  keine  Erleichterung  zu  gewähren, 
sobmL'e  sie  in  der  Ketzerei  beharren  w(\rden^.  Alle  Klagen  der  De- 
putation machten  keinen  Eindruck  auf  die  ob(>rsten  Reaintm;  der 
(jeiueinde  wurde  vielmehr  aufgetragen,  die  Kontribution  im  Hetnige 
von  7000  Gulden  uuverweilt  zu  entrichten.  Eine  Audienz,  die  ilie 
Deputation  bei  dem  Münzmeister  erlangte,  und  bei  der  sie  dieselliou 
Bitten  und  Beschwerden  vorbrachte,  hatte  nur  eine  verschärfte,  ab- 
weisliche  Antwort  zur  Folge:  Wfesowec  drohte,  jeder,  der  mit  seiner 
Bekehrung  süume,  wttrde  die  Stadt  verlassen  und  seinen  Besitz  seinen 
Kindern  überlassen  mOssen,  die  nicht  mit  abreisen  durften  und 
katholisch  erzogen  werden  worden.  Auch  eine  zweite,  nach  Prag  ab- 
gesehickte  Deputation  erwiikto  nicht  den  verlangten  Kachlafs  der 
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Zablang,  sondern  nur  oumi  Aufs*»hub  des  Termins;  im  Niclitlx  folirniijrR- 
falle  sollten  vier  Geniel udeaugehörige  sieh  bis  zur  erfoljiten  Znhluug 
ins  GefiUi'^'nis  einstellen;  zugleich  wurde  die  Genieimle  aufj^iefordert, 
binnen  vierzt  im  Tanpn  ihren  Ühertritt  zum  KaÜiolicismus  zu  erklären, 
sonst  würde  sie  hiezu  Lrezwuns:en  werden. 

Als  die  ru  iiieinde  von  dieser  Wei.sung  verstilndigt  wurde,  blieb  sie 
standhaft  hei  ilirer  reliiriosen  Überzeucrung  und  lehnte  einstiuiuiiu  den 
Übertritt  ab.  Da  sie  nicht  zahlen  konnte,  wählte  sie  vier  Personen 
aus  ihrer  Mitte,  welche  sich  in  Prag  zum  Antritt  der  Htft  einstellten. 
Kaum  waren  dieselben  abgereist,  so  langte  in  Kuttenberg  ein  Befehl 
ein,  welcher  unter  verschärften  Strafen  nicht  blols  die  Teilnahme  an 
der  Frohnleicfanamsprozession,  sondern  auch  alle  sonst  bei  den  Katho- 
liken dabei  fiblichen  AuaschmQckungen  und  Feierlichkeiten  anbefahl 
und  jene,  die  nicht  Folge  leisten  wQrden,  mit  der  Konfiskation  ihres 
Besitzes  bedrohte'. 

Schon  im  Jahre  1624  konnte  sich  die  Regierung  nicht  verhehlen, 
dafs  es  mit  dem  Kuttenberger  Bergwerk  abwärts  gehe,  da  man 
wöchentlich  kann»  CO — 70  Mark  Silber  gewann  und  die  Betriebskosten 
die  Einnahme  wöchentlich  um  7  — riOO  Thaler  uberstiegen.  Die  Amts- 
leute von  Kuttenberg,  die  hierüber  einen  alarmierenden  Bericht  an 
den  obersten  Mftnzmeister  erstatteten,  teilten  ihm  zugleich  mit,  dafs 
sie,  um  keinen  Stillstand  im  Betriel)e  eintreten  zu  hiöüen,  liiÜÜO  Thaler 
ausleihen  umfsten,  dafs  Mangel  au  dem  nötigen  Blei  und  Holz  drolie, 
wenn  für  Nacbschaffuug  nicht  rechtzeitig  vurgesorgt  würde,  und  dafis 
es  auch  bald  an  allem ,  was  sonst  zum  Betriebe  nötig  sei,  an  Eisen, 
Hanf  und  Brettern,  fehlen  werde,  dafs  die  Bergleute  nicht  genug  Be- 
sduUtigung  filnden  und  deshalb  die  Gemeinde  zu  Yerlassen  begftnnen, 
um  auf  andere  Weise  ihren  Lebensunterhalt  zu  gewinnen*.  Da  zu- 
gleich  wegen  nicht  dnrchg^Ührter  Entwässerung  einzelne  Stollen  zu 
ersUufen  drohten,  stand  eine  Katastrophe  zu  befürchten.  Der  Münz- 
meister, der  seiner  Geldgier  fröhnte  und  eine  Summe  von  25  000 
Tbalern,  die  ihm  zur  Instandhaltung  des  Bergwerkes  Uberscbickt 
worden  war,  nur  zu  seinem  und  zu  seiner  Freunde  Nutzen  ver- 
wendet hatte,  war  jetzt  um  seinen  eigenen  Vorteil  in  Sorge,  uiul  so 
konnte  er  nielit  unterlassen,  dem  Fürsten  von  lacM-litensfein  von  der 
Gefahr  zu  berichten  und  sich  ulier  die  Ursaeiien  derselben  aus/iibi^'^en. 
Kr  suchte  den  Grund  des  Verfalles  des  Bergwerkes  hauptsächlich  iu 

»  Veselöky,  S.  179  und  180. 
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Momsmeiiter  dd.  29.  Juli  1624. 
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der  VeninnuDg  der  Borger,  welche  er  in  noch  drastischeren  Farben, 
schildert«»,  als  es  die  Amtsleutc  i^ethan.  Starke  Kontributionen  seien  von 
ihnen  erliohen  wonlen,  wöchentlich  hätten  sie  auf  ilas  Ganger  Bereiwerk 
180  Thaler  und  für  den  Stab  des  in  Cilslau  licj?;enden  Reginient.s 
250  Gulden  zahlen  iniVssen  und  trotzdem  hätten  sie  die  bei  ihnen 
einquartiertrii  Trui){)oii  verschwenderisch  verptlrfzru  inui  il)non  noch 
Zahlungen  leibten  müssen.  IHese  Erpressungen  hatten  vii  le  lUiifrer  zur 
Auswandeiiing  genötigt.  I>ie  Ziiriu'kgebliebenen  seien  (hiirh  die  Miinz- 
verschlechterung  um  den  giolsten  Teil  ihres  Vermögens  gekoinnien; 
auch  sei  ihr  Betriebskapital,  da-s  27  000  Thaler  betragen  habe,  (hm  h 
eben  diesen  Bankerott  auf  3600  Thaler  zusammengeschrumpft  und 
jetzt  vollsti&mlig  geschwunden.  Auch  die  eingetretene  Teuerung  hatte 
sie  gezwungen,  den  ruinierten  Bergbau  aufzugeben.  Nach  der  An- 
sieht  des  MOnzmeisters  konnte  nur  geholfen  werden,  wenn  man  den 
weiteren  Bedrückungen  der  Bttigerschaft  ein  Ende  machen,  energisch 
die  Arbeit  wieder  aufnehmen  und  für  eine  bedeutende  Anzahl  er&hrener 
Ar)  it  1  sorgen  würde.  Dazu  bedürfe  es  eines  ordentlichen  Betriebs- 
fonds, damit  man  die  Arbeiter  pünktlich  entlohnen,  den  Privatleuten 
das  abgelieferte  Silber  alsbald  bezahlen  und  für  das  zum  Betriebe 
der  Bergwerke  notwendige  Holz  und  Blei  sori^en  könne.  Auch  riet 
Wfesowec,  dals  Liechtenstein  ein  Patent  verötientlichen  möge,  in 
welchem  der  Preis  aller  Handelswaren  und  namentlich  aller  Viktualieu 
bestimmt  würde,  und  teilte  zugleicli  mit,  dais  er  dies  l)ezugliih  «ies 
Brotes  und  Fleis<*h«»s  bereits  gethan  habe.  Er  hatte  mit  seinen  Be- 
hauptungen und  liatschlägen  Recht .  aher  eigentilnihcii  genug  muten 
sie  an,  wenn  man  weiis,  dafs  er  an  dem  Münzkonsortium  beteiligt 
war  und  dadurch  zur  Teuerung  aller  LebensbedOrfnisse  beigetragen 
hatte,  dals  er  die  ihm  zum  besseren  Betriebe  ttbeigebenen  Gelder 
nicht  ihrem  Zwecke  zuführte,  sondern  eigennützig  verwendete,  und 
dals  er  durch  seine  Refonnationsbedrohungen  die  Bürger  zur  Ver- 
zweiflung brachte  und  hiedureh  am  meisten  Ursache  zur  Verarmung 
der  Stadt  und  zur  Auswanderung  der  Bürger  geboten  hatte'. 

Liechtenstein  Obergab  die  Zuschrift  des  Wfesowec  einigen  fach- 
kundigen Leuten  zur  Begutachtung,  und  diese  fanden  noch  andere 
Gründe,  weshalb  der  Ertrag  des  Bergwerks  die  Betriebskosten  niilit 
decke.  Sie  behaupteten,  dafs  die  l)iirger  nur  weniges  zum  Unterhalt 
der  Amlsleute  und  zu  den  Kosten  des  Bergbaues  IteitriK'en,  indem  sie 
nur  zur  Gewinnung  des  Kieses  und  für  die  Siuiioizer  einen  Beitrag 

'  .Aicliiv  dvA  k.  uud  k.  Rcichs&iuuuuiiiniiiteriuiiis:  Wfesowec  tut  Liechtenstein 
dd.  26.  Augubt  1624. 
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leisteten,  alle  übrigen  Ausgaben  aber  auf  dem  Kaiser  lasteten,  er  allein 
für  die  Vorrichtungen  zur  Auspumpung  des  Wassers,  iKkr  die  Schmelz- 
hotten»  iQr  die  Holzflorsung  Sorge  trage.  Dabei  kaufe  er  zu  gering- 
haltigen, nur  zwei  bis  drei  Quintel  Silber  enthaltenden  Kies  an,  der 
auf  einen  Haufen  abgelaf^ert  und  nun  weiter  benutzt  würde;  dem 
Httttrnnieister  wprrlc  für  jede  Mark  aus  dein  Kies  jjewonneuen  Silbers 
10  Quiutol  bewilligt  und  ihm  dadurdi  ein  übergrofser  Nutzen  von 
uiifiefähr  1000  Mark  im  .lalir  hf^willii:t.  Dazu  komme,  dafs  eine 
Schuldenlast  von  mehr  als  200  000  Tlialern  den  Silherhaii«le1  Kutten- 
berfrs  belaste,  und  dafs  man  jährlich  an  1 — 5000  Klafter  Klippelholz 
aus  den  Rciehenauer  Waldern  beschaffen  müsse,  davon  al>er  wegen 
Weite  des  Weges  uugoflihr  ein  Fünftel  abgilngig  sei.  Dai's  diese 
grofsen  Kosten  auf  den  Ertrag  des  Bergwerkes  nicht  schon  seit  Jahren 
einen  gleich  schlimmen  Einflufe  geübt  hätten,  wie  jetzt,  komme  daher, 
dals  bis  auf  die  neueste  Zdt  das  Silbererz  von  Katibofle  nadi  Kutten- 
berg zum  Verschmelzen  gebracht  worden  sei;  dieses  sei  weit  silber- 
haltiger als  das  Kuttenbeiger,  und  dadurch  sei  der  Ausfall  gedeckt 
worden.  Es  sei  demnach  nicht  anders  mOgltch,  als  daJs  der  Kaiser 
bei  einem  wöchentlichen  Gewinn  von  60—70  Mark  einen  bedeutoiden 
Scliaden  erleiden  müsse.  Übrigens  habe  der  Vcrlu?t  auch  seit  16  bis 
20  Jahren,  als  noch  wöchentlich  200  Mark  abgeliefert  wurden,  jähr- 
lich 15  000  Gulden  betragen. 

Indem  der  Statthalter  von  diesem  Gutachten  den  Kaiser  in  Kennt- 
nis setzte,  entwarf  er  einen  Plan,  wie  das  Doticit  in  Kuttenherg  in 
einen  Überschuls  verwandelt  werden  könne.  Der  Kaiser  sollte  den 
Betrieb  aufgeben  und  ihn  den  Bürgern  allein  überlassen,  sie  zur  Auf- 
schliefsung  neuer  Stollen  anhalteu  und  sie  nur  dadurch  unterstüt/en, 
dals  VI  ihnen  das  uütij^e  Holz  stets  gegen  einen  leidlichen  Treis  liefere. 
Dafür  sollten  die  Bürger  alles  gewonnene  Silber  in  die  Münzstätte 
gegen  Barzahlung  liefern,  sieh  aber  den  Abzug  eines  Zehents  als 
Steuer  gefallen  lassen.  Nur  in  dem  Falle,  als  die  Kuttenberger  auf 
diesen  Vorschlag  dngingen,  sollten  sie  sich  weiter  der  Freiheit  einer 
Beigstadt  erfreuen*.  Diese  Freiheit  bestand  darin,  dafs  sie  zu  keinen 
Steuerleistungen  verpflichtet  waren;  wie  aber  diese  Freiheit  an  ihnen 
gewahrt  wurde,  ist  aus  dem  Erzählten  ersichtlich. 

Die  Wiener  Hofkammer,  die  über  das  Gutachten  Liechtensteins 
Bericht  erstatten  sollte,  riet  dessen  Annahme;  es  sollte  also  das  Berg- 
werk weiter  nur  auf  Nutzen  und  Schaden  der  Bürger  betrieben  werden, 
damit  der  Kaiser  keinen  weiteren  Nachteil  leide.  Ferdinand,  der  sich 
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BODSt  fast  allen  Ratschlilßeii  seiner  Behörden  fOgte,  that  es  aber  dies- 
mal nicht  Lieber  wollte  er  nodi  einige  Zeit  den  Schaden  trageu,  ato 
das  Eigentumsrecht  auf  ein  Beigwerk  auigeben,  das  ehedem  die  vor- 
nehmste Einnahmsquelle  der  böhmischen  Könige  gebildet  hatte.  Er  trug 
also  auf,  dafs  man  aus  den  kftmthner  Beigstftdten  SachverstBjidige  rufe, 
um  von  ihnen  zu  eifE^iren,  ob  die  Ursuche  dts  Deficits  in  schlechter 
Wiitscbaft  oder  in  unizünstigen  ZufiUlen  oder  iu  der  Geriu^haltigkeit  des 
Krzcs  lioijio'.  Trotzdem  vorjrinjron  drei  Monate,  ohne  dafs  in  dieser 
Sache  etwas  gesclu'hi  ii  war ;  mir  der  oberste  Mnnzriipister  wurde  nach 
Wien  zur  weiteren  Heri^'hterstattiiiif:  und  Verantwortun-j;  iicriifcn.  Wfeso- 
wec  kam  uml  forht  das  Lioi'liteusteinsclM'  (iutjii-liten  als  unrichti^'^  an. 
Kaiser  Mathias  hahe,  als  er  vor  dem  Aufstande  das  Ber<i;\verl^  an  ihn,  den 
Münznieistcr,  vei-pachtete,  alle  Unküsttn  desselben  ^'etraeen,  und  er 
dem  Kaiser  von  jeder  Mark  gewonnenen  Silbei^  einen  Tluiler  ^'ezahlt. 
Wfirde  der  Kaiser  ihn  bei  diesem  Pachtkontrakt  gelassen  haben,  so 
wfirde  er  weiteren  Nutzen  gehabt  und  Wfesowec  allein  der  etwaige 
Schaden  getroiTen  haben.  Wie  diese  Behauptungen  des  MOnzmeisters 
mit  den  obigen  Angaben  Liechtensteins  zusammenzureimen  sind,  Ifttet 
ach  nicht  angeben»  wir  wiederhol»  nur,  dafs  Wfesowec  bei  dieser 
Gelegenheit  ausdrücklich  erküirte,  dafs  Liechtenstein  ,in  diesem  und 
allen  andern  Punkten  Obel  berichtet  und  informiert  ^^ewesen  sei." 
Er  focht  zwar  dessen  Vorschlaii,  den  lietrieb  des  Bergwerkes  der 
Stadt  zu  überlassen,  nicht  an,  behauptete  aber,  dafs  sie  hiefür  weder 
das  Verständnis,  noch  die  „hnrhktifujiL'en  Leute"  besi^fse,  vor  allem 
aber  an  dem  nfttiwn  Betnebsgelde  einen  solchen  Manu:el  leide,  dafs 
sie  die  Arbeit  kaum  ein  Vierteljahr  lani:  weiter  führen  konnte.  Er 
riet  die  lierufunp:  einer  Kommission  sai'hverstAndij:er  Leute  aus  dem 
Gebiete  des  Kurfürsten  von  Sachsen  an,  die  das  Ber^Averk  nach  allen 
Richtun;;en  durchsuchen  und  ihre  Meinuog  abgeben  möge,  in  welcher 
Weise  der  Betrieb  fortgesetzt  werden,  wo  man  bauen  oder  den  Bau 
aufji^eben  solle  und  wie  die  Schmelzöfen  einzurichten  seien,  um  den 
bisherigen  grofsen  Verlust  zu  vermeiden.  Man  würde  anch  durch  den 
Sachverstftndigenbefund  erfohren,  ob  man  der  Stadt  den  Beigbau 
Überlassen  könnte;  im  Fall  dies  Lresrbchen  würde,  war  der  Münz- 
meister  erbot isi:,  mit  ihr  deshall)  Verhandlunueu  einzuleiten.  Sie  wurde 
aber,  bemerkte  er,  den  Fortj.'enuls  der  lierufreiheiten  und  das  freie 
Bekenntnis  der  Religion  verlangen  und  «lies  letztere  könne  doch  der 
Kaiser  Gewissens  halber  nicht  zulassen.  Die  Hofkamnier  riet  jetzt 
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die  Berafiiiig  zweier  kftrnthDer  und  zweier  BAehBiseher  SachverBtAjidigea 
».janw-an,  welchem  Vorachtag  der  Kaiser  insofern  beistimmte,  als  er  anstatt 
der  Sachsen  den  Berghauptmann  von  Joacbimstbal  zu  dieser  Korn- 
misdon  berief  und  demselben  dann  noch  den  Hauptmann  von  Schlaggen- 
wald beigesellte.  Der  Gefahr,  welche  dem  Bergbau  Böhmens  wegen 
der  Gegenreformation  drohte,  trug  der  Kaiser  nur  insofern  Rcclinunjr, 
n.  jMosrals  er  dem  Statthalter  aiiltefalil,  in  den  Rerp^städten  Joachinistlial, 
Platten,  Gottesirah  und  BlfMstnHt  jede  relij^iösc  VertnlLnini:  «'inzustoUou, 
die  Protestanten  in  iliren  KuKistaufen,  Traunntreu  und  Toten bostattungen 
nicht  zu  stören  und  nui-  in  friedlicher  Weise  die  kaüiolische  Kirche 
in  diesen  Städten  zu  förderu;  auf  Kuttenberg  dehnte  sich  jedoch  diese 
kaiserliche  Guade  nicht  aus*. 

Die  höhmische  Kammer  war  mit  der  Absenduug  von  Unter- 
suchungskommissftfen  nach  Kuttenbeig  nicht  einverstanden,  weil  sie 
die  greisen  Kosten  dieses  Vorgebens  scheute  und  keinen  Erfolg  wahr- 
scheinlich fand,  da  sie  die  Ursache  des  Niedergangs  allein  in  der 
Geringhalttgkeit  des  Erzes  snehie.  Sie  riet  deshalb,  der  Kaiser  möge 
den  Vorschlag  des  Statthalters  gutheißen  und  der  Stadt  Kuttenbeig 
oder  jemandem  anderen,  der  genug  Sicherheit  biete,  den  Betrieb  des 
Bergwerks  überlassen.  Trotzdem  wurde  die  Visitationskommission 
nach  Kuttenberg  ahizpordnet  und  ihr  zui^loich  aufgetragen,  zu  ermitteln, 
unter  welchen  Bedinirungen  der  Stadt  der  Betrieb  des  Beri:werke>  zu 
überlassen  wilre.  Im  Fall  der  Vertrag  zu  stände  kam,  liet  die 
böhmische  Kammer  auch  die  iieduktion  der  Bergbeamten  und  nament- 
lich die  Auflassung  der  Sttdle  eines  obersten  Münzmeisters  an-. 

Infolge  dieser  Vorschläge  richtete  die  böhmische  Kammer  an  die 
Kuttenberger  die  Aufforderung,  den  Betrieb  des  Bergbaues  auf  eigene 
Kosten  tax  die  Daner  von  fOnfi^m  Jahren  zu  übernehmen,  den  Kaiser 
von  jeder  Beitragsleistung  zu  entbinden,  den  Gewinn  aber  mit  ihm  zu 
teilen.  Warde  die  Gemeinde  den  Antrag  nicht  annehmen,  so  wikrde 
von  königlicher  Seite  der  Bergbau  aufgelassen  werden,  aber  Kutten- 
berg zugleich  aller  Privilegien  einer  BerRstadt  verlustig  werden.  Unter 
normalen  Verhältnissen  wftre  die  Übernahme  des  ganzen  Betriebes 
für  Kuttenberg  vorteilhaft  gewesen;  allein  der  Gemeinde  nmngelte 
ebenso  sehr  das:  nntiiie  Betriebskapital,  wie  dem  Kaiser.  Es  lasteten 
auf  ihr  Schulden,  die  vor  dem  Aufstande  kontrahiert  worden  waren, 

*  Ebendft:  Die  Hofkammer  an  de»  Kaiser  dd.  23.  Jannar  1^.  fieacblufa 
^les  KaiserB,  vom  selben  Datum.  Der  Kaiser  an  Liechtenstein  dd.  27.  und  28.  Januar 
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^flhreDd  des  Aufetandes  war  sie  za  groDsen  Steuerleistungen  angehalten 
worden  und  seit  der  Beeiegung  desselben  hatte  sie  dem  Kaiser  ein 
Darleben  von  20000  Thaler  bewilligen  und  f&r  die  Verpflegung  der 
Besatzungen  und  fQr  Musterplatze  an  200  000  Thaler  verwenden  mflasen; 
zu  alledem  waren  ibre  Gemeindeeinkonfte  und  städtischen  Gttter,  mit 
dienen  sie  sich  sonst  an  den  Auslagen  fOr  das  Bergwerk  beteilig  hntte, 
konfisciert;  wober  sollte  sie  also  das  vergröfserte  Betriebskapital 
nehmen'?  Der  Stadtrat  war  freilirli  trotzdem  prbötip:,  (ion  jrcsamten 
Bergbau  mit  eigenen  Mitteln,  zwar  nicht  durch  funf/ehu,  aber  doch 
durch  fnnf.Tahre  zu  betreiben,  wenn  die  Gemeinde  von  allen  Steuern 
(wie  das  zum  gröfsten  Teil  vor  deni  Aufstände  der  Fall  L'owesen  war) 
und  von  ullen  Einquai-tienmiren,  Durcliziiaen  und  Werbungen  befreit 
würde,  wenn  aller  Handel  und  Wandel  <leu  Bürgern  frei;iestellt,  \Ht  uu 
von  den  Lebensmitteln  aller  Art,  die  nach  der  Stadt  verfrachtet  wurden, 
keine  GreuzzOlle  und  Mauten  erhoben,  wenn  freier  Zuzug  aller  Personen 
<also  auch  untertbftniger),  die  sich  im  Bergbau  verwenden  lassen 
würden,  gestattet  wQrde,  wenn  der  Stadt  keinerlei  Unbill  und  Be- 
schwerde von  den  ringsum  ansässigen  Edelleuten  zugefügt»  also  die 
Zufuhr  von  Lebensmitteln,  die  Benützumr  der  Strafsen  nicht  verwehrt 
"Würde,  wenn  sie  vor  keinem  anderen  Gericht  als  dem  ilirlL^en  Rede 
und  Antwort  zu  stehen  hätte  und  also  keine  Appellation  an  den  Kreis- 
hauptmnnn  oder  ein  anderes  weltliches  oder  '.Geistliches  Gericht  zu- 
gelassen winde,  wenn  alle  Kdelleute,  die  in  Knltenberg  Häuser  hesafsen, 
«nd  ebenso  alle  adeligen  Mieti*leute  zu  dt-nselben  Steuerleistnniren  wie 
die  Übrigen  Bin-^«  r  angehalten  würden  und  wenn  ihnen  im  Betrieb 
des  Bergwerkes  kein  Hindernis  l»ereitet  würde.  Dafür  waren  sie  er- 
bfttig,  alles  gewonnene  Silber  abzuführen  uno  tiir  die  Mark  nui  neun 
Thaler  zu  verlangen;  der  Unterschied  zwischen  diesem  Preise  und 
dem  wahren  Werte  (etwa  14  Thaler)  war  also  der  Gewinn,  den  der 
Kaiser  von  detn  Bergwerke  weiter  beziehen  sollte  und  für  wdchen 
die  Kuttenberger  anderseits  die  Befreiung  von  Staatssteuem  verlangten.  i3.  Jani 
Zu  allen  ihren  wohlbegrOndeten  Forderungen  verlangten  die  Kutten- 
berger, dafs  jedermann  „von  wo  immer"  sich  mit  seiner  Hal)e  imd 
mit  Weib  und  Kindern  bei  ihnen  ansiedeln,  den  Bergbau  betreiben 
und  stets  wieder  ungehindert  sich  entfernen  dürfe.  Wir  vermuten, 
dafs  sich  unter  dieser  Forderung  das  barjr,  was  sie  nicht  offen  aus- 
zudrücken ^va-zten :  der  Wiinscli  nach  Freiheit  des  Glaubens,  denn 
wenn  ausnahnislns  jeder  „von  wo  immer"  sich  i»ei  ihnen  ansiedeln 
durfte,  so  waren  die  [Protestanten  nicht  ausgeschlossen 

»  Veselsk)',  S.  227. 
*  Veflelskjt  S.  Vil. 
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Dieser  \'eitraü;sent\v\uf  f;iiul  die  volle  BilliizuiiL'  der  (ieineinfle, 
und  er  wurde  liierauf  dem  Kaiserrichtermitgeteilt,  der  denselben  el»(>n- 
falls  fruthiels.    Dap-üron  war  die  böhmische  Kiunnier  mit  demselben 
nicht  zufrieden,  so  dafs  die  von  ihr  nach  Kuttenbei^  abgeschickten 
Kommissäre  mit  der  Gemeinde  über  einen  neuen  Vertrag  verhandeln 
i«ss.  muTsten.   Derselbe  kam  am  20.  Juni  zu  stände  und  wurde  am  9.  Juli 
von  dem  Kaiser  ratiiiciert.   In  diesem  Vertrage  wurde  die  Gemeinde 
verpflichtet,  den  gesamten  Bergbau  auf  die  Dauer  von  zehn  Jahren 
zu  abeinehmen«  jede  Marie  Sither  für  zehn  Tbaler  abzuliefern  und 
aufserdem  den  zehnten  Teil  des  Gesamtgewinnes  zu  erlegen,  neue 
Stollen  aufzuschliefsen.  ilie  ihr  übergebenen  Inventarstücke  und  Ge- 
bäude in  demselben  Zustande  später  wieder  abzuliefern,  wie  sie  sie 
überoommen,  die  ihr  zugeftihrten  Ratiboficer  Erze  einzuschmelzen  und 
das  gewoTHiei!»'  Silber  abzuliefern.    Der  Fortirennfs  aller  ihrer  bis- 
herijren  l'rivdeL'ien  und  die  Rückstellun;.'  der  kontiscierten  nemeiudc- 
hf'sitzunf^^eii,  soweit  sie  nicht  bereits  den  Jesuiten  v(>riielien  waren, 
wurden  zugesagt.    Es  wurde  ihr  auch  das  Kecht  eingeräumt.  Steuern 
von  ihren  Bürgern  zu  erliehen,  mit  deren  Hilfe  sie  den  IW'rudtau  f>esser 
betreiben  könnten.    Viktualien,  die  nach  Kuttenberg  geführt  wurden, 
sollten  von  Zöllen  uud  Mauten  befreit  sein.  Edelleute,  die  sich  in 
Kuttenberg  ansSssig  machen  würden,  sollten  von  ihren  Häusern  an 
die  Stadt  zu  denselben  Zahlungen  verpflichtet  sein,  wie  die  ikbrigen 
Borger,  dagegen  aber  sich  aller  hflqcertichen  Gewerbe  enthalten» 
Weiter  wurde  auch  bewilligt,  daJs  sich  jedeimann  in  Kuttenberg  an- 
siedle,  aber  das  Wort  „von  wo  immer"  (o(ikud  koliv)  wurde  aus- 
gelaa'^en.    Dafs  der  nicht  ansässigen,  fluktuierenden  Bevölkerung,  die 
hauptsächlich  aus  „hochkundigen"  deutscheu  Bergarbeitern  bestand, 
das  Bekenntnis  des  Luthertum?,  aber  f»hue  gottesdienstliche  Übung 
freigelassen  wurde,  scheint  eine  in  \\\vu  erhaltene  Absciirift  des  Ver- 
trags m  bestiitimn.    Wir  siud  im  Zweifel,  was  wir  irlnuhen  sollen; 
jetlwede  Duldung'  widerstrebte  den  Anschauungen  des  Kaisers,  aber 
da  er  eine  >()lche  den  deutschen  Bergstädten  zu  teil  werden  liels,  so 
m.ig  er  aucii  diesmal  bezüglich  Kuttenbergs  eine  beschränkte  Duldung 
zugestanden  haben,  zumal  dieselbe  vorzugsweise  den  Deutschen  zu 
Gute  lcam^  Endlieh  wurde  den  Kuttenbergem  zugestanden,  dafs  sie 
nirgends  anders  vor  Gericht  gerufen  werden  durften,  als  bei  ihrem 
Stadlgericht;  nur  im  Falle  der  Appellation  sollten  sie  vor  dem 
Appellationsgericht  Rede  und  Antwort  stehen. 


'  Der  MüDzvertrag,  wie  ihn  Vesclsky  anführt,  stimmt  nicht  genau  mit  einer 
im  Wiener  Staatsarchiv  enthaltenen  Kupie  aberein.  Daselbst  wird  lOr  die  Mark 
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Dor  neue  Vertra?  war  für  die  kaiserlichen  Finanzen  so  L'ünstip:, 
daJs  man  die  vier  Bürger,  die  nach  I'ra?  wegen  Nichtzahlung  der 
Krie^ssteuer  ■'osehickt  und  dort  in  Haft  frenommen  worden  waren, 
jetzt  freiliels,  weil  ja  ohuetiies  die  Kutteuberger  fortan  von  jeder 
Steuer  befreit  sein  sollten.    Der  Stadtrat  selbst  einijrte  sich  jetzt  über 
die  Einhebung  von  verschiedenen  Arten  von  üemeiudesteueru,  mittelst 
deren  die  notwendigen  Kapitalien  zum  Betriebe  des  Bergwerkes  an- 
gesammelt werden  sollten:  aller  Handel  und  Wandel,  alle  Lebens- 
mittel» alte  Gewerbe  worden  nach  Verbftltnis  besteuert,  weil  der 
augenblickliche  Bedarf  fta  den  Beigwerkbetrieb  nicht  nur  doppelt  so 
grob  war  als  frOher,  wo  der  Kaiser  den  weitaus  grOlseren  Teil  der 
Kosten  getragen  hatte,  und  weil  der  Stadt  aus  den  ihr  jetzt  nur  zum 
*    Teil  wieder  zurOckgestellten  Gfitem  erst  später  ein  Einkoinmen  winkte. 
Die  Gemeinde  ersuchte  zwar  den  Kaiser  auch  um  die  den  Jesuiten 
^abgetretenen  Güter,  allein  diese  Ritte  war  um  so  vei-geblicher,  als 
gejren  sie  neue  Kla^'en  wegen  ihrer  ketzerisrlien  Hartnackigkeit  er- 
hoben wurden.    Der  Krzdi-cbant  Appiaii  halte,  da  er  mit  dei  (ieniemde 
zerfallen  war  und  auch  bei  einem  Teil  der  Katholiken,  ii'unt  ntlici»  bei 
dem  Kaiserrichter,  keine  Achtung  genofs.  die  Pfarre  ni  KiittenheiTß: 
mit  der  in  Chrudim  vertauscht    Gleich  uai  h  seiner  Entfernung  reichte 
er  aber  eine  Klageschrift  bei  der  böhmischen  Kammer  ein,  in  der  er 
4w  Kuttenberger  beschuldigte,  dafe  sie  an  Stelle  des  verstorbenen, 
katholischen  Primaton  einen  Calviner  gewählt  hätten,  dafs  sie  Prädi- 
kanten  in  der  Stadt  beherbergten,  bei  Begräbnissen  sich  ihrer  Dienste 
bedienten,  die  Kinder  von  ihnen  unterrichten  lieben,  keine  Feier- 
tage hielten,  sondern  an  ihnen  wie  gewöhnlich  arbeiteten,  dafs  sie  den 
katholischen  Gottesdienst  nicht  besuchten,  heimlich  sich  aber  bei  den 


Silber  den  Kittteolwg^n  zehn  Tlialer  versprochen,  während  in  dem  Vertrag  l>ei 
Veselsky  mir  von  neun  Thalem  die  Rede  ist.  Weiter  enthält  die  Knpio  im  Wiener 
Staatsarchiv  zu  §  ä  folgeuden  Zusatz,  der  bei  Veselsky  (8.  20ö)  nicht  vorhanden 
ist:  „Soviel  die  Gewerkeo  (die)  sieh  hftuslidi  aiederliasen  wollen,  belangt,  sollen 
dieselbeD  der  heiligen  katholischen  Religion  halber  den  andern  Innwohnern  und 
Bürgern  gleich'/i  halten  wenlon.  Welche  aber  nicht  liaus]Bfo9e8sen  seind,  mögen 
ihrer  Itcligion  halber,  doch  olme  I'Acroitio ,  frei  bleiben."  —  Man  kann  leicht 
vermuten,  dafs  dieser  Zusatz  nicht  die  kaiserliche  I3estütigung  iand  und  dafs  der 
Kontrakt,  wie  ihn  Veeelsky  abdruckt,  der  einrig  richtige  ist  Kon  erakhlt  aber 
Oomenius  in  seiner  Historia  peraecutionis  ecclesiae  Bohemifc,  dafs  der  Kaiser  in 
dem  mit  ckn  Kiittpnbprjjern  abcreschlossenen  Vertrng  <l»Tis(']ht'ii  Kolit.'ioii^frfilu'tt 
2ugest;inden  und  diesen  Vertrag  später  gebrochen  habe.  Keligionstireiheit  wurde 
freilich  den  Kuttenbergem  auch  in  dem  oben  dtierten  Entwurf  nicht  zugestaudeu, 
aber  doch  ein  Zugestftndnie  der  fluktuierenden  namentlidi  deuteehen  Bevdlkerung 
gemacht 
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Prftdikanten  versammetten,  den  Katholiken  alle  mögliche  Gewalt  zu* 
fügten  und  den  aus  anderen  Städten  wegen  Ketzerei  Vertriebenen 
eine  Zufluchtsstütte  bei  sich  fiönnten  und  mit  einifren  Städten  einen 
Bund  (zur  Fortsetzung  des  Wider«t:Hiiio«j t  geschlossen  hfttton 

Die  Aiiklap;pn  und  VerdächtiL:uii->'ii  Appians  fanden  uinsoniehr 
Geh<ir,  als  die  Widersetzlichkeit  der  Ivultt  iil  rt  L'cr  gecren  die  Konver- 
sion nicht  bestritten  werden  konnte.  \  ou  J^eite  der  böhmischen 
KuHiiner  \uir(h^  die  Gemeinde  von  der  gegen  sie  erhobenen  Klage  in 
»•^o^<>t*«Kenntnib  gesetzt  und  zur  \  erantwortung  aufgefordert.  Es  sei,  so  hiefs 
es  in  der  Zuschrift^  mit  ihr  zwar  ein  Vertrag  Ober  die  Fortführung 
des  ßengbaues  geschloesen  worden,  aber  damit  sei  keineswegs  gemdnt 
gewesen,  ihr  freie  BeligionsQbung  gegen  den  Willen  des  Kaisers  ein- 
zur&umen.  Im  Falle  die  Btliger  sich  noch  weiter  irgend  eines  in  der 
Klage  angedeuteten  Veigehens  schuldig  machen  worden,  wurden  sie- 
mit  Konfiskation  ihres  Besitzes  und  nnt  Todesstrafe  bedroht*.  Einen 
Teil  der  Anklagen  wiesen  die  Kuttenberger  als  Verleumdungen  oder 
Verdrehungen  zurück;  dagegen  wufsten  sie  gegen  den  Vorwurf  der 
Ketzerei  nichts  stichhaltiges  vor/ubriniren.  Andrerseits  klagten  sie 
aber  nun  seihst  den  Decliaut  der  Vernachlässigung  seiner  Ptiichten 
an.  Wiederholt  habe  er  die  Stadt  auf  zwei  und  mehrere  Wochea 
verlassen  und  tYir  keinen  Gottesdienst  in  der  Zwischenzeit  vor^esoigt 
Während  der  herrschenden  Test  habe  er  sich  i^eweijjert,  die  Toten  zu 
Grabe  zu  geleiten,  aber  gleichwohl  die  ötülagebühren  erhoben.  Auch 
von  den  Ärmsten  habe  er  unerträglich  hohe  Zahlungen  verlaugt  uud 
wenn  sie  nicht  zahlen  konnten,  sie  zum  Erbetteln  der  verlangten 
Summe  aufj^efordert.  Mit  Hilfe  des  erpreisten  Geldes  treibe  er  einen 
ausgebreiteten  Handel,  so  dafe  er  die  Bttriiser  auch  in  ihrem  Erwerbe 
schftdige.  Zugleich  schilderten  ihn  die  Kuttenberger  als  einen  sitten- 
losen Menschen,  der  nur  iui  Umgang  mit  Frauenzimmern,  in  Maske- 
raden, unzQchtigen  Reden,  Liedern  und  Rätseln  und  im  Bankettieren 
sein  Behagen  gefunden  habe.  Dabei  sei  er  roh  und  gewaltthätig,  habe 
alle,  die  ihm  nicht  zu  Gesicht  stünden,  mit  dem  Kerker  bedroht  und 
sogar  eigenhändig  geprOgelt.  so  dafs  einzelne  Persuneo  sich  vor  ihm 
flüchteten  und  trotz  aller  Gefahr  aus  sein^^fu  Hause  aber  eine  hohe 
Gartenmauer  siiranj^eu.  Der  katholische  Kaiserrichter  Tuleehov  stellte 
sich  diesmal  auf  die  Seite  «ler  angeschuldiijteu  Gemeinde;  auch  er 
klagte  den  Erzdechant  verdächli;;ün  Umiiangs  mit  Frauen  und 
gemeiner  Raufhändel  an.  Er  behauptete  sogar,  dafs  er  nach  fleilsiger 

>  VeseUky,  S.  225. 

*  Veseltky,  S.  232.  Zuschrift  an  die  Ktittenberger  dd.  11.  Oktober  1«2S. 
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Umfrage  die  Anklage  wepen  Beherbergung  von  Prädikanteu  oder  Ab- 
haltung geheimer  Versammlungen  nicht  bestätigen  könne,  wohl  ibrr 
gefunden  liabe,  dafs  der  Busenfreuiul  und  Dnzbnul'T  des  HechaHts, 
ein  Fleischhauer,  trotz  seiner  angeblichen  Bekehrimg  noch  immer  ein 
Häretiker  sei.  Kr  widerlefjrte  auch  die  Behauptung  Appians,  dafs  die 
Feierti^e  nicht  ordentlich  izefeiert  worden  seien;  sie  würden  im  (ie^'^en- 
teil  stets  den  T;u-'  zuvui  aus^^erul'eu»  die  Wirtshäuser  Strien  widirend 
des  Gottesdienstes  lei;r  und  allfällige  Besucher  derselben  würden  mit 
GefiUiguis  bestraft;  dagegen  sei  soviel  sicher,  dals  der  Dechant  au 
Werktagen  nie  Gotteedieiist  gehalten  habe  und  oft  wochenlang  verreist 
gewesen  sei.  Nach  seinein  Beispiel  benftbmen  sieh  auch  die  neu  ein* 
gesetzten  katholischen  Schulmeister;  vom  Schulehalten  sei  bei  ihnen 
kane  Bede,  um  so  fleilsiger  besnehten  sie  die  Wirtshäuser  und  seien 
häufig  die  Ursache  nftchtlicher  Unordnungen.  Zum  Schlüsse  gab 
jedoch  TulechoT  vXy  dafs  die  Kuttenberger  Schöppen  einen  berOeb- 
tigten  Ketzer  aus  Kolin  als  Schreiber  in  ihre  Dienste  aufgenommen 
und  mehrere?!  anderen  verdilrhtigen  Personen  Unterkunft  ^rewhen 
hätten'  Aut  i  rund  dieses  Berichtes  scheint  sich  die  bölMnische 
Kammer  l*  i  Ivuttenherger  anuenoinnieii  zu  haben,  was  zur  Folge 
hatte,  dafs  >iv  von  den  obersten  Beamten,  die  damals  wc^^mi  der  Al>- 
wesenheit  Liechteusteius  die  Stattlialtereiueschäfte  besierirten .  heftig 
getadelt  und  zugleich  der  zwischen  dem  Kaiser  und  den  Kutteubergern 
abgeschlossene  Kontrakt  als  an  und  fQr  sich  ungQltig  erklärt  worde,  i 
weil  er  den  Befiignissen  des  Statthalters  Eintrag  thue.  Die  obersten 
Beamten  beschlossen  in  der  UnterdrQckung  des  Protestantismus  nicht 
nachzulassen  und  deshalb  abermals  eine  Besateung  nach  Kuttenberg 
zu  schicken.  Da  dies  die  b&hmische  Kammer  als  im  Widerspruch 
mit  dem  Kontrakte  stehend  tadelte,  gaben  sie  ihr  einen  scharfen  Ver- 
weis und  erklärten,  dafs  die  Besatzung  dem  Bergl)etriebe  keinen  Ein- 
trag thun  würdet  Noch  vor  der  Ankunft  der  Besatzung  schickten 
die  obersten  Beamten  eine  Koniniissinn  nach  Kuttenbertr  zur  Unter- 
suchung der  Sachluf-'e  al».  l)ie  Katholiken,  die  von  dieser  Koiuniissiou 
verhört  wurden,  bestätigten  alle  Anklagen  Appians  hezüglich  der 
häretischen  HaltunL'  der  Kuttenberger,  namentlich  ihren  Verkehr  mit 
den  Prädikanten,  von  dem  Tulet^hov  nichts  erfahren  haben  wollte. 
Sie  führten  nicht  nur  das  Zeugnis  des  Dechants  von  St^paaov  au,  der 

*  Wiener  Staatsarchiv:  Antwort  der  Schöppen  und  des  Rates  von  Kotten- 
borg  widpr  die  Anklagen  des  Dechants  Appian  dd.  25.  Oktober  102  Inhann  von 
Tulecbov  an  die  böhmische  Kammer  iu  Angelegeobeit  Appiao«  dd.  29.  Oktober  1625. 

*  Wiener  StaatMfdüv:  Die  obersten  Beamten  an  die  böhmische  Kammer 
dd.  1.  Deiember  1625. 
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bei  einem  Bosiirho  in  Kuttenbpr«;  sieben  ihm  Vickannte  Pnldikanten 
aus  einem  Hause  schreiten  sah,  sondern  auch  f!;)s  Zeutinis  anderer 
Personen,  die  Prfldikanten  in  Frauenkleideru  oder  sonst  in  einen»  un- 
kennbar  machendt  u  Anzüge  in  Kuttenberür  sresehen  hatten,  weiter  das 
Zeuirnis  melireier  Personen,  die  von  Yei>aiiimiun}ren  wissen  wollten, 
in  (Jenen  die  i'iadikanten  gepredigt  oder  das  Abendmahl  ausgeteilt 
bfttten.  Sie  erklftitea  weiter,  dafs  sie  als  Katholiken  Bedrohungen 
ausgesetzt  seien  —  thatsacblich  wurde  später  ein  gewisser  Fiala,  den 
man  für  einen  katholisclien  Geistliehen  hielt,  bei  einem  nftcfatlicheo 
Gange  ttttlich  veiwundet  —  daJa  bei  der  Bestattung  eines  gewissen 
Skreta  hAretische  Lieder  gesungen  und  der  Dechant  mit  dem  Aufruhr 
des  gemeinen  Volkes  l)edroht  worden  sei,  als  er  diesem  Unfui:  ent- 
gegentreten wollte.  Die  Katholiken  klagten  auch,  dafs  sie  wie  Aus- 
sätzige und  Juden  behandelt  würden,  sich  allerlei  Schimpfnamen  ge- 
fallen lassen  müfsten ,  hei  dem  Gottesdienst  von  den  Gegnern  ^\^e 
Schauspieler  angestarrt  würden,  in  ihren  Anirelegenheiten  von  der 
Stadtohrigkeit  jegliche  Verzft'jeiung  zu  erleiden  liitttcn.  AVir  tnhrfn 
diese  Klagen  nur  an,  um  zu  zeigen,  welche  Erbitterung  zwisclieu 
Sühnen  desselben  Landes  um  des  Glaubens  willen  eingetreten  war, 
und  wie  die  besiegte  Partei  trotz  aller  Gefahr  sich  nicht  scheute, 
ihrem  Hasse  Ausdruck  zu  geben*. 

Als  der  Kaiser  von  den  gegen  die  Kutteuberger  erhobenen  Klagen 
Kunde  bekam,  befahl  er  zum  Schutze  für  die  UntersuebungskomroissAre 
und  zur  Durchführung  der  Ton  ihnen  getroiTenen  Mafsregeln  den  Ein- 
maisrh  von  zwei  Reiterkorapagnien  und  zwei  Ffthnlein  Fufevolk  in 
Kuttenbeig,  indem  also  auch  er  sieh  um  die  in  dem  Kontrakte  den 
Kuttenhergern  zugesa'jt«'  Befreiung  von  der  Einquartieruugslast  nicht 
kümmerte.  AufseKleui  l)rtahl  er,  dafs  nacli  den  Priliiikanten  und  ihren 
Unterkunftgebern  eine  stienL^e  Nnchforschnnu  eingeleitet,  überdies  der 
Stadtrat  erneuert  und  nur  mit  Katliolikcn  Itpsetzt  werde.  Wiewolil 
nicht  alle  Truppen  einrückten,  wie  der  Kaiser  l)efohlen  hatte,  so  w.w 
doch  die  Zahl  der  Kinquartierten  .schon  eine  grofse  Last.  Die 
Schoppen  wollten  die  ganze  Gemeinde  benifen  und  um  ihre  Meinung, 
was  nun  zu  thun  sei,  fragen;  allein  der  Kaiserrichter  gab  nicht  die 
Erlaubois  dazu,  sondern  bewilligte  nur  eine  Berufung  von  sechzig 
Gemeindegliedem.  Als  dieselben  am  11.  Dezember  zusammentraten, 
teilten  ihnen  die  SchOppen  die  Befehle  des  Kaisers  mit  und  schilderten 
die  schlimmen  Folgen,  wenn  die  Borger  ihre  Konverston  nicht  in 

'  Wiener  Staatsarchiv ;  Zeugnis  der  Kuttt^nliergor  Katbohken  (id.  1.  I>c«ember 
Die  Kuttenberger  KatboHken  an  deo  Dechant  Appiun  dd.  4  Detembcr  1685. 
Eine  swette  undatierte  Zuschrift  der  Katholiken  an  Appian. 
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einer  bestimmten  Zeitfrist  in  Aussicht  stellen  und  mittlerweile  sich 
in  der  katholischen  Relifdon  unterrichten  lassen  würden;  würden  sie 
sich  fügen,  so  sollte  die  Einquartierung  Mniicii  drei  Tagen  ein  Ende 
nehmt'ii.  Weiter  teilten  die  Srhftpiton  mit.  '^ie  lii'ttten  im  Verein  mit 
einigen  Gemeimiealte>teü  und  anderen  IN  j-^inicn  dem  Kaiserrichter 
erklärt  dafs,  wenn  die  Hekehrviiig  /waniiswi  i>e  vrlolgeu  würde,  die 
Auswanderung  aller  jeuer,  tlie  den  Bergbau  betriel)cn,  sowie  auch 
eines  grofsen  Teiles  der  Bergknappen  erfolgen  und  dadurch  das  Berg- 
werk eingehen  wurde.  Sie  hatten  dedialb  ein  milderes  Verfahren 
empfohlen  und  die  Einräumung  einer  Frist  von  sechs  Monaten  bis 
zur  entgldtigen  Erklftrunj^  verlangt.  Die  Versammlung  wollte  sieh 
anfongs  zu  keinem  den  kaiserlichen  Wünschen  entsprechenden  Beechluls 
verstehen,  da  sie  aber  einsah,  dals  nichts  zu  ecreichen  sei,  sprach  sie 
ihre  t'hereinstinnuung  mit  der  von  den  Schöppen  dem  Kaiserrichter 
abgegebenen  Erklärung  aus'.  Wie  wenig  die  Kuttenberger  auf  Ent- 
gegenkommen von  Seite  der  IJ(  trierung  rechnen  konnten,  ergab  sich 
aus  einer  Zuschrift,  die  der  (Iral  von  Martiuitz  an  den  Kanzler  richtete. 
Er  riet  zur  Entfernung  des  Kaiserrichters  au,  der  sirh  ni^-ht  uls  ver- 
lälslich  genug  erwiesen  habe,  und  zur  möglichst  baldigen  Kiiiiuiirunii 
der  Jesuiten;  zugleich  iHMuerkte  er  sputtisdi.  dafs  die  Hesat/uuLr  die 
Bürger  bald  kathuli.si:he  Lieder  werde  siumu  lehren.  Audi  er  war 
aberzeugt,  dafs  die  Besatzung  dem  Bergbau  nicht  hinderlich  sein 
werde,  während  sie  in  Wirklichkeit  den  Kuttenbergem  die  letzte  Mög- 
lichkeit benahm,  auf  eigene  Kasten  den  Bergbau  weiter  zu  betreiben*. 
Als  sie  deshalb  sich  an  die  Kammer  wendeten  und  Ober  die  gro&en 
Kosten  der  neuen  Einquartierung  klagten,  hatte  diese  in  Erinnerung 
an  den  ihr  von  den  obersten  Beamten  ausgesprochenen  Tadel  kein 
Elbannen  mit  der  Stadt,  sondern  erklärte,  so  lange  sie  sich  dem 
Willen  des  Kaisei-s  nicht  fügen  und  ihre  eigensinnigen  Köpfe  nicht 
beugen  und  :-fnten  Rat  annehmen  würden,  so  lanire  würde  ihnen  nicht 
geholfen,  sondern  sie  immer  harter  gestralt  werden ;  zugleicii  kündigte 
die  Kammer  die  haldiize  Ankunft  der  Jesuiten  au,  denen  die  Kutten- 
berger ein  freundliches  Uhr  leihen  möchten*. 


'  Buluaisclus  StaUbaltcri'iarchiv :  Gutacbten  an  den  Kaiser  iu  Ansehung 
Kuttenbergs  dd.  ö.  Dezember  1625.  Befehl  «n  die  Berg-  uxul  Manzamtsleute  su 
Kutteuberg  dd.  10.  Dezember  1625.  Die  böfamlsdie  Kamnier  «n  die  Refbrmatioii»- 
komroülioil  in  Kuttenberg  dd.  21.  Dezember  162&  —  DaCick^  s  HesioTa  a.  a.  0. 
II.  264.  —  Veselsk}'.  S.  236  und  folgende. 

*  Archiv  von  Kauduitz:  Martinitz  an  den  Kaczler  dd.  16.  Duzember  lß2ö. 

*  ArclüT  Ton  Kutteuberg:  Die  bdhiniBche  Kammer  an  die  Kuttenbeiger  dd. 
80.  Deiember  1625. 


~   234  — 


Auch  ein  kaiserliches  Empfehlungsschreiben  kündigte  den  Kutten- 
bergern  die  Ankunft  der  Jesuiten  an,  indem  es  dieselbe  als  „Ncujahrs- 
^'eschcnk"  bezeiclniPto.  Thatsächlii-))  hielteu  die  Jesuiten  ihren  Ein- 
zug am  Neujahrstag  (iG2<3)  und  ualmieii  das  herrliche  gothischo  Bau- 
denkmal, die  Barbarakirche,  mit  Zustimmung  des  Erzbischofs  in  F^esitz. 
Ihrem  Einzuire  auf  dem  Fufse  folgte  eine  Untersuchung  siuiitlioher 
Häuser  uacl«  ketzerischen  Büchern  und  einige  Tage  später  ein  Befehl 

s8.^Mr  der  böhmischen  Kammer  an  den  Kaiserrichter,  die  gesamte  Geujeinde 
vorzuladen  und  jeden  einzeln  zu  befragen,  ob  er  sieh  Mehren  woHe 
oder  nicht  Niemandem  sollte  er  eine  Frist  sugestehen,  sondern  eine 
Antwort  mit  Ja  oder  Nein  verlangen:  jenen,  die  zum  Ül>ertritt  bereit 
seieß,  sollte  er  die  Entfernung  der  bei  ihnen  einquartierten  Soldaten 
yeiqvreehen,  die  Halsstarrigen  aber  nicht  blofe  mit  der  Vennebrung 
der  Einquartierungslast,  sondern  auch  mit  der  Bestrafung  als  Heh(>llen 
bedrohen,  aufserdem  aber  die  Vermehrung  der  Besatzung  mit  drei 
Fähnlein  Fufsvolk  und  drei  R(  iterkompagnien  ankUnden.  Ähnlich 
lautete  ein  Schreiben ,  (l;us  der  Kammerpräsident  an  die  Gemeinde 
richtete,  und  in  welchem  er  die  Hoffnung  aussprach,  die  Kuttenberrrer 
würden  „freiwillig  zum  katholischen  Glauben  übertreten  und  nicht  wie 

24.  Januar  jTsel  sich  dazu  zwingen  lassen**.  Auch  der  Kaiser  foulrrie  die  Bürjer 
in  <'inem  eigenen  Schreiben  zur  Bekehrung  auf,  enthielt  sich  aber  aller 
Drohungen  ^ 

Der  Kaiserrichtor  berief  die  Gemeinde  am  SO.  Januar  au6  Bat- 
haus und  forderte  sie  zu  dner  kategorischen  Beantvortnng  der  ihr 
vorgelegten  Fragen  auf.  Da  die  Gemeinde  ihre  Bereitwilligkeit  erkl&rte^ 
sich  in  der  katholischen  Religion  unterrichten  zu  lassen,  aber  keinen 
bestimmten  Termin  für  ihre  Bekehrung  in  Aussicht  stellte,  so  dauerten 
die  (Quälereien  fort.  Zahlreiche  Bürger  entzogen  sich  der  weiteren 
Verfolgung  durch  Flucht  und  gaben  dadurch  ihre  Häuser  und  Felder 
preis,  indem  sie  nur  retteten,  was  sie  an  Geld  und  "Wertsachen  he- 
safsen.  Als  die  obersten  Beamten  davon  Kuii  lt  !ipk mien,  veröffent- 
».  li^"^  lichten  sie  ein  Dekret,  welches  die  Ausgewanderten  unter  Androhung 
rler  Konfiskation  ihres  Besitzes  zur  Rückkehr  aufforderte.  Vw  in  der 
Stadt  Zurückgebliebenen  besuchten  wohl  jetzt  fleifsig  den  Gottesdienst 
der  Jesuiten,  gaben  aber  keine  Zeichen  irgend  einer  Bekehrung  zu 
erkennen  und  stellten  sich  in  den  Ostertagen  nicht  zur  Beichte  und 
Kommunion  ein,  was  natfirlich  wieder  die  Berufung  der  Gemeinde 


1  Kttttenberger  Staatsarchiv:  Der  Kaiser  an  die  Kidtenberger  dd.  24.  Juuar 
1626.  Die  bOhmisdie  Kammer  en  die  Kitttenborger  dd.  28.  Juuar  1626.  WTesowec 
an  die  Kuttanberger  dd.  90.  Juuar  1696.  —  Scbmidl«  IV,  716. 


._^  kj  o^  -o  i.y  Google 


—   235  - 

auf  das  Rathaus  und  neuerliche  Eimahnuag  zur  Folge  hatte  und  uiit 
der  Gewährung  einer  letzten  Frist  bis  zum  Sonntag  Trinitatis  endetet 
Diese  Frist  benutzten  einige  Bürger  nicht  zur  Beltehrung,  wohl  aber 
zur  Auswanderung I  sodafs  sich  dip  Zahl  der  von  ihren  Bewohnern 

verlassenen  Häusern  erschrecklich  mehrte.  Statt  indessen  gegen  diese 
U!i<l  tlie  früheren  Fliichtlii)!/*'  mit  der  anirodrnhten  Konfiskation  vor- 
zu^'elieu,  verüttentlichte  der  Statthalter  ein  I'atont,  welches  nicht  nur 
den  Flüchtigon  ihr  Eigentum  walirte  und  ilinon  dif  Erlaubnis  zur 
Rückkehr  orleiltf,  um,  wenn  sie  sich  nicht  hekeliitn  wulliin,  hiimen  12.^au^ 
einer  gewissen  Frist  ihren  Besitz  zu  verkaufen,  sondern  aucii  jeder- 
mann zur  Auswanderung  und  zum  Verkaufe  seiner  Güter  ermächtigte, 
wenn  er  zuvor  alle  Schulden  und  die  aus  Anlafs  der  Rebellion  ihm 
zuerkannte  Geldstrafe  bezahlt  haben  wQrde,  Bedingungen«  die  weder 
jemandem  die  Rfickkehr  r&tlieh  erscheinen  liefsen,  noch  den  neuen 
Auswanderern  besondere  Vorteile  boten,  weil  damals  Grund  und  Boden 
einen  gro&en  Teil  ihres  Wertes  eingebofst  hatten.  Dafs  der  Kaiser, 
entiieiren  den  Anordnungen  seiner  Behörden,  gegen  die  Emgiranten 
mildere  Seiten  aufzog,  sie  nicht  mit  Haft  bedrohte  und  ihre  Eigen- 
tumsrechte anerkannte,  hatte  darin  seinen  Grund,  dafs  er  nicht  hlofs 
von  (U^m  Kurfn?^(pn  von  Sachsen,  sondern  auch  von  dem  von  Mainz 
zu  einem  schonenderen  Verfahren  gemahnt  und  darauf  aufmerksam 
gemacht  worden  war,  dafs  er  eine  hei  üeh'uenheit  des  Aufzsburger 
Keli^'ionsfriedens  vom  Reichstage  getroffene  Reslinmjung  verletzt  habe. 
Damals  war  nänilich  allen  nuttelbareu  iieicbsgliederu,  die  sich  wegen 
ihrer  religiösen  Überzeugung  bedrückt  fühlten,  das  Recht  zur  Aus- 
wanderung und  zum  Verkauf  ihrer  Gater  zuerkannt  worden.  Der 
Kaiser  gestand  nun  dieses  Recht  zu,  schmälerte  es  aber  insofern,  als 
er  von  den  Abziehenden  Strafgelder  einhob. 

An  die  im  Lande  verbliebenen,  aber  noch  immer  nicht  bekehrten 
Bürger  hielt  der  Monzmeister  bei  Gelegenheit  der  Erneuerung  des  s«pt. 
Stadtrates  am  Wenzeslaifeste  eine  Ansprache,  in  der  er  an  dem  alten 
Tone  der  Bedrohungen  und  Vorwürfe  festhielt  und  luinientlich  bemerkte, 
dafs  der  Kaiser  ihm  gegenüber  während  seiner  zweimaligen  Anwesen- 
heit in  Wien  die  Bürger  Kuttenbergs  im  Zorn  nicht  als  „Menschen, 
sondern  als  Vieh"  bezeichnet  habe,  weil  sie  sich  dem  alleinseliu- 
mnehenden  lilauben  nicht  anbequemen  wollten.  Er  forderte  die 
Kuttenberger  zum  Heifsiiren  1»»  >ucli  des  (iottesdienstes  auf  und  bedrohte 
jene,  die  sich  vun  den  trot/  aller  Ausweisungen  noch  immer  hie  und 
da  verborgenen  Prädikanten  trauen  liefsen,  mit  Strafen.    Der  neu 


1  Vesebk^,  S.  253,  260,  271. 


—  2S6 

pewiihlte  Stadtrat  niufste  sich  schriftlich  verpflichten,  diesen  Geboten 
FoJge  zu  leisten.  Jetzt  nahm  der  Widerstand  ein  Ende:  gefjen  Ende 
des  Jahres  1626  behorherjrte  die  Stadt  niemand  mehr,  der  sich  nicht 
wenigstens  Hufserlich  als  Katlinlik  croherdete'.  Die  ThiUifjkeit  der 
J(  snitni  in  der  Prediirt  und  im  Beichtstuhl ,  iusbesoiidci  e  aber  ihre 
Einwirkung  auf  die  heranwachsende  Jugond,  bewirkte,  dals  die  Kuu- 
Version  in  wenigen  Jahren  auch  eine  innerliche  wnrde.  Obwohl  al»er 
die  Ilegiemng  auf  diese  Weise  ihren  sehuhUcliti^ea  Wunsch  erreichte 
und  somit  keine  Veraulassuog  war,  den  Betriebskontrakt  nicht  ptlnkt- 
lieh  zu  erfQllen,  beachtete  sie  doch  auch  in  der  Fol^  die  den  Kutteti- 
bergem  gewährleistete  Steuerfreiheit  nicht,  sondern  erhob  von  ihnen 
die  Biersteuer  und  Weinsteuer.  Die  böhmische  Kammer  machte  des- 
halb Vorstellungen,  ob  mit  Erfolg,  ist  nieht  weiter  bekannt'.  Es  war 
dies  übrigens  eine  gleichgültige  Sache,  denn  die  Stadt  bemühte  sich 
wohl  den  Bergwerksbetrieb  im  Gang  zu  erhalten,  allein  ihre  Kräfte 
erlahmten  immer  mehr,  und  so  erreichte  der  im  Jahre  1625  ab- 
geschlossene Kontrakt  zwei  oder  drei  Jahre  nach  seinem  Abschlüsse 
ein  Ende.  l>er  Kaiser  selbst  hatte  keine  Lust,  die  mittler^vf  ilc  er- 
säuften Bergstollen  weiter  zu  bebauen  und  uMb  nun  jedeimann  den 
Bergbau  frei.  Was  er  und  die  Stadl  niclit  Üiuu  konnten .  konnte 
auch  kein  dritter  thun,  und  so  versiegte  im  Laufe  des  3t)juhrigen 
Krieges  vollständig  diese  reichste  Einnahmsquelle  von  Böhmen.  Die 
grenzenlos  liederliche  Wirtschaft  auf  Seite  der  Regierung  und  die 
schonungslose  Ausbeutung  der  Borger  und  die  EntvÖlkening  infolge 
der  Verarmung  und  Gegenreformation  hatten  dies  zuwege  gebracht 
Von  den  594  Hftusem,  die  ehedem  die  Stadt  zählte,  waren  im  Jahre 
1628  nieht  weniger  als  202  von  ihren  Besitzern  verlassen  oder  lagen 
in  TrQmroero,  und  da  jedenfalls  auch  die  übrigen  Häuser  nicht  alle 
ihre  früheren  Insassen  hatten,  so  zählte  die  Stadt  damals  kaum  mehr 
als  die  Hälfte  ihrer  früheren  Einwohner.  In  den  vier  Vorstädten 
war  eine  ilhnliche  Verwüstung  eingetreten*. 

Kuttenberg  hatte  der  Gegenreformation  den  ausii.uKMiidsten  mx] 
opferwillitrsteu  Widerstand  geleistet;  in  anderen  St.niten  liohinens 
zeiirten  sich  die  Einwohner  gefügiger.  Schon  im  .lahre  1622  bemerkte 
mau  in  i nig,  wie  sich  der  Ü beitritt  Tag  für  Tag  häufte*,  und  der- 

'  Vesolsky,  .S.  275  und  folgciiik'. 

3  K.  und  k.  ReichsBnaosarchiv:  Die  bOhuiische  Kanimer  an  die  Hofksiumer 

dd.  6.  Mai  1626. 

*  Archiv  tod  KuUenbeii;:  Ferdiuaod  II.  «n  die  böhnii&i.-he  Kammer.  Ohne 
Dalum.  —  Bilek  a.  a.  0.  1277. 
«  8k&la  V. 
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selbe  steigerte  aich  in  den  folgenden  Jahren.  Nur  auf  dem  Lande 
machte  sich  eine  grd&ere  Hartnäckigkeit  geltend,  wenn  aneh  weit* 
aus  nicht  wie  in  Kuttenberf?.   Diesi'n  Widerstand  beschlo&  die  Re- 
gierung durch  Einquartierung  von  Truppm  zu  hreclien.   Von  Öden- 
hurg  aus,  wo  sich  der  Kaiser  wegen  der  Wahl  seines  Sohnes  zum 
Könijj  von  ünprarn  aufhielt,  bffalil  er  flou  Einmarsch  von  1000  Mann 
»les  Bminerscliou  Keginients  in  Bölmirn  und  tniL'  den  Statthaltern  auf, 
dieselben  da  einzuquartieren,  wo  cnlwiMler  eine  aufrührerische  Be- 
wej^unir  zu  fürchten  sei ,  oder  die  P.Hr^t  r  und  Bauern  die  Annahme 
der   katholischen  Religion   hartnäckii   verweiirerten Was  bisiter 
ohne  einen  bestimmten  Plan  jreschehen  war,  wurde  damit  jetzt  iu  ein 
System  gebracht;  «lern  Zuspruch  der  Geistlichkeit  und  den  Drohuujuen 
der  weltlichen  Behörden  sollte  durch  die  Soldaten,  ftr  deren  längere 
Verpflegung  den  Bargem  und  Bauern  alle  Mittel  fehlten,  der  gehörige 
Nachdruck  gegeben  werden.  Noch  bevor  die  Soldaten  den  von  ihnen 
verlaugten  Bienst  Idsteten,  liefen  aus  allen  Teilen  Böhmens  Berichte 
an  den  Erssbischof  und  an  die  Statthalterei  aber  den  Fortgang  des 
Keforinationswerkes  und  über  <lie  Bewohner  einzelner  Stiidte  und 
Herrschaften  ein,   welche  sich  <ler  katholischen  Kirche  anbequemt 
hatten.    Michna  berichtete  dem  Kanzler,  dals  das  Reformationswerk 
jetzt  elHir  vorwilrts  szehe,  dafs  Klatfau,  Schiittenhofen ,  Bprjrreichen- 
stein,  ril.Lrrani.  Berauu.  Taus,  Kolin.  Köniirprntz.  .hinsrbun/hui,  Laun, 
Brt^x ,  Koniotau,  Kaaden,  Pisek,   Woilnan  bereits  zum  Lriolsri  en  'i'eil 
tur  die  kalholisehe  Kin-he  gewonnen  seien;  da  das  gleiche  auch  von 
Prag  galt.  IMIsen  und  Budweis  aber  seit  jeher  katholisch  waren,  so 
konnte  niau  auf  Seite  <ler  Regierung  sich  schmeicheln,  das  angestrebte 
Ziel  bald  zu  erreichen'.  Freilich  bedurfte  es  hiezu  noch  sorgftütiger 
Einzdarbeit;  jedes  Gut  und  jede  Stadt  mulste  wiederholt  von  Auf- 
sichtskommissären  bereist  und  gegen  die  henimvagierenden  Prädikanten 
mit  strengen  Strafen  vorgegangen  werden.    Diesem  BedQrfnis  trug 
der  Kaiser  dadurch  Rechnung,  dafs  er  (am  16.  Januar  1626)  die  Ver* 
haftung  aller  aufgespürten  Pri\dikanten  und  die  Namhaftmachung  jener 
anbefahl,  die  ihnen  Unterschlupf  gegeben  hätten.  Eine  gleich  allgemein 
lautende,  kaiserliche  Verordnung  mit  gleichzeitiger  Strafandrohung 

'  Wiener  Stutaarcbiv:  Ferdinand  U.  an  den  Statthalter  und  die  oltersten 
Beamten  dd.  12.  Novenihti  1626.  —  Archiv  von  Baudnita:  Martinitz  an  den 
Kanzler  I.obkowitz  d«l.  -7.  Marz  ItöT. 

^  liobinisches  Stauhaltn  ciurchiv:  Verzeichnis  der  auf  der  Herrscbalt  Zbirow  xur 
kaiholischeu  Ileligioii  Übtt  gciieteneu.  Ebe»«o  ein  Tetseidknia  beaOglidi  der  Herr- 
schaft ToCnik.  Baudnitner  Archiv:  Michna  an  denKaader  dd.  i8.  Januar  1626. 
--  Pj ager  erzbischöt licbos  Archiv :  Vcrzeichnii  der  auf  der  Herrschaft  2leb  cur 
katholischen  Kirche  Ubergetretenen  üd.  1626. 
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(dd.  5.  Januar  1686)  verbot  für  das  ganze  Land  die  Trauun;;  einer 
iiDkatholiscben  Person;  das  also,  was  der  Erzbischof  hie  und  da  auf 
eigene  Verantwortung  anbefohlen  hatte,  wunle  jetzt  allgemein  gültig. 
In  Befolgung  dieser  Auftrüge  mahnten  die  Statthalter  den  Herrn 
"Wilhelm  Kinsky,  die  Priidikanten .  die  mit  seiner  Zustimmung  und 
unter  seinem  Srluit/p  nocii  immer  auf  seinen  Gütern  weilten  und  das 
Volk  um  sich  versammelten,  auszuweisen.  Dieser  Auftrag  zeigt,  dafs 
Kinsk  \  1  l  ütz  seiner  Zusage  uud  trotz  der  Gefahr,  die  sein  Ungehorsam 
für  ilüi  iin  Gefolge  haben  konnte,  nicht  nur  au  seiner  Überzeugung 
festhielt,  sondern  auch  seine  Uuterthanen  zu  schützen  suchte.  Schärfer 
lautete  der  Befehl  an  die  Frau  Margaretha  Zeidlie  Ton  Hustifan  und 
an  Fhiu  Maria  Pechtar  geborene  Kolowrat,  an  Wolf  Berka  von  Leipa, 
an  Georg  Hrobftick^  von  Hrobic,  an  die  Stadt  Leitmeritz  und  an 
zahlreiche  andere  Personen  und  Gemeinden,  nodi  scharfer  an  Herrn 
Johann  Lipensky,  der  sich  nach  Prag  zur  Verantwortung  einfinden 
sollte,  am  schilrfsten  aber  gegen  den  Herrn  Joliarui  Constantiu  von 
Freiberg,  der  mit  samt  seinen  Prädikauten  nach  Prag  in  Haft  gebracht 
werden  sollte.  Als  auf  einem  zwischen  Saaz  und  Komntau  gelegenen 
Ort.  der  dem  Ileiin  von  öerniii  gehörte,  eines  Tair(>s  zwei  Pntdi- 
kanten  an  200  Personen  um  sieh  versammelteii ,  ihnen  das  Abend- 
mahl erteilten  und  einige  Trauungen  vollzogen ,  trug  dei  Statt- 
halter dem  Herrn  Cernlu  aul,  eine  genaue  Unt(>rsui  iiung  anzustelh  n, 
die  Rädelsführer  unter  den  Bauern  iu  Haft  zu  nehmen  und  zur 
Bestrafung  nach  Prag  einzuschicken.  Dieser  Befehl  bedrohte  zum 
erstenmal  auch  Laien  mit  GeflUiKnisstrafe Gleichwie  aber  die  PHUli- 
kanten  trotz  aller  kaiserlichen  Befehle  durch  die  Opferwilligkeit  ihrer 
Bescbtttzer  noch  immer  da  und  dort  Unterschlupf  fanden,  so  Qbertrat 
man  auch  nach  Möglichkeit  das  Verbot  der  Trauunj;  unkatholischer 
Personen.  Da,  wo  eine  solche  Trauung,  sei  es  von  Prftdikanten,  sei 
es  von  katholischen  Geistlichen,  infolge  von  Bestechung  vollzogen 

1  Böhmisches  Statthaltereiarcbiv:  Ferdinand  II.  an  die  bölimischen  Suubalter 
dd.  16.  Januar  1626.  Die  obersten  Landesbeamten  an  den  Enbiscbof  dd.  21.  Januar 

1620.  Die  StaUlialter  an  Herrn  Willielm  Kinski  dd.  28.  Janmr  IRef).  THp  Statt- 
halter an  tifii  Königgrätzer  Kr^ishauptmann  dd.  30.  .Taiiuar  ir.'Jd  Hie  Statthalter 
ao  den  Chrudimer  Krt'ishaupünann  dd.  31.  Januar  162ö.  i>ie  btdunisclu'n  Kaiuuei- 
rue  an  Ferdinand  II.  dd.  IS,  Februar  1626.  Die  Statthalter  an  Krau  Maria  Peebtar 
dd.  26.  Fel»ruar  1626.  Die  SuiUhaltcr  an  Wolf  Heika  von  Leipa  dd.  4.  .April  1626. 
Die  Stattlinltrr  an  Walkoun  von  Adlar  dd.  8.  April  1626.  Liechtenstein  an  die 
Stadt  Leitmeritz  dd.  30.  April  1626.  —  Archiv  von  Neiihaus:  D»;r  Statthalter  an 
Herrn  Hemtann  C'emfa  dd.  18.  Juli  1686.  —  Prager  erzhischischof lii  hes  Archiv : 
Harrach  an  die  gesamte  (;ei.<^lichkeil  seiner  Di6Gesedd.24.  Mftrs  1626.  —  Böhmisches 
Staftlinhoviarchiv:  Liechtenstein  an  die  Kreishauptleute  des  ßaknnilser  und 
rodhrder  Ivreises  üd.  15.  Oktoher  1626. 
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wurde,  behandelte  man  sie  so  lange  als  ungflltig,  bis  das  Ehepaar 
katholisch  und  die  Trauung  von  einem  katholischen  Pfarrer  erneuert 
wurde.  Hie  und  da  liefs  sieh  ein  Edelmann  mit  einer  Protestantin 
trauen  und  sab  dem  Pfarrer  einen  Bevers,  dafs  er  ihn  für  die  Folpen 
dieser  Handlung  schadlos  halten  werde.  Eine  eifrentnnilirhe  Be- 
leuchtung der  Stimmunfr  des  Volkes  und  der  Beliairlichkcit  der 
FrnnoTi  hwUA  «nn  Auftrag  des  Statthalters  an  den  Kaiüerriehter  von 
Juu.ul>uu2lau.  Die  Bürger  dieser  Stadt,  ehemals  der  Hauptort  der 
Briidenmitilt ,  hatten  sieh  endlich,  soweit  sie  sieh  nieht  ins  Ausland 
getiüchtet  hiituii.  der  katholischen  Uelifrion  anbuiiuemt,  aher  ihre 
Frauen  waren  diesem  Beispiele  nicht  gefolgt  Die  Ehemänuer  setzten 
mit  dem  Betriebe  ihres  Gewerbes  aus,  um  ihre  Weiber  zur  Nach- 
giebigkeit m  zwingen,  verloren  aber  damit  das  Becht  zum  Weiter- 
betriebe desselben.  Da  die  Frauen  trotzdem  nicht  folgten  und  den 
Mftnnem  die  notwendigen  Sobsisteozmittel  abgingen,  ersuchten  faß  um 
die  Erlaubnis  zum  Weiterb^ebe  ihrer  Gewerbe.  Sie  wurde  ihnen 
vom  Forsten  Liechtenstein  mit  dem  Bemerken  erteilt,  da&  ihnen  bald 
andere  Mittel  zu  Gebote  stehen  würden,  um  die  Frauen  zur  Nach- 
giebigkeit zu  zwingen  K  Fürst  Liechtenstein  versuchte  in  demselben 
Jahre  auch  dadnn  li  dem  Protostantisnnis  einen  Schla4Z  zu  versetzen, 
dafs  er  jeden  mit  einer  Geldstrafe  von  Thalem  bedrohte  der 
einen  flüchtiiien  Untertlian  bei  sich  aufu' Im  n  würde;  dadurch  sollten 
verkappte  l'rot«;stanten  ,  welche  durch  besonders  glückliche  Umstünde 
iin  liesitze  ihrer  (liiter  geblieben  waren,  von  der  heimliclien  Unter- 
stützung ihrer  Glaubensgenossen  abgehalten  werden-. 

Indem  der  Kaiser  die  Inhaftierung  sämtlicher  PrAdikanten  an- 
befhhl  und  alle  protestantischen  Trauungen  verbot,  war  for  die  Zu- 
kunft die  Vernichtung  des  Protestantismus  angebahnt;  allein  f&r  ihn 
war  diese  Aussicht  nicht  genagend,  er  wollte  unmittelbar  die  Früchte 
seiner  Anstrengungen  reifen  sehen.  Aus  diesem  Grunde  ordnete  er 
eine  Beratung  der  obersten  Landesbeamten  und  Land  rech tsbeisitzer 
an,  wie  das  Beformationswerk  schneller  zum  Ziele  geführt  werden 

'  liöbiuibcbes  Stattbai terciarchtv :  Liecktenstein  an  deu  Hauptmum  in  Joachtms- 
tbal  dd.  1.  Oktober  1626w  Yerzeicbnis  der  Ptoteatniiteii,  velclie  trots  des  Verbotes 

getraut  wurdi  ti.  T^  r  IJat  von  Joachimstbal  an  den  Hauptmann  von  Tnacbiinsthal 
dd.  15.  Oktober  162Ü.  Liechtenstein  nn  den  Kaiserrirbtrr  zn  .luii>rbmizlan  dtl. 
11.  August  1626.  —  Prager  erzbischolliches  Archiv:  Magtlaiena  \rchotiil<a  au 
den  DechaDt  von  SobSsIau  dd.  10.  Januar  1627.  Nicolaas  Dwofeckt  von  Olbramowie 
an  den  Dechaut  in  Sobf  slaii  lUl.  4.  Januar  1627.  Revers  des  Sigmund  7Apiäsf  vo» 
Zap  für  den  Pritsf»  i  .loliann  Koli\lk;i  von  Fels  dd.  22.  Xnvcmber  1626. 

«  Kopialbucb  der  Stadt  Lu2e:  Mandat  Liechtenst -in^  ad.  30.  April  1626.  — 
Archiv  von  Raudnitz:  Wolfiiatirn  an  Lobkowila  dd.  SO.  A\m\  1626. 
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könnte,  und  trug  audi  dem  Kardinal  Harrach  auf,  eich  an  den  Be» 
iatuni;en  zu  beteiligen.  Dieser  Auftrag  kreuzte  frich  mit  einer  An- 
frup:e  Hcs  StatthalterB  und  der  obersten  Landesbeamten,  was  mit  den 
Gütern  jener  Personen  zu  gesebehen  habe,  die,  weil  sie  n'u-lit  katho> 
lisi'h  worden  wollten,  aus  dem  Lande  flüchteten*.  Über  diese  An- 
fni_'o  wurde  in  (rotienwart  des  Köni?s  von  ITnjrarn ,  Ferdinand  III,, 
von  dem  Kardinal  I  »ietrichstein,  den  Fürsten  von  Eirjrenber;?  und 
Lobkowitz,  den  Grafen  Harracb  und  SUiwata  und  tleui  Abte  von 
Krenjsniunster  Kat  iiebalteu.  Den  ^^euannten  l'ersonen  lni:rn  zwei  an 
den  Kaiser  gerichtete  Schreiben  vor,  das  ei^ste  vom  Kurtursten  von 
Sachsen,  der  sich  über  die  gewaltsamen  Vorgänge  bei  der  böhmischen 
Gegenreformation  beklagte  und  auf  die  Verletzung  der  Reichsgesetee 
hinwies,  welche  Andersglftubigeu  den  Verkauf  ihres  Besitzea  und  freie 
Auswanderung  gestatteten ;  das  zweite  vom  Kurfürsten  von  Mainz,  der 
diese  Beschwerden  unterstQtzte,  weil  er  Sachsen  um  keinen  Preis  den 
Feinden  in  die  Arme  treiben  wollte.  Da  auch  die  kaiserlichen  Ge- 
heimrftte  die  süchsische  Allianz  nicht  leichtfertig  gefälirdcn  wnllten, 
rieten  sie  ihrem  Herrn ,  nicht  nur  rien  Widerstrebenden  freien  Ahzvtfi 
und  gleichzeitigen  Verkauf  ihrer  (iüter  zu  bewilligen,  sondern  diese 
Gnade  auch  anf  die  berHts  Austrownuflrrten  nuszudrhnni  und  ihnen 
freie  Ruckkrhr  /u  L^f>tatt«Mi.  damit  >it'  walirejid  i-inrr  iH-stimmtm  Frist 
ihre  Besitzuuf^eu  verkaufen  könnten;  duch  sollte  sit  h  dieM"  Gnade  nur 
auf  jene  beziehen,  die  sich  im  OhietP  d»>s  Kui fiirstcn  von  Sa«-liseu 
und  anderer  befreundeter  Fürsten  angesiedelt  hätten.  Vuu  der  ire- 
lüsten  Verkaufshumme  sollte  aber  jeder  zehnte  Pfennig,  die  betreflende 
Quote  der  Stadtschulden  und  die  Strafgelder,  zu  denen  die  FlQcht- 
liiige  wegen  ihrer  Teilnahme  an  dem  Aufstande  verurteilt  waren,  ab- 
gezogen werden,  Bedingungen,  welche  den  meisten  die  Rackkehr  nicht 
empfehlenswert  erscheinen  liefsen.  Bei  dieser  Gelegenheit  gaben  auch 
die  genannten  IU\te  ein  Gutachten  Ober  die  Fortführung  des  Befbrma^ 
tationswerkes  ab.  Sie  empfahlen  eingehende  Belehrung  der  Ketzer, 
aber  zugleich  Einquartierung  von  je  einem  oder  zwei  Soldaten  in 
ihren  Häusern  niul  hei  besonders  Widerspenstigen  die  S})eming  ihrer 
Wohniuii.',  wol)ei  es  nicht  deutlich  ist.  ob  darunter  ihre  Ausquartierung 
od«'i  "ine  Art  Hausarrest  zu  verstehen  ist.  Da  die  Klagen  Uber  die 
Öitieulosigkeit  eines  Teiles  der  katholischen  Geistlichkeit  als  begründet 

*  Präger  enbiseli6fliche»  Archiv:  Ferdinand  II.  tat  Hamch  dd.  18.  MSrs 

?626.  —  Archiv  des  k.  k.  Ministeriums  fiir  Kultus  und  Unterricht:  Ferdinand  aa 
den  ln>hmi«rh('n  St.itthaltcr  dd.  8.  April  Böhinischpsi  Statthaltereiarchiv : 

Der  Statthalter  und  die  oberstca  Laudcsbeaniteii  an  berilinand  II.  dd.  2ä.  MiUz 
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anerkannt  wenlen  inursten,  so  einj^len  sie  die  VisitAtion  aller 

rfarren  durch  den  Kardinal  und  einige  ihm  zugeordnete  Prftlaten. 
Den  Städten  müsse  zu  ihrer  Bekehrung  ein  bestimmter  Termin  ^Tsntzt 
werrirn,  auf  dem  I.and«'  solle  man  im  Einvernehmen  mit  den  Herr- 
schaftsbesiUern  vom^'licn  und  diesen  nach  Bedürfnis  eine  Anzahl  Sol- 
daten zur  Verfagung  stellen'.  Der  Kaiser  befolijfte  den  erteilten  Rat 
insofern,  als  er  (am  20.  April)  sowohl  dem  Kardinal  Harrach.  wie  dem  i««. 
Fürsten  von  Liechtenstein  i>efahl,  <ien  Bürgern  und  übrigen  ünter- 
tlianeu  für  ihre  Bekehrung  eine  Frist  von  zwei  Monaten  zu  setzen 
und  nach  deren  Verlauf  denjenigen,  die  auswandern  wollten,  den  Ver- 
kauf ihrer  Gilter  unter  den  oben  angeführten  Bedingungen  zu  ge- 
statten. Auf  die  bereits  Ausgewanderten  dehnte  er  diese  Gnade  aber 
nicht  aus;  er  gestattete  ihnen  also  die  Rtickkehr  zum  Zwecke  des 
Verkaufs  ihrer  verlsssenen  GQter  nicht.  Gleichzeitig  mahnte  er,  dafar 
Soiige  zu  tragen,  dafo  die  Soldaten,  die  zur  Beschleunigung  der  Be- 
kehrung einquartiert  wurden,  nicht  Ober  Gebflhr  die  Leute  bedrückten. 
Am  folgenden  Ta^o..  lern  20.  April,  unterzeichnete  er  ein  Patent, 
dessen  Inhalt  nicht  bekannt  ist,  das  aber  nach  der  Inhaltsangabe,  die 
er  von  demselben  in  einem  Patent  vom  3.  Mai  16'27  friebt,  die  Be- 
wohnor  d^-r  köniLdich^n-  und  Leibgedingstadte  /nr  Annahme  der  ka- 
tholischen Keliirioii  liiahnfe.  Ob  dasselbe  au  b  von  der  den  Aus- 
wanderern erteilten  Erlaubnis  zum  Verkauf  ihrer  Güter  Erwähnung 
that,  dürfte  man  bezweifeln,  da  die  bülunische  Kammer  noch  am 
4.  Juni  die  Konfiskation  des  Besitzes  aller  Auswanderer  anbefahl.  Es 
scheint  also,  dals  der  Fürst  von  Liei'htenstein  es  nicht  für  nötig  hielt, 
die  ihm  und  dem  Erzbischof  zugekommene  Wefsung  zu  verlautbaren 
und  darnach  vorzugehen.  Erst  am  18.  August  veröfiientlichto  er  den 
Besehluls  des  Kaisers  vom  29.  April  und  zwar  diesmal  mit  der  Er- 
weiterung, dafs  auch  den  bereite  Ausgewanderten  die  Erlaubnis  zur 
Rftckkehr  behufe  Verkauib  ihrer  Güter  gestattet  wurde.  Ausgenommen 
wurden  jene,  die  bei  den  Feinden  Dienste  genommen '  oder  Drohworto 
gegen  ihre  Mitbürger  ausgestofsen  hatten'. 


1  Giit;Hhtt'n  an  den  Kaiser  ia  Ansehang  der  böhmitcben  Refonmilion  dd. 

17.  April  1626. 

'  Archiv  des  k.  k.  UnU'irichtjitniDisteriums  in  Wit  a:  l'  enliuaud  11.  an  den 
Kardinal  Harrach  und  an  den  Fürsten  von  Liechtenstein  dd.  29.  April  1626i.  — 
BdhniBchesStRtthBHereiaKbiv:  Zuschrift  LiediteiiBteins  an  alle  kais«rltclien  Richter 

in  Böhmen  dd.  18.  Atijnist  lfi2ü.    Zuschrift  LicchU'nsU'ins  an  den  Stadtrat  von 
Rakonitz  dd.  Vi.  August  liVlil  IlcforMiationspntpnt  Konlinands  II.  dd.     Mni  1627. — 
bäcbsiscbcs  Staatsarchiv:  Liechtenstein  an  Kursachscn  dd.  11.  August  1626. 
0  i  a  dtljTt  a^HinranifttiM  la  Böinm.  16 
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Da  Tilly  i\hov  ChriBÜnn  IV.  (im  August  1626)  bei  Lutter  am 
Barenl)erf?e  v'mvu  Sieg  erfochten  hatte  und  ein  ähnliches  Resultat 
nach  den  Verheilsungen  Waldsteins  auch  jTofjonüber  Betlileii,  der  den 
Kampf  ahcrnials  bopniiuen  hatte,  in  Aussicht  stand,  so  wuchs  den 
Eiferern  dor  Mut.  Der  Kardinal  Harrach  beschäfticrte  sich  um  diese  Zeit 
mit  dem  riane,  iiiiMit  nur  die  Ge.uenrefonnation  zu  Ende  zu  führen, 
sondern  auch  der  Geistlichl<eit  m  Buhmen  den  ^ ollen  Glanz  «les  Reich- 
tums und  der  Würde  zu  verschaffen,  die  sie  einst  besessen  hatte. 
Nachden»  er  während  der  Monate  Juli  und  August  genaue  Informa- 
tionen über  den  froheren  und  gegenwärtigen  Besitz  jeder  einzelnen 
Kirche  in  B5hmen  eingeholt  hatte,  zog  er  sieh  zu  Anfang  September 
auf  eines  seiner  Güter  zurück  und  arbeitete  daselbst  eine  Schrift  aus, 
die  allerdings  dem  Wortlaut  nach  uns  nicht  bekannt  ist  Diese  Schrift 
5. 8epumb«r  schickte  CT  dem  Kardinal  Dietrichstein,  dem  Nuntius  Carafia  und  der 
Congregatio  de  Propaganda  nde  zu,  teils  um  ihr  Gutachten  darüber 
zu  vernehmen,  teils  um  mit  ihrer  Hilfe  den  Kaiser  für  seine  Vor- 
schläge zu  LTwiniien,  und  da  er  voraitösah,  dafs  diese  ABj;(>legenheit 
auch  von  den  kaiserlichen  Ministem  beraten  werden  %Yürde,  liels  er 
aus  seinen  Vorschlägen  einiges  zu  ihrer  Kenntnis  gelangen.  Hier  be- 
gegnete er  einem  heftigen  Widerstände,  denn  die  Minister  wollten  von 
der  von  ihm  vorgeschlagenen  Errichtung  der  I?istiUner  wegen  der 
damit  verbundeneu  Kosten  nichts  hören  und  ebenso  bezeichneten  sie 
die  von  ihm  geforderte  Restitution  der  geistlichen  Güter  als  eine 
geradezu  lächerliche  Forderung  in  dem  Augenblicke,  in  dem  die 
kaiserlichen  Heere  Not  leiden  mOlsten  und  der  Mangel  sich  sogar  auf 
der  kaiserlichen  Tafel  geltend  mache.  Alle  diese  abweisUchen  Be- 
merkungen, die  zur  Kenntnis  des  Erzbisehofe  gelangten,  brachen  jedoch 
nicht  seinen  Mut;  er  wulste  nur  zu  gut,  wie  sehr  der  Kaiser  zu  jedem 
Opfer  für  die  Kirche  bereit  war,  da  er  ihren  Gebeten  und  nicht  seiner 
Thätigkeit  seine  Siege  zu  verdanken  glaubte.  Er  hoffte  daher,  wenn 
nicht  alles,  so  doch  einen  gro^n  Teil  seiner  Wünsche  zn  erreichen 
und,  geleitet  von  dieser  Überzeugung,  beschlofs  er  nach  Wien  zu  reisen. 
Auf  dem  Wege  dahin  besuchte  er  in  Niknlsinirg  den  Kardinal  Dietrich- 
stein, der  nicht  blols  alle  seine  riiine  billigte,  sondern  bereit  war  ihn 
uacb  Wien  zu  begleiten  und  dort  mit  seinem  ganzen  Ansehen  zu 
unterstutzen,  narrach  bemerkt»^  hirrruif.  sein  Wunsch  gebe  dahin, 
dafs  der  Kaiser  eine  Konuin>sion  zur  lieratung  seiner  Vorschlage 
ernenne  uml  mit  dem  Vorsitz  den  Kardinal  Dietrichstein  betraue.  Als 
er  am  20.  Oktober  iu  der  kaiserlichen  Residenz  eintraf,  besprach  er 
sich  alsbald  mit  dem  Fürsten  von  Eggenberg  und  infolge  dieser  Be- 
sprechung und  eines  dem  Kaiser  zugeschickten  Memorials  wurde  in 
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der  That  Dietrichstein  nach  Wim  )»orufen  und  ihm  der  Voi-sitz  über 
eine  Kouimission  überlra^ron,  vi  h  in  aus  zwei  Geheiniräten,  rtpin 
Grafen  Slawaüi  und  dem  Freihciiii  Wi-nla  von  Wcnlenbcrg  und  aus 
zwei  Keichsliofriiten,  den  Freiherren  vun  Strahlendoif  und  Nostitz  be- 
stand. Auch  CaraflFa,  objjleich  nicht  Mitglied  dieser  Kunnuission,  ualiui 
in  KiuzeluuLerredungeu  mit  Dietriehsteiu  und  IJarrach  an  den  Arbeiten 
derselben  lebhaften  Anteil.  Ebenso  düi-fte  P.  Valerian,  der  damals  iu 
Wien  weilte,  seine  AnscbAUiingen  weniesteiiB  in  Angelegenheit  der  von 
Horrach  geplanten  Erriditang  eines  Seminais  geltend  gemaelit  haben; 
denn  dasselbe  sollte  allein  dem  Erzbisehofe  unterstellt  sein  und  die 
TbMigkeit  der  Jesuiten  wenigstens  in  der  tbeologisdien  Fakultät 
lahmlegen,  weil  es  ihnen  die  meisten  Schaler  entzogen  b&tte.  Dieser 
Komroision  legte  der  Ersbisdiof  aulser  der  Sefarift,  welche  alle  seine 
Forderungen  erörterte,  noch  mehrere  andere  wichtige  Schriftstücke 
vor,  darunter  eines,  welches  den  Plan  der  Restitution  der  geistlichen 
Güter  erörterte,  jedoch  das  Aufiicben  dieser  Forderung  in  Aussiebt 
stellte,  wenn  der  Geistlichkeit  ein  L'eiiii^a>iider  Kr^at^  nniieboten  würde. 
Bevor  die  Kommission  ihr  Gutachten  abgab,  beumhte  sich  Harrach 
persönlich  beim  Kaiser  uii(i  st  inem  S{»lme  um  ihre  Zustunmung  zu 
seinen  Vorschlägen,  und  ))ekaiii  vun  ihnen  die  besten  Zusicherungen; 
namentlich  erwilrmte  sich  der  Kaiser  für  die  Errichiuag  dvi  neuen 
Bistümer  und  bezeichnete  sie  als  notwendig.  Harrach  wurde  jetzt 
nicht  mehr  fbr  seinen  Eifer  geladelt,  sondern  erfreute  sieh  der  grOMen 
liobeserhebungen,  die  sich  auch  auf  sein  Privatleben  bezogen,  das 
allerdings  nicht  den  leisesten  Tadel  hervorrieft 

Nachdem  die  oben  genannten  Peraonen  die  am  5.  Nov.  begonnenen 
Beratungen  Über  die  YoischlAge  Hamichs  längere  Zeit  fortgesetzt, 
erstatteten  sie  dem  Kaiser  uro  die  Jahreswende  1626/7  ein  Gutachten', 


1  WtMfteinwi]»  BiblniÜhdE  in  Dax:  BdattoiM  del  nfgotiito  odia  oorte 
Cesana  intomo  t^tttui  della  feli^ooe  catoUca  e  «tato  eocleaUntico  dd  regno 

(Ii  Boemia  dall'  illiist.  e  rever.  Si^aioi  f'anlin;«!^  d'Harrach.  Dieser  Bericht  war 
nach  Kom  bestimmt  und  hat  das  Datum  vom  27.  .laiiu.ti  1627;  er  ergänzt  unsere 
Kenntnis  der  Verhandlungen  in  mehreren  Punkten.  -  Barberinisdie  Bibliothek : 
Gmafia  an  Barberini  dd.  2ft.  Novembiv  1626.  Vogleidie  daioit  das  im  Frager 
er/.bischöflichen  Archiv  enthaltene  Gutachten  in  Bemg  auf  die  Beilitntion  der 
geistlichen  Giitor  (1027). 

'  Archiv  der  k.  k.  Unterrichtsministeriums:  8it2ungsprotokoU  der  beratenden 
Kominissiou  vom  5.  November  1626.  Znaehriftdes  Kardinals  IMetrichstein,  Siawalas, 
Werdflnbefgs,  tehtendorft  und  Noalita'  an  den  Kaiser  dd.  14.  Januar  1627.  — 
Baibariniwhe  BibUotliek:  Caraffit  an  Barberini  dd.  27.  Januar  1627. 
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aus  dcTu  man  über  die  VorscMl\f?e  des  Er/bischofs  einklebende  Kunde 
cni]ifrmü:t,  die  noi'li  durch  einen  Bericht  nacli  Kom  ergänzt  wird. 
Dania  h  verlanirte  zuerst  der  Erzbischof  für  die  böhmische  Geistlich- 
keit eine  privilegierte  Stellung  und  die  Audenmg  der  Landesordnung 
in  dem  Sinne,  dais  der  Treueid,  den  die  Stünde  ilireui  Könige  leistet<»n, 
nur  so  lau^'e  Gültigkeit  haben  solle,  als  dieser  katholisch  sei  und  ebenso 
dafe  der  König  nur  dann  die  Verfassung  zu  halten  verpflichtLit  sei, 
wenn  seine  Unterthanen  katholiseh  seien;  da  er  wu6te,  dalis  die  Um- 
änderung und  Neubearbeitung  der  Landesordnung  schon  m  Ende  ge- 
diehen war»  verlangte  er  die  Einsiehtnahme  in  dieselbe,  um  vor  ihrer 
Publikation  noch  eine  Korrektur  beantragen  zu  können,  Ms  irgend 
ein  Artikel  der  Geistlichkeit  zum  Schaden  gereichen,  oder  die  katho- 
lischen Interessen  verletzen  wtlrde.  Die  Wiener  Kommission  wies 
aber  die  Bitte  des  Erzbischofe  ab,  da  die  Landesordnung  bereits  zum 
grOfsten  Teil  gedruckt  sei  und  sich  in  ihr  nichts  b^nde,  was  sdne 
Befürchtungen  rechtfertigen  würde. 

In  seinem  Reformentwurf  sclducr  der  Krzbischuf  fmier  die  Be- 
gründung von  vier  Bistümern  in  der  Weise  vor,  dafs  er  sie  mit  einigen 
der  am  besten  dotierten  Prälaturen  verbinden  und  deren  Einkünfte 
durch  einen  Zuschlair  zum  Salzzoll  erhöhen  wullie.  Er  war  seiuer- 
seitü  erbütig,  für  sich  untl  die  übrige  Geistlichkeit  des  Landes  auf  die 
RQckstellung  aller  seit  denHusitenzeiten  entfremdeten  Güter  Verzicht  zu 
leisten  und  hieüQr  auch  die  Zustimmung  des  Papstes  zu  erwirken,  wenn 
ihm  der  Kaiser  fDir  dreiJirig  Jahre  von  jeder  Kufe  Salz,  die  in  Böhmen 
verkauft  wttrde^  zehn  und  nach  Beendigung  des  Krieges  von  jedem 
aus  dem  Salzhandel  gewonnenen  Beiehsthaler  20  Kreuzer  Ihr  alle 
künftigen  Zeiten  bewilligen  wünie.  Beide  Vorschläge  gefielen  den 
Bäten  und  sie  empfahlen  sie  dem  Kaiser  zur  Beherzigung;  zumal 
durch  die  Verzichtleistung  der  Geistlichkeit  auf  die  von  ihnen  ange- 
sprochenen Güter  das  Gewissen  vieler  Gutsbe^^itzer  entlastet  würde. 
Diu^ei^en  waren  die  Wiener  ITäte  mit  einein  zweiten  Vorschlag  des 
Erzbisduifs  nicht  (Miivei-stiitifloii,  Ilarrach  hatte  an^'egeben,  (hils  die 
Priidikantcn  umt  bchulmeisler  zumeist  das  Land  verlassen  hiitten  und 
sich  nur  an  einigen  Orten,  namentlich  auf  den  Schlössern  einiger 
ihnen  ^laubensverwandten  Herren  aufhielten.  Er  riet,  dafs  diese 
Herren  durch  offene  Patente  verwarnt  und  nüt  dem  VtilusL  von  Hab 
und  Gut  bedroht  werden  sollten.  Die  Wiener  Räte  waren  gegen  die 
Publikation  eines  so  scharfen  Patentes;  sie  empfahlen  schrittweise 
vorzugehen;  der  Ensbischof  und  die  böhmisdien  Statthalter  sollten 
hiernach  die  betreffenden  Edelleute  zuerst  einzeln  vorrufen  und  äe 
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mit  dem  Verlust  ihres  Patronatsrechtes,  dauü  mit  der  Konliskation 
eines  Teiles  und  erst,  wenn  alles  dies  nichts  helfe,  ihrer  gesamten 
Güter  bedrohen. 

Bis  dahin  war  mit  Ausnahme  der  Prädikanten  niemand  wegen 
seines  Glaubens  aus  dem  Lande  gewiesen  worden;  wer  ausgewandert 
war,  war  fipeiwiUig  ausgewandert,  wenn  man  es  als  eine  freiwillige 
Auswanderung  bezeichnen  kann,  dab  die  Bürger  Hans  und  Hof  ver- 
liefen,  um  sich  entweder  steten  Geldstrafen  oder  der  Verletzung  des 
Hausrechts  durch  Einquartierung  zQgelloser  Soldaten  oder  dem  er- 
zwungenen Besuch  des  katholische  Gottesdienstes  zu  entziehen.  Der 
Krzbisehof  von  Prajr  machte  aber  nun  den  Vorschlag»  alle  jene,  welche 
liartiiackip  ihre  IJckehrnncr  verwoicrem  würdon,  zur  Auswanderung  zw 
zwingen.  Die  Wiener  lläte  waren  mit  diesem  Vorschlage  einverstanden, 
wenn  zuvor  den  betreffenden  Personen  eine  Frist  gestellt  und  ihnen 
der  Verkauf  ihrer  Güter  unter  den  vom  Kaiser  bestimmten  Be- 
schränkungen gestattet  würde.  —  Da  die  Gegenreformation  hauptsäch- 
lich dadurch  gehindert  wurde,  dals  sich  nicht  nur  die  unkatholischen, 
sondern  auch  die  katholischen  Edelleute  bei  der  Administration  ihrer 
Gater  protestantiachar,  aber  dmvh  lange  Erfahrung  geschultar  Beamten 
bedienten,  trug  der  Erzbischof  auf  die  Entfernung  aller  dieser  Beamten 
an.  Die  Wiener  Bftte  waren  damit  nicht  nur  einverstanden,  sondern 
schlugen  auch  die  Abordnung  besonderer  Beformationskommissionen 
auf  die  Gater  protestantischer  Herren  vor.  Em  gleichfalls  selbständiger 
Vorschlag  der  Wiener  Räte  betraf  diese  Herren  selbst.  Der  Kaiser 
hatte  im  Jahre  1624  den  Protestanten  den  Gebrauch  der  Landtafel 
untersagt;  keiner  von  ihnen  konnte  also  ein  Gut  mehr  kaufen  oder 
erben.  Diese  Verordnung  wurde  später  stillschweigend  dabin  gemildert, 
(lafs  die  Al)köinnilin^'e  althegilterter  Geschlechter  ihre  Eltern  beerben 
und  ihre  Guter  weiter  besitzen  durften.  Die  Wiener  RSte  schlugen 
nun  vor,  dals  aucli  diese  nicht  mehr  zum  Besitz  zugelassen,  üüudern 
verpflichtet  werden  sollten,  denselben  binnen  Jalir  und  Tag  zu  ver- 
kauteu;  unuumdigen  Erben  sollte  die  Frist  bis  zur  Erreichung  «les 
zwanzigsten  Jahres  erstreckt  werden. 

Ein  wdterer  Vorschlag  des  Erzbisehofb  versudite«  so  wenig  er 
auch  der  Freiheit  des  Gewissens  Hechnung  trug,  denn  doch  etwas 
Balsam  auf  die  brennenden  Wunden  des  Landes  zu  trftufeln.  Er  ging 
dahin,  da&  gegen  jene  Btürger,  die  katholisch  geworden  seien,  wegen 
ihrer  Beteiligung  an  dem  Aufetande  nicht  nur  nicht  mehr  Klage  ge- 
fhhrt,  sondern  dais  ihnen  auch  die  auferlegten  Stra^lder  erlassen  und 
ebenso  den  kömglichen  St&dten,  die  katholisch  geworden  seien,  ihre 
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kuutiscierten  Güter  ziirückficstt'llt  werden  sollteu.  Die  Wiener  Räte 
empfalileii  jedoch  dem  Kaiser  hlols  die  lUickgabe  jeuer  konfiscierten 
stätUischeu  Güter,  über  die  nicht  schou  anderweitig  verfügt  worden 
sei,  und  zwar  aus  dem  Grunde,  weil  er  ohnedies  aus  denselben  fest 
gar  kein  Einkommen  bezielie,  die  Städte  dagegen  sie  besser  bewirt- 
sehaften  und  dadurcb  in  den  Stand  kommen  würden,  ibre  grofse 
Sebuldentast  abzutragen.  —  Der  Erzbischof  seMug  in  seinem  ßutaebien 
weiter  Tor,  dals  das  Verbot  der  kircblichen  Trauung  von  Protestanten 
streng  eingduüten  werde;  damit  waren  aber  die  Wiener  Rftte  nicht 
einverstanden,  weil,  wie  die  ErjUirung  lehrte,  zu  befürchten  war^  dais 
die  Leute  ohne  kirchliche  Trauung  heiraten  würden.  Sie  empfahlen 
deshalb,  dafs  der  Er/bischof  mit  Mafs  vorgehe  und  iu  einem  und  dem 
andern  Fall  sich  nachgiebig  erweise.  Im  allgemeinen  sollte  er  Bürger 
und  Unterthanen  nnr  dann  zur  Trauung  zuhiSsSen,  wenn  sie  vorlier 
gebeichtet,  protestantische  Edeileute,  wenn  sie  wenigstens  un»  seine 
Zustimmung  ersueiit  hätten.  Ketzerisclio  Bücher  empfahlen  sie  nach 
dem  Vorschlage  des  Erzbischofs  zu  verbrennen,  doch  auch  hierin 
sollte  weise  Vorsicht  geübt  werden.  Wenn  Eltern  ihre  Kinder  in 
unkatholische  Orte  zur  Erziehung  sendeten,  sollten  sie  nach  dem  An- 
trage des  Ensbisdii^  und  der  Wiener  Bäte  unter  Strafimdrohung 
zu  ihrer  Heimberufung  aufigefordert  werden.  Zum  Sdüusse  wQnschte 
der  Erzbischof  die  Zusammenstellung  einer  Kommission,  welche  im 
Lande  die  der  Gegenreformation  entgegenstehenden  Hindemisse  be- 
seitigen sollte. 

Der  Kaiser  begnügte  sich  nicht  mit  der  Kritik  seiner  Wiener  Rate 
über  die  Vorschläge  des  Prager  Erzbischofe,  sondern  schickte  die 
beiden  Schriftstücke  auch  zur  Begutachtung  an  die  beiden  Haupt- 
repräsentanten des  Jesuitenordens  in  Osteneich,  an  seinen  Beichtvater, 
den  P.  Lamormain,  und  an  den  Erzieher  seines  Suhnes  P.  Philippi. 
Beide  Jesuiten  erörterten  in  Form  von  Frage  und  Antwort  die  iliiieu 
mitgeteilten  Ansichten  und  Vorschläge.  Während  die  Wiener  Räte 
die  Gegenrefürniation  und  die  mit  ihr  verbundene  Gewaltanwendung 
in  kühler  Weise  beurteilten  und  sich  um  ihre  theoretische  Recht- 
fertigung nicht  viel  kümmerten,  hie  und  da  sich  auch  von  kluger  Rück- 
sicht leiten  lieTsen,  suchten  die  Jesuiten  selbst  Zwang  und  Gewalt  jeder 
Art  mit  den  Geboten  der  cbristlichen  Religion  in  Einklang  zu  bringen. 
Zurückgezogen  in  ihrer  Stube  und  von  den  Leiden  der  Welt  nicht 
berOhrt,  kannten  sie  keine  Rflcksiehtnahme,  sondern  gingen  unvenrfickt 
auf  ihr  Ziel  los.  Da  ihr  Gutachten  thatsachlich  die  Richtschnur  für 
das  weitere  Vorgehen  der  Regierung  bildete,  erseheint  eine  genaue 
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ErOztenwg  desBelbea  hier  geboten^.  Die  beiden  Jesuiten  ertd&rten 
die  Üntefdiüdrong  der  Hftresie  als  eine  Pfliefat  des  Kaisers,  die  mit 
aeitter  Haciht  und  Wikrde  verbunden  sei,  wllnend  sie  Dir  die  Bischöfe 

und  Prälaten  nur  das  Recht  in  Anspruch  nahmen,  die  Irrenden  zu  be- 
lehren. Wenn  das  Werk  der  Reformation  mit  Erfolg  durchgeführt 
werden  solle,  müsse  die  weltliche  und  geistliche  Obrigkeit  Hand  iu 
Hand  arbeiten,  und  deshalb  empfahlen  die  Jesuiten  die  Zusanimen- 
stelliinj?  einor  KomTiiissioii ,  welche  aus  zwei  Köininissären ,  einem 
kaiserliclien  umi  <  iuem  erzbischötlicheü  bestehen  sollte:  der  erste  ein 
Laie  von  ani,^eseheuer  Stellung,  uutadelhafteni  I.eben8wandel,  beredt 
und  von  scharfem  Verstände;  der  zweite  ein  hervorra^render  Geist- 
licher, der  eventuell  für  einen  Bischofssitz  bestimmt  wuit ,  tadellos 
in  seinen  Sitten,  beredt  und  gelelirt.  Ob  der  letztere  sich  als  Bevoll- 
mächtigter des  Erzbischoft  benehmen  oder  im  Namen  des  Kaisers  auf- 
treten solle,  Qbeilieiben  die  beiden  Jesuiten  der  weiteren  Entscheidung, 
empfahlen  aber  doch  das  letztere,  weil  seine  Auktoritftt  und  die  Füicht 
vor  ihm  dann  grOfser  sein  wQrde.  Sobald  die  Kommission  einen  Ort 
betreten  wQrde,  mOi^  der  weltliche  Kommissftr  alle  Eingepfurten 
vwrufen  und  ihnen  den  Befehl  des  Kaisers  in  Anaehun<r  ihrer  Bekehrung 
kund  thun,  ihnen  die  Vorteile  des  Gehorsams  und  die  Nachteile  des 
Ungehoisanis  auseinandersetzen,  einen  Termin  för  ihre  Bekehrung  fest- 
setzen und  nach  Verlauf  derselben  seine  Rückkehr  iu  Aussiclit  stellen, 
um  nachzust'heit,  oh  die  Gemeinde  sich  irefügt  habe.  Der  fjt  i-tlirhe 
Kommissär  solle  n-  oder  zweimal  ?zel»  ntlich  das  Wort  nehmen  und 
die  hauptsflchlichstcn  Kontroversjirtikei  hertihren.  Schlieislich  sollte 
ein  Xamensverzeichnis  aller  Ketzer  nnd  eine  ^'eiiiiu«'  l^eschreibung  der 
Pfarren  und  ihres  Einkommens  angi  fertigt  werden.  -  Die  Kommissäre 
sollten  nicht  vom  Statthalter  abhängen,  sondern  uamittelbar  dem 
Kaiser  unterstellt  sein  und  allein  vom  Erzbischof  die  Weisung  erhalten, 
wo  und  in  welcher  Weise  sie  mit  ihrer  Aufgabe  den  Anfimg  zu  machen 
und  wie  lange  sie  sich  an  einem  Orte  auficuhalten  hätten.  Jeder  un- 
nütze Zeitverlust  sei  zu  vermeiden,  um  die  Gegenreformation  in  zwei 
oder  längstens  in  drei  Jahren  zu  Ende  zu  führen. 

Für  den  eigentlichen  Unterricht  der  Ketzer  schlugen  die  beiden 
Jesuiten  neben  dem  Oitspfturrer  noch  einen  oder  zwei  Ordensgeistliche 
mit  der  Begründung  vor,  dafs  die  letzteren  auf  die  0<  iiieinde  schon 
deshalb  einen  großen  Einflufs  üben  wünifn  weil  sie  auf  keinen  welt- 
lichen Gewinn  bedacht  seien.  Für  die  Bekehrung  sei  keineswegs  ein 


»  Das  Cintacbten  fintU  f  sich  im  Archiv  «trs  k.  k.  Unt«rnchtsiiiimstcnums  in 
Wien  vor.    UnUirzeichnet  ist  es. von  Lamormaia  und  l'bilippi. 
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gleieher  Zeitraum  zu  bestiinineu,  da  ja  die  Zahl  der  zu  Bekehrenden 
verschieden  sei  und  die  Arbeit  nicht  am  gleichen  Tage  beendet  wenlen 
könne;  auch  die  Tau^^lichkeit  der  Lehrer  sei  eine  verschiedene ,  hie 
und  da  könne  der  Unterricht  in  aclit  bis  zehn  Tagen  zum  Ziele  fiihreu, 
anderswo  dagegen  vier  bis  fiinf  Woch^-n  dauern.  Die  Instmktorcn 
sollten  berechtigt  sein,  ührr  den  für  die  Hekc^hrung  zugenieüseueu 
Termiu  einzelnen  Personen  eine  Erstreckung  zuzugestehen,  doch  stets 
unter  erschwerenden  Bedingungen:  etwa  unter  Verweigerung  des  kirch- 
lichen Begräbnisses,  wenn  lier  zu  Bekehrende  mittlerweile  sterben 
würde,  oder  unter  der  Verpflichtung,  die  Kommiss&re  dann  nn  dem 
Orte,  wo  sie  sich  eben  befinden  worden,  za  besuchen  oder  im  Niehi- 
befolgungsfalle  eine  Geldstrafe  zu  erlegen.  Wenn  die  Bekehrung  einee 
Ortes  gelungen  sei,  sollten  die  Insassen  alsbald  um  eine  Erhöbung  des 
PfarreinkoninienB,  sei  es  in  Geld  oder  in  Naturallielerungen,  ange- 
gangen und  die  Zusagen  augenblicklich  eingetragen  werden,  damit  sie 
filr  alle  Zukunft  gültig  seien. 

Die  Frage,  ob  die  beiden  Kommissäre  sich  bei  ihrem  Amte  auch 
der  militHrischen  Assistenz  bedienen  sollten,  beantwort(^ten  beide 
Jesuiten  t)ejahend,  dot  h  sollten  die  Soldaten  katholisch  sein,  Disciplin 
halten,  nicht  mehr  verlanir<Mi,  als  wozu  sie  berechtijrt  seien  un*}  luu'h 
der  Abreise  der  Kommissäre  bicii  ebenfalls  entfernen,  denn  die  Instruk- 
toren  bedlirften  ihrer  bei  ihrem  Unterrit  ht  nicht.  Wviiü  die  Kommissäre 
bei  ihrer  Wiederkeln  hartnäckige  Ket/er  antreffen  würden,  seien  bei 
diesen  allein  Soldaten  einzuquartieren,  „damit  sich  durch  die  Plage 
„ihr  Verstand  erleuchte.  So  lange/  heilst  es  wörtlich  in  dem  Gut- 
achten, «sie  nicht  zur  Einsicht  kommen  und  ihrer  Verpflichtung  nicht 
»gerecht  werden,  so  lange  soll  der  Druck  auf  ihnen  lasten.  Man 
„macht  sich  da  keines  Beligionsfrevels  schuldig,  denn  der  König  und 
.seine  Kommissare  bemühen  sich  um  eine  erlaubte  Sache;  der  Unter- 
bricht ist  genügend ,  so  dals  jedermann  die  Wahrheit  erkennen  und 
»dieselbe  aufrichtig  erfassen  kann* 

Damit  die  Bekehrung  eine  nachhaltige  sei,  empfahlen  die  Jesuiten 
die  Begründung  von  Knaben-  und  Mädchenschulen  in  allen  Städten 


'  Wir  können  niclit  tmiliin,  hier  die  Stelle  aus  dein  lateinischen  OnVi";»!  zu 
wie<lerhoIen,  weil  sie  besser  als  die  Ühersctxung  die  iuirt«  und  nacbsichUlosc  Cie- 
sininiug  der  beiden  Jesuiten  chArakterisiert :  8i  oportet  redirc  secundo  dominos 
«nnnunarios,  quia  mnlti  post  acceptam  instructioneni  pflfgerenuit  in  «na  pertinada, 
Uli  soll  graventur  milite  et  par«  atm  convi  rsis,  ut  vexatio  det  intellecttun  et  tarodiu 
grarentur,  quoad  retw-ipiscant  et  officio  satisfaciant.  Neque  per  hnc  datur  occasio 
sacril^iorum.  Ilex  et  comuiiäsarii  dant  opeium  roi  lictta;  et  instructio  üufficieas 
aoii  deett,  ut  videre  possinl  vcritatem  et  ülain  taaa  ^dkam  cooiplectL 
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deg  Lamles.  Indem  sie  dsnuif  brnwiesen,  dafo  die  Lelirer  aa  allen 
Stadtschulen  froher  von  der  earolimsdien  Univeisittt  ernannt  worden 
aeien^  gaben  sie  zu  <n-wri^^en,  ob  diese  Einrichtung  nicht  wieder  zu  er-* 
neueni  w&re.  Sie  Vwimii  also  die  Gelegenheit  nicht  vorübergehen,  auf 
diesem  Wege  der  Gesellschaft  Jesu  die  Oberaufsicht  über  alle  Schulen 
in)  Lande,  die  sie  im  Vertrage  mit  dpin  Er/hischofe  nicht  rrlaogt 
hatten,  doch  noch  zu  verschafTfMi.  —  I  iir  die  Heranbildung  der  not- 
weudif^en  i'fan';,'eistiichkeit  euipfalileu  sie  die  Boprrtindung  eines 
Sen>inars,  in  dem  mm  mindesten  200  KU  riker  beherbergt  werden 
sollten.  Du  jednch  die  Böhmen,  wie  die  I  ilührung  lehre,  für  den 
geistlichen  Stand  und  das  ehelose  Leben  nicht  leiclit  zu  gewinnen 
seien,  in  Böhmen  an  vielen,  ja  an  den  meist«;n  Orten  nur  die  böhmische 
Sprache  bekannt  sei,  diese  aber  Toa  den  Deatachen  nie  grfindKeh  er- 
lernt werden  kOnne,  so  empfahlen  sie  die  Heraaziehnng  von  Knaben 
ans  dem  polnischen  Teile  Schlesiens,  Die  Polen  seien  f&r  den  geist' 
liehen  Stand  eingenommen,  und  wenn  sie  in  Prag  ersogen  wQiden, 
so  worden  sie  ToUstftndig  die  Kenntnis  der  böhmischen  Sprache  er- 
langen und  sich  zu  trefflichen  Kanzelrednc  rn  ausbilden.  Vor  allem 
empfahlen  sie  die  VergrOfsenmg  des  Pfarreiukommens ,  das  wfthrend 
des  Aufstandes  in  mancherlei  "Weise  geschmälert  worden  war,  m  dafs 
die  vifOen  Klagen  aus  dieser  Zeit  über  das  schmale  rfarreinlcommen 
sicherlii  h  horp<-htigt  waren. 

In  Aiiseliung  <ler  Vernichtung  der  häretischen  BlU-her  emptHlileu 
die  Jesuiten  kein  allzu  liastijzes  Verfahren  ;  sie  waren  tllierzeuLi,  dafs 
man  mit  dem  Fortschreiten  der  G^eurt  lumiaLioii  ilirer  ohnehin  hub- 
haft werden  würde  und  äie  dann  entweder  heindich  uder,  wenn  das  mit 
Zustimmung  der  Bekehrten  geschähe,  öffentlich  verbrennen  könnte. 
Sie  waren  auch  nicht  daflkr,  dafe  man  den  Ketzern  die  Tranung  ver- 
weigere, und  noch  weniger,  dalb  man  die  Kinder  ketseriseher  Eltern 
ohne  Taufe  lasse;  dagegen  sollte  niemsnd  kirchlich  bestattet  werden, 
der  den  ersten  fflr  die  Bekehrung  gesetzten  Termin  nicht  eingehalten 
haben  wOrde.  Ein  Bauer  dOrfe  dann  nur  von  höchstens  sechs  Bauenii 
ein  Ritter  von  sehn,  ein  Herr  von  zwanzig  seiner  Dienerschaft  ange- 
hörigen  Personen  oder  aber  heimlich  in  der  Nacht  und  ohne  jede  Be- 
gleitung aufserhalh  iles  Friedhofes  zu  Grabe  getragen  werden.  Da 
der  Erfolg  der  Gegenreformation  von  den  Gutshauptleuten  abhänge, 
niDssi'  tnan  sich  vor  allem  bemühen,  dal's  diese  Katholiken  seien,  — 
Die  Küunnissiire  sollten  auch  ein  Strafreclit  wiiier  offenkundige  Sünder, 
wider  Gotteslästerer,  Ilurer  und  Ehebrecher,  wider  diejenigen,  die  au 
Fasttagen  l-'lei.sch  aisiMi,  an  Sonn-  und  Feiertagen  arbeiteten,  ketzerische 
Büchel'  aufhoben,  die  Ehe  ohne  Zustimmung  ihres  Pfarrers  eingingen, 


ttben  dfiifen;  alle  diese  sollten  mit  Geldstrafen  belegt  werden,  die 
zum  Nutzen  der  betreffenden  P&irer  verwendet  werdöi  konnten. 

Das  Gutadtten  der  beiden  Jesuiten  lieTs  sieb  aucb  Ober  die  FVage 
ans,  ob  in  Böhmen  vier  neue  Bistümer  zu  orrii  hton  s(  ien.  Es  ei^ 

kannte  an,  dafs  die  Prager  Diöcesc  einen  aurserordentlicbeu  Umfang 
besitze  und  eine  Teilung  dringend  wünschenswert  sei,  aber  es  er- 
klärto,  dafs  diese  Angelpp:enlieit  not^h  vielfache  Beratung  erfordere  und 
dafe  deshalb  die  Gegeurt^formatinü  nirht  verschoben  werden  dürfe. 
Die  Frage,  ob  der  Kaiser  iu  seinem  (iewissen  verpflichtet  sei,  alle  der 
Geistlichkeit  seit  den  Husitenkriegen  entfremdeten  Güter  zurückzu- 
stellen, beantwortet^»n  sie  in  verneinender  Weise,  weil  nicht  nachge- 
wiesen werden  könne,  ob  alle  Güter  geraubt  uuti  nicht  einzelne  von 
den  Geistlichen  verkauft  oder  vertauscht  worden  seien,  femer  weil  die 
gegenwärtigen  Besitzer  meistens,  den  Ursprung  ihres  Besitzes  nicht 
kennend,  in  gutem  Gtouben  denselben  festhalten,  endlich  weil  der 
Kaiser  aus  dem  Verkauf  der  konfiscierten  und  zum  Teil  der  geistlichen 
Güter  die  Kosten  des  Krieges,  der  aucb  zum  Vorteil  der  Geisüidikeit 
geführt  worden  sei,  bestritten  habe  und  fiberdies  bereits  der  Geistlich- 
k^t  in  BöhnMn,  Mähren  und  Schlesien  Güter  im  Werte  von  mehr  als 
einer  Million  geschenkt  und  ihr  dadurch  Ersatz  geboten  habe.  Sollte 
ein  Schiedsgericht  entscheiden,  dafs  der  Kaiser  zu  weiterer  Genug- 
thnung  verpflichtet  sei,  so  müfste  er  allerdinjrs  entwedei-  ]>(m  dem 
Papste  um  Nachsicht  dieser  VerptiiohtuufJ:  ansuchen  oder  die  beLrelfen- 
den  Gilter  /,utiu'i<sieJlen  oder  die  bereits  verkauften  um  den  erhaltenen 
Kaufpreis  wieder  einlösen  und  den  betrefft nden  geistlichen  Eigentümern 
zuweisen.  Nacli  dei-  t'ber/.eu'jrunf:  der  Jesuiten  war  er  aber  weder 
zur  völligen  liestitutiou,  noch  zu  einem  weiteren  Ersatz  verpflichtet, 
da  der  Krieg  ihm  so  grolse  Kosten  verursacht,  dafs  er  selbst  kaum 
sdnen  Ho&taat  eihalten  kOnne.  Sollte  er  aber  einmal  seine  Schulden 
abzahlen  und  wieder  zu  bedeutenden  Einkünften  gelangen,  dann  mOge 
er,  zwar  ohne  bestimmte  Verpflichtung  und  freiwillig,  aber  jedenfalls 
nach  Möglichkeit  für  den  Glanz  der  Kirche  Soige  tragen.  Dagegen 
seien  die  Käufer  der  konfiscierten  Güter  verpflichtet,  die  Diflerenz 
zwischen  der  Kaufsumme  und  dem  Wert  des  erkauften  Gut«s  zum 
Nutzen  und  Frommen  der  Kirche  zu  verwenden;  für  sie  gebe  es  keine 
Entschuldigung  und  keine  Dispens. 

Zum  Schlüsse  l)erechneten  die  Jesuiten  die  Kosten  der  Gegen- 
reformation. Fftr  die  beiden  Kommissare  und  ihre  Dienerschaft  be- 
rechnet-en  sie  UiLdich  zehn  Gulden,  für  ihre  Sekretilre  zwei  Gulden, 
für  je  zwei  Instruiitoien  drei  Gulden.  Sie  wollten  nur  fünfzehn  In- 
struktoreupaare  verwendet  wissen,  weil  die  Orden  uicbt  mehr  Personen 
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zur  VerföfTung  hatten  und  weil  die  Roformation  sonst  nicht  rasch 
fortschreiten  und  uian  noch  immer  niclit  über  die  nötige  Geistüelikeit 
fQr  die  eunzelnen  Pfarren  TerfQgen  wflide.  Für  die  50  Musketiere^ 
die  sie  zum  Sehttte  der  Koramiflsftre  fttr  uonmgänglidi  notwendig 
hielten,  berechneten  Bie  filr  jeden  einzelnen  einen  Monatnold  Ton 
ftlnf  Gulden,  da  für  ihre  Bektetigung  die  zu  Bekehrenden  BOigen 
oifllalen.  Naidi  diesem  Voranaehhige  sollte  das  Beformationswerir 
jnhrlich  2  3  805  Gulden  kosten.  Ffir  die  Unterhaltung  der  200  Kleriker, 
die  allmiUilich  für  die  Pfarren  herangezogen  werden  sollten,  berechneten 
sie  je  150  Gulden,  was  wiederum  eine  Gesamtauslage  von  30000 
Gulden  iiiarhto;  falls  man  zur  Errichtung  der  BistOnicr  schreiten 
würde,  inor*<t<'n  jedem  Hischofe  entweder  Güter  mit  hinein  .Talires- 
ertraimis  von  0000  (riildrn  oder  ein  Kapital  von  lOüOOO  Gulden  an- 
«rewies*'!!  werden.  Von  der  Krrii'htuug  von  Donihenenstellen  bei  den 
neuen  Katludruleu  sahen  siie  vorläufig  ganz  ab,  weil  es  absurd  wäre, 
davon  zu  sprechen,  so  lauge  für  je  drei  Pfarren  kaum  ein  (ieistlicher 
Sur  Verfügung  stehe.  Zur  Bestreitung  dieser  Kosten  sollte  entweder 
ein  Aufechlag  von  je  sehn  Kreozem  tBa  eine  Kufe  Sals  erfolgen,  oder 
der  Kaiser  auf  je  sehn  Kreuser  von  sdnem  bei  einer  Kufe  auf  45 
Kreuzer  berechneten  Gewinn  versichten.  Das  Gutachten  erging  sich 
dann  noch  des  weiteren  fiber  die  Art  und  Weise,  wie  mit  dem  ge* 
wonneoen  Gelde  gewirtsehaitet  und  gespart  und  wie  namentlich  die 
f&r  die  Errichtung  der  Bistümer  nötige  Summe  kapitalisiert  werden  solle. 

Endlich  fafsten  die  Jesuiten  die  Frage  ins  Auge,  ob  diejenigen, 
welche  die  Bekehrung  hartnackig  verweigerten,  aus  dem  Lande  zu 
woisen  seien  (»»b-r  nii'ht  Bezüglich  Afv  Mitglieder  des  Herren-  und 
Hitterstan(b>s  erlaubten  sie  dem  K.iis»  r  luildung  emidehlen  zu  dürfen, 
wenn  sie  keine  Prädikanten  Ihm  sh  !i  1*  Ik  rberpten,  ihre  Kinder  nicht 
an  häretischen  Orten  erziehen  Ik  Im n,  uml  wenn  die  letzteren  nur  als 
Katholiken  zur  Erbschaft  nach  ihren  Vätern  zu^'elassen.  im  eut^^egen- 
gesetzLeu  Falle  aber  zum  Verkauf  ihrer  Güter  und  zur  Auswanderung 
genötigt  wQrden.  Bezüglich  des  BOrgerstaudes  sprachen  sie  die  Hoff- 
nung aus»  dafe  wohl  jetst  alle  katholisch  werden  worden;  sollten  aber 
einige  hie  und  da  Widerstand  leisten,  so  seien  sie  nachsichtslos  als 
Kebellen  auszuweisen.  Die  Bauern  dagegen  roOsse  man  an  der  Seholle 
festhalten  und  nicht  durch  Ausweisung,  sondern  durch  Zwangsmittel 
zur  Nat  lidebigkeit  anhalten.  Nirgends  dürfe  man  endlich  dulden,  dafs 
die  Herrschaft sliesitzer  bei  der  Bewirtschaftung  ihrer  Gtkter  sieh  prote- 
stantischer Hilfskräfte  bedienten,  sondern  mOsse  nachsichlslos  auf  ihrer 
Entfernung  bestehen. 

£rzbi8ehof  Harracb,  der  die  Kosten  der  Gegeurefomiatioa  vielleicht 
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luclit  so  hoch  wie  die  Jesuiten  berechnete,  fimd,  dab  die  ▼om  Kaiser 
hiefllr  bewilligten  flliif  Kretuer  vod  jeder  in  Böbrnen  vertniaucliten 
Kufe  Salz  keine  3000  Gulden  im  Jahre  betrügen.  Er  wollte  anfangs 
von  jeder  Kufe  acht  Kreuzer,  und  als  er  nur  das  allgemeine  Ver- 
sprechen erliiclt,  dafs  der  Kaiser  für  die  weitere  Notdurft  Vorsorgen 
würde,  verlanjjrU^  er  mindestens  die  Anweisung  von  8 — 10000  Thalcrn 
aus  einer  sicheren  Quelle.  Die  Hofkammer  empfahl,  dafs  dem  Erz- 
bisehof die  verlangten  10000  Thaler  aus  dem  böhmischen  Zollircffille 
angewiesen  würden;  dageizen  machte  je^ioch  die  böhmische  Kammer 
geltend,  dals  sie  den  auf  sie  angewiesenen  Zahlungen  nicht  genügen 
und  (iaiui  auch  auf  das  Zollgefälle  nicht  verzichten  könne.  Infolge- 
dessen entschied  endlich  der  Kaiser,  dafe  die  10000  Thaler  ganz  dem 
Salzgefölle  entnommen  weiden  sollten,  da  er  das  Beformirtioiiswerk 
nnbedinfnt  zn  Ende  fbhren  wollte'. 

Zn  Prinzipalkommissllzen  bei  der  Dnrchmbrung  der  Gegenrefor- 
mation wurden  vom  Kaiser  Kardina]  Harmch,  Graf  Jarodav  von 
Martinitz  und  Herr  Friedridi  Tatmbeig  ernannt.  Ihre  Sache  war  es 
nun,  jene  Geistlichen  auszuwählen,  welche  den  Unterricht  des  Volkes 
in  die  Hand  nehmen  und  die  Laien,  welche  ihnen  hiebei  zur  Seit« 
stehen  sollten.  Diese  Ernannten  bekamen  alle  die  Bezeichnung  Sub- 
delegate.  Wie  viel  Tnstniktorenpaarc  bei  diesen  subdelcgiertrn  Kom- 
missionen augestellt  wurden,  ist  nicht  bekannt,  wir  wissen  nur  so 
viel,  dafs  hiebei  hauptsächlich  Jesuiten  und  Kapuziner  verwendet 
wurden,  und  dafs  die  letzteren  beim  Volke  beliebt^er  waren  und  sich 
deshalb  eine!^  rascheren  Erfolges  erfreuten.  Wenigstens  l)at  aus  diesem 
Grunde  der  Kaiserrichter  von  Juugbunzlau  um  die  Zusendung  von 
Kapuzinern.  Es  bedurfte  p&pstlieher  Autorisation,  um  Ordensgeistliche 
bei  dieser  Arbeit  verwenden  zn  kdnnen,  die  sdbstverst&ndlidi  den 
Empfohlenen  beroitwUlig  ert^t  wurde.  So  ernannte  beispieteweise 
ein  pApstliehes  Breve  den  Pater  Yalerian  zum  Misrionar  in  Böhmen 
und  dispensierte  ihn  im  Falle  des  Bedürfiiisses  von  einem  Teil  der 
Qidensiegeln.  Der  Erzbisehof  erteilte  den  Ordensleuten,  die  mit  der 
Bekehrung  der  Ketzer  betraut  wurden,  eine  besondere  Instniktion  ibr 
ihr  Vorgehen.  Sie  sollten  von  ihren  Zuhörern  käne  Erklärung  ver- 
langen, dafs  sie  Katholiken  seien,  sondern  sie  nur  auffordern,  der 
Belehrung  ein  freundliches  Ohr  zu  weihen  und  erst,  wenn  die  Be- 
kehrung eine  vollständige  sei,  sei  ihnen  auch  das  Glaubensbekenntnis 


*  Prager  erzbischöflichos  Archiv:  Harrach  an  Ferdinand  II.  dd.  2fl.  .lanuar 
1627.  —  Archiv  des  k.  k.  Reichsfinanzministeriums:  Die  Hofkaimncr  an  den  Kaiser 
dd.  26.  t'ebniar  und  10.  April  1027;  Entscheidung  des  Kaisers  dd.  10.  April  1027. 
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öffentlich  abzuverlangen.  Bei  ihren  Unterredungen  sollten  sie  stets 
darauf  aaftneilcBam  maelieii,  da6  der  Kaisw  mt  Deformation  ebenso 
berechtigt  sei,  wie  atte  flbrigen  Beiehafürsten.  K^ner  gOnne  seinen 
Unterthanen  Freiheit  des  Gevissens;  in  Böhmen  sei  dieselbe  zwar 
froher  zugestanden,  aber  nur  zum  Aufruhr  benotzt  worden.  Aueh 
wegen  der  groAm  Steuerlasten,  die  das  Land  jelatt  au  tragen  habe, 
soUten  die  Bekehrer  den  Kaiser  rechtfertigen  und  darauf  hinweisen, 
dais  die  Abwehr  der  vielen  Feinde,  namentlich  auch  der  Türtien  und 
Tartaren  eine  Erleichterung  nicht  gestatte.  Da  die  unmoralische 
Haltung  vieler  katholischer  Geistlichen  klar  zu  Tage  trat  und  zu  be- 
fürchten stand,  dafs  das  Volk  auf  dieselbe  hinweisen  und  daraus  einen 
Grund  t^egen  die  Bekehrung  srhftpfen  würde,  so  glaubte  der  Enibischof  die 
lustruktoren  Über  die  zu  erteiieuile  Autwart  im  vorhinein  belehren 
zu  müssen.  Sie  sollte  lauten:  man  dürfe  sich  nicht  wundern,  wenn 
sowohl  die  katholische  Laienwelt  wie  die  Geistlichkeit  sich  durch 
keinen  frommen  Lebenswandel  auszeichne;  dies  sei  die  Folge  un> 
gOnstiger  ZeitverUtttniase  und  der  HSresie,  welche  Ober  2()0  Jahre  in 
Böhmen  geherrscht  und  die  Kathofilcen  auf  Abwege  geführt  habe. 
Diese  Erlil&ning  dOrfe  jedoch  nicht  jedermann,  sondern  nur  den 
Klügeren  gegeben  werden.  Die  Instruktoren  sollten,  wenn  sieh  die 
Ketzer  nicht  gleich  zur  Bekehrung  einstellten,  ihre  Einladung  wieder- 
holen und  nur  dann,  wenn  ihnen  nicht  Folge  getoistat  werde,  sich  an 
den  weltlichen  Arm  wenden.  Mit  jedem  Ketzer  sei  einzeln  zu  ver- 
kehren, denn  einzeln  seien  sie  leichter  zu  gewinnen,  die  Unterredung 
müsse  stetB  einen  freundlichen  Charakter  Jmben.  Als  zweckeut'jprerhend 
wimie  es  hp/pichTiet,  wenn  nwh  der  Kaiserrichter  oder  der  Bürger- 
meister des  Ortes  den  zu  Bekehrenden  die  Vor-  und  Nachteile  der 
Nachgiebigkeit  oder  des  Widerstandes  auseinandersetzte;  diese  kountini 
hiehei  eine  heftigere  Sprache  führen,  als  (ier  Instruktor.  Es  empfehle 
sich  für  die  Instruktoren,  den  Unterricht  mit  der  Widerlegung  einiger 
den  Katholiken  fälschlieh  zugeschriebenen  Gebräuche  und  Glaubens- 
meinungen zu  beginnen,  s.  B.,  dafo  de  den  Gebeinen  der  Heiligen 
gütliche  Verehrung  zollten,  dais  sie  dem  Papste  eine  höhere  Auktorittt 
als  der  heiligen  Schrift  zuerkennten.  Den  Zuhörern  müsse  vor  allem 
klar  gemacht  werden,  dais  der  Papst  im  Verein  mit  dem  Ökumenischen 
Konzil  unfehlbar  sei ;  denn  darühw  seien  alle  einig,  dafs  die  heilige 
Schrift  die  unfehlbare  Glaubensnorm  sei :  wer  könne  de  aber  im 
Zweifelsfalle  erklären,  als  die  vereinigte  Kirche?  Dagegen  dürften  sich 
die  Instruktoren  in  die  Krörterunf;  des  Satzes,  dafs  der  Pai>st  für  sich 
allein  unfehlbar  sei,  nicht  einlassen;  denn  einige  IcuLnieten  diese  In- 
iallibiliUlt,  mit  Unrecht  zwar,  aber  ohne  sich  deshalb  der  liäresie 
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flehnldig  zu  macbeD.  Audi  Ar  die  Tradition  BoIIteD  tie  eintreten  und 
danmf  hinweiflen,  dafe  «e  nur  isaofern  als  Glaubentnegel  au^sestellt 
werde,  als  sie  von  der  ganzen  Kirchr  angeuommen  worien  sei.  Den 

übrigen  Kontroversen  sollton  sie  nach  Möglichkeit  aus  dem  Wege  gdien, 
aber  im  Notfalle  ihren  Mann  stellen.  Als  solche  Kontroversen  wurde 
iler  Primat  Petri,  die  Umwandlung  des  Protos  und  Weines  iu  das 
Fleisch  und  Blut  d^  Herrn,  der  Empfang  des  Al)eudmahls  unter 
beiden  Gestalten  bezeichnet.  Da  vorauszusehen  war,  dafs  sirli  über 
(Hosen  letzten  Punkt  die  heftigsten  Streitigkeiten  entwickeln  winden, 
Sü  trug  der  Erzbischof  den  Instruktoren  iiuf,  sich  hien^l>cr  t:en;iu  zu 
unterrichten,  um  gegen  alle  Einwürfe  sattelfest  m  sein.  —  Mau  set/te 
hienach  voraus,  dais  die  Bekehrung  der  Ketzer  das  Ergebnis  eines 
Worttampfes  zwiaehen  ihnen  und  den  Inatnüctorai  sein  werde ;  doch 
dfirften  nur  wenige  „Ketzer*  Uber  die  notwendige  Kenntnia  und  Bede- 
gewandtlieit  verfügt  haben»  um  die  Instmlitoren  in  Verlegenheit  zu 
Iningen,  und  wenn  dies  auch  der  Fall  gewesen  wAie,  so  würden  sie 
Bchwerlieh  dazu  den  Mut  gehabt  haben,  denn  je  glftnzender  sie  das 
Worl^echt  mit  ihren  Tjchrern  bestanden  hätten,  desto  dcherer  wurden 
sie  ausgewiesen.  Wer  aber  auf  diese  Eventualität  vorbereitet  war, 
der  verliefs,  ohne  sicli  ei-st  in  einen  Streit  einzulassen,  ohne  weiteres 
ihs  Land'.  Bezeichnend  in  dieser  Instruktion  ist  übrigens,  dafs  der 
Erzbischof  selbst  das  lasterhafte  Treiben  der  l^atholischen  Geistlich- 
keit in  Böhmen  tadelt,  und  zahlreiche  EinzelfiUle  bewiesen,  wie  sehr 
er  damit  im  Hechte  war.  So  klaj^te  der  Erzdechant  von  Krumau 
dals  die  ihm  unterstellten  Pfarrer  trotz  des  au  sie  ergangenen  Verbots 
ketzerische  Paare  trauten,  was  sie  gewifs  nur  thaten,  wenn  sie  von 
den  Betreffenden  für  die  Übertretung  <les  Verbote  bezahlt  wurden, 
und  dab  sie  von  den  Leuten  bei  Taufen,  Trauungen  und  Begräb- 
nissen  »horrende*  Zahlungen  yerlangten.  Der  Herzog  Julius  Heinrich 
von  Sachsen-Lauenbutg  Idagte  den  Pfarrer  von  laehtenstadt  neben 
anderen  Lastern  auch  an,  dab  er  gegen  Geldentlohnung  den  in  seiner 
Pfiurre  eingepfarrten  Protestanten  Straffireiheit  znidchere.  Der  Pfarrer 
von  Joachinmthal  fiUirte  einen  so  ärgerlichen  Lebenswandel,  dafs  der 
Deehant  von  Kaaden  dem  Erzbischof  erklärte,  von  einer  Bekehrung 
dieser  Stadt  könne  nicht  die  Rede  sein,  so  lange  ein  so  unwürdiger 
Mann  daselbst  weile.  Die  Insassen  von  Zebräk  warfen  ihrem  Pfarrer 
vor,  dals  er  bei  den  jreistlichen  Funktionen  sie  anf  jede  Weise  aus- 
plündere, bei  einem  Begräbnis,  für  welches  man  früher  zwei  böhmische 


1  Nni-ma  simdr  ndi  ftdcni  catholicam  a  CardiiMU  Uairadi  pnncripta  miuionariis 
dd.  1627.  Wiener  btaatoarcbiv. 
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Groscheii  besahlt  habe,  bis  zu  drei  Thalem  Teilatige,  dem  SchuImeiBter 
kein  StQck  Brot  und  keinen  Ffennig  Geld  gebe,  obwohl  er  tHem.  m 
don  hidbr  cinpfaugeneu  Zehent  vor})flichtet  sei;  im  Gottesdienst  sei 
er  äufserst  lässig,  in  der  Osterwoche  habe  er  gar  keinen  Gottesdienst 
gehalten  und  am  Ostersonntage  sei  er  erst  gegen  Mittag  in  die  Kirche 
gekommen,  als  die  daselbst  Versammelten  sich  bereits  entfernten; 
auf  der  Kanzel  schimpfe  er  die  Zuhörer  Ksel  Hengel  (troupili  a  hul- 
vatü  uadävä)  und  Narren,  ^!ine  ähnliche  Klage  erhob  der  Stadtrat 
von  Gerhowic  gegen  seinen  IManei (leidgier  und  Rohbcii  M  h  iiideten 
tiberbaupt  den  weltlichen  Klerus  jener  Tjige;  die  Habsucht  (ie.sselben 
war  um  so  halslicher,  als  noch  im  Jahre  U>27  jeder  Pfarrer  zum 
mindesten  zwei  oder  drei  Kirchen  zu  versebeu  hatte  und  sein  Ein- 
konuDen  ^bdier  trots  viel&dier  VwkOnningeD  aidi  jedenfalls  hoher 
beliefy  als  das  jedes  dnaelnen  der  froheren  Pfiuier,  die  zodem  meist 
verheiratet  waren.  Die  Art  und  Weise,  wie  man  die  GeistUchen  ans 
Übeilftufem  und  oft  genug  aus  solchen  anwarb,  die  sich  von  Weib 
und  Kind  lossagten,  macht  freilich  cUe  morslische  Verfcommenbeit 
vieler  deiselben  begreiflich. 

Mit  welchen  Schwierigkeiten  die  Instruktoren  zu  kämpfen  hatten, 
ersieht  man  aus  dem  Zustande  der  erzbisehötlichen  Güter,  in  denen 
es  doch  wahrlieh  seit  mehreren  Jahren  an  Belehrung  imd  Zwang  nicht 
gemangelt  hatte.  Der  Pfarrer  von  Moldautein  klagte,  dal's  nicht  nur  wai. 
die  Refonnation  daselbst  nicht  zvi  Knde  -clulirt  soi,  sondern  dafs  auch 
jene  Bürger,  die  sich  l>ereitö  als  Katliohkeu  geberdet,  wieder  abge- 
fallen seien,  als  sie  hörten,  dafs  sich  in  dem  benachbarten  Dorfe 
hfv/A  ein  i  rädikant  auiiialte.  Sie  seieu  am  1.  Mai  scharenweise  in  le«. 
der  Nacht  dahin  gegangen;  auch  die  Bauern  der  Umgebung  bütten 
sich  mit  dam  daselbst  begüterten  Herren  von  Malowets  eingefunden 
und  das  Abendmahl  unter  beiden  Gestalten  empfangen.  Neben  dieser 
heimlichen  Zusammenkunft  versammelten  sie  sich  nach  der  Angabe 
des  Pfsrreis  alle  Sonntage  auf  dem  Friedhofe  und  sangen  da  husitische 
Lieder;  hei  dieser  Odegenlirit  fanden  sieh  auch  jene  ein,  die  wegen 
ihrer  häretischen  HartnSeklgkeit  durch  das  erzbischöfliche  Gericht  aus 
der  Stadt  verwiesen  worden  waren.  Dagegen  beteiligten  sich  an  dem 
vormittägigen  katholischen  Gottesdienst  am  Sonntag  nur  etwa  14  Per- 


'  Prager  er/bischöfliches  Archiv:  Dur  Hrzdecliaot  von  Krunuiu  aii  dun  Er/- 
bischof  dd.  6.  Februar  1627.  Julius  Heinrich  von  Sachsen- Lnuenburg  uo  Uarrach 
29.  AiigiiBt  1027.  Der  Dechuii  von  Kaaden  an  den  Enbisebof  dd.  27.  Ifln 
1627.  Der  Stadtrat  von  ^^clmik  m  don  Simon  Ürosius  von  Hornst«in  dd.  18.  Mii« 
1627.  Der  ätadtrat  von  Cerhowic  aa  den  äimon  Brosiu»  von  Uonutein  dd.  1.  Min 
1627. 
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sonen  und  bei  der  Vesper  gar  nur  ein  oder  zwei  Penonen  aus  dem 
Armenbause.  Trotzdem  der  henwbalUielie  Hauptmann  eB  an  Orobungen 
und  Strafen  nicht  mangeln  liefs,  Tersammelten  sich  die  Insa^n  der 

Herrschaft  Moldautein  und  anderer  benachbarter  Güter,  die  dem 
Balthasar  Marradas  und  Martin  Huerta,  also  den  eigentlichen  Bütteln 
MW.  der  Gegenreformation,  angehörten,  am  Pfingstdienstag  (25.  Mai)  im 
Dorfe  Ondray^  (Udra^\  das  im  Besitze  dos  Bitters  Ctibor  Oudra^sky  war, 
um  daselbst  dem  Gottesd^Misto  »"inf^  Pradikanten  hei/uwohiifMi  um!  von 
ihm  das  Abendmahl  zu  emijfaDgeii.  Da  der  Hauptmann  von  dieser 
Zusammenkunft  erst  später  Nachricht  bekam  und  sonach  die  Beui- 
tenteu  uicljt  hatte  l^berraschen  können,  hielt  er  wenigstens  uachtnUilieh 
fleifsige  Umfrage,  wer  sich  an  den  beiden  Zusammenkünften  in  Bfezf 
und  Oudra2  beteiligt  habe,  und  fand  unter  anderm,  dafs  die  Tochter 
des  Priraators  selbst,  der  sieh  doch  als  Katholik  geberdete,  daran 
teilgenommen.  Selbstverständlich  spQrte  er  nun  auch  dem  PrAdikanten 
fleiftig  nach,  um  ihn  gefangen  zu  nehmen.  —  Als  in  Moldautein  be- 
kannt wurde,  welche  Anklagen  der  Pforrer  und  der  Hauptmann  er- 
hoben hatten,  suchten  sich  die  Bfiiiger  dieser  Stadt  in  einer  Zuschrift 
an  den  Ersbischof  wenigstens  g^ntlber  der  Anklage  des  l^arrers 
reinzuwaschen,  indem  sie  behaupteten,  dafs  an  der  Yersamnilung  in 
Bfezf  sich  nur  zwei  Frauen  aus  Moldautein  beteiligt  hätten.  Ob  der 
Pfan-pr  die  Zahl  übertrieben  oder  die  Bürger  dieselbe  unwahr  herab- 
gedrückt  haben,  maLr  unentschieden  bleiben;  jedenfalls  besuchten  sie 
die  Prädikantou  und  hielten  ihren  eigenen  Grottesdieust  auf  dem  Fried- 
hofe, denn  das  bestritten  sie  nicht'. 

Nicht  viel  gtünstiger  stand  es  um  die  üegeureforniaüiui  auf  dem 
erzbischöflichen  Gute  Ro2mital.  Trotz  aller  Mahnungen  llurraehs 
weigerten  sich  daselbst  zahlreiche  Insassen  auch  nur  äulserlich  der 
katholischen  Kirche  anzugehören,  was  ihn  in  solchen  Zorn  versetzte, 
dafs  er  dem  Hauptmann  anbefBilil,  die  Güter  aller  Halsstarrigen  und 
Entwichenen  zu  konfisderen.  Er  kümmerte  sich  also  nicht  um  die 
kaiseiliche  Verordnung,  welche  ausdrücklich  das  Eigentum  der  Ent- 
wichenen und  Widerspenstigen  wahrte.  Als  drei  Monate  sj^lter  die 
Jesuiten  die  Bekehrung  Roimitais  in  Angriff  nahmen,  wurden  jene 
Bürger,  die  ihrer  Belehrung  den  gröHsten  Widerstand  leisteten,  einge- 
kerkert und  einer  Hungerkur  unterworfen,  die  endlich  ihren  Wider- 
stand brach.  Nur  einer,  der  Fleischer  Stransk^  wies  jede  Belehrung 

1  Prager  enbiMibftf  liehet  ArvbW:  Der  Pfinrer  von  Hold«at«in  an  den  Erc- 

bischof  dd.  22.  Mai  1627.  Johann  SkTiIa  von  Zbof  Hauptmunn  von  Molilaatcin 
an  tirn  Krzbischof  M.  ^0.  Mni  IGL'T.  Der  BOigomeistw  lind  Stadtrat  Ton  MoldAUteia 
an  den  lij^bischof  dd.  9.  Juni  1627. 
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ab;  er  schwur,  dafs  er  lieber  Leih  und  Lebtn  verlieren  als  nacbe:eben 
wolle.  Da  er  im  Statltrat  sals  uud  reich  war  uu(i  seine  Staudhaftia:- 
keit  jedenfalls  ein  leuchtendes  Beispiel  abgab,  so  beantragten  die 
Jesuiten  bei  dem  Erzbisduife  eine  exemplarische  Bestrafung  des  Wider- 
spenstigen, die  vielleicht  der  Tod  oder  stetes  Gefängnis  nebst  Konfis- 
kation  des  Besitzes  sein  sollte.  Da  die  Bekehrung  mit  solcher  Strenge 
betrieben  wutde^  flfichteten  viele  Einwohner  in  die  benachbarten 
Wälder,  so  da&  sich  die  Jesuiten  und  der  herrschaftliche  Hauptmann 
nicht  Rat  wuTsten  und  die  Ddrfer  aus  Furcht  vor  thätlichen  An^niTen 
nicht  zu  besuchen  wagten.  Sie  waren  überhaupt  ein  Gegenstand  des 
tiefsten  Hasses:  so  oft  sie  sich  auf  den  Strafsen  Ro^.mitals  blicken 
Ii*  I' <  n  Hob*  n  rlif>  L'  nto  vor  ihnen  wie  vor  der  Pest,  so  dafs  der  Je- 
suiteuputer  Kotschel  (iie  Rekehrun?  auf  die  Winterszeit  verschoben 
wissen  wollte,  weil  dann  (iie  Stadl-  und  Dorfbewohner  sich  nicht  von 
Haus  untl  Huf  Hüchten  könnten'. 

Wir  haben  diese  zwei  Beispiele  eigens  angeführt,  uui  zu  zei^;eu, 
wie  festgewurzelt  die  antikaChtdische  Überzeugung  selbst  in  jenen 
Gebieten  war,  die  dem  direkten  Einflüsse  des  Erzbischofes  schon 
l&ngere  Zeit  unterstanden;  noch  fester  haftete  sie  natariich  in  allen 
Übrigen  Teilen  des  Landes,  wo  man  nicht  mit  gleicher  Gewaltsamkeit 
auftreten  konnte.  Die  PrMikanten,  durch  den  Tod,  durch  Auswande- 
rung, Abfall  und  Einkerkerung  bedeutend  gelichtet,  waren  doch  noch 
so  zahlreich,  dafs  sie  sich  in  allen  Teilen  des  Landes  vorfanden,  und 
so  mutig,  dafs  sie  ohne  Scheu  vor  der  Gefahr  überall  dahin  gingen, 
wo  sieh  die  Menire  nach  ihnen  sehnte.  Wenn  sie  in  ihren  Tnistuniren 
und  Ansprachen  die  Menjre  hauptsilohlifh  zur  StandhaftiL'keit  im  Glmi)>en 
mahnten,  so  nahmen  ihre  Reden  wie  begreiflirli  immer  ort'rner  eine 
revolutionäre  Richtung  an.  Sie  verijlichen  den  Kaiser  und  seine  l)i»>ii<  i 
mit  verworfenen  Personen  der  Bibel  udcr  stellten  sie  in  gleiclu-  Linie 
mit  den  Verfol^jern  des  christlichen  Namens,  den  Türken.  Am  St.  im. 
Lukastage  wagte  es  einer  der  ehemaligen  Bischöfe  der  Brttderunitllty 
sich  in  Jungbunzlau  wieder  einzufinden  und  daselbst  eine  von  Ijeiden^ 
Schaft  durchglühte  Bede  zu  halten,  deren  Inhalt  von  einem  der  An- 
wesenden ausführlich  niedergeschrieben  wurde.  Man  kann  wohl  an- 
nehmen, dafe  diese  Versammlung  nur  unter  stillschweigender  Zu- 
stinnnun?  von  ganz  Jungbunzlau  vor  sich  gehen  konnte  und  nur  auf 
diese  Weise  auch  der  Braderbischof  seine  Sicherheit  nicht  gefährdete. 


'  Präger  erzbischöfliches  Archiv:  Der  Erzbischof  an  den  Hauptmann  von 
Ro2mit;iI  cM.  26.  Juni  1U27.  Der  Jesait  KotBcbel  an  den  Erzbiachof  dd.  26.  Sep- 
tember und  5.  Oktob«r  1627. 

6  i  n  d  e  1 7 ,  GegMivfoinMtloB  in  BataMB.  17 
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Am  bartnftckigsten  und  eiitsdiloGBeiisleii  erwiesen  sich  die  Gliodeu- 
Bauern  liei  Taus.  Als  der  Endediaiit  von  BiMhoftdnitz  und  der 
Pfarrer  von  Taus  sie  bekdiren  wollten,  erklftiten  sie,  lieber  ihr  Leben 
und  Vermögen  preisgeben  zu  wollen,  als  vom  ererbten  Glauben  ab> 
zulassen.  Sie  schwuren  einander  zu,  jeden  von  ibnen,  der  abfallen 
würde,  unnacbsichUich  zu  verfolgen,  sein  Haus  einzullschem,  ja  ihn 
selbst  zu  töten  V 

Graf  Martinitz,  dasjoniire  Mitglied  der  lieformationskomiiiission, 
das  an  Eifei-  n]\o  anderou  ültena^te,  schriel)  die  fieriu^en  Erfoljze 
liauptsachlich  dein  Mangel  iiiilitnriseher  Beihilfe  zu.  Albreeht  von 
Waldsteiü,  der  während  der  AVintennonate  in  Prapr  jielebt  hatte,  war 
eben  nach  Wien  pereist,  um  dort  eine  entsi)recheiide  Belolumug  für 
die  bisher  geleisteten  Dienste  durchzusetzen  und  hatte  während  seiner 
Abwesenheit  das  Kommando  über  tiLmtli^e  in  Böhmen  stadouieiten 
Truppen  seinem  Vetter,  dem  Oberstburggrafen  Adam  von  'Waldsteiü, 
Übertragen*  Dieser  wollte  die  Truppen  der  Beformationskomroission 
nicht  zur  Verftkgung  stellen,  vielleieht  infolge  der  Einwirkung  seiner  Frau, 
vielleicht,  was  wahrscbeinlieherist,  Infolge  der  Weisungen  des  Generals, 
der  eigens  um  seine  Zustimmung  ersucht  sein  wollte.  Indem  sich 
Martinitz  l)ei  dem  obersten  Kanzler  deshalb  beklagte,  ersuchte  er  ihn 
um  einen  Befehl  des  Kaisers  an  die  böhmischen  Statthalter,  vermöge 
dessen  sie  alle  im  Lande  befindlichen  Truppen  auf  die  jedesmalige 
llequisitiou  <ler  Keforinationskoninnssiire  denselben  zur  VerfUgun? 
stellen  sollten.  Die  weitere  Klage  des  (irafen  Martinitz  betraf  die 
schonende  Haltung,  die  man  gegen  den  Adel  au  den  Tai:  legte:  hei 
der  Reformation  seiner  eigenen  Güter  habe  er  die  llauptieute  und 
Beamten  zuei>>l  zur  Konversion  genötigt  und  dadurch  die  anderen 
kirre  gemadit  Man  mQsse  dem  protestantischen  Adel  die  ZAhne 
weisen  und  an  einigen  der  Vornehmsten  ein  Exeropel  statuieren,  dann 
werde  sich  auch  das  Volk  beugen*.  ThatsAeMich  bequemte  sich  Wil- 
beim  Kinsky  noch  immer  nur  scheinbar  den  kaiserlichen  Befehlen  und 
liefs  auf  seinen  GQtem  ununterbrochen  die  Prftdikanten  schalten  und 
walten;  nicht  besser  stand  es  nach  den  Angaben  eines  Ordensmannes 
auf  den  Gütern  des  Herrn  von  Wka,  auf  denen  im  März  1627  die 
Pilkdikanteu  ungehindert  geistliche  Funktionen  übten.  Nicht  anders 


■  BAhmisches  Statthaltereiarebir:  Bericht  von  der  Predigt  des  BrOdeneDion 
in  Jungbunzlau  <lil.  18.  Oktober  1027.   Der  Ersdechant  von  BiecbofltiiiitB  an  den 

lintbischof  (hl  91.  August  1627. 

'  Ai  cbiv  YQQ  Raudiiitz :  Martinitz  an  Lobkowitz  dd.  27.  Marz  und  10.  April 

1627. 
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irar  es  auf  den  Gntera  des  Herrn  von  BQnau  und  dem  Beispiele  dieser 
Herren  folgte  der  sodisisehe  Gesandte  am  Wiener  Hof,  Hans  von 
Zeidler,  der  sich  nach  dem  Aafetande  in  Böhmen  angekauft  hatte  und  auf 
-seinen  Gfttem  sich  um  die  Heformationsdekrete  nicht  kümmerte.  Auch 
dar  Herzog  von  Friedland,  wie  sehr  er  sich  um  die  B'reandachaft  der 
Jesuiten  bemühte,  entging  dem  Vorwurfe  nicht,  dafs  er  es  nicht  auf- 
richtig meine  und  auf  seinen  Giitirn  die  Protestanten  frei  gewähren 
lasse.  Dafs  ein  gleicher  Vorwurf  gegen  den  nunmehrigen  Olierstbnrg- 
grafen,  den  Herrn  Adam  von  Waldstein,  erlioben  werden  durfte,  ist 
üach  dem  bereits  Erzählten  sicher'.  Auf  Kinsky,  TrC*ka  oder  Bünau 
mag  Martiuitz  angespielt  haben,  wenn  er  die  Statuieruag  eines  Bei- 
*j[>iels  verlaugte.  Wenn  MuiLmiu  die  Ansicht  aussprach,  dafs  bei  den 
BekehrungsversQcben  zu  wenig  Militärgewalt  angewendet  werde,  so 
tadelte  der  Kurfürst  von  Sachsen,  von  dem  Kurfürsten  von  Mains 
sekundiert,  jede  Gewaltanwendung;  auch  klagten  sie,  daCs  den  Wider- 
spenstigen der  Abzug  nicht  gestottet  werde  und  sonach  das  kaiser- 
liche Patent,  welches  den  Emigranten  das  Becfat  ihre  Güter  m  ver- 
Icaufen  eiorftumte,  ohne  praktischen  Nutzen  sei  Die  Rite,  welche 
<ler  Kaiser  zu  einem  Gutachten  über  die  den  Kurfüsten  zu  erteilende 
Autwort  aufforderte*,  behaupteten  demgegenüber  freilich,  dafs  jeder- 
mann die  Auswanderung  gestattet  sei,  wenn  er  vorher  seinen  Ver- 
pflichtungen iiH  'hkonime.  Was  half  dies  aber,  wenn  —  wie  die  Räte 
Selbst  zugaben,  iliu  Emigranten  nicht  nur  den  zehnten  Teil  der  Ver- 
kaufssumme für  ihre  Güter  erlegen,  sondern  auch  einen  aliquoten 
Teil  der  Stadtschulden  und  die  Bezahlung  der  Strafgelder  fiir  den 
Aufstand  auf  sich  nehmen  mufsten,  zumal  diese  Strafsuuime  mit  den 
StAdten  noch  nicht  vereinbart  war?  Mulsten  diese  Forderungen  nicht 
jedermann,  der  einen  Teil  seines  Vermögens  retten  wollte,  zurOck-- 
halten?  —  Dagegen  leugneten  die  Bäte  nicht,  dafs  den  Protestanten 
durch  Einlagerung  der  Truppen  Gewalt  angethan  werde  und,  wenn 
sie  ein  solches  Vorgehen  für  zulfissig  erklärten,  so  tadelten  dodi  auch 
«ie,  dafs  nicht  f&r  genügende  Belehrung  der  Widerspenstigen  gesorgt 
nud  ihnen  eine  zu  kurze  Frist  far  die  Bekehrung  gesetzt  weide.  Um 


^  Wiener  Staatsarchiv :  Brief  eines  Unbekaiutteu  (wahrscheinlich  eines  Jesuiten) 
tiber  die  Gepner  der  negenrefomiation  ;in  einen  hochgestellten  GeistUcheu  fvielleicht 
t'iuen  Jesuiten).  —  Prager  crzbiscböt liebes  Archiv:  Wiewovsk^,  Seelauer  ürdens- 
priester  an  Herrn  Tennagel  dd.  4.  Hin  1627. 

'  Das  Gutachten  der  Räte  ist  im  Archiv  des  k.  k.  Unterrichtsministeriums 
vorhanden  und  vom  17.  April  1626  datiert.  An  der  Beratung  nahmen  Teil:  Ferdi- 
uaod  lU.»  der  Kardinal  I>ietrichsteio,  die  Forsten  ü^^enberg  und  Lobkowit«,  die 
<fnifen  Htrmdi  und  SUwtt»,  Freiherr  von  VottHi  imA  der  Abi  nm  Kreimnittnster* 
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den  VorwQtfeu  des  KarfiQrsten  von  Sachsen  zn  begegnen,  empfidil  ein 
Teil  der  Räte,  dafe  den  Protestanten  eine  zweimonatliche  Frist  zu 
ihrer  Bekehrung  gewfthrt  werde;  ein  anderer  Teil  wollte  Oberhaupt- 
nodk  warten,  welche  Erfolge  die  Belehrung  haben  würde,  und  erst 
hernach  diese  Frist  bestimmen.  Inzwischen  sollten  die  Tonangeber 
unter  den  Widerspenstip;en  ausgewi^en,  den  andern  aber  je  ein  oder 
zwei  Soldaten  ins  Quartier  L'elecrt  oder  ihre  Wohniui'^  gesperrt  werden. 
Auch  die  Wiener  l'iUe  erkauntri.  nii.  ein  'i'eil  der  neu  einge- 

setzten I*farrer  ein  ari::erliches  Lckien  tiihre  und  riet  deshalb,  dals  der 
Krzbischof  eine  Visitation  der  Pfarrer  vornehmen  solle,  um  die  l'n- 
verbesserlichen  zu  entfernen.  Diese  RalsohliiLie  betrafen  vor/utrsweise 
die  Städte.  Die  Räte  waren  tiberzeu^t,  dals  die  iieforui  auf  dem 
Laude  bald  durchgeführt  sein  wQrde,  wenn  die  Gutsherrn  den  ge- 
hörigen Eifer  entwickelten  und  empfahlen  deshalb,  auf  Begehren  ihnen 
eine  Anzahl  Soldaten  zuzuschicken.  Wir  erfahren  bei  dieser  Gelegen- 
heit, dafs  das  Regiment  Brenner  filr  die  Zwecke  der  Beform  verwendet 
wurde.  Man  begreift»  dafis  die  Antwort,  die  nach  diesen  Vorschlugen 
dem  Kurfürsten  von  Sachsen  erteilt  wurde,  fttr  denselben  nicht  zu- 
friedenstellend gewesen  sein  kann. 

Ein  Patent,  das  der  Kaiser  am  3.  Mai  1627  veröffentlichte,  zeigt, 
dafs  man  entschlossen  war,  auf  dem  l)etreteuen  Wege  auszuharren. 
Dasj^elbe  mahnte  alle ,  ,,ohne  Unterschied  des  Standes,  Amtes  oder 
Winden",  ihren  Wolmort  nicht  zu  verlassen,  sondern  sich  zu  ihrem 
zeitlichen  und  ewigen  Heile  zu  l)t'leluen  und  den)  kaiserlichen  Willen 
sich  anzubequemen.  Wer  sich  nicht  fUgen  wolle,  möge  auswandern; 
derjenigen  aber,  die  trotzig  auf  ihren  Jrrtlimeru  beharren  und  sich 
doch  nicht  entfernen,  sondern  sich  irgendwo  im  Lande  heimlich  auf- 
halten würden,  solle  von  niemandem  eine  Unterkunft  gegeben  werden. 
Namentlich  sollten  alte  Obrigkeiten,  Bürgermeister  und  Bichter  auf 
derartige  verdftchtige  Persönlichkeiten  ein  aufmerksames  Auge  haben, 
um  sie  unverweitt  auszuliefern,  wenn  sie  dazu  auffordert  würden- 
Wer  dies  zu  thun  unterlasse,  solle  flu  jede  Person,  der  er  einen 
Unterschlupf  gewähre,  200  Thaler  Strafe  zahlen*. 

Trotz  (liest'S  Patentes  beklagten  sich  im  .luli  lf)27  nicht  blofs 
Martiuitz,  sondern  auch  die  beiden  anderen  Prinzii>al-lU»fonnations- 
kominissäre  Harrach  und  Talnibenr  in  einer  Zuschrift  an  den  Kaiser 
Uber  den  geringen  bisher  erreichten  Erfolg.  Sie  gaben  diesmal  als 
Ilauptursache  den  Mangel  au  Geld  au:  alles  sei  wohl  vorbereitet  ge» 


*  Ardiiv  des  k.  k.  tnlemchtbmini&teriums:   Kaiserliches  Patent  dd.  3.  ^at- 

1627. 
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'WeseA;  die  Instruktionen  flir  die  geistlichen  Lehrer,  f&r  die  Schul- 
■ineiBter,  für  die  Laien,  die  im  Katechismus  unterrichten  sollten,  seien 
ausgearbeitet,  aber  wegen  Geldmangels  seien  sie  nicht  in  Druck  ge- 
legt worden  und  deshalli  die  RoforTnatioiiskonimi«;sionen  in  keine 
•ordentliche  Thiltigkeit  tretreten.  Als  zweite  Ui-sache  gaben  sie  die 
von  Martinitz  sdioii  liiiher  augedoiitete  an,  dals  mau  n!\mlich  nicht 
mit  Ernst  auch  au  den  Allel  hej-.uitrete.  Wie  könne  man  lioffen,  dals 
die  Bürger  und  Baueru  sicli  iK  ktinvu  \Mirden,  wenn  der  Adel  im 
Widerstande  beharre?  Die  Uelornuitionsbemühuugcu  seien  geiailezu 
lächerlich,  wenn  sie  sieb  blols  auf  das  gemeine  Volk  beschränkten. 
Die  Kommissäre  hielten  fibrigens  fbr  nOtig,  dafe  neben  der  Besatenng 
in  Prag  noch  1500  FnÜsknechte  und  500  Reiter  im  Lande  unterhalten 
'Warden,  um  jeden  Widerstand  zu  brechen'. 

Noch  bevor  diese  Zosehrift  an  ihrem  Ziele  anlangte,  beschftfltigte 
man  sich  in  Wien  mit  derselben  Angelegenheit  Wenn  man  sich  vor 
Zwang  und  Verfolgung  nicht  scheute,  so  empfahl  sich  jedenfalls  die 
gänzliche  Ausrottung  des  Frotestautismus,  weil  man  sich  dadurch  allein 
^or  der  Wiederkehr  revolution  iior  Bewesruncren  sieherte.  Die  RAte, 
die  unter  dem  Vorsitze  des  Fürsten  von  Lobkowit/  filier  diese  An- 
gelegenheit berieten  —  es  waren  dies  Trauttmansdortl,  Mawata,  Kheven- 
hiller,  der  Gesandte  in  Spanien,  der  gerade  in  Wi(>n  weilte,  und 
Nostitz  —  galien  sich  keinem  Schwanken  hin.  sondern  waren  ent- 
schlossen, mit  dem  protestantischen  Adel  autzuiaunien.  Nach  ihrer 
Anschauung  sollte  mau  nicht  das  allmähliche  Abst4>rben  der  Ketzer 
j^bwarten  und  sich  mit  der  katholischen  Erdehung  der  jüngeren  Genera- 
tion begnOgen,  denn  dadurch  werde  der  Ketzerei  doch  wieder  Licht 
und  Luit  zum  Wachsen  gelassen.  Auch  werde  nicht  so  bald  wieder 
•der  Kaiser  so  mftchtig  sein,  wie  im  gegenw&rtigen  Augenblicke.  Den 
Schaden,  den  die  Auswanderer  dem  Lande  durch  Wogffthrung  gro&er 
Geldsummen  brächten,  dtkrfe  man  nicht  allzu  hoch  anschlagen,  wo  es 
sich  um  die  Ehre  Gottes  und  Sicherheit  des  Königreiches  handle; 
ttbrigens  würden  die  Reichen  bei  dem  Verkaufe  ihrer  Güter  nicht 
leititt  den  irauzen  Kaufschilliug  erhalten,  sondern  sich  mit  Teilzahlungen 
be^^uütien  müssen.  Auch  würden  anstatt  der  ans  dem  Lande  ziehenden 
Edelleute  andere  ins  Land  kommen,  sich  daselbst  ankaufen,  und  so 
den  Geldverlust  wieder  gutmachen.  Die  Räte  erörterten  weiter  die 
Frage,  ob  die  Keformatiou  des  Adels  vor  der  Ankunft  des  Kaisers  in 


'  Archiv  des  k.  k.  Unterrichtsministeriums:  Relatio  Commissariorum ,  Card. 
■  Harrach,  Comitu  de  ^lartiaic  et  FHderid  de  Talmberg  ad  Caesarein  dd.  14.  Juli 
1627. 
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Prag  oder  wSlirend  derselben  darchzofbhren  Bei.  Ferdinand  rOstete- 
sieh  nftmlich  damals  zum  Besuche  Böhmens,  um  den  erslen  Landtag 
seit  der  Niederwerfung  des  Aufstandes  zu  erOflhen,  seinen  Sohn  zum 
KOnig  krönen  zu  lassen  und  so  die  Bestimmungen  der  eben  publizierten, 
erneuerten  Lanilos^onlnuD^  in  Kraft  erwachsen  zu  lassen.  Die  Rftt» 
wollten  die  Hefonnation  nicht  aufgeschoben  wissen,  weil  der  Kaiser 
in  Traf?  von  den  widerspenstigen  Edelleuten  überlaufen  werden  und 
ilni^'ii,  durch  manchcilci  Fi^rbitte  bewopfon,  vielleicht  wieder  eine  Frist- 
er>ti  f^ckuni:  zuijestehen  wLirde.  Der  Kaiser  solle  daher  dem  Adel 
schuu  jetzt  eine  Frist  von  sechs  Monaten  zu  seiner  Belehnin^'  nml 
Bekehrung  zugestehen,  und  zwar  deshalb  eine  so  lange  Frist,  utit 
bisher  an  die  Edelleute  kein  Befehl  zur  lieformation  erteilt  und  folg- 
lich ihueu  auch  keine  Frist  gesetzt  worden  sei.  Sollte  während  dieser 
Frist  ein  oder  der  andere  Edelmann  Aigemis  geben,  so  sei  er  un- 
mittelbar aussuweisen  und  dies  auch  in  dem  Patente  oflfon  anzukündigen  *. 

Die  Angabe  der  H&te,  dals  bis  dabin  kein  Adeliger  zur  katho- 
lischen Beligion  gezwungen  oder  im  Weigerungslalle  ausgewieseik 
worden  sei,  ist  nicht  ganz  richtig;  in  einzelnen  Fallen  hatten  sich  die- 
böhmischen  Behörden  zu  einem  derartiiren  Vorgehen  aus  eigener  Ver- 
antwortung aufgeschwungen.  So  befahl  schon  im  Jahre  1620  die- 
höhniischc  Kammer  dem  Abte  von  Tepl,  er  solle  den  Hans  Georg- 
voii  Frohschiinuner,  der  auf  den  Tepler  Gründen  ansilssiL"^  war,  auf- 
fordern, binnen  zwei  Monaten  katholisch  zu  werden,  und  ihn,  wena 
er  dieser  Aufforderung  nicht  naclikäme,  zum  Verkauf  seines  Gutes 
und  zur  Auswanderung  ni^tigen.  Einem  ilhnlichen  Zwange  dürfte 
Rudolf  von  Malowetz  uutei  worfen  gewesen  sein,  denn  er  versprach  dem 
Erzbischofe  (am  14.  November  1626)  bei  sonstigem  Verluste  seiner 
Ehre  und  seiner  Guter,  dsls  er  bis  zu  den  künftigen  Ostern  das- 
Abendmahl  in  katholischer  Weise  empfangen  werde.  Jedenfalls  sind 
das  aber  nur  Einzelfälle,  die  den  Wiener  Räten  vielleicht  nicht  einmal 
bekannt  waren.  Sieher  ist«  dab  bis  zum  Jahre  1627  kein  allgemeines- 
Patent  wider  den  Adel  erlassen  worden  war*. 

Der  Kaiser  war  mit  den  Vorschlägen  seiner  Räte  einverstanden  j. 
er  teilte  den  Prinzipal  Refonnationskommissftren  mit,  dafs  ihi  e  Thätis- 
keit  sich  auch  auf  den  Adel  erstrecicen  solle  und  sie  demselben  eine 


'  Archiv  des  k.  k.  Uoterricbtsministeriums :  Gatacbtea  der  Ilenn  voq  i/obkowitz^ 
TFAUttmaMdorff,  Slawata,  Kberenhilter  und  Nostits  an  den  Kaiser  dd.  17.  Juli 
1627.   Dem  Gutachten  sind  die  Wotie  beigescbriebcn :  Placuit  Imperatori.  ^ 

*  Böhmisches  Statthaltcreiarchiv:  Die  böhmische  Kammer  an  den  Abt  voft 
Tepl  dd.  17.  Juii  1626.  —  Prager  erzbitfcböflicbea  Archiv:  Maiowetz  an  den  Krz- 
bLscbuf  dd.  19.  November  1626. 
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bestimmte  Frist  für  die  Bekehrung  zu  setzen  hätten.  Gleichzeitig 
teilte  or  ihnen  mit,  fhifs  er  in  dieser  Angelegenheit  ein  allgemein 
zu  verlautbare nd es  Patent  habe  entwerfen  lassen.  Dieses  Patent 
scheint  jcdorh  erst  fünf  Taire  später  fertig  geworden  zu  sein; 
wenigstens  wurde  es  von  dem  Kaiser  erst  am  31.  Juli,  am  Gedenk- 
tage des  Jesiiitengründers  Ignatius  von  Loyola,  uniei zeichnet.  Nach 
demselben  sollte  uieiaand  mehr,  gleichgültig  ob  Mann  oder  Frau, 
Edelmann,  BOi^^r  oder  Bauer,  im  Lande  geduldet  werden,  der  sich 
niebt  mr  katbolisehen  Kirehe  bekennen  wQrde.  Dem  Adel  wurde  Ar 
seine  Bekehrung  eine  Frist  ?on  sechs  Monaten  zugestanden;  nach 
Verlauf  derselben  sollten  alle  widerspenstigen  Edelleute  zur  Aus- 
wanderung angehalten,  ihnen  aber  f&r  den  Verkauf  ihrer  Ooter  eine 
weitere  Frist  von  sechs  Monaten  zugestanden  werden,  «damit  es  nicht 
scheine,  als  ob  der  Kaiser  die  Reformation  nicht  zur  Ehre  Gottes, 
sondern  um  eines  Gewinnes  willen  durchführen  wolle 

So  war  also  dfr  entscheidende  Schritt  ^^esrlielien :  kein  Protestant, 
nicht  einmal  ein  Karl  von  Zerotfn  sollte  in  Pöhnien  bleiben  diiifen. 

Auf  ilie  Kunde  von  dem  ihnen  drohenden  Schicksale  baten  aui-li 
/ahlreiche  jimtestantisehe  Edelleute  den  Kurfürsten  von  Sachsen  um 
Autualiine  ui  stm  Land,  unter  andern:  Felix  Kaplff  von  Sulewic, 
Martin  Smerto$  von  Riesentbai,  Elisabeth  Gräfin  von  Schlick,  Stephan 
Gerstorfer  von  Gerstorf,  Johann  Hubert  Yon  Wfesowec  und  Dorothea 
Katbarina  von  kroUn*,  Ihre  Gesuche  gehören  teils  dem  Jahre  1527, 
teils  dem  Jahre  1928  an;  denn  obwohl  die  Frist  schon  mit  dem 
81.  Januar  1628  zu  Ende  ging,  so  wurde  sie  doch  vom  Kaiser  am 
6.  Dezember  1627  bis  Ende  März  1628  verlftn^ert.  Adelige  Waisen- 
kinder wurden  in  dem  kaiserlichen  Patent,  mit  welchem  diese  Frist- 
verlängenmg  bewilligt  wurde,  neuerdings  katholischen  VonnQndem 
unterstellt®. 

Da  die  obei-steu  Landesbeamten  fürcht  ten,  dals  die  kaiserlichen 
Befehle  hefti«!en  Widerstand  hervorrufen  würden,  so  ersuchten  sie,  zu 
dem  für  die  (k^eureformation  verwendeten  Kriciiisvolke  noch  900  Fiifs- 
kiHchte  und  400  Reiter  ins  Land  zu  schicken.  Inwieweit  der  Kaiser 
dieser  Bitte  nachkam,  ist  nicht  weiter  bekannt.  Dagegen  suchte  er 
die  Arbeit  d«T  Reformationskommission  dadurch  2U  erleichtern,  dafs 


■  Präger  städtisches  Archiv :  Patent  des  KaisfTS  dd.  31.  Juli  1627.  —  Btthmi" 
sches  StattbAltereiarcbir:  Die  obentoo  LandetbeamleB  an  dea  K«i«er  dd.  4  Aogntt 

1627. 

*  Sikchsisches  Staatsarchiv:  Gebucbe  dd.  15.,  18.,  24.  UDd  25.  August,  19.  .Sep- 
tember 1627,  8.  April  und  VL  Aagnsl  1628. 

*  Prager  «isdti«ch«s  Archiv:  Pateot  Ferdinands  II.  dd.  (L  Dezember  1627. 
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er  für  dw  Hekcliniiitr  einen  Lohn  aussetzte.  In  allen  Städten,  welche 
sich  in  ihrer  Gesauilheit  als  katliülisch  erklären  würden,  sollten  die 
konfiscicrteu  Güter,  die  noch  nicht  verkauft  wareu,  zurückgestellt,  die 
Hochverratsprozesse  gegen  die  Büi*ger  eingestellt  und  die  noch  nicht 
von  ihnen  eingezahlten  Strafgelder  nachgesehen  werden.  Die  Piin- 
zipalkommiSBftie  teilten  dies  ihren  Subdel^aten  zur  Danachricbtung 
mit  und  da  Leitoieritz  sieb  zueist  dieser  Gnade  würdig  gemacht  hatte, 
so  wurden  die  Stadt  und  die  Baiger  davon  verst&ndigt  Leider  wurde 
dieser  Pardon  viel  zu  spftt  erteilt,  als  dafe  er  eine  tiefere  Wirkung 
hätte  austkben  können.  Die  Stadt  als  solche  kam  wohl  wieder  in  den 
Besitz  eines  Teiles  ihres  Eigentums,  die  an  dem  Aufstaude  beteiligten 
BOi^r  waren  aber  nicht  nur  gröfstenteils  abgeurteilt,  sondern  auch 
ihres  R«'sityes  beraubt,  und  war  es  eine  knmn  nennenswerte  Anzahl 
von  Bürgern,  welche  gegen  das  Opfer  ihrer  Überzeugung  einen  Teil 
des  alten  l^esitzes  wieder  erhielt*.  Die  Stadt  Böhmis^h-Brod.  die  sich 
der  Gegenrefurniatioii  anbequemt  hatte,  ersuchte  den  Krzbischof  um 
seine  Fürbitte  bei  der  böhmischen  Kammer  wegen  Rückgabe  der 
koufiscierten  Stadtgütcr,  gelangte  aber  nicht  zum  Ziele,  da  dieselben 
samt  und  sonders  bereits  an  den  Fürsten  von  Lieehtenstein  verkauft 
worden  waren.  Die  Stadt  war  im  Jahre  1687  nur  ein  Schatten  ihrer 
früheren  Wohlhabenheit,  51  Bürger  hatten  im  Jahre  1624  Haus  und 
Hof  verlassen,  weil  sie  sich  gegenüber  den  Erpressungen  der  bei 
ihnen  stationierten  Truppen  keinen  andern  Rat  wuisten;  im  Jahre 
D>25  und  1626  folgten  ihrem  Beispiele  34  Bürger  und  zwar  wegen 
des  Keligionsdruckes.  Von  den  Flüchtlingen  des  Jahres  1624  kehrten 
SO  wieder  zurück,  aber  Feuersbrünste  und  Kriegsdrangsale  liewirkten, 
dafs  die  Stadt  dem  ungeachtet  noch  mehr  zuiilckging^.  Bei  der  l?f  - 
Schreibung  des  Landes,  die  im  Jahre  1654  angeferti'jt  wurde,  /  ililte 
Bühnusch-Brod  nur  46  ansästjiL'e  Biir-irer.  und  von  diesen  waren  sieben 
erst  nach  dem  Jahre  1652  ein^vwaiui* ü. 

Da  lier  Erfolg  der  Gegen refurinatiuu  hauptsächlich  auf  der  Thatig- 
keit  der  Subdelogierten  beruhte,  entwarfen  der  Erzbischof  und  seine 
beiden  Kollegen  für  dieselben  eise  eingehoide  Instruktion.  Wenn  sie 
ihren  Füls  in  eine  königliche  Stadt  setzten,  so  sollten  sie  den  Stadt- 
rat berufen,  ihm  ihre  Auftrüge  mitteilen  und  dann  mit  seiner  Beihilfe 
fünf  der  angesehensten  Bürger  wühlen,  unter  denen  sich  der  Kaiser- 

'  Böhmiscbes  Statthnitereiarchiv:  Die  llefonnatiooskommissare  aa  die  bub- 
(lelegiertec  dd.  28.  August  1(>27. 

*  Pnger  erzbisehSflichm  ArehiT:  Der  Stadtrat  von  BöhmiMk-Brod  an  den 
Entblschof  dd.  29.  Juli  1627.  —  Bilek :  Ih^jiny  kontiskaci  v  Cechach  1041—1046. 
Yolkuiblong  in  Bähmen  im  Jahn  16&4.         im  hölmiischeii  Ijuidesarchiv* 
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lichter,  der  Bargermeister  und  der  Fforrer  befinden  mQfsten,  und  mit 
ihrer  Beihilfe  das  Beformationsverk  in  Angriff  nehmen.  Sie  sollten 
überall  einen  tüchtigen  Schulmeister  anstellen,  und  wenn  ein  solcher 
.nicht  zur  Hand  wäre,  die  P.  Jesuiten  um  einen  tauL'lic  heu  Kandidaten 

ersuchen  und  dessen  Gehalt  und  Einkommen  durch  Verhandlungen 
mit  dem  Stadtrate  sichern.  Mit  dem  Unterrichte  im  Katochismu!? 
sollten  einige  taiisliclie  Laien  betraut  werden.  Den  haitnilcki^steii 
Ketzern  sollte  zu  ihrer  Bekehrung  nur  eine  Frist  von  drei  Wachen 
zuprestanden  und  nach  deren  Ablauf  ihre  Auswuudorung  erzwungen 
werden,  uiu  »1*  u  ITbrigen  Schrecken  einzujairen ;  weniger  Hartnäckiire 
könnten,  uucli  wenn  sie  sich  nicht  bekehrton,  noch  einige  Zeit  ge- 
duldet wenten,  seien  aber  nicht  mehr  zur  Ausabung  der  Bürgerrechte 
zuzulassen.  Die  Thfttigkeit  der  Subdelegierten  sollte  in  jeder  Stadt 
durch  eine  feierliche  Ansprache  eröffnet  werden.  In  derselben  sollte 
mitgeteilt  werden,  der  Wunsch  des  Kaisers  sei,  alle  XJnterthanen  dem 
katholischen  Glauben  zuzufahren,  weil  dieser  notwendig  zur  Seligkeit 
aei  und  die  Häresie  nur  zum  blutleren  Aufruhr  geführt  habe;  der 
Kaiser  wolle  aber  die  Bekehrung  nicht  in  gewaltsamer  Weise  durch- 
setzen, sondern  in  gelinder  Weise  vorgehen,  deshalb  verlange  er,  dafe 
sie  die  Predigten  besuchen  und  si'-h  f-inzelu  bei  den  Instruktoren  ein- 
finden. Fiir  den  Fall  ihrer  Bek  hniiiL'  sollte  ihnen  die  noch  nicht 
erlegte  (Tcldstrafe  für  die  Teilnahme  an  der  Rebellion  nachgesehen 
werden.  In  älinlicher  Wiise  .sollte  auch  die  lieformation  auf  den 
herrschaftlichen  Gütern  durchgeführt  werden.  Der  Subdelegierte  hatte 
den  Stadtrat  der  unterthilnigeu  Städte,  die  Dorfrichter  und  die  herr- 
adudüldiea  Beamten  zu  bemfen  und  ihnen  die  kaiserlichen  Aoftrilge 
mitzuteilen  \ 

Der  neu  entflammte  Glaubenseifer  richtete  sich  besondeis  auch 
gegen  die  böhmische  BiÜderunitAt  Sie  hatte  ^di  im  Jabre  1609  bei 
Gelegenheit  der  Erteilung  des  M^jestttsbriefes  mit  den  übrigen  Be- 
wohnern des  Landes  zur  Anerkennimg  der  böhmischen  Konfeseion  ver- 
^nigt  und  an  dem  gemeinschaftlichen  Kirchenreginient,  dem  sogenannten 
unteren  Konsistorium ,  beteiliizt ,  im  (übrigen  al)er  ein  selbstilndicres 
Oemeindelcben,  selbständige  Heranbildung  ihrer  Geistlichkeit  und  ihre 
alte  strenge  Disciplin  ^^ewahrt.  Die  allgemeine  Achtun-j:,  die  ihr  des- 
halb zu  teil  wurde,  bewirkte,  dafs  ehemals  utraquistische  Gemeinden 
mit  Vorliebe  Geistliche  der  Brüdeiunitiit  auf  ihre  Pfarren  beriefen. 
Der  llauptäitz  der  Brüder unitikt  war  in  Juugbunzlau,  dort  war  ihre 


^  Wieoer  Staatsarchiv:    lustmlttioii  tur  die  Subdelegierten  cid.  15.  Oktober 
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bedeutendste  Lehranstalt,  dort  ihre  Bibliothek  und  ihre  Druckerei, 
dort  auch  der  Sitz  ihrer  Vorsteher.  Die  kaisorlichen  Ausweisiinjrs- 
lioffhle  trafen  anfangs  wohl  einen  oder  den  andern  ihrer  geistlichen 
Fuhrer  in  den  königlichen  Städten,  nicht  aber  die  Unität  als  solche» 
deren  Einrichtungen  in  Junpbunzlau  noch  immer  festen  Bestand  hatten. 
Alb  dies  zur  Kenntnis  Carallas  gelangte,  ersuchte  er  den  Kaiser 
während  seiner  Anwesenheit  beim  Regensburger  Deputationstaj^c  um 
die  uQverweilte  Verniehtung  der  Unitftt  Dieser  kam  selbGtventtnd- 
lieh  dem  Ansuehen  nach  und  ert^lte  dem  Fürsten  von  liecliteiiBtein 
die  entsprechenden  Befehle.  Unverweilt  irarde  von  letzterem  eine 
Kommission  naeh  Jungbnnzlau  ahgeschickt,  weldie  die  sämtlichen 
Amtsorgane  der  Uoitftt  auseinandersprengte,  ihre  Lehranstalt  auflflate 
und  ihn»  Bibliothelc  nach  Prag  abführte.  Letztere  wurde  einer  strengen 
Untersuchung  unterworfen ;  was  für  die  katholische  Kirche  unverftng" 
lieh  war,  wurde  ausp:eschieden  und  aufcrehoben,  der  Rest  aber  ver- 
brannt. Die  böhmische  Litteratur  erlitt  durch  dieses  rohe  (rebahren 
einen  unersetzlichen  Schaden  K  Die  Brüderunität  war  damit  in  Böhmen 
vernichtet. 

Ais  der  kaiserliche  Hof  nach  der  Auliusuuir  des  Deputationstasres 
in  lYag  weilte,  kam  Caraffa  auch  zur  Iienutuis  der  in  BOhnieu 
existierenden  Nicolaiten-Sekte  und  davon,  dals  sie  bei  Tabor  eine 
Versammlung  abhalten  wolle.  Der  Nuntius  ersuchte  sogleich  den 
Obersten  Marradas  um  die  gewaltsame  Auflösung  dieser  Versammlung 
und  Verhaftung  ihrer  Fohrer.  Das  Gesuch  fand  eifrige  Befolgung. 
Marradas  schickte  an  den  Ort,  wo  sich  die  Nieolaiten  in  der  Zahl 
von  3000  versammelt  hatten,  einige  Keiterkompagnien,  nahm  sechs 
ihrer  Führer  gefangen  und  schickte  sie  nach  Tabor  ins  Gefängnis. 
Diesmal  traf  der  Zorn  CaraflFas  thörichte,  verirrte  Leute;  die  Nico- 
laiten  vertraten  Anschauunjjcn  und  Theorien,  die  stets  das  Licht  des 
Tages  scheuten  und  mit  einer  jzeordneten  Gesellschaft  unvortri^lieh 
waren.  Der  Sehlag,  der  die  Nicolaiten  damals  traf,  bewirkte,  dafs 
sie  sich  auflösten  oder  nur  im  tiefsten  Geheininis  hie  und  da  noch 
weiter  ihr  Leben  fristeten-'. 


*  Ctoilbs  Eaggua^io. 

*  CaiaAs  Baggnaglio. 
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Die  Prager  Stiicld".  —  Bestellunf;  von  St!ulthftu])tlfntcn.  —  Aiiswoisung  dor  Prn- 
testanten  aus  Prag.  —  Streit  um  die  Hewaciiung  der  Stadtthoi    und  Urmkentiii  me. 

—  Polizeivorscliriften.  —  Gcgcnreformationserfolge.  —  Zunftprivilpgien.  —  Kinan« 
nelle  Lage  Prags.  —  Schuldeaireseii  der  StAdte  ttberhanpL  —  Tabor.  -**  Trattlenaii. 

—  Wolftstins  Thfttigkeit  —  Leitn»  litz.  -  Brüx,  —  Kaaden.  —  Melnik.  — 
Kornotau.  —  Entvölkerung  der  Stä(ltt\  —  Die  deutschen  HergstAdt^".  —  Kuf^r. — 
Auswaaderting  nach  Sachsen.  —  Uenik  von  Waldbteio.  —  Wilhelm  Kinsk^.  — 
Rflckkahr  von  Aonrandereni  gestatt«t.  —  Proxefs  gegea  di«  Leilineritnr.  —  Mifa* 
helUgkeilni  nriscben  Ezulantcn  und  Einheimischen  in  Sachten.  —  BSbiDUdier 

Gottesdimst  in  Sacbw». 

IKe  drei  Städte  Prags,  die  Altstadt,  Neustadt,  KleiDselte,  hattea 
Bich  dem  Aufttande  anmittelbar  nach  dem  Fenateretutze  angesdilosseii 
und  aus  ihrer  Mitte  za  Mitgliedern  der  Direktorialregiemng  acht  Per- 
sonen gewKhlty  unter  denen  sich  namentlich  der  Altstfidter  BQrßer 
Martin  Fhiewein  von  PrdoU  hervorthat  Einige  dieser  Direktoren 
wurden  mit  andern  den»  Bürgerstande  angehörigen  Personen  am 
21.  Juni  1621  hingerichtet;  über  sie  und  noch  zahlreiche  andero 
Pür?rr,  im  ganzen  nber  viorzi'j:  Pereonen  wurde  auch  die  Oütrr- 
koiitiskation  vciliiingt.  Aut  dus  (iiiadengesuch,  das  die  Altstadt  am 
9.  llezemher  16iO  nach  Wien  ahscliickte,  wurde  keine  Rücksicht  cre- 
nommen.  Eine  andere  Zeit  war  gekommen,  in  der  nur  die  wenigen 
Peibimen,  die  dem  Kaiserhause  ihre  Ergebenheit  durch  Thaten  bezeugt 
hatten,  Berücksichtigung  fanden  und  nötigenfalls  zu  erzwingen  wufeten. 
Der  ehemalige  Altstldter  Ratssehrelber,  der  sieh  nach  dem  Fenater- 
aturze  ans  Prag  geflüchtet  hatte,  emichte  jetzt  um  Nachzahlung  des 
Gehalts  seit  dem  Tage  seiner  Flucht  Der  Altstildter  Stadtrat,  ein* 
geechQchtert  vie  er  war,  erfaUte  zwar  sein  Begehren  nicht,  belobte 
ihn  aber  wegen  seiner  Fludit  und  nahm  ihn  neuerdings  in  seine 
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Dienste.  In  den  ersten  Monaten  nach  der  Weifsenberger  Schlacht 
war  in  Prag  niemand  seines  Eigentums  sicher,  weil  die  einquartierten 
SoMaton  sirh  iiiolit  mit  der  ilint^n  fresetxlich  zukommendeo  Zahlung 
begnügten,  sondern  mit  ihren  Othzicren  in  der  Brandschatzmiu'  der 
Bürger  wetteiferten.  Im  März  1621  wurde  die  Ausraubung  der  Bürger 
in  ein  System  gebracht.  Der  Statthalter  ford«  rte  die  Vorlncrp  der 
Steuerverzeichiiisse  wahrend  der  letzten  Jahre,  um  aus  densellxui  zu 
erfahren,  wie  lioch  die  einzelnen  Bürger  ihr  Vermögen  geschätzt  liätten 
und  benutzte  die  ihm  ftberreielite  Liste,  um  von  den  Borgern  Anleben 
zu  erpressen.  Wieviel  von  den  BOigem  auf  diese  Weise  gezablt 
wurde,  ist  nicht  belcannt,  jedenialb  gelangte  nicht  alles  in  die  kaiser- 
lichen Kassen,  sondern  es  verschwand  vieles  in  den  Taschen  der  Be- 
amten. Einzelne  Personen  rächten  sich  ibr  ihre  Mi&handhing  durch 
die  Absingung  von  Spottlie<lern  auf  die  neuen  Machthaber,  aber  diese 
Freude  wurde  ihnen  bald  durch  die  dralconische  Strenge  vergällt,  mit 
der  die  Sanger  lu'straft  wurdon'. 

Als  die  Todesstrafe  au  den  Hauptteil iH'huicrn  des  Aufstandes  voll- 
zogen imd  eine  umfassende  Beschlajrnalinie  dei-  Güter  verfügt  worden 
war,  richtete  die  Altstadt  ein  neues  Gnadengesuch  an  den  Kaiser, 
worin  sie  sich  nicht  mehr  wie  in  dem  ersten  als  unschuldig  hinstellte, 
sondern  für  ihre  Veri)reclieu  um  Nachsicht  und  Gnade  ersuchte  und 
Ükr  alle  Zukunft  felsenfeste  Treue  und  Dankbarkelt  versprach.  Wie 
wenig  aber  die  Regierung  gewillt  war,  Gnade  zu  Oben  und  die  alten 
Privilegien  zu  schonen,  erfuhren  die  Prager  aus  dem  Befehle  des 
4.  DMbr.  Statthalters,  der  alle  jene  aus  der  BUrgerliste  auszustreichen  befahl, 
die  während  des  Anistandes  das  Bürgerrecht  erlangt  hatten*.  Am 
15.  Dezember  1621  wurden  ohne  Berufung  des  lisndtages  Steuern 
angeschrieben  und  sämtliche  königliche  Städte  zur  Zahlung  einer 
Pausclialsumme  von  20  000  Gulden  verhalten.  Auf  die  Neustadt  Prag 
entfielen  hievon  10<»0  Gulden;  etwas  mehr  dürfte  die  Altstadt  gezahlt 
haben.  Von  da  an  wurden  den  Pragern  und  d(ui  königlichen  Städten 
ununterbrochen  jene  Steuern  auferlegt,  von  denen  wir  an  anderem 
Orte  berichten.  Um  jeglichen,  auch  passiven  Widerstand  nieder- 
zudrücken, begnügte  sich  (iie  Regierung  nicht  mit  der  Einfluisuabme 


*  Archiv  der  Stadt  Prag:  Der  Altatidter  Stadtmt  an  den  Kamder Lohkowils 

dd.  14.  Januar  1621.  Der  Ratsscbrelber  Adam  Väcslav  an  den  Altstadter  Bat 
Beschluf^  <lt's  Stadtrates  dd.  4.  Februar  —  Böhmisches  Statthaltcrciarrhiv: 

Dekret  des  btattbaltepä  dd.  22.  u.  26.  M»rz  und  25,  Mai  1621.  —  Wiater  ia  der 
Museakeitscbrift,  Jahrgang  1890.  Staromestiti  v  boufi  CV.  1618. 

*  ArehiT  der  Stadt  Frag:  Die  Altstadt  Prag  an  den  Kaiser  dd.  18.  Jnli  Ittl. 
Dekret  dea  Statthalter»  dd.  4.  ond  2(K  Detember  1621. 
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auf  die  Gerecbtigkeitspflege  durch  die  Ernennung  der  KatBerricfater, 
aondem  nahm  auch  die  Obefau&ieht  ttber  die  Verwaltung  in  Anspruch. 

Sie  errichtete  zu  diesem  Behufe  ein  eigenes  Amt;  f&r  jede  IcOnigliche 
Stadt  wurde  ein  Hauptmann  ernannt  und  ihm  jener  Wirkungskreis 
übertragen,  welchen  früher  der  Bürgermeister  oder  Priraator  inne  ^^ehabt 
hatte.  Nach  der  Instruktion,  die  der  Fürst  von  Liectitenstein  den 
Hauptlt'uten  (!<r  Alt-  und  Neustadt  Prags  erteilte,  es  waren  dies 
Heraiaiin  Cenmi  \on  Chudt'-uie  und  Sezinm  von  Wrtha  nuifstcn  sie 
dafür  sor^'t'ii,  dals  alle  Vpifu^?uugen  der  köiiidicbeu  Kanzlei  und  der 
küuiglichea  Kammer  pnnkllich  erfüllt  wurden.  Alle  politiselieu  und 
finanziellen  Angelegenheiten  der  Stadt  wurden  ihrer  Entscheidung 
unterstellt,  sie  führten  die  AuMdht  aber  die  ö£feutlicbe  Ordnung  und 
Ruhe,  es  wurde  ihnen  deshalb  auch  das  Hausdurchsudiungsreeht  llber- 
tmgen  und  ein  gutes  Einvernehmen  mit  dem  Kommandanten  der 
Stadtgamison  anbefohlen.  Der  Bürgermeister  und  die  Schöppen 
(KonSelö),  die  nun  eine  ganz  untergeordnete  Bolle  spielten  und  sich 
nur  mit  Erlaubnis  des  Hauptmannes  au  einer  Beratung  versammeln 
durften,  wurden  zum  Gehorsam  diesen  cregenüber  angewiesen.  Die 
Hatiptleute  stellten  auch  die  Geniel ndebeanjten  an,  führten  die  Auf- 
sicht über  das  Gemeindevennögen,  trugen  Sorge  für  die  richtiiie  Ver- 
teilujitr  der  Verlassenschatten,  erteilten  den  Witwen  und  Wai^^en  die 
Heiratsbewilligung  und  heset/ten  die  Sehulen  mit  tauslichen  Lehrern. 
Auch  die  Zünfte  durften  .sieh  nur  mit  ihrem  Vorwissen  versammeln; 
wenn  eine  Beschwerde  erhoben  wurde,  durfte  sie  nie  im  Namen  der 
Zunft,  sondern  nur  von  einer  einzelnen  Person  vor  dem  Stadtbaupt- 
mann  vorgebracht  werden.  Die  Kaiserrichter  wurden  den  Hauptleuten 
untergeordnet.  Für  den  pünktlichen  Gehorsam  der  Prager  Städte 
wurde  auch  dadurch  gesorgt,  da0i  zum  Bürgermeister  der  Altstadt 
Caspar  Lozelius  und  zum  Primas  der  Neustadt  Johann  Himmelstein 
gewAhlt  wurden,  welche  beide  beim  Beginn  des  Aufstandes  sich  aus 
Böhmen  geflüchtet  hatten  und  nun  dafür  in  den  Kitterstand  erhoben 
wurden.  Diese  Auszeichnung  ennutigte  den  Altstädter  Bürger  Losticky, 
uni  Zahlung  der  ihm  von  d<'r  Direktorialrecrieninir  aliaeprefsten  4256 
Thaler  anzusuchen;  hiebei  iiilniitf  er  sich  auch  seiner  Verdienste  um 
die  Kettung  des  Fabricius,  dem  w  nach  seinem  Sturze  au?  dem 
Fenster  auf  seiner  Besitzung  in  \Vc»ls;ui  bei  Prag  Unterkunft  gewährt 
und  dann  zur  Flucht  nach  Wien  verhülfeu  hatte.  —  Den  Hauptleuten 
in  den  übrigen  königlichen  Städten  wurden  ungefähr  dieselben  Rechte 
wie  den  Prager  Hauptleuten  erteilt,  aulserdem  aber  ihnen  anbefohlen, 
für  recbtglftttbige  Geistliche  Sorge  zu  tragen,  nur  Katholiken  in  den 
Bürgerverbaad  au&unehroen  und  in  der  Gemeindevertretuag  keine; 
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Art  parlamentariseher  Verhandluiig  zu  dulden.  Der  Bür^^eniieister 
und  die  Schöppen  durften  fortan  nur  der  Reihe  nach  über  die  An- 
trftge  des  Hauptmanns  ihre  Stinunen  abgeben  und  hiebei  allenialls 
ihre  Abstimmung  bejirünflen 

In  den  folgenden  Jahren  suchten  geistliche  und  weltliche  Behörden 
ihren  Vorteil  auf  Koj^ten  der  Stadt  Prag  zu  wahren.  So  verlangte 
der  Pfarrer  von  St  Peter  im  Jahre  1024,  nachdem  die  Devalvation 
der  Münze  eingetreten  war,  von  der  Kirchengemeinde  eine  Nach- 
zahlung für  das  Jahr  1623,  d.  i.  ftU:  eine  Zeit,  wo  die  lauge  Münze 
noch  gesetzliehe  GQltigkeit  gehabt  hatte.  Als  die  Gemeinde  dies  Be- 
gehren abschlug,  klagte  er  sie  der  Lauheit,  ja  sogar  der  Feindseligkeit 
g«gen  den  Glauben  an,  behauptete,  dals  eine  Anzahl  seiner  Gemeinde- 
glieder  zu  Anfong  des  Jahres  1628  von  ihm  die  Kommunion  unter 
beiden  Gestalten  begehrt  habe  und  dafs  nur  deshalb,  weil  er  diesem 
Begehren  nicht  willfahrt  habe,  in  der  Gemeinde  sich  ein  feindseliger 
Sinn  gegen  ihn  geltend  mache.  Gewifs  ist,  dafs  die  katholische  Geist- 
lichkeit  überall  in  der  Stadt  einem  nachhaltigen,  wenn  auch  zumeist 
nur  passiven  Widerstand  be;.'eL'iiete.  Als  am  7.  September  lGi4  dem 
Karnicliterorden  die  lutherisdu  Kirche  auf  der  Kleinseite  übergehen 
wurde,  ging  dies  nicht  ohm  W  >inen  und  Wehklagen  der  in  Prag  nocli 
anwesenden  deutschen  Lulla  laaer  vor  sich.  Noch  immer  hatten  eiu- 
zeluc  Bürger  trotz  der  drohenden  Ausweisung  den  Mut,  kategorisch 
zu  erklaren,  dafe  sie  nicht  Katholiken  «erden  wollten;  ja  sdbst  ein* 
zelne  Stadtbeamte  hielten  an  ihrer  antikatholischen  Überzeugung  fest, 
trotzdem  dais  ihnen  tftglich  die  Absetzung  drohte  und  diese  auch  that- 
sftddich  am  25.  April  1625  verflogt  wurde.  Fast  zwei  Monate  spiter 
erfolgte  von  Seite  der  böhmischen  Kammer  das  Ausweisungsdekret  au 
alle  in  Prag  sich  aufhaltenden  Nichtkatholiken.  Wäre  dieser  Befehl 
befolgt  worden,  so  hJItte  eigentlich  der  grAisere  Teil  der  Einwohner 
ausgewiesen  werden  mt^ssen,  wie  sich  dies  aus  einem  Tumult  l)ei  der 
Stephanskirche  erwies.  Als  nändich  im  Herbst  (1625)  in  Prag  die 
Pest  herrschte,  soilteu  die  Toten  nach  Aiinniinin'j;  der  Behörde  nur 
in  der  Nacht  bestattet  werden.  Die  Eingeplarrteu  bei  St.  Stephan 
verlangten  jedoch  von  ihrem  Pfarrer,  dafs  dies  bei  Tage  geschehe, 
bedrohten  ihn,  ala  er  sich  ihrem  Wunsche  nicht  fügte,  um  Leben, 


>  Archiv  da  k.  k.  Hkiisteriam»  des  biMm:  Iiutmktioii  Ar  den  Haoptmann 

der  Präger  Neustadt  dtl,  22.  Oktober  lf322.  —  Archiv  der  Stadt  Prag:  Instruktion 
für  den  Altstadter  Ilauptmonn  dd.  2J.  Oktober  1622.  In.-truktion  fttr  die  Haupt- 
Irate  in  den  königlichen  Städten  dd.  3.  November  lt>22.  Adeisdiplom  für  Lozeliiu 
und  Hinmeiitehi  dd.  6.  Februar  1688.  —  BdhmiscbM  Statthnhereiaidiir:  LoSdck^ 
an  Ferdmand  II«  ohne  Dntiun,  aber  dem  Monnt  Vai  1028  angebörig» 
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warfen  Stmne  auf  den  Gottesacker  bei  der  Kirche  und  sangeu  hAretiseiie 
Lieder.  Der  etzbiBchdflielie  Sekretftr  Sintzig^  der  luerttber  an  Hairadi 
berichtete«  ensftUte,  dals  die  Jesuiten  die  Pfonfcirche  bei  St  Nicolaus 
unter  grofser  Betrübois  der  Kleinseitner  Borger  in  Besitz  genommen 
Iintten.  Bei  dieser  Gelegenheit  ist  es  nicht  uninteressanti  zu  erfahreu, 
tlals  Sintzig  durchaus  nicht  mit  den  Jesuiten  sympathisiorte  und  den 
Wunseli  aussprach,  dafs  dipsclben  sich  nicht  etwa  auch  der  St.  Benedict- 
liirche  auf  (h'in  Hradschin  h<Mn;lchti?ren  möchten,  denn  sonst  würden 
sie  stete  Naclibarn  des  Erzbiscliofs  sein  uud  er  „ohne  ihre  Wissen- 
schaft keinen  bissen  in  den  Mund  schieben  oder  sonst  etwas  thuu 
können" 

Als  Öemfn  von  Cbudänic  die  Ilauptmannscbaft  auf  der  Neustadt 
niederlegte,  wurde  mit  diesem  Amte  PetHk  Spetle  von  Janowic  be- 
traut. In  fnsehem  Amtseifer  ordnete  er  an,  dab  alle  Zebentmilnner 
(desAtnfky)  in  ihrem  Amtskreis  (ve  svfm  desAtku)  die  Borger  zusammen- 
rufen und  zur  Annahme  der*  katholischen  Religion  mahnen  sollten, 
und  daiii  kein  Paar  getraut  werden  solle,  wenn  es  sich  nicht  mit 
einem  Zeugnisse  über  die  abgelegte  Beichte  ausweise.  Aus  dem  Altr 
Städter  Stadtrat  wurden  zwei  Mitglieder  entfernt,  die  trotz  gegebenen 
Vei-sprechcns  sich  nicht  als  K'jitholiken  bekennen  wollten-  Die 
Reformationskoiiiinissäre  begaiiueu  jetzt  auch  in  Prag  streng  ihre 
Wirksamkeit  zu  üben.  Ihr  henorragendstes  Mitirlied,  Martinitz, 
empfahl  ein  Gesuch  der  Tiaper  Kleinseite  dem  ivaniiler  Lobkowitz 
nur  unter  der  Bedingung  zur  Gewährung,  wenn  siUntliche  Einwohner 
derselben  KatlioHken  würden.  Er  uud  seine  Kollegen  ernannten  am 
28.  Februar  1626  den  Neusttdter  Stadthauptmann,  den  Königsrichter 
Michael  BisterschOtz  und  den  Domherren  Eotwa  zu  ihren  Vertretern 
auf  der  Neustadt  und  trugen  ihnen  au^  sftmtliche  unkaftholisehe  Be- 
wohner vorzurufen  und  sie  unter  der  Androbung  des  Verlustes  des 
Bfligerrechts  und  der  Entziehung  ihrer  Gewerbebofugnis  zum  Über- 
tritt binnen  zwei  Wochen  aufzufordern.  Da  zahlreiche  Protestanten 
ihre  Zunge  auch  jetzt  nicht  im  Zaume  hielten,  sondern  Ober  ihre 


'  Pragcr  Kapitelarcbiv :  Die  Altoeten  des  8L  dementer  Kirch&])u>1s  :m  den 
Erzbischof  dd.  18.  Mai  1624.  Der  Pfarrer  Coccinus  an  den  Krrbisoliof  dd.  (?)  Mai, 
d.  Juni,  7.  und  12.  Augiüst  1624.  Ferner  xwei  undatierte  Briefe  des  Coccinus, 
dem  Jahre  1624  angchurig.  —  Coli.  Danebauer:  Fabridas  an  den  Kuidef  Lobko- 
wib  dd.  7.  September  1024.  —  Ardilr  von  RandnitK:  Miclma  an  LoUtowits 
dd.  23.  August  1C24.  -  Böhmisches  Statthaltereiarchiv :  Die  Statthalter  an  den 
Kleinsnitnpr  Konigsricliter  cUl.  2.'),  April  1625.  —  rra-jcr  Stiidtarchiv :  Befehl  an 
die  Altstadt  Prags  dd.  17.  Juni  i(j2ö.  —  Erzbiscliullicbeä  Archiv  iu  Trag:  Sintzig 
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Gegner  spotteten  uud  Bebimpften,  so  gab  dies  natOrltch  zu  venehuften 
Malsieigelii  Anlab.  Obwohl  sich  auch  die  Bewohner  anderer  könig- 
licher St&dte,  die  um  ihres  Glaubens  willen  vertrieben  wurden,  naeb 
Prag  flüchteten  und  daselbst  eine  Zuflttchtsstätti  fanden,  erlahmte  doch 
zuletzt  der  Widerstand  der  Bevölkerung,  uud  die  wohlliabenden  Bürger 
beiraunen,  sich  in  öffentlichen  Kundgebuuüen  ihrer  LoyaliUkt  zu  rühmen 
Man  sieht  dies  aus  einem  Proze^^se,  den  die  KltMiiscitucr  Lroircn  die 
AltstÄdter  anstrene:ten,  und  in  dem  liie  HürLrer  l)eider  Städte  einander 
weehselseiti{r  verleumdeten,  um  sich  iu  die  liuiij?t  der  Marlitlialier  ein- 
zuschmeicheln. Die  Bewju  iuMiL.'  der  Stadtthore  uud  der  ßriicktiiUirme 
hatten  seit  jeher  die  Altstädter  gehabt,  die  um  so  mehr  an  diesen 
Privilegien  festhielten,  als  ihnen  sonst  die  Eifersucht  der  Schwester- 
stfldte  vielfachen  Nachtdl  zogelügt  und  selbst  die  Zufuhr  von  Lebens- 
mitteln gescfamftlert  hätte;  thatsftchltch  hatten  die  Kleinseitner  einmal 
die  Zufuhr  von  Mehl  nach  der  Altstadt  verhindern  wollen.  Nun 
glaubten  die  Kleinseitner  die  Gelouenheit  «^kommen,  um  den  Alt- 
Städtern  die  Bewachung  der  Kleinseitner  Thore  zu  entmnden,  indem 
sie  dieselben  in  einer  Einjiabe  an  den  Kaiser  beschuldigten,  auf- 
stihiflischen  Bewegungen  Vorschub  geleistet  zu  habeu.  So  hfttt4»n  sie 
j^i  lioM  im  Jahre  löll  die  Thore  bei  dem  Passauer  Einfüll  schlecht  ge- 
schützt und  dadurch  denselben  rrni()glicht.  Nach  dw  Schlacht  auf 
den»  Weilseu  Berge  hätten  die  Aitslüdler  den  I^rm  kt  liiiu  ni  auf  ihrer 
Seite  geschlüifien  uud  iihtr  die  Weiterverteidiguug  liegen  das  kaiser- 
liche Kriegsvolk  beraten,  während  die  Kleinseitner  die  Thore  ihrer 
Stadt  augenblicklich  geöffnet  und  den  Siegern  den  Einzug  ermöglicht 
hätten.  Diese  Art  der  Begründung  sollte  natarlicb  den  Unwillen  des 
Kaisers  wecken  und  dadurch  den  Kleinseitnem  die  Efibllung  ihrer 
Bitte  sichern.  Als  aber  die  Altstädter  zur  Verantwortung  aufgefordert  • 
wurden,  drehten  sie  den  Spiels  um  und  demm/iei  ten  wieder  die  Klein- 
seitner wegen  Illoyalität.  Den  Passauer  Einfall  hätten  sie  (die  Alt- 
städter) nicht  abwehren  können,  weil  die  Passauer  nicht  zu  einem 
Thor,  sondern  thirch  die  benarhharton  (tärten  in  dioSr^dt  eingedrungen 
seien,  die  Passauer  wurden  auch  keinen  Schaden  ungerichtet  haben^ 


'  nöhniiüches  StatthaltcrL'iarchiv:  SpeUo  an  die  (An'r<u-n  ]]vnmu-n  M.  *2.  I>e- 
semUür  1625.  —  Frager  Stadtarchiv:  Befehl  der  obereten  Beamten  au  den  konigST 
ricbter  und  Altstkdter  Stadtist  dd.  10.  Deiemlier  1625.  Di«  RefbnnatioiakoiniiiiHSze 
an  den  Xeustikdter  Stadthauptiiiann ,  an  den  Königüricbtcr  und  an  den  Priester 
Ctibor  Kotwa  von  FrL-ifi  Kl  dti.  2S.  Fchniar  1(S*26.  I>i«»  Reforniatiousikonimi.ss;irf  an 
den  2«eu8todter  Stadthauptmann  dd.  2.  März  1626.  Dekret  der  obersten  Larnlea- 
beamtoD  dd.  4,  Mine  1626.  FMeut  Lieebtenvtenis  dd.  90.  April  1626.  —  Baad- 
aitser  ArcfaiT:  Mortraits  an  den  Kauler  Lobkowita  dd.  20.  Dezember  1625. 
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wenu  die  KleiuseiUier  sie  nicht  Ihm  ihrem  Einzüge  selbst  iintxe'^rifTen 
hätteu.  i>ie  Loyalität  der  Kleinseitnt  i  nach  der  Weifsenbei^jer  Schlacht 
erklarten  sie  für  eine  Seifenl)lase.  Die  Altstädter  hätten  die  Thore 
alsogleicli  geräumt,  als  sie  von  dem  Resultat  der  Schlacht  erfuhren, 
aber  die  Thore  seien  darauf  von  dem  Volke  des  Pfalstgrafen  besetzt 
und  erst  am  andern  Tage  verlassen  worden,  so  dab  also  die  Klein- 
seitner  an  der  Bewachung  oder  Übergabe  der  Thore  an  die  Sie^ier 
keinen  Anteil  gehabt  h&tten.  Die  Absperrung  des  Brttckenturms 
suchten  die  Altstädter  dadurch  zu  erklAmiy  daft  sie  sich  gegen  das 
geschlagene  Heer  schützen,  dasselbe  dem  Schwerte  der  Sieger  über- 
antworten wollten.  Thats&chlich  war  die  vorgeschfitzte  Loyalität  der 
Kleinseitner  e])enso  unwahr  wie  die  Behauptungen  der  Altstädter;  die 
einen  wie  die  anderen  waren  narh  wie  vor  der  Niednla'jn  auf  flein 
Weilseii  IJertre  von  glei<*lnM!i  Hais  gegen  dif'  Sieger  ertüllt;  aber  sie 
glaubten  jetzt  ihren  luten  sst'n  durch  wechselseitige  Anschuldigungen 
besser  zu  dienen  Xnr  wenige  wohlhabende  Personen  sowie  das 
niedere  Volk  hielten  noch  an  der  alten  Tiberzeugung  fest. 

Wie  streng  «las  Leben  in  Prag  damals  geregelt  war  und  wie  sehr 
es  jeder  freien  Entwickeinng  ermangelte,  sieht  man  aus  einer  Verord-  so.  u&n 
nnng  der  böhmischen  Kanzlei.  Dem  Neustfldter  Stadthauptmann  ^ 
wunle  aufgetragen,  Haus  fitr  Hans  aicherzustdlen,  ob  die  Einwohner 
mit  dem  nötigen  Vorrat  an  Lebensmitteln  versehen  seien  und  darauf 
acht  zu  haben,  dafe  sich  alle  Wirtshausbesucher  und  alle  Leute,  die 
sich  auf  der  Strafse  zu  ihrer  Unterhaltung  oder  aus  andern  Gründen 
bewegten,  eine  Viertelstunde  nach  der  ersten  Nachtstunde,  sobald  das 
Glocken/eichen  ireirehen  worden  sei.  in  ihre  Hänser  verfügten.  Wer 
nnch  diesem  Gloekenzeidien  ohne  gewichtigen  Grund  ant  der  Strafse 
bf'tivti  n  winde,  sollte  unnachsichtlich  ins  Gefängnis  abgeführt  werden. 
l)ie  Ga>iiiausl)ebitzer  nuilsten  täglich  angeben,  wer  bei  ihnen  über- 
nachtet hatte  und  aus  welchen  Gründen.  Drei  Monate  später  ver- 
schärfte Liechten>Lein  diese  Weisungen  dadurch,  dafs  er  allen  Nicht- 
ortsangehörigen  das  Betreten  einer  königlichen  Stadt  verbot,  wenn  sie 
sich  nicht  Uber  ihre  Person  durch  einen  Pafszettel  ausweisen  konnten; 
kein  Wirt  und  kein  Borger  durfte  einen  Fremden  beherbergen,  wenn 
er  nicht  zuvor  dem  KOnigsrichter  hieven  Anzeige  gemacht  hatte;  den 
Zimmerleuten,  Winzern  und  Mfllleni,  die  gewöhnlich  mit  einer  Hacke 
in  der  Stadt  herumzugehen  pflegten,  verbot  er,  dieses  Handwerkzeug 
am  Sonntag  bei  sich  zu  tragen,  weil  er  dahinter  revolutionftre  Gelöste 


1  Manuskript  <b-r  ? Vager  Üniversitäts-Bibliothek:  Klage  der  Kleinseitoer  i>ei 
dem  Kaiser  (Juni  U>24)    Antwort  der  Altetidter  dd.  U.  Juli  1624. 
Oindely,  G«g«Dreforinatton  in  itolim«a. 
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witterte.  Da  die  Kirche  damals  auch  am  Samstag  das  Fleischessen 
verbot}  befahl  er,  dafe  am  Samstag  in  den  Wirtshäusern  keine  Fldseb- 
speise  gekocht  und  solche  aueh  nicht  ttber  die  Stralse  getragen  werden 
dflrfe>. 

Trotz  aller  Androhungen  hatte  aber  die  B^erung  doch  Bedenken, 
mit  der  Ausweisung  der  Protestanten  energisch  vorzugehen,  weil  sie 
sonst  die  fn^&ere  Hälfte  der  Einwohner  hätte  vertreiben  müssen,  wie 
dies  ihr  Vorgehen  im  Jahre  1627  zeigt.  Im  März  dieses  Jahres  rich- 
teten die  Reformationskniiiniissäre  an  die  Präger  Altstadt  den  Bofelil, 
ein  Verzeichnis  aller  Katholiken  und  Xichtkathnüken  (Mu/uscbickeu 
und  anzugehen,  wpr  von  (it  burt  Katholik,  wer  erst  .spilter  übergetreten 
sei,  wer  das  Versitrochen  des  Ültertritts  gegeben  habe  und  wer  hart- 
uiukig  bei  seinen  Jntümerii  verbleibe,  llieuafh  war  also  der  Befehl 
vom  28.  Februar  lt>26,  der  gewifs  nicht  blofs  der  Neustadt,  huudera 
auch  der  Altetadt  ertrilt  word^  war,  niciit  erilQllt  worden.  Alle  Sin- 
wobner  Prags  sollten  sich  zum  Empfange  der  Sakramente  in  der 
Kirche  einlinden  und  die  Widerstrebenden  angezeigt  werden.  Der 
neue  Altstädter  StadthauptmanUf  Joachim  Slawata,  scheint  keinen  be- 
sonderen Eifer  an  den  Tag  gelegt  zu  haben,  denn  zwei  Monate  später 
erinnerte  ihn  die  Keformationskomniission.  daTs  er  noch  immer  keinen 
Bericht  über  dir  Befolgung  ihrer  Befehle  eingeschickt  habe.  Da  zu- 
gleich zu  ihrer  Keiuitnis  gekommen  war,  dais  der  Altstädter  Stadt- 
richter denjenigen,  die  katliolisch  werden  wollten,  die  Wirdpranfnalinie 
des  ihnen  entzoL'cniMi  (iewerlxdictnebes  nur  unter  der  I'iediiimiii^:  ,L:e- 
stattete,  wi'iin  si(>  ihm  einen  Thaler  zahlten,  tadelte  sie  diese  Aus- 
beutung und  hilahl  ihm  istreng,  jedeni  den  gezahlten  Thaler  zurück- 
zugeben. Dieser  kluge  Schritt  und  der  naciduiitige  Eifer  der  Reforma- 
tionskommission bewirkte,  daHs  die  Stadt  sich  wenigstens  äuXserlich 
mit  einem  katholischen  Gewand  anthat,  die  Frobnleichnamsprozession, 
die  sonst  ziemlich  traurig  verlaufen  war,  von  allen  ZUnfien  mit  aller 
Pracht  gefeiert  wurde  und  die  Teilnehmer  derselben  in  den  alten 
kistoriflchen  Gewändern  erschienen*.  Dieser  Erfolg  steigerte  den  Eifer 
der  Reformationskommission.  Auf  der  Kleinseite  wurden  die  wider- 
spenstigen Bürger  einzeln  in  Unterricht  genommen,  was  zur  Folge 
hatte,  dafis  ein  Dritteil  sich  gleich  als  katholisch  erklärte;  der  Kest 

>  Träger  btiulurcbiv:  Dekret  aus  der  königlicbcu  Kaiulci  dd.  20.  !Marz  1026. 
—  Archiv  von  Rakonits:  Fataal  liaditeDStaiitg  dd.  &  JuU  1626.  —  Böhmiscbea 
8tatthalter«iarebiv:  Dekret  Liechtensteins  dd.  18.  Augast  1626. 

*  Prcigv-r  Stadtarrhiv :  Uefchl  der  RefoinifitionshnnnnisHäre  an  die  Ahstadt 
l'ri  j'i  dd.  27.  y\.u7.  und  IS.  Mai  1627.  —  KauduiUcer  Archiv:  MicJuM  an  den 
Kan/.Ior  Lobkowit^  dd.  1.  Juui  1627. 
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ynsrde  weiter  imtenichtet  Fünf  Personen  wurden  mit  der  Ausweisung 
bedroht,  wenn  sie  nicht  bis  1.  Juli  übertreten  wtlrdcn,  und  dieselbe 
Strafe  wurde  auch  je  vierBargern  der  Alt-  und  Neustadt  angekündigt. 
Als  viele  Utraquisten  aus  Prag  auswanderten,  ohne  ei-st  auf  ilire  Aus- 

weisuni;  zu  warten ,  i'trLTrte  dit^s  die  Reforniationskoninnssitre  nicht 
wenig,  1111(1  sie  befahlen  dem  Altütadter  Ötadtliaiiptniann,  dieselben  im 
Fall  ihrer  etwaigen  Rückkehr  iintor  keinor  licdin.irun:;  in  den  RUrger- 
verband  aufzunehmen.  Diese  freiwillige  Auswanderung  mag  bewirkt 
haben,  dafs  die  Ilefonnationskommissiou  aul  der  Alt-  und  Neustadt 
die  angedrohte  Auswei>uüg  nicht  vollführte,  sondern  noch  am  8.  Juli 
sechs  der  widerspenstigsten  Bürger  den  Jesuiten  und  den  Minoriten 
zum  Unterricht  zuwies.  Vier  anderen  Bürgern  wurde  der  Termin 
für  ihre  Behehrui^  bis  zum  letzten  Juli  ausgedehnt;  im  Falle  sie  i«»- 
bis  dahin  sich  nicht  für  den  Übertritt  eridärt  hfttten,  sollten  sie  noch 
Yor  Sonnenuntergang  auswandern.  Ihren  Grundbesitz  sollten  sie 
l>innen  Jahresfrist  verkaufen  und  mit  diesem  Verkauf  einige  Mitbürger, 
doch  nur  Katholiken,  betrauen.  Am  14.  Juli  zählte  man  auf  der 
Kleinseite  noch  40  Protestanten,  von  denen  aber  nur  aclit  keine 
Hotfnung  auf  Rokehning  gaben.  Auf  der  Altstadt  gab  es  noch  sechs 
hartnäcki'j;  den  Übertritt  verweigernde  linr-ier;  diesen  wurde  ein 
Termin  bis  zum  15.  Auuust  und  tiini!i  Lrrolsere  Strenge  in 
Aussicht  gestellt.  Da  *:ich  gleichzeitig  herausstellte,  (hd's  sich  eine 
Anzahl  Tersone«.  wclrlie  um  des  Glaubens  willen  aus  der  Altstadt 
verwiesen  worden  waren,  noch  immer  daselbst  aufhielten,  onlnete  tlie 
Reformationskommission  ihre  Verhaftung  an.  Man  erfuhr  auch,  dafs 
zahlreiche  Utraquisten  sich  durch  wechselseitige  GelUbde  zum  Fest- 
halten an  ihrer  Überzeugung  veriiflichtet  hatten;  die  Reformations- 
kommission ordnete  daher  die  Ausfoischung  deqenigen,  die  solche 
Oelübde  geleistet  hätten,  an,  um  gegen  sie  als  gegen  Verschwörer 
«inzuschreiten.  Den  katholischen  Ehegatten  protestantischer  Frauen 
wurde  anbefohlen,  die  letzteren  zum  Übertritt  zu  l>ewegen;  im  Falle 
«ie  biebei  zu  wenig  Eifer  entwickeln  s'illton,  wurden  sie  mit  Ent- 
ziehung ihrer  Gewerbehcfu^nis  bedrolil.  Al>  der  fi\r  den  I ^beitritt 
der  Altstildter  I'.arger  lu^stininitc  Termin  i^li).  Auslast)  verstiiehen  war, 
wurde  er  bis  zum  21.  Septemliei ,  dann  bis  mm  1.  Oktober,  später 
bis  /um  20.  NovcMuber,  weiter  bis  zunt  lü.  Januar  und  M-lilielslich  Iiis 
zum  2.  Februar  1G28  verlilngert  \    Diejenigen  Personen,  die  andere 

'  Ariliiv  des  k.  u.  k.  IJeidisfinanzministeriuins:  Die  Rcformationskoniinission 
an  den  Kaiser  dd.  16.  Juni  1<>27.  —  Pniger  Stadtarchiv:  Dekret  der  lu  tomiatious- 
komiuiäsion  dd.  8.  Juli  1C27.  Zwei  Dekrete  vom  selben  Dutum.  Die  ^'aDu-u  der 
sechs  Bürger,  die  den  Jesuiten  und  Mi-ioriten  zum  Unterricht  sugewiesen  wurden, 
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Tom  Übertritt  abmahnten,  wurdeu  jetzt  mit  dem  Tode  bedroht.  Di» 
Befoimationskommiwion  behauptete  in  ihren  Dekreten,  dafo  die  Utra- 

quisten  durch  die  verweigerte  Bekehrung  sich  einer  Verachtuug  der 
kaiserlichen  Befolge,  also  zupleieh  eines  politischen  Verbrechen» 
sohuldij;  machten.  Obwohl  sie,  heifst  es  z.  IV  ui  oiiipui  dieser  Dekret^»^ 
in  der  katholischen  Religion  jetzt  sattsam  unterwiesen  worden  seien, 
hätten  sie  dennoch  die  s^eradezu  väterliche  Unterweisung  nicht  be- 
achtet, sondern  seien  wie  blind  in  ihrer  Hartnäckigkeit  verharrt  und 
hätten  aus  allerlei  unziemlichen  Ausliüohteu  tleu  Übertritt  abgelehnt. 
Dies  gebe  ein  böses  Beispiel,  das  dQrfe  nidit  geduldet  «erden,  zumal 
den  „Betrefifenden  wohl  bekannt  sei,  dafe  vermöge  der  kaiBerlichen 
Besoltttion  aufeer  der  wahren,  allein  seligmachenden,  rtaiiscli-katfao- 
liscben  Beligion,  welehe  der  Kaiser  samt  seinem  ganzen  erianditen 
Haus  bekennt,  keine  andere,  wie  immer  ausgedadite,  in  diesem  König- 
reich Geltung  habe*^'. 

Durch  das  Dekret,  welches  den  2.  Februar  1028  als  Kndtermia 
für  die  Bekehrung  der  Andersgläubigen  bestimmte,  wurde  der  beab- 
sichtigte Erfolg  erreicht;  jene,  die  nicht  zur  Auswanderung  ihre  Zu- 
flucht nahmen,  leisteten  den  Geboten  der  Refonnationskommission 
Gehoi^saiii.  Der  Akst<idter  Stadtrat  folgte  (ier  Auffordernni:  des  Krz- 
hischofs,  und  wohnte  vor  jeder  ÜatssitziinM  einer  Messe  bei.  Dais  die 
Wirksamkeit  der  katholisclieu  Geistlichkeit  allmählich  eine  durch- 
greifende wurde  und  endlich  auch  die  Gemüter  der  Widerstrebenden 
gewann,  zeigte  sich  nnwiderleglieh  bei  dem  sftchsischen  Einfall  za 
Ende  des  Jahres  lüSl.  Bei  dieser  Gel^enheit  gaben  sieh  die  znrück- 
kehrenden  Emigranten  der  Hoffnung  hin,  dafis  der  alte  Glaube  wieder 
anflehen  würde,  aber  nur  wenige  Einwohner  Prags  erfüllten  die  in 
sie  gesetzten  Erwartungen,  die  weitaus  grofse  Mehizahl  verhielt  sich 
den  Mahnungen  der  protestantischen  Prediger  gegenüber  stumm  und 
gab  dadurch  den  Beweis,  dafs  sie  sich  auch  innerlich  von  ihnen  los- 
gesagt. 


waren  Wcnwl  Magerle,  Bignrand  Coelestin,  Johann  Peträiek,  Johann  Georg  Pöti- 
koMet,  Martin  ^mordaS  und  Bohuslar  2^bofansky.  Dekret  der  Reformation»» 
kommisson  dd.  12.  Juli.  Die  Namen  der  vier  Bürger,  die  eventuell  am  31.  Juli 
ausvaudera  «oUten,  waieu  Theodor  bixt,  Johaaa  Pelhrimovskj,  Abraham  AndSI, 
Jobann  Jakob  Haydeo.  Reformationskommicrion  an  den  AHeUldter  Staddiaaptniattn 
dd.  24.,  26b  und  2H.  Juli,  4.,  12.  und  14.  August,  22.  Oktober,  18.  und  24.  Dezember 
1627.  —  Archiv  des  k.  k.  I'^ntemcbtsministeriiuns:  Consignatio  oomm,  qui  inminori 
Pra^  facti  sunt  tatolici  dd.  14.  Juli  1627. 

1  Ardiiv  dor  Stadt  Prag:  Dekret  der  RefomatioDskooimissioD  dd.  16.,  21. 
und  31.  August  und  2.  S^»tembcr  1627. 
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Die  Nachgiebigkeit,  welche  die  Büi^er  Tnigs  au  den  Tag  le^tcii, 
bewog  dea  Kaiser,  der  Altstadt  und  Neustadt  das  Patronatsrecht  Ober 
alle  ihre  FÜKrren  neu  zu  erteileD,  ein  Beweis,  dafe  er  wenigstens  2a 
•den  Stadtrftten  Tolles  Zutrauen  hatte*.  Er  bestfttigte  auch  die  Zunft- 
4tftike]  einzelner  Gewerbe,  wie  z.  der  Tischler,  Schlosser,  Bficbsen* 
maeher,  Uhrmacher,  Riemer  und  Sporer  und  wohl  auch  der  Qbrijren 
HandNveiker.  Aus  dieser  BestAtigung  ersieht  man,  dafs  Gesellen, 
welche  die  Meisterschaft  erlangen  trollten,  minder  strengen  PrQfiingen 
unterzogen  wurden,  wenn  sie  Meistersöhne  waren  oder  Witwen  von 
Meistern  oder  deren  Tdchter  heirateten.  Bei  dem  Schlosser-,  Sporer-, 
Büchsenmacher-  und  Riemerhandwerk  durfte  der  Meister  nur  zwei 
Oesellen  und  einen  Lehrjungen  oder  einen  üesellen  und  zwei  Lehr- 
jungeu  licschilltifren.  Zahlreiche  sonstige  Verfügungen  hatten  den 
innigen  Ansrhiufs  der  Mitglieder  der  Innung  aneinander,  wechselseitige 
Achtung,  Schonung  und  Mithilfe  zum  Zwecke,  z.  B.  ordnete  ein  Ai- 
ükel  an,  dafs  bei  dem  Tode  eines  Meisters  oder  Familiengliedes  die 
ganze  Zunft,  Meister  und  Gesellen,  den  Toten  zu  Grabe  geldten 
aollten,  ein  anderer  Artikel  setzte  fest,  dafs  die  Zunft  einer  Witwe 
bei  dem  Betriebe  des  Gewerbes  hilfreiche  Hand  leisten  solle,  solange 
«ie  im  Witwenstande  verbleiben  wQrde,  ein  dritter  Artikel  strafte 
Lüge  und  Anfeindung  unter  den  Zunftgenossen,  ein  vierter  entkleidete 
aolche  Meister  des  Rechts  zum  weitern  Gewerbebetrieb,  deren  Lebens* 
weise  Anstofs  eiTegte*. 

Den  Bedrückungen  der  Präger  Gemeinde  wurde  eiKUif!)  (Inrch 
^inen  Guadenakt  ein  Ende  genmchl,  nach  welchem  ihr  die  nicht  ver- 
kauften oder  verpftndeten  Gemeindegüter  zurückgestellt  werden  sollten. 
Es  war  dessen  nicht  viel,  da  Prag  schon  durch  die  von  Feidinand  I. 
wegen  seiner  Teilnahme  an  dem  Auistantie  von  1547  verhängte  Kon- 
fiskation schwer  geschädigt  worden  war*.   Während  des  Aufstandes 


>  Ardiiv  der  Stadt  Prag:  Der  Enbiaehof  an  die  AHstadt  Prags  dd.  U.  Sep- 
tember 1627.  —  Pkager  erzbischöfliches  Archiv:  Ferdinands  II.  BestAtigung  des 
AltstÄdter  Patronatsrechtes  dd.  8.  April  1627.  Artikel  aus  der  Konfirmatioii  Ferdi- 
aands  II.  für  die  Neustädter  dd.  7.  Juni  1627. 

'  Archiv  des  k.  k.  Ministertums  des  Inaern:  Ferdinand  IL  bestätigt  die  Zunft- 
•wdamig  der  Scldeaier,  Sporer  n.  a.  ir.  dd.  2.  Jfniü  1988.  BeatMigang  der  Zunft- 
ordnung der  Tischler  dd.  28.  Septaanber  1688.  Inatmklion  ftr  den  Altatidter 
Stadthauptmann  M.  5.  .Tuli  1627. 

*  Der  Besitz  und  das  Einkommen  der  Altstadt  Prags  bratand  vor  dem  Auf- 
atand  tod  1618  aas  dem  Dorfe  ZAloXf,  ans  drei  Heierbftftn,  vier  llOhleD,  dem 
Hanse  zum  alten  Gericht,  aus  dem  Prager  Brückenzoll,  dorn  Zoll  an  den  fünf 
Thoren,  'If'n  Einkünften  aus  dem  Prager  Salzhandel,  aus  einer  Kalkhütte,  aus?  dem 
Fiscbereirecht  in  der  Moldau,  aus  drei  Überfuhren  über  diraen  Flui«  und  einem 
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batte  jede  der  drei  Prager  Stfldte  einiges  Kircliengat  durch  Kanf  am 
sich  gebmbt  und  den  Kaufschillmg  ganz  oder  zum  grO&ten  Teil  be- 
zahlt. Diese  Güter  mufeten  nach  der  Schlaefat  auf  dem  Weifsen  Belage- 
umsonst  zurftckgestellt  werden;  von  den  alten  Gtttem  und  dem  alten 
Einkommen  wuitie  ihnen  jedoch  nichts  genommen,  nur  im  Jahre  162&^ 
wurde  ein  zur  Adalbertskirche  auf  der  Neustadt  gehöriger  Besitz  aa 
Wilhelm  d.  j.  von  Lobkowitz  gegen  einen  anderen  vertauscht Als- 
die  Ixf'gierung  wegen  der  Verschiilduiii,'  sämtlicher  Stildte  im  Lande 
und  ihres  alltromeincn  NiederL'ant^s  sich  zur  Zunifk'Jtollun'j  allor  nicht 
verkauften  Güter  entsrhlnfs,  konnte  dieser  P'^srliluls  in  Vra'j;  vollständig 
dun-liircführt  werden,  da  von  dem  alten  Besitz  und  Kinkommcn  nichts 
verkauft  oder  verpfändet  worden  war.  Die  Schulden  l'raus  und  der 
übrigen  Stftdte  waren  aber  zu  grofs,  als  tlals  sie  aus  tleu  zunuk- 
gegebenen  Gütern  hätten  getilgt  werden  können,  zumal  dieselben  des 
zur  Bewirtschaftung  notwendigen  Viehes,  der  GerStsehaften  und  des^ 
Saatkorns  entbehrten;  der  Kaiser  ordnete  daher  gleichzeitig  ein 
Zahlnngsmoratorium  auf  zehn  Jahre  an  und  riet  den  Stftdten  eine- 

Lehngut  in  Klein-Ph'to*5no  (Maie  i'iitocno).  Dazu  kaufte  die  ütadl  während  des  Auf- 
standes  eiaen  dem  Krcuzhcrrcnkloäter  in  {'rag  zugehoi  lgeu  luid  von  der  ftuüitaaditidien 
Regierung  konfisderten  Meierliof  um  9500  Thalcr,  muffte  üin  aber  sdion  am  9.  Dezbr». 
1620  dem  Kreuzherrenkloster,  selbstverständlich  umsonst,  wietlcr  zurückgeben.  —  Die 
Neustadt  Trägs  besafs  das  Dorf  Nusle,  zwei  Meierhöfe,  zwei  Hfitis*'!-.  zwoi  Miihlon.  eine 
Kaikhutte,  sie  bezog  das  Eiukonunen  aus  den  Thorzöllcn  und  einige  Zahlungen  zu 
Gunsten  ihrer  Pfarr-  und  ICirdumfonde  (platy  na  tiduBi  faraich  chnunflX  Wührend  des 
Auflötendes  kaufte  sie  einige  KircbengCMier  um  die  Summe  von  19000  Tbnlem,  von  denen 
sie  10<Mi  Mliulilig  Wirb.  Diesen  ncn  onvorbpncn  Rositz  nnifstc  sie  nhAch  Tinch  dfr 
Weifsenborger  Schlacht  ebenfalls  umsonst  zurückgeben.  -  Die  Kit  iuseite  besafs  ein 
Brftuhaust  eine  Muhle,  eine  Kalkhnue,  das  Sachsenliaus  (düm  sask^)  und  Zinee  von 
«inigen  üftuscm.  WiUirend  des  Anfstandes  luuite  sie  ein  dem  iOotter  Braunau 
gehöriges  Gut  um  6500  Tlialcr  und  zahlte  auf  die  Kaufsumme  5000  Thaler  bar. 
Dieses  ('»nt  rmifste  sie  nach  der  Weifsenbergcr  Schlnrht  tunsoiist  zurückgeben 
(siehe  Bjlek  ii.  a.  0.  Seite  y-i?  u.  folg.).  —  Man  creieht  aus  dieser  Aufzählung, 
dafs  der  Ontebesits  and  dos  Ginkommen  der  Prager  Städte  gering  war,  und  dafii 
die  Bedürfnisse  der  Stadtverwaltung  und  der  Gcrechtigkeitspllege  wohl  soffl  guten- 
Teil  durch  Stenerheiträge  der  Gemeindeglieder  gedeckt  werden  mufsten. 

^  Bilek  berichtet  a.  a.  0.  Seite  952,  dafs  vuu  den  Prager  Gütern  und  Kiu- 
k&nften  mit  Awoakme  des  oben  erwähnten  Tausches  ntdits  entfremdet  wurde.  Als 
die  obersten  Landesbeamten  dem  Altstitdter  Stadtrichter  die  Zurückstellung  der 
AltstiUlter  Güter  unter  die  Verwaltunir  di  s  Stadtnitcs  nnftnigon,  bemerkten  sie  aller- 
dings, dafs  dies  nur  von  jenen  zu  gelton  habe,  die  ni«  ht  verkauft  oder  verptandet 
worden  seitn.  Ks  könnte  Uieuach  scheinen,  als  wiu'c  doch  etwsis  vcrkault  oder 
yerpfAndet  worden,  die  Landesbeamten  bedienten  sieh  in  ihrer  Zuschrift  aber  wahr- 
scheinlich nur  einer  IMirase,  die  sich  auch  in  den  Zuschriften  an  die  übrigen  Städte 
wi.  (b  rholt(\  ohne  dafs  damit  ausdrücklich  irgend  ein  Verkauf  oder  eine  Yerpl1üidun|^ 
konsultiert  wurde. 
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VerhaDdlans  mit  den  Gläubigenii  damit  diese,  sofern  sie  schon  vor 
dem  Aufstände  ein  Darlehen  gewährt  hatten,  nicht  blofs  auf  die  nicht 
bezahlten,  fälligen  Interessen,  sondern  auch  auf  einen  Teil  des  Kapi- 
tals verzichteten  und  sich  mit  der  Efickzahlung  desselben  in  zu  ver- 
einbarenden Terminen  begnügten.  Die  Zahlung  der  lntere!>sen  sollte 
diuii!  vom  Tacre  der  zwischen  der  Stadt  und  ihrem  Gläubijrcr  ge- 
trotttnen  Vtreinbarung  beginnen.  Jene,  die  den  Städten  nach  der 
Bt'siegung  des  Aufstandes  ein  Anlehen  irewahrt  hatten,  sollten  nichts 
bekommen,  weil  die  Städte  zu  einem  solchen  nicht  berechtigt  gewesen 
seien,  solange  sie  nicht  wieder  in  die  kaiserliche  Gnade  aufgenommen 
waren;  den  Gläubigern  sollte  höchstens  eine  Entschftdigung,  wie  sie 
die  mit  der  Regelung  der  stftdtisehen  Schulden  eingesetzte  Kommission 
fOr  gut  finden  würde,  geleistet  weiden.  Bei  dieser  Gelegenheit  ordnete 
der  Kaiser  eine  Überprofang  sämtlicher  Ausgaben  und  Einnahmen  der 
Prager  Städte  seit  dem  Jahre  1621  an.  Die  Kdnigsrichter,  die 
während  dieser  ganzen  Zeit  ttber  dieselben  uneingeschränkt  geschaltet 
hatten,  mufsten  dem  Bürgermeister  und  dem  Stadtrat  und  den  von 
der  Gemeinde  liiezu  crwjlhlten  Personen  über  ihr  Gebahren  Rechnung 
legen  utm\  ?n  er  dns  Resultat  an  ilie  böhmische  Hofkanzlei  berichten. 
Die  böbnnsche  Kammer  ergriff  diese  Gelegenheit,  um  eine  neue 
Ordnung  in  den  städtischen  Angelegenheiten  festzustellen.  Sie  trug 
den  Königsrii'ht(  rn  anf,  dafür  Sorge  zu  tragen,  dafs  aus  den  wieder- 
abgetreteueii  (intern  die  Geistlichkeit,  die  Schulen,  die  Armen  und 
die  Hospitäler  den  gehörigen  Unterhalt  erhielten.  Sie  verbot  den 
Gemeinden  die  Aufnahme  von  Anlehen  aus  eigener  Maehtvollkommen- 
heity  und  be&hl,  dafe  hiezu  ihre  Zustimmung  oder  die  des  Kaisers 
eingeholt  weiden  mosse.  Keiner  der  Gemeindevertreter  oder  der  Be- 
amten sollte  fortan  auf  seine  eigene  Verantwortung  eine  Ausgabe 
machen  dOifen,  sondern  jede  Ausgal)e  zuvor  im  Stadtrate  beraten  und 
beschlossen  werden.  Jedes  Jahr  sollte  die  Rechnung  über  die  stildti- 
pchen  Einnahmen  und  Ausgaben  der  Kammer  vorgelegt  werden  ;  alles 
liankettieren  bei  der  Revision  der  Rechnungen,  bei  Abschlufs  von 
Verthiiren,  l>pi  kommissionelb'n  Verhandlungen  wurde  verlioten.  t'ber- 
haupt  Hüllte  der  Küuigsiiehter  auf  alle  althergebracliten  Unordnungen 
und  unnützen  Ausgaben  ein  wachsames  Auge  haben  und  dieselben 
nicht  dulden*. 

Tabor  ergab  sieh  nach  langwieriger  Belagerung  erst  am  18.  No- 

'  Archiv  viin  Prag:  Die  böhniiscbe  Kivnzb'i  an  die  Neui«t;uU  I'i  ;v2s  dd.  31.  Man: 
1628.  Die  böhniiscbe  Kauuner  au  üeu  AltsUtdter  dd.  2Ö.  April  und  U.  Mai  und 
an  den  Xeostidter  KftoigBriehter  dd.  ft.  Mai  1628.  —  Archir  von  Keuhaus:  Kaiser- 
lieh«  Verordmiag  in  betreff  des  städtiBchett  Sdraldenwesens  dd.  12.  April  1628. 
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vember  1621  dem  Obersten  Marradas.  Der  Kaiser  lohnte  ihn  später 
für  diesen  Erfolg  durch  ein  Gnadengesi^henk  von  50000,  nachdem  er 
ihm  schon  früher  für  seine  Leistungen  3000  Gulden  zugesagt  hatte. 
Die  Stadt  bedaiiir  sirh  bei  der  Kapitulation  den  ücnufs  der  Heli^nons- 
freiheit,  was  auch  gewährt  wurde.  Als  der  Nuntius  spater  den  Marra- 
das  wp^on  diese«  Zugestündnisses  7Air  Rede  stellte,  erwiderte  dieser, 
er  habe  es  nur  zum  Scliein  gegeben,  um  die  Stadt  zur  Übergabe  zu 
vermögen  und  deshalb  dem  Kaiser  die  Ratifikation  vorliehalteu,  die 
nAtarlieh  nie  erfolgte.  Als  Marradas  sdnen  Einzug  in  die  Stadt  liielt, 
begrOTsten  ihn  die  Edelleute,  die  an  der  Verteidigung  teilgenommen 
hatten,  und  die  Stadträte,  dann  die  Frauen  der  letzteren,  die  um 
Schonung  ihrer  Ehre  baten,  eine  Bitte,  deren  ErfttUung  ebenfalls  zu* 
gesagt  wurde  K  Als  sp&ter  das  gegen  die  böhmischen  PrB/dikanten  er- 
lassene Aus  Weisungsdekret  auch  in  Tabor  durchgeführt  wurde,  er- 
suchten die  mit  der  Bewachung  der  Stadt  betrauten  !)eiden  Komnns.«ijlre 
Joachim  Spanovsky  und  Don  iMartin  Huerta  den  Erzbischof  um  die 
u.  Jaguar  Ernennung  eines  katholischen  Pfarrers;  derselbe  ernannte  zuerst  einen 
gewissen  P.  Andreas  Germanus,  und  als  deiisellje  die  Ernennunu'  al)- 
lehnte,  den  Pfarrer  von  Strakonic,  Andreas  Kocker.  Am^h  dieser 
weigerte  sieh  dem  Hufe  zu  t'olgrn,  weil  er  seine  Kräfte  für  un/.ulans?- 
lich  hielt,  die  Stadt  zu  bekeiireu.  Bei  der  schou  von  Aeneas  Svlvius 
hervorgehobenen  Hartnäckigkeit  der  Taboriten  in  ihrer  Überzeugung 
und  bei  ihrer  Bibelfestigkeit  war  in  der  That  die  Übernahme  der 
Pfarre  der  schwierigste  Posten,  der  einem  katholischen  Geistlichen  zu- 
gedacht  werden  konnte.  Aber  der  Erzbischof  Hels  nicht  nach,  und  so 
folgte  Kocker  der  Aufforderung,  nachdem  unterdessen  die  eisten 
Schwierigkeiten  durch  die  Jesuiten  Uberwunden  worden  waren.  Diese, 
welche  die  Bekehrung  Tabors  als  eine  Ehrensache  ansahen,  hatten 
nftmlich  drei  Ordensnutglieder  dahin  geschickt.  CaraiTa  rühmte  die 
von  ihnen  erzielten  Erfolge  und  behauptete  sogar,  dafs  die  Taborer, 
di«  sich  fast  zuletzt  fh-m  Kaiser  unterworfen  hätten,  in  der  Bekehrung 
die  ersten  gewesen  seien.  Die  Jesuiten  traten  vorsiehtiir  und  milde 
auf  und  schonten  die  Vorurteile,  indem  sie  bei  dem  BeuTiilmis  mi- 
hekehrt  Verstorbener  das  Glockengeläute  nicht  verweigerten  und  >ie 
auf  dem  Friedhofe  bestatten  lieisen'.    Trotzdem  waren  ihre  Erfolge 


^  Raadnitier  Archiv:  Bleyleben  ao  SGchiiA  dd.  18.  November  1681.  —  Cft* 
raffas  Relation.  -  Archiv  des  k.  u.  k.  ReicbefitiailsmifiisteriiiiiM:  Bericht  der  Hof- 
kanuner  an  den  Kaiser  dd.  5.  Mai  1627. 

*  Prager  erzbischöf liebes  Archiv:  Spanov^k^  und  Huerta  an  den  Encbischof 
dd.  11.  Januar  1022.  LoheUns  an  den  Deehant  von  Ch^nov  dd.  15.  Janoar  1622. 
Lvhdina  «n  Spanovsky  and  Haerta  dd.  15.  Januar  1622.  LobeUns  an  Wilheim 
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nnr  scheinbar;  denn  als  Kocker  seine  Stelle  angetreten  hatte,  kli^e 
er,  jedenfalls  nicht  ohne  Grund,  über  Mangel  an  Kommimikanten  und 
achlag  deshalb  vor,  dafe  niemand  zur  Trauung  zugelassen  wtlrde,  der 
nicht  früher  gebeichtet  Iiabe.  Im  Einverständnisse  mit  Huerta  be- 
drohte er  alle  jene,  die  sieb,  ohne  zu  beichten,  anderswo  trauen  lieisen, 
nicht  nur  mit  Konfiskation  ihres  Besitzes,  sondern  auch  mit  schwereren 
Strafon.  Die  Jesuiten  hatten  aus  Khifrhpit  dpii  Taboreni  den  bi^limi- 
schen  Kirchengesanp  auf  dem  Chor  während  der  >^'sse  gestattet;  er 
verbot  denselben  und  erhöhte  dadurch  keinesweijs  die  (leneiirthpit  zur 
Bekehrung.  Als  daher  die  lUnver  zu  Ostern  des  Jahres  1G23  aufs 
Rathaus  berufen  und  befragt  wurden,  ub  sie  katholisch  werden  wollten, 
gaben  alle  eine  verneinende  Antwort.  Die  kaiserlichen  Ivuitmiissäre 
Teriangten  auCaerdem  von  ihnen  für  den  Unterhalt  der  Kaplftne,  der 
Scbulmeiater  und  sonstiger  Kirchendiener  die  jährliche  Zahlung  von 
1579  Thaler,  der  Erzbischof  aber  fQr  den  Pforrer  neben  der  Zu- 
weisung von  drei  der  Stadt  gehörigen  und  ihr  konfiscierten  Dörfern 
noch  den  Zehent  von  allen  Bürgern  und  ihren  Unterthanen.  Diese 
Forderungen  waren  jedoch  leichter  ^restellt  als  erfüllt;  denn  die  Stadt 
war  iränzlicb  verarmt.  Sie  mufste  innerhalb  der  Jahre  1621— lö25 
an  Kriegsgeldem  214 ö94 Gulden  zahlen;  dazu  wurden  alle  ihre  Kirchen- 
und  Genieindegütcr  konfisriert  und  eiinixf  Bürger  wppen  Teilnahme  an 
dem  Aufstande  ebenfalls  mit  Kiaitiskation  bestraft  Der  Stadt  wurden 
spiiter  (lü29)  nach  ihrer  Bekehrung  der  L'ri)fste  Teil  der  konfiscierten 
Güter  zurüekgegel)en,  allein  wegen  der  auf  ihnen  lastenden  Schulden 
und  der  Verwüstung,  die  sie  erlitten  hatten,  erholte  sich  Tabor  erst 
nach  dem  30jährigen  Kriege  \ 

Welchen  Drangsalen  auch  sonst  die  Stadt  ausgesetzt  war,  erneht 
man  aus  den  Angaben  einer  Klsgesehrift  gegen  Huerta.  Tabor  hatte 
sich  bei  der  Übergabe  zur  Zahlung  von  ungefähr  10000  Gulden  an 
Marradas,  Huerta  und  Schauniburg  verpflichten  müssen,  konnte  aber 
dieser  Verpflichtung  bis  zum  Jahre  1629  nur  zum  Teile  nachkommen. 
Infolgedessen  bedrohte  sie  Huerta  mit  Mord  und  Brand.  Die  böhmische 
Hofkanzlei  forderte  ihn  zur  Verantwortung  auf  und  da  dieselbe  wahr- 


Kotz  von  Dobrz  dd.  22.  Januar  1622.  Lobelius  an  P.  Andreas  Kocker  dd.  14.  Febniar 
1622.  Kocker  an  Lohpliita  M.  11.  Mai  1622.  —  Raudnitzer  Archir:  Michoa  ao 
den  Kanzler  Lobkowitz  dd.  16.  Marz  1622.  —  Schmidl,  III,  331, 

*  Prager  erabitchdf  liehe«  ArcbiT:  Eän  jw  Huerta  und  Spanovakf  herrfihren* 
der  Kiiiwurf  über  die  Dotation  der  Geistlichen,  Kirchendiener  und  Schullehrfir 
dd.  1').  -M  ii  Hi22.  Der  Frzbtscbof  an  Liechtenstein  dd.  18.  Mai  1622.  Kocker  an 
den  Erzbiiicbot  dd.  29.  Mai  und  9.  September  1622.  Maximilian  Becbler  an  Liecliteu- 
tteifl  dd.  21.  AprU  1688^  —  BUek  a.  a.  0.  1219—1282. 
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scheinlich  nicht  genügend  war,  befahl  sie  ihm,  sich  unverweilt  in  Prag 
einzufinden.   Welche  Entscheidtuig  aber  sehlieTslich  getroffen  wurde^ 

ist  nicht  bekannt. 

Vhor  die  Art  und  Weise,  wie  die  Gegenreformation  zu  T  ra  u  t  c  ii  an . 
Böhmi8ch-Brod,Poli  ('ka,C.1slaii,Königgrjltz,Leitmeritz, 
Brüx  und  Kaadeu  hetrielieu  wurde,  beuachrichtigen  uns  dip  Zu- 
schrifteü  eines  gewissen  Wolfsstirn,  der  als  Zahlmeister  hei  dem  Breuner- 
schen  Kegimente  diente,  das  eigens  für  die  iieformatiou  nach  Böhmen 
geschickt  worden  war,  und  der  diesen  Truppen  im  Verein  mit  einem 
gewissen  Thomas  Seelend  Ton  Proschwitz  die  entsprechenden  Quar- 
tiere anwies.  Beide  begannen  ihre  Thfttigkeit  damit,  dals  sie  eine 
^läu."  Kompagnie  des  genannten  Regiments  nach  Trautenau  abschickten, 
die  den  Dediant  von  Königinhof  bei  der  Bekehrung  der  Trautenauer 
unterstützen  sollte.  Sobald  sich  jemand  mit  dem  Beichtzettel  auswies, 
wurde  die  Kiiiquartierung  aus  seinem  Hause  entfernt,  dafür  aber  wurden 
die  Halsstarrigen  desto  stärker  belastet.  Den  Flüchtigen  wurde  nach- 
[respürt  nnri  mau  suchte  sie  mit  der  iieflüchtoten  Habe  /nr  "Rückkehr 
zu  veranlassen.  Wo  di*>s  nicht  iiiuiilich  war,  wurde  die  zunlekgebliebene 
Habe  mit  Besclila;i  belegt.  iMittlerweilo  ttf)te  "Wnlfs^tiru  selbst  seine 
Thätigkeit  in  J  a  i  o  iii  (■  f .  H  o  h  e  n  m  a  u  t ,  K  o  u  n  m  und  Böhmisch- 
Brod,  in  welch  letzterem  Ort  er  den  Geistlichen  ins  Haut! werk  griff, 
und  selbst  predigte;  er  rühmte  sich  zahlreiche  Bekehrungen  dadurch 
herbeigeführt  zu  haben.  Als  die  Bewohner  yon  Polieka  eine  Depu- 
tation zu  ihm  nach  BOhmisch^Brod  abschickten  und  diese  seinen  Pre- 
digten kein  williges  Ohr  lieh,  entschlols  er  sich  kurzweg  zu  ihrer  Vor- 
arrestierung,  wozu  er  sich  um  so  mehr  berechtigt  glaubte,  weil  ihm 
bekannt  war,  dals  sich  auf  den  städtischen  Gründen  ein  PrlMlikant 
aufhalte.  Er  erreichte  seinen  Zweck,  denn  die  Mitglieder  der  Deputa- 
tion erklärten  sich  nun  samt  und  sonders  als  Katholiken.  Ciislau 
dagegen  liefs  sich  nicht  gewinnen;  Wolfsstirn  schrieb  dies  der  ver- 
pestenden N;lhe  KuttenberL's  und  dem  schlimmen  Einflufs  des  in  der 
Nachbaiseliaft  Vx-guterteii  Herrn  von  Trrka  zu.  Er  empfahl  daher 
diese  Gegner  „mit  Ernst  anzugreifen" ;  nur  dann,  wenn  niemand  den 
flüchtigen  Unterthanen  Unterschlupf  gelx  u  winde,  k()uüe  man  mit 
dem  Beformationswerk  fertig  Merdeu.  Obwohl  \VülLNi>tirn  selbst  zahl- 
reiche Einkerkerungen  verfügte  oder  die  von  seineu  Untergebeuen 
verfügten  guthiefe,  und  obwohl  durch  die  einquartierten  Soldaten 
den  Bedrängten  die  letzte  Habe  weggenommen  wurde,  behauptete  er 
doch  in  sonderbarer  Verblendung,  dafs  er  bei  der  Bekehrung  nicht 
das  geringste  angewendet  habe,  was  das  Ansehen  eines  Zwanges  habe, 
sondern  lauter  «glimpfliche,  Herz  und  Gemüt  erweichende  Mittel.* 
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, Allerorts  habe  ich,'*  erzahlt  er,  «an  die  fb]|;eforderte  Gemeinde^ 
Manns-  und  Weibspersonen,  Sohne  und  Töchter,  Btkiger  und  Inleute 
einen  ansführlichen  Seimon  gehalten,  in  demselben  Gottes  und  Ihrer 
kaiserlichen  Majestät  allergnftdigsten  Willen  erklnrt.  die  Zeiten  ver- 
glichen, wann  das  Land  gesegnet  und  wann  es  wieder  gestraft  worden 
und  woher  alles  dies  seinen  Ursprung  habe.  Damit  es  bei  dem  ge- 
meinen Manne  ein  mchreros  Ansehrn  Iiabe,  inufsten  dabei  alle  geist- 
lichen Personen  aus  der  Nachbarschaft,  der  Lriuize  Rat,  von  der  Kom- 
pagnie alle  Befehlshaber  anwesend  s(Mn.  die  'rhiheii  des  I^afhauses 
waren  von  einer  Anzahl  Musketiere  mit  ihnMi  Ober^^cwelireu  umstanden, 
die  dann  mit  den  hiczu  erkiesten  katholischen  Männern  von  Haus  /u 
Haus  die  veiYeichueten  Bücher  aussuchen  und  zu  Händen  der  Geist- 
liehen Kefem  mufsten.  Darauf  habe  ich  angeordnet,  die  Katholiken 
und  Bekehrten  mit  der  Einquartierung  zu  verschonen  und  habe  allein 
die  Halsstarrigen  mit  derselben  belegt  Auf  daik  es  auch  sp&ter  so 
gehalten  weide,  habe  ich  mir  Substituten  auserlesen.  Ich  wundere 
mich  selber,  dals  ich  (solche  Erfolge  erlangt)  sintemal  ich  Geistliche 
und  Kaiserrichter  an  einem  Teil  der  Orte  angetroffen,  die  einen 
Ärgerlichen  und  unauferbauerlichen  Lelienswandel  führten;  dabei  hatte 
ich  mehremteils  hitherische  Befehlshaber  und  Soldaten  zur  Seite,  die 
mir  aber  mehr  nütz  gewesen  als  niam  he  laue  Katholiken."  — 

Im  Kinklange  mit  dieser  lugenhaften  und  närrischen  Selbst- 
berftiicherimg  bat  sieh  Wnlfsstirn  später  vom  Kaiser  als  Gnade  nur  die 
Auszahlung  des  rUekstaudi'ren  Soliies,  von  der  Kaiserin  aber,  da  seine 
Leistungen  hauptsächlich  die  Leibgediug Städte  beträfen,  eine  goldene 
Kette  und  eiuen  Guadeupfeunig  aus^ 

Eine  bedeutende  Anzahl  von  Personen  würdigte  jedoch  die  von 
Wolfestiru  ihnen  gebotenen  Wohlthaten  nach  ihrem  wahren  Werte,  ver- 
liefs  Haus  und  Hof  und  flüchtete  in  die  Fremde,  so  insbesondere  28 
Barger  mit  Weib  und  Kind  und  Gesinde  aus  Kdniggrft  tz.  Der  Wohl- 
stand der  letztgenannten  St^idt  litt  auch  dadurch,  dafs  ein  Teil  des  Ge- 
meindebesitzes nach  dem  Jalire  liV20  konfisciert  und  der  Stadt  die  reiche 
Hinterlassenschaft  eines  ihrer  Mitbürger  entzogen  wurde,  während  sie 
nnth  rseits  auf  den  Unterhalt  des  k;n-'M-1i<'1ieii  Kriegsvolkes  in  den  -Inhren 
und  1023  bis  12.  April  l(>2d  die  buuaue  von  421 089  Guldeu  erlegen, 


*  Böhmisches  StaUhaltereiurcbiv:  Wolisstirnü  uud  beclend  von  rtoschwitz' 
Anordnung  w  betreff  der  Reformation  Traulenans  d<L  d.  Mikra  1626.  —  Raudnitser 
Archiv:  Wolfsstirn  an  tlun  Kanzler  Lohkowitz  dil.  18.  und  21.  März  162(5.  Wolfs- 
Stirn  an  ilie  Frau  <lf"^  Krjnzlers  (M.  18.  .Mjirz  If Comonius,  Ri'fonna<  o  Ilnulncka: 
8.  2ö3.  Auch  hier  macht  er  sich  einer  L  berireibung  schuldig,  er  behauptt-t,  dafs 
das  ganze  Begiment  Brenner  in  KtoiggrUa  einquartiert  worden  sei. 
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aufserdem  noch  21 148  Gulden  zahlen,  Getreide  liefern  und  auch  spftter 
allerlei  Drangsale  und  Plünderungen  von  Seite  des  bei  ihr  einquar- 
tierten Obersten  Montecuculi  dulden  niuTste.  Unter  solchen  Umstünden 
ist  es  begreiflich,  dafs  Könijrfrrj\tz  Hnon  prröfsoren  Al)hnich  erlitt,  als 
die  meisten  anderen  Städte  des  Landes;  bei  der  Zählung  des  Jahres 
1054  waren  nur  201  Haus  bewohnt,  dagegen  lagen  495  in  Trümmern 

Nach  Entfernung  der  Einquartierung  zeigten  sich  übrigens  die 
Versicijerungen  Wolfsstirns  von  der  vollstilndi^'en  Bekehrung  einzelner 
StAdte  als  nicht  wahrheitsgetreu.  So  klagte  der  katholisch  gewordene 
Stadtrat  von  Trautenau  bei  der  böhmischen  Kammer  noch  im 
Jahre  1627,  dafe  eine  Anzahl  Einwohner  der  Hftrerie  anhänge  und  die 
Bekehrten  mit  Spott-  und  Scbimpfreden  verfolge.  Man  darf  sich 
ttbiigena  darQber  nicht  mindern ,  wenn  sich  die  Katholiken  in  Trau- 
tenau  keiner  besonderen  Aditung  erfreute,  da  der  Dechant  Algeier 
zu  jenen  nichtswürdigen  Geistlichen  gebOrte,  die  damals  unter  der 
Weltgeistlichkeit  so  zahlreich  waren.  Abgesehen  davon,  dafe  er  selbst 
von  armen  Leuten  bei  der  Taufe  eines  Kindes  einen  Thaler  verlangte  und 
die  Taufe  nicht  eher  vollzotr,  als  Iiis  der  Thaler  von  den  Gevattern 
erloL't  worden  \\:\r.  henüt^^tc  er  auch  die  Kanzel  zu  ireineinen  und 
unzüchtigen  Kerien  und  Augritfen  wider  Bürger,  die  ihm  nicht  zu  Ge- 
sichte standen.  Ein  Ilutmachcr,  der  lange  mit  seineu  Kindern  die 
Zielscheibe  dieser  Anfeindungen  abgeben  niulste,  klagte  endlich  bei 
der  böhmischen  Kammer.  Der  Stadtrat,  zur  Berichterstattung  auf- 
gefordert, bestätigte  vollinhaltlich  die  Angaben  des  Klägers.  Als  eine 
Folge  davon  ist  ea  wahrscheinlich  anzusehen,  dafs  Algeier  bald  darauf 
vom  Erzbischof  aus  Trautenau  entfernt  wurde,  nachdem  er  sich  früher 
noch  mit  zwei  Borgern  gerauft  hatte  und  von  ihnen  bei  dieser  Gelegenheit 
geschlagen  worden  war*.  Selbatverstfindlich  entgingen  auch  die  beiden 
Raufbolde  nicht  der  Strafe.  Aus  „väterlicher  und  angeborner  fürst- 
licher nnd  kardinalischer  Müdigkeit"  strafte  sie  der  Erzbischof  aber 
nicht  so  hart,  „wie  es  die  Synodalgesetze  vorschrieben",  sondern  be- 
fahl nur  dem  Stadtrat  von  Trautenau,  sie  acht  Tage  lang  bei  Wasser 
und  Unit  eiriL'ospri  1 1  zu  haiten.  Nach  verl)u]ster  Strafe  sollten  sie 
beichten  und  kommunizieren  und  darauf  bei  dem  Hochanite  kniecnd 
eine  Kerze  in  der  Hand  halten.  Der  Stadtrat  Imt  für  die  beiden 
Sünder  um  Nachsicht  der  otit  titlichen  Bufse.  welchem  Ansuchen  der 
Erzbischof  abermals  aus  „fürstlicher  und  kar<iiualischer  Mililigkeit** 

>  Bilek,  a.  a.  0.   Seite  1070  und  1277. 

'  Böhmisches  Statthalureiarchiv:  Der  Stadtrat  von  Trautenau  .m  die 
böhmische  Kammer  dd.  3.  Januar  1627.  —  MS.  Mus.  Bobemici:  Der  Erzbiücbol  an 
d«B  Stadtnt  von  TnuHenau  dd.  11.  August  irod  22.  September  1627. 


Digitized  by  Google 


—   285  — 


nachkam,  indem  er  die  Schuldigen  hlofs  zu  strengem  Fasten  an  drei 
Tagen  ^ner  Woche  murteflte.  —  Bei  dieser  Gelegenheit  können  wir 

nicht  umhin  zu  henierken,  dafs  sowohl  der  Erzbischof,  als  auch  die 
ReformationskommiesAie  Inhaftnahme  und  körperliche  Strafen  nach 
ihrem  Belieben  verhängten  und  in  aus<;cdehntestem  Malse  y<m  den 
Befugnissen  der  weltlichen  Behörden  Oebraiich  machten. 

Bei  der  Reformation  von  Leitnierit/  beL-^eL^iete  "Wolfsstini 
grolRMi  Schwiiriiikeiten.  Weder  er  noch  die  Jesuiten,  die  schon  das 
Jahr  zuvor  in  dieser  Stadt  gewiri<t  liatten,  konnten  über  ein  günstijres 
Resultat  berichten,  und  so  wurde  selbstverständlich  die  Kompagnie 
Soldaten,  die  man  in  diese  Stadt  berufen  hatte,  für  längere  Zeit  da- 
aelfafit  belassen.  Zwölf  Einwohner  unter  Fohrung  eines  gewissen 
Mostnick  baten,  als  sie  die  Tyrannei  der  bei  ihnen  einquartierten  Sol' 
daten  nicht  Iftnger  aushalten  konnten,  um  freien  Absng,  allein  der- 
selbe wurde  ihnen  nicht  gewährt  Sie  flOcbteten  daher  bei  Nacht  und- 
Nebel  nach  Pirna,  ihre  H&user,  Weinberge  und  Mobilien  ihren  Be- 
drängern Überlassend';  ihnen  folgten  sp&ter  zahlreiche  andere  Per- 
soneu  nach.  Mit  dem  Erfolg  in  Brüx  war  dagegen  Wolfsstim  zu- 
friedener. Schon  vor  seiner  Ankunft  hatte  die  daselbst  einquartierte 
Breunerschc  Kompagnie  bewirkt,  dafs  sich  31  ansässige  Bürger 
liiichteten  und  die  übrigen  Einwohner  bis  auf  19  Bürger  und  ihre 
Frauen  sich  al>  K  ttholikeu  erklirrten.  Da  die  Stadt  wöcheutlich  für 
die  Ot'hziere  der  Kuini)a?niie  80  (iulden  zahlen  nmlste,  diese  Summe 
aber  nicht  erschwingen  konnte  und  trotzdem  noch  die  Besoldung  und 
Ernährung  der  Soldaten  besorgen  sollte,  so  flüchtete  sich  abermals 
eine  betriehtlidie  Anzahl  von  Personen  In  die  Fremde.  Ein  reicher 
Bürger  der  Stadt,  Zähorskjf',  hatte  sich  nach  Marienberg  in  Sachsen 
geflQchtet  und  seine  Frau  zur  Bewachung  von  Haus  und  Hof  zurOck- 
gelassen.  Als  diese  von  dem  Kaiserrichter  gewaltsam  ans  dem  Hause 
gestoÜBen  und  die  ganze  Habe  mit  Sequester  belegt  wurde,  begab 
sich  ZAhoTsk^  in  di^  Nnhe  seines  Wohnorts  und  führte  21  ihm  ge- 
hörige Ochsen,  die  sieh  auf  der  Weide  befanden,  über  das  Gebirge 
nach  Meifsen.  Der  Statthalter  war  über  diese  Selbsthilf'»  nicht  wenig 
erbost  und  verlangte  von  detn  Kurfürsten  die  Verludtuug  und  Be- 
strafung Zähorskys.  Zahoi-sky,  zur  Verantwortung  aufgefordert,  ^'estand, 
dals  er  sich  der  21  Ochsen  beuiaehtigt  habi»,  schilderte  al>er  zugleich 
die  GewaltthateD,  die  man  gegen  sein  Eigentum  verübt  hatte,  indem 
man  nicht  bluls  llauB  und  Hof  in  Beschlag  genomnieu,  sondern  auch 
seine  grofsen  HolzvonUte,  50  Strich  Hafer,  150  Strich  Korn,  40  Strich 


*  Hoataidc  luid  XI  «udereEndsfiteii  an  den  Bat  fon  Pirna  UM  Februar  1628b 
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Gerste,  40  Strich  Erbsen,  126  Strich  Malz,  groke  HopfenvorriUe,  200 
Schweine.  Schöpse  und  Zicixcn.  zwei  Schock  Gänso  und  Enten,  50 
Sti\ck  Betttncher,  12  ausgerüstete  Wagen  und  zwei  Ceütuer  Zinn 
koüfisciert  habe^ 

Der  Kaiserrichter  forderte  die  Flüchtiejen  unter  Androhuu>i  der 
Konfiskation  ihres  Besitzes  zur  llückkchr  auf  und  da  sich  nach  Ver- 
laul vou  sechs  Wochen  keiner  stellte,  so  wurden  ihre  Utäuser  versiegelt 
und  ihre  soustige  Habe  Bequestriert  Wolfgstim  konstatierte  nach 
seiner  Ankunft  in  Braz  den  Fortachritt  der  Gegenreformation;  auch 
der  Erzbischof  bezeugte  denselben  im  folgenden  Jahre,  indem  er  den 
Borgern  das  Zeugnis  der  Rechtgl&ubigkeit  ausstellte  und  beim  Kaiser 
die  Bestätigung  ihrer  Privilegiea  empfahl*. 

Kaaden  erfuhr  schon  vor  der  Ankunft  Wolfsstirns  alle  Leiden, 
die  mit  Einhebung  innner  höherer  Kontributionen  und  der  Einquar- 
tierung von  Soldaten  behufs  der  Bekehrung  verbunden  waren.  Als 
gegen  Ende  des  Jahres  (1625)  die  Ankunft  der  Refonnationskoni- 
nussHre  anunkUndigt  wurde,  verliefsen  48  Bürger  trctl/  der  winter- 
lichen Jalu  t's/eit  Haus  und  Hof  und  flüchteten  mit  Weib  und  Kindern 
teils  nach  Aunaberg,  teils  nach  Marieuberg  in  Sachsen.  Nach  Ankunft 
der  Konuuissäre  wurden  liie  Ötatkthore  gesi)errt  und  alle  Bürger  zur 
Ableguug  der  Beichte  aufgefordert;  denen,  die  sieh  weigerten,  wurde 
eine  Besatzung  ins  Haus  gelegt  und  jede  Flucht  gewaltsam  gehindert. 
Diejenigen,  die  sich  bekehren  Uelsen,  muisten  einen  Bevers  unter* 
zeichnen,  dafs  ihre  Bekehrung  eine  freiwillige  gewesen  sei'.  Als 
Wolfsstirn,  der  die  Stadt  schon  froher  einmal  besucht  hatte,  Ende 
April  1C26  zum  zweitenmale  nach  Kaaden  kam,  mahnte  er  durch  ein 
Patent  die  Neubekehrten  zum  fleifsigen  Besuche  des  Gottesdienstes 
und  zum  öfteren  Ij^mpfang  der  Sakramente.  Einige  Veiiranonsper- 
sonen  untersuchten  auf  seinen  Befehl  in  Begleitung  von  Soldaten  die 
lli'ui'^cr  an  Sonn-  und  Feiertairen.  um  sich  zu  überzeugen,  ob  nienifuid 
den  Gotteisdienst  vei-sauuie.  Wer  s'<'li  dieser  VerfiUimnis  scluildig 
machte,  mul'ste  10  Kreuzer  Strafe  zahU  ii  oder  ins  (iefangnis  wandern. 

In  noch  schärfere  Strale  wurdeu  jene  genommen,  die  sich  nicht 

*  Säclihix-ln  -  sia:it-;nvl)iv:  Ljeditfusti'in  i.n  KitrHadttW  dd.  8.  Juli  1626. 
Z&horsky  ;ni  tifii  l!,it  von  Marifnltcrg  dd.  is.  Juli  l(»2r). 

*  ischiiiidl  a.  a.  i).  JH.  7Ö2..  —  Kauduttzer  Archiv :  ^Vol^!^6Ül■u  au  den  K.Muler 
Lobkowitz  dd.  21.  Min,  21.  und  90.  April  1626.  —  Böbrniflcbes  Statthaiterei« 
arcbiv:  Pic  Suidt  Brüx  an  die  obersten  Liindosbt  rtmton  dd.  20.  'SIm-/.  I62(>.  Dct 
Kaiserrichicr  an  di*»  obrrsU-n  Ik-amt«  n  ^l  l.  2(i.  M.u  z  1G2(J.  Mb.  de&  böbraiscben 
Museuioü:  Der  Erzbii^chot  von  Prag  an  den  Kaiser  dd.  1627. 

*  Sächsisches  StMtsarcbiv:  Die  Exolaotcn  aus  Kaaden  an  Kuraachsen  dd> 
6J1S,  Januar  1626. 
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bekehrten  und  sich  aneOglicher  Heden  gegen  die  Neubekehrten  schuldig 
machtm,  dagegen  wurde  den  Flttchtigen,  die  sich  bekehren  würden,  die 
Rfickgabe  ihrer  sequestiierten  Güter  versprochen.  Diese  Verfllgungai 
hatten  das  ^^e  wohnliche  Resultat ;  bald  nach  Wol^Üms  Ankunft  kommuni- 
zierten 117  Personen,  dagegen  verliefsen  4^^  Rnrijer  und  Bürgersfrauen, 
teils  früher,  teils  jetzt.  Haus  und  Tlof.  Zu  dieson  crohöite  der  ehe- 
malifjfe  Primas  dor  Stadt  mit  seiuer  Frau,  welche  vier  Hüuser,  droi 
Weiiibeige,  24  Merzen  Äcker,  drei  Joch  Wiesen,  einen  llopfeimaiton 
und  noch  anderes  Eiurentum  besafsen.  Einzelne  Flüchtlinf,a*  ver}ü;:teu 
Über  ein  noch  gröJiieres  Vermögen,  gaben  es  aber  jedenfalls  auf,  um 
dem  Gewissenszwange  zu  entgehen.  Da  spater  die  erwaimte  kaiser- 
liche Verordnung  den  FlOchtigen  den  Verkauf  ihrer  Güter  gestattete, 
gelangten  einige  derselben  nachtrSglich  zu  einer  Entschädigung,  die 
Mehrzahl  jedoch  ging  leer  aus.  In  einer  Zuschrift  an  den  Kanzler 
pries  Wolfesttm  auch  diesmal  seine  Verdienste,  wobei  er  den  Don 
Martin  Huerta  als  gleichwttrdigen  Mitarbeiter  anerkannte,  nnd  ver- 
langte abermals  eine  besondere  Entlohnung,  da,  wie  es  scheint,  seine 
erste  Bitte  nicht  erhört  worden  war*. 

Beharrlichen  Widerstand  leistete  der  Annahme  des  katholischen 
Glanbons  anfh  die  köniirliche  Leibgedinirstadt  Melnik.  Der  Statthalter 
besrhuldi^'te  sie  noch  am  1.  Juli  KrJO,  also  zu  einer  Zeit,  wo  die 
meisten  ÖtiUite  Pnhiiiens  sieh  der  <  •euenn  foiination  bereit-  lefogt 
hatten,  dafs  sie  hartnackig  in  der  Ketzerei  verharre.  Die  Kinwoiiuer 
durfton  zwar  ihre  religiösen  Bedürfnisse  nicht  in  der  iStadtkirche  be- 
friedigen, denn  diese  war  einem  neu  ernannten  katholischen  Dechaut 
Übergeben  worden,  sie  hatten  sich  aber  abseits  einen  neuen  Ver- 
sammlungsort hergerichtet,  wo  sie  nach  wie  Tor  protestantischen 
Gottesdienst  abhielten.  Liechtenstein  befahl  deshalb  dem  Unter- 
kftmmerer  der  böhmischen  Leibgedingstftdte,  sich  in  die  Stadt  zu  ver- 
fugen, die  Einwohner  vorzurufen  und  sie  zur  Annahme  des  katholischen 
Glaubens  aufzufordern;  falls  sie  sich  weigern  würden,  sollten  sie  mit 
der  Einquartierung  von  Soldaten  und  andern  Gewaltmitteln  bedroht 
werden'.   Dies  scheint  gewirkt  zu  haben;  denn  im  Jahre  1628  er- 


*  Raivhiitzer  Archiv:  Wolfsstirn  an  den  Kanzler  Lobkowitz  dd.  '^<^.  April  und 

H.  Mai  1626.  Patent  Wolfsstirns  an  dir  Knjidnor  dd.  9r,.  April  Itii'«'.  —  Hilolv 
a.  0.  1009  u.  folg.  —  Böhmisches  8tatthalt<'r»'iiucliiv:  Lifcbtenätcin  au  den  l'ri- 
mas  TOD  Brta  dd.  11.  Angost  1686.  Liechtenstein  an  den  Kaiserrichter  von 
Brüx  dd.  11.  Außa^i  1626. 

*  R^hroiscbes  Statthaltereiarchiv:  Liechtenstein  an  den  Unterltämmerer  dd. 

I.  Juli  lt>2t>. 
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neuerte  Ferdinand  II.  die  Pnvilegieu  der  Stadt,  «eil  sich  alle  Bflfger 
bereits  wieder  der  katholischen  Kirche  angeschlossen  hatten. 

Das  Schicksal,  das  Komotau  traf,  wurde  von  den  Katholiken 
als  eine  Vergeltung  früher  L'eühtcn  Unrn-btrs  angesehen.  Geor^' Popel 
von  Lobkowitz,  der  sich  im  10.  Jahrhuiuiert  im  l'esitze  der  Stadt  und 
der  dazu  gehörigen  (iiiter  befand,  war  ein  eifri'jer  AnhiuiL'er  des 
Jesuitenordens  gewesen  und  hatte  den  Jesuiteu^eneral  Ciauflius 
Aquaviva  um  die  Begrüutiun^'  eines  Kollegiums  ersucht  Aquaviva 
war  der  Bitte  nachgekommen  und  im  Jahre  1590  war  der  Grandstein  zu 
dem  Kollegium  gelegt  worden,  das  Ton  Lobkowitz  mit  einem  Ein* 
kommen  von  j&brlich  2000  Schock  Mei&ner  Groschen  ausfliefitsttet 
wurde.  Lobkowitz  wollte  es  jedoch  nicht  bei  einem  einfachen  Kolle- 
gium, an  dem  der  Gymnaaalunterricbt  ertdlt  wurde,  bewenden  lassen, 
sondern  plante  anch  die  Begründung  einer  Universität  nach  x\rt  der 
von  Ferdinand  I.  errichteten  Prager  Akademie,  die  sich  also  auch  auf 
die  theologische  und  philosophische  Fakultät  beschränken  sollte.  Das 
neu  rrnchtete  Ctel^atide  bekam  daher  einen  solchen  Umfan'j,  dafs  es 
auch  für  die  l)ei(ien  Fäkultäten  ausreichen  konnte;  diese  selbst  sollten 
aber  erst  dann  ins  Lei)en  treten,  wenn  das  Einkoinuien  der  Stiftung 
sich  \rrL'r(»lsert  haben  würde,  üni  fOr  diesen  Fall  alle  Hindernisse 
im  voi  aus  zu  entfernen,  ersuchte  Lolikowity.  den  Kaiser  und  den  i'apst 
um  Ausstellung  von  Stiftungsurkundeu  für  die  Universität.  Der  Kaiser 
kam  dieser  Bitte  nach  und  gab  in  einer  Urkunde  seine  Zustimmung 
zur  Errichtung  eines  „Oymnaslums^  einer  Akademie  und  ttberhaupt 
einer  Universität,"  wie  solche  von  den  Jesuiten  eingerichtet  zu  sein 
pflege  und  begabte  sie  mit  den  Hechten  und  Freiheiten,  wie  sich  deren 
alle  übrigen  Universitäten  erfireuten.  Auch  der  Papst  gab  seine  Zu- 
stimmung zur  Begründung  einer  Universität  in  KomoUiu.  in  welcher 
die  Jugend  in  den  theologischen  und  philosophischen  Wissenschaften 
und  in  den  freien  Künsten  untenichtet  werden  sollte;  di<'sc  Univer- 
sität sollte  blpüipnde  Kauer  halten,  wenmrleich  sie  der  juridischen  und 
mediziuiücheu  jbakultät  ermangelte Thatsächlich  trat  die  Uuiversit&t 

*  Böhmisches  Statthaltereiarchiv:  Di«»  AusaSge  aas  den  betreffenden  Doku- 

mpntcn  sind  einem  (tPSTichp  der  .To5siiitt^n  finvnrieibt,  das  sie  an  Rudolf  Tl.  im 
Jahre  1607  gerichtet  haben.  Auf  d'n  -v  früher  gar  nicht  bekannte  l^f?rründung  einer 
Universität  in  Komotau  bat  zum  erstenmal  Krabl  in  seiner  üescbicbte  von  Komotau 
hingmricsen.  —  hi  der  pSpstlicbeD  BesUtigangsiifkande  heilkt  es  msdrficklicht 
„UUerius  ut  majori  dicti  oppidi  decori  nec  noQ  subditomm  ditionum  pr»dicti 
Georgii  (Popel  de  Lobkowitz)  consulntur,  in  ondem  oppido  Chomntoviensi  «<•  aedi- 
bus  dicti  colic-gü  uuiveraitatem  studii  generalis,  in  qua  cierici  ipsius  societatis  .ie&u 
theologiani  pbilosopbism  aliasque  ingenoas  artes  profiteantnr  ac  javenes  qaos- 
cuaque  doceant  ad  instar  aliarum  unifenitatum  stndiorum  gaoeraiiain  tarn  in  trana> 
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freilich  nie  ins  Leben,  weil  Geoig  von  Lobkowitz  nieht  in  die  Lage 
kam,  das  StiftungsverniOgen  entsprechend  zu  vergröisem.  Ans  Ehr- 
geiz liefs  er  sich  drei  Jahre  spftter  in  Uniti  i-  Im  tzenren  den  Kaiser  be- 
hufs Erlangung  der  oberstburj'jrrjlfliclion  Würde  ein,  wurde  deshalb 
vor  Gericht  gefordert  un<l  im  Jahre  1595  mit  dem  Verhisto  seiner 
sämtlichen  Güter  bestraft.  Die  Jesuiten  mulsten  sich  damit  zufrieden 
geben,  dais  ihr  Kollegium  in  Komotau  ein  einfaches  Gymnasium 
blieb,  da  auch  der  Kaiser,  dem  die  (xiitrr  Georjis  von  Lobkowitz  nun 
zufielen,  wegeu  seiner  süiisti'jeii  Bediufiiisso  auf  eine  Krhuhung  der 
Dotation  <les  Jesuitenkollc^,'lUil)^  imiit  cingehfii  konnte,  vielmehr  auf 
den  Verkauf  der  konfiscieiteu  Guter  bedacht  sein  inufste.  Thatsäch> 
lieh  nahm  er  im  Jahre  1606  von  der  Stadt  Komotau  eine  Geldsumme 
an,  velche  sie  von  der  Stellung  einer  unterthänigen  Stadt  beireite  und 
zum  Bange  einer  königlichen  Stadt  erhob.  Zugleich  verkaufte  er  ihr 
einen  Teil  der  konfiscierten  Güter,  die  fibiigen  Guter  aber  an  Adam 
HfAo.  Ton  Harasov  und  an  Leonhard  von  Steinbach.  Bei  Gel^enheit 
dieser  Verkaufe  nahm  er  keine  Rücksicht  darauf,  dafs  Georg  von 
Lobkowitz  im  Jahre  1594  das  Tatronat  auf  allen  seinen  Gütern  für 
immerwährende  Zeiten  den  Jesuiten  übertrafen  hatte,  sondern  ttber- 
liels  (lass('ll)i'  den  Kuufeni.  Dif"  neuen  [Besitzer  fafsten  alsbald  ihre 
Keclite  da)»in  auf,  dafs  sie  sämtlichen  zeluj  itiuen  untei-stelltcn  Pfarrern 
dii'  Einkmittc  sperrten,  um  sie  zum  \'erlassen  ihrer  Ben(?ticien  zu 
nötigen  und  dieselben  ma  protestantischen  Geistlichen  besetzen  zu 
können.  Alle  Proteste  der  Jesuiten  sowie  die  Klagen  der  ihrer  Ein- 
künfte beraubten  Pfarrer  halfen  nichts*.  Für  das  Übel  nun,  das  die 
Komotauer  Stadtherren  und  die  genannten  Edelleute  den  Katholiken 
zugefllgt  hatten,  suchten  die  letzteren  jetzt  Vergeltung  zu  Oben. 

Nach  der  Weilsenberger  Schlacht  wurde  die  Verfolgung  dadurch 
eingeleitet,  dafe  Komotau  zum  Ersatz  des  nach  der  Vertreibung  der 
Jesuiten  wAhrend  des  Aufstandes  in  ihrem  Kollegium  angerichteten 
Schadens  angehalten  wurde.  Der  Stadtrat  erbot  sich  zur  Zahlung  von 
13000  Thalern,  aber  durch  die  Auslagen  für  die  einquartierten  Sol« 

alpinis  provincUfl  et  regniB,  quam  aliu  ubilibet  erectomm  etiamsi  in  hac  oniverd« 
täte  ChomutoTieodi  jurispmdentue  et  medicina'  facultates  non  accesseriot,  dicia 
autboriuite  eti:mi  perpctno  sine  alictijus  prjpjiidicio  eriginius  et  institiiimu«.'' 

'  Die  betreitenden  Aktenstücke  ioi  böhmischen  Statthalterciarchiv  in  der  Ab- 
teUttttg  ttKomotatt".  Dafs  die  K&ofer  der  Popeischen  Ottter  gleich  im  Jahre  1006 
und  nicht  erst  nach  Erteilung  des  Majestfttsbriefes  die  Katholiken  bedrückten  und 
den  knthnlischen  rfarrein  ^\u^  Kinkiintto  sperrten,  rrgitht  sich  :in<?  einer  doshalb 
von  (Ii  II  Jesuiten  verfaf^ten  Klageschritt;  dieselbe  giebt  an,  dafii  die  Käufer  In  die 
Tiarren  lutherische  Geistliche  einführten. 

OtnAvIjr.  0<igaM«ionoMtioii  in  Bg^Bmi.  19 
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dateu  geriet  die  Stadt  in  solfhc  Not,  dals  sie  von  dem  vereinbarten 
Schad^noi-satz  nur  lüOÜ  Thaler  hrzahl^Mi  konnte  und  alle  Mahnunjren 
zur  Zahlung  des  Restes  wirlvun^rslos  blieben.  lufolfjedessen  wurde  den 
Jesuiten  im  Jahre  1627  ein  Teil  der  den  Bürgern  konsfiFicirrten  B(  - 
sitzuugen  zusrewiesen.  Dafs  sich  die  Jesuiten  nach  ihrer  Rückkehr 
die  Rekatholisieiiing  der  Stadt  augelegen  sein  lielsen,  ist  selbstver- 
ständlich; sie  erlangten  jedoch  anfangs  keine  besonderen  Erfolge, 
wenngleich  der  Stadtrat  sich  ihnen  scheinbar  ergeben  zeigte  und  ihre 
Gunst  durch  Gesclienke  zu  gewinnen  suchtet  Im  Jahre  1621  wurde 
die  Schiielsung  der  lutherischen  Schule  angeordnet  und  den  Borgern 
die  Beteiligung  an  der  FrohnleicfanamsprozesBion  anbefohlen.  Letzterer 
Befehl  mulste  später  wiederholt  werden ;  im  Nichtbefolgungsfall  wurden 
die  Bürger  in  einer  nicht  näher  bestimmten  Weise  bestraft,  ihre  Bauern 
aber  mit  der  Konfiskation  ihrer  Felder  bedroht.  Wer  sich  bei  heim- 
lichen Zusammenktinften  mit  l'rädikanten  ertap|)en  liefs.  \y\\v(\o  ins 
Gefängnis  geworfen.  Als  drei  Hdrior  im  Jahre  1025  die  P>eteiliLrung 
an  der  Frohnleichnauispi-ozession  verweigerten,  wurde  ihre  Habe  kou- 
fibciert-. 

Die  Jesuiten  in  Koniotau  waren  jedoch  überzeugt,  dals  die  Nach- 
giebigkeit der  meisten  Bürger  nur  eine  scheinbare  sei,  wofür  ver- 
schiedene Anzeichen,  wie  die  h&ufige  Unterlassung  des  Kirehenbesuohs 
und  die  Nichtannahme  der  Sakramente  aus  den  Hftnden  der  katho- 
lischen Geistlichkeit  Tollgttltige  Beweise  lieferten.  Man  versuchte  es 
deshalb  mit  stärkeren  Mitteln.  Michna,  welcher  auf  einer  Beise  durch 
Nordböhmen  in  Komotau  eintraf  und  sich  mit  dem  Rektor  des 
Kollegiums  besprach,  kam  mit  diesem  flberein,  die  Bürger  im  Falle 
weiterer  Widersetzlichkeit  mit  Einquartierung  zu  bedrohen.  Der  kaiser- 
liclie  Hauptmann  Schmidt  rief  daher  in  den  Woihnaclitstageu  die  Ge- 
meinde vor  sich  und  kündiLrte  ihr  das  Einrücken  von  Soldaten  an, 
falhi  sie  sich  nicht  autrichtig  bekehren  würde.  Selbstverständlich 


'  Schmidl  a.  ft.  0.  III,  255.  —  Komotauer  Stadtaicbiv :  Der  Stadtrat  von 
Komotau  an  den  P.  Rdrtor  des  Komotauer  Kollegiums  dd.  15.  Mira  1688.  Der 
Hauptmann  von  Stahl  an  die  Stadt  Komotau.  fter  böhmische  Kammerpräsident 
an  den  Hauptmann  Schmidt  dd.  22.  MÄrz  1627.  Eintraj^uiig  in  das  Komotauer 
Grundbuch  dd.  60.  August  1627.  —  Böhmibcheä  btatthaltereiarcbiv:  Fürst  vou 
Liechtenstein  an  die  Stadt  Komotau  dd.  81.  Mai  162L  Ratsbeacblufi  von  Kimotau 
dd.  27.  Oktober  1^.  OoMch  dw  Jcfuiten  um  ZaUnng  der  sagehfl'iigen  Zinsen 
dd.  9.  Fer)rnar  1624. 

'  Böhmisches  StattbaltereiarciiiT:  Verordnung  der  bubmiscben  Kammer  dd. 
83.  Min  und  18.  Juli  1084.  Der  Rektor  de«  JesuitenkoUegiuius  in  Komotau  an 
die  Statthalter  dd.  19.  Mai  1625.  Der  koiserlicbe  Hauptmann  in  Komotau  an  die 
b6hniache  Kammer  dd.  8.  Olctober  1625. 
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fehlte  bei  seiner  Ansprache  nicht  die  von  Wolfsstirn  so  häufig  ge- 
brauchte Phrase,  die  Bttruer  inörhtPii  sich  lieber  froiwilÜL'  bekehren 
als  df'm  ZwaiiL'p  gehorchen  und  nicht  den  ujateriellen  Ruin  auf  sich 
bcruuf  iK'scIiworeii.  In  den  folgenden  fünf  Tagen  berief  er  die  Bürüter 
^us  der  Stadt  und  Vorstadt  einzeln  vor  sich  und  erlmirte  ho  viel,  dafs 
400  von  ihnen  ihre  Bekehmog  in  Aussicht  stellten  uiui  am  Dreikönigs- 
U'riv  zu  beichten  versprachen.  Vier  der  Angesehensten,  die  sich 
weigerten,  das  Versprechen  zu  geben,  naliin  er  in  Haft  und  belegte 
jeden  mit  einem  Stia^dde  Ton  zehn  Thalem  tftglich.  Drei  von  ihnen 
gaben  jetzt  nach,  nur  einer,  Andreas  Zuschner,  blieb  standhaft  und 
fand  an  seiner  Schwester  eine  TrOsterin  und  Gesinnongsgenoesin.  Sie 
<erldAfte,  wenn  sie  nicht  bei  Christen  in  Ruhe  gelassen  würde,  so  wolle 
sie  bei  den  Tdrken  eine  Zuflucht  suchen.  Diese  Rede  gab  natürlich 
Anlafs,  auch  ne^^en  sie  einen  Haftbefehl  auszustellen.  Als  derselbe 
vollführt  werden  sollte,  entfloh  sie  aber,  und  auch  ihrem  Bnider  ge- 
lang: es,  aus  der  Haft  zu  entkommen.  Beide  gaben  ihren  rnichrn 
Besitz  auf  und  suchten  fortan  ihr  Fortkommen  in  der  Fremde.  Da 
das  junge  Volk  untl  manche  Frauen  ül)er  die  Nachgiebigkeit  der 
I^ürger  spotteU  n,  ordnete  Schmidt  an,  dafs  jedermann  ohne  Ausnahme 
binnen  vier  Wochen  katholi«?ch  werden  und  zu  diesem  Behufe  Unter- 
richt nehmen  solle.  Täglich  mufste  sich  eine  bestimmte  Anzahl  im 
Jesttitenkollegium  einfinden  und  daselbst  den  Mahnungen  und  Bekeh- 
rungen zuhören.  Am  11.  Februar  war  auch  der  grorste  Teil  der  i^m. 
Arbeit  zu  Ende,  denn  die  Zahl  der  Bekehrten  belief  sich  an  diesem 
Tage  bereits  auf  1245  ^ 

Das  Beispiel  Zuschners  fand  im  Laufe  des  folgenden  Frühjahres 
Nachahmung  bei  einem  andern  reichen  Bürger,  Severin  Goldschmied. 
Im  Dezember  1625  hatte  er  zwar  vor  dem  Stadthauptmann  seine  Ge- 
neigtheit  zur  Bekehnm?  ausgesprochen,  aber  mehrere  Wochen  ver- 
gehen lassen,  ohne  dals  er  seinem  Versprechen  nachgekommen  wilre. 
Als  Wolfsstim  ein«'  halbe  Kompagnie  des  Breunerschen  Regiments  zu 
Reformatioiiszweckeu  durch  die  Stadt  führte  und  daselbst  einen  Tag 
rasten  liefs,  wurden  daher  in  Goldschndeds  Haus  zwanzig  Soldaten 
gelegt.  Die  Soldaten  erbrachen  während  ihres  kurzen  Aufenthalts 
Keller  und  Kammern  und  nahmen,  was  ihnen  beliebte.  Als  bald  dar- 
nach Goldschmied  gemahnt  wurde,  mit  seiner  Bekehrung  nicht  zu 
zögern,  erklarte  er  sich  bereit  zu  beichten  und  Yorfügte  sich  zu  diesem 


>  Sdunidl  a.  a.  0.  III,  651  und  folg.  —  BOhmiBchesIStatthaltereiArehW:  Der 
flmptDtiiii  Ton  KomoUii,  Schmidt,  an  den  Obentlandkftnmerer  dd.  27. 1  >e/.ember  162S. 
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St.  T«knur  Behufe  ins  Jesuitenkollejriuin.   Nachdem  der  Pater  seinem  Sünden- 

MM- 

bokcnntni^se  zuL'pliort  hatte,  richtete  er  an  ihn  die  Frapr,  ob  er  frei- 
willig' hcichte  imd  nicht  blofs  dem  Zwange  fjehorcbe.  Göhls«  limied 
erwidert«'  offen,  dafs  er  nur  au>  dein  letzteren  Grunde  in  den  Pxicht- 
stuhl  £reküüinien  sei.  Als  der  Täter  au  ihn  die  weitere  Frage  stellte, 
ob  er  treu  hei  der  katholischen  Kirche  verharren  wolle,  selbst  wenn 
er  deshalb  den  Mäityrertod  erleiden  mtüste,  erklärte  er  diese  Zusage 
nicht  geben  zu  können.  Darmif  entliefe  ihn  der  Pater  au8  dem  Beicht- 
stuhlet  ohne  ihm  die  Absolution  zu  erteilen.  Dafür  fond  sich  bei  ihm 
der  Stadtricfater  ein,  führte  ihn  ins  GefiUignis  und  erkUUte,  dafe  er 
zehn  Thaler  tftglicb  Strafe  zahlen  mOsse,  so  lange  er  in  der  Haft  ge- 
halten wQide.  Als  man  spftter  sein  ganzes  Vennögen  mit  Beschlag 
belegte,  aufserdem  seine  Haft  verschärfte  und  ihn  durch  vier  Tage  in 
einein  Loche  einkerkerte,  verlangte  er,  dafs  man  ihm  wenigstens  die 
Auswanderung  und  den  Verkauf  seiner  fiüter  ^'estatte.  Sein  Besitz 
in  Koniotan  hatte  einen  Wert  von  47<hj  Thiilern :  aufserdem  besafs 
er  noch  einen  Meierhof.  Der  Hauptmann  'Mupfahl  die  Gewährung  des 
GesuelK  s.  <la  HoldBchmieds  Verbleiljen  nur  Aiüernis  verursachen  wOrde; 
doch  wollte  er  ihn  vorlier  tüchtig  rupfen  uud  .sehlug  deshalb  vor,  dafs 
Goldschmied  die  Bezahlung  des  aliquoten  Teiles  der  Gemeindeschulden, 
die  sich  auf  weit  mehr  als  100000  Thaler  beliefen,  auf  sich  zu  nehmen, 
das  Abzuggeld  (im  Betrage  von  10  ^/o  des  Vermögens)  und  endlich  das 
Stra%eld  für  die  Teilnahme  an  der  Rebellion  zu  entrichten  habe.  Wie 
viel  ihm  darnach  Obrig  bleiben  sollte,  ist  nicht  weiter  bekannt,  aber 
aus  dem  Umstände,  dafs  die  meisten  Bürger  Haus  und  Hof  ohne 
weitere  Reklamation  verliefsen,  lafst  sich  nur  Ungtmstiges  schliefsen*. 

Aus  dem  Mitgeteilten  ist  ereichtlich,  daf^  nii  ht  hlofs  die  durch 
den  Krieg,  die  Kontributionen  und  den  finanziellen  Bankerott  erzeugte 
Not  die  Bevölkeruni:  des  Landes  minderte  oder  in  die  Fremde  trieb, 
sondern  dafs  die  Kutvolkerun/  hau]its;tchlich  eine  Folge  der  Ge^eu- 
reformation  war.  Schon  im  Juhie  Iüi4  hatte  Michna  die  Kntteniung 
der  Soldaten  aus  ganz  iJohmt  n  enipfohlen,  weil  das  Land  so  ruiniert 
sei,  dal's  jede  spätere  Erleichteruug  nicht  mehr  von  Nutzen  sein 
wurde.  Nun  machte  Liechtenstein  selbst  diese  Beobachtung  und  er- 
sudite  deshalb  den  Kaiser,  die  Einquartierung  aus  allen  jenen  Städten 
zu  entfernen,  die  sich  der  katholischen  Religion  anbequemt  hätten* 
0ie  Durchführung  dieses  Yorsehhiges  war  aber  um  so  schwieriger,  als 
das  Breunersche  Regiment  nicht  nur  auf  einen  erhöhten  Stand  ge- 

*  Bubtubche«  Ötattlmltereiai-chiv :  Hauptmann  Schmidt  an  die  böhmische 
Kunmer  dd.  9.  Juli  1626.  £ia  zweiter,  imdatierter  Brief  Schinidto.  GoldBcfamied 
an  den  FOntcn  von  Liechtenstein  dd.  21.  Mai  1626. 
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bracht,  sondern  bald  darauf  noch  ein  Reiterregiment  und  eine  Kom- 
pagnie des  Beiterregiinents  Manadas  in  BOlimen  einquartiert  wurde. 
Als  die  Gegenreformation  so  riele  Borger  in  die  Fremde  trieb,  stellten 
die  Freunde  der  alten  Zustünde  die  Zahl  der  verlassenen  Ansässig- 
Jieiten  fest  und  gaben  hievon  dem  Kaiser  Nachricht  Wol&stim,  der 
^arin  einen  Tadel  seiner  Wirksamkeit  erblickte,  gab  zu,  dafe  die  An- 
zahl der  flüchtigen  Bürger  sich  ,^boch  belaufe",  er  aber  habe  an  den 
Orten  seiner  Wirksamkeit  wegen  seines  „glimpflichen  Vorgehens'* 
jiipmandrm  eino  Ui-sarlio  zur  Fluclit  gegeben:  es  hätte  auch  niemanden 
^(lor  antreiiuitetc  l'lxMtritt  zur  katholischen  Religion,  sondern  jeden 
nur  sein  eigenes  böses  l\ori  oder  seine  grolsen  Schulden  vertrielien". 
Wie  wenig  er  in  Wirkliciikeit  von  „dinipflicheu  Mitteln"  erwartt-te, 
ergiebt  sich  aus  seiner  Bemerkung:  Predigen  helfe  nichts,  man  habe 
sich  uüisoust  heiser  geschrieen,  man  müsse  mit  Ernst  die  Sache  an- 
greifen, und  dedudb  neben  den  Prinzipalkommissftr»!  ihm  und  dem 
Don  Martin  das  Reformationsweric  ttbertragen.  Gegen  Prag  und  Kutten- 
berg, auf  die  das  ganze  Land  blicke,  mttsse  man  scharf  und  nicht  mit 
bloßen  Worten  vorgehen,  zumal  der  ttber  Mansfeld  an  der  Dessauer 
Brücke  erfoditene  Sieg  ein  rücksichtsloses  Auftreten  gestatte.  Da  er 
-erfahren  hatte,  dais  die  Amtsleute  des  Herrn  von  Tn^ka  das  GerQcht 
verbreiteten,  dafs  derselbe  für  sich  und  seine  Unterthanen  von  der 
Reformation  befreit  sein  solle,  ersuchte  er  den  Kanzler,  wenn  sich 
dieses  Gerücht  bewahrheiten  sollte,  den  Kaiser  mit  Hilfe  Slawatas 
und  des  P.  Laniormain  umzustimmen  V  Wo1f»>tirus  ISortre  war  unnütz; 
in  Wien  wollte  man  das  angelaniiene  Werk  gründlich  zu  Ende  führen. 

Sehr  langsam  ffing  auch  die  Bekehrung  in  den  deutschen 
Berg  Städten  vor  üicli;  zwar  sollten  aus  ihnen  scliuii  im  Jahre  1622 
die  lutherischen  Prediger  vertrieben  werden,  dieser  Befehl  wurde  aber, 
wie  bereits  erzählt  wurde,  wieder  zurttckgenommen.  Seit  dem  Jahre 
1635  wollte  aber  Ferdinand  die  PrAdikanten  auch  in  den  deutschen 
Bergstadten  nicht  mehr  dulden.  Gegen  die  Bllirger  wurde  noch  keine 
Crewalt  angewendet,  ja  es  wurden  sogar  ihre  protestantischen  Taufen, 
Trauungen  und  Begräbnisse,  welche  von  den  hie  und  da  sich  ver- 
bergenden Prädikanten  vollzogen  wurden,  nicht  angefochten.  Diese 
Schonung  war  nicht  allein  durch  die  Ilncksicht  auf  Sachsen,  sondern 
Äuch  dur<'h  die  Vorstellungen  des  Hauittniauns  von  Joachimsthal,  Grad 
von  Grüueubeig,  veranlaist.  Dieser  Hauptmann  warnte  die  böhmische 


*  Raudnitzfi-  Archiv:  Wolftstirn  an  rlcn  Kanzler  dd.  13.  Mai  Ifi^f».  Michna 
an  den  Kanzler  Lobkowitz  <id.  ifi.  Mui  1(324.  —  bohiiiisches  Stauhaltereiarchiv: 
Uechleniteis  an  den  Kaiser  dd.  12.  August  1626. 
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Kaninier  eim^rincrlich  vor  Anwendun«?  vou  Gewalt,  weil  sonst  die* 
Bürger  und  Bergarbeiter  auswandern  und  das  Bergwerk  zu  Gruu<ie 
gehen  würde;  man  solle  sich  damit  begnügen,  dafs  tfichtige  Priester 
den  Unterricht  des  Volkes  in  die  Hand  nahmen,  und  von  der  Zeit 
die  FrOchte  ihrer  Wirksamiceit  erwarten.  Die  Bergst&dte  Platten  nnd 
Gottesgab  wendeten  sich  anch  an  den  Kurfilrsten  von  Sachsen  um 
Fftrspiaehe.  Der  Kurfbrst  kam  der  Bitte  nach  und  erinnerte  in  seiner 
Zuschrift  den  Kaiser  daran,  dafs  Ferdinand  I.,  als  es  sich  um  die 
Bekämpfung  des  Schmalkaldner  Bundes  handelte,  dem  Herzog  Moritz 
von  Sachsen  in  dem  Vertrt^  vom  14.  Oktober  1546  ausdrücklich  die^ 
Duldung  der  Aiirrsburj:cr  Konfession  in  den  prenanntcn  Städten  zuge- 
sairt  habe.  Auch  er  ^Yarnt^^  vor  den  üblen  Folgen  der  Unduldsamkeit, 
die  in  der  Auswanderung  der  Bergleute  und  in  der  Preisgebung  des 
BerL'werks  bestehen  würden.  Er  bewirkte  dadurch  immerhin,  dafs 
die  Ilegieruug  iu  den  deutscheu  Bergstädten  uui-h  ferner  schonend  auf- 
trat und  namentlich  in  ihnen  keine  Soldaten  einquartierte.  Dais  maa 
aber  auch  vor  Gewaltanwendung  nicht  zurQ^sdireckte,  zeigt  eine- 
Mitteilung  an  den  Aht  von  Tepl  und  den  Dechant  von  Kaaden,  denen 
die  Bekehrung  der  Joachimsthaler  übertragen  wurde;  hienach  wollte- 
der  Kaiser  am  liebsten  glimpfliche  Mittel  anwenden,  aber  wenn  nicht» 
anderes  helfe«  auch  von  harten  Mitteln,  namentlich  der  Einquartierung 
von  Soldaten  Gebrauch  machen,  selbst  wenn  er  dafür  an  seinem  Ein- 
kommen Schaden  leiden  sollte*.  Als  daher  die  Berstadt  SchlaggeU' 
wald  um  Milderung  der  Ge<zenrefnrniation  bei  (bM-  b'»hmischen  Kammer 
ansuchte,  wurden  der  Bürireiineister  und  der  Stadtrat  zur  baldigen 
Bekehrung  gemahnt  und  im  Nichthefolgungsfalle  mit  Eiminartierung 
bedroht^.  Seit  tlem  .1  tltre  1627  gaben  auch  die  Bergwerke  voa 
Joachimsthal  und  >i  hlagfzenwald  keine  nennenswerte  Ausbeute  mehr,, 
uud  so  ereilte  sie  dasselbe  Schicksal  wie  Kuttenl^rg. 

Den  grOlsten  Schwierigkeiten  begegnete  der  Kaiser  bei  der  beab- 
sichtigten Reformation  in  Eger.  Als  der  Kurlttrst  von  Sachsen  im 
Jahre  1620  im  Auftrage  des  Kaisers  die  Exekution  in  der  Lausitz  und 
in  Schlesien  durchftihrte,  mahnte  er  auch  die  ndrdlichen  Städte  von 

*  K.  u.  k.  iieicbstinaazarchiv :  Kaiserliche  R^lutioii  an  Liechteosteiu  dü.. 
88.  Janttar  —  BöhmiMhes  Stattbaltereiardüv:  Grad  von  Gronenberg  an  die- 
böbniiäche  Kammer  dd.  22.  Mai  1625.  Die  Bergleute  von  Platten  und  Gottesgab^ 
an  den  Kurfürsten  von  Sachsen  dd.  17.  Juni  162Ö.  Kini-arhst-n  an  den  Kaisei  dd. 
18. 2><.  Juni  1625.  Die  böhmische  Kauimer  au  deu  Aht  iu  Tepl  und  d«u  Dechant 
zu  Kaaden  dd.  11.  Marz  162& 

*  Bttbnitebe»  Statdialtereiarchiv :  Bttrgennettter  und  Rat  ^00  Schlaggenwatd 
an  die  böhtiiische  Kaninier  dd.  6.  Män  1626,  Die  böbmiiche  Kammer  an  die 
bttdt  ächlaggenwald  dd.  13.  M&rz  162& 
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Böhmen  uud  uaiiieuüich  i^er  zur  Unterwerfung.  In  einer  Zuschrift, 
die  er  an  diese  Stftilt  am  24.  Novemb^  1620,  also  sechzehn  Tage  nach 
der  Schlacht  auf  bem  WeiJken  Berge  eigehen  Heb,  versprach  er  ihr 
den  Fortgenufs  ihrer  Privilegien  und  das  Recht  des  freien  Bekennt- 
nisses der  Augsburger  Konfession,  wenn  sie  unvo^eilt  unter  den  Ge- 
horsam des  Kaisers  zurflcickebren  warde.  Wie  sehr  damals  Eger  den 
Sieg  der  l>ö}uinschen  StRnde  wünschen  mochte,  so  war  es  doch  klar, 
dafs  deren  Sache  verloren  sei  und  dafs  man  demnach  mit  der  Aner- 
kennung der  kaiserlichen  Herrschaft  nicht  zögern  dürfe.  E  jcr  unterwarf 
sioli  also.  In  Wien  bestätijrte  man  jedoch  die  Versprechuii^jen  des 
Kiirliirsteii  nicht,  sondern  henbarhtet»'  ein  hezeirhnendes  Schweifjen. 
Als  im  .ImIik'  1622  die  lutherischen  Prediger  aus  Tra^;  aiiSL'ewirsen 
wurden,  Ix  /og  sich  der  Ausweisunirsbefehl  stillschweigend  auel»  auf 
Eger,  wuiile  aber  aus  den  oben  mitgoteiltcu  Gründen  nicht  durch- 
geführt. Die  Stadt  bemühte  sich  nun,  vom  Kaiser  die  Bestätigung 
aller  ihr  von  seinen  Vorgängern  erteilten  Privilegien  m  erwirken  und 
ersuchte  den  Kurfilrsten  von  Sachsen  um  seine  Vermittlung.  Der- 
selbe erinnerte  den  Kaiser  an  die  Versprechungen,  die  er  (der  Kur- 
fürst) den  Egerem  im  Jahre  1620  gegeben,  die  sich  namentlich  auch 
auf  die  Augsburger  Konfession  bezogen  hätten  imd  wie  sie  infolge 
dersell>en  zum  Gehoi-sain  zurückujekehrt  seien.  Diese  Zuschrift  traf 
in  Regensburg  ein,  als  der  Deputationstag  eben  geschlossen  werden 
sollte  und  als  die  katholischen  Kurftlrsten,  namentlich  Kurmainz  dem 
Kaiser  eine  VerstiUidi^niug  mit  Kursachsen  empfahlen.  Der  Kaiser 
trug  daher  den  Wiiusclien  des  Kui"fürsten  insofern  Rechnung,  als  er 
auf  seiner  Rückreise  nach  Wien,  die  er,  wie  erinnerlich,  über  IVag 
aulrat,  den  Kgereru  völligen  Pardon  erteilte  (auf  sie  also  die  Konfis- 
kationsprozesse nicht  ausdehnte),  und  alle  ihre  Privilegien,  alle  guten 
Gewohnheiten  und  alles  Iftblidie  Herkommen  bestätigte.  Nun  hatten 
aber  die  Egerer  trotz  ihrer  Bemflbung  weder  vom  Kaiser  Rudolf  IL 
noch  vom  Kaiser  Mathias  ein  Privilegium  betreffend  das  Bekenntnis 
der  Augsburger  KonfeiBion  eriangt,  sie  waren  vielmehr  von  den 
böhmischen  Stünden  auf  den  Majestfltsbrief  Budol&  IL  vom  Jahre 
1609  verwiesen  worden,  der  nicht  den  Lutheranern,  sondern  nur  den 
Anhängern  der  Inihmischen  Konfession  Rechtsschutz  gewährte.  Trotzdem 
hatten  sie  in  ihrem  Bekenntnisse  seit  dem  Jahre  1609  keine  Hinderung 
erfahren,  und  sio  koniitoa  demnach  mit  vollem  Rechte  die  Religions- 
freiheit als  in  ,üe\vuiiniieit  und  löhlichein  Herkunjnien"  begründet  er- 
klären    Kaiser  Ferdinand  scbieu  diese  Auffassung  auch  2U  teilen, 

*  Meyer:  Nürnberger  Friedeiisexekutionshnndlungen  und  Geschichte.  Kur- 
sachsen  an  die  ±;gerer  dd.  24.  November  1620.  —  Eiferer  KreushemiarabiT:  fie> 
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denn  er  belfistigte  anfuigs  das  Egerer  Gebiet  ebensowenig  wie 

Schlesien  mit  Gegenreforinationsversuchen.  Die  Schonung  in  Glanb^s- 
angelegenheiton  sicherte  aber  die  Egerer  nicht  vor  finanzieller  Aus- 
beutung. Nachdem  im  Jahre  1622  zwei  Reiterkompagnien  in  Eger  ein- 
quartiert worden  waren,  wurde  im  folgenden  Frühjahr  eine  dritte 
eingestellt.  Bei  der  Art,  wi(>  die  Soldaten  vorgingen,  war  der  Wohl- 
stand Egeiij  dadurch  umsonieln  bedroht,  als  vorangegangen  o  Durch- 
märsche denselben  nicht  wenig  beiuträclitigt  hatten.  Die  Stadt  be- 
rechnete ihre  Ausgabe  aul  alle  Durchzüge  und  Einquartierungen  seit 
dem  Jahre  1621  auf  mehr  als  2U0  000  Gulden  ^  Es  scheint,  dals  man 
E^r  entlastete,  als  man  der  Truppen  im  Herbst  1621  gegen  Bethlen 

•  bedurfte;  nachdem  jedoch  der  Friede  mit  Bethlen  geschlossen  worden 
war,  quartierte  sich  ein  bedeutender  Teil  des  Heeres  und  namentlich 
auch  die  bayrischen  Hilfetruppen  in  Böhmen  ein.  FQrst  LiechtensteiD, 
der  mit  den  obersten  Beamten  die  Einquailieiiing  zu  regeln  hatte, 
bestimmte,  dafs  eine  Kompagnie  des  Schaumburizsclien  Regiments  ihre 

«Quartiere  in  der  Stadt  Eger  nehmen  sollte.  Als  die  Bürger  davon 
Kunde  brkainen,  beschlossen  sie  sich  mit  Hewalt  zu  widersetzen;  sie 
verramuu-ltcu  nicht  bhtls  ihre  Tliore,  sondern  armierten  auch  ihre  AVUlle 
mit  grobem  Geschütz,  so  dais  die  Kompagnie  nicht  einrücken  konnte. 
Der  damals  erst  zum  Fürsten  ernannte  Albrecht  von  Waldstein  l)e- 
richtete  dies  dem  Obergeuerai  des  kaiserlichen  Heeres,  Marchese  de 
18.  Mai  Montenegro  uutl  ersuchte  ihn,  hievon  dem  Kaiser  Kunde  zu  geben,  auf 
^  dals  der  Trotz  der  Egerer  gebrochen  wttrde.  Die  Bürger  selbst,  die 
wohl  einsahen,  dafe  sie  ein  gefllhrliches  Spiel  spielten,  schickten  eine 
Gesandtschaft  nach  Wien,  indem  sie  erklärten,  sie  w&ren  dem  aus 
Prag  an  sie  ergangenen  Befehle  blofe  deshsJb  nicht  gefolgt,  weil  sie 
Raub  und  Plünderung  besorgt  hätten  und  gewils  seien,  dafo  Seine 
Mi^estät  „sie  auf  diese  Weise  bebandeln  zu  lassen  nicht  gesonnen  sei". 
In  welcher  Weise  der  Streit  geschlichtet  wurde,  ist  nicht  bekannt, 
jedenfalls  müssen  die  EL'erer  nachgegeben  haben,  da  nichts  von  einem 
weiteren  Widerstande  bekannt  ist. 

Als  der    Kaiser   sich  durch   die   Waldsteinschen  Werbungen 
mächtig  fühlte  uud  die  Reformation  auch  auf  den  Adel  Bühoieus 


btätigung  der  Egerer  Privilegien  durch  Ferdmauii  II.  dd.  23.  Mai  1623.  —  Wolf: 
BefomiatioDSgeflchicbte  von  Eger.  Bitningsberichte  der  kaiieritchea  Akademi«  dor 
Wisyeiiscliaften  Hd.  VII.  —  KurMlnu'r:  Kger  und  Böhmen.  —  SidlsischM  StABti» 
archiv:  Kursacbsen  an  Ferdinand  II.  d«!.  4.M  Mürz  1623. 

^  ^erer  Stadtarchiv:  lu&truktion  für  die  Egerer  Gesandten  dd.  21.  April  und 
10.  Mai  1628  und  10.  Mai  1624.  —  Egerer  Kreazhenmardiiv:  Waldatiin  an  Monte- 
negro  dd.  18.  Mai  162i. 
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ausdehnte,  besehlofe  er  auch  der  gegen  die  deutschen  Beigstädte  und 
gegen  Eger  gefibten  Schonung  ein  Ende  zu  machen.  Der  erste 
Schritt  in  dieser  Richtung  betraf  den  RQckkauf  der  Gflter  der 
deutschen  Ordenscommende  in  Eger.    Der  deutsche  Orden  hatte 

im  Jahre  1608  seinen  Besitz  der  Stadt  um  55000  Gulden  verkauft, 
worauf  die  Bürger  die  Gelegenheit  benützten,  um  die  14  Pfarren  dieser 
Güter  mit  protestantischen  Geistlichen  zu  besetzen.  Graf  Thun,  Oberst- 
hofmeister  Ferdinands  III.  und  detitscher  Ordensritter,  Besit/er  der 
deutschfu  ( hdeiiscoimueiKlo  iu  ünteröls,  i»l;into  mm  den  Rückkauf. 
Er  wollte  die  Güter  wie  lf  i  ifiii  deutschen  Onlcu  iiikoi-porieren,  wenn 
ihm  während  seines  Lebens  der  Mitgenufs  dieser  Conimende  und 
später  das  Testieruugsrecht  vorbehalten  bliebe.  Da  hiezu  die  jiRpst- 
licbe  ZustiuHiiung  notwendig  war,  ersuchte  er  um  dieselbe  und  so 
wurde  diese  Angelegenheit  bei  der  Propaganda  verhandelt  Auf  den 
Antrag  des  Kardinals  Magalotto  fand  seine  Bitte  Zustimmung,  und  f»^-^^^" 
wurde  ihm  namentlich  das  Recht  eingeräumt,  durch  seine  letzte 
Willenserkiftrung  die  betreffenden  Gflter  mit  einer  beliebigen  Summe  . 
2U  Gunsten  eines  Dritten  belasten  zu  dürfen.  Magalotto  rechtfertigte 
diesen  iv  i  lilufs  mit  der  Begründung,  dafs  der  deutsche  Orden  auf 
andere  Weise  nicht  in  den  Besitz  seiner  Conimende  gelangen  könne, 
weil  ihm  die  Mittel  fehlten,  und  dafs  a\if  diese  Weise  die  Vertreil)ung 
der  protestantischen  riViner  am  scimellsten  durebzuführen  sei.  Als 
Thun  diese  AngeleLicnlit  it  bei  der  Kurie  ^'eonluet  hatte,  bot  er  den 
Egerer  Bürgern  die  erwidinten  55000  Gulden  an  und  verlaugte  die 
Rückcrabe  des  Ordensgutes;  als  sich  die  Bürger  weigerten  das  Geld 
anzunehmen,  ersuchte  er  tlen  Kaiser  um  seine  Vermittlung.  Zweimal 
befahl  Ferdinand  U.  im  Laufe  des  Jahres  1026  den  Egerem  die  Kauf> 
summe  anzunehmen,  aber  beidemale  verweigerten  sie  unter  allerlei 
Verwänden  den  Gehorsam.  Da  ihnen  zugleich  von  dem  Statthalter 
der  Auftrag  zur  Atischafiung  der  Prftdilianten  aus  ihrem  ganzen  Ge- 
biete erteilt  wurde,  ersuchten  sie  den  Kurfürsten  von  Sachsen  um 
seine  Intervention.  Gleichzeitig  bat  auch  eine  Deputation  ans  ihrer 
Mitte  den  Kaiser  um  Anerkennung  der  Augsburger  Konfession,  und 
dieselbe  Bitte  brachte  sie  auch  l>ei  dem  Kanzler  Lobkowitz  vor.  Ob- 
wohl sie  keine  bestimmte  Zusage  erhielt,  trösteten  sich  die  Egerer 
damit,  daJs  ihnen  der  Fürst  von  lv_'L'<'nber'_'  und  der  Vieekanzler 
Nostitz  ihre  Unterstützung  versprachen.  Diesn  Versprechuu^^en  wurden 
insofern  erfüllt,  als  die  Eutteraung  der  Trädi^anten  vertagt  wurde 
und  der  Kaiser  dem  Fürsten  von  Liechtenstein  den  Auftrag  gab,  sich 
über  die  Religionsbeschwerden  der  Egerer  mit  den  obersten  Landes- 
olBderen  zu  beraten  und  bierlkber  einen  Bmrieht  zu  erstatten  Als 
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jedoch  der  Kaiser  durch  sein  Patent  vom  8.  Mai  1627  die  Attsweisung 
aller  Prftdikanten  und  die  Annahme  des  katholischen  Glauhens  durch 
alle  Einwohner  Böhmens  anbe&hl,  wurde  auch  Eger  zur  Publikation 

dieses  Patentes  angehalten.  Jetzt  leprte  Thun  die  Summe  von  55000 
Gulden  in  der  Hofkamraer  nieder,  und  erhielt  vom  Kaiser  das  Versprechen, 
dafe,  wenn  die  Stadt  der  dritten  Mahnung  nicht  Folge  leisten  wQrde, 
er  ihn  einfach  in  den  Besitz  einsetzen  wüid^v  T>io  Angelegenheit  zog 
M.  juuar  sich  uoch  einige  Monate  hin,  bis  endlich  dvr  Kaiser  am  13.  Dez.  1627 
einige  KoramissSre  nach  Kiicr  abschickte  und  tlu  sr  die  Güter  der 
Commende  in  Beschlag  nahmen,  dem  Grafen  Thnu  iibcrgaben  und 
gleichzeitig  den  Bürgern  die  Summe  von  55000  Gulden  auszahlten. 
Da  um  dieselbe  Zeit  der  ueubekehrte  Feldmarschall  Graf  Schlick  den 
Grafen  Thun  um  die  Überlassung  des  Ordenshauses  in  Eger  ersuchte, 
weil  er  darin  ein  Jesuitengymnasium  befanden  wollte»  erftllte  Thun 
nicht  nur  diese  Bitte^  sondern  trug  den  Jesuiten  die  Besetxung  sämtp 
lieber  14  Pforren  mit  Gliedern  ihres  Ordens  an.  Die  Gesellschaft, 
die  gerne  ihre  Th&tigkeit  nach  dieser  Bichtung  ausbreitete,  war  nicht 
nur  mit  der  Errichtung  einer  Erziehungsanstalt  in  Eger  einverstanden, 
sondern  auch  mit  der  Inkorporierung  der  Egerer  Pfarre  in  ihren  Orden; 
die  dreizehn  übrigen  Pfarren  wollte  sie  jedoch  nur  so  lange  besetzen, 
bis  der  nötige  Säcularklpius  licranireliildet  sein  würde.  Die  Propa- 
ganda gab  zu  diesen  Bedingungen  ihre  Zustimmung  uud  so  eröffneten 
die  Jesuiten  im  Jahre  1628  ihre  Thiltigkeit  in  Eger*. 

Seit  dem  Augenblick,  wo  man  die  utr;i()iiistischen  Geistlich(Mi  aus 
Buhnu'u  aa^iJ;ewieseH  hatte,  begann  die  systematische  Auswauderaiig 
aus  Böhmen.  Manche  Geistliehen  wanderten  nach  Ungarn,  die  meisten 
aber  nach  Deutschland,  namentlich  nach  Sachsen,  wo  ihnen  von  den 
einzelnen  Städten,  nach  vorher  eingeholter  Zustimmung  des  Kuiftrsten, 
die  Aufnahme  gewährt  wurde.  Als  den  Geistlichen  auch  viele  Laien 
folgten,  befahl  Johann  Georg  unter  anderen  dem  Rat  von  Annaberg, 


'  Archiv  (h'v  Propagamlar  Zuschrift  an  den  Erzbiscbnf  v.iii  Prag  dd.  26.  Juli 
162d.  ProtokuU  der  Sitzungen  dd.  29.  Oktober  1625  und  24.  bcptember  1626  uud 
28.  Mai  1628.  Ad  den  Nnntiias  CaraHi  dd.  &  Novemlier  1625.  Quittung  dor  Hof< 
kanmer  ttber  die  hinteriegten  55000  Golden  dd.  28.  Juli  1^.  Canfia  an  Kard^ 

nal  T.tulovisi  dd.  4.  Anen^t  1627  und  15.  M;irz  1628.  —  Wolf  a.  a.  0.  VII,  18. 
—  >achsisches  Staatsarchiv :  iJie  Stadt  Hger  an  Kursach-^on  dd.  27.  Ffhrnnr  1626. 
Ferdinand  II.  an  Liechtcntitein  dd.  6.  Mai  1626.  —  Archiv  dess  Kreu^hen  nordena : 
Ein  ünbdmniiter  im  Georg  Biinner,  Konunendator  des  Krensberrnordena  dd. 
November  1627.  In  einigen  Korrespondenzen  wird  die  Zahl  der  Pfarrer  auf  den 
tTÜtprn  der  Kommende  mit  11  anpeirebfn .  srhüpfslich  werden  aber  14  erwähnt, 
und  diese  letztere  Zahl  ist  w<iLl  die  richtige.  Ebenso  wird  die  Kaultiutnnie  ur- 
i>piiinglich  ndt  56000  Gulden  augegeben,  spater  «ber  konBlant  mit  55000  Gnlden. 
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dalk  die  Stadtmagistrate  bei  jedem  einzeliien  genau  nach  den  Gründen 
der  AuBwandeniDg  nacbfonchen,  sein  Leben  nnd  seinen  Wandel  prüfen 
und  erst  nach  von  ihm  erlangter  Erlaubnis  dem  Petenten  den  Auf- 
enthalt gestatten  sollten.  Der  Kurfürst  wollte  durch  diese  Prüfung 
sicherstellen,  ob  die  Auswanderer  blofe  wegen  der  Beligion  oder  wegen 
ihres  politischen  Verhaltens  ihre  Heimat  verliefsen,  und  wollte  nur 
den  ersteren  Schutz  gewähren.  Die  Städte  selbst  hatten  mit  den 
Exulaiiu  n  Mitleid  und  waren  creneigt,  den  Flüchtigen  eine  neue  Heimat 
zu  ficwahren.  Manche  d(M-  Auswanderer  richteten  direkt  au  den  Kur- 
fürsten die  Bitte  um  Aufnahme  in  sein  Land.  Der  erste,  der  dies 
that,  war,  soweit  es  bekannt  ist,  Henik  von  Waldstein;  in  Begleitung  »«-.litnur 
seiner  Frau  und  zehn  anderer  Personen  hatte  er  die  Reise  ans  Böhmen 
angetreten  und  bei  dieser  Gelegenheit  noch  so  viel  von  seiner  laiut  u- 
den  Habe  gerettet,  dal's  er  mit  18  Pferden  seinen  Einzug  in  Dresden 
halten  konnte.  Der  Kurftrst  nahm  ihn  zwar  in  sein  Land  auf,  tat- 
laubte  ihm  aber  nicht  den  Aufenthalt  in  seiner  Residenz,  so  dab 
Waldstein  sich  nach  Meilsen  begeben  muJkte.  In  Dresden  befonden 
sieb  im  M&rz  1623  viernndseehzig  Personen,  meist  Geistliche,  denen 
der  Aufenthalt  gestattet  war.  Henik  von  Waldstein  begab  nch  nach 
Torgau,  starb  aber  da  schon  nach  einigen  Wochen.  Wegen  srine» 
Namens  und  seiner  anerkannten  Gelehrsamkeit  scheint  er  sich  der 
besonderen  Achtung  des  Karfürsten  erfreut  zu  haben,  deun  derselbe 
richtete,  als  er  von  dem  Tode  Kunde  bekam,  ein  Beileidsscbreihon 
an  die  Witwe.  Dieses  Schreiben  traf  sie  freilich  nicht  mehr  unter 
den  Lebenden,  sie  starb  schon  vipr  Tage  nach  ihrem  datten.  Sie 
hinterliefs  einen  Sohn,  dessen  Hofmeister  den  Tod  der  Witue  an  den 
Kurfürsten  berichtete  und  nach  ihrem  und  ihres  Gatten  W^unsche  den 
Sohn  und  sein  VennOgen  dem  kurfftrstliehen  Schutze  empfahl.  Der 
Kurflirst  entq»rach  diesem  Wunsche  und  übernahm  eine  Art  Ober- 
vormundschaft über  den  Waisen.  Kaum  war  der  Tod  Heniks  von  Wald- 
stein in  Prag  bekannt  geworden,  so  ersuchte  der  Fürst  von  Uecbten» 
stein  den  Kurfürsten  um  die  Beschlagnahme  «einer  Hinterlassenschaft; 
es  scheint  jedoch  nicht,  dals  man  in  Sachsen  zur  Beraubung  des 
Waisen  die  Hand  geboten  hat  ;  man  erachtete  Henik  für  genügend 
gestraft,  wenn  ihm  seine  Herrschaften  in  Böhmen  konfisciert  wurden. 
Der  Wert  des  ganzen ,  ihm  und  seiner  Fjau  in  Böhmen  koufiscierten 
Veiinögeus  belief  sich  auf  2ül  122  Tbaler'. 

*  Sachsisdiea  Staataarchiv :  Kursaduen  an  den  Bat  von  Annaberg  dd* 
1622»    Wolf  von  LOItichan  an  Knnachseff  dd.  15./85.  November 

i).  Dezember 

1G22.    Der  Rat  von  Annaberg  an  Kur.>aibäen  dJ.  11.21.  November  1^  und 


Digitized  by  Goo^^Ie 


—   300  — 


Als  sieb  die  Zahl  der  Exulanten  in  den  folgenden  Jahren  mehrte^ 
minderte  sich  die  Bereitwilligkeit  der  sächsischen  Stildte  in  ihrer  Auf- 
nahme keineswegs;  im  Gegenteil,  das  Mitleid  mit  den  um  ihres  Glaubens 
Verfolgten  stieg  von  Tag  zu  Tag,  und  sie  nahmen  auf,  wer  sich  bei 
ihnen  meldete.  Auch  der  Kurfürst  bewilligte  die  Aufnahme  anstands- 
los, wenngleich  er  die  Städte  stets  zur  Vorsicht  mahnte  ^ 

Es  ist  wipderholt  der  Fürbitten  dcR  KurfUrst'Mi  von  Sachsen  bei 
<leni  Kaiser  iredacht  wonlon;  s*'it  dnu  Kade  des  Jahres  1<3^5  nahmen 
sie  an  Zahl  und  Inten>itat  zu.  Tin  die  Duldung  seiner  Glaubens- 
genossen bcuiübte  sich  der  Kurfürst  niolit  mehr,  er  wufste,  dafs  <lies 
vergeblich  sei,  er  suchte  nui*  deujeuigeu,  die  sich  um  des  Glaubens 
willen  aus  Böhmen  flüchteten,  wenigstens  einen  Teil  ihrer  Hal>e  zu 
erhalten.  Er  war  zu  dieser  Bitte  durch  den  Augsburger  Religions- 
Irieden,  der  allen  Unterthanen  des  dentscben  Beiches  das  freie  Ans- 
wanderunggrecht  und  den  Verkauf  ihrer  Güter  gestattete,  wohl  be- 
rechtigt Im  Jahre  bat  der  Kurfürst  für  die  Bürger  von  Leit- 
meritz  um  Erstreckung  der  für  die  Ausweisung  gestellten  Frist,  damit 
sie  nicht  im  hal  ten  Winter  ihr  Heim  verlassen  müfsten,  um  ungefährdete 
Mitnahme  ihrer  fahrenden  Habe  und  um  die  Erlaubnis  zum  Verkaufe 
ihrer  liegenden  (lütcr  ;  in  ähnlicher  Weise  bat  er  auch  hei  dem  Fürsten 
von  Licchten^^teiii  f  h  die  Flüchtlinge  aus  Kaaden,  Komotau.  Brüx 
und  Saaz.  >enie  iuniiitte  hatte  jedoch  keinen  Erfolg,  die  l^.ürirer 
von  Leitnierit/.  (li(>  sich  nicht  bekehren  wollten,  mufsten  ihre  ganze 
Habe  /urücklassen  und  sich  bei  Naclit  und  Nebel  auf  den  Weg 
machen.  Sie  lenkten  ihre  Schritte  nach  i'irua,  während  die  Kaadner 
sieb  in  Annaberg  und  Marienberg  niederlieüsen.  Da  jene  sftehaisehen 
StAdte,  wohin  die  Flüchtlinge  ihren  Fnfs  richteten,  ihnen  den  bleibenden 
Aufenthalt  ohne  Zustimmung  des  Kurfttrsten  nicht  gewähren  durften, 
so  eiSttehten  sie  um  dieselbe.  Der  Kurfbrst  erteilte  sie  bereitwillig, 
trog  jedoch  den  Stadträten  wie  gewöhnlich  auf,  sich  zu  vergewissem, 
ob  die  FIttchtlinge  Anhänger  der  Aimsburger  Konfession  seien  und  ob 
nicht  auf  einem  vnn  ihnen  irgend  ein  Verdacht  ruhe.  Der  ehemals 
in  Leitmeritz  bedienstet  crewesene  lutherische  Pfarrer,  der  sich  in 
Pirna  aufhielt,  erteilte  den  deutschen  Leitmeritzern  das  Zeugnis,  daJs 
sie  Lutheraner  seien;  bezüglich  der  Böhmen  erklärte  er  es  nicht 

11.121.  Fubruar  1623.  Verzeichnis  der  im  Monat  Murz  1623  in  Dresden  anwesenden 
ExolanteD.  Kunacbsen  an  die  Witwe  Heniks  von  Waldatem  dd.  9./19.  Mai  1823. 
Forst  Ton  Lieehtemtein  an  Kuraachaen  dd.  22.  Mai  1623. 

*  SSchsischefl  Staatsarehi?;  Der  Rat  su  Marient>erg  dd.  jggfi. 

"        2.  rebniar 

Kumduen  an  den  Rat  von  Annabenif  und  Sbrienberg  dd.  lL/21.  Jaaoar  1626. 
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genau  m  wissen,  die  Mehrzahl  sei  es  gewifs.  Zum  Verständnis  dieser 
Behauptung  fügen  wir  hinzu,  dafs  die  Böhmen  in  ihrer  Hdmat  ohne 
Zweifel  Anhilnger  der  böhmischen  Konfession  gewesen  waren,  hei  ihrer 
Einwanderung  in  Pirna  sich  a!)er  dem  Luthertum  anschlössen,  weil 
ihnen  nur  dann  (\cy  sächsische  Schutz  gewifs  war.  Bedeutsam  ist,  dafs 
auch  Wilhelm  Kinskv  eine  ZuHuehtsstätte  in  Sachsen  suchte.  Kr  war 
der  Schwager  Waldsteins  und  dankte  unzweilelhiift  dieser  Schwäger- 
scliaft,  dafs  er  nicht  in  die  Hochverratsprozesbe  verwickelt  wurde  und 
keinen  Teil  seiner  Güter  verlor.  Er  war  ein  eifriger  Anhau^er  des 
Protestantismus,  und  schützte  so  lange  mid  soweit  e&  ihm  möglich 
war,  seine  Unterthanen  in  dem  freien  Bekenntnis  ihres  Glaubens. 
Als  dies  vergeblich  war  und  er  immer  deuUiefaer  voraussah,  daß  die 
Verfolgung  sich  später  auch  auf  den  Adel  und  also  auch  ihn  selbst 
ausdehnen  werde,  so  ersuchte  er  den  sftchsischen  Agenten  in  Prag, 
Lebzelt4>r,  ihm  bei  seinem  Herrn  die  Erlaubnis  zu  erwirke,  dafs  er 
seine  fahrende  Habe,  sein  Weib  und  seine  Kinder  nach  Dresden 
flüchten,  daselbst  sich  eine  Wohnung  mieten  oder  ein  Haus  kaufen 
und  im  äufsersten  Falle  selbst  sich  dahin  begeben  dürfe.  Der  Kur- 
fürst verweigerte  die  anuesuchte  Erlaubnis  und  wollte  Kins1(v  nur  <lie 
Ansiedelun'4  in  eiiwr  Stadt  aulserhalb  Dresdens  gestatten.  Im  iitlijenden 
Jahre  stellte  Kinsky  daSvSelbe  x^u>uclien  direkt  an  dt'U  Kurfürsten,  er- 
hielt aber  auch  diesmal  einen  abvvuislicheu  Bescheid,  und  als  er  seine 
Bitte  im  Jahre  1628  erneuerte,  gestattete  der  Kurfürst  nur,  dafs 
Einsk^  zeitweise  sein^  Aufenthalt  in  Dresden  nehmen  dflrfe*.  Dem 
Kurfürsten  wurde  Übrigens  schon  im  Jahre  1626  davor  bange,  daJs 
sich  80  viele  Leute  aus  Böhmen  nach  Sachsen  flacbteten,  er  fttrchtete, 
dab  dadurch  nichs  bloJs  das  Einverständnis  mit  dem  Kaiser  gestört, 
sondern  auch  die  Ordnung  seines  Staatswesens  gefährdet  werden 
könnte.  Aber  die  Erwilgung,  dals  nur  solche  Personen,  die  um  ihres 


,      .  .  .     ^.  , .  .  _  .  „       23.  Dezember  1625 

*  Sftchsiaches  Staat&arcmv;  Kuxsachsfln  anFerdmand  II.  da.-,  i  i^.iz — 

2.  Januar  1626; 

Karsachsen  an  Liechteoitein  dd.  8./18.  Februar  lfö6.   Die  Exulanten  ron  Kaaden 

an  Kursacbsen  dd.  8.  18.  Januar  1626.  Die  ExolanU^n  an  den  Hat  von  Annaberg 
dd.  lOJSO.  Januar  1626.  Knrsachsen  an  den  Rat  von  Annaberg  und  Marienberg 

dd.         Januar  1626.  Der  Stadtrat  von  Marienberg  an  Kursacbsen  dd. 

1626.  Die  Leitmeritaer  Flfiehdinge  an  Kurga«hien  dd.  14/24.  Februar  1626.  I^eb- 
lelter  an  Kursachaen  dd.  l$./25.  M&n  1626.  Kinsky  an  Kursacnscn  dd.  4.  Febniar 

1627  und  10.  Febniar  1628.   KurMchaen  «n  Kinaky  dd.  1627  und 

ll.,21.  Febniar  162*.   Der  Stadtrat  von  Pirna  an  Kursacli»eu  dd.  ^^-i^  1626. 

9,  Apnl 
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Glaubens  willen  verfolgt  wurden,  bei  ihm  Zuflucht  suchten  und  der 
Unistanil,  dals  das  I)resdner  Konsistorium  die  Rücksichtnahme  auf  die 
Flik'htifj:en  als  eine  heilige  Pflicht  erklärte,  schlug  alle  B'floukcu 
nieder,  zumal  mau  von  Seite  der  böhmischen  Landesregieiuim  sich 
jeder  Schani  in  der  Beraubunij  der  Flüchtlintie  entschlufr.  Flatte  schon 
früher  der  Kurfürst  bich  gegeu  diese  Beraul)UDg  ereifert,  so  fuhrte  er 
nun  eine  noch  schifere  Sprache  und  bewog  damit  endlich  dodi  dem 
Kaiser  zu  jenem  Dekrete,  weldies  den  Ausvanderem  den  Verkauf 
ihrer  Gfiter  und  den  Ritehtigen  die  RQckkehr  zu  dem  Zwecke  ge- 
stattete, um  ihr  herrenloses  Gut  zu  veräuiGsem.  Dies  Dekret  erregte 
zwar  das  höchste  Miitfallen  Wolfsstims,  der  es  einen  „kleinen  Migestäts- 
brief*  nannte,  welcher  den  Lutheranern  aufhelfen  und  bewirken  werde, 
dafs  die  Reformation  wieder  den  Krebsgang  antrete;  aber  es  blieb 
trotzdem  bestehen.  Als  der  Fürst  von  Liechtenstein  den  Kurfürsten 
von  Sachsen  von  dem  Dekrete  benachrichtiprte,  versprach  er,  er  wolle 
sich  bei  dem  Kaiser  aus  Rücksicht  für  den  Kurfürsten  bemühen,  dafs 
die  Auswanderer  von  der  Ahzui,'staxe  und  von  der  Bezahiun--'  des 
aliquoten  Teils  der  Stadlüohulden  befreit  würden'.  Soviel  bekannt 
ist,  konnte  der  Fürst  sein  Versprechen  nicht  mein  einhalten,  tleun  er 
starb  einige  Monate  später.  Jedenfalls  kam  die  kaiserliche  Verfügung 
wenigstens  einem  Teil  der  Auswanderer  zugute.  Die  Leitmeritzer 
isja^off.  Exulanten  teilten  dem  KurfUrsten  im  folgenden  Jahre  mit,  dafs  sie 
durch  die  erlaubte  Rockkehr  in  die  Heimat  einen  Teil  ihres  früheren 
Einkommens  wieder  erhalten  hätten.  Als  sie  jedoch  ihre  Habe  laut 
der  kaiserlichen  Bewilligung  yerkaufen  wollten,  wurden  viele  von 
ihnen  zum  Verlust  ihres  Besitztums  ▼enirteilt.  Der  Prozefs  war  schon 
im  Jahre  1623  angebahnt  worden,  wurde  aber  erst  am  20.  Mai  1626 
wieder  begonnen  und  am  19.  Dezember  desselben  Jahres  zu  Ende 
gefülirt.  Jenen  Bür<rern,  die  sich  zur  katiiolischen  Religion  bequemten, 
wurde  volle  Verzeihung  gewährt  und  keines  ihrer  (iüter  eingezogen; 
alle  übrigen  aber  wurden  in  sechs  Klassen  abgeteilt  und  je  nach  der 
Schuld  zum  Verlust  von  ein  bis  fünf  Sechsteln  des  Besitzes  oder  auch 
des  ganzen  Besitzes  verurteilt  Auf  diese  Weise  verloren  223  Insassen 
von  Ldtmeritz  entweder  all  ihr  Vermögen  oder  einen  Teil,  und  zu 
diesen  stellten  die  Emigranten  ein  besonders  grofses  Eontingent  Unter 
denselben  befand  sich  auch  der  böhmische  Historiker  Paul  StranskT^, 
der  sieh  spftter  in  Thom  niederliels  und  im  Exil  ein  Werk  „Status 
Regni  Bobemite''  schuf,  das  die  staatlichen  Zustftnde  Böhmens  vor  dem 


'  Ebenda:  Liecbtcnstein  an  Kursaehsen  dd.  11.  August  1626^  —  Rtudtiitxer 
Archiv:  Wolfsstim  tat  den  Kanzler  Lobkowits  dd.  8.  August  I02S. 
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Aufstande  in  meisterhafter  Weise  schilderte.  Da  später  auch  zahl- 
reiche Leitnieritzer  Bürfrer  wegen  der  den  Sachsen  bei  ihrem  Einfalle 
in  BöhiTieu  im  Jahre  1631  erwiesenen  Dienste  und  kundje^zebenen 
Sympathien  zum  Verlust  ihres  Vermögens  venirteilt  wurden,  so  ist  es 
hefrreifHch,  wenn  hei  der  Volkszählung,  die  im  Jahre  11)04  vorie- 
nommeu  wurde ,  von  den  265  Häusern,  die  ehedem  d'iv  Stadt  Leit- 
ineiitz  besessen,  95  unbewohnt  und  verwüstet  waren  uml  von  tlen  221 
Häusern  und  Hütten  der  Voi'stadt  161  dasselbe  Schicksal  hatten  \ 

Das  iMf  welches  den  Ekulanten  in  den  siehBiselieii  StAdten  zu 
Teil  warde,  war  Tcrscbieden.  Bei  ihrer  Ankunft  erfireuten  sie  sich 
wohl  einer  freundlichen  Aufnahme;  als  sie  sich  aber  hftuslieh  nieder- 
liefsen  und  einzelnen  Btti^gern  in  ihrem  Erwerb  Konkurrenz  machten, 
beg^ete  man  ihnen  nicht  selten  kalt  und  unfreundlich  und  dies  um 
so  mehr,  als  sich  durch  die  Qbergrofse  Zahl  der  FlQchtlinge  in  einzelnoi 
Städten  der  Preis  der  Lebensmittel  steigerte.  Wenn  die  Eingeborenen 
die  Exulanten  über  den  Markt  gehen  und  Efswaren  einkaufen  sahen, 
geschah  es,  dafs  sie  ihnen  dieselben  aus  den  Händen  rissen  und  wegen 
der  Teuerung,  die  durch  ihre  Ankunft  veranlafst  worden  war.  fluchten. 
Die  Exulanten  seihst  tru-:en  mitunter  dazu  bei,  dafs  die  byiiipathien, 
die  man  ihnen  antaugs  eutgegeutrug,  sich  in  das  Gegenteil  verkelii  ttii, 
indem  sie  die  sächsische  Lebensweise  abfällig  beurteilten.  So  behauptete 
ein  Prager  Exulant,  der  sich  nach  Pirna  geflüchtet  hatte,  dais  das 
Bitterbier,  das  man  in  Pirna  braue,  den  Durst  nicht  lOsche,  sondern 
steigere ;  alles  sei  in  Pirna  teueri  das  Volk  sei  grob  und  widerspenstig, 
apotte  und  bedrohe  die  Exulanten,  dafe  sie  sich  kaum  auf  den  Markt 
zu  gehen  getranten,  das  Fleisch  in  der  Fleischbank  sei  grausig  an- 
zusehen,  keinen  Fisch  bekomme  man  zu  kaufen  aufser  dem  unschmack- 
haften  Weiisfisch,  die  Zwiebeln  s^en  gelb  und  von  Gemüse  und  Obst 
sei  nur  wenig  zu  finden;  kurz  es  sei  nichts  als  Elend  und  Betrübnis. 
Die  Stadt  sei  schön  gelegen,  aber  was  helfe  dies,  wenn  der  Aufent- 
lialt  so  unangenehm  sei.  Würde  jemand  von  einer  Seueiie  hefallen, 
80  kenne  man  in  Pirna  keine  Barmherzigkeit;  der  Kranke  werde  in 
ein  Ilau.s  auiser  der  Stadt  geschafft  und  gehe  da  ohne  jede  PHege 
zu  (irunde.  Über  solche  mehr  oder  weniger  einseitigen  oder  unge- 
rechtfertigten Urteile  spotteten  wieder  die  Eingeborenen,  indem  sie 
sagten,  die  Exulanten  h&tten  zu  Hanse  bleiben  sollen,  um  ihr  froheres 
Wohlleben  nicht  aufgeben  zu  mltesen^ 


*  Slebsisehes  StutsardiiT:  INe  Leilneritser  Exulanten  an  den  Knrftkrsten 

T<m  Sachsen  dd.  18.  August  1627.  —  Bilek  a.  a.  0.  1119  uiul  1277. 
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Dals  die  Zustände  in  Pirna  nicht  irar  so  ar?  gewesen  sein  niHsfipn, 
dafür  ist  der  bcsto  Bcwei«?.  dafs  sich  ununterbrochen  der  Zu:,'  der 
Auswanderer  (hdiiii  richtete  und  der  Stadtrat  sogar  für  die  Befriedi- 
punir  der  reli^'iiisen  Bedürliiisse  der  der  deutscheu  Sjirache  nicht 
kuudii:eu  Einwanderer  ein  Fürwort  bei  (ieia  Kurfürsten  einlegte.  Die 
deutschen  Einwanderer  besuchten  selbstverständlich  die  Stadtkirche, 
die  slavischen  Einwanderer  dagegen,  die  sich  kaum  einige  deutsche 
PbraGen  eigen  gemacht  halten  imd  folglieh  dem  GotteBdienst  nicht 
mit  Nutzen  folgen  konnten,  ereuchten  um  die  Erlaubnis,  daJs  der 
Gottesdienst  für  sie  in  böhmischer  Sprache  gehalten  wQrde  und  sie 
sich  hiezu  des  in  Pirna  weilenden  Administrators  Samuel  Martinus 
bedienen  dflrften.  Die  Bitte  war  an  das  sächsische  Oberlionsistoriuni 
gerichtet.  Der  Stadtrat,  um  Befürwortung  derselben  ersucht,  empfahl 
die  Erhörung  der  Bitte  und  bestimmte  im  Falle  ihrer  Gew&hrung  für 
den  böhmischen  Gottesdienst  die  Xicolauskirrhe,  allerdings  nur  an 
Werketagen.  Gleichzeitig  machte  der  Stadtrat  darauf  aufmerksam, 
dals  das  heimische  Volk  voraussichtlich  den  böhmischen  G<ttt(^- 
dienst  wegen  der  Verschiedenheit  der  Cereinonien  einiiremale  aus 
Neugierde  besuchen  werde.  Das  Konsistorium,  mit  Hoe  au  der 
Spitze,  stiefs  sich  aber  nicht  an  *ler  augedeuteten  Vei-schiedenheit  der 
Ceremonien,  sondern  empfahl  dem  Kurfürsten  die  Zulassung  des 
böhmischen  Gottesdienstes,  da  auch  „der  deutschen  Nation  in  der 
ganzen  Krone  BiVhmen  das  Exercitium  in  der  deutschen  Sprache  zu- 
gelassen wnrde*.  Der  Kurfürst  gab  aber  dem  Vorschlage  des  Ober- 
konsistoriums nicht  sogleich  Folge»  weil  er  voraussah,  dafs  dieselbe 
Bitte  an  ihn  auch  von  den  in  anderen  Städten  weilenden  Exulanten 
irerichtet  werden  würde,  und  weil  er  fürchtete,  dafe  sich  auf  diese 
Weise  in  Sachsen  der  (  alvinismus  einnisten  könnte.  Nur  unter  der 
Bedin'jung  war  er  gewillt  dem  Beirehren  der  Tirnaer  Exulanten  zu 
willfaiu'eu,  wenn  sie  sich  nicht  blols  im  Glanben,  sondern  aiii'!i  in  den 
Cerenronien  v*d^tan(lig  tieni  sächsischen  Kirchenbrauche  aui>e(iuenjeu 
würden.  Kr  wünschte  deshalb,  dafs  das  Uberkonsistorium  die  Ange- 
legenheit noch  reiflicher  erwiigen  möchte*.  Dasselbe  teilte  die  Be- 
denken des  Kurfürsten  nicht,  sondern  empfahl  abermals  die  Gewährung 
der  Bitte,  weil  „die  böhmische  Kation  zuvor  so  gutwillig  gegen  die 


■  SAcbsiEcheii  StaatsttchiT:  Die  böbndttCheii  Emknten  an  dfis  «ftebsisch«  Ober* 

konsistoriom  dd.  P'.  '^?"—  1628.  Der  Stadtrat  tod  Pinia  an  dae  Oberkomistorinia 

1.  rebruar 

dd.  ■^'p^'^^ll^  1628.  Das  Oberkonsutorinni  au  Kunaducn  dd.  4J14.  Febraar  1688. 
Be^olation  des  KuiülrsteD  von  Sachaen  dd  5.'15.  Febraar  1628. 
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Deutschen  gewesen  und  denselben  das  deutsch-evangelische  Exercitium 
in  ihren  böhmischen  Kirchen  verstattet  habe"  und  „weil  alle  Sprachen 
am  Pfintrstfest  freweiht  und  L'eheiü'jt"  worden  seien.  Um  die  Bedenken 
des  Kurfüiisten  zu  I  t  ^cliwii  liti-ru,  empfahl  das  C)berkonsi8toriuni,  dafs 
derjenige,  der  den  buiiniischcn  Gottesdienst  leiten  würde,  sich  in  Be- 
zug auf  seinen  Glauben  in  Dresden  einem  Examen  unterziehen  und 
<lie  fünuula  concordiiE  unterschreiben  solle.  Vor  Autritt  seines  Amtes 
und  w&hrend  er  dasselbe  bekleiden  wttrde,  solle  er  dem  Superinten- 
denten in  Pirna  .beichten*,  das  Abendmahl  aus  dessen  Hftnden 
«mpfengen  nnd  in  allen  Ceremonien  und  Ehesachen  Yollstftndige  Kon- 
formität wahren.  Endlieb  sollte  er  sich  auch  verpflichten,  Aidiänger 
einer  anderen  als  der  Augsbuiger  Konfession,  die  sich  bei  ihm  ein- 
schleichen würden,  auszuweisen  und  anzuzeigen.  —  Obwohl  dieses 
Gutachten  sowohl  den  Prediger,  wie  seine  Zuhörer  der  schärfsten  Kon- 
trolle unterzog,  beschwichtigte  es  doch  die  Bedenken  des  Kurfürsten 
nicht;  er  übergab  die  Angel^L'cnheit  nochmals  seinen  KeLfierungsräten 
zur  Be^'utachtun^'  und  wollte  namentlich  wissen,  ob  er  den  böhmischen 
Gottesdienst  allein  auf  Pirna  beschränken  oder  ihn  in  allen  Städten, 
wo  man  um  die  Gewährung  desselben  ersuchen  würde,  gestatten  solle. 
Auch  wollte  er  von  ihnen  für  den  Fall  beraten  sein,  wenn  Streitig- 
keiten zwischen  den  Einwanderern  und  den  Einheimischen  vor  Gericht 
ausgetragen  werden  mOfoten  und  die  Eanwander^  w^n  Unkenntnis 
^er  deutschen  Sprache  Richter  verlangten,  die  der  böhmischen  Sprache 
kundig  seien.  Eine  solche  Neuerung,  wie  die  Anstellung  von  beider 
brachen  kundigen  Bicbtem  in  Sachsen  einzufbhien,  fand  er  bedenk* 
lieb,  da  sie  mancherlei  Konfusionen  im  Gefolge  haben  würde  V 

Die  Regicningsräte  in  Dresden  empfahlen  darauf  nochmals  die 
Bewilligung  des  ])ölnnischeu  Gott^dienstes  unter  strenger  Beachtung 
der  vom  OberkonsistoriuTn  vorgeschlagenen  Kautelen;  auch  *--\f^  vrollten 
mit  dieser  Bewillitrung  den  Dank  dafür  abstatten,  dafs  die  Ixjhmische 
^'ation  dor  deutschen  das  freie  Exercitium  der  evantrelischen  Religion 
In  den  böhmischen  Kirchen  verstattet  habe.  „Man  dürfe  diejenigen, 
die  blofs  böhmisch  verstünden,  nicht  für  deterioris  couditionis  erachten, 
sondern  müsse  sie  um  so  viel  mehr  in  christliche  Obacht  nehmen,'* 
Es  sei  aneh  nicht  zu  besorgen,  dafs  durch  die  gewährte  Erlaubnis  der 
€alvinismns  in  Sachsen  Eingang  gewänne,  denn  die  meisten  Bittsteller 
seien  ein&che  Leute,  die  sieb  mit  keiner  sophistischen  Deutung  der 
Glaubenslehre  bdafsten,  und  wenn  sich  unter  ihnen  Calvinisten  be- 


1  Ebenda:  Das  Oberfconnstorium  ao  den  KnHttnten  von  Sachsen  dd.  7./17. 
Februar  1628.   Kur^achsen  an  die  Regienmg  «i  Draaden  dd.  Iii21.  Febntar  1628. 
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ftnden,  so  wflrde  mtm  ibrer  bald  Herr  weiden,  sobald  der  b&hmlBelie 
Seelsorger  seSne  Pflicht  thue.  Vorläufig  solle  der  bOhmisebe  Gottes- 
dienst auf  Pirna  bescbrftnkt  bleiben,  es  sei  nicht  zu  erwarten,  dafs  die 

Exulanten  in  anderen  Städten  ebenfalls  um  denselben  ersuchen  würden, 
da  die  Anstellung  eines  eigenen  Geistlichen  mit  Auslagen  für  sie  ver- 
bimdcu  wllre.  Sollton  sie  aber  trotzdom  um  denselben  ersuchen, 
widerrieten  die  Riite  die  Gewähnmu  nicht.  Bezüglich  der  allenfalls 
auftauchenden  Reclitsstreiti^'keiten  teilteu  die  Ri\te  die  Bedenken  des 
Kurfürsten  nicht;  es  werde  keineswegs  die  Anstellung  von  Richtern, 
die  der  böhmischen  Sprache  kundifj  seien,  notwendig  sein,  sondern  nur 
die  Vermitüuni^  eines  Dolmetsclien,  und  solcher  gebe  es  unter  den 
Einwanderern  in  hinreichender  Menge  \  Man  siebt,  dab  die  sHcbBischen 
Begierungarftte  wohl  den  Exulanten  in  Bezug  auf  das  Dogma  nicht 
das  leiseste  Zugeständnis  nwcben  und  folglich  der  böhmischen  Kon- 
fession keinen  Zutritt  gdnnen  wollten,  im  tibrigen  aber  sieb  von  einer 
freundlidißtt  und  entgegenkommenden  Gesinnung  leiten  lielsen.  Der 
Kurfürst  hatte  zu  gleicher  Zeit  auch  bei  dem  Stadtrat  in  Pirna  ange- 
fragt, wie  hoch  sich  die  Zahl  der  in  der  Stadt  weilenden  Exulanten 
belaufe.  Er  bekam  zur  Antwort,  dals  diesell)e  etwa  500  betrage,  dafs 
sie  aus  Prajr  und  Leitnieiitz  gekoniinen  seipii,  die  Mehrzahl  von  ihnen 
die  deutsche  Sprache  vci-stelie,  aber  nicht  eitrentlich  reden  könno; 
„die  Zahl  jener,  die  blofs  böhmisch  verstünden,  betrage  nicht  über  iuü."* 
Auf  diese  Nachricht  und  die  obigen  Gutachten  gewährte  der  Kurfürst 
die  Krlaubuis  zur  Abhalluug  des  buhmischen  Gottesiiienstes,  aber  nur 
für  die  Dauer  eines  Jahres,  und  zwar  für  Pirna  allein.  Als  im  folgen- 
den Jahre  die  Exulanten  neuerdings  um  die  Erlaubnis  ersuchten  und 
das  Oberkbnsistorium  dieses  Ansuchen  befürwortete,  verlängerte  der 
Kurfitrst  die  Gültigkeit  des  Zugeständnisses  abermals  um  ein  Jahr  und 
tbat  dasselbe  auch  in  den  Jabren  1680  und  1031.  Ob  von  da  an  sieb 
die  Exulanten  spracMicb  mit  ihren  Wirten  im  Gottesdienste  einten^ 
wissen  wir  nicht  anzugeben:  jedenfalls  minderte  sich  das  BedOrfiais 
nach  einem  böhmischen  Prediger  und  schwand  für  die  heranwachsende 
Jugend  vollständig  ^  , 

*  Ebenda:  Gatacbten  der  Regierung  in  Dresden  dü.  15.;2ö.  Februar  1628. 

*  Ebenda:  DW  Stadtrat  von  Pi»a  ao  KimacbseB  dd.  I9.'22.  Februar  1628.' 
Der  Kurf&rst  an  das  Obcrkonsituoriuni  dd.  Il.;21.  März  1628.  Bus  Oberkonsisto- 
fiiuii  an  Knnachsen  dd.  IG.  26.  März  1629.  jBntschetdiiag  des  Kur&nten  dd» 
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Lohelius  verlangt  die  Zuerkennung  der  Herrschaften  Moldautein  und  lUschnftcinite. 

—  Auüere  Forderungen  des  Erzbischot'ü.  —  Gutachten  über  die  geistlichen  Forde* 
demngeii.  —  Weitaift  Erhöhung  der  EänkOnfte  dea  EnEbistums.  —  Antprach  des 
Erzbischofs  auf  Pilgrtia.  —  Verhandlungen  hei  der  Propaganda  und  in  Wien  über 
die  Kestitutiousfrage.  —  Stellungnahme  der  Jesuiten.  ~  VcrhaiuUuntien  P.  Valoriani. 

—  Bewilligung  der  erböbtea  Saizsteuer  für  den  Klerus.  —  Protestkundgebungen 
der  KlostergeistUdikeit  —  Ende  diesor  Streitigkeiten  durch  die  Waffieoerfolge  der 

Schweden. 

Die  OpferwilliL'keit  und  Uiieiiioiiiuit/i'jkcit,  welche  die  ersten  Ver- 
ktindicrer  des  Christeiitunis  auszeit  hiRiL' ,  kam,  seit  sich  die  Kirche 
staatlicher  Auorkenimii^'  erfreute,  nur  sporadisch  vor.  Der  <;ewonn<Mi(> 
EiuflujEs  wurde  uicht  blois  durch  Tugend  uud  \Viä»en,  sondern  uuch 
m^r  dufch  die  erlangte  Macht  und  den  damit  in  VerbinduDg 
stehenden  Beiehtum  aufrecht  erhalten,  und  man  darf  Bich  deshalb 
nicht  wundern,  wenn  der  Klems  hftnfig  die  geistigen  GQter  yemach* 
Iftnigte,  dagegen  die  materiellen  mit  um  so  gröfserer  Entschlossen- 
heit vertheidigte  und  wenn  er  auch  in  Böhmen  den  Sieg  des  Kaisers 
in  erster  Linie  zur  eigenen  Bereicherung  und  dann  erst  zur  Be- 
kämpfung der  gegnerischen  Lehren  benutzen  wollte.  Als  der  in  Wien 
weilende  Erzbischof  von  Prag,  Johann  Lohelius,  die  Kunde  erhielt, 
dafs  Maximilian  von  Bayern  und  Johann  Cicnrjf  von  Sachsen  die 
Kxpkution  gegen  Böhmen  Uliernehmeu  würden  und  mau  also  liotVcn 
konnte,  dafs  der  Aufstand  bald  sein  Knde  erreichen  würd««.  ersuchte 

er  alsbald  den  Kaiser  um  die  Kestaurienma  der  böhmischen  Kirche  20.  Ja«i 

leiD. 

in  alter  Pracht  uud  Herrlichkeit,  d.  i.  um  die  Zuweisung  der  seit  den 

Husitenstünnen  verlorenen  Güter,  und  wiederholte  diese  Bitte,  sobald 

der  Sieg  auf  dem  Weifsen  Berge  die  ersehnte  Entscheidung  gebracht 

hatte.  Um  dem  Kaiser  keinen  Zweifel  darüber  zu  lassen,  auf  wieviel  ^  i«^' 

20* 
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er  Anspruch  mache,  zfthlte  er  die  lange  Reihe  von  Gotem  auf,  über 
die  ehedem  die  Erzbischöfe  von  Prag  verfügt  hatten  und  die  nun  alle- 
samt in  freinden  Besitz  tlbergefrangen  waren.  Ferdinand  I.  hatte  bei 
der  WiedererneuerunfT  des  Krzbistuins  im  Jahre  1561  für  den  Unter- 
halt des  Erzbischofs  O'JUU  Thaler  augewi^u,  deren  Zaliluug  sich 
Rudolf  II.  dadurch  entstog,  dafs  er  die  Güter  des  Cistercienserstiftes 
Obsegg  dem  Erzbischof  zum  Unterhalt  zuwies.  Lohelius  erklärte  nun 
auch,  dafs  er  nur  mit  Gewissensbissen  den  Unterhalt  auä  diesen 
GQtem  bezogen  habe  und  mahnte  dealudb  den  Kaiser,  dieselben  dem 
Orden  zurOckzugeben  und  ihn,  weil  die  Gelegenheit  jetzt  günstiger 
als  je  sei,  mit  eigenen  OUiem  auszustatten'. 

Fast  ein  halbes  Jahr  mufste  sieh  der  Erzbischof  gedulden,  bis 
Ferdinand  seiner  Bitte  insoweit  nachgab,  dab  er  ihm  die  ehemals  en- 
bischöfliche  HeiTschaft  Moldautein  ins  Eigentum  Übertrug.  Die  Bürger 
von  Moldautein  hatten  sich  von  ihrem  letzten  Besitzer  freigekauft 
und  damit  die  Rechte  einer  königlichen  Stadt  erworben:  weder  auf 
diese  mit  Opfern  erlangte  bevorziiirtc  Stellung,  noch  auf  die  von  ihnen 
erworbenen  Eigentumsrechte  über  die  irleichuamige  Herrsc)iaft  wurcie 
vom  Kaiser  Rücksicht  genommen.  Als  die  Bürger  von  Middauteiu 
Nachricht  von  dieser  Verordnung  bekamen .  inufsten  sie  sich  wohl 
füj,'en,  allein  sie  suchten  weuigtst^ns  einigermalsen  den  ihnen  zuge- 
fügten Schaden  zu  uiilderu,  indem  sie  grofse  Ilulzschkigo  in  den 
Wäldern  anordneten  und  fiir  sich  verwerteten.  Lohelius,  der  kein 
Verständnis  tOx  das  den  Bfirgem  zugefügte  Unrecht  hatte,  hatte  auch 
kein  Erbarmen  far  die  von  ihnen  geübte  eigenmächtige  Rechtshilfe 
und  klagte  deshalb  gegen  sie  als  Schadiger  seines  Eigentums.  Die 
Schlacht  auf  dem  WeUsen  Berge  hatte  das  Land  rechtlos  gemacht, 
was  Wunder,  wenn  der  oberste  Kirchenfikrst  auch  die  Grundsätze  der 
Billigkeit  vergafe^ 

Um  die  weitere  Restitution  der  Kirchengüter  zu  beschleunigen» 
forderte  der  Erzbischof  die  Äbte  der  böhmischen  Klöster  auf,  auch 
ihrerseits  den  Kaiser  um  die  Rückstelluntr  der  ilinen  seit  den  Husitt^u- 
tagen  entrissenen  (iüter  zu  ersuchen.  Das  Verzeichnis  der  Güter,  die 
man  reklamierte,  erstreckte  sich  auf  1o(KI  Uürler,  Schlosser  und  Städte; 
spater  behauptete  mau  in  Bausch  und  Bogen,  dafs  zwei  Drittel  des 
Landes  dem  Klerus  gehörten.   Inwieweit  der  Kaiser  den  Reklamationen 


'  Präger  Kürisistoriatarchiv:  Der  Erzbischof  an  den  Kaiser  im  Monat  Jaul 
1620,  dann  dd.  «M).  November  und  1.  Dezember  1620. 

*  Ebei^:  Ferdinand  u  Liechtenstein  dd.  6.  Mal  1681.  Lohdiua  an  Liediten^ 
stdn  dd.  12.  Juni  1021. 
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werde  genügen  kOnnen,  konnte  man  im  Aogenblieke»  wo  die  Bitt* 
Schriften  an  ihn  gerichtet  wurden  (Juni  and  Juli  1621),  noch  nicht 
wissen,  denn  noch  walteten  die  Konfiskationskommissionen  nicht  ihres 
Amtes  und  nur  die  Gater  der  hingeiiditeten  und  floehtlgen  Rätdien 
waren  mit  Beschlag  belegt  worden.  Vorläufig  wies  der  Kaiser  für  die 
dringenden  Bedürfnisse  des  Klerus  bedeutende  Geldsummen  an,  welche 
rasch  verbraucht  wurden  und  den  Hunger  reizten  statt  ihn  zu  hp- 
schwichti^en.  Der  Erzbischof  ersuchte  jetzt  auch  den  Papst  um  ^Hno 
Fürbitte  bei  dem  Kaiser  und  bestllnnte  dif^spu  selbst  ikh  Ii  /weiiu  il 
Tor  Abschlufs  (ies  Jahre»  iu  ihux  lluMi  Angelegenheit,  bei  dieser  de- 
le^enbeit  bat  er  auch  für  die  Domkirche  vor,  wo  der  Gottesdienst  i3.  D«iUr. 
um  von  sechs  Domherren  und  vier  Vikaristen  versehen  wurde,  aller- 
dings eine  armselige  Zahl,  wenn  man  bedenkt,  dalis  an  derselben 
Kirdie  m  Zeit  Karls  IV.  Aber  300  Kleriker  den  gottesdienstUehen 
Verrichtungen  oblagen  ^ 

Da  alle  diese  Bitten  nicht  das  gewOnsehte  Resultat  zuwege 
brachten,  schickte  der  Erztrischof  die  zwei  hervoiragendsten  böhmiscben 
Geistlichen  nach  Wien,  um  dnrdi  diese  die  Gaterrestitution  energischer 
betreiben  zu  lassen.  Es  waren  dies  der  Abt  des  Prämonstratenser- 
stiftes  Questenberg  und  der  Domherr  Plateis,  zwei  durch  ihre  kirch- 
liche Gesinnung  und  energische  Verfolgungswut  bekannte  und  deshalb 
von  den  Katholiken  hochgeschätzte  Persönlichkeiten.  Sie  sollten  den 
Nuntius  (den  i-lischof  Caraffa)  um  seine  \  enmttlung  ersuchen,  aber 
wie  sehr  derselbe  schon  aus  eigenem  Eifer  die  Bitten  des  Kr/biscliofs 
zu  untersttktzen  bereit  war,  so  sah  er  doch  ein,  dais  seine  Fordenmgen 
Obertrieben  seien  und  er  deutete  dies  demselben  offen  an-.  Der 
Kaiser  verlaugte  die  Vorlage  von  Dokumenten,  die  die  Ansprüche  des 
Ktems  erweisen  sollten,  wekhem  Begehren  man  mit  möglidister  EUe 
nachkam.  Wieder  lieft  Ferdinand  einige  Monate  verflie&en,  ohne  eine 
gOnstige  Entscheidung  zu  treffen  und  vielleicht  gab  erst  das  Dringen 
des  Domherrn  Fiateis  den  Anl&fe,  dals  endlieh  eine  Entscheidung  er- 
folgte ;  aber  sie  trug  den  Wanschen  des  böhmischen  Klerus  fast  keine 
Rechnung,  denn  sie  betraf  allein  den  Erzbischof.  Der  Fürst  von 
Liechtenstein  erhielt  d^  Befehl,  den  letzteren  in  den  Besitz  einiger 
grofser  Güter  einzuführen.  Allein  da  der  Statthalter  mit  der  Erfüllung 
dieses  Befehles  säumte  und  in  der  kaiserlichen  Entscheidung  von  der 

>  Ebendas  LoheUa»  an  die  Abt«  d«r  bSluniiciiffi  KlMcr  dd.  2S.  Juni  1621. 
Das  Domkapitel  aa  den  Kaiser  dd.  12.  Juni  UffiL  Der  EMnfldiof  en  Ferdi- 
nand II.  dd.  29.  November  and  18.  Deaember  1021.  Der  Enbitdiof  in  den  Papst 

(undatiert). 

*  Ebenda:  Caraffa  an  den  Erzbiacbot  dd.  1.  Januar  lb22. 
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EiDiftuniuiig  sftmüicher  ehemtdiger  erzbiscböf  licher  Güter  ebensowenig 

die  Rede  war,  wie  von  der  Beftiedigung  der  Klosteransprüche,  aber 
Gefahr  im  Verzuge  war,  weil  die  Regierung  schon  den  Verkauf  der 
konfiscierten  Güter  anordnete,  ohne  sich  danim  zu  kümmern,  ob  die- 
selben früher  kirchliches  Eisrentuni  gewesen,  so  beschwerte  sich 
Lohrliii"^  beim  Nuntius  und  verlangte,  dafs  mit  dem  Verkauf  iniie  i:e- 
halten  werde,  bi»  die  kirchlichen  Ansprüche  belnedigt  hciu  wdnlen. 
Die  Bereicheiningswut  der  liervon  a-rendeii  Kavaliere  stellte  sich  jedoch 
die.-^em  Ansinnen  entgej^eu.  Waldstein,  Liechtenstein  und  andere 
suchten  uuj  jeden  Preis  in  den  Besitz  zahlreicher  Güter  zu  gelangen 
und  eetzten  dies  aaeb  durdi,  indem  sie  dem  Kaiser  eine  entqnechende 
Kauibimioie  anboten.  Bevor  Qbrigens  das  Scbreiben  liobels  nach  Wien 
gelangte,  hatten  einige  der  beutesfichtigen  Kavaliere  dem  Nuntius 
gegenüber  die  Behauptung  aufgestellt,  da&  die  Könige  von  Böhmen 
von  dem  Papste  das  Privilegium  erhalten  hätten.  Ober  die  Kloster- 
güter  nach  Belieben  zu  verfögen  und  dafe  also  der  den  Klöstern  zu- 
gefügte Schaden  nicht  gutgemacht  zu  werden  brauche,  weil  er  mit 
päpstlicher  Erlaubnis  geschehen  sei.  Erstaunt  fruL'  der  Nuntius  bei 
dem  Erzbischfif  an.  was  es  mit  diesem  Privilegium  für  eine  Bewandtnis 
habe;  die  Antwort  lautete  daliin,  dafs  ein  soldies  -jar  nicht  existiere, 
dafs  aber  in  H()hmen  allerdings  jene  verdanimlicbe  Theorie  Geltung 
erlanut  halje,  uach  der  der  König  über  die  Klostergüter  nach  Belieben 
verfügen  dürfe'. 

Lohelius  war  es  nicht  länger  beschieden,  als  Vorkämpfer  für  die 
kirehlicben  Rechte  aufisutreten,  da  er  schon  am  2.  November  1622 
starb.  In  der  Zwiscbemseit  bis  zum  Eintritt  seines  Nachfolgers  be- 
stimmte der  Kaiser,  dalli  die  Ossegger  GOter  nicht  mit  dem  Erzstift 
vereint  bleiben,  sondern  dem  Cistereienserorden  zurftckgegeben  werden 
sollten,  doch  ordnete  er  an,  dafs  dem  künftigen  Erzbisdiof  ein  Ersatz 
geleistet  werden  solle*.  Zu  dieser  Würde  ernannte  er  den  Sohn 
seines  vertrauten  Ratgebers,  des  Grafen  Harrach,  der  noch  im  jugend- 
lichen Alter  stand.  Der  Statthalter  von  Böhmen,  der  den  Reklama- 
tionen des  Klems  aus  den  oben  angeiiebeuen  Gründen  nicht  wohl- 
wollte, fürchtete,  dals  er  gegenüber  dem  jun^'en  Ernst  Harrach  einen 
schweren  Stand  haben  würde,  da  dieser  an  seinen!  Vater  einen  mach- 
tigen Fürsprecher  hatte.   Liechtenstein  mag  sieii  wohl  aus  dem  Grunde 

'  Ebenda :  Der  Kr/bischof  an  den  Kaiser  dd.  30.  März  und  3.  Angnst  1682. 
Der  Kizbischof  an  Plateis  dd.  10.  September  1G22.  Fi  idinaiul  an  T/iechtcnstoin  dd. 
17.  September  1622.  Lohelius  an  den  Ivaiser  undatiert  Lohelius  au  den  Nuuüiu 
dd.  21.  September  und  15.  Oktober  1622. 

I  Ebenda:  Ferdimmd  IL  an  LiedUenatein  dd.  4.  Desember  1622. 
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l)eeilt  haben,  dem  Kaiser  zwei  Gutaebten  KnzuBebickeo,  eines  von  der 

böhmischen  Kammer,  das  andere  von  einer  eigenen  Kommission  er- 
stattet, welches  sich  gegen  die  Restitution  der  geistlichen  Güter  aus- 
sprach und  den  Klcnis  auf  die  Mildthätigkeit  des  Kaisers  verwies. 
Die  böhmische  Kannner  erkannte  die  Bereiiiti«;ung  der  Klosteranspriiche 
im  Principe  an.  wie«  sio  aber  in  der  l'raxis  zurück,  weil  der  Kaiser 
denselben  nicht  genügen  kunne,  indem  die  verhängten  Konfiskationen 
ihm  keine  jiröfsere  Summe  als  etwa  drei  Millionen  Thaler  eintrügen 
und  diese  zur  Bezahlung  der  Soldaten  verwendet  werden  müfsten. 
Welche  Berocbnung  dieser  lügnerischen  Behauptung  zu  Grunde  lag, 
Ist  schwer  zn  sagen,  wenn  man  bedenkt,  dafs  schon  die  im  Jahre  1621 
konfisderten  Guter  mit  fünf  MUlionm  Thaler  bewertet  worden^  und 
-diese  nm&lsten  nur  einen  kleinen  Teil  deir  sp&teren  riWd^  .Konfiska- 
tionen.  Die  böhmische  Kammer  riet  dem  Kaiser,  dem  Papste  Aber 
den  geringen  Ertrag  dieser  Konfiskationen  zu  berichten,  ihm  auch  mit- 
zuteilen, dafs  die  Geistlichkeit  in  den  Besitz,  den  sie  unmittelbar  vor 
1(3 18  inne  gehabt,  wieder  eingesetzt,  ihr  die  während  des  Aufstandes 
entzogenen  Einkünfte  ersetzt  und  aufserdem  ihr  den  Betragr  von 
1500000  Thaler  in  Stiftungen  zugewiesen  worden  sei.  Wir  erfahren 
also  bei  dieser  Gelegenheit,  in  welcher  ASeise  dor  Kaiser  seit  dem 
Jahre  1621  den  Klagen  genügt  und  dafs  die  Summe  des  dargebotenen 
Geldes  oder  der  Wert  der  neu  eingeräumten  Güter  diese  beträchtliche 
Höhe  erreicht  liabe.  Die  Kammer  hoffte,  dafe  der  Papst  den  Kaiser 
von  der  Restitution  s&mtlidier  Güter  dispenrierai  werde,  gerade  so 
wie  Paul  IV.  dem  Kaiser  Ferdinand  die  Absolution  daf&r  erteilt  habe, 
dafs  er  die  Guter,  die  er  den  KUMstera  weggenommen,  nidit  ersetzet 
konnte. 

Schärfer  betonte  das  zweite  Gutachten  die  Unmöglidikät  einer 
Restitution,  weil  die  lleelitssichwlieit  im  Lande  untergraben  würde, 
wenn  eine  hundertjährige  Eintragung  in  die  Landtafel  das  Eigentum 

nicht  sicherte  und  weil,  wenn  ein  oder  der  andere  Eigentümer 
eines  solchen  Gutes  drtssoll^e  wegen  Hochverrats  jetzt  verliere,  nur 
der  Kaiser  vermöge  semer  Majestätsrechte  und  nicht  d;is  betreffende 
Kloster  in  den  Besitz  treten  dürfe.  Nocli  zahlreiche  andere  juristische 
Gründe  wunleu  angeführt,  die  den  Beweis  lieferten,  dafs  auch  in  der 
iromnica  iiegierung  Ferdinamis  die  Rechte  des  Staates  gegen  die 
Kirche  energisch  verteidigt  werden  konnten.  Leider  handelte  es  sich 
dabei  nicht  um  das  Staatsinteiessei  sondern  darum,  dalh  einige  hohe 
fleiTen  um  Spottpreise  die  besten  Güter  an  sieh  bringen  wollten» 

■  Oinddy,  Gescfaidite  des  SOtjiluigett  Krieges,  Baad  IT,  87. 
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Zum  Schlüsse  bemerkten  die  Verfasser  des  Gutachtens,  dafs  die  Kirche 
nichts  zur  Herbeiftthnin?  des  Sieges  gotban  habe,  sie  also  die  Kosten 
desselben  mittragen  inüs?e  und  es  deshalb  nicht  unerlaubt  sei,  wenn 
der  Kaiser  die  kontisciciten  Güter  unter  die  Laien  verteile,  die  mit 
ihrem  Schwerte  die  Vorteile  des  Sieges  auch  weiter  aufrecht  erhaltea 
müfsten.  Sie  warfen  dem  Klerus  Undankbarkeit  und  Habsucht  vor, 
weil  er  sich  nicht  mit  dem  begnüge,  was  der  Kaiser  bisher  für  ihn 
gethan  habe,  und  daJs  er  sogar  auf  der  Kanzel  über  erlittenes  Unrecht 
Bchreie.  Docb  war  die  Kommisrion  erbötig,  ein  vicfatiges  ZugestAnd- 
ais  dem  Klerus  unter  der  Bediogang  zu  machen  wenn  er  seine  An- 
sprüche auf  die  Gaterrestitotien  ao^be;  dieses  sollte  darin  bestehen« 
da£i  der  gesamte  geistliche  Besitz  sich  derselben  Privilegien  erfreuen 
sollte,  dessen  sich  nach  der  Landesordnung  (§  11)  bloTs  die  Gttter  de» 
Domkapitels  erfreuten,  die  nämlich  vom  König  weder  verpfändet  noch 
verkauft  werden  durften.  Alle  geistlichen  Güter  sollten  fortan  alleiniges 
Kit?eutum  des  Klerus  sein,  auf  das  der  K<MiiL'  unter  keiner  Bedingung 
mehr  greifen  dürfte.  Fürst  Liechtenstein  schickte  beide  Gutachten 
dem  Kaiser  zu  und  riet  auch  selbst  in  scharfer  Weise,  die  Restitutions- 
ansprüche abzulehnen  oder  zu  erklären,  die  Geistlichen  müfäten  nach 
Mafsgabe  der  von  ihnen  verlangten  Güter  ihre  Quote  zu  den  allge- 
meinen Kriegslasten  beisteuern.  Wurde  dem  Klerus  dieser  Bescheid 
zu  TeSl  und  ihm  die  Bechnung  gemacht,  dann  allerdings  mufste  er 
Yerstimmen,  denn  man  hatte  ihm  eine  beliebige  Summe  angesetzt,  die 
die  fraglichen  Guter  nach  der  damaliffen  Sch&tsung  samt  und  sonder» 
nicht  wert  waren*. 

Nicht  sowohl  dieser  Bat  als  die  UnmOgHchkeit,  dem  Wunsche  des 
Klerus  nachzukommen,  veranlalsten  den  Kaiser,  zunächst  nur  dem 
Erzbischof  den  Mund  zu  stopfen.  Er  beschlofs  sein  Einkommen  von 
6000  auf  24  0OOThnler  zu  erhöhen  und  ihm  aufserdem  noch  die  Ein- 
künfte der  Herrschaft  Moldautein  anzuweisen.  Indem  er  davon  dem 
Statthalter  Nachricht  gab,  forderte  er  ihn  auf,  diejenigen  Guter  zu  be- 
zeichnen, deren  G^mterträguis  diese  Summe  ergebe  und  dieselben 
dann  dem  Erzbischof  zu  übergeben  '.  Bei  der  Zuweisung  der  Güter  — 
es  waren  dies  Koimital,  Roth-Reöic  und  ^'eu-Keichenau  —  und  bei 
der  Berechnung  ihrer  Ertrftgnisse  wehrte  sich  der  Erzbischof  hart- 
nackig dagegen,  dalh  das  bewegliehe  Gut  auf  den  Herrschaften  in  den 
Wert  derselben  eingerechnet  und  sein  Einkommen  dadurch  veiicftrxt 

>  Ebenda:  Die  nrei  Gatacht«u,  dann  Liechtensteins  Brief  an  den  Kaiser  dd. 
25.  AprU  1623. 

*  Ebenda:  FerdinaiMl  II.  an  Liediteiisteiii  dd.  4.  JdU  1828.  Ferdinaiid  aik 
den  EniUschot  Huxich  dd.  4.  JoU  1628. 
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werde;  doch  nahm  man  auf  seine  Beschwerden  keine  Bücksicht,  oder 
wenigstens  die  böhmische  Kammer  wollte  keine  nehmen.  Bezeichnend 
ist,  dais  der  Erzbischof  das  Einkommen  aus  dem  Gut  Ossegg  noch 
weiter  bezog,  obwohl  der  Kaiser  anders  entschieden  und  dem  Forsten 
Ton  Liechtenstein  den  Befehl  gegeben  hatte,  dasselbe  dem  gleidi* 
namigen  Kloster  zuzuwenden ;  aber  weder  der  frohere  noch  ein  späterer 
Befehl  wurden  respektiert und  so  blieb  der  Erzbisehof  im  Besitze 
haii])t>nfhlirh  wohl  deshalb,  weil  er  sein  Einkommen  noch  immer  nicht 
auf  24UUU  Th.iler  bewertete.  Aus  eben  diesem  Grunde  stellte  er  das 
Bepehren,  dafs  ihm  die  Stadt  Pilgram  samt  dem  zu  ihr  gehörigen 
Gute  eingeräumt  werde.  Die  Stadt  hatte  ehedem  zum  Erzbistum  ge-  2*- J*« 
hurt,  erfreute  sich  aber  seit  mehreren  Jahrzehnten  der  Rechte  einer 
königlichen  Stadt,  weil  sie  sich  unter  Rudolf  II.  losgekauft  hatte.  Dem 
Kaiser,  der  eben  im  Begriffe  war,  die  Privilegien  Filgrams  zu  be- 
stätigen, kam  diesss  Begehren  befremdlich  vor,  und  er  trug  deshalb 
dem  Forsten  von  Liechtensttin  auf,  nachzuforschen,  was  es  mit  dem 
vom  Erzbischof  behaupteten  froheren  Besitz  für  eine  Bewandtnis  habe, 
und  zugleich  untenochen  zu  lassen,  wie  viel  ilmk  die  bereits  einge- 
antworteten Güter  in  prewöhidichen  Zeiten  eintragen  würden,  ob  also 
die  bewufsten  24000  Tbaler  gedeckt  seien  oder  nicht  ^.  Der  Streit 
bezüdich  Pilprams  70jr  sich  durch  mehrere  Jahre  hin,  da  der  Erz- 
bischof sich  der  mächtifien  Fürsprache  seiur  r  AiiLThöri'jfn  rrfreute  und 
SO  die  Bitten  und  Proteste  der  Piltzramer  niclit  die  gehurijze  Würdi- 
gung fanden.  Dieselben  führten  auf  Grund  vou  Dokumenten  den 
Nachweis,  dals  der  Erzbischof  Johann  Ofko  von  Wlasfm  die  Gerichts- 
barkeit über  die  Stadt  uu  Jahre  1875  au  die  Bürger  um  die  Summe 
von  360  Schock  Groschen  verkauft  habe,  dafs  sie  also  schon  seit  dritt- 
halbhnndai  Jahren,  also  lange  vor  den  Husitenkriegen  ihre  Yei^ 
bindung  mit  dem  Erzbistum  in  friedlicher  Weise  gelöst  hfttten.  Harrach 
behauptete  die  Ungoltigkeit  dieses  Verkaufes,  weil  ihm  die  plpstiiche 
Zustimmung  gemangelt  habe;  aber  die  Bttrger  bewiesen  auf  Grund 
derselben  Dokumente,  da6  die  Kauftumme  vom  Erzbischof  zum  An- 
kauf von  Helfenburg  verwendet  und  sonach  dem  Erzstifte  damit  ein 
gröfserer  Vorteil  zugewendet  worden  sei,  als  mit  der  Ausübung  der  Ge- 
richtsbarkeit verbunden  gewesen  war.  Da  aufserdcm  die  Haltung  der 
Pilgnuuer  während  des  vergangenen  Aufstaudes  eine  so  vorsichtige  ge- 

*  Ebenda:  Der  Enbiadior  von  Png  «a  Uflchleniteia  dd.  20.  Oktober,  21. 
und  25.  November  und  12.  Dei ember  1^  Htnach  an  den  Heuptmann  m  Oaecgg 

dd.  14.  Dezember  1628. 

*  Ebenda:  Erzbischof  Harrach  an  den  Kaiser  dd.  25.  Mai  1624.  Dei-selbo 
aa  «einen  Bruder.  Der  Kaiser  an  Liechtenstein  dd.  9  nnd  10.  Deierober  1624. 
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weeen  war,  da&  sogar  der  Koufiskation^gerichtsliof  an  ilmtti  keine 
Schuld  faadt  so  konnte  der  ErEbischof  mit  ßeinem  Ansuchen  nicht 
durchdringen,  und  die  Pilgramer  erfreuten  sich  nach  wie  vor  ihrer 
Freiheit.   Der  Erzbischof  warf  mittlerweile  sein  Augenmerk  auf  die 

Güter  des  Kreiizhcrrnordciis  in  Pra?  und  ersuchte  den  Kaiser,  dals 
er  ihm  diosHfiPii  samt  der  Aufsicht  über  das  Kloster  überttm'o,  eine 
Bitte,  die  erhört  wurde,  so  dafs  er  nun  die  Einkünfte  zweier  Kloster 
bezog*.  Gleichzeitig  ej-suchte  er,  dafs  von  ihm  die  Zahlung  der  von 
seinen  Vorgängern  schuldig  gebliebenen  Steuerreste  nicht  eingefordert 
werde,  und  auch  diese  Bitte  wurde  bewilligt. 

Der  Wunsch,  sich  den  grolsen  Lasten  zu  enUieheu,  unter  denen 
das  Land  souftte,  zeigte  sich  nicht  blofs  in  dieser  Bitte,  sondern  auch 
in  einer  zweiten  immer  und  immer  wiederholten,  indem  Harraeh 
ebenso  wie  sein  VoigftDger  Lehel  ihre  Gflter  mit  Soldateneinquartierung 
und  ihre  Unterthanen  mit  der  Leistung  von  Kriegskontributionen  ver- 
schont  wissen  wollten.  Um  biUig  zu  sein,  mufs  man  anerkennen,  daJk 
sie  zu  dieser  Bitte  ebenso  die  Sorge  für  das  Wohl  ihrer  Unterthanen 
wie  die  Furcht  vor  eigener  Verarmung  trieb.  Die  Einquailierung  und 
die  hohen  Kriegskontributionen  fügten  den  von  ihnen  betroffenen 
Orten  ebenso  viel  Schaden  /u  wie  i'uv  F»'ii(  rsbrunst  oder  Über- 
schwemmung, und  dals  k'der  Guislierr  diese  Verwusiung  von  sich  feni- 
zuhalten  suchte,  gleicligultig  ob  der  Nachlmr  darüber  zu  Grunde  gehe, 
finden  wir  Itemeitlieh.  So  ereuchte  also  Lohel  um  die  Milderung  der 
Kriegsskoutributionen  für  seine  Ossegger  Unterthanen,  weil  sie  sonst 

la^ai  davon  laufen  w&rden,  so  bat  Harrach,  dafe  Moldautein  mit  der  Ein- 
quartierung verschont  werde,  weil  die  Stadt  seit  dem  Aufetande  vier- 
cehnmal  (!)  von  den  Bebellen  und  den  Kaiserlichen  geplündert  und 
zum  Teil  niedergebrannt  worden  sei,  und  da  die  Stadt  von  der  zfigel- 
losen  Soldateska  im  Laufe  des  folgenden  halben  Jahres  noch  zweimal 

u.  Draiir.  räuberiscli  an^refallen  wiu-de,  so  wiederholte  er  noch  zweimal  dieselbe 
Bitte,  die  endlich  Erbörung  fand.  Aber  damit  wunle  ihm  nicht  ge- 
holfen, denn  die  Soldaten  wurden  nun  auf  seine  Güter  Roth-Ket^ic 
und  Neu-Reichenau  gelegt  und  trieben  da  ihre  Kaubereien'.  Und 
doch  mufs  man  bedenken,  dals  die  ^^tellung  des  Erzbischofs  die  ärgsten 
Frevel  verhinderte;  man  kajm  daraus  scldiefsen.  wie  es  auf  jenen 
Gatern  zuging,  die  keinen  so  mächtigen  Protektor  hatten. 

*  Ebenda:  Replik  der  Pilgramer  tUl.  9.  Oktob«  r  1626.  Der  Er/bischof  an 
den  Kaiser  dd.  23.  Januar  1625.  Ferdinand  an  die  böhmische  Kammer  dd. 
5.  November  1625. 

'  Ebenda:  Lobelios  an  Ueditenatein  dd.  19.  Jali  1622.  Hanach  an  Lieehtah 
Btein  dd.  18^  Mai,  12.  und  29.  Deiember  1688. 
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Um  die  Zeit,  als  der  Kaiser  dem  £i*zbischof  die  «rwAbnten  drei 
Güter  einräumen  liefs,  schenkte  er  dem  Kloster  Strahov  wabncbeiD- 
lich  in  Würdigunpr  der  Verdienste  seines  Abtes  Questenberg  ein  profses 
Gut,  und  auch  dem  Propste  auf  dem  Wyschehrad  wies  er  ein  solches 
an,  indem  er  zuizleich  bestimmte,  dals  den  Jesuiten  ein  Jaiiresein- 
kommen  von  20  000  Tlialern  anzuweisen  sei.  Das  Doinkaj)itel  hatte 
bisher  nichts  als  einige  temporäre  (jtUizuFichtlspe  erhalten  und  ergriff 
deshalb,  als  der  Kaiser  nach  Ueni  llegeusburger  Dei>utatioustag  nach 
Prag  kam,  die  Gelegenheit,  um  mündlich  und  schriftlich  sein  Ansuchen 
ttm  Wiedefentattung  aller  seither  entrissenen  GQter  zu  erneuern,  da^ 
mit  dadurch  die  Zahl  der  an  der  Domkiidie  aogestdlten  GeiBflicfaen 
yervielfoeht  und  der  Gottesdienst  mit  grOteer  Ftacfat  und  Heirlidi- 
keit  gefeiert  werden  hOnnte.  Der  Kaiser  liels  mit  der  Antwort  lange 
auf  neb  warten,  so  dafs  der  Erzbischof  eine  nenodiche  Bitte  an  ihn  ^-J^" 
richtete  und  die  Armut  des  Kapitels  in  grellen  Farben  schilderte.  Die 
böhmische  Kammer,  die  jetzt  den  Auftrag  erhielt,  ein  Gutachten  /u 
erstatten,  hatte  sich  schon  das  Jahr  zuvor  gegen  die  vollstandiLre  Re- 
Btitntion  aus  (trtindeii  ausgesprochen,  die -wir  bereits  ein  et  >hend  beleuchtet 
haben;  jetzt  iitt  ^ie  dem  Kaiser,  dais  er  dem  Kapitel  eine  Entschädi- 
gung leiste,  wenn  es  auf  seine  sonstigen  Ansprüche  verzichten  und 
diese  Verzichtleistuag  vum  l'apste  sanktioniert  würde.  Die  Entschädi- 
gung sollte  in  Gütern  im  Werte  von  100000  Gulden  und  in  einem 
Kapital  von  200000  Gulden  bestehen,  dessen  Zinsen  dem  Kapitel 
jährlich  aus  den  Landeseinkünften  besaÜt  werden  sollten^. 

Nachdem  noch  einige  Zeit  hin  und  her  verhandelt  worden  war, 
sahen  endlich  die  böhmischen  Prftlaten  ein,,  dab  sie  die  Hoffiiung  auf 
vollständige  Bestitation  au^ben  und  sich  dem  staatliehen  Standpunkte, 
der  nur  eine  EntBChfldigimg  in  Aussicht  stellte,  anbequemen  müTsten. 
Der  mittlerweile  zum  ^irdinal  ernannte  Erzbischof  reiste  zu  Ende  des 
Jahres  1626  nach  Wien,  um  daselbst  über  die  EntschädifxunL;  eine 
Verhandlung  einzuleiten.  Kr  fand  an  (]fm  Kaiser  ein  mehr  als  freund- 
liclies  ijitgegenkommen,  und  auch  Etr^'enberg  crab  fiutc  Worte;  die 
andern  Staatsmänner  spotteten  aber  angesichts  der  trostlosen  Finanz- 
lage des  Reiches  über  die  übertriebenen  Ersatzansprüche,  liarrach 
liefs  sich  das  nicht  anfechten,  ersuchte  den  Nuntius  Garatia  um  seinen 
Beistand  und  reiste  eigens  nach  Nikolsburg  zum  Kardinal  Dietrich- 
stein, um  auch  diesen  um  seine  Dienste  zu  mtehen.  £r  ging  darauf 


*  ESbenda«  PrecM  c»pituii  Pragensis  nnae  in  pittesentia  Imperatoris  itentae 
1688.  Der  Enbiechof  an  den  Kaiser  dd.  2.  Hin  1634.  Die  bfibinfsdie  Kanuner 
an  den  Enbiachof  dd.  1621. 
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wieder  nach  Wieo  zwück  imd  abenetdite  dem  Kaiaor  em  Memoiie^ 

in  dem  er  um  die  Einsetzung  einer  Kommission  eisoebte,  die  sich  mit 
der  Prüfung  der  böhmischen  Kirchenangdegenheiten  und  der  Gfiter- 
frage  befassen  sollte.  Ferdinand  entsprach  dem  Wunsche  und  er- 
nannte unter  dorn  Vorsitze  Dietriehsteins  zu  Mittrliedern  dieser  Kom- 
mission zwei  Geheinir;lte  Hrafen  Slawata  und  den  Freihenu  von 
Werdenberg),  zwei  lieichsliufrate  (Strahloiidorf  und  Nostitz)  und 
bevollmächtigte  auch  den  Kardinal  Ilanacii  zur  Teilnahme  an  den 
Sitzungen.  Bei  dieser  Gelegenheit  kam  neben  anderen  Punkten  auch 
der  Vorschlag  wegen  Errichtung  von  vier  Bistümern  in  Böhmen  zur 
Spradie.  HsATsdi  beantragte,  dnfe  man  ?ier  MAmiselien  PtUaten,  die 
sieh  eines  bedeutenderen  EinIcommeiiB  erfreuten*  bischöfliche  Recht» 
erteilen  und  Ihre  Dotation  durch  Erhöhung  des  SabEzolies  aufbessern 
solle.  Das  Salz  schien  ein  passendes  Objdct  zu  sein,  um  das  E3n- 
kommen  der  Geistlichkeit  zu  erhöhen  und  eine  Entschftdigung  zu  ver* 
mittein  oder  die  Netiaustraben,  welche  die  Gegenreformation  verur- 
sachte, zu  decken.  Zu  diesem  Behufe  schlug  der  Kai*dinal  vor,  dais 
der  Preis  für  eine  Kufe  Salz  um  zehn  Kreuzer  erhöht  und  dieser  Aiif- 
sehlaj?  für  die  Geistlichkeit  verwendet  wprdcn  solle.  Nach  Beendigung 
des  Krieges  sollte  der  Kaiser  von  semeni  SalzertrJlgnis  noch  weitere 
zehn  Kreuzer  beisteuern,  im  ganzen  also  später  zwanzig  Kreuzer  per 
Kufe  der  Geistlichkeit  zu  Gute  kommen.  Wenn  der  Kaiser  dem 
Kardinal  den  Ertrag  dieser  Steuer  durch  dreifsig  Jahre  zukommen- 
lassen wQrde,  so  machte  sich  derselbe  anheischig,  die  Geistlichkeit 
zur  Vernchtleistung  auf  ihre  Beatitutionsforderungen  zu  bewegen  und 
hiefbr  den  Konsens  des  Papstes  zu  erwirken  ^  Wir  bemerken  hiebei, 
dafe  sich  Harraeh  ma&loa  ttberttiebene  Voistellungen  von  dem  Ürtrage 
der  Steuern  mackte,  die  mit  der  Wirklichkeit  im  geraden  Gegensatz 
standen. 

Die  Erklärung  des  firzbischofe  erfreute  sich  bei  den  übrigen 
Kommissionsgliedern  anfangs  nicht  des  gewünschten  Beifalls,  aber 

später  fand  imn,  dafs  die  Erhöhunjr  des  Salzpreises  keine  allzugrofse 
Last  sei,  wenn  man  damit  die  Ansprüche  der  Geistlichkeit  abkaufen 
und  den  Laien  die  ersehnte  Sicherheit  bezüglich  ihres  Gutsbesitzes 
verschatien  konnte,  und  so  erstattete  man  in  dieser  Richtung  dem 
Kaiser  ein  Gutachten.  Da  nach  der  damaligen  Anschauung  der  Kaiser 
die  Restitutionsausprüche  nur  mit  päpätlicher  Zustimmung  abkauian 


'  Dtuwer  Schlofsarchiv:  Relaziooe  del  negoziato  ucUa  Corte  C^rea  gerichtet 
tn  den  päpstlidien  Stahl  dd*  Ift.  Frinvar  1827* — Ardtiv  des  Unteniebturimiteriuii : 
Berieht  der  Komniasioa  ta  den  Kaiser  dd.  &  November  1626. 
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konnte,  beschäftigte  man  sich  mit  dieser  Angelegenheit  auch  in  Born 
und  swar  in  der  Gongregatio  de  Propaganda  fide.  Ein  Bericht»  dw 

deshalb  (von  Wien  oder  von  Prag)  dahin  geschickt  wurde,  zeichnet 
sich  durch  Unparteilichkeit  aus,  indem  er  die  Unmöglichkeit  einer 
vollständigen  Restitution  schildert.  Er  führt  an,  dafs  die  Zahl  der 
Städte,  Dörfer  und  Schlösser,  die  restituiert  werden  müfsten,  sich  auf 
etwa  1500  belaufe,  dafs  die  ef^L^enwilrtigen  Besitzer  den  Laud espesetzen 
entsprechend  zu  ihnen  LohuiLi  seien,  dafe  sie  demnach  auf  Entschädi- 
gung Ansprüche  erheben  kuuntea  und  dafs  dieselbe  vom  Kaiser  ge- 
leistet werden  uiülste,  dieser  aber  absolut  aller  Mittel  ermangle.  Zu- 
dem würde  der  i^rozefs  wegen  eines  einzelneu  Gutes  eine  unendlich 
lange  Zeit  in  Anspruch  nehmen,  weil  der  Besitzer  zu  allen  Rechts- 
mitteln greifen  wurde,  um  ihn  in  die  liUige  zu  ziehen,  und  nie  wOrde 
man  also  dazu  l^ommen,  mit  allen  Prozessen  fertig  zu  werden.  Der 
Bericht  endet  mit  dem  Vorschlag,  dafe  man  sich  zofnedensteOen  mDge, 
wenn  die  Dotation  des  Erzhis^ttfes  jähriich  die  Summe  von  24000 
Thaler  erreicht  haben,  die  des  Kapitels  ftlr  den  Unterhalt  einer  An- 
zahl von  Prälaten  genügen,  die  Pfan^üter  und  der  Zehent  vor  jeder 
Anfechtung  gesichert  und  der  Kaiser  eine  Erklärung  abgeben  würde, 
dafs  er  nach  dem  Friedensschlüsse  den  Klenis  fnr  seine  Ansprt^che 
«ntsehädi'jren  wolle'.  Aus  dem  Gutachten  ei-sieht  man,  das  der  Erz- 
bischul  tiie  Einkünfte  aus  seineu  Gütern  noch  immer  gering  bewertete. 
In  Wien  wollte  mau  ihm  um  diesp  Zeit  dadurch  helfen,  dafs  mau 
Waldstein  ersuchte,  er  solle  ihm  zu  einer  ergiebigen  Pfründe  in  Nord- 
<leutächlaud  verhelfen.  Gleichzeitig  erfüllte  mau  einen  lang  gehegten 
Wunsch  der  Geistlichkeit,  indem  man  alle  ihre  Güter  in  die  Land- 
tafel eintragen  liefe  und  der  Kaiser  ausdrQcklich  auf  das  Becht,  die 
KlosteigHter  mit  Beschlag  belegen  zu  doifen,  verzichtete*. 

Um  die  Zustimmung  des  Kaisers  für  die  TOfgeschlagene  Salz- 
steuer zu  eriangen,  entwarf  der  Eizbisehof  von  Prag  einen  Plan  ttber 
ihre  Verwendung.  Nach  demselben  sollten  aus  ihr  die  Gfiter  für  die 
beabsichtigte  Begründung  der  vier  böhmischen  Bisti^mer  angekauft, 
ein  Alumnat  für  den  heranwachsenden  Klerus  hergestellt  und  unter- 
halten, dem  Domkapitel  die  verheifeene  Entschdäigung  ft\r  die  ver- 
lorenen (rfiter  geleistet,  einitre  der  vprwüst<^ten  liöbmischen  Klöster 
neu  hergestellt,  den  annen  Klostfiii  .  ul-jehulten  und  die  nötigen 
Kleidungen  und  Gefäfee  angeschafft  werden  \   Die  Vorschläge  Ilarracbs 

'  Ebenda:  Gutacbtcn  in  Betreff  der  Restitutioa. 

<  Ehonda:  Befehl  des  Kaisen  ftu  Wftldstein  dd.  1&  April  162&  Ferdinaiid 
m  Uarrach  dd.  19.  Juli  1628. 

*  Ebenda:  Bandim  lui  Ferdinand  IL  dd.  21.  Oktober  1688. 
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fanden  die  Billigung  des  Kaisers,  und  so  suchten  beide  um  die  Zu^ 
Stimmung  des  Papstes  für  ein  abzusddielflendes  Übereinkommen  an. 
Der  Kapuziner  Valerianus  M^i  reiste  in  ihrem  beiderseitigen  Auf- 
trage nach  Rom  und  stellte  formell  an  den  Vorstand  der  Confrregatio 
de  prü])n'/;iTKla  fide,  den  Kardinal  Bandini,  den  Antrag  wegen  Ab- 
lösung der  Kestitutionsanspi'iiche.  Bandini  benet  sich  mit  einigen 
Kardinalen  und  erteilte  darauf  dem  Kaiser  die  Antwort,  dafs  die  von 
ihm  beantragte  Kntsciiüdigung  bei  der  Kongregation  und  wahrschein- 
lich auch  bei  ileni  Papste  Anklang  finden  werde,  wobei  er  der 
FrOminigkeit  Ferdinands  und  seiner  bislierigen  Freigebigkeit  eine 
warme  Lobrede  hielte  In  Rom  erwog  man  abeiliaupt  diese  Frage 
nflcbtemer,  man  kannte  zu  genau  die  finanziellen  Scbwierigkeiteut  mit 
denen  Feidinand  kftmpfte.  Dagegen  bäumten  nch  die  bOhndsehen 
Abte  umsomebr  gegen  die  Kompensation  auf,  als  sie  mit  Becht  ver- 
muteten, dafs  die  Salzsteuer  nie  in  ilire  Tasche  flieisen  werde.  Der 
Prior  des  Augustinerkonvents  zu  Taus  gab  seinem  Unwillen  dadurch 
Ausdruck,  dals  er  sich  einen  gewaltsamen  Angriff  auf  eine  in  der 
Nähe  gelegene  Besitzun'^,  auf  die  sein  Konvent  Ansi^rüche  machte, 
zu  schulden  konunen  lieis  und  sein  Beispiel  fand  mehrfache  Nach- 
ahmung. Der  Kaiser  strafte  diesen  Frietlensbruch  nicht  anders,  als 
dais  er  den  Erzbischof  aufforderte,  den  Klerus  zur  Ruhe  zu  weisen*. 

Als  P.  Valeiiau  nach  Wien  zurückreiste,  brachte  er  die  päpst- 
liche Zustimmui^  zur  Regelung  der  Entschädigung  mit  sich,  und  man 
wu&te  nnn  in  Böhmen,  dab  man  sich  mit  der  Salzstener  begnügen 
und  alle  übrigen  Hofihungen  aufgeben  müsse.  Es  war  im  Jahre  1629, 
als  die  kaiserliehen  Waffen  siegreich  ganz  Deutschland  beherrschten, 
als  Waldstein  einen  unendlichen  Gntsbesitz  anhäufte  und  seine  An- 
hänger fürstlich  belohnte,  und  als  die  zahlreichen  kaiserlichen  Diener, 
die  früher  arm  waren,  grolise  Güter  in  Böhmen  an  sich  gebracht 
hatten.  Diesen  Reichtümern  gegenüber  erachtete  der  böhmische 
Klenis  die  reichen  (ieschenke  des  Kaisers  wie  eine  bettelhafte  Ab- 
fertigung und  deshalb  erhob  di\.s  l)()nikaj)itel,  als  das  Gerücht  von  der 
„Komi)ensation"  durch  die  Snlzsteuer  zu  ihm  drang,  ohne  dafs  es 
noch  in  den  Besitz  der  versprochenen  300  000  (iuldeu  gekommen  war, 
seine  Stimme  zu  lauter  Klage.  Es  hiefs  damals,  dafs  Urban  VIII. 
eine  Bulle  verfalst  habe,  durch  welche  alle  Restitutionsansprüche  des 
bobmischen  Klerus  infolge  der  vom  Kaiser  verheifsenen  Entschädigung 
für  null  und  nichtig  erklärt  würden.  Gegen  diese  Bulle  kehrte  sich 
der  ganze  Zorn  des  Kapitels;  aus  der  Geschichte  und  ans  den  kireh- 
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liehen  Satzungen  sachte  es  du  Unrecht  dner  derartigen  Verfügung 
nachxuweisen  und  erklftrte  sieh  nur  unter  der  Bedingung  ihr  nnter- 

werfen  zu  wollen,  wenn  ihm  eine  würdige  Entschädi/jung  geboten 
würde.   Wir  bemerken,  dafs  das  Domkapitel  nicht  <^aiv/.  richtig  in- 
stniiert  war;  der  Papst  hatte  keine  Entscheidnnfr  gctiotTen,  sondern 
imr  (Inn  Kardinal  Harrach  und  den  Niuitius  am  Wiener  Hof  Tallotto 
bevüllniiu'htii.'t,  mit  dem  Kaiser  einen  Eutschädigimgsvertrag  über  die 
Ansprüche  (ies  böhmischen  Klenis  abzuscbliefsen      Infolge  der  Kut- 
scheidung  des  Papstes  bestinnnte  Ferdinand,  dafs  die  Grafen  von  «ß-  F«brnaf 
Trauttmausdorff  und  Slawata  und  der  Freiherr  von  Kostitz  mit  den 
päpstlichen  Kommissftren  in  Verhandlung  treten  und  mit  ihnen  eine 
Einigung  bezüglich  aller  Ansprüche  des  hOhmischen  SAkular-  und 
Begularklerus  aber  die  ihm  entfremdeten  Güter,  Zehente  u.  s.  w. 
treffen  sollten.    Bevor  die  genannten  Personen  zu  einer  Konferenz 
zusanunentraten,  scheint  Graf  von  Slawata  den  P.  Lamormain  um  Rat 
ersucht  zu  haben;  wenigstens  erstattete  ihm  dei-selbe  im  Verein  mit 
noch  vier  anderen  Jesuitttn  ein  Gutachten,  das  die  schon  früher  von 
ihm  gegen  den  Kaiser  ausgesprochene  Ansicht  aufrecht  hielt,  die  Ver- 
handlung wegen  EDt?;ehJ\digung  des  böhmischen  Klerus  für  zulässig 
erklärte  und  sonach  den  Kaiser  zu  einer  stiikten  Restitution  für  nicht 
verpflichtet  erklj\rte.    Nur  wünschte  Lamormain,  dals  man  den  Klerus 
zur  Zurui'knahme  des  an'-redrohteu  Protestes  bereden  solle;  denn  das 
ganze  Resultat  der  Verhantlluug  würde  in  Rauch  aufsrehen,  wenn  der 
Klerus  später  den  Streit  noch  einmal  anhängig  macheu  und  unter  ge> 
nauer  Darlegung  seiner  Rechtsansprüche  an  den  besser  unterrichteten 
Papst  gegen  die  Entscheidung,  die  er  jetzt,  schlecht  unterrichtet,  ge- 
Mt  UUte,  appellieren  würde.  Die  rechliche  Seite  der  £ntschftdigung8r 
frage  wurde  von  den  kaiseriiehen  Kommissftren  zuerst  verbandelt,  und 
da  dibei  wahrscheinlich  das  Gutachten  LamormaJns  zur  Sprache  kam, 
befahl  der  Kaiser,  den  Beichtvater  nochmals  zu  befragen,  worauf  der- 
selbe ein  neues  Gutachten,  das  auch  von  zwei  anderen  Mitgliedern  e.  Febniar 
des  Jesuitenordens  unterzeichnet  war,  überreichte.    Wir  sind  leider 
von  dem  Inhalt  desselben  nirbt  in  Kenntnis,  aber  wir  dürfen  mit 
Grund  vermuten,  dafs  es  dem  von  ihm  zuerst  überreichten  entsprach 
und  nur  noch  ausführlicher  auf  den  Gegeustaml  einging.  Dieses 
zweite  Gutachten  nun  oder  eine  dritte  theologische  Auseinamiersetzung 
über  die  Kirchengüterfrage  erklärte  den  Kaiser  zur  Restitution  nicht 
verpflichtet  und  zwar:  weil  es  wahrscheinlich  sei,  daüs  in  der 
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Zeit  von  Ferdinand  I.  bis  auf  den  Tod  Rudolfs  II.  die  KirchengQter 
mit  päpstlicher  Zustimmunpr  entfremdet  worrlen  seien  (I),  weil  der 
Kaiser  den  Wert  der  von  ihm  wieder  erworbenen  fiir  den  Krieg  ver- 
braucht und  woil  er  für  Hie  höhmische  Gpistlichkeit  seit  erlanirtem 
Siege  mehr  als  eine  Million  verwendet  habe.  Nur  die  höchste  Un- 
dankbarkeit könne  demnach  einen  Geistlichen  veranlassen,  sich  mit 
dem  Kaiser  in  einen  l'rozeis  weisen  der  Güter  einzuiasötn ;  jedenfalls 
aber  mODste  derselbe  dem  Klfiger  zu  Rechte  stehen,  denn  es  sei  noch 
nicht  durch  einen  Urteilssprach  festgesetzt,  ob  der  Kaiser  ttber  die 
Kirchengater  habe  verfOgen  können  und  ob  er  eine  genügende  Ent- 
BChadigung  geboten  habe.  Würde  der  Urteilflspruch  gegen  ihn  er- 
folgen, dann  stunde  es  ihm  frei,  alle  Geschenke,  die  er  den  Gtistlichen 
gemacht  habe,  zu  widerrufen. 

Mit  Bezug  auf  das  Gutachten  erklärten  die  vethandelnden  Räte, 
dafs  die  Rechtsunsicherheit  erschreckliche  Dimensionen  anoebmen 
mttfste,  wenn  jedermann  aus  der  Geistlichkeit  die  vom  Kaiser  mit 
den  konfiscierten  rrOtprn  jiemachten  Schenkunjren  oder  angeordneten 
Verkäufe  anfechten  konnte,  und  deshalb  sei  es  nötig,  ihnen  von  vorn- 
herein jedes  Klagerecht  abzuschneiden.  Man  müsse  deshalb  den  Rat 
Lamormains  befolgen  und  mit  dem  bblimischen  Klerus  eine  ünter- 
handlunj^  einleiten,  damit  er  seinen  Protest  gegen  die  nun  fest- 
zusetzende Entschädigung  zurücknehme,  wobei  man  denselben  auf  die 
schuldige  BtlckBicht  gegen  den  Papst  und  den  Kaiser  aufmerksam 
machen  und  bemerken  könnte,  daft  er  nicht  leer  ausgehen  wQrde. 
Zugleich  mOsse  man  ttber  diese  Schwierigkeit  einen  genauen  Bericht 
an  die  Kommissare  erstatten  und  an  sie  die  Frage  richten:  ob  sie 
den  Kaiser  gegen  alle  Klagen  von  Seite  des  Klerus  sicherstellen  könnten 
oder  hierttber  erst  an  den  Papst  berichten  mUfsten*. 

Dieser  Bericht  fand  die  Billigung  des  Kaisers,  und  in  seinem 
Auftrag  fanden  sich  die  kaiserliehen  Rate  bei  den  Kardinälen  Ilarrach 
und  Pallotto  ein  und  richtoten  an  sie  die  Fratre:  Ob,  wenn  an  den 
Papst  später  eine  Eintralie  Lrenchtct  würde,  welche  den  Beweis  lieferte, 
dafs  er  schlecht  unteiTichtet  gewesen  sei  und  also  nur  fretänscht  zu 
den  P^ntschädijningsverhandlungen  die  P^rlaubuis  erteilt  und  das  Er- 
gLÜnis  dei-selben  bestätiiii  habe,  ob  sie  in  diesem  Falle  den  Kaiser 
vor  der  Ungültigkeitserklärung  des  abzuschliefsenden  Vertrages  sichern 
könnten,  oder  ob  sie  Qber  den  zu  befürchtenden  Protest  des  Klerus 
froher  an  den  Papst  berichten  mttlsten. 
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Die  Antwort  der  beiden  Kardinäle  konnte  nicht  zweifeUiaft  sein, 
wenn  nmu  bedenkt,  daÜB  sich  Harrach  seit  mehreren  Jahren  für  die 
Entschädigung  aussprach,  und  dafs  Pallotto  den  Instruktionen  des 
päpstlichen  Hofes  folgte,  der  die  Restitutionsforderungen  der  böhmi- 
schen Ältto  für  unerfüllbar  und  f:op:onüber  der  kaiserliclien  Frrippbitrkeit 
auch  lür  uiizwrckiniirsiL'  ansah.  Dals  die  Entschiedonheit,  mit  welcher 
sich  der  Nuntius  umi  durch  ihn  der  Tapst  auf  den  praktischen  Ötaud- 
puiikt  stellten,  also  für  die  Zuruckweisuiii:  der  Äbte  sich  aussprachen, 
durch  die  .lesuiteu,  auf  die  sich  die  kaiserliche  Freisrebigkeit  besonders 
ausgedehnt  itatte,  mitbeeinfluiiät  wurde,  unterliegt  für  uns  keinem 
Zweifel.  Als  demnach  die  kaiserlichen  KonunissAie  an  die  Kardinäle 
die  betreffenden  Fhigen  richteten,  versprach  der  Nuntius,  seine  Ank- 
torität  gegen  jene  in  Anwendung  zu  bringen,  die  dem  Ansehen  des 
PftpBtes  nahetreten  und  seinen  Entscheidungen  sicli  nicht  widerstands- 
los unterweiÜBn  worden.  Der  Papst  habe  die  ErUiubnis  zur  Einleitung 
der  Unteihandlungen  durch  eine  Bulle  gegelicn,  die  er  auf  niemandes 
Anraten,  sondern  aus  eigenem  Autriebe  (motu  proinio)  verfalst  habe, 
so  dafs  künftig  kein  Streit  darüber  entstehen  dürfe,  ob  er  dabei  je- 
mandes Interesse  L^ewahrt  habe  oder  v.h-ht.  I>ie  Bulle  sei  nur  zu 
dem  Zwecke  L'eircben .  allen  Streit  künftighin  abzuschneiden.  \V*'un, 
so  fuhr  der  Nuntius  weiter  fort,  der  Kaiser  nacli  dem  Urteil  mehrerer 
Theologen  in  seinem  Gewissen  beruhigt  sein  ki)iine,  ohne  in  die 
Restitution  eingewilligt  zu  haben,  um  wie  viel  mehr  küune  er  es  sein, 
wenn  der  Papst  hierin  beistimme  und  noch  überdies  eine  Entschädigung 
geleistet  werde.  Als  Graf  Slawata  darauf  mit  der  Frage  entgegnete, 
ob  der  Kaiser  auch  bei  dem  Vorwurfe,  dafe  er  Ober  den  Klerus, 
ohne  ihn  zu  hören,  sein  Urteil  gefilllt,  ruhig  bleiben  kOnne,  erwiderte 
der  Nuntius,  dals  durch  das  Motu  proprio  des  Papstes  der  Vorwurf 
widerlegt  sei.  Es  werde  aber  niemanden  ein  Urteil  gefällt,  niemand 
verdammt,  sondern  der  I'apst  treffe  bezüglich  der  Kirchengüter  aus 
zwingenden  Gründen  eine  \  erfugung  zum  Vorteil  des  katholischen 
Glaubens.  Dem  Klerus  werde  (ias  Klagerecht  nicht  freigelassen,  sondern 
zu  Gunsten  des  Kaisers  auf  dassell>e  verzichtet. 

Slawata  gab  sich  noch  nicht  zufrieden  und  ihvAc  weiter,  ob  es 
nicht  doch  nutig  sei,  über  die  Bescliwenlen  und  dir-  allfalliLien  KhiLMMi 
des  Klerus  an  den  Papst  zu  berichten;  aber  auch  diesem  wollte  der 
Nuntius  nicht  zugeben.  Was  könne  man  dem  Papste  anderes  be- 
richten, als  dals  der  Klerus  das  Eigentumsrecht  au  den  ihm  entrissenen 
Gfitem  behaupte  und  in  diese  Verhandlungen  nicht  einwilligen  wolle? 
Das  wisse  aber  der  Papst  bereits,  und  seine  Antwort  wOrde  nur  lauten, 
da&  er  einer  solchenZustimmung  nicht  bedflrfe.  Seiner  Heiligkeitliege  nidit 
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daran,  daTs  den  Klöstern  eine  EntBcbädi^ng  für  die  verlorenen  GOter 
geleistet,  sondern  dafs  aus  den  anzuhoffenden  Steuererträgnissen  die 
neuen  Bistümer  begründet  wttrdeii.  Man  dürfe  nicht  daran  zwpifelu, 
dafs  der  Papst  beftigt  sei,  diese  Kuinchtung  zu  treffen,  und  dafs  es 
also  unnötig  sei,  au  ihn  nochmals  zu  berichten.  Slawata  befürchtete, 
dafs  der  Klerus  deui  Kaiser  auf  dem  Landtage  die  Steuern  verweigern 
könnte,  allein  auch  da  beruhiste  ihn  der  Nuntius  mit  der  Versicherung, 
dafs  der  Papst  dann  deu  Geistlichen  selbst  die  Steuer  auflegen,  uud 
dafe  der  Kaiser  wobl  genug  Mittel  in  der  Hand  haben  wOrde,  um  «ie 
zun  Gebonam  zu  treiben.  Scbliefidich  Terspraehen  die  Kardinale»  dem 
Papste  Ober  alle  diese  Einwürfe  zn  beiicfaten,  aber  trotzdem  mittler- 
webe  den  Vertrag  abznsehlielsen^. 

Die  kaiseriidien  KommiBBftre  berichteten  über  daa  Bemltat  ihrer 
Unterredung  in  einer  Sitzung,  an  der  die  horvomgendst^  Geheim- 
11.  Mwtvr räte,  Eggenberg,  Meggau  und  der  Abt  von  Kremsmttnster ,  dann  die 
Grafen  Breuner,  Mansfeld  und  Thun  sich  beteiligten,  und  in  der  der 
Antrag  d^  Nuntius  auf  unmittelbaren  Ab'jchlufs  der  Verhandluogea 
allgemeine  Beislimmung  fand.  Der  Kaiser  und  sein  Sohn,  die  der 
Beratung'  zuire.L'en  waren,  schlössen  sich  ihren  Katen  au,  und  so  fand 
jetzt  die  endirültige  Entscheidung  über  den  Entschädigungsvertrag  statt. 

Um  seiner  aufserordentlichen  \Vichti;:keit  wollen  wir  hier  die 
Gnmdzuge  desselben  näher  angeben.  Im  Eingang  heifsl  es,  dafs  die 
Streitfrage  durch  den  Kardinal  Harrach  und  durch  den  froheren 
Nuntius  Carafia  dem  pftpatlichen  Stuhle  mitgeteilt«  und  daÜB  darober 
in  der  Congregatio  de  Propaganda  Ilde  wiederholt  verhandelt  worden 
sei;  man  habe  es  nun  fbr  passend  gefunden,  ein  Überänkommen  zu 
treffen,  durch  welches  den  unentwirrbaren  Klagen  des  böhmischen 
Klerus  um  die  Restitution  seiner  Güter  vorgebeugt  und  die  gegen- 
wärtigen Besitzer  ohne  Gewissensbisse  im  weiteren  Genüsse  der  Ein- 
künfte bleiben  könnten.  Der  Kaiser  verspricht  darauf  für  sich  und 
seine  Naehknnimon,  dafs  er  eine  Steuer  von  einem  Viertel  Gulden  auf 
jede  Hute  Salz  schlagen  und  den  Krtra^'  derselben  dem  Papste  für  alle 
Zukunft  (also  nicht  blofs  für  '60  Jahre,  wie  ursprünglich  Harrach  vor- 
geschlacren  hatte)  zum  Nutzen  und  Frommen  der  böhmischen  Kirche 
zuweisen  und  unter  keiner  Bedinguno:  je  auf  diese  Steuer  greifen, 
sondern  sie  stets  ungeschmälert  ihren»  Zwecke  zuwenden  werde.  Da- 
für leisteten  die  beiden  Kardinäle  für  den  Papst  Verzicht  auf  alle 
dem  Klerus  entrissenen  GOter  mit  Ausnahme  derjenigen,  auf  die  der 
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JohannitennrdeD  Ansprache  erheben  könnte,  und  jener,  die  dem  Klerus 
nach  dem  Tode  BudoUs  II.  entrissen  worden  wuen,  wofern  die  gegen- 
wärtigen Besitzer  nieht  das  Klngereefat  gegen  die  bOhmiscbe  Kammer  er- 
langt hatten.  Ebenso  Mich  dem  Klerus  das  Recht  gewahrt,  alle  seine 
ehemaligen  Gftter,  die  blois  verpfändet  und  nicht  verkauft  wonlen,  gegen 
Erlag  der  Pfandsumme  einzulösen.  Die  Verwaltung  der  Salzsteuer 
sollte  ireistlichen  Personen  übertragen  und  dor  £rpfrpnwilrtii,'o  Vertrnfr 
ah  null  und  inVlftiir  an*?esphpn  werden,  wenn  je  oin  bähmischer  König 
auf  Hio  Steuer  BeschluK  le^'eii  wolltet  Diiivh  den  Vertrag  wurde 
also  dem  Papste  die  Verfügung  über  das  aus  der  Steuer  flielsende 
Einkommen  überlassen;  er  war  nur  gebunden,  dasselbe  für  die  Ikih- 
mische  Kirche  zu  verwenden.  In  der  Folge  gestalteten  sich  die  Ver- 
htitnisse  so,  dafe  der  Enbfsehof  von  Prag  die  eigentlidie  Verwslteng 
nährte,  aber  jälirlich  an  die  Gongiegatio  de  Propaganda  fide  Ober  die 
Einkflnfte  und  Ausgaben  Bericht  erstatten  mulste.  Sein  Bericht  wurde 
dann  gewöhnlich  nachtrAglich  gebilligt,  nur  wenn  es  sich  um  Ver- 
wendung einer  grölseren  Summe  handelte,  mu&te  er  frOher  um  die 
Giitheifeung  ersnrhen.  Der  Kaiser  bestätigte  das  Übereinkommen  am 
22.  März  und  befahl  später,  dafs  da.sselbe  in  die  böhniische  Landtafel 
eingetragen  werde.  Der  Papst  verschob  seine  Bestätigung  und  erteilte 
sie  erst  drei  Jahre  spiUer,  am  5.  Mllrz  1633. 

Es  war  ein  denkwürdiirer  Vertrag',  der  hier  altirescldossen  wurde,  und 
zwar  nicht  idois  um  seines  Iuhalt.s  willen,  sondern  hauptsai'lilicli  wetzen 
der  Allmacht,  die  sich  <ier  l'apst  in  der  Regelung  dies«T  halb  kiichlicheu, 
hall»  weltlichen  Angelegenheit  zuschrieb,  eine  Macht,  die  freilich  auch 
andere  Päpstct  bei  hundert  anderen  Gelegenheiten  in  Anspruch  nahmen, 
die  aber  stets  bei  ihrer  Übung  flbenascht.  Es  haben  sich  in  neuester 
Zeit  die  gesetzgebenden  Körperschaften  häufig  genug  dieselbe  Befug- 
nis angeeignet,  positive  Rechte  umgestolsen  und  damit  den  Zorn  und 
Fluch  der  Gesehädigten  wachgerufen.  Wir  ziehen  aus  allem  nur  die 
Lehre,  dafe  zu  allen  Zeiten  die  positiven  Bechte,  sobald  sie  in  Wider- 
spruch mit  neu  sich  entwickelnden  Verhältnissen  treten,  denselben 
entweder  auf  dem  Wege  der  (iewalt  oder  der  billigen  Regelung 
weichen  müssen.  Niclit  das  Recht  hat  ewige  Dauer,  sondern  die 
fiiUigkeit,  d.  h.  der  stete  Wechsel. 
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Der  befürchtete  Protest  der  Geistlichen  liefs  trotz  der  Zuaiehenuig 
und  YertFöBtuiig  des  Nuntius  nicht  lange  auf  sich  warten.  Als  die 
Präinonstratenser  und  die  Cistercienser  von  dem  Erzbischof  über  den 
Inhalt  des  Vertrages  in  Konntniß  gesetzt  und  aufgefordert  wurden, 
ihre  Ausprin-he  geltend  zu  machen ,  im  Falle  ihnen  seit  dem 
Tode  Rudolfs  II,  Guter  entzogen  oder  Güter  verpfändet  worden 
seien,  ergriflen  sie  diese  Gelegenheit,  um  darüber  Klage  zu  führen, 
(lals  ihre  Kebtitutiousanspi  liche  beseitigt  wm  icn.  während  der  Kaiser 
alle  seine  Anhänger  reichlich  belohnt  habe.  Angesichts  des  Umstandes, 
dafe  seit  einigen  Jahren  mehr  als  drei  Vierteile  des  grolsen  Grund- 
besitzes konfisciert  und  in  der  nichtswOrdigsten  Weise  versehleudert 
worden  waren,  so  dafs  der  Kaiser  ftrmer  war  als  je  zuvor,  muis  man 
die  Klage  der  Klöster  einigermalsen  begreiflich  finden.  Die  klagenden 
Äbte  suchten  ihren  Protest  jeglicher  unehrerbietigen  Schärfe  zu  ent- 
kleiden, indem  sie  den  religiösen  Eifer  des  Kaisers  würdigten  und  ihm 
allein  ihre  Rettung  zuschrieben.  Schliefslich  klagten  sie  über  die  Zwei- 
deutigkeit, mit  der  man  sich  über  die  Wirkungen  des  Salz<:esetze8 
ausspreche.  Auf  dei  einen  Seite  würden  sie  vertröstet,  dals  auch  für 
sie  ein  Anteil  aus  fiein  KrtriiLrnisse  abfallen  wünle;  der  Kapuziner 
Valenaiius  Mauni  habe  aber  erklärt,  dals  sie  keinen  Heller  bekommen 
würden,  sondern  dafs  di<»  L'anze  Steuer  für  die  Begründung  neuer 
Bistümer.  KoUegiatkirchea,  Aluumate  und  sonstige  relicidse  Bedürfnisse 
verwendet  werden  würde.  Der  Kapuziner,  der  die  Thätigkeit  der 
klagenden  Klostergeistlichen  nicht  besonders  hoch  bewertete,  sie  mülsig 
und  trftge  schalt,  wies  auch  aus  diesem  Grunde  ihre  Ansprüche  zurQek, 
goJs  aber  damit  nur  Öl  ins  Feuer  ^ 

Nachdem  die  Beschwerdeführer  auf  ihre  Eingabe  ▼ergeblich  eine 
Antwort  erwartet  hatten,  erneuerten  sie  ihren  Protest  noch  vor  Schlüsse 
10.  Pfibr.  des  Jahres.  Diesmal  sehnten  sich  dem  Prämonstratenser-  und 
Cistercienserorden  auch  der  Propst  und  das  Kapitel  von  Leitmeritz 
bei,  dagegen  trat  das  Präger  Domkapitid,  das  einige  Zeit  seinen  An- 
.  schlufs  an  den  Protest  hatt(^  lioffen  lassen,  d(>Tnselben  im  letzten  Au'ien- 
blicke  nicht  hei.  \v(  il  es  die  Überzeugung  gewonnen,  dals  seine  Knt- 
schädiguug  im  sicheren  Anzuue  sei.  Der  T'iotesf  kehrte  sich  diesmal 
gegen  einzelne  Gründe  des  zwisi  lu  n  dem  Kaiser  und  Paitst  getroffenen 
Übereinkommens,  die  dasselbe  stützen  sollten,  aber  sich  nach  Ansicht 
der  Klosterleute  bei  näherer  Untersuchung  als  hinfällig  und  unwahr 
erwiesen«  In  dem  Vertrag  wurde  behauptet,  dafs  die  Prozesse  wegen 
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Restitution  der  Gttter  nie  su  einem  Ergebnis  fbbren  wOrden  und  daTs 
es  deshalb  besser  sei,  wenn  man  dem  ^eras  die  Berechtigung  zu  der- 

solben  abschneide.  Dagegen  führten  die  Protestierenden  fünf  Fälle  an, 
in  denen  die  klagenden  Klöster  und  Propsteien  wider  die  Besitzer 
einzelner  Güter  obgesiegt  hatten.  Die  Behauptung,  dais  die  Salzsteuer 
neben  den  NeucrOndiinfreu  auch  eine  EuLscbädiguug  für  die  Klöster 
bieten  würde,  wics(Mi  sie  auf  Gnmd  des  vermuteten  Jahresortr?\irnis8es 
von  25  000  dulden  zurück.  Wi(>  sollte  dies  genügen,  wenn  das  Dom- 
kapitel für  siel)  jiUirlich  IHOdO  (ndden,  die  rramonsiiatt'iiser  25  000 
Gulden  und  die  Cistercieuser  und  andere  Orden  ähnlich  hohe  Jahre«- 
entscbädigungeu  forderten,  und  was  sollte  dann  für  die  NeugiiUuluu- 
gen,  namentlich  für  die  neuen  Bisttlmer,  abrig  bleiben?  Man  habe 
allerdings  von  einem  Salssteuerertr&gnis  von  mehr  als  100  000  Gulden 
gesprochen;  allein  das  Resultat  derselben  seit  ihrer  BnfiUirung  weise 
nur  auf  die  obige  Ziffer  hio.  Würde  der  Papst,  meinten  sie,  von  den 
thatsächlidien  Verhältnissen  informiert  sein,  so  würde  er  nie  seine 
Zustimniung  zu  dem  Übereinkommen  gegeben  haben.  Bei  diest  r  Ge- 
.  legenheit  wendete  sich  der  Protest  gegen  den  Kapuziner  Valerianus, 
der  die  Klöstt?r,  im  Falle  sie  bei  dem  Proteste  verharren  würden,  mit 
ihrer  Auflösinifr  l>edrohte.  Diese  T)roliung  brachte  den  konservativen 
Sinn  der  Prälaten  zum  ("^bersrhrumien.  „Wer  habe,"  schrieheu  sie.  je 
einen  Ahnlichen  VnriranL^  er!el)t  .'  Der  allLreiueiue  Vater  (ier  (ilauhi^eu 
f^oU  seine  Söhne,  die  Itohiiiisclieu  Urdensleute,  strafen,  ihre  Klöster 
aui'heben,  ihnen  den  Rest  ihrer  Besitzunjzen  nehmen!  .  .  .  Sind  wir 
nicht  um  des  Glaubens  willen  ins  Exil  gegangen?  .  .  .  Haben  wir 
nicht  unswe  Ordenspffichten  erfbUt,  haben  wir  nicht  die  Gl&ubigen 
unterrichtet,  nicht  gepredigt,  Beichte  gehört  und  alles  gethan,  was  zu 
tbun  war?  Wenn  wir  wegen  dieser  guten  Werke  gesteinigt  werden 
sollen,  sind  wir  in  einer  schlechteren  Lsge  als  alle  anderen  Christen.* 
Zum  Schlüsse  erklärten  sie,  auf  die  Restitution  ihrer  Gttter  verzichten 
zu  wollen,  wenn  ihnen  eine  halbwegs  würdige  Kntsduidigung  ver- 
sprochen und  zugleich  angegeben  würde,  woher  sie  ihnen  geleistet 
werden  solle'. 

Ks  war  am  10  Dezember  16B0,  dal's  dieser  Protest  iiiitn/eiiMinet 
und  überreicht  wurde,  als*»  /u  riiu'v  Zeit,  wo  die  kaiserlichen  iMiianzea 
für  den  AiiKenblick  keine  Mein  tiela^iunt:  vertruL'en.  aber  nach  Zurück- 
weisunf:  des  Angrifl'es  Gustav  Adolfs,  tier  vor  kurzem  in  Deutscliland 
gelandet  war,  eine  bedeutende  Besserung  erwarten  liefsen.  Man  hotite 
uämlich  damals  auf  katholischer  Seite  zuversichtiich  auf  den  Sieg  und 
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zog  dte  Folgen  einer  Niederlage  nodi  nicht  in  Rechnung.  Aber  als 
der  König  ?od  Schweden  seinen  Gegnern  dnen  Sehlag  nach  dem  andern 

versetzte,  als  man  auf  kaiserlicher  Seite  wieder  zu  dem  abgeaetsten 
Waldstein  jrreifen  und  alle  verfügbaren  Mittel  für  die  neuen  Rüstungen 
verwenden  mufste,  und  als  von  da  an  die  kaiserlichen  Einnahmen  nur 
für  den  Krit't,'  verwendet  werden  dui-ften,  da  sahen  auch  die  böhmischen 
Äbte  ein,  rials  ani^esichts  der  (»fleutUclieu  Lage,  die  keine  Bepserung 
verhiefs.  ihre  Klagen  keine  Beachtung  zu  hoffen  hatten,  und  dalb  de«- 
hall)  das  Schweigen  für  sie  zuträglicher  sei.  Die  Eestitutionsansprttche 
uahiueii  dadurch  faktisch  ihr  Ende.  Bezüglich  der  Öalzbteuer,  die  ei-st 
von  Kaisw  Joseph  n.  abgeaehaflt  wurde,  wollen  wir  nur  so  viel  be- 
merken, dals  sie  nie  zu  den  Zwecken  verwendet  wurde,  die  der  Kardinal 
Harrach  angedeutet  hatte. 
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filier  die  Auslegung  des  VertrA<;e^>.  —  Vcrschlechtemitg  der  M&nzc.  —  Die  De- 
valvation. —  Verträge  mit  Löwentbal  und  IIi\bncr.  —  Kcpphinc  der  Verhältnisse 
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Schon  die  Regieruuj?  des  Winterkönigs  mulste  zur  Verschlechte- 
rung der  Münze  ihre  Zuflucht  nehmen  und  während  des  Jahres  1620 
das  Geld  unter  dem  Nennwert  priigen  lasBen.  Nach  Besiegung  des 
Anfitandes  befolgte  der  Kaiser  dieses  Beispiel  imd  liefe  27  Gulden 
80  Kreuzer  aus  einer  Präger  Mark  prlfien,  wiewolü  sich  deren  Wert 
nur  auf  19  Gulden  87  Kreuzer  belief^  Um  das  nOtige  MetaU  für  die 
Münzstätten  zu  gewinnen,  beschlofe  der  Statthalter  FOret  Karl  von 
Liechtenstein  einen  höheren  Preis  fikr  den  Ankauf  von  Silber  zu 
bieten,  pleichzeitijr  verschlechterte  er  aber  die  Mttuze,  um  den  bis- 
herifjpn  Gewinn  nicht  zu  schmftlfrn.  Fr  Ix'stiiiiiiite  deshalb,  dafs  aus 
oinei  Trauer  Mark  39  Gulden  38  Kreuzer  «jeinii^'t  würden.  Dafür 
bot  er  U\v  eine  Mark  Silber  22  Gulden,  ja  dein  Juden  Bassevi  «lestand  m.MMn 
er  noch  drei  (iuhlen  mehr  zu,  weil  sich  dieser  zwar  leii'hl  durch  seine 
Verbindungen  Sil})er  oder  vollwichtige  Münzen  versrhafTen  konnte, 
aber  bei  diesem  im  grofsen  betriebenen  GeschMte  sich  aufh  mancher- 
lei griklseren  Auslagen  unterziehen  muiste.  Bassevi  lieferte  wOehentlieh 
2000  Mark  in  die  Mflnzstatte.  Durch  eine  Verordnung  vom  11.  Juni 
1621  liels  der  ilM  46  Gulden  aus  einer  Mark  prflgen  und  so  betrug 
der  Gewinn,  den  der  Kaiser  aus  den  böhmischen  Mttnzstfttten  vom 
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14.  November  1620  bis  zum  10.  Juli  1621  bezojr,  223466  Gulden. 
Indem  der  Statthalter  von  dein  Resultate  der  von  ihm  selbständig  ge- 
troffenen Vrrfüfnin?on  und  von  dem  mit  Raji?ovi  abecschlossenon  Ver- 
trage Kunde  gab,  sprach  er  /uirleich  den  Wuns^eli  ;iiis,  Hals  dfii  Juden 
der  Einkauf  von  Silber  und  alten  voUwirhtigen  Münzen  durt'h  otfene 
l'ateule  erleichtert  würde.  Liei'hteufitein  Ixit  si.-h  liierbei  an,  alle  Mün7- 
hüitten  in  eigene  Reirie  zu  nehmen  umi  stellte  in  diesem  Falle  dem 
Kaiser  einen  Gewinn  von  50000  Gulden  wöchentlich  in  Aussicht.  Er 
konnte  dies  leicht  thun,  denn  wenn  es  ihm  mit  HÜÜB  Baasevis  gelang, 
grolse  Massen  Silbers  um  den  Preis  von  22  oder  25  Gulden  für  die 
Mark  anzukaufen  und  dann  aus  einer  Mark  46  Gulden  ausprägte,  so 
winkte  ihm  ein  weit  grölserer  Gewinn,  als  er  dem  Kaiser  abliefern 
wollte.  Nach  dem  Berichte  des  sSehstsehen  Gesandten  am  Wiener 
Hof  erbot  sich  fast  zur  selben  Zeit  auch  ein  italienischer  Flirst,  dem 
Kaiser  2  500000  Gulden  gegen  9%  Verzinsung  auf  25  Jahre  zu  leihen 
und  nach  Ablauf  dieser  Zeit  die  ganze  Schuldsumme  zu  schenken,  wenn 
ihm  die  Ausmünznug  des  Silbers  in  leichte  Währung  gestattet  wtlrde. 
Der  Kaiser  tral  keine  EntscheidüiiL,'.  sün<lern  vertiUrte  nur  faiu  23. 
itBi.  September),  dal's  die  Münzen  noch  leii^liter  gepraiit  werden  bolllen  und 
zwar  aus  einer  Wiener  Mark  in  der  Wiener  Milii/stätte  79  Gulden. 
Nat  M  demselben  Schrot  und  Korn  sollten  aiu  h  liu  Manzen  in  Böhmen 
gei>rii.L;i  werden  und,  da  die  Prager  Mark  leichter  war  als  die  Wiener, 
so  hätten  aus  ihr  nur  71  Gulden  geprägt  werden  sollen;  Liechtenstein 
aber  hefabl,  als  ihm  cBe  kaiserliche  Verfügung  mitgeteilt  wurde,  (am 
4.  Oktober),  dem  Prager  Mttnzamte  aus  einer  Prager  Mark  77  Gulden 
45  Kreuzer  zu  prftgen.  Er  ?ersdilecbterte  also  die  in  Prag  geprftgte 
Mttnze  gegen  die  Wiener  um  sechs  Gulden.  Am  29.  Oktober  ging  er 
in  der  VerscMechtenmg  noch  weiter  und  be&hl  dem  Ptsger  Aft\nzanit, 
aus  der  Prager  Mark  78  Gulden  2  Kreuzer  zu  prägen.  Zu  dieser 
Verfügung  war  er  ebensowenig  bevoll niili'htigt.  wie  zu  der  oben  an- 
geführten :  er  traf  sie  auf  eigene  Verantwortunir,  weil  ihm  die  Statthalter- 
schaft mit  unbeschnlnkter  Machtvollkommenheit  übertragen  worden 
war,  der  Nutzen  aus  der  Münzprilguug  nicht  ihm,  sondern  dem  Kaiser 
zufiel  und  er  dtiubelben  am  li  von  seinen  eigenn)i\chtiiren  Vertilgungen 
Mitteilungen  machte.  Um  so  viel  Silber  alü  mü^ilicli  tür  die  Müuz- 
stfttten  zu  gewinnen«  verbot  er  unter  Leib-  und  Lebeusstrale  und  Kon- 
flakation  der  Güter  den  Verkauf  ?on  Silber  und  Httmsen  ins  Ausland; 
jedermann  sollte  beides  nur  an  die  MQnzstfttten  oder  an  Basseyi  ver- 
kanfen  dorien.  In  dem  Grade  als  die  Münzen  geringhaltiger  wurden, 
erhöhte  er  den  Preis  fUr  das  Silber,  doch  zahlte  er  es  noch  immer 
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tief  unter  dein  nunmehrigen  Werte Eine  Überridit  Ober  die  MQnz* 
prtgongen  in  Kuttenbeig  in  der  Zeit  vom  5.  Dezember  1620  bis  zum 
22.  Januar  1622  eigi^  dals  daselbst  wAhrend  der  Zeit  vom  2.  Dez. 
1620  bis  zum  19.  M&rz  des  folgenden  Jahres  9411  Mark  Silber  zu 

27  Gulden  30  Kreuzer  aus^reprltiTt  wiirdt^n.  Vom  20.  März  bis  zum 
5.  Juni  1621  wurden  11277  Mark  zu  37  GuUlen  38  Kreuzer,  im 
Monat  Juni  661  Mark  zu  40  Gulden,  im  Juli  7^83  Mark  zu  45  Gulden, 
vom  31.  Juli  bis  25  Sept.  0792  Mark  zu  57  Gulden  10  Kreuzer, 
vom  25.  Sept.  1621  bis>  22.  Januar  des  folgenden  Jahres  13428  Mark 
zu  77  Gulden  45  Kreuzer  ausgeprilirt.  Da  mm  die  Mark  Silber  an- 
fangs mit  17*  2,  später  mit  20,  (hiiiu  mit  22,  zuletzt  mit  25  Gulden 
bezahlt  wurde,  so  belief  sich  der  Nutzen  aus  der  Mtkozung  während 
der  letzten  9  Monate  des  oben  angegebenen  Zdtranmes  wOeh^itlich 
auf  ungefähr  40000  Gulden  ynd  wAhrend  des  ganzen  Jahres  1621  auf 
mehr  als  eine  Million'. 

Zu  Ende  des  Jahres  1621  erreichte  die  Geldnot  des  Kaisers  ihren 
Hfthepunkt  Aus  den  neugewonnenen  Ländern  waren  kdne  Steuern 
eingeflossen;  man  hatte  dieselben  wohl  £ro])lnndcrt  od^  mafslose  Kon- 
toibutionen  erhoben,  allein  das  auf  diese  Weise  gewonnene  Geld  war 
meist  in  die  Taschen  der  Kriejisobersten  und  ihrer  Mannschaft  oder 
in  die  der  neuen  Verwaltungsbeaniten  trelansrt.  Nun  hatte  sich  zwar 
dor  Knispi-  in  Verhandlun{?Pn  mit  Bethleu  eingelassen,  die  am  7.  Ja- 
nuar 1622  /.um  Frieden  von  Mkolsburg  führten  und  damit  war  der 
Zeitpunkt  i^'rkonmien,  wo  man  «las  ganze  Kriegsheer  entlassen  und 
nur  so  viele  Truppen  behalten  wollte,  als  zur  Besetzung  der  ungari- 
schen Grenzfestungen  und  zur  Aufrcchthaltung  der  Ruhe  in  den 
böhmischen  Lftndero  niVtig  waren.  Bevor  man  jedoch  die  überflOssigen 
Truppen  entlassen  konnte,  mufste  man  sie  bezahlen,  was  um  so 
schwerer  fiel,  als  man  ihnen  meist  einen  zweijährigen  Sold  schuldete. 
Man  trug  sich  zwar  mit  dem  Plane,  die  sämtlichen  Gfiter  der  an  dem 

'  Suchsiscbeü  ijtaatsardiiv:  Zeidlcr  an  ivursacluaen  dd.  ■i./14.  Juli  1621.  — 
Oiadely,  Waldstein  I,  24.  —  Newald:  Die  lange  MOiwe  in  Östeneicb.  —  Patente 
Liechtensteins  dd.  1».  Juli,  20.  August,  24.  November  und  20.  Oexember  1621  im 
Prager  Stadtarchiv.  —  Archiv  des  k.  mul  k.  U('icli>lin;inzininistfTiumst  TJorhtfln- 
stein  au  den  Münzmeitttcr  Hübner  dd.  4.  Uktober  1621.  Liechtenstein  an  den 
Kalter  dd.  12.  Oktober  1621.  Vcndchnis  Über  die  Kattenberger  MOnutttte 
vom  5.  Dezember  1620  bis  22.  .lunuar  1622.  —  BOhmiBclies  StatthaltereiMrchiv: 
Der  Kaiser  an  LiecbtCDätein  dd.  24.  Juli  lf'21. 
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Digitized  by  Google 


—   330  — 


AnfetBiide  beteiligteil  Penonen  zu  konfisderen  und  hatte  damit  bereits 
den  Anfang  gemacht,  allein  wenn  man  dieselben  nicht  verschleudern 
wollte,  so  duiite  mau  sie  nur  langsam  verkaufen.  Erst  im  Laufe  der 
folgenden  Jnhrr  konnte  man  auf  betrftchtliche  Geldsummen  aus  den 
Güterverkäufen  hoftV^n  und  auch  erst  dann  auf  einen  regelnKlfsicren 
Eingan?  der  Steuern  rechnen.  So  huiLrc  konnte  man  jedoch  nicht 
warten  denn  jeder  Tag,  an  dem  das  Weev  nicht  mluziert  wurde,  er- 
hoiite  den  schuldigen  Sold  uud  verzehrte  im  voraus  alles  später  eiu- 
gehende  Geld. 

Da  erschieu  ein  llc'tter  in  Gestalt  den  auch  Hou8t  damalä  viel- 
genannten Sekretärs  Michna.  Paul  Michna,  der  Sohn  eines  Fleisch- 
hauers Ton  serbischer  Hwkunft,  der  sieh  in  Böhmen  niedergelassen 
hatte,  war  in  seiner  Jugend  von  den  Jesuiten  erzogen  und  von  ihnen 
so  gefi^rdert  worden,  dala  er  das  bedeutende  Amt  eines  Seliret&rs  in 
der  böhmischen  Hofkanzlei  erlangte;  als  solcher  setzte  er  auch  seinen 
Namen  auf  den  Mi^estfttsbrief  vom  Jahre  1609.  UrsprQnglich  gebot 
er  tiber  kein  nennenswertes  Vermögen,  denn  man  weifs  nur,  dafs  er 
ein  Haus  in  Prag  besafs.  Nach  der  Besiegung  des  Aufstandes  nahm 
er  aber  alle  jene  Gnter  in  Beschlag,  deren  Eigentümer  wehren  Hoch- 
verrats in  l*rozes8e  verwickelt  wurde!!,  nnd  bemächtigte  sich  b^  i  dieser 
Gelegenheit  im  Vereine  mit  dem  als  (u  hilfen  fimu'i Kn  ien  liasscvi 
des  grölsten  Teiles  der  vorhamlenen  Kleinodien  und  Sillteriierätf^chafben 
zu  eigenen  Händen.  Der  plötzliche  Keichtum,  /u  dem  er  durch  diesen 
Diebstahl  gelangte,  machte  ihn  nur  noch  habsüchtiger;  er  sann  auf 
Mittel  und  Wege,  ura  ihn  zu  mehren  und  von  dem  gewonnenen  Gelde 
einen  Teil  der  konfisderten  Güter  anzukaufen.  Allein  oder  in  6e- 
memschafl  mit  Basse?!  und  dem  Handelsmann  de  Witte  heckte  er  den 
Plan  aus,  durch  Pachtung  der  kaiserlichen  MOmssUUten  seine  Sehn- 
sucht zu  befriedigen.  Die  Verpachtung  von  Mttnzstfttten  an  Privat- 
leute und  die  Prilgung  von  Münzen  durch  dieselben  war  damals  nidits 
ungewönliches.  Schon  Kaiser  Rudolf  II.  hatte  mit  einem  Nürnberger 
Handelsmann  einen  Vertrag  auf  Prttgung  von  Thalem  in  Böhmen  ab- 
geschlossen, wobei  der  Pachter  aber  nur  die  damals  liedeutenden 
Pragekostei!  ins  Verdienen  braclite.  Diesmal  winkte  jedoch  ein  be- 
deuten(ierer  Gewinn,  weil  zwischen  dem  Preis,  um  den  man  die  Mark 
Sill»er  ankaufte  und  dem  daraus  j^eiiraiiten  Gelde  eine  izroise  Differenz 
bestand.  Da  Miduui  das  volle  Vertrauen  des  Fürsten  von  Liechtenstein 
geuofs,  so  gelang  es  ihm,  diesen  für  das  von  ihm  geplante  Münz- 
gescbäft  zu  gewinnen.  Jedenfialls  ist  nicht  Liechtenstein  der  Urheber 
desselben,  sondern  Michna;  als  solchen  bezeichnete  ihn  nicht  bloft  die 
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dffentiicbe  Meinung«  sondern  such  Comenius  in  seiner  bftlimisdien  Ver- 
folgungagfischichte 

Als  die  Not  des  Kaisen  ihren  HOhenpnnkt  etreicbt  hatte,  empfohl 
daher  Liechtenstein  die  Verpachtung  der  Münzstätten  an  ein  Kon- 
sortium, das  scheinbar  unter  der  Leitung  des  Präger  Handelsmannes 
de  Witte  stand  und  sich  erbot,  für  das  Recht  tlas  Siber  in  der  bis- 
heriiren  geringhaltigen  Weise  an^prätren  zu  (iniioii,  einen  Jahrespacht 
von  6  Millionen  rtuldeit  zu  zahlen.  Diese  Summe  genügte  zur  Zahhiiig 
des  schuldigen  Sohies  und  ermöglichte  die  Verabschiedung  des  grofsten 
Teils  der  ttbertiüssigeü  Truppen.  Mufste  schon  diese  Aussicht  dem 
Kaiser  verlockend  erscheinen,  so  noch  mehr  die,  dafs  er  im  stände 
sein  würde,  im  Falle  der  Vertrag  ein  zweites  und  drittes  Jahr  ver- 
längert wttide^  einen  isrofien  Teü  der  Staatsschulden,  die  sich  damals 
auf  12  his  15  Millionen  Gulden  belaufen  haben  mögen,  abzutragen 
und  die  AnsprOehe  jener  zu  faefiriedigen,  denen  der  Wert  eines  Teiles 
der  kon&derten  Guter  in  Geld  ausgezahlt  werden  sollte.  Natftrlich 
sollte  die  Zahlung  in  schlechter  Mttnze  erfolgen ;  wenn  jemand  also 
den  Geldwert  des  dritten  Teiles  erhalten  sollte,  so  erhielt  er  in  Wahr- 
heit bei  der  Prftgung  z.  B.  von  79  Gulden  aus  einer  Mark  nur  den 
12.  Teil,  also  eine  so  gerin pftl^iee  Summe,  dals  die  meisten  Edelleute 
bei  der  voratissichtlichen  Entwertung  des  Geldes  an  den  Bettelstab 
konuncu  inulsten,  und  das  beabsichtigte  man  eben.  Welche  verlockende 
Bilder  eutroUten  sich  da :  Die  Geinier  de>  kaiserlicheu  ReLnuicnti^  ver- 
anuten für  alle  Zukunft,  der  Kaisur  wurde  seiner  Schulden  los  und 
ledig  und  die  Staatsausgaben  wurden  durch  die  Reduktion  des  Heeres 
auf  ein  bescheidenes  Mafs  herabgedrUcktü !  Natürlich  sollte  bei 
gOnstiger  Gelegenheit  das  leichte  Geld  auf  seinen  wahren  Wert  herab- 
gesetzt und  der  Verlast  deiyenigen  au^ijebttrdet  werden,  die  nicht  in 
das  Geheimnis  gezogen  wonlen  waren*.  Ob  aber  nicht  das  Geld, 
w&hrend  es  noch  kursierte,  im  Preise  sinken  und  der  Kaufpreis  für 
alle  Waren  sich  damit  bedeutend  erhöhen  wOide,  ob  Soldaten  und 
GlAubiger  sich  ruhig  eine  Schädigung  gefallen  lassen  würden,  darum 
kfimmerte  sich  weder  das  Konsortium,  noch  die  über  die  vorge- 
schlagene Pacht  beratenden  kaiserlichen  Rilte  Letztere  hatten 
Uberhaupt  keine  klare  Einsieht  in  die  Folgen  einer  iu  groi&artigem 
MaÜBStabe  betriebeueu  Müuzverschlecbteruug. 

'  Comenius:  Historie  o  tW.k^ch  protivenstvich  cirkve  roskt-  p.  186.  Die 
böhmischen  LandUij^iVi  rhaudlungen  und  Landtagsluschlüsse,  VII.  *20f). 

-  >acb8isches  Maatsarchiv:  Zeidler  an  Schönburg  dd.  9./ 19.  Januar  1622.  Ein 
/.weiter  Briet'  Zeidiers  dd.  4.  Juli  1623. 
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Zur  Bescbleunifmog  der  Verhandlungen  reiste  lieditensteiii  gegen 
loi.  Ende  des  Jahres  1621  nach  Wien  und  gewann  den  Kaiser  ii\r  die 
Übertragung  der  Münzprägung  an  das  Konsortium,  das  aiifser  de  Witte 
aus  14  nicht  genannten  Mitgliedern  bestand.  Im  Lanfo  des  später 
gegen  dieses  Konsortium  angesti  euLiten  Prozesses  wurden  die  Namen 
von  vier  weiteren  Mitgliedern  h''kaniit:  es  waren  dies  der  Fürst  von 
Liei'hteusteiu,  Albreclit  von  Waidstein,  Paul  Miehna  und  der  Jude 
Bassevi;  nahezu  gewifs  ist,  dafs  auch  der  oberste  Mtin/niei>:ter  Hen* 
Wfesowec  dazu  gehörte.  Ein  Geschichtsforscher  der  ueuesten 
Zeit*  hat  auch  den  Fürsten  von  Eggenberg  und  die  Wiener  Hof- 
kaimnerrlte  Mnaebinger,  Gumpendorf  und  Unteriiolzer  als  ▼ermutliGbe 
Teilnehmer  des  Konsortiums  bezeichnet,  weil  die  unrechtmäßigen  Vor- 
teile, die  sich  dasselbe  bei  dem  beabsichtigten  Geschäft  aneignete, 
notwendig  machten ,  dab  man  auch  einige  malsgebende  PeisOnlieh- 
keiten  in  Wien  zu  demselben  zuliefe.  BezQglich  des  Fürsten  von 
Eggenherg  lilfst  sich  kein  genügender  Beweis  herstellen.  In  den  Amts- 
akten der  Jahre  1638 — 1660,  in  welcher  Zeit  der  mit  dem  Konsor- 
tium abgeschlossene  Münzvertrag  zu  einem  Prozesse  führte,  findet  sich 
nichts  vor,  was  direkt  tregen  ihn  zeugen  würde.  Nur  einmal  heifst 
ea,  »dals  ein  groiser  Herr  zu  seiner  Zeit"  (unzweifelhaft  im  Jahre 
1628,  in  welchem  zum  erstenmal  ein  Prozefs  beabsichtigt  wurde)  „eine 
Prüfung  uud  Uiitersuclnmg  widerraten  habe.  Nil  luirum,  denn  die 
bei  den  Actis  sich  vorfindende  Lista  zeigt,  dafs  dersclbige  Herr  selbst 
mit  einer  ansehnlichen  Vertragssumma  unter  den  ungenannten  Dewitte- 
schen  Konsorten  mitinteressiert  gewesen,  deswegen  mulste  er  bei 
seinem  Widerraten  auch  sich  selbst,  damit  seine  Anteilnahme  nicht 
bekannt  werde,  verteidigen.*  Diese  Anschuldigung  kann  auf  Eggen- 
berg gedeutet  werden;  dag^n  scheint  eine  Zuschrift  Liechtensteins 
an  den  Kaiser,  denselben  m  entlasten,  denn  als  Ferdinand  von  Regens- 
bürg  aus  dem  Konsortium  nach  Ablauf  des  ersten  Pachtjahres  die 
weitere  Gültigkeit  des  Mtinzvertrages  antrug,  erwiderte  Liechtenstein, 
dafs  er  dies  ohne  Zustimmung  der  Konsortialmitglieder,  die  alle  in 
Prag  anwesend  seien,  nicht  thun  könne.  Der  l'Urst  hatte  damals 
keinen  Orund,  eine  Unwahrheit  vorzubringen;  ist  also  seine  Angabe 
richtig,  schliefst  sie  nicht  blofs  die  Beteiligung  Eggenbergs,  sondern 
auch  die  der  Wiener  Hofkammerräte,  von  denen  damals  keiner  in 
i  ru;;  weilte,  aus.  Es  ist  zwar  gewifs,  dafs  einige  dieser  lUtc  um  die 
Vorteile  wufeten,  die  sich  das  Konsortium  aneignete;  sie  dürften  aber, 
ohne  KonsortisÜmitglieder  zu  werden,  iür  ihre  stillschweigende  Zu- 

1  Newald  in  leiner  Abhandlang:  IMe  lange  3lQnce  in  östeixelch. 
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sdmiDuiig  mit  dem  billigen  Erwerb  konfiscierter  Gttter  belohnt  worden 
sein.  Im  Jahre  1688  wollten  die  kaieerlichen  Bäte  niemand  andern 
als  Liechtenstein  und  Miehna  zur  Verantwortung  sieben;  von  Wald- 
stein schwieizen  sie,  da  ihn  die  Nemesis  bereits  ereilt  hattet  Dem 
Baafie%i  war  seiu  Vennö^eu  noch  hei  Lebzeiten  Waldsteins  wegen 
eines  nicht  iiäJier  bekannten  Verbrechens  entzoLren  worden,  und  den 
Erhoii  do<  von^torbenen  de  Witte  war  Straflosiirkoit  zusresichert  worden, 
da  sie  liieliir  alle  auf  das  MtUizireschilft  bezuLrlii-licn  Akten  auslieferten. 

Am  18.  Januar  kam  zwisi  lu  a  Haus  de  Witte,  seiuen  Mitkonsoil^u  leaa. 
und  der  Hotkanmier  der  Vertrair  zu  siaiule.  durch  welchen  dem 
Konsurtiuiii  (iie  iSIiinzpriUrung  in  Bühinen,  Mähren  und  Niederöster- 
reich für  ein  Jahr  Überlassen  und  alle  Münzstfltten  in  diesen  Ländern 
seiner  Leitung  untergestellt  wurden.  Das  Konsortium  sollte  allein  das 
Becht  zum  Ankauf  aller  in  oder  vor  dem  Jahre  1620  in  den  genannten 
Landern  geprftgten  Mfinzen  haben.  Zugleich  wurde  deren  EinlOsungs- 
wert  festgestellt:  ein  Beiehsthaler  z.  B.«  der  fraher  1  Gulden 
80  Kreuzer  wert  gewesen  war,  sollte  für  4  Gulden  in  neuer  Mflnze  um- 
gewechselt werden.  Wilic  die  Mark  Silbers  in  «gleicher  Weise  be- 
wertet worden,  so  hätte  das  Konsortium  für  sie  unfjefahr  50  Gulden 
in  neuer  Münze  zahlen  müssen.  Wienel  es  Privaten  anfangs  für  die- 
selbe zahlte,  ist  nii'ht  bekannt,  wir  wissen  nur  soviel,  dals  es  das  in 
den  böhiiiist'heu  ]>t  igwerken  «jewonuene  Silber  mit  '62  (hildon  Ncu- 
geld  bezahlen  sollte.  Diese  Verfügung  konnte  der  Kaiser  leicht  trctVen, 
denn  das  Ergebnis  des  Rorirbanes  gehörte  ihm  oder  nmfste  ihm  von 
den  Privatbesitzern  um  eiueu  niedrigen,  ungefähr  12  bis  14  Gulden 
betragenden  Preis  überlassen  werden.  Aufserdem  versprach  die 
Regierung  dem  Konsortium  die  unentgeltliche  Überlassung  von  400 
Gentner  Kupfer  und  die  Verabfolgmig  desselben  fhr  den  weitem  Be- 
darf um  einen  leidlichen  Preis.  Die  Zufuhr  des  Silbers  aus  fremden 
Ländern  wurde  ohne  jedes  Mautgefldle  gestattet,  die  Ausfuhr  des 
Kupfers  verboten»  solange  das  Konsortium  dessen  beduifte.  Im  Ar- 
tikel B  wurde  es  ermächtigt  »wie  bisher  in  Wien,  in  Böhmen 
und  Mähren  aber,  wie  es  in  Böhmen  bishor  L''ebräuch- 
lich  gewesen/  aus  einer  Mark  10 lötigen  Silbers  7l>  Gulden  zu 
prägen.  Für  dip?;ps  I'rivilcLnum  vn-pflirbtete  sich  das  Koiisortiiini  zur 
Zahlung  von  G  Millionen  (iuhl  M:  für  ein  volles  Jahr,  und  zwar  sollte 
die  Zahlung  nach  Ablauf  eiueä  Monats  Woche  für  Woche  in  liatcu 


'  Archiv  des  k.  und  k.  f?otchsfinanzniiuistcriuins :  Gutachten  kaiserlirlier 
Rate  über  den  LiecUtensteiuschen  Prostefi»  dd.  4.  Mirz  16öö.  —  Vtagleiche  aucii  die 
tbaipn  Akten  im  Liechtcnaleiiiieheii  Prosefa. 
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geschehen,  in  der  letzten  Woche  die  Gebühr  für  den  ersten  Monat 
nachgezahlt  werden.  Der  Kaiser  selbst  wahrte  sich  das  Recht,  Münzen 
fllr  1000  Mark  Silber  prägen  zu  lassen  und  hiefür  dem  Konsoitium 
an  PrätruncrskostCTi  fünf  nuldoii  für  je  eine  Mark  zu  entrichten.  Am 
1.  Februar  übernahn!  de  Witte  di«^  Münzstätten  in  Böhmen  und  Mähren, 
wüiä-  am  16.  die  in  Niedern  i  neich ;  an  deiiisselbeu  Tage  (den  16.  Februar) 
des  folgenden  Jahn  -  ullte  der  Vertrag,  wenn  er  nicht  erneuert 
würde,  ein  Ende  nehmt n  '■. 

Über  die  InttM  jjretatiuu  des  Artikels  8  liracli  schon  einige  Wochen 
nach  dem  Abschlüsse  des  Vertrags  ein  Streit  aus.  Dem  Wortlaut 
nach  kann  er  a&tnlich  so  verstanden  werden,  daTs  in  Wien  aus  einer 
Wiener  Mark  79  Gulden,  in  Bfthmen  und  Mäbren  aber  soviel  ge- 
prftgt  werden  solle»  wie  daselbst  bisher  gebräuchlich  gewesen.  Die 
Wiener  Hofkanimer  behauptete  aber  mit  Rücksicht  auf  den  kaiser* 
liehen  Auftrag  vom  23.  September  1621 ,  dafs  die  Mflnzen  in  der 
Präger  Münzstätte  nach  demselben  Schrot  und  Korn  crepräjrt  werden 
scdlten,  wie  in  Wien,  weil  der  Gebrauch  in  Prag  kein  anderer  ge- 
wesen sei,  als  in  Wien,  und  der  Vertrn?  somit  keine  ZweideutigkcMt 
enthalte.  Nun  war  alter  thatsächlieh  der  kaiserliche  Auttrag  iu 
Böhmen  nicht  befolgt,  sonch  rn  es  waren  die  Münzen,  wie  liereits  er- 
zählt wurde,  auf  Befehl  Lieciileusteins  leichter  geprägt  worden,  und 
zwar  aus  der  leichteren  i* rager  Mark  nicht  71  Gulden,  ^vie  es  nach 
dem  Patente  vom  23.  September  1621  hätte  getichehen  sollen,  sondern 
78  Gulden  und  einige  Kreuzer.  Bei  ÄbschluJs  des  MUnzvertrages 
verstanden  also  beide  Parteien  den  Artikel  8  in  verschiedener  Weise; 
die  Hofkammer  wollte,  dafs  das  Geld  aberall  in  gleichem  Schrot  und 
Korn  fseprftgt  werde,  das  Konsortium  aber  den  bisherigen  Gebrauch 
in  Böhmen  beibehalten,  die  llfinzen  in  Prag  leichter  als  in  Wien 
prSg^,  was  auch  geschah.  Als  die  Hofkammer  zur  Kenntnis  dieser 
Eigenmächtigkeit  kam,  wollte  sie  dieselbe  abgestellt  wissen ;  Liechten- 
stein aber  verteidigte  sie  mit  der  Erklärung,  dafs  das  kaiserliciie 
Mttnzpatent  vom  23.  Septemher  1621  in  Böhmen  nicht  durchgeführt 
worden  sei  und  «iie  Mitglieder  des  Kont^ortiunis  bei  den  \'erhandlungen 
über  den  Mtinz vertrag  sich  ausdrücklich  für  Böhmen  die  leichtere 
Prägung  vorbehalten  hatten.  Wie  die  ilolkamnier  thun  konnte,  als 
ob  sie  von  dieser  Bedingung,  die  doch  aus  der  Stilisation  des  Mnuz- 
vertrags  deutlich  genug  zu  ei-sehen  war,  keine  Kenntnis  hätte,  bleibt 
ein  Bätsei.  Jedenfalls  hatte  die  Erklärung  Liechtensteins  das  Resultat, 


*  Gimlely  a.  a.  0.,  I,  26.  —  Archiv  d.  k.  und  k.  Heichsfiiiauzministeriums: 
Liechtenstein  an  die  Prager  MQnzBlätte  dd.  26>  Januar  1688. 
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dafo  man  das  KonRortium  mit  weiteren  Yorwttrfen  verschonte  und  die 
Dinge  ihren  Veilauf  nehmen  Kei^.  Im  Jahre  1623,  unmittelbar  nach 
Ahlauf  des  MOnzverti  a^cs,  gnf(  aber  die  Hofkammer  diese  Angelegen« 
beit  von  neuem  auf,  beliauptete  im  Widerspruch  mit  Liechtenstein, 

dafis  bei  Absehlufs  des  Münzvertra^s  zur  Bedingung  gemacht  worden 
sei.  (?ie  Münzen  überall  nach  fTleii'heiii  Schrot  und  Korn  zu  prägen, 
imd  iierechnete,  dalk  das  Konsortium  skh  einen  >fphr«r»'\vinn  von 
6  „700000  Gulden  angeeignet  hal>e,  welchen  es  daher  ersutzeu  müsse. 
Auch  diesmal  hatten  die  Behauptungen  und  Beschuldigimgen  der  Hof- 
kammer keine  Folge.  Der  Fürst  oder  das  Konsortium  wurden  weder 
zur  Verantwortung  gezogen,  noch  von  ihnen  ein  Schadenersatz  verlangt  *. 

Der  MOnzvertrag  konnte  nur  dann  fDr  das  Konsortium  einen  be- 
deutenden Gewinn  abwerfen,  wenn  es  viel  Silber  auf  Kredit  oder 
g^n  bar  asum  Preise  von  32  Nengulden  ankaufte,  es  rasch  ausmttnzte, 
mit  den  neuen  Mttnzen  eine  möglichst  greise  Zahl  alter  einhandelte, 
sie  einschmolz  und  neue  prSgte.  Beides  that  das  Konsoi-tium.  Die 
Teilnehmer  desselben  lieferten  eine  Menge  Silber  und  alte  Münzen  in 
die  Schmölze;  namentlicli  entwickelten  de  Witte  und  Bassevi  eine  fieber- 
hafte Thiltigkeit;  ihre  Leistuni:  ül)ortraf  mehr  als  Aieracrmal  die  der 
übrigen  bekannten  und  unbekannten  Konsoitialmit^'lieder.  Obwohl 
\iele  Rositzer  vollwichtig  uepriii^teii,  alten  (ieldes  wohl  einsahen,  dals 
sie  zu  kurz  kamen,  wenn  sie  für  einen  Reichsthaler  statt  1  Gulden 
3u  Kreuzer  4  Gulden  Neufield  erhielten,  nuilsteu  sie  doch  ihre  Münzen 
in  die  rra^^ir  Münzstätte  abliiioru,  da  der  Kaiser  ihre  Ausfuhr  sowie 
ihre  höhere  Bewertung  mit  Konfiskation  des  Besitzes,  ja  Vermögens- 
lose  sogar  mit  Todesstrafe  bedrohte.  Auch  fremde  MtUizen  muJsten 
binnen  sechs  Wochen  aus  dem  Lande  gebracht  oder  in  die  MUnzstfttte 
abgeliefert  werden Liechtenstein  entschuldigte  in  seinen  Patenten 
den  Kaiser  wegen  der  Prigung  leichter  MQnze  damit,  dais  er  das 
Beispiel  der  benachbarten  Fürsten  befolgen  mOsse.  Als  die  für  die 
Umwechslung  bestimmten  sechs  Wochen  verflossen  waren,  fand  man, 
dafe  sich  noch  immer  viel  alte  eigene  und  fremde  Münze  im  Lande 
berge;  der  Kaiser  bt^stimmtc  daher  für  ihre  Umwechslung  Wechsel- 
Stellen,  angeblich  um  den  gemeinen  Mann  vor  Schaden  zu  behüten. 

Das  Verbot  üremder  und  die  rasch  sich  vollziehende  EinscUnielzung 

'  Archiv  des  Keiclibtinanzmiaiüteriiuas :  Die  Hofkaouner  an  &en  Kiiser  dd. 
(Oboe  Angab«  des  Tages)  1628. 

•  Archir  dfö  k.  und  k.  Reicbsfioanzininisteriums :  EntschuldiguDR  tlf  r  Hof 
kaiDiner  dd.  2>^.  Jannnr  1822.  Zuschrift  an  Kardinal  Dietrirh^tpin  dd.  10.  Febniar 
1628.  Kftigerüdies  Patent  dd.  18.  Januar  1622.  -  M!:?.  des  Prager  Stadtarchivs: 
Patent  Liechtenstem  dd.  la  Febroar  1628. 
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alter  Httiuen  hatte  dne  ^rofse  Konfusion  im  ganzen  Geschäftsleben 
znr  Folge,  unter  der  nicht  blofs  die  Gegner,  sondern  auch  die  An- 
hänger der  Regierang  litten.  Wenigstens  beklagte  sich  der  si)ätere 
Refomiationskommissär  I'Yifdrich  von  Talmherg  gegen  die  Frau  des 
Kanzlers  Lobkowitz  bitter  über  die  steii^ende  Not.  Die  Reiierunp: 
erkannte  dieselbe  insofern  an,  als  sie  den  Termin  iür  den  Gebrauch 
fremder  Münze  wiederholt  verliingerte.  Auch  der  Kauzler  selbst,  der 
in  die  Geheimnisse  des  Küusortiuius  nicht  eingeweiht  war,  war  von 
einem  bedeuleiideu  Schaden  bedroht,  da  sich  in  seiner  Raudnitzei 
Kassa  an  15000  Gulden  fremder  MOnze  befanden,  die  er  unter  ihrem 
Wert  an  das  KonBortittm  verkaufen  sollte.  Als  «eitere  Folge  der  Ver- 
schlechterung der  MUnze  machte  sich  eine  steigende  Teuening  der 
Lehensmittel  geltend.  Der  Statthalter  suchte  zwar  durch  Befehle  der- 
selben Einhalt  zu  thun  und  bestimmte,  dafs  fortan  zwei  Wochen- 
inärkte  in  Prag  abgehalten  und  jedermann  Tom  Lande  ungehindert 
Viktualien  aller  Art  an  den  hiezu  bestimmten  Plätzen  verkaufen  dürfe. 
Den  Prager  Viktualienhilndlcrn  wurde  gleichzeitig  verboten,  sich  vor 
zehn  Uhr  inorszens  auf  dem  ^farkte  einzufinden  und  einzukaufen.  Da 
ib»'s*'  Verordnung  nicht?:  fruchtete,  so  verbot  LiechteuBteiu  die  Aus- 
fuhr alier  Nahrungsmittel  aus  Böhmen*. 

Das  Konsortium  hatte  in  den  ei-sten  zwei  Monaten  8(i  Milli  lum 
Gulden  in  neuer  Münze  ausgeprägt.  Die  Silber-  und  Miinzenaukaufe 
wurden  vor  und  während  dieser  beiden  Mtmate  billig  abgeschlusseu, 
und  dies  ▼erschaflffce  dem  Konsortium  bei  der  Prflgung  der  30  Millionen 
Gulden  einen  Gewinn  von  9  Millionen  Gulden.  Nach  Verlauf  von 
einigen  Monaten  konnte  es  jedoch  das  nl)tige  Silber  nur  schwer  und 
nur  gegen  immer  höhere  Preise  erhalten,  so  dafe  es  wAhrend  der 
folgenden  zehn  Monate  nur  noch  10  Millionen  neuer  MOnzen  prftgte*. 
Dazu  kam  noch,  dafs  es  foi  tgesetzt  auch  mit  Schwierigkeiten  anderer 
Art  zu  kämi)fen  hatte.  Man  klagte,  dafe  das  Konsortium  dem  Bedürf- 
nisse nach  Scheidemünze  nicht  genüge,  was  freilich  begreiflich  war, 
weil  die  l'räL'unir  derselben  nicht  den  Oewinn  abwarf  wie  die  Prämmg 
der  Fin-  und  ZweiL'uMenstücke.  Kine  weitere  Milshelli«ikeit  ei^ab 
sich  daraus,  dalis  die  Holkamnier  das  Kousortium  bei  dem  Ankauf  des 


>  Archiv  d«s  k.  und  k.  BeiehtfinftiiziiiiDisteriums:  Ferdiuaiul  II.  an  den 
Kardin«!  DielridMteiii  dd.  28.  Hlkix  1622.  —  MS.  d«6  Prager  Stadtarchivs:  Liechten- 
steins Pntent  ild.  24.  Miirz,  18.  und  20.  Mai  und  22.  November  1G22.  —  l:.ui«hiiuer 
Archiv:  1  lii  .lii.h  von  T-ilmhori  an  Tolixena  LobkowiU  dd.  2.  April  1622.  >fifhna 
au  den  K:ui/.k'i  «id.  2.i.  .Vpril  1622. 

■  Nlberes  hierttlier  in  den  Pmelkücten  Liecbteneteins  im  k.  nnd  k.  Reiciii- 
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Silbers  iu  Ungarn  nicht  untentOtzte,  snnderu  denselben  wider  den 
Wortlaut  des  Vertra^:es  sogar  verwehrte.  Endlieh  wurden  von  der 
llegierunfr  crrf^fsnro  Zahlunfren  auf  das  Konsortinüi  anjrox^'ipsen ,  als 
wozu  es  verpriichtet  war,  so  dals  es  stete  etwa  •JOOOOO  (iuMen  auf 
dcü  Pachtschillini!  vorau'^bozablt  liatto.  Fürst  Liechtenstein  drohte 
(lp,-.lialh  mit  «lern  Bruche  des  Müii/vertrages  und  ersuchte  um  Inter- 
vention des  Grafen  von  Trauttniansdorff Als  die  in  Röhnit  n  statio- 
nierten llegiuieüter  nach  Deutschland  abziehen  sollten  uud  man  sie 
mit  der  neuen  Münze  1)ezahlen  wollte,  entstand  eine  neue  Schwierig- 
keit, da  man  befbrchten  imüBte,  dals  sie  ihr  Geld  in  der  Fremde  nicht 
anbringen  und  daher  meatem  worden.  Der  Kaiser  fragte  den  Forsten 
um  Rat  und  verlangte,  dafs  das  M Qnzkonsortium  eine  Summe  Geldes 
nach  altem  Korn  prS^  Liechtenstein  verwarf  diesen  Ausweg,  weil 
das  Konsortium  bei  dieser  Prägung  keinen  Gewinn  gehabt  hfttte;  er 
empfahl  vielmehr  mit  den  deutseben  ReichsfQrsten  zu  unterhandeln, 
•lamit  sie  die  kaiserlichen  Münzen  in  ihren  Gebieten  zuliefsen.  Da 
er  aller  selbst  kein  t,'ünstifres  Resultat  von  dieser  Verhandlung'  er- 
wartet«', schlug  er  vor,  der  Kaiser  solle  in  seinen  nni^arischen 
werken  Tlialer  im  alten  Werte  praj^en  lassen.  Am  24.  Seiitt'nji)ei'  lesa. 
erhöhte  Liechtenstein  beim  Einkauf  ()en  l'reis  für  eine  Mark  Silber 
auf  37  Gulden  30  Kreuzer;  diesmal  liefäcn  sich  jedoch  diu  Besitzer 
nicht  mehr  bethören.  Trotz  aller  Verbote  taxierten  sie  die  alten 
MOnzen  nach  ihrem  wahren  Werte,  lieferten  sie  daher  nicht  aus, 
sondern  nahmen  und  gaben  sie  im  Verkehr  nur  gegen  ein  hohes  Agio : 
sie  waren  eben  ttberzeugt,  dafs  die  neue  MOnze  in  kurzem  herab- 
gesetzt werden  mOsse.  Diese  Übenseugung  suchte  Liechtenstein  zu 
bekämpfen,  indem  er  in  seinen  Patenten  erklärte,  dals  es  Seiner 
Majestät  Wille  und  Meinung  sei,  dafs  die  neue  Münze  stets  ihren 
Nennwert  behalten  solle  und  diejenigen,  die  sie  in  diesem  Werte  an- 
zunehmen sich  weicreni,  enistlich  ])estraft  werden  würden^. 

Mittlerweile  fanden  die  (ieuner  des  Konsortiums,  dafs  dasselbe 
aus  einer  Prager  Mark  weit  mehr  als  79  Gulden  ])rllge,  da  es  zuletzt 
die  Mark  Silber  sogar  um  85  (inlden  kaufte.  Der  Kaiser,  dem 
dies  angezeigt  wurde,  teilte  es  dem  Fünften  mit,  und  dieser  forderte 


*  Trauttman&dorfiäcbes  Archiv:  Liechtenstein  an  i muttiiiamdurü  dd.  23.  Mai 
1628:  —  Archiv  6m  k.  und  k.  Reiclisfiiiainniinisteriaiiis:  Liecbtenitein  aa  Ferdi- 
luuid  II.  dd.  24.  Mai  1622.  Beschwerde  des  Johann  de  Witte  and  Konsorten  an 
den  Fürsten  von  Linchtenstrin :  undatiert 

'  Archiv  des  k.  und  k.  iieichstinanzmini^tcriums :  Liechtenstein  an  den  Kaiser 
dd.  1&  Juni  1622.  —  Pnger  StadtarduT:  Patent  LiechtensteinB  dd.  24.  September 
1622. 
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den  Haus  de  Witte  zur  Verantwortung'  auf.  De  Witte  crk1;irt(»  die  An- 
k1a<;e  rundweg  für  eine  „falsche  und  neidische  BezüehiiKuu«:,  jje^eu 
welche  hoffentlich  der  Kaiser  das  Konsortiuni  schützen  werde,  da  es 
nie  die  Münzen  in  schlecliU  rein  Korn  geprägt  habe,  als  wie  es  der 
Vertrag  bestimme."  Liechtenstein  liefs  dieses  Ilechtfertigungsschreiben 
dem  Kaiser  zustellen ;  dieser  gab  sich  damit  zufneden  und  ordnete 
keine  weitere  Untersnchung  an*. 

Indessen  hatte  die  Bevölkerung  2u  Beginn  des  Jahres  1625  so 
sehr  das  Vertrauen  in  die  nene  Mfinze  verloren,  dafe  man  anfing, 
Eftufe  nnd  Verk&nfe  von  Wertsachen  und  Viktualien  nur  gegen  Zahlung 
alter  Münze  abzuschliefsen  und  neue  Münze  nur  gegen  ein  hohes  und 
1«.  wandelbares  Agio  anzunehmen.  In  einem  Tnti'nt  vom  2.  Januar  wieder- 
holte Liechtenstein  daher  die  früheren  Strafandrohungen  gegen  dieses 
Gebaren,  bezeichnete  die  Gerüchte  iil)er  den  geringen  innem  W^ert 
der  neuen  Münzen  als  unwahr  und  lu'fahl  abermals  die  Auswechslung 
alter  Münzen  nach  dem  ottizielleu  Kurs-.  i)u»ses  l'atent  hatte  keine 
\N  irkung  mehr,  mau  befand  sich  in  einer  Gehlkrisis,  die  nur  mit  der 
offenen  Krklarung  des  Bankerotts,  d.  h.  tlurch  Herabsetzung  der  neuen 
Münze  auf  ihren  wahren  Wert  enden  konnte.  Die  Mitglieder  der 
Wiener  Hofkammer,  die  dem  Kaiser  zu  dem  Deputationkage  nadi 
Begensburg  gefolgt  waren,  erwogen  daselbst  (im  Februar  1623),  ob 
man  den  Bankerott  nicht  gleich  erkl&ren  solle,  und  berieten  hierüber 
auch  mit  Michna,  der  eigens  deshalb  nach  Regensburg  gekommen  war, 
gelangten  al>er  zur  Überzeugung,  dals  es  nicht  früher  geschehen  k6nne, 
als  bis  der  Kaiser  seinen  Truppen  den  schuldigen  Sold  In'zahlt  haben 
würde.  Die  Hofkammer  riet  deshalb,  den  Münzvertrag  mit  dem  Kon- 
sortium bis  auf  weiteres  zu  verlangern  (und  sich  so  wieder  sechs 
Millionen  als  racbtschillini!  zahlen  zu  lassen);  die  MünzstiUten  in 
«'ii:ene  Verwaltunti  /u  nehmen,  sei  nicht  ratsam,  weil  man  das  Silber 
um  einen  allzu  hohen  Treis  wOnie  einkaufen  müssen.  Als  Michna  er- 
klärtem, dafs  das  Konsortium  den  Vertrag  nicht  verlängern  wt\rde,  wenn 
ihm  nicht  günstigere  Bedingungen  geboten,  also  die  PariiLsumme  ver- 
ringert würde»  bemerkte  die  Hofkaunncr,  daü»  das  Konsortium  uudi 
bei  voraussichtlich  geringem  Gewinn  in  Anbetracht  des  gemachten 
greisen  und  ,  weltkundigen"  Gewinns  zur  Einhaltung  des  Vertrages 
verpflichtet  sei.  Der  Kaiser  trug  dem  Michna  auf,  Liechtenstein  für 
die  Verlängerung  zu  gewinnen  und  von  dem  Konsortium  entweder  die 


'  Arcliiv       k.  und  k.  Reichsfinan/miiustoriumg;  LiecliteDStein  an  den  KiisflT 

dd.  17.  Dezeinlx  r  \C>2'2.   Brilage:  ein  Brief  di^  \Yitte5  an  T,ipchtcnstpin. 
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weitere  Zahlung  des  PaditBehilllogs  oder  aber  die  Zahlung  von  je 
15—25  Gulden  von  jeder  auagepirigten  Mark  Silber  zu  veriani^n.  Der 
FQist  von  Liechtenstein  leimte  diese  Bedingungen  ab;  dagegen  emp&lil  ^-  M&n 
er  dem  Kaiser,  alle  Privat-Münzstatten,  also  auch  die  in  Schlesien  be- 
findlichen, wovon  eine  dein  Bischof  von  Neifse  unterstand,  in  eigene 
Regie  zu  nehmen  und  iu  den  österreichischen  und  böhmischen  Ländern 
die  l'rji'jun^'  nach  gleichem  Schrot  und  Korn  vorzunehmen,  nirht  die 
Wiener,  sond*'rn  (iie  i'ra^'er  Mark  bei  der  Mtlnzunti  zur  Gnindia^'c  zu 
nehmen,  aus  dieser  79  Gulden  zu  prüften  und  den  Wert  der  Mark 
Silber  beim  Ankauf  auf  60  Gulden  zu  bestimmen.  Nach  Abzug  der 
Prägungskosteu  stellte  er  bei  einer  Mark  einen  Gewinn  von  14  Gulden 
iu  Aussicht.  Die  Hofkammer  riet  dem  Kaiser  zur  Annahme  dieses 
Vorschlages.  —  Da  der  MOnzvertrag  schon  abgelaufen,  das  Konsortium 
von  seiner  Verpflichtung  aber  nodi  immer  nicht  entbunden  war,  er- 
teilte  dasselbe  im  Mftns  der  Wiener  MQnzst&tte  den  Auftrag,  keine 
weitere  Mttnzung  vorzunehmen  und  setzte  nur  noch  in  Bfthmen  die 
MUnzungen  fort  Als  der  Kaiser  auf  seiner  Beise  von  Regensbuig 
nach  Prag  hievon  erfuhr,  trup  er  von  IMlsen  ans  dem  Fürsten  die 
Fortsetzunp:  der  Fräjsrung  in  Wien  auf  und  motivierte  diesen  Befehl 
mit  dem  Gerüchte,  dafs  das  Konsortium  dieselbe  nur  deshalb  einge- 
stellt habe,  weil  dii-  Pr.i'jrunsr  in  B()hmen  nach  der  leichteren  Prager 
Mark  einen  gröfseren  i.ewinn  iu  Aussicht  stelle  als  in  Wien  nach  der 
Wiener  Mark.  Der  Kaiser  erwähnte  somit  diesmal  selbst  des  Unter- 
schiedes der  MünzinaLiung,  tadelte  iiiu  aber  keineswegs,  sondern  ver- 
sidierte  den  P'ürsten  seiner  Gnade'. 

Kaum  in  Prag  angelangt,  Qbeizeugte  sich  dar  Kateer,  dafii  er  auf 
die  Verlängerung  des  MOnzvertrages  verzichten  mflsse  und  lieb  sich 
daher  nun  von  seinen  Räten  ein  Gutachten  darüber  erstatten,  wie  er 
das  notwendige  Silber  für  die  in  ^gener  B^e  durchzuführende 
MOnzung  gewinnen  konnte.  Die  Bitte  verwiesen  ihn  einzig  und  aUdn 
Muf  die  Juden:  so  wie  sie  den  MOnzpftchtern  das  nötige  Silber  ver- 
schafft hätten,  so  würden  sie  dies  auch  jetzt  thun.  wenn  man  ihnen 
ihre  Ml\he  lohnen  und  ihnen  die  sonst  verbotene  Ausfuhi-  von  Zinn, 
Kupfer,  Bleifarl)e,  Getreide,  Wolle  und  Leder  u'estatten  winde.  Man 
könne  ihnen  dann  die  wöchentliche  Abfuhr  einer  bestinmitcn  <,>uantität 
von  Silber  als  Steuer  auferlegeu.  —  Aus  diesen  liatschlügen  ersieht  man, 


'  Archiv  des  k.  und  k.  Reichsfinanzmini^tciimiis:  Die  Hofkammer  an  den 
Kaiser.  Diese  Zuschrift  wurde  dem  Kaiser  am  .1.  M;irz  1623  überbracht.  Liechten- 
stein an  den  Kaiser  dd.  22.  Mutz  1623.  Die  Üofkamnier  an  den  Kaiser,  undatiert. 
Der  Kaiser  an  Liediteostein  dd.  8.  April  1623.  ^  Ginddy  a.  a.  O.  I,  as. 
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(lais  Haodel  und  Wandel  damalB  in  Bdhmen  noch  mebr  in  den  Händen 

der  Juden  waien  als  heutzutage.  Bei  dieser  Gelegenheit  erörterten 
(He  Räte  die  Frage,  ob  sich  der  Kaiser  niclit  die  Wiederei nlösung  der 
konfisi'if'rten  Güter,  die  ihm  lieim  Verkauf  mit  der  neuen  Mtinze,  also 
mit  sdilefhtem  (ielde  bezahlt  \v(»rd('n  waren,  vorbehalten  solle?  Da 
alle  liiite  an  den  Käufen  bcteilij4t  waren,  so  wurde  diese  Fra'^o  vpr- 
ueiut:  Der  Kaiser  brauciie  das  (Jehl,  und  der  Mantrel  desselben  wUrde 
ihm  weit  gröfseren  Schaden  hrinsren,  als  er  beim  Verkauf  der  Güter 
erleide;  auiserdem  würde  niemaiui  mehr  kaufen,  wenn  er  des  Besitzes 
nicht  sicher  wäre*.  Nach  der  Meinung  der  Räte  sollte  also  die 
Prägung  des  leichten  Geldes  fortigesetzt  werden,  nur  mit  dem  Unter- 
schied,  dab  dieselbe  konftig  auf  Nutaen  und  Sdiaden  des  Kaisers  er- 
10».  folgen  sollte.  Das  Konsortium  wurde  am  1&.  Ma!  foimell  aus  sdner 
Veipfliehtung  entlassen;  an  diesem  Tage  quittierte  nAmlich  der  Kaiser 
„dem  Hans  de  Witte  und  Konsorten"  den  Empfang  von  6000000 
Gulden  als  Pachtschilling  für  das  Münzjnhr,  das  am  16.  Februar  ab- 
gelaufen sei,  dankte  ihnen,  dal^  sie  die  Münzuug  bis  zum  31.  März 
forti:es('t/.t  hätten,  forderte  aber  für  diese  sechs  Wochen  keinen  Pacht- 
schiüing,  sondern  s;ih  ihnen  denselben  als  eine  ..Erj^ötzlichkeit"  nach. 
Eß  beweist  dies,  dais  der  Kaiser  sich  durch  das  Konsortium  nicht  als 
übervorteilt  ansah,  sondern  sich  demselben  vielmehr  zum  Danke  ver- 
priichtet  fühlte. 

Die  Ausmünzung  leichten  Geldes  ging  jetzt  auf  Rechnung  des 
Kaisers  vor  sich,  aber  schon  nach  wenigen  Wochen  zeigte  sich,  dais 
auf  dem  betretenen  Wege  nicht  weiter  gegangen  werden  könne  und 
mit  dem  Mfinzwesen  eine  radikale  Änderung  vorgenommen  werden 
mttsse.  Da  die  Soldaten  den  Gehorsam  verweigerten,  wenn  ihnen 
ihre  Soldfordeningen  nicht  mit  Mflnzen  von  altem  Schrot  und  Korn 
'*^>  bezahlt  worden,  mufete  sich  die  Regierung  im  Monate  Juni  entachlielsen, 
alte  Beichsthaler  im  Werte  von  Vis  Gulden  um  8  Gulden  neuer 
Münze  zu  kaufen,  um  damit  das  CoUaltosche  und  andere  Regimenter 
zu  befriedigen  und  sich  aufserdenj  mit  dem  Obersten,  Herzog  von 
Sachsen-Lauenburg,  dahin  einitren,  dafs  er  sein  Volk  selbst  auszalilte 
und  dafih-  die  Stadt  und  Herischaft  Schlackenwerth  für  150000  Gulden 
in  Besitz  nalun.  Damit  war  jedoch  den  tausendfachen  Verlegenheiten 
und  Bedürfuiöseu  der  Regierung  nicht  abgeholfen,  und  da  die  koufis- 
cierten  Güter  bereits  veii>chleudert  waren,  ho  mufste  man  zu  Anleihen 
und  Verkäufen  aller  Art  seine  Zuflucht  nehmen  und  zuletzt  nach  dem 

'  Archiv  des  k.  iiiul  k.  Rcichsfinanzniinisteriunis:  ]5orii  lit  drr  gcbrimen  und 
anderen  RaUe  aa  den  Kaiser  dd.  10.  Mai  162ii.  (Quittung  des  Kaisers  für  Uans 
de  Witte  und  Konsoitea  dd.  15.  Mai  162a 
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Bäte  der  b&hmiselieii  Kammer  einige  kOnigliehe  Güter  und  königliche 
Sü&dte  verpfiindeD.  So  wurden  dem  Grafen  von  Wfesowec  im  Laufe 
des  Jahres  1623  die  Launer  Guter,  dem  Obersten  Marradas  die  Stadt 
Pisek  für  ein  Darlehen  von  110  000  Gnld  n  und  die  Stadt  Wodüan 
fnr  ein  Darlehen  von  70  000  Gulden  pfandweise  überlassen.  Der 
Knivf  r  \Yillifite  mir  mit  schwerem  Herzen  in  diese  Veqjfilndungen,  da 
ihm  die  Wiener  iiofkaiiiiner  von  denselben  abriet,  w»m1  er  dabei  nur 
mit  schlechtem  Geldf  bezahlt  worde.  Der  Kaiser  ent>rhlors  sieh  end- 
lich, den  Befehl  zu  erlassen ,  dals  mit  der  rrii-nrng  schlechter  Mimze 
Einhalt  fiethau  werde  und  nur  Reichsthaler  nach  altem  Schrot  und 
Korn  geprägt  würden.  Liechtenstein  kam  diesem  Befehle  nach  und 
▼erkundigte  durch  die  böhmische  Kammer,  dafs  man  ^nen  solchen 
Thaler  für  sieben  Neugulden  bekommen  kOnne.  Er  gestand  bei  dieser 
Gde^nheit  zu,  dafe  die  MOnzproben  den  Wert  des  in  alter  Weise 
geprigten  Thalers  auf  8*i^  Us  9  Neugulden  steigern  dürften^  und  dals 
man  bei  der  Umwechslung  diese  hOhere  Summe  werde  fordern  müssen 
IKeses  Eingeständnis  hatte  in  Wien  eine  Untersuchung  zur  Folge, 
und  man  fand  jetzt  das  Gerücht  bestätigt,  dafs  das  Konsortium  aus 
einer  Frager  Mark  nicht  blofs  79  (Uilden,  sondern  mehr  rjejjrägt  hal»e^. 
Da  man  einsah,  dafs  man  neben  der  neu  zu  prägenden  y:uten  Münze 
die  schlecht  gepräfrto  nicht  huiirc  weide  kursieren  lassen  können  und 
einen  Einlösunirswert  für  dieselbe  bestimmen  müsse,  su  beschilftigte 
sich  die  Wiener  llofkammer  mit  dem  Entwürfe  eines  sogenannten 
„Devalvationsplanes".  Als  Liechtenstein  hievou  erfuhr,  erklärte  er  sich 
dagegen,  weil  dadurch  das  kaiserliehe  Wort,  welches  in  verschiedenen 
IVitenten  der  neuen  Münze  bleibenden  Wert  und  Dauer  verheilsen 
habe,  allzubald  gebrochen  wttrde,  abgesehen  davon,  daJs  diejenigen, 
die  ihr  Silber  an  das  Konsortium  um  einen  geringen  Wert  verkauft 
h&tten,  durch  die  Devalvation  der  neuen  Mflnze  doppelten  Schaden 
erleiden  wQrden.  Woher,  fragte  Liechtenstein,  würde  der  Kaiser  die 
Mittel  bekommen,  um  seine  zahlreichen  Gläubiger  und  den  Soldaten 
den  schuldigen  Sold  in  schwerer  Mftn/e  zu  bezahlen,  da  er  nicht  ein- 
mal Uber  die  nötige  Quantität  leichter  Münze  verfüge?  Er  empfahl 
daher  die  beabsichtigte  MOnzentwertung  so  lauge  aufzuschieben,  bis 


'  Sächsisches  >SUati>arcliiT:  Zeidler  au  Scliuuberg  dd.  4.  Juli  1628.  —  Bück 
a.  a.  0.  1140,  1181,  1249.  —  ArduT  de«  k.  und  k.  RddiifiiMiianiiiiBteriaiiis: 
Liechtenstein  an  «Ii  n  Kaiser  dd.  19.  AiiguBt  162S.  Die  Hofkammtf  «n  den  Kaiser 
dd.  31.  August  i»iL';;. 

s  Ai'chiv  des  k.  u.  k.  ReichstinaazministenuiQS :  Liechtenstein  an  den  Kaiaer, 
ondMieit  (im  Oiktober  oder  ÜOTember  1688).  Die  HofkemiMr  an  dn  Kaiser,  nn- 
datteri  (im  Oktober  oder  November  WSt)> 
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die  Zahl  der  nach  altem  Fufse  neugeprägteu  Thaler  gröfser  sei  und 
sie  sich  im  Verkehr  allmählich  eingenistet  haben  würden.  Um  seiner 
Ansicht  mehr  Gewicht  zu  verschaffen,  schickte  er  den  mittlerweile 
zum  Kammerrat  befördeilon,  ehemaligen  Sekretfir  Miehna  nach  Wien 
Da  einzelne  von  den  österreichischen  Ländern  j' doch  um  die  Deval- 
vation dei-  S(  iilei'hten  Münze  dringend  an^asiu  lit  hatten ,  weil  nur 
danii  ilaiiiiel  und  (lewerbe  in  geregelte  Bahnen  gelangen  l  imten,  so 
beschlofs  der  Kuisei ,  »ien  Mahnungen  Liechtensteins  kein  ücliör  zu 
geben,  sondern  die  Devalvation  am  20.  Dezember  1623  in  allen  seineu 
L&ndem  onzukOndigen.  Dem  FQrsten  von  Liechtenstein,  der  sie  f&r 
Böhmen  um  einige  Wochen  TerzOgem  wollte,  wurde  befohlen,  die 
YerkOndigung  eben&Ils  an  dem  bezeichneten  Tage  vorzunehmen. 
Trotzdem  that  der  Fürst  dies  erst  am  88.  Dezember.  Damach  wurde 
ein  Doppelgulden  auf  20  Kreuzer,  ein  ein&dier  Gulden  auf  10  Kreuzer, 
ein  48- Kreuzerstück  auf  C)  Kreuzer,  ein  24*KreuzerstQck  auf  3  Kreuzer 
herabgesetzt:  die  Guldenstiicke  also  auf  den  sechsten  Teil  des  Nenn- 
wertes, die  Kreuzerstticke  auf  den  achten  Teil  ^.  Diese  Wertbestimmung 
zeigt,  dals  man  die  Münzen  unter  einem  Gulden  Wert  noch  gering- 
haltiger pr:i0e.  als  die  GuldenstUcke ,  obwohl  flies  mwh  dem  Münz- 
vertrage nicht  fiestattet  war,  und  dals  aufli  bei  den  Guldenstücken 
weder  die  Relation  von  71  noch  die  von  79  Gulden  bei  einer  Mark 
eingehalten  worden  war.  Um  den  im  Patent  festgesetzten  Wert  sollte  die 
devalvierte  MOnze  wfthrend  der  drei  folgenden  Monate  kursieren,  nach 
Verlauf  derselben  aufser  Kurs  gesetzt  werden  und  die  Einlösung  nur 
in  den  MQnzstfttlen  nach  dem  jeweiligen  Silbeigehalt  gestaltet  sein. 

Diese  BankerotterUftrung  fllhrte  aber  nicht  sogleich,  sondern  erst 
nach  Jahren  zu  geordneten  Verh&ltnissen,  weil  man  auch  jetzt  weder 
mit  Ehrlichkeit  noch  mit  Sachkenntnis  voiging.  Man  wollte  aocb 
jetzt  die  Zwei-  und  EinguldenstQcke  nicht  zu  ihrem  wahren  Wert, 
sondern  um  l"  o  billiger  einlösen,  und  erst  als  die  Umwechslung  allzn 
langsam  vor  sich  iring,  gestattete  Liechtenstein  im  Auftrage  des  Kaisers, 
dafs  die  Eitrentünier  des  (Jeldes  dasselbe  nach  seinem  Gehalte  prüfen 
lassen  durften  und  nach  vollzo^rener  PriifuniZ  den  vollen  Wert  be- 
zahlt ei  hielten.  Trotzdem  j;ing  die  Einlösung  langsam  vorwftrts,  da 
sie  nur  iu  den  Münzstätten  in  Prag.  Kuttenberg  und  .loachimsthal 
vorgenommen  wurde  und  dii^n  keine  Kapitalien  für  die  tuilusunu; 
zu  Gebote  standen,  so  dafs  den  Parteien  das  eingeschickte  Geld  erst 

'  Archiv  des  k.  u.  k.  Keichsfinuttiiiitiisteriiunss  Liechtenstein  an  den  Kaiser 
dd.  13.  September  162ii. 

*  Ebenda:  Die  Hofkaminer  «n  den  Kmer  dd.  4.  Desember  1623.  liesolution 
dee  KAiwn  dd.  4.  Denmber  1623. 
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bezalilt  wunlef  wenn  es  eingeeebmolseii  und  umgeprägt  war.  Wie 
koonte  ein  Handweiker  oder  Bauer  so  lange  warten?  Das  Geldwesen 
war  also  nadi  Ablauf  der  bestimmten  drei  Monate  nicht  geregelt,  und 
80  mulste  der  Termin  für  die  Goltigkeit  der  devalvierten  MOnse  bis 
zu  Ende  des  Jahres  verlilogert  werden.  Die  schlimmen  Folgen  dieser 
ZOgerung  machten  sich  am  meisten  auf  dein  Lande  geltend.  Hier  hatte 
man  iceine  gute  Münze  und  die  scbleelite  wollte  niemand  nelunen; 
die  Bauern  befandeu  sich  daher  in  einer  trostlosen  Lage,  aus  der  sie  sich 
nur  dadurch  eini'ierniafsen  helfen  konnten,  dal's  sie  ihr  Geld  an  Juden  . 
um  einen  noch  hilligeren,  als  den  bestimmten  Flinlösuugspreis  ver- 
kauften. r)er  Kai&er  trug  sich  deshalb  mit  dem  Gedanken,  die  Münz- 
])r;l£run"jr  wieder  einem  Konsortium  zu  «bertragen,  welches  sicli  das 
u«jU,Li;e  Silber  leichter  verschaffen  konnte;  allein  hiezu  brauchbare 
Kapitalisten  waren  uicht  mehr  zu  finden Dagegen  boten  sich  einige 
Personen  an,  die  MOnzen  rascher  als  bisbw  einzuwechseln  und  in  die 
MOnzst&tte  zu  liefern,  wenn  man  ihnen  das  Privilegium  der  Ein- 
wecbslung  erteilen  würde.  Die  Regierung  war  dazu  bereit,  wollte  je- 
doch, dals  diese  Personen  sich  verpflichteten,  wöchentlich  4—5000  Mark 
abzuliefeni ;  aber  auf  dieses  Begehren  gingen  die  Bewerber  nicht  ein. 
Seit  dem  Jahre  1624  wurden  die  während  des  Pat  litjahres  1621—1(322 
geprägten  Münzen  als  „lange  Münzen"  bezeichnet,  weiche  Bezeichnug 
ilmen  für  die  Folgezeit  blieb*. 

T>i*'  AnuM'leirenheit  stand  nun  folgendcriiKilsen  :  T)ie  lau'je  Mini/e 
könnt»'  nur  dann  rasch  durch  nengeprii^'te  ei.>et/t  werden,  -wmu  der 
Kaiser  die  Kiiiuet  hslung  und  Einschnielzung  jedeniiauii  freigab  oder 
mehrere  Konsortieu  damit  betraute  ixler  wenigstens  die  Arbeit  in  den 
Münzstätten  eifriger  förderte.  Liechtenstein  riet  dem  Kaiser,  die  Ein- 
wechslung und  Ausscheidung  des  Silbers  aus  der  langen  MOnze  einem 
einzigen  Konsortium  zu  Qbertragen,  dessen  Gewinn  in  der  Differenz 
zwischen  dem  höheren  Silberwert  der  Manzen  und  der  EinUtoungstaze 
bestehen  sollte,  dagegen  sollte  der  Kaiser  die  Prägung  einzig  und 
allein  sich  selbst  vorbdialten'.  Die  bobmischen  Kammerrftte  sprachen 


*  Ebenda:  Die  Uofkammer  an  den  Kaiser  dd.  10.  Jaiuinr  und  28.  Februar 
1B24.  I>er  Kaiser  an  Liechtenstein  di).  12.  I  tnnar  1624.  —  MS.  des  Pniger  Stadls 
archivs:  Patent  Liechtensteins  dd.  27.  Februar  1624. 

'  Archiv  des  k.  u.  k.  IteicUsfioaozministeriuniä :  Ein  Aktenstück  dd.  20.  März 
1824  Qber  das  HSiuwesen.  H&lmer  nnd  Sclireinpf  an  Liedktensteifi  dd.  21.  Mftre 
1624. 

^  Ebenda:  Liechtenstein  un  den  Kaiser  dd.  23.  Mär/  l''«J4.  Shnvfitn  an  den 
Kaiser  dd.  3.  April  1624.  Alemoire  eines  sich  bildeadeu  Konsoiimin!?.  iieilagc  zu 
Liechteiwteiiis  Brief  an  den  Kaiwr  dd.  23.  lOns  1824. 


Digitized  by  Google 


—   344  — 


Bich  gegen  die  AnDahme  dieser  Antrfige  aus,  weil  sie  einem  Kon- 
sortium den  Gewinn  Ton  2' 's  Kreuzer  bei  der  Einschuielzung  der 
Do])]ielgcilden  nicht  gOnnen  und  desliall)  die  Einwechslung  und  Ein- 
schmelzung  jedermann  freigeben  wollten.  Auch  der  böhmische  Kammer- 
jmisidf'iit  Slawata  wollte  von  cinoni  Kuiisortiiiin ,  welches  das  Volk 
^iii''^^^*'^^^^"  Kaiser  ühcrv(»rtoileii  würde,  uichtb  wissen; 

aber  auch  das  üutaehteu  der  Kaimiierriite  verwarf  er  insofern,  als 
er  nicht  jedeniiann  die  Eiu8chmel/.uug  der  Mtlnzen  IrtM^a-beu  wollte, 
weil  die  Beisitzer  von  wenigen  Gulden  sie  nicht  besorgen  könnten, 
sondern  nur  reiche  Leute,  namentlich  Herrschaftsbesitzer.  Diese  würden 
ihren  Unterfhanen,  welche  wegen  des  weiten  Weges  nach  einer  der 
drei  MOnzBtfttten  sich  nicht  anders  zu  helfen  wQfsten,  das  Geld  zn 
einem  beliebigen  Preis  abnötigen.  Slawata  riet  deshalb,  man  solle 
nur  die  MOiust&tten  zur  Einwechslung  und  Einschmelzung  der  langen 
Münze  bevoUrnftchtigen,  aber  sie  mit  mehr  Geldmitteln  versehen,  da- 
mit sie  wenigstens  demjenigen,  der  für  10  Reichsthaler  lange  Münze 
brächte,  die  10  Tliaier  alsopleich  ausbezahlen,  jenen  aber,  die  mehr 
brächten,  längstens  binnen  vier  Wochen  den  entsprechenden  Wert 
verabfolgen  könnten.  Jene,  die  nach  dem  Werti^  des  Hngeschinolzcnen 
Silbers  bezahlt  werden  wollten,  sollten  erst  mwh  gesclieliener  Trohe 
und  EinschmelziHit:  ents|>ret'hond  befrieditzt  werden.  Der  Knispr  l»e- 
^'i'ää'"'"' stimmte  schlielslicli ,  dafc  jedermann  sein  Geld  hei  den  kaiserlichen 
Münzstätten  einlö.sen  dürfe;  zur  Bequeiidichkeit  d<^s  l'iiblikums  wurde 
aber  zugleich  auch  dem  Siegnmnd  von  Löwenthai  das  Privilegium  er- 
teilt, die  Münzen  im  ganzen  Land  einwechseln  zu  dürfen.  Die  Hoff- 
nung, die  man  auf  Ldwenthals  Bemühungen  setzte»  erfOUte  sich  nicht. 
Am  9.  März  1626  hatte  man  mit  Ihm  den  Kontrakt  wegen  Ablieferung 
der  von  ihm  einzuwechselnden  Münzen  abgeschlossen  —  er  dürfte 
aber  seine  Thfttigkeit  schon  seit  Febmar  162&  begonnen  haben  — 
und  noch  am  4.  November  1626  klagte  der  Prager  Münzmeister 
Hübner,  dais  LöwenUial  ihm  nicht  einmal  so  viel  Silber  geliefert  hfttte, 
um  der  Münze  während  einer  Woche  genügende  Beschäftigung  zu 
geben.  Statt  aus  der  Münzprägung  Nutzen  zu  ziehen,  hatte  sonach 
der  Kaisi  r  nur  Si*iiadeu,  weil  die  Münzstätten  feierten.  Man  bot  des- 
halb dem  Prager  Mttnzmeister  die  Pachtum:  der  Münzprägung  unter 
der  Bedingung  an ,  dafs  er  alle  Beamten  i)esol(len  und  dem  Kaiser 
von  jeder  Mai  k  vennun/tcn  :Silbei-s  einen  lialht-n  Thaler  zahlen  solle. 
Hübner  wollte  sich  jedoch  nur  zur  Zahlung  von  40  Kreuzern  ver- 
stehen, welches  Anbot  die  bOhmisdie  Kammer  und  der  Wiener  MQnz- 
meister  Fellner  anzunehmen  rieten.  Infolge  dieser  verschiedenen 
Gutachten  kündigte  der  Kaiser  dem  L&wenthal  das  Einwechslungsrecht 
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und  abertrug  den  Einkauf  der  aufeer  Kurs  gesetzten  MOnzen  und  die  i^- ^<»r. 
AusmOnzung  neuer  dem  Httbner  tta  die  Dauer  eines  Jälires  gegen 
Zahlung  Ton  45  Kreuzern  oder  einem  halben  Thaler  von  jeder  aus- 
geprägten Mark.  Httbner  scheint  ako  auf  diese  höhere  ZaMung  ein- 
gegangen zu  sein'.  Er  erfuhr  aber  bald,  dafs  er  tbrn  owoni-^  Geld 
zur  Neuprftgung  aufkaufen  könne,  wie  Löwenthal.  Es  isl  dies  be- 
greiflich, wenn  man  wcifs,  dafs  die  kaiserliche  ReKieninf?  noch  immer 
an  der  thöriehton  Maxime  festhielt,  die  Silhorinünzen  um  t'iiKMi 
billi.ircien  Treis  aiikaufeu  zu  wollen,  als  dor  Wert  derselben  nach 
Abschlag  der  l'ragekosten  botnl',^  Dif  Foltie  davon  war,  dafs  alles 
Silber  aufser  Landes  verfuhrt  wurdt'  und  iiiotnand  sich  um  die  Prager 
MünzstÄtte  kümmerte.  Hühner,  dem  endlich  die  Ursache  nicht  ver- 
borgen blieb,  ersuchte  den  ilofkammerpräsideuten,  Abt  von  Krems- 
mOnster,  um  die  Erlaubnis,  die  Mark  Silber  um  einen  halben  Thaler 
hOheT  als  bisher  ankaufen  zu  dQrfen,  wobei  er  dem  Kaiser  noch  immer 
einen  MQnzgewinn  in  Aussicht  stellte.  Liechtenstein  unterstQtzte  die 
Bitte  HQbners,  ebenso  die  Hofkammer,  so  daJs  der  Kaiser  nach  An- 
hörung noch  einiger  Geheim-  und  Hofkammenrftte  derselben  irillfahrte. 
Der  Vertrag  mit  Hübner  wurde  zu  Ende  des  Jahres  1627  auf  ein 
weiteres  halbes  Jahr  vtrl.lnpert*. 

Wie  blind  man  damals  in  finanziellen  Angelegenheilen  war,  ergiebt 
sich  nicht  mir  aus  den  ^'osrhi Merten  Vonrftncrcn,  sondern  aurh  aus 
den»  Untstfiüde,  dais  man  bei  der  Devalvation  der  Münze  L'ar  nicht 
an  die  ISeizolunjr  des  Verhältnisses  zwischen  Schuldnern  und  Gläubigern 
dachte  und  zwar  hauptsäcldich  doshall)  nicht,  weil  die  Ratgeber  des 
Kaisers  selbst  von  der  thürichten  Vorstellung  eifüUt  waren,  dafs  der 
Kaiser  ihnen  die  in  langer  Münze  gemachten  Anleheu  in  guter  Münze 
zurückzuzahlen  verpflichtet  sei.  Zunächst  gerieten  die  Privatgläubiger 
und  Privatschulduer  einander  in  die  Haare  und  ersuchten  die  Re- 
gierung um  Bestimmung  ihrer  Rechte  und  Pflichten.  Diesem  dringen- 


*  Archiv  des  k.  u.  k.  Reichäfinanztninistt^'iums :  Gutachten  der  Ilofkammer 
dd.  22.  yUi  1624,  Kaisprlifhos  Patent  dd.  2S.  Februar  1625.  Zuschrift  des 
deutschen  Buchhalters  und  Uechnungsrates  dd.  4.  November  1626.  Der  Münzmeiäter 
Fellner  an  die  HoCkammer  dd.  4.  November  1620.  Bericht  der  böbiaiBchen  Kammer 
dd.  25.  November  1686.  —  Ardiiv  der  Stadt  LuSte:  Kaiseriiches  Pktent  dd<  i.  Mirz 
1686. 

'  Archiv  des  k.  u.  k.  Keichstinanzministeriums :  Hühner  an  den  Abt  von 
KremsmüDster  dd.  12.  Dezembar  1626.  HQbuer  an  Liechtenstein  dd.  12.  Januai- 
1627.  fieratmig  einiger  Itdaeriidier  Geheimrtte  und  Hofkamraerrftte  in  O^jenwart  des 

Kaisers  dd.  11.  Februar  1627.  Der  Kaiser  an  die  böhmische  Kammer  dd.  10.  Marz 
1627.  Gutachten  der  verorrtneten  Kommissare  wegea  BesteUung  der  Prager  Münze 
dd.  31.  Dezember  1627.   Kescheid  des  Kai&ers. 


Digitized  by  Go 


—   346  — 


den  Bedttrfnisee  suchte  der  Kaiser  durah  ein  Ptttent  (vom  4.  Sept.  Id24> 
zu  genOgen,  in  dessen  Eingang  er  exklftrtei  dafs  die  Stoeitiglteiten  nur 
durch  freundschaftlicfaes  Obereinkommen  gesehlichtet  werden  ktanten. 
Bei  allen  Darlehen,  die  vom  Beginn  des  Jahres  1620  (seit  welcher 
Zeit  bereits  leichteres  Geld  gemQnzt  mir(]o)  Ins  zum  Schlüsse  1623 
kontraliiert  worden  \varen,  sollte  zwischen  Ädeli^eu  ein  zu  diesem 
Behufe  ernannter  köni^lii^lter  Koininissilr,  z\\isrlieii  Bürtzoni  der  Bürger- 
meister und  Stadtrat,  zwischen  Unterthanen  ihr  Grundherr  die  Ver- 
mitthmu'  iibeniphnien.  Derjenitre  Schuldner,  welcher  liiimen  einem 
halben  Jahre  diese  \  erinittlung  nicht  ia  Anspruch  nehmen  würde, 
sollte  des  Kechtes  zur  Beschwerdeführunfj  verlustig  jrehen  (und  also 
den  Nennwert  der  schuUligeu  Summe  in  gutem  Geld«-  unverkürzt 
zahlen).  Würde  zwischen  dem  Schuldner,  der  die  Vernüttlung  ange- 
rufen und  dem  Gläubiger  keine  Einigung  erzielt,  so  dOrfe  kein  Urteil 
gefiüllt  werden,  so  lange  der  Kaiser  nicht  durch  ein  neues  Patent  die 
Normen  hiefbr  voigeschrieben  haben  wOrde.  Die  Kommissare  zur 
i«is.  Sdilichtung  der  Streitigkeiten  zwischen  Adeligen  wurden  am  7.  Febr. 
ernannt,  und  zwar  waren  dies  der  Äppellationsprftsident  Friedrich 
von  Talmlicrg,  der  kaiserliche  Rat  Johann  von  Talmbeig,  aufserdem 
noch  zwei  Mitglieder  des  Ritterstandes  und  zwei  Rechtsgelehrte  ^ 

Ks  handelte  sich  mm  dämm,  auf  welcher  Tirundhige  das  Urteil 
gefallt  werden  sollte,  wenn  sich  die  Parteien  nicht  vergleichen  wollten. 
Der  Kaiser  forderte  einige  Geheim-,  Ueichshof-  und  H(tfkaninierrate 
zu  einem  Gutachten  auf.  Der  Abt  vom  KremsmüusKM ,  die  Herren 
von  Strahlendorf  und  Nostitz  und  Doktor  Hillebrand  waren  tler  An- 
sicht, dal's  der  Ghlubiger  /u  keiner  höheren  Forderung  berechtigt  sei, 
als  der  wahre  Wert  des  Darlehens  zur  Zeit  des  Abschlusses  desselben 
betrug.  Meggau,  Slawata,  Muschinger,  Solbuig  und  HegenmQller  ver- 
langten  dagegen,  da&  der  Schuldner  den  vollen  Nennwert  der  aus- 
geliehenen Summe  bezahlen  solle,  demnach  mitunter  fest  sechsmal 
so  viel,  als  er  erhalten  hatte.  Diese  nichtsnutzige  Übervorteilung  des 
Sdiuldners  deckten  sie  mit  juristischen  Gründen,  während  die  erst- 
genannten einsichtig  und  billig  denkendiMi  Ratgeber  für  ihre  Meinung 
theologische  Gründe  anführten.  Auch  der  Jesuitengeneral  gab  sein 
Gutachten  ab,  doch  ist  dessen  Inhalt  nicfit  liekannt.  Meg'jau  und 
Slawata  setzten  den  Grafen  von  Trauttniaiisilort!"  von  ihror  Mrinuug 
in  Kenntnis,  vielleicht  \un  sf'ino  ZiHtinununu'  /.u  mnvumen,  erlaugten 
dieselbe  aber  nicht.    Trauttmausdortt  fand  es  am  zweckmälsigsten, 

'  Byhinisches  Statthahereiarchiv :  Kaiserliches  Patent  dtl.  4.  S«'jiti'njl»er  1624. 
—  MS.  des  Prager  Stadtarchivs:  Kaiserliches  i'ateul  dd.  7.  Februai  102.5. 
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wenn  man  den  Schuldner  zur  ZaUmig  der  HAlfte  der  anageliehenen 
Summe  verpflichten  worde,  weil»  da  wo  Gl&ubiger  und  Schuldner  sieb 
friedlich  verglichen  hfttten,  es  zumeist  nuf  dieser  Grundlage  geschehen 
sei.  Jene,  welche  den  Sehnldnem  diesen  (ohnedies  geringeD)  Vorteil 
nicht  gönnen  wollten,  wiesen  unter  andenn  auf  den  Nachteil  für  solche 
hin,  die  ihr  Gut  verkauft  und  ihr  Geld  dann  ausgeliehen  hätten. 
TrauttiTiansitorff  antwortete  darauf,  dafs  kaum  zwei  oder  drei  FVrsonen 
im  Laufe  der  letzten  zwei  Jahre  ihr  (iut  verkauft,  dagegen  hunderte 
solche  (aus  der  Kontiskationsina&se)  gekauft  liiUten,  dafs  also  allein 
der  Kaiser  der  Geschädigte  sei.  Sollte  sich  jemand  über  Schmälcrung 
meines  Kinkommens  aus  dem  Verkauf  beweglicher  Sachen  beklagen, 
wenn  der  Käufer  etwa  die  Kaufsuinme  schuldig  geblieben  war  und  sie 
jetzt  herabmindern  wollte,  so  sei  ihm  zu  enridem,  dab  er  ftr  seine 
Ware  eine  entsprechend  höhere  Summe  in  langer  MQnze  gdflst  habe 
und  ihn  also  kein  Verlust  bei  der  Beduktion  treflfe.  Wir  erfahren  bei 
dieser  Gelegenheit,  dalh  unter  der  Hernchalt  der  langen  MOnze  der 
Eimer  Wein  mit  SO  Gnhien,  ein  Metzen  Korn  mit  12  bis  15  Gulden, 
ein  Kall)  mit  20  Gulden  bezahlt  wurde,  woraus  eisichtlich  ist,  daih 
der  Verkäufer  noch  immer  einen  Vorteil  liahen  mufst^  wenn  ihm  die 
halbe  Kaufsumme  in  guter  Münze  bezahlt  wurde.  —  Trauttmansdorif 
nahm  sich  aber  nicht  hlofs  der  Trivatschuldner  an,  sondeni  vertrat 
auch  die  Intere^isen  des  Kaisers,  dessen  GlSubiirer  di<'  Rückzahlung 
in  guter  Mlluze  verlauiiteu  unti  sieh  keinen  Abzufi  gefallen  lassen 
wollten.  So  befanden  sich  z.  B.  zur  Zeit  der  Devalvation  in  der 
Wiener  Kammer  mehr  als  eine  .Million  Gulden  in  langer  Münze,  die 
eben  vou  verschiedeneu  Privaten  daiyreliehen  worden  waren.  Js'ament- 
licb  Mfehna  legte  kurz  vor  der  ihm  bereits  bekannten  Devalvation 
in  die  Präger  Rentkammer  Geld  in  langer  HOnze  ein  und  verlangte 
spftter  die  Rückzahlung  in  guter  MOnze.  Derartige  BetrQgereien  wollte 
Trauttmansdorfl^  verhüten.  Slawata  bekannte  sieh  jedoch  nicht  als 
geschbtgen;  er  suchte  den  Vorwurf,  als  ob  er  die  Staatsinteressen 
vernachlässige,  mit  der  Behauptung  zu  widerlegen,  dal's  er  dem  Kaiser 
vor  der  T)evalvation  geraten  habe,  in  Italien  ein  Anlehen  zu  kontra- 
hieren und  mit  der  daraus  zu  prägenden  langen  Münze  seine  Schulden 
zu  bezahlen:  erst  nachher  hätte  die  Devalvation  geschehen  müssend 
Nun  forderte  der  Kaiser  auch  den  Grafen  von  TrauttmansdorfT 
zur  Abgabe  eines  Gutachtens  auf  und  dieser  erteilte  dasselbe  genau 

>  Trautunansdorffidies  ArcMv:  Trauttmausdoiüscbes  Gutachten  dd.  29.  .laniiar 
und  14.  Februar  1625.  Zuschrift  an  SlawaU  dd.  21.  Februar  1625.  Slawata  an 
TrBOttBuuudorff  dd.  1.  Mftn  162S. 
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in  der  WeiBe,  wie  er  die  Zuschriften  Meggaus  und  Slawatas  beant- 
wortet hatte.  FOr  einen  vor  der  Devalvation  ausgeliehenen  echten 
Thaler,  der  in  lanpfor  Münze  scblieüiiKh  auf  neun  Gulden  p^estiegeo, 
aber  nur  1  Gulden  30  Kr.  wert  war,  sollte  der  Schuldner  nicht  mehr 
als  4  Gulden  30  Kreuzer  in  guter  Münze  bezahlen  Es  war  das  noch 
immer  (Ireinial  soviel,  als  er  eni]»fangen  hatte,  aber  nicht  sechsmal 
soviel,  wie  tlio  (ilftuhifrer  hcLrelirien.  Zur  Begründung  »lieses  Vcr- 
mittlungsvori^clilages  heuu'ikte  Trauttmansdoi-ff,  dafs  der  Schuldner 
für  neun  Gulden  in  langer  Münze  weit  mehr  habt'  kauf(Mi  kfmnen 
als  jetzt  für  einen  Thaler,  dal's  also  der  Nachteil  der  Münzdevalvation 
zwischen  ihm  und  dem  Gläubiger  zu  teilen  ad.  Er  wollte  dteaea 
Prinzip  auch  auf  die  Schulden  des  Kaisers  ausgedehnt  wissen  und 
befftrwortete  deren  RQckzahlung  nach  demselben  Modus  ^  Erledigt 
wurde  diese  Streitlrage  eist  viel  später;  wir  brechen  daher  hier  ab, 
um  aber  den  weiteren  Verlauf  an  einer  anderen  Stelle  zu  be- 
richten. 

Fürst  Karl  von  Liechtenstein  sUirb  im  Jahre  1627,  nachdem  er 
kurz  vorher  in  arge  Mifshelligkeiten  mit  dem  kaiserlichen  Obergeneral 
Waldstein  jreraton  w-av  und  dieser  aus  Rache  seine  mährischen  Güter 
durch  starke  Kia(|u;ii  ti(  nintren  geschädigt  hatte.  Man  behauptet,  dafs 
der  Schmerz  hieruhtT  den  Tod  Liechten.steiiis  heschlcuiULrt  habe.  Nach 
seineui  Tode  traten  zahlreiche  Neider  und  Feinde,  die  dieser  wahmid 
einiger  Jährt  in  Böhmen  allmärhtige  Manu  sich  gemacht  hatte,  als 
Ankläger  gegen  ihn  auf  und  verunglimpften  sein  Andenken,  indem  sie 
ihm  allein  die  von  dem  Konsortium  geübten  MOnzfillschungen  zur  Last 
legten.  Der  Kaiser  ordnete  eine  Untersuchung  an,  und  ii^lge  dessen 
versammelten  sich  (am  14.  April  1628)  unter  dem  Vorsitze  des  Erz- 
herzogs Ferdinand  der  Fürst  von  E^ggeobergi  die  Grafen  von  Meggau, 
Trauttmansdorff,  CoUalto,  Adam  von  Waldstein  (der  Oberstburggraf) 
und  die  Herren  von  Berchthold  und  Hillebrand  zu  einer  Beratung. 
Es  wurde  behauptet,  dafs  der  Kaiser  in  seiner  Resolution  vom  23.  Sep- 
tember 1G21  ausdrücklich  die  Prägung  der  Münze  in  allen  seinen 
Liinderii  nach  gleichem  Schrot  und  Korn  befohlen,  dafs  also  Liechten- 
stein durch  Erteilnns  einer  anderen  Weisung'  an  die  Prager  Münz- 
stätte sich  einer  Willkürlichkeit  schuldig  L'em  ichi  habe,  dafs  bei  den 
Verhandlungen,  die  vor  Ahschhils  des  Müii/.v.  rtrags  zwischen  dem 
Wiener  Mimziueister  einerseits  und  de  Witte  und  Basse  vi  auderei'scits 
geführt  wurden,  stets  nur  von  der  Wiener  Mark  die  Rede  gewesen 


*  Trauttnian&Uorti'Kclies  Archiv:  Trauttmanüdorff  an  den  Kaiser  dti.  19.  Februar 
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sei',  und  dab  der  FQist  selbst  anÜBDgs  dem  MOuzvertroge  cutspreehend 
der  Prager  MttnzstJUte  den  Auftrag  erteilt  habe,  aus  einer  Wiener 
(und  nicht  Prager)  Mark  79  Gulden  zu  prftgen.  DaTs  diese  Behaup- 
tungen nicht  richtig  waren,  ergiebt  sich  aus  den  obigen  Mitteilungen; 
indessen  wurde  ihnen  siebt  wiitei^ prochen.  Übrigens  hatten  auch 
diesmal  die  Anschuldigungen  keine  Folfie,  vielleicht  weil  Eggenberp 
der  Dienste  einpedenk  war,  die  ihm  Liechtenstein  geleistet  hatte  und 
sich  deshalb  zu  seinen  riiinsteo  vcrwt-ndoto.  Als  jofloch  Kixtrenberg 
w'cnii!«'  ^i\h\v  <pf\tpr  slarl)  (im  Oktober  lü'M),  verlor  Liechtenstein 
semeu  mucUtigisten  Anwalt  und  da  dit^eni  l)ald  darauf  auch  Ferdinand  IL 
folgte,  schwand  die  Erinnerung  au  die  im  Beruhigung  Böhmens  ge- 
leisteten Dienste  uml  die  Wunliiiuiiu  derselben  noch  mehr.  Ferdi- 
nand III.,  bemüht  iu  alle  Zweige  der  Verwaltung  strenge  Ordnung 
und  Sparsamkeit  einzuführen  und  alle  Ausaebreitungen  wider  dieselben 
zu  ahnden,  gab  den  früheren  Anklagen  um  so  mehr  Gehör,  als  sich 
die  Besdiuldigungen  wider  Liechtenstein  gemehrt  hatten  und  sich  nicht 
blols  auf  den  nnrechtmftrsigen  Gewinn  bei  der  Münzprägung,  sondern 
auf  sein  ganzes  Gebaren  wfihrend  der  Statthalteiscbaft  bezogen.  Der 
junge  Kaiser  ordnete  eine  neue  Untersuchung  an,  die  am  28.  Ja- 
nuar 1638  ihren  Aufaug  nahm  und  an  der  sich  Erzherzog  Leopold 
Wilhelm  (des  Kaisers  Bruder),  der  Bischof  von  Wien,  die  Grafen  von 
Trauttmansdorff,  Khevenhiller,  Kolowrat  und  Herr  von  CronegLr  he- 
teiliprten.  Dn  die  Sf^hne  de  Wittes  die  l'ntersuelmng  dadurch  forderten, 
dals  sie  gegen  Zusielieniii^:  der  Stral'lo.sigkeit  für  ihren  Vater  alle  auf 
das  Münzgeschftft  biviiglicheu  Akten  auslieferten,  schöpften  die  Räte 
die  Überzeuffung,  duls  de  Witte  nur  ein  Strohinaiin  und  die  eigentlichen 
Leiter  des  Konsortimus  Micbua  und  der  Fürst  gewesen  seien Der 
Bat  Widebacb,  der  mit  dem  Beferat  betraut  wurde,  b^edigte  jedoch 
die  Ankläger  nicht;  er  berechnete  den  Gewinn  des  Konsortiums  aus 
dem  Vertrage  auf  2074291  Gulden  und  bemerkte,  dafe  dieser  Betrag 
in  Anbetracht  der  Mühen  und  Gefahren  nicht  hoch  angeschlagen 
wonlaa  dOife  und  dem  Füisten  und  seinen  Genossen  wohl  zu  gOnnen 
seL  Graf  Wolkenstein  war  mit  dieser  Berechnung  jedoch  nicht  ein- 
verstanden und  verlangte  von  dem  Erben  Liechtensteins  nicht  blofe 
einen  Ersatz  für  den  bei  dem  Münzgeschäfte  erzielten  unrechtmilfsigen 


1  Archiv  dm  k.  «.  fc.  BrifthwfiwaninimMsteriimiB «  Eitnüct  eines  Hofkammer* 

refemts  dd.  14.  April  If»?^.  Ein  Aktenstück  bentdmet  Nr.  19^  litB.  lom  summa- 
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GewiDu,  bondem  erklärte  ihn  aurh  für  andere  von  ihm  geübten 
Ül>ervorteilunfren  haftbar.  Die  Geheimräte,  die  über  die  Antrage 
Wolkensteins  berieten,  ^^timniten  ihm  hei:  in  drr  Hauptsache  jedoch, 
der  angeblichen  Schädigiiu  fi -s  Kaisers  durch  Präpuntr  von  78  Gulden 
aus  einer  Prairer  Mark,  rieten  sie  davon  ab,  den  Prozefswej;  zu  be- 
treten, sondern  empfahlen  einen  billigen  Verffleich  mit  dem  Sohne 
des  Statthalt<»rs,  dvn\  Fürsten  Karl  Eusebius'.  Offenbar  mögen  sie 
«len  .Muuzvertra^i  geprüft  und  auö  seinem  Wortlaut  ersehen  haben, 
welche  schwache  Haudhabe  er  bei  einem  Prozesse  bot 

Die  Beratungen  und  UnteFsuchungen  wftiiiten  bis  zum  Jahre  1640, 
worauf  eine  Stockung  eintrat,  bis  im  Jahze  1654  der  Stein  wieder  ins 
Rollen  kam.  Damals  bemühte  sieb  die  Schwi^ertocfater  der  von  dem 
FriedlAnder  um  ihr  Vermögen  betrogenen  Frau  Margaretha  Smifick^ 
(verehelichten  Slawata),  unterstützt  mit  Empfehlungen  von  den  nieder» 
Iftndischen  Generalstaaten,  um  die  lUlckgabe  der  konfiscierten  GQter 
und  wies  in  ihrem  Gesuche  auf  die  Unre^'elmäfsijxkeiten  bei  dem  An- 
kaufe derselben  hin.  Die  einpreleitete  Untersnchunp: lehrte,  dais sich aufser 
dem  Grafen  von  Steniberg  anc'li  der  Füi-st  von  Liechtenstein  soleher 
Unrej^clniärsi^'keiten,  und  zwar  der  letztt'n'  ix'ini  Anluiuf  des  Sniif-icky- 
schen  Gute>  Sohwar/.kosteletz  schuldig  gemacht  liabe.  Er  hatte  das- 
selbe am  14.  (oder  15.?)  August  1623  um  tUu  Preis  von  310563 
Thaleru  angekauft  und  bei  dem  Kaufe  erklärt,  dafs  der  Kuufschilliug 
bereits  zu  Händen  Seiner  Migestftt  erlegt  sei.  Diese  Behauptung  war 
nicht  richtig;  es  waren  nur  60000  Gulden  und  der  Rest  erst  Tiel 
spftter,  und  zwar  alles  in  langer  Münze  eingezahlt  worden.  Da  nun 
aber  der  Kaiser  durch  eine  Verordnung  vom  8.  Juli  1623,  also  schon 
vor  dem  Kaufabschlüsse  verboten  hatte,  beim  Ankaufe  der  konfiscierten 
Güter  die  lange  Mfluze  anzunehmen,  so  hatte  sich  der  Statthaitor  da- 
durch eine  Übervorteilung  zu  Schulden  kommen  lassen,  welche  die 
llofkammer  im  Jahre  1654  nnt  Zinsen  auf  1  048  788  Gulden  bewertete. 
Gleichzeitig  wunle  Liechtenstein  brsfhnl()i"t,  dafs  er  beim  Ankaufe 
von  Scliwarzknsteletz  die  (liitcr  Skvorec  und  Kienic,  welche  auch  in 
die  Sniirickybclie  Masse  gehörten,  mit  übernommen  habe,  obwohl  die- 
selben nie  zu  Schwarzkosteletz  gehört  hätten,  sondern  eigene  Güter 
waren,  und  dafs  er  sie  also  ohne  jegliches  Recht  besitze.  In  dieser 
letzteren  Beziehung  lastete  jedoch  auf  Liechtenstein  kein  bewufstes 


'  Archiv  des  k.  ii.  k.  Iteiciisiinanzministoriuins:  üutachUin  der  Ueheirarate 
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Unrecht;  er  hatte  unzweifelhaft  Skroree  und  Kfenie  in  gutem  Glauben 
mit  Qbemotnmen,  denn  hätte  er  diese  Güter  alB  selbständige  und  nicht 

in  Schwar/kosteletz  inkorporierte  Güter  angesehen,  so  hätte  er  sie 
gewifs  •zhiehzeitig  mit  Schwarzkosteletz  abschätzen  lassen,  und  sein 
Einiluls  liiitte  liiurrortMcht,  um  die  Ahschätxungssumme  nicht  um  einen 
Heller  anwachseu  zu  lassen.  Die  grenzenlos;?  Xarhlassip:keit,  mit  fler 
man  im  Jahn-  1(521  und  iu  den  folgenden  .laliren  alle  Gesehäfte  be- 
trieb, bewirkte  ai)er,  dafs  auch  hoclistelieude  und  einflufsreichc  Per- 
sonen Guter  iu  Besitz  naiunen,  ohne  die  rechtlichen  Formalitäten  zu 
erfüllen. 

Die  Ilofkommer  nahm  jedoch  auf  den  wahrscheinlich  guten  Glauben 
Liechtensteins  bei  Erwerbung  von  Skvorec  und  Klenic  ebenso  wenig 
ROcfcsicht,  wie  sie  die  Bezahlung  des  Kau&chillings  von  Scfawarz- 
kosteletz  mit  langer  Mttnze  nachträglich  gutheiiton  wollte^  und  riet 
dem  Kaiser  zur  Konfisderung  dieser  Guter.  Diese  erfolgte  denn  auch, 
und  Forst  Karl  Eusebius  muftte,  wenn  die  Konfiskation  nicht  eine 
bleibende  sein  sollte,  sich  zum  nochmaligen  Ankauf  der  Güter  ent- 
scliliefsen.  Er  that  dies,  indem  er  vermittelst  eines  Vergleiches,  der 
im  Jahre  1655  abgeschlossen  wurde,  10L?9r,'io  Gulden  teils  bar,  teils 
iu  kaiserlichen  Schuldscheinen  erlegte  und  aulserdem  Ö96ü0  Metzen 
Korn  umsonst  lieferte.  Schwarzknsteletz,  welches  mittlerweile  unter 
kaiserlicher  Verwaltung  gestanden  war,  wurde  ihm  wieder  eimreriuiiut, 
uachdeni  der  Sohn  deu  Fehler  des  Vaters  vollständig  gesidmt  hatte*. 

isoch  war  zwischen  dem  Kaiser  und  dem  Fürsten  Karl  Eusebius 
die  Sehwarzkosteletz  betreffende  Angelegenheit  nicht  geregelt,  als  eine 
zweite  Anklage  gegen  den  Vater  des  letzteren  auftauchte.  Im  Jahre 
1654  wurde  ein  von  ihm  herrohxender  Schnidbiief  aus  dem  Jahre 
1621,  auf  die  Summe  von  90000  Gulden  lautend,  und  zu  Gunsten 
des  Juden  Bassevi  ausgestellt,  aulgefunden.  Der  Finder  war  ein  ge- 
wisser Hauptmann  Trapp.  Er  sowohl  wie  die  übrigen  Gegner  des 
Fürsten  Karl  behaupteten,  dals  derselbe  sich  mit  Bassevi  in  die  Schütze 
der  koufiscierteu  Schlösser  Biihuiens  geteilt  und  (1(mii  letzteren  für 
seinen  Anteil  den  besagten  Schuldsrhein  ausgestellt  habe.  Für  die 
Wahrheit  dieser  Behauptung  liegt  k(Mn  lieweis  vor.  da^^eL'en  ist  es  be- 
kannt, dals  Michna  im  Jahre  1621  durch  £?anz  Hiilmieu  reiste,  die 
einzelnen  Schlösser,  die  koutisciert  wurden,  durchsuchte  und  durch  die 
Wegnahme  von  Wertsachen  sich  bereicherte.  Der  Schuldschein 
Liechtensteins  an  Bassevi  mag  also  einen  anderen  Ursprung  gehabt 

>  Die  b^reffienden  Akten  hier&ber  im  Arcbiv  des  k.  und  k.  Reichsfinanz- 
miitisterioiiiB  (Pro^fb  LiechtensteiD). 
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haben.  Da  das  Vermögen  de»  Juden  später  von  Ferdinand  II.  wegen 
nicht  weiter  brkanntcn  Verbrechen  konfisciert  worden  war,  verlangte 
Ferdinand  III.  jetzt  fiie  Bezablunfr  des  Sc'huldscheins  samt  fälligen 
Interessen  seit  dem  Jahre  1621.  Fürst  Karl  Eusebius  liestntt  die 
Gültigkeit  des  Schuldscheins  und  wurde  hierin  von  den  Söhnen 
Bassevis  unterstützt,  die  denselben  als  gefölscht  erklärten  und  den 
Fälscher  namentlich  bezeichneten.  Wenn  man  auch  annehmen  würde, 
dals  sie  vielleicht  infolge  einer  Bestechung  so  aussi^n,  so  wird  dodi 
ihte  Aussafie  durcb  den  Umstand  glftubhaft,  da&  nicht  sie,  sondern 
ein  Fremder  in  dem  Besitze  des  wertvollen  Schuldseheins  war,  während 
doch  Juden  mit  der  Aufbewahrung  derartiger  Dokumente  nicht  leicht- 
fertig umzugehen  pflegen.  Da  aber  die  SOhne  Bassevis  erst  im  Jahre 
1661  dem  Forsten  mit  ihrer  Aussage  /u  Hilfe  kamen,  wahrend  er  in 
dieser  Angelegenheit  seit  dem  Jahre  1654  von  der  Hof  kammer  bedrliigt 
^vurde,  so  erbot  er  sieh  schon  im  Jahre  1658  zur  Zahlung  von 
376  000  Gulden,  auf  welche  Summe  die  90000  Gulden  mit  Tut.  resson 
gestieiren  wareu  uud  zahlte  ,,bis  auf  ein  wenia"es**  die  gan/c  Summe; 
den  Rest  welltr  er  eist  erlegeu,  wenn  der  pD^zeln  ge^ien  M/iiuai  \'ater 
ein  Ende  nelmu'u  und  er  ein  (it'iieralabsoluiuiium  erhaltt'u  würde*. 

Nachdeiii  die  Aukkigen  gegen  den  Fuisten  Karl  eine  sulclie  Aus- 
dehnung gewonnen  hatten,  wurden  auch  die  von  dem  Grafen  von 
Wolkenstein  gegen  ihn  erhobenen  erneuert  und  durch  neue  ergftnzt 
Er  wurde  jetzt  beschuldigt,  1.  dafe  er  sich  zu  seinem  Vorteile,  un- 
mittelbar nach  seinem  Einzüge  in  Prag,  der  Gold-  und  Silbergerftt^ 
Schäften  des  Wintetkönigs  und  des  in  der  Präger  Münzstätte  vor* 
rfttigen  Silbers  bemächtigt  habe;  2.  habe  er  das  gleiche  mit  dem  in 
der  Kuttenberger  Münzstätte  erliegenden  Silber  im  Werte  von  400000 
Thalern  gethan;  3.  habe  er  die  Baukosten  im  Betrage  von  74  542 
Gulden  für  sein  auf  der  Prager  Kleinseite  gelegenes  und  als  Amts- 
wuhuung  dienendes  Palais  sich  flo]ijielt  zahlen  lassen  unrl  sich 
also  '74  542  Gulden  unnM'btmälsig  angeelL'uet;  4.  habe  er  für  das 
Silber,  welches  Privatleute  im  Jahre  1621  um  den  Preis  von 
22  Gulden  in  die  Münzstätte  lieferten,  dem  Juden  Bassevi 
25  Gulden  ausgezahlt,  sich  mit  diesem  in  den  Gewinn  geteilt 
und  auf  diese  Weise  104711  Gulden  gewonnen;  5.  habe  das  Kon- 
sortium, dessen  Mitglied  Liechtenstein  war,  den  Kaiser  in  der  Mttnz- 
prBgung  um  17760066  Gulden  dadui^  abervorteilt,  daTs  es  die  ein- 

'  Archiv  des  k.  u.  k.  Reichstinanzmini^toritnii'^  Referat  der  Hofkammer  (M. 
IC.  Jaauor  IGöii.  Absolutorium  Leopolds  tür  Kiu-l  Kuc>eliiu!>  vou  Liecbteosteiu  dd. 
18.  Mfti  1668.  Verpflichtende  Erklärtmg  Karl  Eusebius*  von  Liechtenstein  dd. 
26.  Oktober  1658.  Zoscfarift  Uechtensteiu  an  den  Kaiser  dd.  26.  Jon!  1659. 
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fachen  und  Doppelgulden,  die  während  des  Münzvertrages  75  und  150 
Krauser  gegolten  hätten,  kaum  zum  siebenten  Teil  des  Nennwertes 
geprflirt  habe,  was  dadurch  erwiesen  sei,  dafs  es  dieselben  nach  der 
Devalvation  auf  10  und  20  Kreir/or  herabsetzte;  die  Srhoideninnze. 
also  die  48-.  24-.  15-  u.  s.  w.  Krtni/erstücke,  habo  einen  noch  u'cringereu 
Wert  besessen  ,  o.  habe  Liechtenstein  die  Güter  Landskiou  und  Land- 
sperg,  welche  auf  300()00  Thaler  sosrhätzt  wutflcn,  am  7.  Juli  1622 
um  183000  Thaler  von  dem  Herrn  Zdislav  llhin  von  liarasov  ge- 
kauft und  durch  seinen  Einiiuls  bewirkt,  dafs  der  Verkäufer  und  seine 
Brttder  im  HoehTerratsproaEesse  nicht  von  der  Eonfidiation  betroffen 
winden,  indem  er  sich  auf  einen  zu  ihren  Gunsten  erfolgten,  ihnen 
aber  in  Wirklichkeit  nie  erteilten  Paidon  berief.  Weiter  wurde  7. 
gegen  Liechtenstein  ein  gleicher  Vorwurf  bezOg^ich  des  Ankaufe  des 
Gutes  Bostok  erhoben;  auch  dieses  hatte  ervon  dem  EigentQraer,  der 
später  wegen  Hochverrats  T^rurteilt  wurde,  und  dessen  Besitz  also  in 
die  allgemeine  Konfiskationsmasse  hätte  fallen  sollen,  und  nicht 
von  dem  Kaiser  gekauft.  Endlich  wurde  er  ^.  der  t'bervorleilung 
bei  der  Erwerbung  der  Zerotfnschen  Güter  in  Mähren  beschuldigt,  in- 
dem er  dieselben  durch  seinen  Eintiufs  kaum  aut  die  HfUfte  des 
wahren  Wertes  habe  abschiUzen  lassen.  -  I)ie  Anklagen  schlössen 
mit  d«'r  Beliaiiptnng.  dafs  Liechtenstein  bei  diesen  Ankäufen  und 
sonstigen  Übervorteilungen  10747817  Gulden  gewonnen  habe,  und 
dafs  sein  Sohn  diese  Summe  samt  Zinsen  zurückzustellen  verpflichtet 
sei.  Ein  anderes  Aktenstück  reduziert  jedoch  den  Gewinn  auf  ungefiUir 
vier  Millionen  Gulden. 

Gegen  diese  Anschuldigungen  verteidigte  Karl  Eusebius  das  An- 
denken seines  Vaters  mit  besserem  Erfolge  als  in  Bezug  auf  Scbwarz- 
kosteletz  und  die  Bassevische  Schuldverschreibung.  In  Bezug  auf  den 
eisten  Vorwurf  wies  er  nach,  dafs  seinem  Vater  das  Gold-  und  Silber- 
geschmeide des  Winterkönigs  und  das  von  ihm  in  der  Prager  Münz- 
stätte hinterlaspene  Silber  durch  eine  Schenkiingsnrknnd»^  T-Vrdinnnd«  TT. 
aus  dem  Jahre  1622  zugewiesen  worden  sei.  l)er  Stattlialter  hatte 
also  die  gemachte  Beute  nicht  verschwieireii  und  dieselbe  rechtlich  in 
Besitz  genommen.  Seine  Gegner  jiaben  sich  mit  dieser  Widerlegung 
nicht  zufrieilen,  sondern  behaupteten,  m  der  Träger  Münzstätte  habe 
sich  nicht  blols  Silber  befunden,  das  dem  WinterkÖnig  gehörte,  sondern 
auch  solches,  das  Eigentum  d^  Stande  und  des  Herm  Wilhelm  von 
Lobkowitz  war;  auf  dieses  habe  sich  aber  die  Schenkung  des  Kaisers 
Dicht  bezogen.  Der  Wortlaut  der  kaiserlichen  Schenkungsurkunde 
hesiefat  sich  nun  wirklich  nicht  auf  dieses  letztere  Silber;  allein  man 
kann  annehmen,  daliSi  wenn  Liechtenstein  nicht  ausdrttcklich  um  das- 
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selbe  bat,  er  es  nur  aas  Unachtsamkeit  that,  denn  der  Kaiser  hätte 
ihm  gewifs  auch  dieses  geschenkt.  Die  zweite  Bcschuldigmi«:,  als  ob 
Liochtf'iistpin  iin  Jahre  1620  Silber  im  Werte  von  4000U0  Thalem 
aus  der  KnttfMibprKer  Münzstätte  erhohen  und  nicht  verrechnet  hätte, 
eine  RescbuKli^'^unfe',  die  erst  im  Jalae  löOO  erhoben  wurde,  wies  Fürst 
Karl  Kuüebius  als  eine  ^anz  unbe^ündete  Verleumdung  zurück  und 
wohl  mit  Recht.  Denn  zuniub^L  ist  es  höchst  unwahrscheinlich,  dafs 
die  rebellischen  Stände  eine  so  hohe  Wertsumme  in  Kuttenberg  un- 
benOtzt  hatten  liegen  lasBen,  da  sie  sieh  in  der  ftufeersten  Not  be- 
fluiden  und  von  den  Truppen  wegen  nicht  gezahlten  Soldes  mit  steter 
Meuterei  bedroht  waren,  und  zweitens  ist  es  sichecgesteSlt,  dals  dem 
Grafen  Buquoy  bei  seinem  Abmarsch  von  Prag  und  seinem  Zuge  gegen 
Ungarn  in  Kuttenberg  eine  Geldsumme  ausbezahlt  wurde.  Wenn  also 
die  böhmischen  SUUide  und  der  Winterkönig  ülierhaupt  Silber  in  der 
Kutteuberger  Münzstätte  vorrätig  hatten,  so  dürfte  dieses  kamn  mehr 
betraircn  haben,  als  Buquoy  in  Enipfan«:  nahm.  Den  drittpu  Vorwurf, 
dals  Fiirst  Küvl  die  Baukosten  >'misos  Aint^^italitis  /wniual  verrechnet 
♦  habe,  widerlr^tp  sfin  Soim  in  t^cnuizendcr  Wci.sc,  mdcnii  vv  die  RUck- 

zahluuLT  der  d(»[)jH'li  hehoheueu  Summe  durch  eine  «^»uittunt:  nachwies. 
Bezüglich  des  vierten  Vorwurfs,  der  aber  nicht  auf  Akteustücke  be- 
ruhte, sondern  eine  blofse  Vernmtung  war,  gelang  es  Fürst  Karl 
Eusebius  nicht,  seinen  Vater  zu  rechtfertigen.  In  Bezug  auf  den 
fbnften  Vorwurf,  dab  der  Kaiser  bei  der  MQnzprägung  um  mehr  als 
17  Millionen  Gulden  abervorteilt  worden  sei,  lehnte  Karl  Eusebius 
jeden  Schadenersatz  mit  der  Behauptung  ab,  dals  ee  nicht  nachw^sbar 
sei,  dals  sein  Vater  Mitglied  des  Münzkonsortiums  gewesen  sei.  Thai- 
sachlich  war  diese  Behauptung  juridisch  schwer  anfechtbar,  denn  der 
Mttuzkt»ntrakt  lautete  nur  auf  de  Witte  und  Konsortra^  und  es  gab  kein 
offizielles  Aktenstück,  in  dem  die  Konsorten  namentlich  angeführt 
waren.  Aber  auch  die  Behauptung  eines  Gewinns  von  17  Millionen 
Gulden  ist  übertrieben.  Diese  Beschuldigung  erhob  die  Hefkiunnier 
im  Jahre  1660  und  behauptete  bei  dieser  Gelegenheit  zum  erstenmal, 
dafs  aus  einer  Prager  oder  Wiener  Mark  uicht  blofs  79  (nilden.  son- 
dern sogar  135  Gulden  geprägt  worden  seien;  denn  ein  guter  lieichs- 
tbaler  (1  fl.  30  k.)  sei  in  langer  Münze  11  Gulden  15  Kreuzer  wert 
gewesen.  Merhwttidig  ist,  dafs  Liechtenstein  nach  der  MQnzdevalvation 
wiederholt  in  seinen  Zuschriften  an  den  Kaiser  den  echten  Beichs- 
thaler  mit  neun  Gulden  und  mehr  bewertete,  was  der  AusmOnzung 
einer  Prager  Hark  zu  110  Gulden  gleichkommt,  ohne  dab  diese  An- 
gabe zu  einer  Klage  gegen  das  Münzkonsortium  gefohrt  bitte.  Da^ 
gegen  bieten  die  von  den  Erben  de  Wittes  ausgelieferten  Rechnungen 
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den  Beweis,  dafe  man  aus  einer  Mark  in  Prag  nnd  Wien  nie  mehr 

als  79  Gulden  prägte.  Aus  den  vorliegenden  Rechnungen  ersieht  man 
nämlich,  dafs  Liechtenstein  797  Mark  eintrelejrt  und  dafür  453185 
Gulden  erhalten  habe.  Waldstein  legte  5000  Mark  ein  und  bekam 
hiefür  B17  249  Gulden;  Michna  erhielt  für  2932  Mark  726186  Oulflen; 
deAVitte  tUr  402 «)52  Mark  31340544  Gulden;  Ba.ssevi  für  143  353 
Mark  6  750  389  Gulden.  VerhältnisinalsiLr  hatte  der  Fürst  aus  svmer 
Einlage  den  gröfsten  Gewinn,  denn  er  bekam  fi^r  eine  Mark  mehr  als 
567  Gulden,  Waldsteiu  nur  uui  etwas  mehr  als  123  Gulden,  Mi*  hna 
etwas  über  247  Gulden,  de  Witte  etwas  über  77  Gulden,  Bassevi  gar 
nur  47  Gulden.  Die  Gesamtsumme  des  geprägten  Geldes  beUef  sieh 
auf  etwas  über  44  Millionen  Gulden,  wenn  man  noeh  die  auf  die  un- 
bekannten Konsortialmitglieder  fbr  4848  eingeleimten  Hark  Silber 
herausbesahlten  2184680  Gulden  hinzurechnet  Ist  dies  aber  richtig  — 
und  es  scheint  so^  da  in  keinem  Aktenstücke  die  Summe  der  langen 
Münze  höher  als  auf  ungefähr  40  Millionen  Gulden  angegeben  wird  — 
dann  scheint  gar  keine  Übervorteilung  stattgefunden  zu  haben,  denn 
dann  prägte  man  aus  einer  Mark,  selbst  wenn  f;ie  alle  das  Prager 
(le^^icht  frehaht  hütten.  nur  79  Gulden,  also  einen  Betrag,  den  Fürst 
Liechtenstein  gleich  urspründicli  einliest juul  und  verteidi.trte.  Man  wird 
aus  diesen  widerstreitenden  Angaben  mcht  klug,  es  ist  unmöglich  zu 
erklären,  die  Münze  gar  so  schlecht  geprägt  sein  konnte,  wenn 
in  die  Münzstätte  554  7 Ui  Mark  hinterlegt  und  daraus  nur  44  Millionen 
Gulden  geprägt  wurden.  Dennoch  ist  die  Thatsache  unbestritten,  dals 
ein  Teil  der  Münzen  geringhaltiger  geprägt  wurde,  als  es  jede  noch 
so  ireitgebende  Auslegung  des  MOnzvertrags  gestattete^. 

In  Bezug  auf  den  sechsten  Vorwurf  konnte  zwar  Karl  Eusebius 
die  Urkunde  nicht  beibringen,  in  welcher  der  Kaiser  den  Zdislav 
HfAu  pardonierte,  aber  in  dem  Protokolle  der  Konfiskationskommission 
war  die  Erteilung  des  Pardons  eingetragen;  es  mag  also  doch,  ob- 
gleich später  gegen  die  Hfäns  ein  Prozefs  angestrengt  und  sie  zu 
einer  Geldstrafe  verurteilt  wurden,  ein  Pardon  erfolgt  und  der  Gutf?- 
kauf  gültig'  f'pwesen  sein.  In  betreff  des  Ankaufs  von  Koztok  behauptete 
Karl  Eusehuis,  dai's  sein  Vater  dies  Gut  nicht  von  dem  B<^itzer, 
sondern  von  dem  Kaiser  gekauft,  die  Anschuldigung  also  keinen  Grund 
habe.  Den  letzten  Vorwurl'  beztiglieh  der  geringen  Schätzung  der 
Zerotüischen  Gtiter  wies  er  mit  Keeht  damit  zurUck^  dafs  die  Schätzung 


*  Alle  diese  Aagabea  sind  deo  Aktea  des  k.  u.  k.  Itcicbsfinanzmiiiiäteriuius 
entDOBunen  (Liedktensteiiuwher  Froseft)^ 

28* 


Digitized  by  Google 


—    350  — 


gleicligaltig  gewewn  sei ,  da  Ferdinand  II.  fieinem  Vater  diese  GAter 
gesehenkt  habe. 

Da  also,  wie  ersichtlich,  die  ^:e<;en  den  Fürsten  Karl  erhobenen 
Anschuldigungen  zum  Teil  unbcfiründet ,  /um  Teil  kaum  nachweisbar 
waren,  auf  jeden  Fall  der  von  seinen  Erben  /u  leistende  Ersatz  nicht 
genau  bestininit  werden  konnte  und  sich  indlich  bei  dem  Mtlnz- 
geschftft  keine  sichere  Gnindlni:«'  ft\r  einen  Prozels  vorfand,  so 
empfahlen  die  Minister  dem  Nachfolger  Ferdinands  III.,  dem  Kaiser 
Leopold  L,  einen  gütlichen  Vergleich.  Als  Leopold  diesem  Ratschlage 
beistimmte,  meinte  Graf  Wolkenstein  (in  einem  Gutachten  vom  1 1.  Mai 
1659),  der  Kaiser  solle  Siek  mit  einem  Eisata  v(nii  einer  Million  be- 
gnügen, da  nach  der  Bechnong  des  HofbuehhalteiB  der  dnrdi  den 
Forsten  Karl  direkt  angerietiiete  Schaden  sich  blofe  anf  1717  746 
Gulden  belaufe,  abgesehen  natOilidi  von  den  seit  dem  Jahre  162S 
anü^aufenen  Interessen  und  von  dem  Gewinn  beim  Ankauf  der 
Güter  mit  leichtem  Gelde,  wofür  bereits  Genugthuung  geleistet  war^ 
Dem  Fürsten  Karl  Kusel lius  wurde  jedoch  bald  darauf  mitgeteilt,  dafs 
die  Hofkammer  den  Scliad(ni.  der  dem  Kaiser  aus  der  Münziiri\y;un!r 
und  aus  der  unreellen  (iebarung  l>ei  den  Gutskäufen  von  seinem 
Vater,  von  Waidstein  und  Miclina  zugefügt  worden  sei,  auf  :^1  Millionen 
Ciulden  bewerte  und  von  ihm  einen  Ersatz  von  10  Millioueu  Gulden 
verlan^'e.  Karl  Eusebius  focht  die  einzelnen  Posten  jetzt  oder  später 
in  der  Weise  au,  wie  dies  oben  lail^'cteill  wurde;  schliefslich  berief 
er  sich  auf  einen  Handbrief  Kaiser  Ferdinands  II.  an  seinen  Vater, 
worin  er  ihn  wegen  seiner  in  Bdhmen  geleisteten  Dienste  als  Statt- 
halter belobte  und  derselben  in  Gnaden  s^enken  zu  wollen  ^versprach. 
Wenn  Kaiser  Leopold  sich  trotzdem  nieht  zufrieden  geben  warde,  so 
bat  er  um  die  Mitteilung  einer  Anzahl  von  Akten,  die  seiner  Ver- 
teidigung einen  festen  Boden  verschaffen  sollten.  Diese  Bitte  erflUlte 
der  Kaiser  nicht,  sondern  stellte  sich  auf  die  Seite  der  Hofkammer, 
die  dt  11  Fürsten  Karl  Eusebius  aufforderte,  sich  zu  erklären,  welchen 
Schadenersatz  er  leisten  wolle.  Da  derselbe  stets  zu  neuen  Ein- 
wendungen Zuflucht  nahm,  ricbtctc  der  Kaiser  <f'\h<t  am  4.  März 
li>t>0  eine  katesrorische  Aulionierum.'  au  ihn,  hinut  n  zwei  Monaten 
kund  zu  geben,  welchen  Schadenersatz  er  leisten  wolle.  Aber  auch 
diese  Forderung  beantwortete  der  F(irst  damit,  dafs  er  einzelne  Klage- 
punkte anfocht,  so  dafs  der  angesetzte  Termin  ohne  Einigung  ver- 

'  Bilek  a.  a.  ü.  194  und  folg      F.  iiu  i  ilie  Aktpv  Jos  k.  u.  k.  Reichsfiuanz- 

miniaterialarchiTO,  luuneDtlich  (l;is  Gutachten  aii  Kaiser  Leopold  I.  dd.  4.  MiU^ 

1658>  Ontachteii  der  oben  genannten  Räte  an  Kaiser  Leopold  I.  ild.  4.  Mdrz 
1656^  Mont  königlichem  EntaeUars. 


Digitized  by  Google 


—   357  - 


Strich.  Die  mit  der  Untersuclraiig  betmuteii  Beunten  rieten  nim,  im 
Falle  Lieehtensteiii  sieh  nicht  un^erweilt  fbgen  wttrde^  den  Weg  gat- 
lieber  Verhandlui^  au&uj^ben  und  den  Proxels  vor  Gerieht  zu 
bringen  \ 

Obgleich  Liechtenstdn  uun  erastücbor  bedroht  war,  als  je  zuvor, 

und  man  von  ihm  mit  Sicherheit  ein  Anbot  erwartete,  so  hüllte  er 
sich  doch  wiihrend  der  folgenden  Monatr  in  S(*hwei?en :  wahrscheinlich 
fand  er  es  in  spim  ni  Interesse,  dafs  man  eine  Fordenmg  an  ihn  stelle, 
die  er  dann  herabnnndern  wollte.  Die  Ilofkanimer,  die  dem  Kaiser 
hievou  Anzeifjp  machte  (2.  Februar  lt>6l),  riet  ihm,  den  Fürsten 
nochmals  ijeremptori!3<."h  aufzufordern,  hinneu  14  Tagen  die  Summe 
anzugeben,  mit  der  er  sidi  in  Güte  abfinden  wolle.  Da  Tag  für  iu^ 
verging,  ohne  daüs  die  gewQnscfate  Erklftning  einlief,  der  Kaiser  aber 
diese  Angelegenheit  lieber  im  Wege  frenndlicher  Vermittlung,  als 
dureh  einen  Prozeb  erledigen  wollte,  so  wünschte  er,  dafs  der  Oberst- 
hmggraf  Graf  Bernhard  von  Martinits,  der  von  allen  Phasen  des 
Proscesses  genaue  Kunde  hatte,  sich  persönlich  zu  läechtensteia  ver- 
füge und  ihn  zu  einem  entsjiyprhpnden  Anbote  vermQge.  Martinitz 
konnte  sich  jedoch  wegen  des  in  Prag  tagenden  Landtags  nicht  aas 
Böhmen  entfernen;  der  Kaiser  mufste  daher  von  ihm  absehen  und 
veTlangtr  Idofn  die  Zusendung  d^  böhmischen  Kamnierrate«,  Grafen 
von  (irälenbcrg,  der  mit  der  Angelegenheit  ebenfalls  auf  das  beste 
vertraut  war*.  Gralenlier^^  iiier  Martinitz  scheinen  über  die  ver- 
schiedenen Ansprüche  auf  Ersatz  anderer  Ansicht  gewesen  zu  sein,  als 
die  Hof  kammer,  und  dem  Fürsten  Karl  Eusebius  zugestimmt  zu  haben, 
was  rar  Folge  hatte,  dab  die  Hof  kammer  ihren  Ton  herabstimmte. 
Wfthrend  sie  froher  alle  Anklagen  mit  gldeher  Stienfiie  aufrecht  er- 
halten hatte,  teilte  sie  dieselben  nunmehr  in  einem  Gutachten,  das 
«e  dem  Kaiser  im  April  oder  Mai  1661  erstattete,  in  drei  Klassen 
ein,  bezeichnete  die  in  die  erste  Klasse  gehörigen  als  ganz  unbegrOndet, 
die  in  die  zweite  Klasse  gehörigen  als  bei  einem  Prcaesse  kaum  er- 
weisbar und  nur  die  dritte  Klasse  als  auf  einem  guten  Fnndam^t 
beruhend.  In  die  erste  Klasse  rechnete  sie  jetzt  nicht  mir  jene,  welche 
die  doppelte  P.fvnbliüii  des  von  Liechtenstein  in  Prag  erbauten  l'alais 
betraf,  sondern  auch  die  Ansprüche  bezüglich  des  MUnzvertrages.  üie 

1  ENadft:  Leopold  an  Liechtenstein  dd.  4.  Marz  1660  und  1.  Juli  1661. 
Akten  des  FnweMCB  gegen  Liechtenalem.  Liechtenstein  an  den  Kaiser  (andaüert, 
aber  nach  dem  4.  Marz  1660  geschrieben). 

*  Archiv  des  k.  ti.  k.  Reicbstinanzministeriunis :  Bio  Hofkaminor  an  den 
Kaiser  dd.  2.  Febnwr  IGtll.  Der  Kaiser  an  den  Oberstburggrafen  dd.  15.  Fel»ruar 
166L 
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fand  jetzt  auch,  es  sei  juristisch  gar  nidit  nadiweisbaT,  dab  lieehten- 
stein  ein  Mitglied  des  Mflnzkonsortimns  gewesen,  und  dab  er  dem- 
nach fbr  die  allfölli^en  Verletzun<ien  des  MQnzvertrages  haftbar  sei; 
ja  es  sei  überhaupt  fraglich,  ob  eine  weitgehende  Schädigung  des 
Kaisers  stattgefunden  habe,  indem  die  Behauptung,  dais  der  Sehaden 
17  760  066  Cfulden  betragen  habe,  jeder  Grundlage  entbohre. 

?M  der  Klasse  zwoifelliafter  Posten  rechnete  die  Ifnfkaiiimer 
«•i:>teus  die  Ersatzansspiilcht'  be/ü^'lich  des  nach  der  Flucht  des  Winter- 
kuuigs  in  der  l*iager  MOnzstiltte  in  Beschlag  genominencn  Silbers, 
weil  die  kaiserliche  Schenkung  eine  verschiedene  Auslcj^uug  zulasse: 
zweitens  die  400  000  Thaler,  die  Liechtenstein  aus  der  Kutteuberger 
Münzstätte  an  sich  gezogen  haben  sollte,  weil  dies  nnr  auf  der  An- 
gabe einer  einzigen  Person,  die  mit  ihrer  Zeugenschaft  erst  im  Jahre 
1666  auftrat,  beruhe,  und  diese  Angabe  durch  nichts  erwiesen  sei; 
drittens  den  BasneTisehen  Schuldbrief,  den  Kar!  Eusebius  zwar  bereits 
mit  376  000  Gulden  eingelöst  hatte,  der  aber  trotzdem  juridisch  an- 
fechtbar sei.  Der  Schuldschein  war  nämlich  auf  die  Landtafel  aus^ 
gestellt,  was  für  einen  Juden  nicht  geschehen  durfte,  es  war  in  ihm 
keine  Rekognition  der  Pfänder  enthalten,  die  Bassevi  angeblich  dein 
Fürsten  «gegeben  hatUv  das  Papier  des  Schuldscheins  endlich  trup 
em  Zeichen,  das  bei  dem  l'.iiHrrfabrikaDteu  erst  nach  dem  Tode 
Liechtensteins  in  Gebraui-h  kam.  lliezu  kam,  wie  bereits  bemerkt 
wurde,  tiafs  weder  Bassevi  nocl»  seine  Söhne  von  dem  Schuldschein 
je  Gebrauch  gemacht  hatten,  derselbe  auch  uiclit  bei  ihnen  gefunden 
wurde.  Diese  Gründe  berechtigten  nach  der  Meinung  der  Hof  kammer 
den  Forsten,  auf  die  Rttckzahlung  der  gezahlten  Summe  su  klagen, 
und  wenn  man  auch  dieees  Begehren  anfechten  konnte,  so  sei  der 
Ausgang  des  Streites  doch  ungewiJs»  Ebensowenig  könne  man  aua 
der  geringen  Schätzung  der  Zerotfnschen  Güter  einen  Ansprach  ab- 
leiten, weil  sie  dem  Statthalter  von  dem  Kaiser  ohne  jegliche  Be- 
dingung geschenkt  worden  seien;  auch  bezüglich  Landskrons  sei  die 
Klage  kaum  anfreebt  zu  halten,  denn  wenn  man  atn'li  die  Zusicherung 
des  I'anbms  tin  Z(ii«lav  Hfau  von  Scito  des  Kaisei^s  nicht  auffinden 
könne,  sei  sie  doch  im  Küuhskationsprotükoll  eingetragen,  und  es 
mülste  erst  nachgewiesen  werden,  tiafs  sich  Liechtenstein  emer 
Fälschung  schuldig  gemacht,  d.  h.  dafs  er  der  Kontiskationskommission 
eine  Mitteilung  gemacht  habe,  die  nicht  auf  Wahrheit  beruhte.  Die 
Hofkammer  gelangte  schlieCslich  zur  Oberzeugung,  dafs  man  gegen 
Liechtenstein  nur  in  folgenden  Punkten  mit  Aussicht  auf  Erfolg  klag- 
bar werden  könnte:  1.  Balis  er  aus  der  Prager  Münzstätte  neben  dem 
dem  Pfslzgrafen  gehörigen  Silber  auch  einige  hundert  Marie,  die  auf 
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Beehmuig  der  bOhntisdien  Stftnde  und  Wilhelms  von  Lobkowite  da^ 
sdbst  niedeigelegt  waren,  konfiseierte  und  nicht  weiter  Terreehnete; 
2.  dafe  sich  der  Fürst  im  Jahre  1622  nach  Wien  4687V«  Gulden 
lolserlicher  Gelder  »chicken  liefe  und  sie  uirg^ds  verrechnete ;  3.  dafs 
er  die  Herrschaft  Reztok  von  David  Boren,  der  später  als  Rebell 
vpnirteilt  wurde,  crekauft,  sonach  den  kdiiiirlichcn  Fiskus  peschÄdigt 
habe;  allerdings  wende  Karl  Eusrbius  ein,  dals  sein  Vater  das  Gut 
nicht  von  Boren,  sondern  vom  Fiskus  gekauft  habe,  er  könne  dafdr 
aber  kerne  authentischen  Dokumente  i)eibringeu;  4.  dafs  er  Schwarz- 
kosteletz  am  14.  August  1623  um  310  563  Thaler  angekauft  und  mit 
langer  Münze  bezahlt  habe,  obwohl  der  Kaiser  <lic  Annahme  derselben 
bereits  am  3.  Juli  1623  verboten  hatte,  und  daJs  er  5.  beim  Ankaufe 
von  Schwarzkosteletz  zugleich  die  Güter  Skvorec  und  Kfenie  ober* 
nommen  habe,  ohnedafe  dieselben  je  zu  Sebwarzkosteletz  gehört  hatten 

Man  sieht,  die  Hofkammer  reduzierte  ihre  Forderungen  bedeutend, 
sie  beschränkte  ae  nur  auf  jene,  die  joridiseh  nachweisbar  waren  und 
lieb  namentlich  die  übei-spannten  Ansprüche  bezüglich  der  Münz« 
prl\gung  fallen.  Da  Karl  Eusebius  sich  bezüglich  des  Gutes  Schwarz- 
kosteletz bereits  verglichen  und  den  Bassevischen  Schuldschein,  trotz 
seiner  Anfechtbarkeit,  fast  zur  Gänze  bezahlt  hatte,  so  konnte  er 
diesmal  uretrost  die  weiter»'  AhwickeUum  des  liegen  seinen  Vater  ein- 
geieiteieu  Prozesses  al)warten.  Die  Hofkammer  nannte  keine  be- 
stimmte SumiiK',  «leren  Zahlun?  sie  von  ihm  verlange,  sondern  er- 
wartete abermals  von  ihm  ein  Anbot;  gleichzeitig  schickte  sie  <lie 
Akten  dem  Oberstbui^rafeu  von  Böhmen,  Grafen  Martinitz,  dem 
bOhndsehen  Kammenat  Grafen  von  GrflfmberK  und  dem  sdAiftten 
bisherigen  Gegner  Liechtensteins,  dem  Grafen  von  Wolkenstein,  zur 
Begutachtung  zu. 

fanden  dann  mehrere  Sitzungen  in  Wien  statt,  an  denen  sieh 
der  Obersthofmeister  Füret  von  Portia,  die  Grafen  von  Schwarzen- 
berg, Otlingen,  Nostitz,  Sinzendorf  und  Grilfenberg  als  Vertreter  des 
Kaisers,  und  Fürst  Karl  Eusebius  in  Begleitung  seiner  beiden  Vettern 
und  des  Advokaten  Doktor  Tavonat  beteiligten  und  in  denen  di(»  Ansprüche 
(jps-  k:HS(  rlii  i)en  Fiskus  Punkt  für  Punkt  erortt^rt  wurden.  Karl  Eusebius 
richtete  darauf  eine  Zuschrift  an  den  Ilofkammerprüsi deuten,  Grafen 
von  Sinzendorf,  und  erbot  sich  zur  Zahlung  von  1 00  ÜÜO  Gulden,  wenn 
damit  alle  gegen  seinen  Vater  erhol)enen  Ansprüche  erledigt  wünlen. 


'  Ebenda:  Beiicht  der  Hofkamiuer  an  Kaiäür  Leopold  dd.  (ohne  Angabe  des 
Tages)  1061.  Einverleibuiig  von  Schwankoiteleti  b  der  Landtafel  för  den  FQitten 
Karl  Euaebios  von  Uecbtenatein  dd.  Joli  1661. 
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Durch  die  früheren  Zahltmgen  und  infolge  uns  nicht  näher  bekannter 
Umstände  lasteten  auf  seinen  Gütern  vielfache  Schulden,  so  dab  er 
die  gerinpe  Summe  von  100000  Gulden  nur  gegen  Versetzung  seiner 
wertvollen  Kleinodien  und  Silbergei^atsclrafffn  aufzubringen  im  Stande 
war  Infolge  des  lieferats  der  oben  erwaiinten  Kommission  und  des 
Anbotes  Liechtensteins  entüchie*!  sich  der  Kaiser  tleui  letzteren  das 
Absolutorium  gegen  Zahlung  von  275000  Gulden  zu  erteilen.  Die- 
selben sollten  in  vier  Terminen  erlegt  werden,  von  ileneu  der  erste 
125000  Gulden,  die  drei  anderen  je  50000  Guldeu  betragen  sollten. 
Uechtenstein  war  damit  zufrieden  und  verpflichtete  sieh  zur  Zahlung 
des  Geldes.  Der  erste  Termin  war  im  Jahre  1668  fUlig,  allein  wie 
sehr  er  sich  auch  um  das  nOtige  Geld  bemflhen  mochte,  er  konnte  es 
nicht  aufbringen,  so  sehr  waren  seine  AllodgDter  Tersehuldet  Er  er- 
suchte deshalb  den  Kaiser  ihm  zu  erlauben,  seine  Fideikomrai&gQter 
den  Glftttbigern  als  P&nd  Tersclireiben,  ja  ihnen  sogar  Schenkungen 
machen  zu  dürfen,  um  den  f^ligen  Termin  bezahlen  und  für  die 
künftigen  Vorsorge  treffen  zu  können.  Da  trotzdem  die  gewünschte 
Siniime  nicht  zusammenkam,  weil  damals  wegen  des  Ttirkenkri'^ires 
all«  Kapitalien  von  der  Regierung  in  Ans])ruch  genommen  wurden, 
wurde  der  Vertrau'  mit  Liechtenstein  we<ien  Nichterfüllung'  der  Be- 
dingung für  null  und  nichtig  erklärt  und  der  I'rozefs  gegen  ihn  er- 
öffnet. In  diesem  kritischen  Augenblick  erlmt  sich  der  Graf  von 
Schwarzenberg,  dem  Füi-sten  mit  200000  Gulden  beizuspringen  und 
zu  seinen  Gunsten  auf  eine  Forderung  in  diesem  Betnge  auf  das  Salz- 
amt zu  verzichten,  Graf  Windischgrftts  Qhemahm  die  Bezahlung  von 
60000  Gulden,  so  dafs  Liechtenstein  nur  mit  15000  Gulden  haftbar 
blieb.  Die  kaiserlichen  Minister  und  Geheimiftte,  dis  Forsten  Lobko- 
witz  (der  Sohn  des  ehemaligen  Kanzlers  von  Böhmen),  Auei-speif?  und 
und  Gonzaga,  die  Grafen  Lamberg,  Rnthal,  Nostitz,  Leslie,  Starhem» 
berg,  Sinzendorf,  Dietrichstein  und  Weifs,  sowie  Freiherr  von  Walder- 
dorf stellten  in  einer  Sitzung,  die  am  3.  Mai  16<>r>  in  Laxenburg  ah- 
gehalten  wurde,  dem  Belieben  des  Kaisers  anheim,  ob  er  noch  das 
Absolutorium  erteilen  umi  dasselbe  nicht  blofs  auf  die  böhmischen 
und  mährischen  Güter  Liechtensteins,  sondern  auch  auf  alle  übrigen 
Besitzungen  ausdehnen  wolle.  Der  Kaiser  entschied  sich  für  das 
letztere,  und  so  war  dieise  langjährige  Angelegenheit  rechtlich  zu  Ende 

>  Ebenda:  FAttt  Karl  Euscbiu.s  an  den  Grafen  Sinzendorf  dd.  21.  Juni  1662. 
Referat  der  Hofkammer  dd.  3.  Mai  1665. 

*  Ebenda:  Karl  Eusebius  voa  Liecbteustein  an  den  Grafen  Sinzendort  dd. 
4.  Dezember  1663.  Karl  £usebios  an  den  Kaiser  dd.  3.  Dezember  1668  und  em 
zweiter  undatierter  Brief  an  den  Kaiser.  Referat  der  Hofkaoraier  dd.  3.  Blai  1665. 
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In  dem  Generalabsolutorium,  das  der  Kaiser  am  15.  Mai  1G65  dem 
Fürsten  Karl  Etisebins  von  Liechtensteiii  aoastollte,  bemeriEte  er,  dals 
?egen  fleinen  VaU'r  Ansprüche  wegen  der  Beschlagnahme  des  Silbers 
in  der  Prager  und  Kuttonherger  Münzstätte,  wegen  des  dem  Juden 
Bassevi  gegebenen  Schuldscheins,  wegen  des  Ankaufs  von  Landskron 
und  Roztok.  wegen  der  niihr-rcchtigteii  Ziizielninti  einiger  Güter  zu 
g(.[^^y.^P^].^,s.t»^let/,  weu'eii  der  Erwerltuug  der  Zerotinseheu  Güter,  weisen 
des  Mtliizwescns  tThol>en,  und.  dafs  dieselben  auf  31276  02')  Guld^Mi 
bewertet  worden  seien,  ungereelinet  noch  die  fälligen  luterpssi  ii  uinl 
den  unbereoiaiL'teu  Genufs  der  angefochtenen  Güter,  hn  NiicUsiitz 
erklärte  Leopold  jedoch  ausdrücklich,  dafs  die  genaue  Untersuchung 
die  ÄnsprOdie  beiQglich  der  mährischen  Güter,  des  Bassevischen 
Seholdscheins,  der  MünzverscfalechteniDg  als  ungültig  erwiesen,  dafs  die 
ttbxjgen  Forderungen  zum  Teil  unrichtig  zum  Teil  zu  hoch  ges{»annt 
s^D,  dafs  Liedttenstein  dieselben  beteits  durch  Zahlung  von  1079000 
Gulden  beglichen  habe.  Da  er  sich  nunmehr  noch  zur  Zahlung  von 
275000  Gulden  erbiete,  so  gebe  er  (der  Kaiser  )  Iiiemit  zufrieden, 
erteile  ihm  ein  Generalabsolutorium  und  befreie  ihn  von  allen  An- 
sprüdion.  die  man  auf  ihn  und  seine  Güter  wegen  seines  Vaters  er- 
heben k()Miitt'.  Da  der  Kaiser  befahl,  dals  dieses  Generähibsoltitoriiun 
blofs  in  die  bolTinische  uml  niilhrische  Landtafel  ein^retraircn  werde, 
der  FiiiNt  nhcr  fiircbtt'te.  dals  man  ihn  vielleicht  eiunial  in  dem  Besitz 
seiner  auilei  weitigen  Güter  anfochten  könnte,  obwohl  dies  nach  dem 
Wortlaut  des  Al>solutoriums  nicht  möglich  war,  so  ersuchte  er,  dals 
auch  alle  seiue  auTserlialb  Böhmens  und  Mährens  gelegenen  Besitz- 
tümer in  dasselbe  eingeschlossen  würden«  Der  Kaiser,  der  sich  bei 
der  Erteilung  des  Absolutoriums  von  keinen  Hintergedanken  leiten 
liefe,  trug  dem  Wunsche  des  Fürsten  Rechnung  ^ 

Trotzdem  war  der  Streit  noch  nicht  zu  Ende.  Füniiehn  Jahre 
später,  im  Jahre  1680,  erinnerte  sich  die  Hofkammer,  dafs  Fürst  Karl 
Eusebius  in  Angelegenheit  der  Bassevischen  Schuldverschreibung  dem 
im  Jahre  1658  getroffenen  Vergleich  nicht  völlig  nachgekommen  sei. 
Er  hatte  sich  damals  zur  Zahlung  von  376000  Gnlden  verivflichtet, 
bievon  aber  nur  din  Summe  von  306000  (iubien  erlej^t  und  den  liest 
von  70  000  in  siel)en  Jahresraten  zu  10lX)0  Gulden  zu  zahlen  ver- 
s[)riH  ht  a.  Teils  seine  iiernianente  Geldnot,  teils  der  Umstand,  dals 
er  über  die  Begleichung  sAnuiiciiei  fiskalischer  Ansprüche  mit  dem 


>  Ebenda:  (ieneralaiisolutorium  des  Kaisera  für  den  Fürsten  von  Liechtenütein 
ad.  1&  Uu  1665.  Die  HofkamnMr  an  d«n  Kaiser  dd.  2.  Juni  1665.  Beichlufe 
des  Kauen  vom  lelben  Ontnin. 
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Kaiser  verbandelte,  veranlabteii  ihn  seine  VerpHiehtung  nidit  ein- 
zohalten  und  so  blieben  die  70000  Gulden  unbezahlt.  Als  nun  im 
Jahre  1680  die  Hofkamnier  von  ihm  die  Nachzahlung  begehrte,  er« 
widerte  er,  daJs  er  sich  durch  das  Generalabsolutorium  zu  keinen 

weiUTon  Zahlunjien  verpflichtet  fühle,  denn  in  dcnisolhcn  seien  alle 
Ansprüche  dr-s  Kaiser  widfr  meinen  Vater  anfrefUhrt.  darunter  auch  die 
Bassevische  ISchuhl verschrei hunfj  und  ausdrücklich  erklärt  worden,  dafs 
nach  Zahlung  der  vereiubarten  275000  Gulden  keinerlei  Zahlungen 
von  ihn»  begehrt  würden.  Seine  Rechtfertigung  wurde  jedoch  nicht 
als  genügend  anerkauui  und  er  eingeladen,  entweder  ^elbst  bei  einer 
Konferenz  zu  erscheinen  oder  einen  Vertreter  zu  schicken,  wo  Ober 
diesen  Gegenstand  verhandelt  werden  sollte.  Diese  Konferenz  fuiA 
am  18.  August  1681  statt;  für  den  Fürsten  land  sich  sein  Troppau- 
seher  AmtsasBessor  Fnuu  ein.  Derselbe  sprach  der  Hof  kammer  jedes 
Becht  ab,  weil  das  Geneialabfiolutorium  den  Fürsten  von  allen  weitoen 
Verpflichtungen  entbinde  und,  weil  der  Baaseviache  Sehuldbrief  eine 
F&lschung  sei,  von  einem  Juden,  Namens  Mirowitz,  auf  einer  von 
Liechtenstein  unterzeichneten  Carta  bianca  angefertigt.  Über  diese  Ein- 
wendungen beriet  später  eine  zweite  Kommission,  die  ansdem  böhmischen 
Hofkanzler  Grafen  Kostitz,  den  Grafen  Trauttniansdorff  und  Breuner 
und  den  Freiherm  HoheuLMau  und  Abele  bestami.  Wiewohl  dies»»  die 
Fälschung  <le8  Basse visciion  Schuldbriefes  nicht  zugeben  wollte,  fand 
sie  doch  den  ersten  Ein\^aud  stichhalii^;  und  riet  dem  Kaiser  auf 
die  Bezahlung  der  restlichen  70000  Gulden  Verzicht  zu  leisten.  Der 
Kaiser  schrieb  auf  das  ihm  erstattete  Gutachten  eigenhändig  folgenden 
Bescheid:  »Weilen  die  Sach  sehr  wohl  ausgearbeitet  ist*  ich  auch 
nichts  begehre,  was  mir  nicht  von  Billigkeit  zugehltarig,  als  approbiere 
ich  dieses  Gutachten  völlig"  ^  —  Jetzt  war  der  Liecbtenstdnadie 
Prozefs  definitiv  erledigt 

Von  den  übrigen  zwar  juristisch  nicht  nachweisbaren  aberjedenlaUs 
sichergestellten  MitLdiedern  des  de  Witteschen  Mttnzkonsortiums  waren 
aulser  Liechtenstein  nur  Albreeht  von  Waldstein,  Michna  und  Bassevi 
bekannt.  .Als  man  ^eL'en  den  Krben  des  Statthalters  den  rro/<>rs  be- 
irann,  wurden  naturlieh  auch  die  ubriiren  Konsortiainiittrliedor  in  «ien- 
sidl)en  verstrickt,  aber  nur  der  Erbe  eines  derselben  konnte  noch  Hede 
und  Antwort  stellen,  uauilich  der  Sohn  des  in  den  Grafenstaud  er- 
hobenen froheren  Sekretärs  bei  der  böhmischen  Hofkanzlei,  späteren 

'  Kbenda:  Leopold  an  Liechtenstein  dd.  2.  Mto  !*'>^(^    Delation  der  ver-  I 
ordneten  Subkommission  dd.  22.  JaDuar  1661.  lieferat  der  Hotkammer  dd.  1.  Juli 
1681.  Gataebteii  der  Konf«rens  dd.  14.  September  und  21.  Oktober  1681.  Ent- 
Bcbeidnag  des  Kaiaere  dd.  21.  November  1681. 
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KammerrateB  und  GenemlkriegskonnmissftrB  Pttul  Michna.  Waldstein 
war  diiidi  seine  Ennoidung  in  Eger  der  Gerechtigkeit  entzogen, 
Bassevi  aber,  wie  oben  erwfthnt  noch  bei  Lebzeiten  Ferdinands  II.  in 
einen  Frozefe  verwickelt  und  sein  Vermögen  dabei  konfisciert  worden, 
es  lohnte  sich  also  nicht  gegen  seine  Söhne  klagbar  anzutreten;  den 
Erben  de  Wittes  endlich  war  Straflosigkeit  zugesichert  worden,  wenn 
sie  durch  die  Herausgabe  aller  auf  das  Münzgeschäft  bezüglichen 
Akten  die  Untersuchung  gegen  Liechtenstein  erleiclitern  würden.  So 
blieb  also  allein  Wenzel,  der  Sohn  Paul  Michiias  übrig,  da  der  letztere 
bereits  gestorben  war.  Die  Anklagen,  f)i<^  «reffen  denselben  um  das 
Jahr  1660  erhol>en  wurden,  betrafen  nicht  den  bei  dem  Münzvertrag 
gemachten  Gewinn,  da  für  diesen  Liechtenstein  allein  verantwortlich 
gemacht  wurde,  obwohl  .Michna  die  eigentliche  Leitung  inne  hatte, 
sondern  richteten  sich  zunAchst  gegen  seine  Gotererwerbnngen.  Wshrend 
der  Jahre  1622  und  1623  hatte  Michna  die  Henschaiten  KonopiSt,  Netlnk, 
Ose^in,  Tynec,  Jinonic,  Butowic«  Selmic,  TonSetfn,  Semelkowic,  Bito- 
zewes  (?),  BraniSowic,  Hnöwanic,  Zälo2(»  MaiSowie,  Tloakov,  Wlksic, 
Nenlieben,  Chotoufi«  Ble2an,  Cholupic,  Radic  und  einige  kleinere  Be> 
Sitzungen  und  ein  Haus  in  Prag  gekauft.  Bei  dem  Ankaufe  dieser 
Güter  hatte  er  sich  die  manigfachsten  Übervorteilungen  erlaubt;  er 
liiittc  die  Kaufsumme  selbst  dann  noch  in  langer  Münze  irezahlt,  ab 
der  Kaiser  die  Annahme  derselben  hei  den  (Intskiuifeu  bereits  ver- 
boten hatte,  oder  Zahlun^^en  tingiert,  wo  er  keine  gelei-^tff  hatte. 
Eines  der  Güter  (Radi»')  hatte  er  von  den  Erben  des  Adam  Mislik 
gekauft,  dem  dasselbe  konfisciert  worden  war  and  der  also  dasselbe 
nicht  mehr  rechtlich  besais.  Für  alle  von  ihm  gekauften  Güter  hätte 
er  mit  Ansscbluls  von  Bie2an,  Cholupic  und  Radi£  die  Summe  von 
419890  Gulden  erlegen  sollen,  thatsachlicb  hatte  er  nur  202236  Gulden 
in  langer  MQnze  gezahlt,  also  in  guter  Monze  nur  25279,  aulserdem 
gab  er  Kleinodien  im  Werte  von  80000  Gulden,  bezttglidi  deren  er 
mit  Grund  beschuldigt  wurde,  dafs  er  sie  aus  den  konfisderten  SchlOfflem 
gestohlen  habe.  Die  nuf^e/ilhlten  Güter,  die  heutzutage  einen  Wert 
von  vielen  Millionen  Gulden  repräsentieren,  erwarb  ein  Mann,  der 
zur  Zeit  der  Resieiriing  des  Aufstandes  kein  n»'nnenswertes  Vermögen, 
zum  mindesten  kein  Gut  besal's;  al)er  dadurch,  «lals  vr  sirh  zum  Ver- 
trauensmann des  Fürsten  von  Liechtenstein  aufschwang  und  durch 
«len  Müu/.vertrajr  ihn  zu  seinem  Werkzeug  machte,  sich  auch  in  die 
Gunst  des  späteren  Herzogs  von  Friedland  einschmeichelt!'  und  bei 
der  Konfiskation  und  Gegenreformation  eine  Hauptrolle  spielte,  gelang 
es  ihm  einen  Beichtum  anzuhAufen,  dessen  trabe  Quellen  schon  seinen 
ZellgenosBen  teilweise  bekannt  waren,  ganz  aber  erst  in  dem  sechsten 
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Jahizehate  des  17.  Jahrhunderts  Molagelegt  wurden.  Bei  dieser  Cre- 

legenheit  wurde  auch  bekannt,  dafs  er  von  Bassevi  wöchenflieh 
450  Gulden  (wahrscheinlich  während  des  Jahres  1621)  empfanden  und 
dafs  er  ftlr  die  als  Konsortialinitglied  eingelegten  2932  Mark  Silber, 
von  denen  er  einen  betr;<«']it!irhpn  Teil  in  den  bölimischen  Schlös^t'^rn 
erbeutet  bsibr-n  mag,  720  Ibü  (miIiIph  in  langer  Milnzo  orlialten  habe. 

Die  zweite  Anklage  lautete  (luliin,  Michnu  habe  durch  falsche 
Vor8piei?el linken  und  «.hiittungen  nachweisen  wollen,  dafs  er  dem  Kaiser 
im  Jahre  lü23  vm  Darlehen  von  100000  Thalem  gemacht  habe,  w<us 
doch  keineswegs  der  Fall  gewesen  sei  und  habe  sich  dessen  völlige 
RQdczahlnnfT  im  Nominalwert,  nmöge  der  Geldwert  der  Münze  Stögen 
oder  fallen'',  bedungen,  obwohl  er  von  der  bevoistehenden  Devalvation 
der  Mfinze  genau  Kunde  hatte.  Endlich  beschuldigte  man  ihn,  dala 
er  Bich,  als  er  zum  Genmlkriegskommissir  ernannt  wurde,  bei  den 
Proviantrechnungen  Betrügereien  habe  zu  schulden  kommen  lassen. 
Von  seinen  Erben  wurde  ein  Ersatz  von  8860527  Gulden  verlangt. 
In  welcher  Weise  der  gegen  ihn  anjrostrengti*  l'rozefs  endiLrtc  und 
welchen  Schad«  iut^;«!/  ^Hne  Erben  leisteten,  ist  nicht  bekannt,  da 
alle  weitereiu  diese  Augeiegenheit  betretfeudcu  Akten  nicht  mehr  auf- 
findbar sind*. 


*  ArchiT  df»  k.  u.  Ic  BddnfiiuosmiiiisteriiiinB:  Veiiddmw  der  koafl«aeitett 
Guter,  welche  Paal  Miclina  «a  sich  gebradit.  YeneiebmB  dessen,  so  bishero  an 

Herrn  (irafpn  Wenzel  Michna  von  Waizpnhofen  prätendiert  worden.  Gri^ndlirhc 
Infunnation  wegen  des  Fiskus  wider  den  ürafen  Wenzel  Mirhna  von  Waizenhofen 
habender  Forderungen  und  bishero  geführter  zweier  Prozesse. 
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Steuerrückstände  aus  der  Zeit  des  Auistandes.  —  Plan  der  ZoUverpacbtung.  — 
filaintt».  —  Kiniiatine«  md  Ausgaben  1621  und  18S28.  —  Ken«  Steuemusschrei- 
braseo.  —  Vertrag  mk  Miclma  ober  Getreide-  and  Brotlieferung.  —  Einqaartierung. 

—  Darleben.  —  Verpfändung  von  k.  StiUltcn.  Befestigung  Prags.  —  Vcrilndprte 
Stellung  Liechtensteins.  —  Neue  Steuerlorderiingen.  —  Stcllnn;'nahtiit'  der  Hol- 
karamer  g^en  Liechtenstein.  —  Ratschläge  Lieclitenüt«iuti.  —  Darlebnsanbot 
Brsndenstdot.  —  GeOliilidie  Lage  der  Kaiserlidien  in  Bühren.  —  Nene  Stener- 
ansschreibongen  wegen  derselben.  —  Maximilten  ftber  die  Lage  in  Böhmen.  — 
Itüstiinpen  großen  Bethlens  Angriff.  —  Fonlonm^pn  dor  bayrischen  Hilfstruppen. 

—  f  olgen  des  Münzbankerotta.  —  PreisUixe.  —  Dariehnsverhaiullungen.  —  Not- 
weodi^eit  einea  Landtages.  —  Kachl&ssigkeit  der  Beamten.  <—  Blingd  der  Ver* 
tesmig  Oberiumpt      Reise  des  Kaisen  von  Micbna  hintertrieben.  -  Weinsteuer. 

—  ErftrlPnTnji  dir  Frage,  ob  Steuerausschreibungen  (»linc  Liiiulutgs^esclilufs  zu- 
lässig seien.  —  bittschritt  der  obersten  Landesbeaniten  zu  Ciunsten  der  alten  Ver- 
fassung. —  Tadel  ihrer  Parteinahme  fiir  die  Stande.  —  Steuerausschrei buug  tllr 
I6SSS.  —  Abdankniq;  des  HolstelniBcben  Kegiments.  ^  Waldateins  Tmppenwerbnng. 

—  Aufstand  der  Bauern  auf  dem  Gute  Wartenbergs,  Markersdorf.  —  Unnihen  im 
Hensogtinii  Friedland  und  anderwärts.  —  Lirchtrastein«  grnfser  Finanzboricht 
1627.  —  Steuermildeningcn.  —  Liechteosteina  i'od.  —  Würdigung  seiner  Regierung 
m  fiobmoi.  —  Frage  der  Wiederbesetmng  des  Statthallerposfcens.  —  Nene  Sleiier- 

auaachreiimng.  —  Truppeneinquartierung.  —  Der  Kanunernns  der  Stldte. 

Neben  den  ('rzwunueiieii  Anleheu  auf  die  stä4lLi5k:heii  Kammer- 
guter  uud  iieu  iudirekteu  Eiiiuahinea  bemühte  Bich  die  Regierung  auch 
dadnreh,  Geld  aus  dem  lande  hennszoBchlagen,  dals  sie  nachtrftglich 
Stauern  von  jenen  einfoxdeite,  welche  sie  zur  Zeit  der  rovolutionflien 
Begiemng  nielit  gezaldt  hatten.  Eb  war  sonderbar  genug,  von  den^ 
jenigen,  die  der  gehaTsten  revolutionären  Begiemng  die  Mittel  zu 
ihrem  Bestände  nicht  geboten  hatten,  eine  Zahlung  zu  verlangen: 
fconsequenterweise  hfttte  man  dieselben  belohnen  und  die  pOnkdicfaen 
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Steuerzahler  strafen  sollen.  Bei  der  Fiiifontemnu  der  Steuern  wahrte 
man  aiifanpr?  noch  den  Schein,  indem  der  Statthalter  in  dem  betreffen- 
den Tatonte  beliauptete,  dal's  die  rebellische  Ke^e^un^:  die  Steuern 
vun  den  lie^tanten  auR  Part^i^ruust  nicht  eingefordert  hal)€.  In  dem 
Zahlungsaufträge,  «len  Liechtenstein  einige  Wochen  spJlter  an  die 
Prager  richtete,  liefs  er  die&en  Vorwand  aber  bereites  fallen  und  forderte 
einfach  die  Nachzahlung  der  im  Jahre  1615  für  die  folgenden  fünf 
Jahre  bewilligton  Steuern  von  allen  jenen,  die  sie  noeh  nicht  erlegt 
hfttten.  Selb6t?eTBtftndlich  hatten  die  Mahnungen  nicht  das  gewQnscbte 
Resultat;  denn  wer  bis  dahin  die  Steuern  nicht  gezahlt  hatte,  hatte 
dies  meist  aus  UnvermOgenbeit  gethan,  und  wenn  jemand  wirklich  sich 
der  Nachsicht  der  revolutionilren  Rejziening  erfreut  hatte,  so  stand  er 
auf  dem  Verzeiclini^  der  schuldigen  Rebellen,  und  seine  Güter  waren 
daher  bereits  mit  Beschlag  belegt.  —  Vm  das  Einkommen  zu  erhöhen, 
fafste  man  in  Wien  auch  den  Plan,  das  Erträgnis  der  Zollgefillle  an 
den  (Irenzen  zu  verpachten,  aber  niemand  tnfldeto  sich  um  dir  Über- 
nahme der  Pachtung.  Wir  eifaliren  bei  dwi-vr  delegenheit,  dal's  der 
Zoll  nach  dem  Wert  der  Waren  li»Mness(>n  wurde,  dafs  er  nicht  blnfs 
bei  der  Einfuhr,  sondern  auch  bei  der  Ausfuhr  erhoben  wurde,  und 
dafs  es  81  Zollstätten  gegeben  habe,  die  das  Land  nicht  blofs  gegen 
Deutsehland,  sondern  auch  gogen  Österreich  und  Mähren  sperrten. 
Die  Besoldung  sftmtlicher  Zollbeamten,  die  Kanzleikosten  mit  sonstigen 
Nebenauslagen  beliefen  sich  jährlieh  auf  die  Summe  von  8619  Thalem^. 
Dort,  wo  der  Verkehr  äufserst  gering  war,  bekam  der  Zolleinnehmer 
jährlich  5.  10  oder  12  Thaler,  sein  Gegenschreiber  noch  weniger; 
bei  starkem  Verkehr,  Mie  z.  B.  in  Tetschen,  bekam  der  Einnehmer 
46  Thaler,  der  Kontrolleur  28,  der  Zetteleinnehmer  10,  ein  Aufseher 
B  Thaler,  und  aufserdem  wurden  an  Kanzleiauslatren  4  Thaler  be- 
rechnet. In  Budweis  bekam  der  flinnehnier  120  Xhaler,  der  Kontrolleur 
CO,  der  Zollboreiter  102  Thaler;  von  zwei  Thorwnrtern  erhielt  jeder 
10  Thaler  und  fUr  Kanzleiausgabeu  wurden  4  Thalcr  bereohnt't.  Mau 
iimis  annehmen,  dafs  die  so  gering  besoldeten  Personen  ihr  Amt  nur 
als  Nebenbeschäftigung  versahen,  wenn  nicht  vielleicht  die  Fuhrleute 
zu  einer  besonderen  Abgabe  an  sie  verpflichtet  waren.  Znr  ErhShung 
der  Zollerträgnisse  verordnete  der  Kaiser,  (am  22.  Juni  1622),  dafe 
bei  der  Ausfuhr  */m  des  Warenwertes,  bei  der  Einfuhr  Vm  erhoben 


*  Archiv  der  Stadt  Prag:  l'ateut  Liechteu&teiofi  dd.  1.  Februai',  61.  Miurs 
und  7.  April  1621.  —  BObraiscbM  StatthaHereiftTcliiT:  Yenddinis  der  ZoUiinter 
in  Böbtnen  und  die  Besoldung  der  Zollboaniten  dd.  1.  Mai  1621.  —  Archiv  des 
k.  und  k.  ReichiifiiiiinnDiiuafeenums:  Liechteostein  «d  Ferdioaiui  II.  dd*  4  Mai  1622. 
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irerden  solle.  Maii  empfand  zugleich  in  Wien  die  Notweodigkeit,  an 
die  Spitze  der  böhniisclipn  Finanzverwaltunfi  einen  Mann  von  untadel- 
hafter  Redlichkeit  zu  borufen.  Als  solcher  empfahl  sich  Herr  von  Sla- 
wata,  der  schoii  vor  dein  Aufstände  diesen  Posten  bekleidet  hatte,  bis 
jetzt  aber  noch  iuuiier  in  Passau  weilte.  Er  wurde  nach  Wien  be- 
rufen und  stellte  für  die  Übernahme  des  Amtes  mehrere  Bedini^ungen, 
die  waiirscheinlich  die  anzustelleudeu  Kaninu  rrate  betrafen.  Man  war 
bereit,  auf  dieselben  einzugeben,  verschob  aber  die  endgültige  Eat- 
8dieidttog  bis  auf  die  Ankunft  des  Kaisers  in  Prag  und  sehidcte  vor- 
Iftufig  den  Herrn  von  Slawata  wieder  nach  Passau  zurück  K 

Trotz  der  jedenfalls  nicht  sehr  ergiebigen  Steuern  belief  sich  das 
Einkommen  ans  Böhmen  innerhalb  der  beiden  Jahre  1621  und  1622 
auf  mehr  als  neun  Millonen  Gulden*.  Was  diese  Summe  bedeutete. 


^  Archiv  den  k.  und  k.  Reirhsfiiian/ii.istoriiims:  Ferdinand  nn  Liedttaistein 
dd.  2.  Juni  1621.    Kaist  rlidipr  Hefehl  an  Slawata  dd.  17.  Juni  1621. 

'  Diese  Summe  setzte  sich  zusammen  am  den  Erträgnissen  der  königlichen 
Ofiter  (66708  Gulden),  ans  dem  Kammmiiis  der  Stidte  (4830),  am  den  Zoll* 
eiiikiinften  und  den  stAdtischen  Ungelten  (82470  Golden),  aus  den  üiergcideni 
(71430  Gulden),  aus  den  eingeforderten  rückstandigen  Steuorn  Gulden),  aas 

dem  Gewinn  bei  der  Münzprägung  vor  lü-richtung  des  Münzvertrags  und  aus  den 
Ertrlgnissen  der  Beigworke  (2010245  GuldenX  aas  dem  im  Jahre  1622  eingesahlten 
Paehtschiiling  infolge  de»  MOnzvertrags  (3262718  (juldenX  aus  Darlehen  auf  kon- 
fi«ri<Ttp  Güter  und  ati'  ihrem  trilwi  im  ii  Verkauf  (2279388  Gulden),  «ns  Darlehen 
der  königlichen  Städte  und  einzelner  Edelleute  ('»30860  Gulden)  und  aus  sonstigen 
EinnahmsqueUen  und  Strafgeldern  (207  773  Gulden).  Die  küniglicben  Güiter  lieferten 
ahrigcni  nicht  biofi  82410  Golden,  soodero  86079  Thaler,  «bo  die  doppelte 
Siiniinp,  aber  da  die  eine  Hälfte  nicht  direkt  ans  Rentamt  abgeführt,  sondern  ftir 
die  V(  i-])flc{;iing  der  Truppen  und  amlrTP  Auslajrfn  verwendet  wurde,  wurde  sie 
nicht  weiter  in  Rechnung  gebracht.  Von  diesem  (lelde  wurden  in  der  genannten 
Zeit  8996413  Gulden  so  ▼ersdiiedeiien  Zwecken  Terwendet,  aodalk  in  der  Praga* 
Bcotamtskassa  nur  «  in  lü  st  von  15226  Gulden  übiü'  blieb.  Au!<gegeben  wurde 
das  GpUI  zu  folgenden /wecken :  für  den  Kaisei  und  seinen  Ilnfstaat  4><4510 'Itildpn. 
für  Kriegsauslagen  aller  Art  6896  '>t>»  Gulden,  darunter  auf  das  Ikitcrregiment  des 
Heraogs  Heinrieh  Julius  Ton  Sachsen  256026  Goldeo,  auf  sein  Fufsvolk  45298^ 
auf  die  Waldstein.schen  Heiter  179648  Gulden,  auf  sein  PursTolk  580258  Gulden, 
fiir  die  Gi'iHtliclikcit  nelun  den  sonstigen,  zehnmal  gröfseren  (ieschenken  .32719 
Guldeu,  au  Besoldungeu  lur  die  verschiedenen  Ämter  168431  (iulden,  an  (innden- 
gaben  und  Pensionen  318450,  au  Besoldung  der  mit  der  Venuteilung  der  Rebellen 
und  der  Konfiskation  ihrer  GQter  beechftfligtea  Personen  38281  Gulden,  an  rflck- 
gezahltcn  Schulden  und  Zinsen  619168  Gidden,  an  veischiedenen  onlentlichen  und 
an fsemrd entlichen  Ausgaben  (danintor  Cm  die  Verpflp?nn!i  der  (ieffinftenen  1244-') 
Gulden)  die  Summe  von  389909  Gulden.  —  Archiv  des  k.  und  k.  Kcichstiuanz- 
nunisterioms:  Die  Berechnungen  Aber  die  EinkOnfte  und  Aosgaben  wahrend  der 
Jahre  1621  und  1622  und  über  die  Kinkünfte  der  königlichen  Güter  Pürglits, 
Zbirowt  ToCnfk,  K6nigsho(  Bcandeis  an  der  Elbe,  BenÄtek,  Pierov,  Lissa,  Pardubita, 
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kaiiD  mau  besten  daraus  ersehen,  wenn  nmu  in  die  Steuerträ«:ni86e 
vor  dem  Anlstaude,  also  als  im  Laiidi'  "Wohlstand  hen-srhte.  Einsieht 
ninuut.  Im  Jahro  l'^l.^  hntrf>  ri'  r  <  iriiorallandtat:  tUr  lunf  Jahre  linhore 
Steuern  als  sonst  liewilli^^i,  um  deui  Kuuige  nicht  hlol;.  für  die  lautenden 
Aublaiiren  die  nüti:j;pu  Mittel  zu  gewähren,  sondern  ihn  auch  von  seiner 
Schuklenlaist  zu  befreien.  Der  jährliche  Ertrag  ilerselben  wurde  auf 
840000  riiuler  berechnet.  Man  kauü  also  das  normale  Steuereinkommen 
auf  etva  eine  MiUioii  Gulden  veranBehlagea.  Zu  diesem  iLam  noch  der 
Ertrag  der  königlichen  Gfiter  und  einiger  GefiÜley  die  samt  und 
sonders  kaum  200000  Gulden  betrugen.  Aus  welchen  Quellen  flols 
also  die  exorbitante  Summe  tou  neun  Millionen  Gulden?  Zu  der- 
selben lieferte  die  Grundsteuer  nur  485  619  Gulden,  die  nur  aus  der 
Nachzahlung^  der  rücksütndigen  Steuern  einflössen.  Dagegen  hatte 
sich  die  Regierung  die  ergiebigste  Hilfs()uelle  in  der  Münzver- 
bchlechtorunpi:  (2  010  245  Gulden),  ferner  in  der  Mttnzveqiachtung 
(8  2(32  713),  in  dem  Verkaufe  einiger  konfiszierter  Güter  f2  270  3*<8^. 
in  erzwungenen  Darlehen  und  in  Verhiumun«-'  von  Strafgeldern  *  i  uffm  i. 
Von  den  neun  Millionen  wurden  zur  Bezahlung  des  Krieg6V(»lke>  und 
sonstiger  Kriegsbedurfnisse  t>8Öt>5t>8  Gidden  verwendet.  IVr  Kaiser 
wollte  nach  dem  Nikolsburger  Frieden  mil  Hilfe  dieser  Zahlung  den 
grOfeten  Teil  seiner  Armee  yerabsehieden.  Sein  Plan  wurde  jedoch 
dadurch  durchkreuzt,  dafs  die  Obeivten  zuerst  die  Bezahlung  ihres 
eigenen  Soldes,  dann  ihrer  Vorschösse  auf  Waffim,  Munition  und 
Proviant  verlangten,  und  für  die  Tilgung  der  Soldreste  nur  wenig 
Geld  Qbrig  blieb ,  so  dafs  man  die  Verabschiedong  der  Truppen  nur 
in  geringem  Mafse  bewerkstelligen  konnte.  Ein  grolser  Teil  der 
Truppen  war  in  Böhmen  einquailiert,  und  wenn  man  die  Kosten  der 
Ein(|uartierung  und  die  von  den  SoMaten  geübten  Käubereien  be- 
redniet ,  so  betruiren  dieselben  wiihrend  der  Jahre  1621 — 1022  weit 
mehr  als  neun  Millionen,  wie  die  dokumentarisch  sichergestellten  Aus- 
lagen der  einzelneu  Städte  nadiweisen. 

Indem  die  Reirierung  neben  dem  manniirtiwlieu  indirekten  f'.in- 
konmien  nur  die  Nachzahlung  der  schuldigen  Steuerreste  verlangte, 

Kdliii  uinl  I'iiiIiMi,  Iii.  Kin  .^ktt'nstikk  di'-^  k.  und  k.  llcirlisfiiuinzmiiii-tpriiiins  <iiobt 
naher  Kiiiide  über  die  Darlehensgeber  der  .lahre  ltj21  und  1622.  iui  Jahre  1621 
lieh  Alexander  vuu  Grotta  II 000  Gulden,  WoÜ"  Uberg  von  Wlesowec  50000;  ini 
Jahn  1622  liebra  Hus  Krepff,  AppellatkHnnt  1000  Golden,  FVau  Elisab^  von 
Lobkowitz  17500,  Hans  Heinrich  Ikodicky  14000,  Wilhelm  von  Slawata  1^666 
Gulden  40  Kroiizer.  Frau  Eleonore  llasslerin  116R6  finlflcn  40  Krcttzor.  die  Stände 
des  Glogatier  Fürstentums  70690  Gulden,  die  SitÄdte  desselben  1<  tirstentunis  :iöÖ4<). 
Dieses  VeReichni«  ist  selb«trentaDdUch  nickt  rollständig,  sondern  macht  uns  nur 
mit  einem  Tcit  der  Gläubiger  bekannt 


Digitized  by  Google 


—  369  — 


verletste  aie  eigentlich  nocli  niefat  die  VerÜRssung;  dies  geschah  erst 
am  13.  August  1622,  als  Liecbteostein  aus  eigener  MaehtvoUkommen- 
heit  eine  Geld-  und  Getraidesteuer  ausschrieb*;  monatlich  sollte 
wfthrend  des  folgenden  halben  Jahros  Ton  jeder  Bauernansftssigkeit 
ein  halbes  Viertel  Strich  Kom  und  ebensoviel  Hafer  erlegt  werdeo. 
An  dieser  Steuerleistung  sollten  sich  die  (irundherren  und  die  Bauern 
beteiligen,  jeder  von  ihnen  also  wahrs^iieiulich  die  Hälfte  erlegen. 
Freibauern  niufsten  je<len  Monat  einf^ii  Strich  Korn  und  oinon  Strich 
Hafer  crlpirt'n.  Da  dpr  Ertrag?  dieser  Steuer  dem  Kaiser  !!i<'ht  t^^cnOgte, 
truu  er  tieiii  Fürsten  schon  einen  Monat  später  (14.  SepteiäriK-r)  auf, 
die  Getreidelieferuugei)  /u  venloppeln  und  aurstirdem  von  jedem 
Bauer  wöchentlich  die  Zuhiunj?  von  neun  Kreuzern  und  von  deui 
Grundherrn  neben  der  Getreidelieferung  auch  eine  entsprechende 
Summe  zu  verlangen.  Liechtemtein  hatte  sich  schon  im  Monat  August 
nach  Wien  verfügt  und  wJUirend  seiner  Abwesenheit  den  Oberstbuig- 
grafon,  Herrn  Adam  von  Stemberg,  die  Herren  von  Waldstein  und 
von  HartinitiE,  den  Oberstlandschreiber  Klenowy  und  den  kaiseriichen 
Rat  Michna  mit  der  Verwaltung  des  Statthalteramtes  betraut  Da  er 
sich  in  "Wien  persönlich  überzeugte,  dafs  kein  Widerstand  gegen  die 
kaiserlichen  Wünsche  erhohen  werden  könne,  trug  er  seinen  Stell- 
vertretern in  lYag  auf,  durch  l'aUnte  die  neuen  Steuerfrinleningen 
veröflFentlichen  zu  Iftssen:  von  jenen,  die  den  KHi-^or  walirend  des 
Aufstandes  treu  verblH-ltiMi  seien,  solite  diese  erhöhte  i^teuer  nicht  als 
eine  Zwangssteuer,  sondern  als  eine  gutwillige  Leistung  erhoben 
werden 

In  Böhmen  beeilte  uiau  sich  iiidil  diesem  Auftrage  nachzukommen ; 
die  Unmöglichkeit,  den  Bauern  neben  einer  doppelten  Naturalliefenmg 
auch  noch  eine  Geldzahlung  anfeuhalsen,  war  zu  sehr  in  die  Augen 
fiJlend.  Zudem  war  die  Entlassung  der  Truppen  wieder  eingestellt 
worden,  es  wurden  sogar  neue  Werbungen  wegen  des  jetzt  in  Deutach- 
land wütenden  Krieges  vorgenommen,  und  Böhmen  war  daher  zu 
Ende  des  Jahres  1622  wieder  mit  Truppen  Uberfidlt.  Die  Stellvertreter 


1  Es  ist  möglich,  dufs  Liechtenstein  auf  eigene  Auktoritiit  schon  früher  direkte 
Stenern  Ausschrieb:  «las  erst(>  Stenenins^cltreibuDgqwtent,  du  vir  gefanden  haben, 
gehört  jedoch  er&t  dem  13.  August  1622  ao. 

*  Archit  ie»  k.  und  k.  Reicbsfinaotminuteriimis:  Feidiiiand  IL  an  Liechten- 
stein  dd.  6.  April  1622.  Liechtenstein  an  Ferdinand  If.  dd,  30.  Af>ril  1622.  — 
Prager  Stadtarchiv:  Zwei  Patente  T.icrlitensteins  dd.  1.3.  August  1622.  —  Böhmisches 
Statthaltereiarchiv:  Ferdinand  11.  an  Liechtenstein  dd.  U.  September  1622.  Liechten» 
stein  an  die  Statthalter  in  Böhmen  dd.  Wien  15.  September  1622. 

01«4*l7.  O^nivfiiniiitim  in  VAnM.  24 
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liediteiisteiiiB  sehlugen  deshalb  vor,  es  mflsie  bei  der  toh  ibm  am 
18.  August  ausgeschriebenen  KatutaUiefening  bleiben,  und  nur  noch 
jeder  Bauer  monatlich  10  Kreuzer,  sein  Grundherr  für  jeden  derselben 
monatlich  fünf  Kreuzer  zu  erlegen  haben.  Zugleich  wollten  sie  einen 
Unterschied  zwischen  den  treujrebliebenen  und  den  durch  die  Rebellion 
beTiiakeltori  Untoi-thanen  nicht  bloCs  in  Worten,  sundoro  auch  in 
Thaten  gemacht  wissen;  erstcre  sollten  nämlich  vou  jt  ii(  r  (iptreide- 
liefpning  und  Geldzahlung  befreit  sv'm.  Fürst  Liechlen^ieiu .  der 
niittlerweik'  nach  Prag  zurüchgekebit  war,  berichtete  über  diei^e  Vor- 
schläge nach  Wien,  indem  er  ihnen  beistimmte.  Auch  die  Hofkaniiner 
trug  den  schwierifieu  Verhältnissen  Rechnung  und  erklärte  sich  mit 
den  vorgeschlagenen  geringeren  Leistungen  im  allgemeinen  einver^ 
standen;  doch  wollte  sie  den  treaen  Anhftngem  des  Kaisen,  die  jetzt 
den  gri^fsten  Teil  des  Landes  innehatten,  und  deren  Goter  sich  zum 
Teil  doch  einiger  Schonung  eifreuten,  keine  Steuerfraihät  zugestehen. 
Der  Kaiser  entschied  im  Sinne  des  letztangefQhrten  Gutachtens,  und 
hienacli  wurde  auch  die  Steuer  bis  Ende  Febniar  1623  festgesetzt. 
In  dem  Patent ,  welches  die  Steuern  für  die  Zeit  vom  1.  März  bis 
1.  September  1623  bestiimufe,  kehrte  man  jedoch  wieder  zu  dem  vom 
Kaiser  bestimmten  Ausmaise  /uriick.  Die  B:!iierri  st)llten  für  diese 
ganze  Zeit  monatlich  ein  Viertel  Strich  Korn.  >  !h nsoviel  Hafer  und 
monatlich  10  Kreuzer  abliefern;  ihre  (irundherreii  aut:;  eigenem  Säckel 
für  jeden  bei  ihueu  an^siissigen  Baiiei  u  fünf  Kreuzer  monatlich  erlecren. 
In  den  Städten  sollte  jeder  Hausbesitzer  monatlich  15  Kreuzer  und 
anderthalb  Viertel  Korn  und  Hafer  erleben;  Freibanein  wurden  höher 
besteuert.  Von  jedem  Judenhaus  im  Lande  mullste  ein  Gulden  monat- 
lich gezahlt  werden;  aufserdem  sollte  jeder  volQähnge  Jude  zehn 
Kreuzer,  jeder  mindeijSlirige  sechs  Kreuzer  monatlich  erlegen.  Man 
ersieht  aus  diesen  Mitteilungen,  dafs  der  Vorteil  des  Adels  gewahrt 
blieb,  denn  während  in  der  Zeit  vor  dem  Jahre  1618  der  Grundherr 
regelmäfsig  so  viel  hatte  zahlen  ujüssen,  wie  seine  Baueio  zusammen, 
zahlte  diesmal  der  Adel  nur  die  Hälfte,  und  von  der  Getreideliefornng 
wurde  er  tranz  entlmnden '. 

Die  Naturalkoutrihution  wurde  hauptsächlich  deshalb  aus^'eseh riehen, 
weil  man  das  im  Lande  stationierte  Kriegsvolk  mit  Brot  umi  suusiigcm 
Proviant  versehen  und  nii  iit  mehr  der  jetzt  in  seltenen  Fällen  aus- 
reichenden Verpflegung  durch  die  Bauern  Uberlassen  wollte.  Der 


*  Archiv  deä  k.  und  k.  KeichäfinaozministcriuuB :  Die  Uolkammer  an  den 
Kaller.  De>emb«r  1622.  Entadieiditiif  des  Kaiion  dd.  20.  Denaiber  1622.  — 
ArehiT  der  Stadt  Pnig:  Steueipateal  dd.  17.  FeliniBr  1628. 
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Eiuflufs,  welolieii  Paul  Miehna  auf  Liechtenstein  infolge  ilii  er  f,Tinciii- 
schaftlicheu  Mimzgüschäfte  gewonnen  hatte,  zeiirt  mch  am  hesten 
darin,  dafs  Liechtenstein  ihm,  ohne  in  Wien  uaclizufrageu,  durch  einen 
Vertrag  die  BrotUefemng  fllr  alle  im  Lande  gamisoniereuden  Truppen 
übertrug,  ilun  dafbr  die  gesamte  GetieidekoDtributien  überlieferte, 
50  000  Gulden  zur  Dedcung  der  Vomuslagen  auszahlte  und  ihm  den 
Einkauf  von  Getreide  freistellte,  wenn  das  als  Steuer  eingelieferte  Itlr 
die  TruppenTevpflegung  nicht  ausreichen  würde.  Michna  durfte  jedes 
Pfund  Brot  mit  4  Kreuzern  berechnen,  so  lan^e  der  Getreidepreis  im 
Lande  nicht  mehr  als  ftlnf  Thaler  für  das  Strich  Korn  betrug.  Im 
Falle  dieser  lioher  Ptie<?  oder  fiel,  sollte  eine  eritsprecliende  Erlidhnng 
oder  Verringerung  eintreten.  Da  weder  über  das  von  den  Bauern 
gelieferte  (yotreide  ordpnnic!i<'  Kontrolle  geübt  wurde,  noch  über  den 
wahren  Einkaufopreis  s  !•  hleuden  sichere  Daten  vorlagen,  so  war 
das  so  recht  ein  Geschalt  für  einen  unehrlichen  Manu  wie  Michna. 
Man  schüttelte  auch  in  Wien  den  Koyf,  als  Liechtenstein  von  dem  ab- 
geschlossenen Vertrag  Kunde  gab;  die  Hofkammer  behauptete,  die 
Getreidekontribntion  müsse  mehr  liefern,  als  fbr  die  Verpflegung  der 
Truppen  nOtig  sei,  es  könne  demnach  von  einem  Getreideankauf  nicht 
die  Bede  sein.  Dennoch  entbchied  sich  der  Kaiser  für  den  Vertrag 
mit  Midma,  weldier  diesem  eine  wahre  Goldgrube  erOfihete.  Auch 
auf  Michnas  Bruder,  (ieorg  mit  Namen,  der  bis  dahin  Appellationsrat 
war,  ergofs  sich  damals  ein  Gnadenfüllhoi-n.  Der  Fürst  von  Liechten- 
stein ernannte  ihn  „zum  Inspektor-Oberhauptmann"  über  die  könig- 
lichen Stitdte  mit  dem  Rechte,  die  Hauptleute  in  denselben,  sowie  die 
Kaiserriehter  und  ^uidoro  r^ffi/ierr  anzustellen,  über  die  Wirtschaft  in 
den  Stadtgtiteni  Weisungen  zu  erteilen  und  die  Oberaufsicht  über  die 
kaiserlichen  Einkünfte  aus  den  SUldten  und  den  kaiserlichen  Herr- 
schaften zu  führen.  Mau  sieht,  es  war  eine  der  einHufsreichsten 
Stellungen,  die,  im  Falle  Georg  unehrlich  war,  seinen  Säckel  füllte, 
jedenfidls  aber  sein  Ansehen  ungemessen  erweiterte.  Der  Kaiser  be» 
stätigte  diese  Ernennung  mit  dem  Vorbehalt  des  Widerrufe'. 

Dafe  die  Regierung  die  Verpflegung  der  Trappen  mit  Brot  selbst 
übelnahm  und  weder  die  Gutsherrn  noch  die  Bauern  damit  belastete, 
zeigt,  dals  sie  den  nbermäfsigen  Ansprüchen  der  Soldaten  entgegen- 
treten wollte.  Es  half  dies  indes  wenig,  da  die  hohen  und  geringeren 
Offiziere  ihre  Gelüste  darum  doch  nicht  bezähmten.  Als  Liechtenstein 


'  Archiv  des  k.  iiml  k.  RoiclisAnanzininisteriunts :  Die  Hofkanuner  au  dea 
Kaiser.  Zwei  kaiserliche  Entscheiduogeo  dcL  4.  März  1623. 
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dem  Herzog  Julius  Heinrieh  von  Sachsen  auf  den  für  sein  Regiment 
bestimmten  monatlichen  Sold  yon  26000  Gulden  etwas  über  zwei 
Drittel,  nftmlieh  18000  Gulden  ablieferte  und  dem  Herzoge  aulserdem 
für  seinen  persöulichen  Unterhalt  2000  Gulden  auszahlte,  begnügten 
Bich  weder  er,  noch  seine  Untergebenen  mit  der  Zahlung.  Die  Offiziere 
nötigten  vielmehr  ihre  Quailierleute  /u  besonderen  Zahlungen  und 
rauhten,  wenn  diese  ni('ht  augenblicklich  ei-fol^rten,  die  Häuser  aus, 
so  (lafs  hie  und  da  die  Einwohner  davonliefen.  In  Chrudini,  wu  ein 
Teil  des  Re<iiment8  stationiert  war,  standen  infolge  dessen  zu  Anfang 
1623  iUi  SO  Ilauser  leer. 

Für  das  Gebaren  der  imter^rcordnetün  Offiziere  und  fcjoldaten 
bietet  sich  von  selbst  eine  Entschuldigung,  wenn  man  weils,  wie  wert- 
los das  Geld  war,  mit  dem  sie  ausgezahlt  wurden,  aber  da6  der 
Herzog  sieh  mit  der  monatlichen  Zahlung  von  2000  Gulden,  die  oime- 
dies  höher  bemessen  war,  als  für  alle  anderen  Obersten,  nicht  begnOgte, 
empörte  selbst  die  Hofkammer.  Sie  schlug  daher  dem  Kaiser  vor, 
sein  Beginient  zu  verabschieden  und  dem  ObersUni  eine  Rüge  zu  er- 
teilen. Ferdinand  befolgte  den  Kat  aber  nur  insofern,  als  er  den 
Herrn  Werda  beauftrairte,  dem  Herzog?  „mit  (i]inii)f"  sein  Unrecht 
anzudeuten.  Zugleich  gab  ei  dem  Fürsten  Lieehtenstein  den  Befehl, 
die  Mittel  licreit  zu  halten,  um  dem  Kepment  den  schuldigen  Sold 
auszuzahlen  und  es  dann  aufzulösen.  Wie  soliwcr  es  aber  mit  der 
Auszahlung  und  Auflösung  gehen  würde,  hatte  der  Fürst  schon  einige 
Tage  vorher  angedeutet,  indem  er  berichtete,  dais  neben  dejn  sächsi- 
schen Regiment  auch  das  des  Herzogs  Adolf  von  Holstein  sich  weigere, 
das  leichte  Geld  an  Zahlungsstatt  anzunehmen  und  alte  BeidianOnze 
verlange.  Es  lagen  damals  in  Böhmen  aulser  den  beiden  genannten 
Begiraenten  noch  drei  Regimenter  Fufovolk  (Gollalto,  Liechtenstein 
und  Waldstein),  zwei  Fkeiltompagnien  Fulsvolk  (Kolowrat  und  PicUer), 
vier  Beiteiregimenter  (Waldstein,  Marradas,  Bihai  und  Dampierre; 
dieses  letztere  Regiment  trug  noch  immer  den  Namen  seines  im 
Jahre  1620  gefallenen  Obersten)  und  zwei  Reitcr-Freikompagnien 
(Auersi)erg  und  Isolani).  Für  di'  sp  gingen  monatlich  an  Sold  198 186 
Gulden  auf.  Da  Liechtenstein  hielür  mit  den  böhmischen  Einkünften, 
die  auch  für  di<'  Verwaltung  des  Landef?  und  für  den  kaiserlichen 
Hofstaat  verwendet  werden  mufsten  und  int  Jahre  1(323  nicht  mehr  so 
reichlich  eintiü&seu,  wie  in  den  zwei  vorangegangenen  Jahren,  sein 
Auslangen  nicht  fand,  gab  er  davon  nach  Wien  Nachricht.  Man  hätte 
damals  die  Truppen  um  jeden  Preis  entlassen  oder  sie  nach  Deutsch- 
land zur  Dftmpfung  des  in  Miedersachsen  entbrannten  Krieges  dirigieren 
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sollen;  aber  solcher  nsdier  nnd  entacbeideiider  Thaten  war  man  in 
Wien  nieht  ftbig.  Ferdinand  entschied  auf  die  Vorstellungen  der 
Hofkaminer  nur»  dafe  vorläufig,  um  einen  Teil  der  Kosten  m  sparen, 

die  Regitneutsstäbe  reduziert  werden  sollten  ^ 

Mittlerweile  nahm  nicht  mir  dir  von  Nipdersachsen  drolioiidp  Go- 
fahr  frrc^lspre  Diiiiensionoii  an.  sondern  mau  nmlstr  auch  auf  einen 
Angriff  licthlcns  gpfal'st  sein,  und  so  wurde  der  l'lau  der  Reduktion 
<ier  Armee  fallen  gelassen;  zuLrleich  riet  der  Hol"kriegsrat  in  einer 
Sitzung,  die  in  Prag,  wo  sich  der  Kaiser  auf  der  Rückreise  von  Regens- 
burg eben  aufhielt,  abm-halu  u  wurde,  die  Verstärkung  der  Fulstrui^pen  (die 
damals  20000  Manu  zählten)  auf  2[>000MaaQ,  ebenso  eine  entsprechende 
Verstärkung  der  Reiterei  durch  Anwerbung  von  8000  Kosaken,  8000 
Ungarn  und  einiger  Tausend  Kroaten,  die  Neuorganisation  der  Ar- 
tillerie und  die  Bereithaltun|r  der  nötigen  Munition  und  sonstiger 
KriegsbedaifiiiBBe  an.  Der  gröbere  Teil  der  Armee  sollte  gegen  den 
Halberstädter  dirigiert,  der  kleinere  gegen  Bethlen  bereit  gehalten 
werden.  Zu  Anführern  empfahl  der  Hofkriegsrat  den  Obersten  Tiefen- 
bach für  die  Truppen  in  Mähren  und  Osterreich  am  linken  Donau- 
ufer, im  Fall  dieser  nicht  annehni»'ii  wollte,  den  Obei'sten  Schwendi, 
für  (Österreich  am  rechten  Donauuter  den  Obersten  Brenner,  für 
Ungarn  den  Obersten  Keifenhurg,  für  Böhmen  den  Oliei-sten  Wald- 
stein. Wenn  eine  Operationsarmee  zusamiaengezogeü  würde,  ('nii)fahl 
der  Hofkriegsrat  jedenfalls  zahlreiche  Orte  in  Böhmen  besetzt  zu 
halten,  namentlich  Prag,  wo  ein  Regiment  Fufsvolk  und  eine  Reiter- 
kompagnie bleiben  sollte,  aulserdem  aber  auch  Tabor,  Taus^  Elbogen, 
Klattau  und  Pisek,  weil  man  den  Bauern  nicht  traute  und  einen  Auf- 
stand befOrchtete.  Drei  Tage  naeh  der  Anfertigung  dieses  Gutachtens 
empfinhl  der  Hofkriegsrat  als  Sammelpunkt  für  die  Bildung  der  gegen 
den  Halherstftdter  gebildeten  Armee  Königgrfttz,  weil  man  den  Angriff 
von  Schlesien  und  der  Lausitz  aus  erwartete.  Zugleich  riet  er  die 
Befestigung  einiger  Orte,  namentlicli  Prags  und  den  Ankauf  von 
Waffen,  an  denen  es  der  kaiserlichen  Armee  in  jeder  Beziehung 
maugelte  \ 


*  Archiv  des  k.  und  k.  Heichsfinanzininisteriuins:  Die  Uofkommer  an  den 
Kaiser.  Resolution  des  Knisors  (M.  10.  Februar  162;?.  Liechtenstein  ai)  K-  rdinand  II. 
dd.  11.  Februar  1623.  Entscheidung  des  Kaisers  auf  die  Vorstellung  der  llut  kammor 

dd.  8.  Man  ie23. 

^  A[  ( biv  des  k.  und  k.  Brichrfniinnnlnisteriiimg.  Gutachten  des  Hofkriep- 
rates  dd.  4.  und  7.  Mai  1628. 
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Die  Gutachten  des  Hofkriegsrates  wurden  dem  Fürsten  von 
Liechtenstein  und  dem  Statthalter  von  Mähren,  Kardinal  Dietrichstein, 
der  auch  in  Prag  weilte,  mitgeteilt,  und  l)Pide  entsetzten  sich  nicht 
weuig  über  die  Kosten,  die  die  neuen  Werbungen  nehen  der  Ver- 
pflegung der  alten  Arniec  verursachen  würden.  Liechteustem  l)eniei  ktc, 
man  habe  aus  Böhmen  im  Laufe  des  Jahres  1623  niclit  uielir  als 
zwei  Milliiiiu  Ii  het auspressen  können  und,  diese  seien  noch  nicht  ganz 
sicher;  da  nun  diese  fttr  die  bisherigen  Auslagen  nicht  ausreichten, 
wie  könne  gröDseren  genügt  werden?  Aus  diesem  Grunde  widenieten 
die  beiden  Statthalter  auf  das  entschiedenste  die  neuen  Werbungen. 
Bevor  der  Kaiser  dieses  abmahnende  Gutachten  in  die  Hand  bekam^ 
hatte  er  der  Ebbe  in  seiner  Kassa  durch  mdirere  Darlehen  abzu* 
hellen  gesucht;  der  Fürst  von  Lieclitenstein  erbot  sich  zu  einem 
solchen  im  Betrage  von  400000  Gulden,  Waldstein  zu  502325,  Mar- 
tinitz  zu  60000,  sein  Eidam  2;d'iirsky  zu  100000,  Paul  Michna  zu 
150000'.  Infoljre  weiterer  Verband  1  im jfn  und  durch  neue  Darlehens- 
geber wurde  diese  Summe  noch  bethtchtlich  erliöbt,  so  dais  tbatsäch- 

'  Khf  iida:  (iiiüirhieu  der  (»eiden  Gtibernatoren  dd.  7.  Mai  1623.  Der  Kaiser 
au  die  böhmische  Kauimer  dd-  6.  Mai  1623.  —  Das  k.  u.  k.  Beichftfinanzminiateriiü- 
ardiiv  giebt  von  den  im  Jahre  1688  abgesdiloBseiien  Anlehen  folgende  Kunde  s 
Es  liehen  Albrecht  von  Kolowrat  45000  Gulden,  die  Hofkammerrate  Vincenz 
Mn^<-hinL'cr  82400,  .Titroslnv  von  Martinitz  2333:«  Gulden  20  Ivreuzcr,  f.'raf  Adolf 
von  Altheim  616000  Gulden,  Wilhelm  von  blawata  20U000,  Albrecbt  von  Wald- 
Stein  700000,  Uh-icb  d.  ft.  Becbyn6  von  Lafim  SOOOO,  der  Beichahofiwt  Doirtor  Wenzel 
10442»  Balthasar  von  Manadaa  70000  und  15000,  Martin  von  Haerta  and  Philipp 
von  Avandiiino  110000,  die  ]?riuler  Metternich  40000,  OberstlieuteniuU  von  Illo 
70  000,  die  linuler  Maximilian  und  Ferdinand  Mobr  von  I.irlitf'ntels  600<"l,  der 
böhmische  Kaniuierkoncipist  Schwind  3500,  Karl  Friedrich  Piateis  600O,  Zdislav 
von  Steinbach  11966  Onlden  40  Krenxer,  Hans  Reinhanl  HUdprandt  8021  Golden» 
der  Kdclsteinschneider  Octaviau  Miseron  7000,  der  Bttiger  der  KKlnseitc  Prags 
Gottfried  Cloit  12OO0,  die  Ältesten  der  I'raper  .ludenschaft  24U0OÜ,  l'aiil  Miclina 
116666  Gulden  40  Kreuzer,  Hans  Karl  König  14000,  Frau  Magdaleue  l  icka  1^4116 
Golden,  Frau  EUsabeth  von  2erotfn  40683  Gulden  20  Kreozer,  Williefan  von 
Wchynic  30000  Gulden.  Albrecht  Liebstelnslc^  von  Kolowrat  ^tdOO,  das  Kloster 
St.  Thomas  in  Prag  569  Gulden  20  Kreuzer  und  11088  Gulden  20Kreiizci,  Franz 
Schnuckhardt  8000,  Heinrich  von  Logau  11 000  Gulden.  Dazu  lieben  noch  dreifsig 
Personen  kleinere  Betrilge,  dei-en  Suauue  sich  auf  68 164  Guldra  27  l£reuzer  be- 
lief.  Die  Gesamtsnnune  aller,  wihrend  des  Jahres  1628  don^wegs  in  langer 
Münze  in  Böhmen  kontrahiertrn  Anlehen,  belicf  sich  auf  3059737  Gulden  27Ivreuzer. 
Wie  aus  dieser  Mitteilung  ersichtlich  ist,  erhulite  Waldstcin  sein  ursprimgliches 
Anbot  von  ä0232o  Gulden  im  Laufe  des  Jahres  aui  700000,  wahrend  Michna  sein 
Anbot  vermindert  in  haben  «dieint.  Von  dem  Anbot  Ideehtensteins  und  ti^knkfu 
ist  in  dem  angedihrten  Schuldverzeichnis  keine  Rede,  es  blcilit  also  iingevift,  ob 
von  diesen  beiden  ein  Anleben  geleistet  worden  sei. 
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lieh  im  Laufe  des  Jahres  1623  über  drei  Millionen  Gulden  ins  böhmische 
Rentamt  an  Darlehen  eingezahlt  wurden.  Diese  Aulehen  kamen  da- 
durch zu  Stande,  dafs  man  den  AnlchonsGrebern  einige  königliche 
Städte  oder  einige  Herrschaften  verpfändete.  Zur  Verpfändung  der 
küniuMichen  Stidte  rieten  Slawata,  Martinitz  und  Michna  als  Re- 
priLseiitanten  der  holmiischen  Kaumier  und  ret-htfertif^ten  ihnni  Rat 
damit,  dals  die  relifriöse  Hefonnation  durch  die  Pfaudiuliaber  be- 
schleunigt werden  könue  und  die  Einlösung  später  jedenfalls  wieder 
möglich  sein  werde.  Die  Wiener  Hofkammer  widerriet  die  Verpfändung 
der  Stftdte  nicht  aus  Patriotismus»  wohl  aber  ans  GeflUil  für  die  W&rde 
der  Krone  und  empfahl  die  Kontrahierung  von  Anlehen  im  Reiche*. 
AUdn  die  Not  zwang  den  Kaiser  dennoch  zur  Yerpftodimg  von  Sddan, 
Mies,  Piaek,  Wodnan  und  ScUackenwerth*. 

Es  wurde  bemerkt,  dafs  bei  Gelegenheit  der  Beratungen  des  Hof- 
knefisrates  auch  die  Befestiguj^  von  Prag  empfohlen  wurde.  Einige 
niclit  näher  bekannte  Personen  rieten  den  Bau  einer  Citadelle  an  den 
Grenzen  der  Altstadt  an,  wohin  <v^h  im  Notfall  die  Oarnison  /nn'ick- 
ziehen  konnte.  Wilhelm,  Ciral  zu  bolnis,  ein  in  der  Befesti.Lnin^'kunst 
wohlerfahrener  Offizier,  widerriet  die  Ausfnhruuü;  dieses  Planes,  der 
Prag  getreu  «len  Feind  nicht  im  szeringsten  schützen  wurde,  empfahl 
dagegen  die  Furtitieieruug  des  Hrad&chiub  und  der  Kleinseite  und 
allenfalls  auch  die  Hentellung  von  Wällen  um  die  Altstadt  Vorlaufig 
wurde  keine  Entscheidung  getroffen'. 

Wflbrend  der  Anwesenheit  des  Kaisers  in  Prag  nahmen  auch  unter 
dem  Vorsttze  des  Kanzlers  Lobkowitz  Beratungen  Aber  die  Revision 
der  Landesordnung  ihren  Anfang.  Zu  gleicher  Zeit  wurden  die  vakanten 
obersten  Ämter  besetzt,  nachdem  schon  frtiher  die  ehemaligen  Inhaber 
der  übrigen  Ämter  wieder  in  ihr  Amt  eingeführt  worden  waren.  Auch 
von  Slawata  wurden  Vorschläge  für  die  Neubesetzung  der  Ämter  ab- 
verlangt^. Der  alte  Beamtenstatus  wurde  jetzt  volist&ndig  hergestellt, 

<  Gutacliten  der  Hofkammer  dd.  96.  Juli  162S.  Die  böhmtsdie  Kaminer  an 
(U  n  Kais(  r  dd.  f).  Augtut  1623.  —  Sichsiiebes  Slaatsarcbiv:  ^dler  m  ScbAnberg 

dd.  4.  Juli  1623. 

Auf  Scblao  leistete  Martinitz,  uul'  Mies  der  (^bei-aUieuteuaut  lllo,  aut  \V  uüfiau 
HtttadM  und  auf  Pisek  die  Obttraten  Hnerta  tmd  Avandaino  ein  Anlehen,  Schlacken^ 
wi  rtli  wurde  dem  Herzog  Julius  Heinrich  ron  Sachflen  an  Z^Mi^iipftaMt  verpftadeti 
älawat»  Dulim  dio  königliche  Leibgcdingstadt  Melnik  in  Pfand. 

'  Archiv  des  k.  und  k.  Ueich&tiaaazministcrimus :  Relation  de»  Ural'en  m 
Solms  dd.  Juli  leSS. 

*  Wiener  Staatsarchiv:  Veneichnis  der  Personen,  welche  Slawata  fUr  die 
vakanten  obersten  Landeslmter  vorscIiUlgt 
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doeh  wie  wir  an  anderer  Stelle  erzählen,  ohne  die  früheren  Befug- 
nisse. Liechtenstein  wurde  in  seiner  bisherigen  Stellung  als  Statt- 
halter belassen,  doch  war  ihm  in  dorn  nmen  Erncnnungs]»at('nt  vom 
15.  Mai  1623  nii'ht  mclir  wie  in  jenem  vom  Jahre  1621  eine  niiuni- 
schrüukte  MachtvollkomiiH'iilieit  eingeräumt,  sondeni  nur  bes-tnnnit, 
(lals  er  alles  das  „anonluen  und  besorgen  solle",  was  zum  Xiit/en 
und  Frommen  des  Königreichs  und  meiner  Bewohner  gereichen  küuute ; 
die  Einwohner  des  Landes  wurden  angewiesen,  „ihm  entsprechende 
Achtung  und  Gehorsam  2a  erweiaen  und  in  ihren  Nöten  zvl  ihm  Zu- 
flucht zu  netaroen*.  Die  Verringerung  seiner  Auictorität  ergiebt  sieii 
besonders  daraus,  dals  ihm  ein  Rat  von  sechs  Personen*  bestehend 
aus  den  drei  obersten  Landesbeamten  und  drd  Landrechtbeisitsem  an  die 
Seite  gesetzt  wurde  und  da&  er  mit  ihnen  alle  Polizei-,  Justiz-  und 
Rriegsangelegonheiten  beraten  mufsti'.  £l>enso  muJste  er  in  Finanz- 
angelegenheiten  den  Rat  der  böhmischen  Kammer  einholen  und,  da 
er  offenbar  an  die  Reschlüssf^  der  lieiden  Ratskollegien  gebunden  war, 
so  war  er  fortan  nur  Vor-stand  einer  Kolleirialrefnenini:,  l)er  ^'ewalfiizc 
Unterscliied  /wischen  seiner  fridieren  und  seiner  gegenwärtigen  Stellung 
ist  wolil  auf  Rechnung  der  obersten  Beamten  zu  setzen,  die  sich  nicht 
dauernd  durch  einen  allmächtigen  Statthalter  in  den  Iiiutergrund 
drängen  lassen  wollten,  zum  Teil  auch  darauf,  dafs  Ferdinand  wenig- 
stens Aufeerlieh  die  alte  Verwaltung  im  Lande  durch  die  Wieder- 
besetzung  aller  obersten  Ämter  restaurieren  wollte  und  in  dieser  kein 
Platz  fttr  einen  Statthalter  mit  dem  bisherigen  Machtkreise  war*. 

Da  der  Kaiser  bei  Kontrahierung  der  obenerw&hnten  Anlehen 
nur  wenig  bares  Geld,  sondern  meist  nur  Quittungen  der  Obersten 
für  den  ihnen  schuldigen  Sold  erhalten  hatte,  so  mufste  der  Fürst 
iflSB.  von  Liechtenstein  schon  Ende  August  wieder  nach  Wien  berichten, 
dafs  kein  Geld  für  irgend  welche  Kriegsauslagen  vorrätig  sei.  Nun 
hatte  allt  rdings  eine  neue  Steuer  ausLreschrieben  werden  können,  da 
die  fnihere  im  Monat  AiiLrnst  zu  Ende  ging,  allein  auf  ein  Erträgnis 
war  nicht  zu  hotfen,  da  die  Steuerreste  bereits  grufser  waren ,  als 
jede  neu  auszuschreilM  iide  Steuer  betrafen  konnte,  und  daher  deut- 
lich die  Ergebnislosigkeit  weiterer  Forderungen  klarlegten.  Liechten- 
stein riet  deshalb,  statt  neue  Steuern  auszuschreiben,  sich  mit  derESn- 
treibungder  Steuerreste  zu  begnügen ;  Böhmen  sei  absolut  nicht  im  stände 
in  den  bisherigen  Leistungen  fortzufahren  und  der  Kaiser  mOsse  des- 


*  Archiv  tod  Png:  PMent  des  Kaisers  dd.  15.  Mai  ie28.  —  lyElvert:  Ferdi- 
nand IL  an  Liechtenstein  dd.  12.  Mai  162S. 


Digitized  by  Gc) 


—   377  — 


halb  vou  anderswo  die  nötigen  Mittel  zu  gewinne  suchen.  Auch 
madite  sich  damals  beim  Adel  eine  Opposition  gegßo.  die  Ausschreibung 
von  Steuern  blofs  durch  kaiserliche  Verordnung  geltend.  Alle  Rebellen 
waren  ans  ihrem  Besitz  v(M  tri(')>eu;  die  neuen  Inhaber  der  Güter  aber 
vcrlaiiu'^tcii.  dafs  man  mit  ihuen  in  leiraler  Woise  voi^ehe  und  die 
St(  iK  i  n  von  ihnen  auf  dem  Landtaire  verlange.  Der  Kaiser  habe 
wahrend  seiner  Anwesenheit  iu  ria^,'  die  l^eriiftmg  eines  solchen  ver- 
sprochen; er  möge  also  sein  Versprechen  nunmehr  luilten. 

Die  Hofkammer  konnte  ihre  Augen  vor  der  Nut  in  Böhmen  nicht 
veroehlieben  und  lie£$  aIbo  davon  ab,  dem  Kaiser  die  Ausschreibung 
einer  neuen  Steuer  anzuraten;  den  Hinweis  auf  die  notwendige  Be- 
rufong  des  Landtages  tadelte  sie  nicht.  Um  so  strenger  ging  sie  mit 
dem  Fttnten  von  Liechtenstein  ins  Gericht  Sie  behauptete,  derselbe 
habe  (wahrscheinlich  bei  Gelegenheit  des  Abschlusses  des  MOnzver- 
träges)  dem  Kaiser  versprochen,  ihn  in  der  Not  nicht  zu  verlassen 
und  ihm  mit  grofsen  Summen  auszuhelfen ;  dafür  halie  ihm  der  Kaiser 
die  Verwendung  der  Pachtsumme  von  Ö  Millionen  Gulden  und  alle 
Einkünfte  des  Landes  nherlassen:  wozu  sei  all  das  Geld  verwendet 
worden?  Zu  allem  (icm  seien  auch  fast  alle  kuntiscierteu  Güter  ver- 
kauft oder  verschenkt  wurden;  in  Wien  wisse  man  aber  nicht,  was 
verkauft  worden,  wie  viel  dafür  an  Gehl  eingegangen  und  was  die 
Käufer  schuldig  geblieben  seien.  Man  zweifle  zwar  nicht,  dals  Liechten- 
stein das  Geld  ordnungsmftfsig  verausgabt  habe,  aber  wie  das  ge- 
schehen sei,  wisse  man  nicht,  und  deshalb  mOsse  man  eine  genaue 
Rechnung  von  ihm  fordern.  Auch  mOsse  man  ihm  „za  Gemate  ftthren, 
dab  ihm  als  Gubemator  die  Disposition  aller  GefUl  vertraut  worden 
sei  und  er  also  ohne  Zweifel  ein  Mittel  finden  werde",  um  die  not- 
wendigen  Auslagen  zu  bestreiten,  bis  der  Kaiser  für  die  Bezahlung 
seiner  Armee  anderswo  Mittel  und  Hilfe  finde.  Die  Hofkammer  riet 
zu  diesem  Rehufe  selbst  entweder  eine  Reduktion  der  Armee  ein- 
treten zu  lasseu  oder  Hilfe  bei  dem  Reiche,  bei  Spanien  otler  anderen 
Potentaten  zu  suchen  oder  das  Anerbieten  Waldsteins  anzunehmeu, 
welcher  sich  erboten  hatte,  15  000  Mann  durch  zwei  Jahre  auf  eigene 
Kosten  zu  unterhalten.  Wurde  dieser  Antrup  uugeaoninjen,  so  waren 
damit  die  gröCsten  Schwierigkeiten  für  zwei  Jahre  beglichen,  uller- 
dings,  um  dann  im  verstftrktem  Malke  au&utauchen.  Den  Ver- 
kauf der  königlichen  Stidte  und  Herrschaften  widemet  die  Hof  kammer 
abermals  und  ebenso  den  weiteren  Verkauf  der  konfiseierten  Gttter 
vor  der  Devalvation  der  MQnze.  Der  Kaiser  trug  diesen  Ratschlagen 
nur  insofern  Rechnung,  als  er  den  Forsten  ersuchen  liels,  seinerseits 
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„das  beste  zu  thun"'  um  deu  Soldaten  wcui^'steii>  einen  Teil  des  Solders 
monatlich  zu  zahlen,  bis  eine  andere  Hille  eiinittelt  würde,  Icrner  ein 
\'ei7.eifhnis  der  verkauften  und  nicht  verkauften  (iüter  verlaufrte  und 
den  liat  Michna  ivdch  Wien  Ijerief,  um  nut  ihm  über  die  eingetretene 
Entwertung  der  Münze  Kats  zu  pflegen  ^ 

Auf  die  vüui  Kaiser  angedeutete  Hoflnuug.  Liechtcusteiu  werde 
^daü  beste  thun'",  um  für  die  Soldaten  eine  monatliche  Zahlung  zuwege 
zu  bringen,  antwortete  derselbe  rundweg  abldinend:  «der  Zustand  des 
Landes  sei  so  elend,  die  Einwohner  dnieh  die  langjährige  Einquartienuig 
80  ausgezehrt,*  dafe  von  ihnen  eine  Hilfe  zum  Unterhalt  der  Soldaten 
meht  erwartet  werden  könne.  IMe  sechs  Millionen  Golden  Pachtgeld 
für  den  MQnzvertrag  seien  wahrend  des  Pachtjabres  verausgabt  wor- 
den; gleiches  sei  mit  den  Einkünften  des  Landes  und  mit  dem  Kauf- 
Schilling  fttr  die  kontiscierten  Güter  fjestlH'lien ,  alles  sei  fllr  die 
Soldaten  ini'l  <ni!^t!_e  Bedinfni-^sc  verwendet  worden.  Alle  diese 
aufserordentliclieu  l.iiinalimen  seien  jetzt  erschöpft,  auf  dio  nicht  be- 
zahlten Kauftreidei  In  konfiscierten  Güter  könne  man  sich  nur  geringe 
oder  gar  keine  Hotinung  machen,  und  selbst  wenn  die  Zahlungen  ein- 
liefen, so  müsse  man  damit  nicht  blols  die  Gläubiger,  die  berechtigte 
Schuldforderungen  auf  den  konfiscierten  GQtem  inue  hatten,  be- 
friedigen, sondeni  auch  jene,  die  nur  zum  Veriuste  eines  Teils  ihres 
Besitzes  vemrteilt  worden  seien.  Alle  diese  Personen  h&tten  bisher 
nur  wenig  oder  gar  nichts  erhalten,  ihr  „stetes  Klagen,  Weinen  und 
Bitten"  mOsse  dodi  endlich  befriedigt  werden.  Wenn  ja  von  den 
Kauiigeldern  ein  Rest  übrig  bleibe,  so  werde  er  kaum  fltr  einen 
Monat,  gewifs  aber  nicht  für  längere  Zeit  zur  Verpflegung  der  Sol- 
daten ausreichen.  Aus  dem  Weiterverkaufe  der  konfiscierten  Güter 
stellte  Liechtenstein  dem  Kaiser  keinen  ansehnlichen  Ertrag  mehr  in 
Aussicht,  da  ilie  noch  iiifbt  verkauften  Guter  eigentlich  nicht  mehr 
Güter  zu  ueuuen.  sondern  nur  Hole,  also  von  trerin^'em  l  nilan^e  freien. 
Zugleich  widerriet  er  den  uuniittell)aren  Bankerott  durch  Herabsetzung 
des  Wertes  der  Münzen,  weil  dadurch  die  iu  öffentlichen  zahlreichen 
Patenten  kundgegebene  kaiserliche  Zusage,  welche  die  Aufrecht- 
haltung des  Nennwertes  der  Münzen  für  alle  Zeiten  versprach,  ver- 
letzt wttide  und  überdies  zahlreiche  Pezsonen,  welche  die  alten  MOnzen 
um  einen  geringen  Wert  hlltten  beigeben  müssen,  jetzt  zum  zweiten- 
male  geschfldigt  worden.  Auch  könne  man  weder  die  Soldaten  noch 

<  Archiv  des  k.  und  k.  ReichsfinaimmDiflteriaiDS:  IKe  HofkiBUDer  aD  dsn 
KaiBor.   nosctilufs  den  Kaisen  dd.  31.  AngoBt  1628.  Der  Kaber  an  LiecbAentteia 

dd.  2.  Scptemtier 
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die  Gl&ubiger  mit  vollwichtiger  Münze  bezahlen.  Liechtenstein 
empfahl  deshalb  so  lange  mit  dem  Bankerott  innezuhalten,  bis  die 
Roichsthaler,  die  man  jetzt  voll  wichtig  prSge«  mehr  in  Kurs  gekommen 

seien*. 

l>a  Liei'litensU^iu  wuiste,  dal's  mit  seiner  Antwort  dem  Kaiser 
wenig  gehüll'eu  sei,  so  empfahl  er  gleichzeitig  die  Auuahme  eines  Au- 
lehens,  das  ein  silehsisdier  Edelmann  Christoph  von  Bi*andeiistein 
unter  den  haai-straubemlsteu  Bedingungen  anbot.  Derseibe  verlaiigie 
das  erbliche  Monopol  des  Salzhandds  in  den  adit  nördlichen  Kreisen 
Böhmens  und  in  den  Präger  StAdten,  wollte  dafikr  jAhrlkh  40000 
Gulden  Pachtgeld  zahlen  und  den  zehqjiUirigen  Pachtschilling  im  Be- 
trage von  400000  Gulden  in  vorhinein  erlegen.  Weiter  sollte  ihm 
aller  Kobalt,  der  in  den  böhmischen  Bergwerken  gewonnen  wftrde, 
erblich  abgelassen  werden;  hieftkr  wollte  er  ein  für  allemal  100000 
Gulden  erlegen.  Ferner  verlangte  er  die  erbliche  Abtretung  der 
BcrL"^tii(Ue  .Toachimsthal ,  Platten  und  der  umliegenden  Orte  fOr 
200  WO  ( iulden,  die  Überlassung  des  Zehent  und  der  übrigen  Gefälle 
aus  diesen  Bei^werkeii.  sowie  die  dazu  irehörigen  Wälder  für  300000 
Gulden,  endlich  die  Herrschaft  Prefsnitc  für  800 OOü  Gulden  und 
einigt  aiuieie  (liUer  für  300  000  (Hilden.  Die  ant'ebotenen  2100000 
Gulden  wollte  Braudensteiii  aber  nicht  in  guter  Münze  erlegen,  son- 
dern bot  ihr  dieselben  nur  300000  Thaler  in  guter  Münze  an.  £r 
beredmete  dabei  einen  Thaler  zum  Werte  von  sieben  Gulden  in  langer 
Münze  mit  der  Bemerkung,  dafo  derselbe  eigentlich  zdin  Gulden  wert 
sei.  Übrigens  wollte  er  auch  die  800000  Thaler  nicht  bar  einzahlen, 
sondern  nur  ein  Drittd;  ihr  die  zwei  anderen  Drittel  bot  er  Klein- 
odien an,  bei  deren  Verkauf  der  Kaiser  sicher  nicht  den  berechneten 
Wert  «tialten  hätte.  Nichts  illustriert  besser  die  Not,  die  sieh  in 
Böhmen  geltend  machte,  nichts  die  leichtsinnige  Wirtschaft,  die  man 
beliebt  hatte,  als  der  Unistand,  dafs  Liechtenstein  die  Annalinie  des 
Brandensteinsfhen  Antra^^s  empfehlen  konnte.  Kiiirr  fier  Gründe  für 
die  Aneni))felilung  bestand  darin,  dals  das  Salznionopol,  welches  im 
Jahre  1617  ungefähr  13000  Thaler  eingetnigeu  hatte,  jetzt  ganz  und 
gar  nichts  aliwerfe.  W'ahrscheinlich  war  es  nicht  die  Unehrlichkeit 
der  Administration,  sondern  der  Mangel  an  Absatz  und  die  sich  fast 
gleich  bleibenden  Verwaltungskosten,  welche  seit  dem  Jahre  1621 
dieses  traurige  Resultat  zuwege  brachten.  Der  Kaiser  forderte  die 
böhmische  Kammer  zu  einem  Gutachten  über  den  Brandensteinsehen 
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Antrag  auf;  diese  aber  erklärte  sich  gegen  alle  Teile  desselben,  zumal 
Brandenstein  bei  der  weitem  X'f^vhaiulhin?  für  das  Salzmonopol  nur 
ein  jährliches  Pachtu'^ld  von  1  Thalern  «inbot.  Die  Kanmier  be- 
weitete  Prefsnitz  aut  200 ÜÜO  Gulden  alter  Münze  ui)d  bezeicliiiote  das 
«reriiitre  Anhot  für  die  erbliche  Überlassung  der  Roi-^'stätite  als  ^'eradezu 
absurd,  da  ein  einzisjrer  glücklicher  Ber.Lisciiurt  einen  Ertrag  geben 
könne,  der  der  augebotenen  Kaulsuuuiit'  gleichkomme.  Da  Branden- 
stein mittlerweile  nach  Wien  gereist  war,  um  seine  Angelegenheit  da- 
selbst zu  betreiben,  so  kam  auch  die  Hofkammer,  insbesondere 
Kardinal  Dietrichstein  und  die  Grafen  Slawata,  Khevenhiller  und 
CoUalto  in  die  Lage,  ihr  Gutachten  abzugeben.  Es  lautete  ablehnend, 
weil  man  allseitig  erkannte,  dafs  das  Anbot  zu  der  dafbr  verlangten 
Gegenleistung  in  keinem  Verhftltnis  stehe  und  übeidies  nicht  dem 
Protestantismus  durch  Zulassung  von  Sachsen,  die  Brandenstein  bei 
dem  Geschäfte  angestellt  hätte.  Vorschub  leisten  wollte.  Dagegen 
fafste  man  in  Wien  den  Plan,  die  Wf.ii>-  und  Biersteuer  zu  verj)fänden, 
wozu,  wie  es  scheint,  Miclina  \välirpn(i  seiner  Anwesenheit  in  Wien 
geraten  hatte;  der  Kaiser  tiug  dem  Füi-stin  Liechtenstein  nuf.  die 
Gefälle  zunächst  auf  vier  bis  fünf  Jahre  zu  verpachten  und  als  Pacht- 
summe 4 — 500000  Thaler  zu  verlangen*. 

Da  nun  Geldmittel  für  die  Verpflegung  des  Kriegsvolkes  in 
Böhmen  nicht  znr  Verfügung  standen,  so  taucht  von  selbst  die  Fnge 
auf,  wie  man  sich  sehlielslich  half.  Zunächst  trat  dadurch  eine  Ab- 
hilfe ein,  dals  der  grOfste  Teil  des  Volkes  nach  Mfihren  zog,  weil  man 
dessen  gegen  Bethlen,  der  im  Oktober  in  dieses  Land  eindrang,  be- 
durfte. Der  in  Böhmen  zurückgebliebene  liest  wurde  verpflegt,  indem 
man  überall  nahm,  was  zu  nehmen  war.  Die  kaiserlichen  Herrschaften 
mufsten  ebenso  gut  wie  die  Güter  nicht  einflufsreicber  Herren  mit 
ihrem  Getreide  und  Vieh  herhalten,  so  dafs  r.  R.  der  Kaiser  %'on 
Feinem  ungeheuren  Grundbesitz  \\\\  .Tahre  1623  keinen  Heller  bezog. 
Als  endlich  (wahrscheinlich  seit  di  n;  Monat  Septemlicr)  die  verein- 
barteu  Zahluntren  zum  Unterhalte  des  Holes  aus  eben  dem  Grunde 
nicht  einliefen,  aus  welchcui  die  Truppen  nicht  bezahlt  werden 
konnten,  verlangte  der  Kaiser  im  Oktober  zum  ndnd^teu  die  monat- 
liehe Zahlung  von  40—50000  Thalent.  Liechtenstdn  antsdiuldigte 


*  SHchsisches  Stantsarchir:  Liechtenstein  an  Fenlinand  II.  dd.  13.  Sejuember 
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Brandenstein  an  Liechtenstein,  drei  Briete  undatieit.  —  Archiv  des  k.  und  k.  Beichs- 
finanzministeriums:  Ferdinand  an  Liechtenstein  dd.  7.  Oktober  V^%i.  Die  böhmische 
Kammer  an  den  Kaieer  dd.  6.  Deaember  168S.  Gutachten  der  Hofksmmer  dd. 
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sieh  mit  der  Unmöglichkeit;  er  ktone  neue  Steuem  und  namentUeh 
die  Biersteuer  nicht  einfordern,  so  lange  sie  nicht  vom  Landtage  be- 
willigt sden;  nur  wenn  der  Kaiser  nach  Prag  kommen  und  einen 

Landtag  berufen  würde,  stellte  er  von  der  Opferwillipkeit  der  Stande 
ein  Resultat  in  Aussicht  Man  erkennt,  dals  (liesinal  die  Sprache  des 
Fürsten  von  der  steiprnden  Unzufriedenheit  des  böhmischen  Adels 
über  die  Nichtbeachtung  aller  Verfassunnrsrechte  beeintiufst  war'. 

Aber  die  beängstigenden  Nachrichten,  die  aus  Mahrm  i\])9v  die 
üble  Lage  des  kaiserlichen  Heeres  einliefen,  indem  sie  dasselbe  als 
von  Bethlen  unizin>?elt  darstellten,  verursachten  bei  Liechtenstein  und 
bei  dem  ganzen  Adel  einen  solchen  Schrecken,  dals  sie  trotz  der 
äulsersteu  Erschöpfung  sich  plötzlich  zu  einer  Steuerleiatung  ent- 
achkraen.  lieditenateiD  schrieb  eine  solche  am  28.  Oktober,  also 
neun  Tage  nachdem  er  in  seinem  Schreiben  an  den  Kaiser  die  Un- 
möglichkeit jeder  Zahlung  erörtert  hatte,  für  die  folgenden  vier  Mo- 
nate  aus:  jeder  Bauer  sollte  monatlich  fünf  Kreuser,  jeder  Gnmdhetr 
ftkr  jeden  auf  seinen  Gütern  aosflssigen  Dauern  zehn  Kreuzer  zahlen; 
aufserdem  sollte  von  jeder  Bauemaasässigkeit  monatlich  je  ein  Viertel 
Strich  Korn  und  ein  Viertel  Hafer  erlegt  werden.  Aus  dem  Patent 
ergiebt  sich  nicht  klar,  ob  diese  Getreidrlieferun}.'  von  den  Bauern 
selbst  oder  vom  Grundherrn  für  die  Bauern  erle^'t  werden  sollte.  Die 
iiausbesitzer  in  den  Städten,  die  Freil)auern  und  Juden  wurden  in 
jlhnlicher  Weise  wie  früher  iiesteuert.  Das  Patent  versiciierle,  dafs 
der  Kaiser  die  Absicht  gehabt  habe,  naeii  Trag  zu  kommen,  einen 
Landtag  auszuschreiben  und  fttr  die  WohlÜBdirt  des  Landes  und  dessen 
kflnffcigea  Gedeihen  vorzosoigcn,  und  dab  er  mit  vflierlicher  Sorgfolt 
auch  stets  Mittel  und  Wege  hiezu  gesucht  habe.  Diese  Phrasen  dienten 
als  Einleitung,  um  auf  die  voo  Bethlen  und  den  Toiken  drohende 
Gefohr  hinzudeuten  und  die  Notwendigkeit  neuer  Rttstungen  und 
Steuern  klar  zu  machen.  Mit  Rflckencbt  auf  den  drohenden  feindlichen 
Einfall  riet  Liechtenstein  in  einem  zweiten  Patent  allen  Grundbesitzern 
an,  ihr  Getreide  rasch  auszudreschen  und  in  den  städtischen  Vorrats- 
kammern zu  bercren.  Um  dieselbe  Zeit  forderte  er  auch  die  obersten 
Landesbearnten  wml  Heisit/er  des  Landrechts  zu  einem  Gutachten  auf, 
wie  man  aus  den  mit  i'rozessen  vor  dem  Kontiskationsgerichti^hof  be- 
drohten Bewühnenj  der  königlichen  Sta(itc  100000  Thaler  heraus- 
prföisen  könnte,  iulol^'e  ihres  (nita*  Iltens  wurden  die  schuldigen 
Bürger  vor  den  Königsrichter  citiert  und  über  sie  eine  entsprechende 
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Geldstrafe  unter  dem  YerqirecheD  verhftogt,  dafe  sie  nicht  weiter  be- 
helligt werden  würden.  Wer  sieh  nicht  fbgte,  gegen  den  sollte  der 
Prozefs  innerhall)  sieben  Tagen  zu  Ende  geführt  werden.  Zur  Be- 
leuchtung der  Regierungsweise  jener  Tage  dient  der  Umstand,  dafe 
bei  alledem  der  Eizbistiiof  von  Prap:  für  seine  Gttter  von  der  Steuer- 
leistung für  die  vier  Monate  befreit  wurde 

Durch  die  allarinierenden  Nachrichten  von  den  Fortschritten 
Bethleüs  in  Mähren  fand  sich  Liechtenstein  auch  zur  Abschickiuij,' 
eines  Gesandten  an  den  Kurfürsten  Maximilian  von  Bayern  veranlafst, 
durch  welchen  er  diesen  um  raijche  Zusendung  einer  Trup^ieuhilfc  er- 
suchte und  ihm  nach  ihrem  Eintreffen  auf  ihren  Sold  60000  Thaler 
guter  M Qnze  zu  zahlen  versprach.  Maximilian  erflfflte  diese  Bitte  und 
schickte  vier  Reiterregimenter  (Pappenbeim,  Lorenzo  de  Madstro, 
Grana  und  Desfours)  nach  BOhmen.  Er  liefe  sich  aber  die  Gelegen- 
heit nicht  entgehen,  in  einem  Briefe  dem  Kaiser  ein  Bild  der  grenzen- 
losen Unordnnng  und  Mangelhaftigkeit  seiner  Regierung  und  der  Ge- 
fahren, die  ihn  bedrohten,  vorzuhalten.  „Die  Affektion  in  Böhmen 
(für  den  Kaiser)  sei  gering,  die  Gemüter  sehr  alieniert",  und  man 
müsse  deshalb  auf  eiuori  nll'joineineii  Aufstand  tiefafst  sein,  sobald  die 
Ungarn  in  Böhmen  einbrechen  würden.  Von  der  kaiserlichen  Armee 
köuuten  „wegen  der  in  ihr  liorrsclienden  Unordnung,  Konipetenzstreitig- 
keiten  und  gerinsren  Rpspikts  nicht  mit  Sicljerheit  die  nötigen 
Leistungen  erwartet  werden."  Seine  (Maximilians)  Hoffnung,  dafs 
nach  der  Weifsenbcrger  Sohlacht  alles  in  eine  neue  und  gute  Ordnung 
gelangen  und  die  Gemüter  beruhigt  werden  würden,  sei  nicht  erf&llt 
word^,  und  zwar  bauptsttchllch  durch  die  Exekutionen  und  Konfis^ 
katsonen,  welche  letzteren  zu  keinem  Ende  kirnen  und  noch  hArter 
empfunden  würden  als  der  Tod.  —  Selbst  der  strenge  und  glaubens- 
eifrige  Maximilian,  der  dem  Kaiser  geraten  hatte,  sich  um  die  von 
ihm  erteilten  Versprechungen  nicht  zu  kümmern,  fand  also  schliefslich 
das  Vorgehen  Ferdinands  hart  und  empfahl  ihm  Milde.  Auch  riet  er 
ihm  die  Einführung  einer  besseren  Ordnnn'i  in  seinem  Heerwesen, 
woltei  er  freilich  den  Tailel  durch  die  Phrasen  zu  mildern  suchte,  dafs 
er  vielleicht  nicht  recht  berichtet  worden  sei,  und  niemand  «lirekt  be- 
schuldigen köime.  Ähnlich,  nur  nocli  schärfer  autwortete  Maximilian 
dem  Fürsten  von  Liechtenstein.  Auch  an  den  Kurfürsten  von  Sachsen 
richtete  der  Statthalter  ein  Hilfegesuch,  das  aber  selbstverständlich 

»  Arcliiv  der  Stadt  Nächod:  Patent  Liechtonstfiii  dtl.  23.  Oktolier  l(^2'^.  — 
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nicht  dieselbe  Bereitwilligkeit  antraf  wie  in  Bayern.  Da  die  Nach* 
richten  aus  Mfthren  immer  trQber  klangen,  ordnete  der  Fttrst  endlich 
an,  da&  jeder  Grolagrundbesitzer  innerhalb  sieben  Tagen  den  zwanzig- 
sten Manu  wohl  ausgerüstet  in  die  betreffende  Kreisstadt  einstellen 
und  den  zehnten  Mann  bereit  halten  solle.  Gleiches  mnfete  auch  in 
den  Stfldton  troscliohen,  je  zwanzig  Hausbesitzer  nnifsten  einen  Mann 
stellen.  Um  bei  dem  Zuzug  der  bayTischPii  und  der  von  ihm  er- 
hofften silfhsii'lirn  nilfstru|fp»'U.  die  ihren  \Ve<_'  durch  Böhnieu  nach 
Mähren  uehniea  >ullten,  dir  )i  )ai:en  Lel)ensiMittel  in  Prag  l>ereit  zu 
halten,  wies  er  alle  beschäftigun^rslosen  Leute  aus  dieser  Stadt  aus; 
selbst  Kdi'lleute  durften  sich  daselbst  uielit  aufhalten,  wenn  sie  nicht 
eine  eigene  Erlaubnis  von  ihm  hiezu  erhalten  hatten  ^ 

Die  Kriegsgefahr  nahm  am  18.  November  plöttlich  ein  Ende, 
als  BetUen,  der  sich  mit  den  Türken  der  schlechten  Jakresieit  wegen 
nicht  mehr  im  Felde  halten  konnte,  mit  dem  Kaiser  dnen  Waffen- 
stillstand absehlofe  nnd  sich  nach  Ungarn  zurttckzog.  Für  Böhmen 
hörten  aber  damit  die  Verlegenheiten  nicht  auf,  sondern  sie  steigerten 
sich  womöglich  noch.  Das  bayrische  Hilfiskorps  war  mittlerweile  in 
die  südli('!ien  Kreise  des  Laudps  eingezogen,  und  mufste  also  verpflecrt 
werden  :  statt  es  zurückzurufen,  verlangte  Kurfürst  Maximilian  die  Aus- 
zahlung der  versprochenen  60000  Thaler.  welchem  Verlanüon  Liechten- 
stein nicht  ents|u<u  h,  da  er  nur  15000  Thaler  zahlen  konnte.  Bald 
darauf  zogen  auch  einzelne  Teile  der  kaiserlichen  Armee  aus  Mähren 
nach  Bühuieii.  Der  Kaiser  versprach  zwar  sowohl  seine  Truppen  als 
auch  die  bayrischen  wieder  aus  dem  Lande  zu  entfernen,  verlangte 
aber,  dafs  dasselbe  sich  zu  einer  monatlichen  Beitragsleistnng  von  100000 
Tbalem  guter  Münze  vom  Monat  Januar  1624  an  verpflichte.  Die 
obersten  Landesbeamten  und  Landrechtsbeisitzer,  denen  Liechtenstein 
die  Forderung  des  Kaisers  zur  Beratung  übergab,  waren  wohl  zur 
Ausschreibung  einer  neuen  Steuer  erbötig,  erklärten  aber  deren  Ein- 
zahlung erst  dann  für  möglich,  wenn  das  Kriegsvolk  sich  entfernt 
haben  würde.  Auf  dies  hin  befahl  der  Kaiser  wenigstens  für  die  Be- 
friedigung des  Kurfürsten  von  Bayern  zu  snrcren,  der,  je  lAnger,  je 
dringender  die  Auszahlung  des  Restbetrages  eiuinalinte;  gleichzeitig 


'  Münchner  Staatsarchiv:  Maximilian  an  Ferdinand  dd.  2a.  Oktober  1623. 
Mastmili«!  «n  Lieeliteiuteiii  dd.  aO.  Oktober  1928.  —  Sikebiisches  SlaatearcUv: 
Liechtenstein  an  Kursachsen  dd.  5.  Xovcniber  1623.  —  ArchiT  von  Pnig:  I'atent 
Liechtensteins  dd.  10.  und  13.  Novenit»er  \i\2'S.  —  Archiv  des  k.  tmd  k.  Keichs- 
flnuizniinistenums:  Augustin  Schmidt  an  LiecJitcnstein  dd.  in.  November  1623. 
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aber  ereudite  er  diesen,  die  Bdterregimeiiter  nach  gesch^ener  Zahlung 
alsbald  zurQekzurnfen  ^ 

Zu  diesen  nianniufai  hen  Schwierigkeiten  gesellten  sich  noch  die 
Foljjpn  der  am  20.  Dezember  erfoltrton  Wertherabsetzung  dor  Miui/en 
auf  ungefähr  den  sechsten  Teil.  Die  VerkiUifer  von  Waren  lunl  Leheiis- 
niitteln  wollten  den  Preis  nidit  ebenfalls  auf  (Ilh  .s(>chsten  Teil  herab- 
setzen, die  Besitzer  von  Geld  dagegen  führten  die  stärksten  Klagen 
über  die  ihnen  widerfahrene  Schildigung.  Der  Kaiser  fohlte  sich  ver- 
pflichtet, zur  £rleiditeruug  des  stockenden  Haaßels  den  Preis  zu  be- 
Btimmen,  fbr  welchen  Bäcker,  Fleisdihatter  und  Brftner  ihre  Waren 
verkaufen  dfliiten  und  empfahl  dem  Fürsten  von  Liechtenstein  eine 
Shnliche  Taxe  ftkr  die  verschiedenen  Gewerbserseugnisse  zu  verOffent* 
liehen.  Aber  wie  sehr  auch  der  letztere  diesem  Befehle  nachzukomnien 
wünschte,  so  überzeugte  er  sich  doch  bald,  <iafs  sich  Handel  und 
Wandel  dem  Willen  der  Behörden  nicht  fügten.  In  Prag  2.  B. 
mangelte  es  an  der  nötigen  Getreid(^zufiilir,  weil  die  Bauern  wegen 
Unsicherheit  der  ^tr;i!'sen.  sirh  mit  ilireu  Vorräten  nicht  auf  den  Weg 
wagten,  ebenso  manirelte  es  an  dem  iiötiireu  Zutrieb  von  Rindvieh; 
Brot  und  Fleisch  niufsten  deshalb  viel  teurerer  hezaldt  werden,  als 
die  Taxe  voi*schrieh.  Oer  Kaiser  hatte  dem  Fürsten  auch  zur  Ttiicht 
gemacht,  für  die  konfiszierten  Güter,  die  nach  dem  3.  Juli  1623  ver- 
kauft wurden,  die  Zahlung  nur  in  guter  iMUnze  anzunehmen.  Liechten- 
stein sagte  die  genaue  ErfttUung  dieses  Auftrages  zu,  befolgte  ihn  aber, 
wie  wir  sehen  werden,  nidit,  and  zahlte  sogar  selbst  den  Kaufpreis 
fbr  Schwarzkosteletz  in  schlechter»  statt  in  guter  Mflnze.  Zugleich 
entsehuMigte  er  sich,  dals  er  dein  Kaiser  nichts  fttr  die  Erhaltung 
seines  Hofes  zuschicken  könne,  weil  die  Soldaten  alles  verwüsteten 
und  die  Bauern  wegen  Mangels  an  Vieh  und  Samen  die  Acker  nicht 
würden  bestellen  können^.  Waldstein,  der  damals  in  Prag  weilte 
und  das  Kommando  {\her  das  in  Böhmen  stationierte  Kriegsvolk  führte, 
bestätigte  diese  Angaben,  indem  er  auf  das  strengste  die  von  dem 
Collaltoschon  RcL'imeute  geübten  Räubereien  tadelte,  infolge  dereu 
die  Bauern  Haus  und  Hof  verlassen  müfsten^. 

Da  auch  für  die  bayrische  Reiterei  die  verlangten  45000  Thaler 
nicht  bezahlt  wurden,  so  wirtschaftete  diese  noch  äi'ger  als  das 


1  Arehhr  des  k.  und  k.  RoichBterasniiatsteriaiiis:  Maarimitian  an  liachlensfeem 

<U1.  20.  November  1628.  (lutachtcn  der  obersten  Landesboamten  und  Landrechts> 
beisitzLT  dd.  8.  Januar  1624.  Ferdinand  II.  an  Maximilian  <1 1.  27.  .laouar  1624.  — 
Archiv  von  Itakouitz:  l'ateot  iiiechtensteins  dd.  23.  Februar  1624. 

*  Ebenda:  Liechtenstein  an  den  Kaiser  dd.  31.  Jenaer  1634. 

*  Chlumecky,  Begesten;  Waldetein  an  FVancesco  de  Curire  dd.  9.  Febmar  1624. 
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CoUaltosche  Rpqiment:  Dicht  zufriedeü  mit  der  Veri>flejj:ung,  brand- 
schatzte sie  ihre  (^uartiergeber,  bemächtigte  sich  des  vorrätigen  Ge- 
treides und  führte  es  auf  die  Marktplätze  zum  Verkaufe.  Sie  hatte 
dem  Kaiser  gegen  BetUen  nicht  die  geringsten  Dienste  geleistet,  weil 
sie  in  Bdbmen  erst  anlangte,  als  der  Waffenstillstand  abgeschlossen 
mr,  schadete  aber  nun  dem  Lande  mehr,  als  der  fti^gste  Feind.  Twiz 
der  allgemeinen  Not  schrieb  Liechtenstein  za  Ende  Febniar,  als  die 
frohere  Steuer  su  Ende  ging,  dieselbe  auf  weitere  zwei  Monate  aus.  Das 
Ausschreib^toit  unterschied  sich  von  dem  froheren  durch  die 
Drohungen,  die  es  enthielt;  die  säumigen  christlichen  Zahler  bedrohte 
PS  mit  nnmittelbarpr  Exekution  und  dem  Verkauf  ihrer  Ottter,  die 
Juden  mit  ilcr  Verdoppfluni:  dor  Stouor'. 

Bevor  man  in  Wieu  von  dieser  ueucu  Stuuerausschreibuuji  Kennt- 
nis erlaugte,  wollte  man  daselbst  alle  böhmischen  Grofsfmmdhesit^er 
zur  Zahlung  von  einem  Gulden  monatlich  von  jeder,  gleich;iültig  ob 
besetzten  oder  unbesetzten  Bauernansässigkeit  verhalten.  War  der 
Bauernhof  besetzt,  so  sollte  der  Bauer  die  HftMte  der  Last  tragen; 
mau  hoffte  auf  diese  Weise  monatlich  180000  Gulden  zu  erhalten. 
Der  Kaiser  brauchte  dieses  Geld,  well  er  die  Armee  verstärken  und 
Böhmen  zum  Unterhalt  von  8000  Fnfsknechten  und  8000  Reitern  ver- 
pflichten wollte.  Davon  sollten  jedoch  nur  2000  Mann  in  Prag 
stationiert  werden,  alles  Ül)nf:e  aber  samt  dem  Insher  in  Böhmen 
stationierten  Volke  anderswo  hingeschickt  werden.  Da  man  in  Wien 
auf  die  Krnzahhmg  der  erhofften  IBnooo  Gulden  wepren  dringender 
Not  nicht  warten  konnte,  so  wollte  man  iiif  die  spater  einzuzahlenden 
Gelder  ein  Anlehen  von  einer  Million  aufneinnen,  an  dem  sich  Liechten- 
stein, Waldstein,  Michna,  die  Briuler  Kinsky  und  Tn'^ka  beteiÜLren 
sollt4»n.  Die  Rtickzahlung  sollte  zum  Teil  ans  der  euilantcuden  Steuer, 
zum  Teil  au»  deui  Eitra^je  der  Weinsteuei  erfolgen,  die  man  bei  der 
Einfuhr  in-  und  ausländiBchen  Weines  so  bedeutend  erhöhen  wollte, 
dafs  ihr  Erträgnis  auf  die  unglaubliche  Summe  von  700000  Thalem 
geschätzt  wurde.  Als  man  in  Böhmen  von  diesem  Aufschlag  auf  die 
Weinstener  erfuhr,  verwahrten  sich  die  obersten  Landesbeamten 
gegen  dieselbe,  so  lange  sie  nicht  vom  Landtage  bewilligt  worden  sei; 
aber  die  Hofkammer  riet  dem  Kaiser  die  ein&che  Abweisung  dieser 
Verwahrung,  welcher  Ratschlag  auch  befolgt  wurde.  Dagegen  fand 
man  in  Wien,  dafs  man  auf  die  verlanjjte  Zahlunfr  eines  Gnlden«:  niclit 
rechnen  könne  und  dafs  man  doch  endlich  mit  der  Berufung  eines 

>  .\rchiv  des  k.  und  k.  KeiGhsiiiiatuamiu8tenui»&:  Liechtenstein  an  den  Kaiso: 
dd.  2a  Februar  1624. 
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Landtages  Ernst  machen  mOsse.  Infolge  dessen  venpnieii  der  Kaiser 

(im  April)  die  Beniiung  eines  Landtages  bis  längstens  Ende  Oktober 
und  verlangte  blofe  bis  dahin  die  WeiierzalilunK  der  von  Liechtenstein 
bis  Ende  April  ausgeschriebenen  Steuer.  Dagegen  betrieb  man  um 
so  emsiger  die  Anlehcnsgeschäfte.  Michna  war  mit  Anorbietungen 
von  Seite  Licchteiistoins,  Wal(l«trins.  Wonzel  Tviu'skvs.  de  Wittes  und 
Bassevis  gekommen.  Liechtenstein  bot  kt  iiu  bcstnnitite  Sunmie,  weil 
er  noch  nicht  wufste,  wie  viel  Geld  er  zusaiimieiilinugen  würde;  er 
verlan?rte  ab<'r  scheu  jetzt  die  Abtretung  einiger  königlicher  StAdte. 
Waldstein  bot  100000  Gulden  an  und  verlangte  dafür  die  käufliche 
Abtretung  der  Stadt  Jangbunaslau,  die  ihm  bereits  verpfändet  war. 
Wenzel  Kinski  bot  auch  100000  Gulden  an  und  veilangte  dafür  den 
Besitz  von  Neubyd2ov  und  einiger  Dörfer;  de  Witte  und  Bassevi 
boten  jeder  80000  Gulden  an  und  wollten  hiefbr  auf  die  Biersteuer 
averassekurieit*  werden.  Die  Hofkammer,  die  unter  Beiziehung  Cggen* 
bergs,  Harrachs  und  Trauttmansdorffs  ihre  Beratung  abgehalten  hatte, 
empfahl  dem  Kaiser,  mit  den  Darlehnsgebern  dabin  zu  verhandeln, 
dafs  sie  von  den  von  ihnen  angesprochenen  Hypotheken  ablassen 
möchten.  Um  seinen  oiLrenen  Boddifnissen  in  etwas  abzuhelfen,  befahl 
Ferdinand,  (bils  fortan  die  Biei^teuer,  die  auf  die  Verptiegung  des 
Kriegsvolks  verwendet  worden  war,  direkt  nach  Wien  abgeftlhrt 
werden  solle Von  den  projektierten  Anlehen  ist  uns  nur  bekannt, 
dals  Liechtenstein  150000  Gulden  erhyte  und  dals  ihm  hiefllr  der 
Kaiser  die  Städte  Böhmisch  Brod,  Koufim  und  Kolin  anbot 

Mitte  Mai  klagte  der  Statthalter,  dafe  im  böhmischen  Rentamt 
gar  kein  Geld  vorhanden  sei.  Die  Scblolisgeistlichkeit  und  die  Mönche 
klagten  Uber  die  Nichtverabfolgung  des  ihnen  versprochenen  Deputats, 
und  drohten,  die  ersteren  mit  der  Einstellung  des  Gottesdienstes,  die 
letzteren  mit  ihrem  Abzüge;  auch  den  Beamten  konnte  der  Gehalt 
nicht  ausbezahlt  werden.  Das  ganze  Einkommen,  berichtete  Liechten- 
stein, sei  bisher  auf  das  in  Prag  garnisonierende  Waldsteinsche  Re- 
giment verwendet  worden,  aber  nun  sei  auch  hiefür  nit  lits  mehr  tibrig- 
Diese  leUte  Klage  veranlaüste  den  Kaiser,  au  Waldstein  die  Bitte  zu 


'  Archiv  des  k.  und  k.  Rcichsfinanzministeriiinis:  Hip  gplioimpn  und  andmea 
Kate  an  Skw«ta  dd.  27.  Februar  1624.  Wahrscheinlich  ist  in  dmi  Koncept  diese« 
Schrdbens  intOmUdi  700000  «tatt  70000  Thaler  angesetzt,  denn  die  Snmaie  von 
700000  encheint  uns  fabelhaft  Der  Kaiser  an  Liechtenstein  dd.  21.  März  1624. 
Die  Hofkammer  an  den  Kniscr  urnl  kaiserliche  Entschpidung  dd.  22.  Mai  16'2-t. 
Eggenberg,  liarracb,  Trauttinansdoi^  und  die  Mitglieder  der  Hofkammer  an  Ferili- 
oand  II.  dd.  27.  M&rz  1624.  Liechtenstein  an  Ferdinand  II.  dd.  8.  Mai  1624.  — 
BOfamiscIieB  SlattbaltereiaichiT!  Fetdinand  IL  an  Liechtenstein  dd.  18.  Aprii  1624. 
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riehten,  die  Bezablung  seines  Rejpments  vorläufig  selbst  zu  abez^ 
oehmeD.  Aucb  Michna  klaffte  gegen  den  Kanzler  Qber  die  st^gende 

Not:  da  man  den  Soldaten  nichts  mehr  gehen  könne,  nähmen  diese 
mit  Gewalt,  was  ihnen  In^liebe.  Der  Kanzler  möc;e  den  Kaiser  um 
dio  baldige  Abfnhniii'j  des  bavrisi^hcn  und  dann  des  cijronen  Kriegs- 
volks ersuchen :  erfnl  j'o  dieselbe  nicht,  so  sei  jede  weitere  Hilfe  zu 
spat,  der  Kaistn-  würde  dann  weder  seiTien  Unterthanen,  noch  diese 
ihm  helfen  können.  Anfangs  Juni  rückten  dann  doch  endlich  die 
bayrischen  Kejiiinenter  rajipenheim  und  Maestro  ab,  Grana  und 
Desfours  blieben  dagegen  noch  einige  Zeit  Michna  suchte  aus  iler 
Anwesenheit  des  Kriegsvolks  insofern  Nutzen  zu  schlagen,  als  er  die 
Verwendung  desselben  zur  Bekehrung  der  widerhaarigen  Protestanten 
anempfiEdd.  Der  Mangel  an  Geld  im  Lande  bewirkte  damals  eine 
solche  Verwohlfrilung  aller  Erzeugnisse,  dafe  Michna  die  Emaitung 
aussprach,  bald  wfirden  die  Preise  aus  der  Zeit  yor  zwanzig  Jahren 
wieder  zur  Geltung  kommen  ^ 

Auf  diese  und  ähnliche  Klagen  antwortete  der  Kaiser  abermals, 
dafs  er  das  gesamte  Kriegsvolk  aus  Böhmen  abberufen  oder  entlassen 
wolle,  verlangte  aber,  dafs  man  mit  der  Erlegung  der  Kontribution, 
die  im  Juli  zu  Emb»  ging,  fortfahre,  ihm  vor  ihrer  Finzahhinu'  auf 
dieselbe  ein  Aulehen  verschaffe  und  aufserdeni  einige  königliche  Stiidte 
und  Heri-schaften  verpfilnde  oder  verkaufe.  Was  der  Kaiser  in  einer 
früheren  Zuschrift  an  Liechtenstein  selbst  als  „Itulenklich  und  schimpf- 
lich* bezeichnet  hatte-,  den  Verkauf  der  königlichen  Städte,  was  ihm 
die  Hofkammenäte  wiederholt  abgeraten,  dazu  griff  er  jetzt  selbst, 
weil  seine  Not  eben  den  höchsten  Grad  erreicht  hatte.  Als  sein 
Schreiben  in  Prag  anlangte,  befand  dch  Liechtenstein  eben  zur  Kur 
in  Karlsbad,  und  so  berieten  die  obeisten  Landesbeamten,  inwieweit 
man  seinen  WQnschen  nachkommen  könne.  Sie  berechneten  den 
monatlichen  Ertrag  der  Steuer  auf  100000  Gulden  und  waren  der 
Ansicht,  dafs  dieselbe  jetzt  nur  noch  mit  Bewilligung  eines  zu  be- 
berufenden Landtairs,  bei  dem  der  Kaiser  selbst  anwesend  sein  mUfste, 
weiter  erhoben  werden  kiume;  sie  waren  1»preit.  (bnclt  eine  unter 
ihnen  angestellte  Sanunlung  ein  Anlehen  von  iUUUU"  (>ul<ien  auf- 
zubringen (darunter  der  Oberstbofmeister  Adam  von  Waldstein  4<i  000 


*  Archiv  des  k.  und  k.  ReiehifinaDsmiiiiBteriaiin  t  Liecfatensteio  an  den  Kaiser 

dd.  15.  Mai  1624.  —  Archiv  von  Raodnits:  Michna  an  den  Kanzler  Lobkowitz  dd. 
18.  Mai,  15.  .Tiini,  20.  JiiU  and  7.  August  1624.  Der  Kaiser  an  Liechtenstein  dd. 
29.  und  30.  Mai  162i. 

*  Archiv  des  k.  und  k.  Reich»finansministeriunis:  Ferdinand  an  Liechtenstein 
dd.  Sa  Hai  11124. 
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GuldeD,  wenn  ihm  Aufsig  veTpüRjidet  wflrde),  doch  alles  dies  nur  nnter 
der  Bedingung,  dafs  der  Kaiser  geviJs  und  unweigerlich  das  gesamte 
KiiegSTOlk  aus  Böhmen  entferne.  Auf  weitere  DaHehen  im  Lande 
machten  sie  keine  Hoflfnung,  weil  eben  kein  Geld  vorhanden  sei,  und 
ebensowenig  auf  ein  Erträgnis  aus  dem  Verkaufe  köiii«,f lichte  Städte. 
Im  Lande  \i(\\ie  man  nriinlich  dPii  Verkauf  der  köiiiiilichcn  Städte  fttrun- 
jrültifr,  weil  »lurch  die  Amnestie  den  Bürgern  Pardon  erteilt  worden  sei  und 
sie  an  iliren  Ehwn  nicht  treschiuliuct  werden  dürften ;  die  Khre  hi\nge  aber 
mit  der  Freiheit  der  Städte  zusammen  und  so  dürften  dieselben  nicht  an 
Privatleute  verkauft  werden.  Nur  zum  Verkauf  der  königlichen  Güter 
und  der  Leibgedinggüter  sei  der  Kaiser  berechtigt  Wir  erfahren  bei 
dieser  Gelegenheit,  dais  derselbe  seine  Guter  von  einer  Schuldenlast 
von  825100  Thaler,  welche  die  Rebellen  seinen  Vorgängern  gelten 
hatten,  einfach  durch  Annullierung  der  Schuld  befreit  hatte  und  dafa 
er  bis  zu  diesem  Augenblick  die  StSdte  Koufim,  Böhmisch-Brod,  Kolin 
(alle  drei  dem  Forsten  von  Liechtenstein)!  ^mx,  Klattau,  Laun,  Jnng- 
bunzlau  (diese  vier  dem  Obersten  Albrecht  von  Waldstein),  Leitmerits 
(dem  Grafen  Tilly),  Schlau  (dem  Grafen  Martinitz),  Pilgram,  Tabor, 
Schla^rgenwald  und  Taus  (dem  Grafen  Altheim),  Komotau  (der  Frau 
des  0]>erstburfrgr,'\fen  Stern berg),  Wodftan  (dem  Obersten  Manradas), 
Pisek  idem  ()i)ei'sten  Murtin  ITuerta)  verpfändet  hatte ^ 

Aus  den  Zuschriften  und  Gutachten  aus  Böhmen  klingt  seit  dem 
Jahre  1623  immer  und  immer  wieder  die  Notwendigkeit  der  Berufung 
eines  Landtages  und  der  Anwesenheit  dt  s  Kaisers  im  I  :iiide  heraus. 
Dei-selbeu  Meinung  gab  auch  Liechtenstein  Ausdnick,  weil  nur  riadurch 
der  heillosen  Zerrüttung  in  der  Vmraltttng  und  in  der  Gerechtigkeits- 
pflege abgeholfen  werden  kOnne.  Der  Fürst  trug  gewilh  einen  T^l 
der  Schuld  an  der  von  ihm  getadelten  Unordnung:  wenn  er  sein  Amt 
nur  zu  seinem  Vorteile  ausbeutete  und  Leute  wie  Midina  und  Baasevi 
mit  seinem  Vertrauen  beehrte^  so  bfilste  die  Administration  das  nötige 


'  Archiv  des  k.  und  k.  Reichsfinanzministcriunis :  Die  obersten  I.andeslioamton 
an  Ltechteostein  dd.  22.  Juni  1624.  —  lUlek  a.  a.  O.  erwähnt  nur  bei  einigen  dieser 
Stidte,  Hiebt  bei  «lleD,  d«ft  iIa  verpfändet  winden.  Offenbar  igt  in  den  Ton  Oun 
benützten  Konfiskationsakten  von  diesen  sämtlichen  Verpfsindungen  keine  Bede; 
dafs  dieselhon  abor  alle  für  eino  gewisse»  Zeit  «hirrhe;(>fi"ihrt  wurden,  ergiebt  sich 
ans  der  eben  citterten  Zuschrift  der  obersten  LandesoMziere  an  Liechtenstein ;  die 
Landesoffiziere  legten  nämlich  dieser  Zuschrift  ein  Verzeichnis  der  verptändeten 
und  nidit  verpflndelen  Stidte  bei.  Nicht  veipfkndet  mtren  damalB  nnr  Anfrig, 
Budweis,  Brüx,  Beraun,  BydSov,  C'äslau,  Kaaden,  Eger,  Klbogen,  Eule,  Hohenmaut, 
.Tarom?f,  Joachimsthal,  Kuttenhor»?.  Kuniggrätz,  Knin,  Ntmburg,  Pilsen,  Berg- 
reichenstein, PoliCka,  PKbrani,  ilakonitz,  Bokycan,  8chüttenhofen  und  Trauteneu, 
Png  natllrlidi  m^nbegrülte. 
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uioralische  Ansehen  ein,  und  an  die  Stelle  pünktlicher  Ordnung  traten 
Unehrlichkeit  und  Faulheit.  Indessen  auch  die  obei-sten  Beamten  und 
die  Beisitzer  der  verschiedeneu  Gerichte  tni?en  an  der  alliremeinen 
UnordnunL'  Srhiild,  Sie  verwalteten  ihre  Ämter  mit  >irolser  Nach- 
lässigkeit, hielten  sicli  im  Sommer  und  während  der  Jagdzeit  auf  ihren 
liüteru  auf  und  kümmerten  sich  weui^r  oder  par  nicht  um  die  Er- 
füllung der  ihnen  übertragenen  Funktionen.  Die  Trozesse  zogen  sich 
ins  endlose,  weil  die  Richter  sich  um  ihre  Erledigung  wenig  kümmerten 
und  weil  man  auch  nidit  wofite,  was  Rechtens  eek,  da  mandier  Pro- 
menierende sich  auf  Privilegien  berief,  deren  Gültigkeit  mit  den  von 
dem  Kaiser  in  Anq»ruch  genommenen  Rechten  unvereinbar  war. 
Ebenso  war  die  Verwaltung  der  Finanzaogelegenheiten  elend,  weil  die 
Kammerräte  die  Ausfertigung  der  nötigen  Weisungen  ins  unbestimmte 
verzögerten  liechtenstein  war  der  Meinung,  der  Kaiser  würde  am 
besten  fahren,  wenn  er  die  Kammer  mit  tuditigen  Personen  neu  be- 
setzen würde,  wenn  sie  auch  nicht  aus  Böhmen,  sondern  aus  Öster- 
reich oder  Steiermark  stammten.  Er  empfahl  heluifs  der  Reform  der 
Kammer  und  der  Onlnuni:  anderer  Angelegenheiten  eine  eindrehende 
lieratung  nutcr  dem  Vorsitze  des  Kaisers,  und  da  dies-e  nur  in  Trag 
möglich  war,  seine  Reise  in  diese  Stadt,  die  auch  deshalb  nötiu  sei, 
weil  Steuern  nur  von  einem  zu  berufentlen  Landtag  zu  erlangen  seien. 
Der  Fürst  hatte  mit  diesen  Klagen  und  Batschl&gen  Rechte  aber  darin 
Unrecht,  dais  er  von  dem  peisönlichen  Eingreifen  des  Kaisers  eine 
Besserung  der  Zustände  erwartete.  Ferdinand  hatte  aUmAhlicfa  alle 
Kraft  zur  Initiative  eingebolst,  er  hatte  seinen  Ministern  und  Obersten 
die  Leitung  der  GeechflUe  ttbertrsgen  und  sich  der  entscheidendeu 
Mitbeteiligung  entschlagen'. 

Der  Fürst  von  Liechtenstein  stimmte  auch  dem  oben  erwähnten 
Gutachten  der  obersten  Landesoffiziere  vollinhaltlich  bei  und  schickte 
dasselbe  nach  Wien.  Dafs  dasselbe  einen  gewaltigen  Eindruck  machte 
und  man  sich  daselbst  der  Einsicht  von  der  Unmöglichkeit  weiterer 
Belastung  Böhmens  nicht  verscblofs,  zei^'tc  der  Bericht  der  llofkannuer 
nn  den  Kaiser.  Sie  wiederholte  alle  Klacren  und  Ratschläge  der 
Lande^^l»eanlten  ohne  jede  abialiige  Bemerkung,  ja  sie  schlofs  sich  so- 
gar selbst  der  Meinung  an,  dafs  mau  nach  der  erteilten  Amnestie  die 
königlichen  Städte  nicht  verkauien  dürfe,  indem  sie  bemerkte,  dab 
mau  die  Städte  schon  deshalb  schonen  müsse,  weil  sie  das  Mark  des 
Königreichs  bildeten.  Auch  delr  Kaiser  trug  endlich  diesen  Klagen 


■  ArMt  de«  k.  und  k.  Hlniiterittms  d«s  Immn:  Uertiiiger  «n  Ferdiwuid  IL 
dd.  12.  Jtitii  1624. 
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und  Ratschlage  Becbnung,  indem  er  die  unverweilte  Entlassmici  des- 
jenigen Kriegsvolkes  befahl,  das  man  bezahlen  konnte;  von  dem  Reste 
sollte  der  dritte  Teil  nach  Mähren  geschickt  werden;  in  Prag  sollte  das 
die  Besatzung  bildende  Waldsteinsche  Fnfsregiment  in  seinem  Sollstand 
reduziert  werden.  Auf  die  Frage,  ob  er  trotz  der  eiirilten  Amnestie  eine 
königliche  Stadt  verkaufen  dürfe  oder  nicht .  liels  er  sich  nicht  ein, 
sondern  bemerkte  nur,  daJs  er  sich  mit  ihrer  zeitweiligen  Verpfändung 
begnügen  wolle.  Das  i  n  L'fOiotene  Anlehen  nahm  er  dankbar  an,  ver- 
langte Ahvr ,  dalü  man  mit  den  Laudesbeaniteu  über  eine  Erhöhung 
desselben  verhandele.  In  die  von  so  vielen  Seiten  verlangte  Reise 
nach  Böhmen  willigt«  er  vorläufig  nicht  ein,  «mdem  Terschob  sie  bis 
nach  der  Ernte,  weil  durch  seine  alsbaldige  Ankunft  in  Prag  die 
Lebensmittel  daselbst  allzusehr  verteuert  wurden.  Da  deshalb  auch 
der  Landtag  nicht  berufen  werden  sollte,  so  verlangte  er  von  Liechten« 
stein  die  Weiterzahlung  der  Steuer  für  ein  weiteres  Vierteljahr»  also 
bis  Ende  Oktober.  Da  die  Hofkammer  geraten  hatte,  die  von  dem 
Fürsten  von  Liechtenstein  bewerkstelligten  Verkäufe  konfiscierter  GlUer 
sobald  als  mt^jrlich  zu  realisieren,  erklllrte  er  sit'li  auch  hiezu  licreit, 
sobald  ihm  th  r  Fürst  die  nötigen  Erliiuterungen  eiugescliii-lct  liaben 
wt\rde.  I)er  Kaiser  mufste  1\britiens  auch  noch  gemahnt  werden,  ein- 
zelnen rersoncn  die  Kauf^'cldcr  für  die  konfiscierten  Güter  nicht  nach- 
zusehen: (lenii  iiotz  seiner  Nul  erwies  er  sich  aucli  jetzt  als  ein  frei- 
gebiger Herr.  Zu  dem  Aufschub  der  Reise  nach  Trag  mag  auch 
Michna  beigetragen  haben,  der  die  Unhist  des  Kaiseia  hiezu  wohl 
merkte  und  in  einer  Audienz  demselben  die  Versicherung  gab ,  daJh 
Liechtenstein  auch  allein  mit  einem  Landtage  fertig  werden  wflrde. 
Die  Meinung  Michnas  siegte  Aber  die  des  Kanzlers  Lobkowitz  und 
Slawatas,  welche  beide  die  Reise  anrieten*. 

Wie  unzeitgemäfs ,  ja  leichtsinnig  die  Freigebigkeit  des  Kaisers 
war,  zeigte  sich  im  Monat  August.  Liechtenstein  hatte  die  Entlohnung 
und  die  damit  verbundene  Entlassimg  seines  und  des  Holsteinischen 
Regiments  übernommen,  sali  sich  aber  aufser  stände,  seinem  Ver- 
sprechen zu  genügen,  da  er  auf  seine  K»>chnung  niryrends  das  nötige 
Geld  ausleihen  konnte  und  auch  seine  Gütrr  wc^en  der  auf  ihnen 
laötendeu  Verwüstungen  nichts  eintrugen.  Mit  der  vom  Kaiser  ver- 
sprochenen, teilweisen  Entlassung  des  Volkes  hatte  es  also  seine  guten 

'  Archiv  des  k.  und  k.  Hcicbsßnanzmimsteriuius :  Die  Hofkanumr  an  den 

Kaiser.  Peischlurs  des  K;iis.i'is  (Kl.  ö.  .iiili  1(V24.  Ih  y  Kiii-.tT  nn  I.icrhtpnstein  dd. 
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W^e.  Die  Soldaten  des  Waldsteinschen  Re^iimenU«,  deneu  man  nur 
zum  „'orinireii  IV'il  ihren  Sold  an^^Ziihlpn  koutitf .  erkrankten  wejien 
iiwht  tzenü^'eniier  Nahrung:  und  fntjteü  sich  der  r»isiM])lin  weniprer  als 
je  zuvor;  die  Geistlichkeit  knnutc  den  (lottesilirnst  nidit  ordentlich 
einhalten,  weil  ihr  die  vei-sprociitnen  Deputate  nicht  verabfolgt  wurden; 
^'leich  elend  evAnn  es  den  uiedern  Beamten  in  Prat:,  weil  man  ilnu  n 
den  (jiehalt  nur  zum  Teil  auszj\hlen  konnte.  Von  der  Instandhaltung 
der  kaiserlichen  Gebäude,  der  Ilegierungsgebilude,  der  Wa8serleituu;,'eu 
a.  8.  w.  war  voltends  keine  Rede:  alles  ging  dem  Verfalle  und  dem 
Verderben  entgegen.  Nun  verlangte  der  Kaiser  trotz  des  abweis- 
lieben  Gutaditois»  das  ihm  seiner  Zeit  die  obersten  Beamten  gegeben 
hatten,  nochmals  die  Erbebung  der  Weinsteuer  in  anfserordentlich  er- 
höhtem Ausmafse.  Diese  Steuer  traf  nur  die  wohlhabenden  Klassen, 
aber  gerade  dies  reizte  ihren  Egoismus  zu  heftigem  Widerstande.  Der 
Unwille  gab  sich  in  dem  stürmischen  Verlangen  nach  Wiederher- 
stellung verfassuEfrsmUfsitrer  Zustände  kund,  und  die  obersten  Be- 
amten, mit  Liechtenstein  an  tier  Spitze,  der  als  Landstand  in  Böhmen 
ft^r  die  Zukunft  ähnliche  Bedrückungen  fürchtete,  machten  sich  zum 
Dolmetsch  dieser  (iesinnung.  In  seiner  Zuschrift  an  den  Kaiser  er- 
klarte (hn-  Fnist.  dals  die  Landcsheamten  und  Lanilrei-ht&beisitzer  der 
einhelligen  Meinung  seien,  die  Erhöhung  der  Weinsteuer  sei  ohne  vor- 
hergehende Zustimmung  des  Landtags  eine  „unerhörte  Beschwerung", 
die  man  dem  Lande  selbst  während  der  TQrhenkriege  nicht  zugemutet 
habe.  Man  hfttte  eine  derartige  Steuer  einfordern  können,  wenn  das 
Land  noeh  mit  Rebellen  angeftillt  wftre,  aber  das  sei  nicht  der  Fall, 
die  jetsigtti  Landsassen  hätten  ihre  Treue  während  der  Verfol^ng 
und  im  Exil  bewahrt,  ein  Teil  jener,  die  sich  neu  im  Lando  ani:ekaaft, 
hiltten  zum  Siege  des  Kaisers  beigetragen,  und  zahlreiche  Käufer 
bildeten  einen  ansehnlichen  Teil  unter  den  geheimen  und  sonstigen 
kaiserlichen  Hüten ;  die  übrigen  Besitzer  von  Gütern,  die  sich  während 
drr  lU'liellion  unbedeutend  versündigt,  seien  pardoniert  und  in  Gnaden 
autgenoniuien.  Der  ganze  Adel  des  Landes  sei  also  dem  Kaiser  treu 
ergeben  und  habe  sich  „von  Anfang  keines  andern  versehen,  als  dafs 
er  wegen  seiner  treuen  Dienste  eben  diejenigen  Freiheiten,  welche  von 
Alters  her  die  getreuen  Einwohner  Böhmens  gehabt,  und  die  mit 
Seiner  Majestät  gnädigster  Zusage  bekräftigt  worden ,  genie&en  und 
nicht  die  Servitut  nnd  Straf  der  Ungetreuen  oder  Ungehorsamen  auf 
sieh  laden,  sondern  als  adelige  Stände  traktiert  werden  wtirde.* 
Liechtenstein  schlofs  seine  Argumentation  mit  der  Behauptung,  da& 
ohne  Landtagsbescfalu6  kmne  neue  Steuer  auüprlegt  werden  dttrfe,  und 
dalk  die  Stände,  wenn  der  Kaiser  sie  auf  dem  Landtage  um  eine 
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solche  ersuchen  wttrde,  gewifs  mehr  hewilligea  wUrden,  als  die  ptfh 
jektieite  Weiusteuercrhöhung  betrage'. 

Am  3,  September  hatte  Lieehtc^usteiu  dieses  Gutachten  wach  Wieu 
eiugeschickt.  Da  er  woh!  wulste,  dais  dasselbe  uur  daun  Beachtung 
finden  wurde,  wenn  1' m  Kaiser  irgend  eine  Geldleistung  in  Aussicht 
gestellt  wurde,  to  tluii  er  dies  eine  "NVoclie  sjjilter,  otleubar  naeli  ver- 
hergelieuder  Beratung  mit  den  Laudesbeauiteu.  Wenn  der  Kaiser  alle 
Truppen  aus  dem  Lande  aljlienifen  und  auf  jede  direkte  Steuer  durch 
einübe  Jahre  vcfzichten  würde,  so  war  uaeh  seiner  Versacheniiig  der 
Adel  erbötig,  für  die  Auszahlung  und  Entlassung  des  in  Böhmen  be< 
findlichen  Volkes  eine  Geldsumme  zu  bewilligen  und  dieselbe  nOtigen- 
fiüls  im  Auslande  zu  leiben.  Im  Falle  dieser  Plan  genehmigt  wurde, 
sollten  zur  weiteren  Verhandlung  einige  Koiiiiuissäre  nach  Prag  ge- 
schiikt  werden.  Der  Kaiser  beantwortete  diese  Zuschrift  zuni^chst 
dahin,  dals  er  gegen  Liechtenstein  den  Vorwurf  nicht  erfüllter  Zu- 
sagen erhob.  Er  habe  die  Auszalilini'j  seines  und  des  Holsteinischen 
Reginieuts  auf  sich  genommen,  ebenx»  seien  zur  Befiiedigung  des 
Manadusseben,  sächsischen  und  CoUaituscbt  ii  Ivegiiiients  Gelder  an- 
gewiesen, und  doch  sei  nichts  damit  ausgerii^liut  worden.  Ferdi- 
uiuid  vereprach  abermals,  dals  '»venu  in  Böhmen  eine  genügsame  Kon- 
tribution bewilligt  werde  (er  erwiüiate  aber  dabei  nicht,  daCs  er  des- 
halb einen  Landtag  berufen  wolle),  er  das  Eiiegsvolk  in  dem  HafBe 
entfernen  wfirde,  als  die  Zahlungen  geleistet  würden.  Einen  Yerzidit 
auf  die  direkten  Steuern  wAhrend  mehrerer  daiauifolgender  Jahre 
leimte  er  entschieden  ab»  weil  dies  seine  BedQifiusse  unmöglich 
machten.  Zur  Ordnung  dieser  Angelegenheiten  versprach  er  die  AIh 
sendung  eines  Kommiasftis,  wozu  ihm  die  Hofkammer  geraten,  indem 
sie  hiefUr  den  Grafen  von  Trauttmansdorfif  empfahl.  Für  die  Be- 
streitung der  dringenden  Bedürfnisse  sollte  der  Fürst  mit  der  böhmi- 
schen Kammer  Rat  und  Hilie  schaffen.  Diese  let/tf  Weisung  befolgte 
Liechtenstein  iuLiofern,  als  er  im  Einverständnis  inil  den  obersten  Be- 
auiteu  die  bisherige  Kontribution  bis  Ende  November  nicht  blofs  er- 
weiterte, soiitiern  auch  erhöhte;  jeder  (iinudherr  muiste  monatlich 
für  je  eine  Bauernausässigkeit  zwölf  Kreuzer  zahlen,  jeder  Bauer  acht 
Kreuzer  und  ein  Viertel  Strich  Korn  oder  ein  Halb  Stiieh  Hafer  er- 
legen, jeder  Bttrger  monatlich  achtzehn  Kreuzer  zahlen  and  drei 
Achtel  Strich  Korn  und  doppelt  soviel  Hafer  erlegen.  VVeibauem 


^  Afchiv  det  fc.  und  h;  BeidisfliiaiizmiiiisteriuiDs:  Ltechtemteiii  an  Ferdinand  II. 
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wurden  bOher  besteuert,  den  Juden  wurde  insgesamt  die  Zahlung  von 
6000  Thaleru  mouatlicli  aufgetragen  K 

Am  schwersten  lastete  der  Qble  Zustand  der  Fiuauzeu  auf  den 
Räten  der  böhmischen  Kammer.  Neben  dem  Präsidenten  Slawata  ver- 
sahen das  Amt  die  Kainiiierräte  Martinitz,  Michna,  Fabrieius  und 
Herman  Cernto.  Diesplbfji  wurden  alle  Tnii*»  von  den  vei-sehiedenou 
Parteien,  den  SoUiateu  und  ( )ltizieien,  den  Geistlichen,  den  uiederu 
Beauiteu,  den  Frauen  tier  verurtt>ilten  Rebelieu  und  von  tlieben  selbst, 
insoweit  sie  zum  Verlust  nur  eines  Teiles  ihrer  Güter  verurteilt  waren, 
wegen  der  schuldigen  Zahlungen  des  Soldes  oder  des  Deputats  oder 
des  Gehaltes  oder  der  Mitgiften  oder  dce  deht  konfisderlen  Guis- 
werles  bedroht  oder  angefleht  und  mufeten  auf  alles  dieses  Bitten  und 
Drängen  stets  nur  abweidieh  antworten.  Michna  mag  dies  bei  seber 
Gewissenlosigkeit  wenig  gekOniuieit  haben,  aber  Slawata,  der  fein- 
fühlender  war,  wurde  dies  allmählidi  unangenehm,  und  so  zog  er  sieb 
entweder  auf  sein  Schlols  Neuhaus  zurück  oder  weilte  in  Wien,  wo- 
hin er  innuer  wieder  vom  Kaiser  beiiifen  wurde.  So  lastete  die  Sorge 
des  Präsidiums  hauptsüchlidi  auf  den  Sclmltern  des  Grafen  Martinitz. 
Auch  dieser  wurde  jetzt  .seines  Amtes  überdrüssig  und  veilan<xte  den 
Abschii  d.  zumal  sein  Gehalt  von  GOO  Thalern,  wie  er  dem  Kaiser 
versieht  I  ii-,  kaum  für  drei  Woclien  ausreichte  und  er  troLiJiiem  die 
Admiüiötrutiou  seiner  Güter  vej-säumte.  Er  liatte  zwar  vom  Kaisei 
ein  Geschenk  von  50000  Thaleru  erhaiteu,  uUein  für  dieses  glaubte 
er  nicht  dankbar  sein  au  mdssen,  da  er  dainit  nicht  einmal  den  durch 
den  Attfttand  und  die  späteren  Truppeneinquartierungen  erlittenen 
Schaden  für  ersetzt  hielt  Er  verlangte  deshalb  bei  seinem  Abschied 
eine  neue  Gnadengabe.  Wir  führen  dies  auch  deshalb  an,  um  zu 
zeigen,  wie  dringend  nötig  es  war,  dals  die  Verwaltung  des  Landes 
und  der  Finatiz> n  von  wirklichen  Beamten  und  nicht  von  Personen 
versehen  wurde,  welche  der  Verwaltung  ihrer  GOter  eine  zum  minde- 
sten ebenso  grofse  Aufmerksamkeit  widmen  zu  müssen  glaubten  wie 
ihrem  Amte*.  Der  Kaiser  erteilte  Martinitz  dni  verlangten  Abschied 
unter  der  Bedingung,  dafe  er  so  iauge  uuch  seines  Amtes  walten  solle, 

'  Ebenda:  Fenlinand  II.  an  Liechtenstein.  Ohne  I)atuai,  aber  nach  dem 
19.  September  1624  geschrieben,  weil  der  Brief  zur  Grundlage  das  Gutachten  der 
Hofkatnmer  hat,  wdches  dieselbe  am  19.  September  an  den  Kaiser  erstattete.. 
Ferdinand  an  Liechtenstein  dd.  21.  September  1624.  Liecbteostdo  an  den  iCaiaer 
dd.  28.  S'  j  tnnher  lf>24.  —  Böhmiacbes  Stattbaitereianhiv :  Stetterpatcot  Lieditmi- 
steioB  dd.  September  1624. 
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bis  ein  neuer  Kammerpräsident  ernannt  wfire,  da  Slawata  mittlerweile 
zum  01)01  stiandkÄmmerer  befördert  worden  war;  die  Bitte  um  eine 
Gnadengabc  versprach  der  Kaiser  iiarh  seiner  Ankunft  in  I'rag  zu  er- 
füllen. Da  Martinitz  wohl  wulste,  dals  auf  diese  Ankunft  vorläufig 
kein  Verlals  sei,  so  wünschte  er  zur  Beschleunipninir  seiner  Entlohnung, 
dafs  ihm  der  Kaiser  die  Stadt  Schlau  und  die  <la/,u  gehorigeu  Güter 
für  200000  Gulden,  die  er  ihm  in  lanirer  \fünze  geliehen  hatte,  nicht 
wie  bisher  nur  als  1  lanil  für  diese  Suuiine,  sondern  käuflich  über- 
lassen möchte.  Er  war  erbÖtig  hiefUr  von  der  Schuldsumme  23158 
Tlialer  nachzulassen  nnd  auf  zwei  der  beanspruehten  Gflter  im  Werte 
TOD  10687  Thalem  zu  verzichten.  Ferdinand  wollte  jedoch  in  den 
Verkauf  von  Sefalaa  nicht  einwilligen  und  wies  daher  Martinitz  vor- 
läufig mit  seinem  Gesuche  ab.  Ent  viel  später,  im  Jabre  1688,  ge- 
langte Martinitz  zu  seinem  Ziele,  indem  ihm  Schlau  mit  den  dazu  ge- 
hörigen Gütern  k&uf  lieh  Überlassen  wurde  \ 

Der  Kaiser  mufste  endlich  persönlich  die  Folgen  der  üblen 
Finanzwirtschaft  emi'tindon.  Er  hatte,  wie  erinnerlich  ist,  anoreordnet, 
(Ulfs  die  Biersteucr  iinift'SL-lmiftlert  zur  Erh;i1tniv,'  seines  Hofstaates  ein- 
geliefert werde  und  zu  ihrer  EuipfauLniahme  einen  Beamten  nach  Prag 
geschickt.  Nebenbei  verlan^'te  er  auch  einen  halben  Thaler  von  jeiiem 
ins  Land  eiugeführtuu  Ochsen.  Liechtenstein  erklärte  nun,  dafs  auch 
nicht  ein  Heller  verabfolgt  werden  könne;  die  höheren  Stände  hätten 
die  Biersteuer  nicht  eingezahlt,  weil  sie  nicht  vom  Landtage  bewilligt 
worden  sei;  die  Städte  aber  hätten  wenig  eingenommen,  und  dieser 
geringe  Ertrag  sei  entweder  durch  kaiserliehe  Zahlungsaufträge  ver- 
schlungen oder  für  gewisse  BedOr&iisse  in  Böhmen  verwendet  worden 
oder  müsse  noch  auf  die  Erhaltung  der  Soldaten  verwendet  werden, 
die  noch  obendrein  Bier  requirierten,  ohne  es  zu  bezahlen.  Liechten- 
stein wiederholte  sein  früheres  Anerbieten  bezüglich  der  Bezahlung 
St'ines  Rrpnnients,  aber  er  wies  das  Pfand,  das  ihm  die  böhuiisi-he 
Kammer  für  das  Anlehen  anbot,  nSnilich  die  Stfldte  Böhmisch-Brod, 
Koufini  und  Kolin  ab,  weil  dieselben  gröistenteils  ode,  d.  h.  von  ihren 
Bewohneni  verlassen  und  mit  Schulden  tiberhäuft  waren  und  ilini  also 
kein  Einkommen  in  Aussicht  stellten.  Er  verlangte,  dals  er  sii'h  für 
sein  Anlehen  aus  den  auf  seiue  Güter  in  Böhmen,  Mähreu  und 
Schlesien  entfallenden  Steuern  bezahlt  machen  dürfe,  dals  ihm  aber 
mittlerweile  dasselbe  mit  sechs  Prozent  verinteressiert  werde*.  Da 

'  Archiv  des  k.  und  k.  Hcichsfinanrministeriums:  Martinitz  an  den  Kaiser 
dd.  &  November  1624.  Hesolution  des  Kaisers  dd.  14.  Novemlier  1624.  —  BUek 
a.  a.  0.  laOO. 
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lu  {Reicher  Zeit  die  obersten  Landesoffiziere,  Landreehtsbeisitzer  aud 
Räte  «für  äch  und  im  Namen  der  gesamten  Stftnde**  (wie  die  Unter- 
Bcbrift  lautete)  verlangten,  daTs  der  Statthalter  mit  der  Publikation 
der  angeordneten  Wein-  und  Ochsensteuer  innehalte,  weil  dies  eine 
unerhörte  Neuerun<r  sei  und  wider  die  ständischen  Privilefiien  verstofiie, 
gab  er  von  dieser  Zuschrift  nach  Wien  vollinhaltlich  Kunde. 

Machte  schon  «lie  Nichtertullunii  der  kaiserlichen  Geldforderunjien 
in  Wien  böses  Blut,  so  noch  mehr  die  Zuschrift  der  ohei>.ten  Re- 
aniteii.  Wie  konnten  sie,  die  ihre  Eruenaung  allein  dem  Kaiser 
dankten  und  nur  ihm  den  Eid  geschworen  hatten,  wagen,  im  Namen 
der  Stände  zu  sprechen  umi  eine  Sprache  zu  führen,  als  ob  die  alte 
Verfassung  noch  bestände  und  der  König  an  sie  gebunden  wftre.  Der 
Kaiser  forderte  von  seinen  Geheimräten,  dem  Grafen  Meggau  und  dein 
Kanzler  Lohkowitz,  und  ?on  seinem  Hoficammerrat  Musebinger  ein 
Gutaehten  Qber  die  Frage,  ob  er  auf  seinen  Steuerforderungen  ohne 
AuaBchreibong  des  Landtags  verharren  oder  den  Vorstellungen  der  Oberst- 
Landeslieaniten  nadigeben  solle.  Die  Befragten  erklärten:  Es  sei  wahr, 
dafs  die  Biersteuer  stets  von  dem  Landtag  verlaugt  und  nicht  ohne 
dessen  Zustimmung  ausgeschrieben  worden  sei,  aber  seit  der  Schlacht 
auf  dem  Weifsen  Berge  hätten  sich  die*  Verhältnisse  hedeutend  ge- 
iUxiert.  Wie  der  Kaiser  seit  dieser  Zeit  mannigfache  andere  Steuern 
ohne  voriierige  Bewilligung  des  Landta^'s  eineehohen,  t  heuso  sei  er 
auch  zur  Einhebung  der  Biei-steuer  ohne  vorherige  Berufung  des  Land- 
tags berechtigt,  und  die  beiden  höheren  Stände  hätten  kein  Recht,  die- 
selbe zu  verweigern,  zumal  die  Berufung  eines  Landtages  nicht  mög« 
lieh  sei,  so  lange  sich  der  Kaiser  Qber  die  den  Böhmen  für  die  Zu- 
kunft einzuräumenden  Privilegien  noch  nicht  entschieden  habe.  Wenn 
sich  die  Städte,  die  doch  auch  einen  eigenen  Stand  bildeten,  gefügt 
hätten,  habe  sich  auch  der  Adel  fügen  können.  Trotzdem  empfahlen 
die  Räte  dem  Kaiser  die  weitere  Einforderung  der  Biersteuer  nicht; 
es  sei  aber  ausdrQcklich  zu  erklären,  dals  dies  nur  deshalb  geschehe, 
weil  die  meisten  BriUihituspr  ihre  Thatigkeit  eingestellt  liättcn  und  das 
Land  gänzlich  v«  rnrmt  sei,  nicht  aber  infolge  der  Vorstellum:en  der 
Landesbeamten.  i>iese  und  der  Fürst  von  Liechtenstein  sollten  zu- 
gleich aufirefordert  werden,  auf  andere  Weise  die  .Mittel  zur  Erhaltung 
des  kaiserlichen  Hofes  zu  ^»^ hallen;  unter  keiner  Bedingung  >ei  aber 
die  vüu  den  Stiidteu  einlaufende  Biersteuer  zu  uuderen  Zwecken  zu 
verwenden,  sondern  vollständig  nach  Hofe  zu  schicken.  Da  die  Kloster- 
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gOfitlichkeit  weder  das  zugesicherte  Deputat  noch  die  niedeieu  Be- 
amten und  Diener  in  Prag  und  auf  dem  Lande  ihre  Gehalte  erhielten, 
weil  alle  einlaufenden  Steuern  zur  BefriediguiiG:  des  in  Prag  ganiiso- 
nicrendt'U  AValdsteinschen  Keiximeiit«  verwendet  wurden,  so  empfahlen 
die  Hüte  eine  Reduktion  dieses  Repiiiu'Uts  von  /ehii  :iuf  drei  Filhncheii, 
doch  nur  nach  vorher  von  Waldstein  einpetioUeni  ijuUichten.  Hart 
tadelten  sie  zum  Schlüsse  niK-luiials,  dals  die  obei-stcu  Laudesbeaniteu 
die  Kiiilüiii  uug  der  Wein-  und  Uciuieusteuer  als  eine  Neuerung  be- 
zeichneten und  sich  hiebei  so  stai'k  auf  ihre  Privilegien  statzten.  Die 
Avflschreibung  einer  solehen  Steuer  ohne  Bewilligung  eines  Landtages 
sei  ein  fQrstliehes  Regal,  übngens  der  Kaiser  selbst  ebne  ein  solches 
Rsgalrecht  in  seiner  gro&en  Not  sn  jei^lidier  Forderung  berechtigt: 
habe  er  dedialb  in  anderen  seiner  Länder,  ohne  dals  deren  Privilegien 
Schaden  litten,  eine  Wein-  und  Oclisensteuei  ohne  vorherige  Laudtags- 
bewillifrunfr  aui^eschrieben,  und  sie  sei  gezahlt  worden;  wie  dürfe 
Böhmen  da  einen  Anstand  erheben?  Wolle  der  Kaiser  nicht  einen 
Schimpf  auf  sifh  laden,  so  mftsse  er  bei  seinem  Entschlüsse  behfuren 
und  dio  Zahlung  dieser  Steuer  verlanu^'n.  Das  Gutachten  riet  endlich 
die  Absenduug  der  (irafeu  Trauttmausdord'  und  Siawata  uach  Prag, 
um  jede  weitere  0})i)(isitiou  zu  ersticken  und  die  ol>ersten  Landes- 
beamteu  zu  den  gewünschten  Zahlungen  bei-eitwillig  zu  machen. 
Gleichzeitig  sollte  ihnen  ein  Verweis  dafür  erteilt  werden,  dais  sie 
es  gewagt  hatten,  im  Namen  der  gesamten  Stftnde  2U  unlersehreiben. 
—  Das  Gutachten,  dessen  Inhalt  in  vorstehendem  mitgeteilt  wurde, 
ist  das  einsige  den  alten  Rechten  des  Landes  feindselige  Dokument, 
das  vom  Kanzler  Lobkowits  unterschrieben  ist  Offianbar  gehorchte  er 
hierin  einem  moralischen  Zwange,  den  er  bald  daiauf  von  sich  al>- 
schüttelte;  denn  fortan  verhielt  er  sich  allen  auf  die  Beseitigung  der 
alten  Laudesverfassung  gerichteten  Schritten  gegenüber  ablehnend. 
Der  Kaiser  war  mit  den  erhaltcMu  ii  Ratschingen  zufrieden,  nur  ver- 
schärfte er  den  Verweis  an  die  1  itlnnischen  Landesbeamten  dahin,  dals 
er  ihn  mundlich  und  schnltlicli  erleilen  liels.  Üeit  dieser  Zeil  ptli^te 
auch  der  kaiserliciie  Tbionanwäiter,  Erzherzog  Fenimand,  den  Rats- 
sitzungen in  böhmischen  Angelegenheiten  beizuwohnen  \ 

In  der  den  Grafen  Trauttmausdoi'ff  und  Siawata  fiir  ihre  Keise 
nach  Pnig  erteilten  Instruktion  erklärte  daher  der  Kaiser,  dals  er  von 
der  Einhebung  der  Biersteuer  ablassen  wolle,  aber  nicht  wegen  der 
Vorstellungen  der  obersten  Landesbeamten,  sondern  wegen  ihrer  Un- 
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ergiebigheit;  er  machte  auf  den  Umsdiiroiig  seit  der  WdfseDbeiger 
Schlacht,  die  die  Macht  in  seine  Hand  gelegt  habe,  aufmerksam  und 
verlangte  deshalb  einen  Ersab:  tXr  die  Bieisteaer.  Er  bestand  auf 

der  Bezahlung  der  Wein-  und  Ochsensteuer  als  einem  fürstlichen 
Regal  und  tadelte  die  oben  erwähnte  Unterschrift  der  obersten  Landes- 
beamten  als  ungebührlich,  indem  er  ihre  fernere  Anwendung  verbot 
Zugleich  verlangte  er  die  Weitererhebung  der  bisher  ausgeschriebenen 
(lirr]<:t('n  Steuern,  die  Kontrnliiorimi:  neuer  Anleheu  und  die  strenge 
Einlorderung  der  Steuerreste.  Zur  Vermiudemag  der  Auslasen  schlug 
er  die  Reduktion  des  Waldsteinschen  Regiments  vor.  Liechtenstein 
kam  den  Steuerforderungen  insofern  /iivnr,  als  er  schon  am  23.  No- 
vember, also  noch  vor  der  Ankunft  der  kaiserlichen  Gesandten,  die 
bisherige  Steuer  auf  den  Mouat  Dezember  aoasebrieb*. 

Die  Instruktion,  die  den  obersten  Beamten  im  Auftrage  des 
Kaisers  vollinhaltlich  mitgeteilt  wurde,  fiel  wie  ein  Donnerschlag  in 
die  Reihen  der  böhmischen  Bäte.  Bis  dahin  hatten  sie  sich  einge- 
bildet, dala  entsprechend  der  kaiseilichen  Erklärung  vom  Jahre  1623 
die  alten  Verhältnisse  wiederkehren  und  sie  die  alten  Rechte  und 
Freiheiten  erhalten  würden,  so  dals  nur  die  Thronfolge  ihrer  Ent- 
soheidnnc:  entniekt  und  die  katholische  Kirche  alleinherrsrhend  sein 
würde.  ÄnderunsiPn ,  mit  denen  sie  vollständig  einverstanden  waren. 
Nun  erkannten  si«',  dnfs  die  Weifseuberger  Schlai-lit  nicht  blofs  die 
Protestanten  zu  (irundt  k'ericlitet,  sondern  auch  das  Ansehen  und  die 
Freiheit  der  katholischen  Stancio  zu  Grabe  getragen  habe.  Der  König 
war  jetzt  der  alleinig«?  Herr;  sie  waren  nur  seine  Diener.  Noch  gaben 
sie  iwar  die  Hoffnung  nicht  auf,  aus  den  Tr&mmem  ihrer  fraheren 
Macht  und  Bedeutung  einen  Teil  zu  retten;  in  einem  Punkt  aber 
gaben  sie  sofort  nach,  nftmlicfa  in  Bezug  auf  die  Unrichtigkeit  ihrer 
Unterschrift.  Sie  fluchteten  sich  in  den  Veriiandlungen  mit  den 
kaiseriichen  Gesandten,  die  seit  dem  2.  Dezember  begonnen  hatten, 
hinter  die  Ausrede,  dal^  dieselbe  ohne  ihr  Wilsen  von  dem  Sekretär 
der  Statthalterei  angewendet  worden  sei.  An  die  Entschuldigung 
knllpften  sie  die  HofTiunig,  dafs  der  Kaiser  nur  in  Ansehung  der  Re- 
ligion, sriii!  r  Krbgerechtigkeit  und  seiner  Majest;it,srechte  (ein  aller- 
dings unbestimmter  Ausdruck)  die  bisherige  Verfassung  umgestalten, 
sonst  aber  ihre  Privilee'ipn  nicht  antasten  würde.  Trauttmansdortf 
und  Slawata  machten  itmeu  Hoffnung,  dais  dies  gescliehen  werde, 
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offenbar,  um  sie  für  die  Ausschreibung  der  Steuern,  die  man  doch 
lieber  mit  ihrer  Zustininiung:  erheben  wollte,  i?t\nstig  zu  stimmen.  Thatp 
sächlich  waren  sie  erbötip,  austatt  der  Biersteuor  den  Betrag  von 
00  000  Gulden  binnen  einem  halben  Jahre  zu  erle^ien;  auch  gegen  die 
Wein-  und  Ochsensteuer  sträubten  sie  sich  nicht  mehr,  ebenso  waren 
sie  bereit,  die  direkten  Steuern  durch  ein  weiteres  lialbos  Jahr,  und 
zwar  in  erhöhtem  Betrage  zu  zahlen.  Mit  der  Iteduktion  des  Wald- 
steinscheu liegiments  waren  sie  nattlrlich  einvorstanden.  In  Bezug 
auf  die  Anlehen,  zu  denen  sich  Liechtenstein,  Waldstein  imd  Michna 
erboten  hatten,  eridärte  der  erstere,  dab  er  nur  so  viel  vorstrecken 
könne,  als  zur  Entlsasung  seines  Begiments  nOtig  sei.  Waidstein  hatte 
90000  Gulden  yerq»rochen»  lieh  aber  nur  40000  Gulden  in  Bargeld 
und  15000  in  Kleinodien  her;  Michna  gab  50000  in  Bargeld  und 
9000  in  Kleinodien.  Bei  dieser  Gelegenheit  wurde  auch  zum  eisten- 
male  die  Fra^'e  angeregt,  in  welcher  Weise  der  Kaiser  die  während 
der  Herrschaft  der  langen  Münze  kontrahierten  Anlehen  bezahlen 
solle;  eine  Entscheidung  wurde  aber  nicht  iretroffen^  Shiwata  be- 
merkte in  seinem  Belichte  über  die  Verhandlungen,  d;irs  dip  Landes- 
beamten sich  in  ihren  Bewilli^ninfren  t^ber  alle  Malsen  angestn^nirt 
hätten,  um  die  Bezahlung  der  Truppen  und  ihre  Eutlassung  zu  er- 
möglichen. 

Thatsächlich  hatten  die  Laudesbeamteu  sich  und  das  Land  über 
alle  Mafeen  besteuert,  aber  nicht  blofs  um  die  Entlassung  der  Truppen 
SU  ermöglichen,  sondern  auch,  um  von  der  alten  Verfassung  soviel 
zu  retten  als  möglich.  Was  Mher  das  Geheimnis  einzelner  war,  das 
wurde  jetzt  allen  klar,  dafs  nftmlich  der  Kaiser  und  seine  Wiener 
Batgeber  die  Bedeutung  und  Machtvollkommenheit  der  StAnde  und 
ihrer  Vertreter,  der  obersten  Beamten,  gilnzlich  untergral)en  wollten. 
In  der  alten  Freiheit  aufgewachsen,  wollten  sie  dieselbe  jetzt  doppelt 
wahren,  nachdem  sie  sich  ihrer  protestantischen  Gegner  entledigt  hatten. 
Sie  sahen  nhov  ein,  dafs  sie  nicht  mit  Klagen  und  Drohungen  zum 
Ziele  koiiinu  n  konnten,  sondern  nur  mit  Bitten  und  Voi-stelbintw. 
Sie  besohl  isspu  deshalb  an  den  Kaiser  eine  Denkschrift  /.u  richten, 
welche  in  Ausdrucken  voller  TTnterthäni'-rkeit  und  dankbarer  Auhftnff- 
lichkeit  die  Vorteile  der  Wiederaufrichtung  verfaüsungsmäfsiger  Zu- 
stände auseinandersetzen  sollte.  Im  Eingänge  deuteten  sie  an,  dafs 
sie  nicht  irgend  einem  bösen  Willen  die  Ausschreibung  der  Steuern 
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oline  Benifiing  der  Landtage  zuschrieben,  sondern  nur  der  mangel- 
haften Kenntnis  der  Gewohnheiten  und  Gebrbaehe  des  Landes,  und 
sachten  den  Kaiser  deshalb  eines  bessein  zu  belehren.  Nie  sei  eine 
Steuer  erhoben  worden,  ohne  auf  dem  Landtage  verlangt  und  freiwillig 

bewilligt  worden  zu  sein.  Erst  in  neuester  Zeit  habe  der  Fürst 
Liechtenstein  Steuern  ohne  vorherige  Bewilligung  ausgeschrieben,  aber 
dies  Vonjehen  sei  insofern  frcroehtfertigt  gewesen,  als  sich  der  i^röfste 
Teil  der  Stände  au  der  Rebellion  beteiliirt  und  dt  i  iruheren  Freiheiten 
unwürdig  gemacht  habe.  Die  Anhänger  des  Kaisei-s  und  unter  ihnen 
die  treu  geblielienen  obersten  Beamten  und  Räte  hätten  sich  deu 
Maniiaten  Liechtmst^inB  gefUgt  uinl  die  Steuern  ohne  Widerrede  ge- 
zahlt, r,m  der  liotl'uuug,  es  werde  Seine  Majestät  diese  gutwillige 
£rzeigung  (des  Gehorsams)  ihnen  zu  k^nmn  Frl|ttdiz  wider  ilne 
alten  Freiheiten  und  Gerechtigkeiten  gereichen  htssen".  Nunmehr  aber 
seien  alle  Bebellen  gestraft  worden  und  das  Land  heherbeige  nur 
treue  Einwohner;  ein  Teil  der  Stände,  der  einen  Fehltritt  begangen, 
habe  rieb  mit  Seiner  M^estat  versöhnt;  ein  Teil  habe  durch  ritter- 
liehe Dienste  mul  Einsetzung  des  Lebens  sich  um  ihn  verdient  ge- 
macht; ein  Teil  sich  erst  neu  im  Lande  eingekauft  und  sei  folglieh 
an  allen  früheren  Vor^'an.ren  unsehulditr:  sie  selbst,  die  um  ihrer 
Treue  willen  ins  Exil  hätten  wandern  müssen,  wären  der  Zuvei-sicht 
gewesen,  dafs  ihnen  nicht  M(>)s  di*'  ft  fihert  n  Freiheiten  und  i'rivilegieu 
ungeschmälert  erhalten,  somieni  dals  diese  um  ihrer  ausgestandenen 
Not  willen  noch  vermehrt  werden  würden.  Statt  dessen  habe  man 
ihre  Priviki^ieu  lu  Zweifel  gezogen  und  sie  schlechter  ulie  übrigen 
Unterthanen  des  Kaisers  behandelt.  Von  deu  Mfthrem  und  Schlesiem, 
die,  wo  nicht  mehr,  doch  ^»ensoviel  wie  die  Böhmen  gesQndigt,  wttrden 
bereits  die  Steuern  auf  den  Land-  und  Forstentagen  gefordert,  und 
dasselbe  geschehe  auch  in  Niederösterreieh  und  in  Ungarn,  welche 
beide  Länder  sieb  auch  an  der  Bebellion  beteiligt  hätten. .  Es  diene 
den  Ständen  Böhmens  zur  Verkleinerung,  wenn  sie  schlechter  als  die 
aller  übrigen  Länder  behandelt  würden  und  es  könnte  dies  zur  Folge 
haben,  dafs  sie  iliren  Besitz  verkaufen  und  dorthin  ziehen  würden, 
wo  sie  sich  ihrer  früheren  Freiheiten  und  rrivilecrien  erfnnion  könnten. 

Auf  Grund  dieser  in  aller  l'nterthiinigkeit  erteilten  B(  li  lmniL^  cv- 
suchten  nun  die  obersten  Beamten  und  Riite  um  die  Wiederhet>lelluii:4 
des  früheren  Zustandes,  also  um  <lie  Wi^erbelebuug  aller  Rei-hte  und 
Freiheiten,  wie  sie  vor  der  Rebellion  bestanden  hatten,  wie  dies  Seine 
Majestät  in  dem  Patent  vom  20.  September  1623  mit  Brief  und  Siegel 
versprochen  habe.  Nachdem  sie  darauf  ihre  Zustimmung  zu  den  ver^ 
aefaiedeneu  von  ihnen  verlangten  Steuern  rahmend  hervorgehoben, 
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eroiilableii  sie  die  EntlassuDg  des  paaen  Waldsteinsdien  Begiments, 
weil  Prag  rnbig  sei  uod  keiner  Bc«atsuDg  benötige.  Schüefidich  be- 
mühten sie  sich  allen  Sorgen  des  Kaisers  in  Aosehung  seiner  persftn* 
U^en  Sicherheit  bei  einer  Reise  nach  Prag  zu  begegnen ;  er  könue  ja 
neben  seiner  Leibgarde  noch  etwas  Reiterei  und  Fufsvolk  in  der  Prager 
Burg  oder  in  dor  Stadt  einquartieren,  übrigens  möse  er  versichert 
sein,  f^U"<  niifh  sin  selbst  ihn  mit  Leib  und  Lolien  schützen  würden  ^ 
\S  cmi  irgend  eine  Vorstellung  den  Kaiser  in  der  Verfaf^sungsfrage 
den  ständischen  Wünschen  hätte  geneigt  machen  kömuMi.  so  war  es 
diese  Deukschrift,  die  von  Ergebenheit  ttberflofs  und  vou  I'ersonen 
herri\hrte,  deren  Treue  keinem  Zweifel  unterlag.  Allein  Ferdinand 
war  ftor  keine  Nachgiebigkeit  zu  gewinnen.  Schon  auf  die  Nachricht 
▼on  dem  Fenstersturz  in  Böhmen  hatte  er  der  Erki&rang  zugestimmt, 
die  Krone  dieses  liSndes  sei  nichts  wert,  wenn  das  Begiment  nicht 
geändert  würde;  er  wollte  sich  daher  jetzt  die  Gelegenheit  nicht 
entschlDi)fen  lassen,  das  Begiment  in  «ner  Weise  einzurichten, 
die  nicht  blofs  die  Wiederkehr  des  Aufstandes  unmöglich  machen, 
sondern  auch  seine  königliche  Auktorit&t  gegen  jede  Anfeindung 
schützen  sollte.  Er  henntwortote  daher  zwar  die  Eingabe  der  obersten 
Beamten  und  Räte  in  trniuliger  Weise,  gab  aber  nicht  die  geringste 
Zusage,  sondern  veii>prach  nur,  dafs  er  die  betreffenden  Freiheiten 
einer  fleifsigen  Prüfung  unterzielien  und  „wo  es  die  Notwendigkeit  er- 
fordern würde,  zur  Verliütung  künftiger  Irrungen  erläutern"  und  so 
bekräftigen  wünle.  Zugleich  versprach  er  sobald  als  möglich  iu  Prag 
einzutreffen,  um  das  Land  von  den  daselbst  gamisonierenden  Truppen 
zu  entlasten*. 

In  Befolgung  der  kaiserlichen  Auftrige  schrieb  Liechtenstein  die 
neuen  Steuern  am  23.  Dezember  1624  lür  das  folgende  halbe  Jahr 
ans,  wobei  mehr  als  gewöhnlich  von  der  unermOdlichen  Fttrsorge  des 

Kaisers  für  das  Wold  des  Landes  die  Rede  war  und  auch  seine  An- 
kunft im  Lande  in  sichere  Aussicht  gestellt  wurde.  Jeder  Herrschaft»- 
besitzer  niufste  für  jeden  seiner  ansässigen  Unterthanen  27  Kreuzer 

monatlich,  jeder  T'nterthan  23  Kreuzer  erle-gen,  jeder  Hausbesitzer 
in  einer  königlichen  Stadt  46,  jeder  Kauf-  oder  Handelsmann  und 
jeder  Freibauer  69,  jeder  Pfarrer  If),  jeder  Schafhirt  36,  jeder  ivnecht 
15  Kretizer.  Kben.so  wurde  auf  die  .AnsiUssigkeiten  eine  Getreide- 
kuntributioa  ausgeschrieben  und  zwar  für  die  ersten  beiden  Monate 

1  Böhmisches  SutthaltoreiarcUv:  Die  oberaten  Beamten  und  Bite  an  den 

Kaiser  dd.  14.  Dezemhfr  16L'4. 

^  Ebenda:  Der  Kaiser  an  die  obersten  Beamten  und  Hate  Bühuiens  dd. 
la  Januar  1004. 
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eine  doppelt  so  hohe,  als  für  die  folgenden  vier.  Den  Juden  wurde 
ein  Pauschalbetrag  von  5000  Thalem  monatlieh  YOigeschrieben.  Diese 
Summe  war  verbältnismäTsig  sehr  hoch  und  es  bedurfte  daher  nicht 
der  Einwirkung  des  mit  Lieclitenstein  wegen  des  MUn/vertrogs  eng 
verbundenen  Juden  Bassevi,  dafs  sich  der  SUtthalter  der  Juden  annahm, 
sondern  nur  einiger  Kiiisicht  und  menschlichen  Erbamiens.  Er  empfahl 
deshalb  dem  Kaiser  zwar  nicht  eine  geringere  Steuer  von  ihnen  ein- 
zufordern, wohl  aber,  dafs  sie  blols  die  Hälfte  bar  zu  orleuTii  li;ttt(*n, 
die  andere  von  den  früher  geleisteten  Darlehen  absciilageu  (linttcn. 
Ebenso  erflosseu  in  diesen  Tagen  die  Verordnungen  wegen  Einhebung 
der  Wein-  und  Ocfasensteuer Ob  der  Kaiser  dem  Wunsche  Liechten- 
steins  bezüglich  der  Juden  nachkam,  ist  nicht  bekannt;  doch  wollte 
auch  er  den  Juden  in  Anbetracht  der  Verdienste  Bassevis  eine  Gnade 
sukommen  lassen  und  trug  dem  Forsten  auf,  die  Juden  bdl  ihren 
Freiheiten  und  Privilegien  zu  schützen  und  sie  von  niemandem  an- 
tasten zu  lassen.  Bei  dieser  bis  dahin  nie  bewiesenen  Teilnahme  ist 
zu  vermuten,  dafs  die  Juden  in  Böhmen  den  Sieg  anf  dem  Weilisen 
Berge,  den  sie  aus  Furcht  und  Unterthänigkeit  bereits  vorher  zu 
einem  Feiertage  in  ihrem  Kalender  erkl&rt  hatten,  jetzt  aus  Über- 
zeugung feierten'*. 

Gegen  Ende  Januar  hatte  man  in  Böhmen  lioreit«  genü;ieiul 
grofse  Summen  zur  Hainl,  unj  dem  Molsteiulschcu  Üeiterregimoiit  din 
schuldigen  Sold  auszuzahlen  und  dasselbe  abzudanken.  Nun  uiaciile 
aber  der  Herzog  von  Holstein  Schwierigkeiten;  er  wollte  nicht,  dals 
die  Komirngnien,  da  wo  sie  lagen  ausbezahlt  und  abgedankt  worden, 
sondern  verlangte,  dafe  sie  sich  zuvor  alle  in  Leitmeritz  versammeln 
und  dort  die  Auszahlung  und  Abdankung  vor  sich  gehen  sollte.  Man 
siebt  daraus,  dafe  von  einem  Anneekomroando  und  von  einem  Geiior- 
ssm  der  obersten  Offiziere  in  Österreich  keine  Bede  und  VorwOrfe 
Maximilians  nur  ZU  begründet  waren.  Erst  gegen  Ende  Febniar 
wurde  das  Holsteinische  Regiment  thatsächlich  abgedankt.  Vielleicht 
würde  sich  die  Ahdankun^r  noch  verzögert  haben,  wenn  nicht  dntnals 
der  Könii!  von  Si)ani»Mi  mit  Erlaubnis  des  Kaisei-s  Wcrlniii:^:*  u  für 
Maiinnd  nn'j^'stcllt  liiitte,  was  zur  Folge  hatte,  dals  die  Soldaten  die 
Abdankung  willig  annahmen,  weil  ihnen  eine  neue  Anwerbung  winkte*. 


*  Pittger  enbischOfliclM  Arehhrt  Stenerpate&te  LiechteutemB  dd.  2S.  und 
28.  Dezember  1624.  —  Archiv  des  k.  und  k.  Belciltfinailiililllisteriamt:  LteehteDBtein 

an  den  Kaiser  dd.  18.  Dezember  1C2(. 

*  Bälimiaches  StaUhaltereiarcbiv :  Ferdinand  11.  an  Liechtenstein  dd.  2&  Februar 

1625. 

*  Aieblv  vom  BandnitB:  Michiia  an  Lobkowits  dd.  23.  Januar,  15.  and 
Gii4«ly,  QefianlbirawttM  !■  Bfltow.  26 
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Im  Laufe  des  Wiuters  1624  25  wurde  zwar  Böhmen  von  dem 
gröfi^orpii  Teil  der  Truiipeii  befreit,  aber  da  die  Prager  Garnison  nicht 
venniiidert  wurde  und  Musterplätze  für  die  auf  spanische  lleohuung 
geworbenen  drei  Regimenter  angewiesen  wurden,  so  waren  dem  Lande 
noch  immer  grofse  Opfer  zufiiemutet.  In  Wien  ulaulite  mau  der  Ge- 
treidelieferung  für  die  Monate  Mai  und  Juni  entraten  zu  können,  und 
Teriangte  statt  ihrer  Geld,  das  man  zur  Unterludtung  zweier  in  Mslireii 
einquartierter  Begimenter  verwenden  wollte;  aufeerdem  sollte  noch 
eine  neue  Steuer  zur  Erriehtung  einer  Citadelle  in  Prag  erhoben 
werden.  Gegen  diese  Zumutungen  wehrten  sich  die  obetsten  Landes- 
beamten  nicht,  aber  sie  stellten  dem  Kaiser  vor,  dafs  man  das  Getreide 
Ar  das  in  Böhmen  noch  immer  stationierte  Volk  brauclie  und  dann 
da^lbe  um  einen  höheren  Preis  werde  ankaufen  müssen,  ferner,  dals 
man  auch  für  die  Besoldung  der  niederen  Beamten  im  Lande  sorircn 
mtisse  und  die  alltalli^ren  Steuern  mir  zu  diesem  Zwecke  verwenden 
dürfe.  Übrigens  klagten  auch  tlie  obersten  lieamten,  dals  sie  keinen 
Gehalt  mehr  empfinfren;  aber  sie  k<»nnten  leichter  warten,  da  sie  durch 
die  teils  gesclienktivveiae,  teils  fiegen  geringe  Zahlungen  erworbenen 
Güter  gesichert  waren;  allerdings  litten  auch  sie  verhiUtnismäfsig 
Not,  da  das  Einkommen  aas  den  Gütern  mitunter  ganz  schwand, 
gröfstenteils  aber  so  gering  wie  möglich  war.  Wie  sehr  die  Steuer- 
kraft  des  Landes  geschwunden  war,  ergiebt  sieb  auch  aus  einem 
Berieht  Uber  den  Ertrag  der  Geldsteuem  für  die  Monate  Januar  bis 
April.  Danach  hatten  sämtliche  Kreise  die  Summe  von  29078  Gulden, 
die  Juden  statt  20  000  Gulden  blofs  10000  bezahlt;  immeriiin  hatten 
dieselben  aber  im  Verhiiltnis  zu  ihrer  Zahl  und  ihrem  Vermögen  das 
aulserordentlichste  geleistet.  Der  geringe  Ertrag  der  Steuern  wird 
auch  dadurch  erklärlich,  dafs  viele  Personen  den  Steuereinnehmern 
statt  der  Steuer  <>uittum:en  al»lieferten,  in  denen  tiif  Ofti/iero  die 
von  ihnen  erhobenen  Kontributionen  bestätiirten.  Bei  dieser  Gelegen- 
heit ersehen  wir,  «lals  noch  immer  die  St(  uerreste  aus  den  Revolutions- 
jahren 1G18 — 1620  eingemahnt  wurden  und  auch  die  Stadt  Budweis, 
die  doch  während  dieser  Zeit  ein  leuchtendes  Beispiel  der  Treue  ge- 
geben und  eine  langwierige  Belagerung  ausgestanden,  zur  Nachzahlung 
derselben  angebalten  wurde.  Sie  suchte  sich  von  derselben  durch  eine  an 
den  Kaiser  gerichtete  Bitte  zu  befreien;  ob  diese  Bitte  Erfolg  hatte, 
ist  nicht  bekannt  Die  Voistellungen  der  obersten  Landesbeamten 
hatten  zur  Folge,  dals  die  Getrddekontribution  blols  fQr  den  Monat 


19*  Febniar  1625.  —  Archiv  von  Niichod:  Patent  des  Kiuaen  besflglicb  der  ipanischen 
Werbungen  dd.  &  Mftn  1625. 
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Juni  in  eine  Geldsteuer  mngewanddf^  den  Juden  aber  die  Zahlung 
von  COOO  Tlialeni  anijBetnigen  wurde.  Zugleich  wurde  auch  der 
böhmischen  Kammer  die  AbAihr  von  20000  Thaleni  fikr  den  kaiaer- 
Jichen  Hof  anbefohlen*. 

Inwiefern  man  diesem  Aultra^ro  Folfjc  leistete .  ist  nic^lit  bekannt, 
Cü  ist  aber  sehr  zweifelhaft ,  dals  die  verlanfiten  20  000  Thaler  that- 
sächlich  nach  Wien  abLreliefert  wurden,  zumal  eine  neue  Bedrückung 
ftr  das  I.and  im  Anzu^'e  war.  Der  Kaiser,  der  wehren  der  von  Däne- 
mark und  dem  uiedcräächsischen  Kreis  druhcudcu  Kricg^efabr  von 
dem  Kurftlnten  Maximilian  von  Bayern  ununterbrochen  zu  neuen 
Bllstimgen  gemahnt  wurde,  durch  seine  unbeBehreMche  Tlnanznot 
aber  vielmehr  rar  Entlassung  als  zur  Verstftikung  seines  Heeres  ge» 
drftngt  war,  machte  endlich  von  dem  wiederholten  Anerbieten  Wald- 
steins ,  eine  Armee  auf  eigene  Kosten  zu  werben  und  erst  apftter  die 
Bezahlung  hiefür  zu  verlangen,  Gebrauch.  Waldstein  erschien  wie 
ein  Better  in  der  Not.  Wülncnd  der  Monate  Afuril  und  Mai  einigte 
er  sich  mit  dem  Kaiser  u])er  die  Ausrüstunpr  einer  Annee  von 
20  000  Mann,  von  denen  ein  Teil  in  Böhmen  gewürl}eu  und  kon- 
ceutriert  wurde.  Der  Kaiser  verlanj^e  nun  von  Bohnu^n  die  Voraus- 
zahlung von  1 00  000  Thalern  auf  die  Kontribution  des  /weiten  Halb- 
jahres <1()25).  um  danjit  die  Soldfordenincren  eini^rer  alter  Re^nmenter 
zu  l>e{^leichen  oder  ihren  ungebimlertcu  Abmarsch  nach  dem  lleiche 
ZU  ermöglichen.  An  die  Truppen  erliefe  er  ein  Verbot,  ihre  Nahrungs- 
mittel ohne  Zahlung  zu  requirieren,  Waldstein  aber  trug  er  auf,  den 
Steuereinnefamem  bei  der  Erhebung  der  Steuern  dne  Anzahl  Soldaten 
zur  Verfügung  zu  stellen.  Dafe  gewaltsamer  Widerstand  gegen  die 
Steuereinnehmer  befürchtet  wurde,  ist  begreif  lieh,  wenn  man  weifs, 
dafs  auf  die  Steuern  Dir  die  ersten  vier  Monate  des  Jahres  nur 
29  078  Gulden  eingeirangen  waren;  wie  konnte  man  hoffen,  auf  die 
Steuer  des  zweiten  Halbjahres  eine  Vorau8zahlun.r  von  lOOuOO  Thalern 
zu  erlaniren,  wenn  man  den  Steuerträgern  nicht  ^jernde/u  das  Messer 
an  die  Kelde  s»'tzte?  T)ip  obersten  Landesbeamteu  machten  trotzdem 
keine  Voi^btellun^^eii ,  sondern  bestimmten,  dafs  von  jeder  Bauem- 
ansässicrkeit  niunatlicli  ein  Thaler  [jezahit  werden  solle;  der  GruncilieiT 
Sollte  drei  Siebentel,  der  Üaucr  vier  Siebentel  erlegen,  die  Büi*ger 

'  BOhniiidiCB  StattbalterdarchiT!  Die  obersten  Landeriietntea  aa  den  Kaiser 

dd.  23.  April  1625.  Bericht  über  die  Stcuorleistungen  dd.  27.  Mai  1625.  Ferdi* 
luuad  II.  an  dip  obersten  Landesluaniton  dJ.  i'ß.  Mai  1(>25.  Die  Stadt  Budweis 
■B  den  Kaiser  (undatiert).  Der  Kaiser  an  die  böhmische  Ivammer  dd.  28.  Mai 
168&  Die  b6hmi«che  Hofkuulei  an  die  Mhmiache.  Kammer  dd.  89.  Hai  ie2S.  — 
Fnger  StadtMdnv:  SieneipateDt  dd.  28^  Mai  1625. 
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sollten  för  denselben  Zeitraum  2  Thaler.  die  Kauf-  und  Haiulolsleute 
etwas  weniger  als  acht,  die  Freibauern  drei  Thaler,  die  l*farrer 
85  Kreuzer,  die  Juden  zusammen  etwas  über  7280  Thaler  zahlend 
Es  war  da.«  die  höchste  Steuer,  die  man  bisher  iu  Böhmen  eiii-ri-fordert 
hatte.  Selbst  die  Mietsleute  iu  deu  königlicheu  Stildteu  umi  auf  dem 
Lande  wurden  diesmal  nicht  freigelassen,  sondern  ihnen  eine  Steuer 
von  monatlich  drei  Kreuzern  auferlegt.  Diejeuigen,  die  binnen  Monats- 
frist die  füll  ige  Steuer  nicht  erlegt  haben  würden,  sollten  zur  doppelten 
Zahlung  angehalten  und  nMigenfeUs  alle  ihre  fahrende  Habe  und, 
felis  diese  nicht  ausreichen  wOrde,  anch  ihre  liegenden  Goter  verkauft 
werden.  An  Drohungen  liel^  es  also  das  Patent  nicht  fehlen  ^ 

Als  Enlgelt  für  diese  Leistungen  wurde  aber  Böhmen  wenigstens 
von  dem  in  demselben  lagernden  Kriegsvolk  befreit.  Zwar  mufste 
Böhmen  noch  ertragen ,  dafs  durch  dieses  Land  die  Truppen ,  die  in 
M&hren  und  Österreich  gamisouiert  waren,  mit  Waldstein  ins  Reich 
zogen  und  auf  diesem  Zuge  verjiroviantiert  werden  mulV>ten.  aber  das 
Ende  der  Leiden  nahte  heran.  Der  Kaiser  ernannte  übrigens  den 
Obersten  Aldringer  zum  Muster-,  Zahl-  und  Einfiuartierungskommissar 
und  trug  ihm  auf,  für  die  nötige  Orduung  beim  Durchzuge  der  Tnippen 
zu  sorgen.  Es  war  dies  nötig,  da  zahlreiche  Soldaten  und  OftizicTe 
sich  von  ihren  Regimentern  trennten  und,  statt  nach  Deutschland  zu 
ziehen,  in  Mähren  herumscbweiftea^. 

Mit  dem  Abzüge  der  Truppen  trat  aber  in  der  Haltung  der  Be- 
Yölherung  eine  bemerkenswerte  Änderung  ein.  Die  Einquartierung 
zahlreicher  Truppen  in  Böhmen  hatte  bis  dahin  bewirkt,  dals  trotz 
des  unsäglichen  Druckes,  der  auf  dem  Lande  lastete,  weder  die 
städtische  noch  die  Landbevölkerung  sich  zu  einer  gewaltsamen  Wider- 
setzlichkeit hinreilsen  liefs,  und  die  P^ntschlossensten  lieber  aus- 
wandelten  oder  zum  Kriegsdienste  ihre  Zuflucht  nahmen.  Jetzt,  wo 
das  Land  seiner  Bedränger  fast  ganz  entledigt  war,  withiend  die  ge- 
waltsame Gegenrefonnation  die  Einwohner  von  neuem  aufreizte,  er- 
hoben sich  die  Bauern  hie  und  da  zu  gewaltsamem  Widerstaude.  Der 

*  Archiv  von  Raudnitz:  Micbna  an  Lobkowitz  dd.  1  (■  Tinii  162&  —  Böhmisches 
Stauhalteri'iarchiv :  Ferdinrvnd  II.  an  die  ober-toii  LaiuicslH'aniten  dd.  14.  .hm 
1625.  Ferdinands  II.  Befehle  für  die  Truppen  dd.  14.  Juni  1625.  Ferdinand  an 
Waldstein  dd.  14.  Juni  1625. 

*  BshmiscbesStatthaltereiarcbivtSteaenmleiitdd.  ll.Juiiil625w  DieMhmiKlit 
Kammer  an  die  StiMif.'rt.'iniif^limer  dd.  96.  Juni  1025. 

3  Ebenda:  Ferdinand  II.  an  die  oberston  Landesbearakui  d  i.  'SO.  .hmi  l'!2ö. 
Patent  Ferdinands  II.  dd.  8.  Juli  1625.  —  Archiv  von  Neuhaus:  Belthl  der  bühniischen 
Kammer  an  Hennan  Öenim  dd.  14  Juoi  1625.  —  Pnger  StadtarduT:  Pttent  FenU- 
nand»  II.  dd.  2K.  Juli  1925. 
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erste  und  bedeatendste  Aufstand  bnieb  aof  der  Herrschaft  Markers- 
dorf aus.  Dieses  Gut  gehörte  dem  Otto  Heinrieh  ▼on  Wartenbeig, 
demselben,  dessen  Gattin  Elisabeth  Smitidc^  im  Jahre  1619  sich  im 
Sehloese  Jiiin  in  die  Luft  gesprengt  hatte*.  Wartenberg,  von  der 
revolutionftren  Regicrunfr  schimpflich  behandelt,  war  nach  Sachsen 
entflohen  und  hatte  dem  Kurfiii'sten  bei  der  Bekänipfunj?  der  Böhmen 
und  ihrer  Verbündeten  Dienste  geleistet,  so  dafs  ihn  tlei"selbe  dem 
Kaiser  empfahl.  In  der  That  wurde  er  in  dem  K(infiskationsj)rozesse 
von  jeder  Sehulti  freii^esinorhen  |13.  .luni  und  im  besitze  seines 

Vermu^eus  belassen.  Kr  ver^irulserte  dasselbe  durch  den  Ankaut'  dei- 
Herrschaft  Markersdorf,  bei  welcher  Gelegenheit  ihm  der  Kaiser  von 
der  Kaufsumme  15  000  Thaler  schenkte;  eine  Vergünstigung,  deren 
er  sich  dadurch  würdig  zeigte,  dafs  er  im  Jahre  1623  zum  Katholi- 
dsmus  flbertrat  und  nunmehr  seine  froheren  Glaubensgenossen  eifrig 
verfolgte.  Sdnen  Unterthanen  in  Markersdorf  setzte  er  im  Jahre  1625 
eine  sechswOehentliefae  Frist ,  binnen  welcher  sie  sich  als  Katholiken 
erklären  sollten.  Da  sie  nach  Ablauf  derselben  rainer  Aufforderung 
nicht  Folge  leisteten,  verbot  er  die  Feier  des  Kirch  weihfestes,  die  in 
Güntersdorf  (Iluntilov),  einem  auf  der  Hen-schaft  gelegenen  Dorfe, 
am  26.  Oktober  vor  sich  gehen  sollte  und  befahl  abermals,  dais  die 
OlaulKMisJlndening  binnen  8  Tagen  vor  sich  gehen  sollte.  Auch  sonst 
bedriii'kte  er  seine  Ünterlhaneu  auf  mannitrtaohe  Wpi5;e:  liezahlte  die 
Handwerker  für  ihre  Arbeiten  nicld.  nahm  den  Bauern  wilikUrlicl»  einen 
Teil  ihres  VMehes  und  erhoi»  um  ihnen  nach  Belieben  Strafgelder  u.  a. 

Ein  Krämer  namens  Tenner,  der  sich,  wahrscheinlich  wegen  er- 
littenen Druckes,  aus  seiner  Heimat  eutlernt  liatte,  aber  wieder  zurück- 
gekehrt war,  beriet  sich  heimlich  mit  seinen  Freunden  in  Güntersdorf, 
wie  man  ^  dem  Gebote  des  Herrn  entziehen  könnte,  und  einigte 
rieh  am  folgenden  Tage  mit  ihnen  und  den  Bewohnern  mehrerer 
anderer  Dörfer  dahin,  dafs  rie  eine  Bittschrift  überreichen  und  um 
Aufschub  auf  so  lange  ersuchen  wollten,  bis  auch  die  Dörfer  auf  an- 
deren Gütern  sich  zur  Glaubensänderung  entschlossen  haben  würden. 
Noch  bevor  die  Bittj>chrift  entworfen  war,  bekam  Wartenberg  Kunde 
von  der  Versammlum',  rief  sechs  seiner  Unterthanen,  die  nolien  Tenner 
an  der  Spitze  der  Bewegung  standen,  zur  Verantwortung  mu'h 
Markersdorf,  wo  er  ndt  seiner  diitteu  Gemahlin  Haus  hielt,  liels  sie 
in  Ketten  legen,  (höhte  ihnen  mit  dem  Tode  und  liefs  zugleicli  Mart4?r- 
werkzeuge  aus  t^iuein  benachl)arten  Orte  bringen.  Tenuer  berief 
darauf  eine  zweite  Versauunluug ,  au  der  sich  nicht  blofs  Markers- 

L  

I  Oinddy:  Ocschichto  des  SQ^hrigen  Krieges,  Band  II,  Seite  äS8  und  fölg. 
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doifer  Unterthanen,  sondern  audi  die  Bewohner  anderer  herrschaft- 
lieber  G^iiele  beteiligten.  Aof  dieser  worde  abermals  beschlossen, 
sich  bittlich  an  Wartenbeig  zu  wenden,  aber  wenn  dies  nichts  fruditeo 
würde,  die  Gefangenen  mit  Gewalt  zu  befreien.  Alle  Anwesenden 
bekräftigten  ihren  Beschlufs  zuerst  <lurch  Gebet  und  dann  durch  Be- 
rt\hrunfr  eines  Stockes.  Als  die  Teiinehnif^r  der  Vcrsannnlun'j  in  die 
Dörfer  zurückkehrten,  wurden  sie  von  (ieu  Frauen  der  Gefangenen 
erwartet,  die  kliiglich  um  Hilfe  baten,  weil  es  ihren  MiUinern  aus 
Leben  fjehe.  Ohne  sich  weiter  zu  bedenken,  srriffen  nnn  die  Bauern 
zu  den  Waffen;  jedes  Haus  rüstete  drei  rersoueu  mit  Spieisen,  Dresch- 
tlegelu,  Musketen  oder  Äxten  aus,  und  diese  langten  am  Dienstag  Nach- 
mittag um  2  Uhr  vor  dem  Schlosse  in  Markersdorf  an.  Als  Wartenbeig 
den  Anzog  der  Menge  bemerkte,  liefe  er  schnell  alle  Thore  sehlie&en 
nnd  fragte  danraf  snm  Fenster  hinaas,  was  das  Begehren  der  Leute 
sei.  Als  sie  vor  allem  die  FrsigebQng  der  Gefangenen  veilangten, 
lief  er  zu  diesen,  nahm  ihnen  die  Eisen  von  den  Fölsen  und  {^ab  sie 
frei.  So  tyrannisch  er  sich  früher  benommen  hatte,  so  feig  benahm 
er  sich  jetzt;  er  wagte  sogar  nicht  mehr,  ans  Fenster  zu  treten, 
sondern  liefs  die  Bauern  durch  andere  Personen  um  ihr  weiteres  Be- 
gehren fragen.  Als  sie  auch  Ersatz  für  den  pvlittetien  Schaden  ver- 
laujiteu,  gestand  ihnen  Warteuberg  denselben  uhiie  weiteres  Zögern 
zu,  knüpfte  aber  darau  die  Bitte,  dafs  sie  abziehen  sollten.  Den 
Bauern  genügte  das  Versprechen  niciit;  sie  wollten  eine  schriftliche 
Versiciiciuüg,  dals  Wartenberg  ihr  Beginnen  nicht  an  ihnen  rächen 
wOrde.  Als  er  auch  dieser  Forderung  nachgab  und  sogar  versprach, 
einige  benachbarte  Herren  um  die  Mitfertigung  dieser  Yersicherang 
zu  hitten,  zogen  die  Bauern,  durch  die  unerwartete  Nachgiebigkeit 
ihres  Herrn  zu  noch  grOlserer  Begehrlichkeit  an^ereict,  dennoch  nicht 
ab,  sondern  stellten  immer  neue  Forderungen.  Um  sie  zu  beruhigen, 
verhandelte  Wartenberg  mit  ihnen  dureli  seinen  Kaplan,  durch  die 
Richter,  durch  den  Brftuer  und  durch  einige  Männer  und  Frauen,  auf 
die  er  Hoffnung  setzte,  aber  nichts  war  im  stände,  die  Bauern  zum 
Abzüge  zu  bewegen.  Da  er  seinen  BedriluL^rrn  endlich  das  srhlimmste 
zutraute,  warnte  er  sie  vor  Bliitverjäeiseii,  weil  dies  gewils  nicht  un- 
gerächt  bleiben  würde.  So  war  Nacht  herangekommen,  wahrend 
welcher  die  Bauern  Wachtfeuer  um  tlas  Schlofs  an/ündeten;  Waiten- 
beig  verbrachte  die  Zeit  teils  mit  Beten  und  Schreiben,  teils  mit  Vor- 
bereitungen zum  gewaltsamen  Widersland.  Auch  an  Flucht  hatte  er 
gedacht,  aber  seine  Frau  mahnte  ihn,  sich  zur  Wehr  zu  setsen  und 
fertigte  mit  den  Mägden  die  ganze  Nacht  hindurch  Pecbkrftaze  an. 
Als  der  Morgen  hereingebrochen  war  und  die  Bauern  von  den 
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Vorbereitungen  zu  gewaltsamer  Abwehr  etiiihren,  rannten  sie  das 
Hanptthor  mittelst  eines  Hebebaunies  ein  and  gelangten  so  in  das 
Sehlofs.  Wartenberg  ilttcbtete  mit  seiner  Frau  in  den  Keller  und  von  ^-  omou» 
da  durch  einen  Gang  in  das  Brftuhaus  und  bat  den  daselbst  anwesen- 
den M&lzer  um  Hilfe,  worauf  dieser  ihn  und  seine  Frau  auf  dem 
obersten  Boden  versteckte.  Allein  die  Bauern  durchsuchten  alle 
Räumlichkeiten  und  gelangten  allmählich  auch  in  die  Nähe  des  Ver- 
stecke. Dif  Frm  vprliefs  nnn  das  Versteck  und  bat  auf  den  Knieen 
um  Ciiiado;  allein  die  Baneiii  verlauL'teu  unter  Todesandrohuug,  dals 
sie  aiijzelie,  wo  ihr  (latte  sei  l'iit«.  niesseii  hatte  einer  der  Bauern 
den  Gesiii'hteii  izefuutieu  und  rief  die  anderen  lierbei.  Man  schleppte 
den  Unglueklicheu  über  die  Stiege  herab  und  st'hlusr  ihn  mit  einer 
Holzaxt  in  den  Hucken.  Als  die  Peiniger  mit  ihm  bei  seiner  Frau 
anlangten,  wollten  sie  ihm  hier  den  Oarans  machen,  änderten  aber 
ihre  Absicht  und  schleppten  ihn  samt  der  Fran  ins  Freie.  Hier  Dihrte 
der  Bicbterssohn  aus  Markersdorf  den  tödlichen  Streich  gegen  Warten- 
borg ,  worauf  auch  die  Frau  ermordet  wurde.  An  den  bdden  Leich- 
namen machte  steh  die  Wut  der  Menge  in  grausiger  Weise  Luft; 
zum  Schlufs  roufste  jeder  der  Anwesenden  mit  einer  Gabel  einen 
Schlag  auf  sie  thun,  zum  Zeichen,  dafs  sich  alle  an  dem  Morde  be- 
teiligt hatten.  Krst  am  Alieiul.  als  die  Menge  Hirh  verlaufen  hatto^ 
wagten  sich  <Mnit'e  Dienstleute  liervor,  wuschen  die  Leichn;i!iie  und 
le'-'ten  ^e  in  rin.u  einfachen  Sarir.  Arn  Tage  nach  vuUbracbtcni 
Morde  srhsvLn  11  vich  die  Bauern  wechsel&eitiii  Hilfe  gegen  eine  all- 
fällige wider  .su  iluiviizululirvnde  Exekution,  wühlten  einen  Ausschufs, 
der  sich  mit  den  Verteidigungsraaferegeln  beschäftigen  sollte,  legten 
sich  eine  Steuer  zum  Ankauf  von  Waffen  und  Pulver  auf  und  ge- 
wannen den  Advokaten  Bemt  aus  BOhmisch-L^pa,  dalk  er  ihre  An- 
gelegenheit mit  der  Feder  vertrete*. 

Dieser  Advokat  begann  seine  Thfttigkeit  damit,  dals  er  im  Namen 
der  Bauern  ein  Schreiben  an  die  böhmische  Kammer  richtete,  in 
welchem  er  den  begangenen  Mord  zu  rechtfertigen  suchte.  Das 
Schreiben  langte  am  1.  November  in  Prag  gerade  in  dem  Augenblicke 
an,  als  die  Landesbeaniten,  die  in  Abwef^enheit  Liechtensteins  dessen 
Amt  versahf^n  und  von  dem  Aufstand  in  Markersdorf  bereite  Kenntnis 
hatten,  den  beiden  Leitmeritzer  Kreishauptleuten  den  Auftrat;  er- 
teilten, sich  der  Übelthäter  zu  bemAchtigen  und  sich  hiebei  der  in 


'  Böhinüebes  Statüialterciarchiv :  Ausfulirliche  Bescbrcibang  der  Emiordung 
Otto  Hdoridit  toh  Warteoberg  dd.  2.  Januar  1626.  Die  Statthalter  an  Gerbard 
roD  Taxi«  id.  84.  Demaber  1685^ 
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Leitnierit/  1ai::emdai  Beitericoinpa^Die  zu  bedienen  ^  Berichte,  wdcfae 
wahrscheinlich  aus  Leitmcritz  einliefen,  eigaben  jedoch,  dafs  mau  zur 
Dänipfunjr  der  Markersdorfer  Bewegnn^r  prröfsere  militHrische  Mittel 
aufbieten  müsse,  und  so  erliefsen  die  Statthalter  mit  Zustininiunfr  des 
Kaiser^  im  den  bereits  zum  Obt  rsteu  beförderten  l)on  Martin  lluerta 
den  Belehi,  mit  RcittMci  \im\  Fufsvolk  nach  Markersdorf  zu  rücken. 
In  Böhmen  befanden  bich  damals,  soweit  bekannt,  nur  einige  Fahidein 
Fufsvolk,  wekho  in  Prag,  Königgrätz,  Kuttenberg  und  einigen  .luderen 
Orten  stationiert  waren,  und  das  Marradassche  Keiterreginieut.  Da 
man  die  Stildte  Ton  dem  daselbst  garnisonierenden  FulsTolk  nicht  ent- 
bl&ben  wollte»  andererseits  aber  zur  Dimpiüng  des  Aufstandes  Ful»- 
YOlk  notwendig  war,  so  liefe  der  Kaiser  fOnf  Fshnlein  des  Breuner- 
sehen  Fo&reghnents  ins  Land  rücken,  von  denen  die  Statthalter  dem 
Huerta  zwei  zur  Verfltgung  stellten.  Bald  darauf  erfuhren  sie,  dafe 
die  zum  Widerstand  entschlossene»  Bauern  durch  den  Zuzug  benach- 
barter Genieinden  auf  5000  Mann  angewachsen  seien  und  sich  bei 
Prhandaii  aufgestellt  Iiätteii,  dafs  sie  socrar  über.einige  Geschütze  ver- 
fügten und  sich  iliiieu  der  Herr  von  Iledern,  der  ehemalige  Besitzer 
der  llemchaften  KeichenbcrL;  und  Friedland,  und  ein  Heir  von  Kinsky 
angeschlossen  und  iimen  Munition  zugeführt  hätten.  Sie  fordert eu  da- 
her Huerta,  der  uuch  immer  in  Pisck  und  Strakonic  das  liLiuimations- 
werk  betriel),  zur  möglichsten  Beschleunigung  des  Angriffs  auf  und 
stellten  ihm  noch  eine  dritte  Reiterkompagnie,  einige  Hundert  Puls» 
knechte,  die  man  ans  Königgrätz  und  Kuttenberg  nehmen  wollte,  und 
ein  drittes  Breunersches  Fähnlein  zur  Verftigung.  Später  in  Prag  an- 
gelangte Berichte  zeigten  jedoch,  da&  die  Zahl  der  widerspenstigen 
Bauern  bedeutend  flbertrieben  war,  und  dals  man  auch  mit  geringen 
Mitteln  der  Aufständischen  Herr  werden  wünle;  ja  zuletzt  erfuhr  man, 
dafs  die  Bauern  ruhig  zu  Hause  in  Markersdorf  säfsen  und  sich  der 
Verhaftung  der  Rädelsführer  voraussichtlich  nicht  widersetzen  würden. 
Die  Landesbeamten  hielten  drsbalb  den  Marsch  der  Reiterei  nicht  fHr 
netwendig  und  ersuchten  den  Ohei-st  Huerta,  auf  seinem  bisherigen 
Posten  zu  bleilien.  Mit  drr  Verhaftung  der  Radeisführer  betrauten 
sie  die  mit  Fufsvolk  nach  Markersdorf  abgeschickten  Kommissäre :  zu- 
gleich ersuchten  sie  den  Regenten  des  Herzogtums  Friedland,  sich  in 
aller  Stille  des  Advokaten  Bernt,  der  unzweifelhaft  wieder  nach 
BOhmisch-Leipa  lurflekgekehrt  war,  zu  bemäditigen.  Gegen  Ende  des 
Monats  Dezember  wurden  28  Bädelsf&hrer  in  Haft  genommen;  nenn 


^  Ebenda:  Die  Ulunieclien  Stetthalter  ao  die  Leitmerilnr  &eiili«aptleiile 
dd.  1.  KoTember  1625.  IKe  Suttbelter  aa  den  Kaieer  dd.  22.  November  162Sw 
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Häupter  des  AufetandeS)  darunter  auch  Tenner^,  waren  jedoch  bereits 
entflohen.  Um  ihrer  habhaft  zu  werden,  bedrohten  die  Landesbeamten 
die  abrigen  Markendotfer  mit  Strafe  und  quartierten  2U  diesem  Zwecke 
auch  FuIsTolk  bei  ihnen  ein,  wiewohl  jede  Gefohr  auch  des  leisesten 
Widerstandes  geschwunden  war.  Mit  der  Verwaltung  der  Torl&ufig 
sequestrierten  Ilerrsrhaft  Markersdorf  wurde  Herr  von  Wolkenstein, 
der  zweite  Gomahl  der  Mutter  des  ermordeten  "Wartenberp,  betraut^. 
Auch  Reiiit  wurde  in  Leipa  verhaftet  ;  es  stellte  sich  aber  heraus, 
dafs  er  im  Auftrage  Gerhards  von  Taxis  nach  Markei-sdorf  'jfCijanpreu 
war,  um  die  dortige  Beweguii;i  :uis/iikundschaften  und  nur  uiu  seiuer 
Siclierheit  willen  den  Bauern  si  heiubar  Dienste  geleistet  hatte.  ^Yahr- 
scheinlich  wurde  Bernt  darauf  freigelassen  \ 

Die  Untersuchung  wider  die  Gefangenen,  die  in  Prag  und  Aufeig 
gepflogen  wunle,  /ug  sich  lange  hin,  weil  man  wahrscheinlich  nach 
Konstatierung  fremder  Einflüsse  suchte.  Da  sich  aus  den  Verhören 
nichts  derartiges  ergab»  ordnete  der  Farst  von  Liechtenstein,  der 
wieder  auf  seinen  Statthalterposten  zurückgekehrt  war,  bei  einigen 
Häftlingen  die  Auwendung  der  Folter  an.  Strenge  schien  um  so  not- 
wendiger, als  mittlerweile  in  Oberösterreich  ein  gewaltiger  Bauern- 
aufstand  ausgehrochen  und  das  Reiterregiment  Marradas  und  das 
Breunersehe  Redment  nacli  Oberösterreich  abberufen  worden  waren. 
Graf  Martinitz  war  über/.euut,  dafs  die  oberosten eichischen  Baueni 
Einverst?indis>e  in  Böhmen  unterhielten;  zahlreiche  Böhmen  hatten  in  »ü-m^ 
Oberöstei  reich  Dienste  genommen,  wol)ei  sie  ihr  Oesii^ht  schwärzten, 
um  unerkannt  zu  bleiben.  Martinitz  verlangte  deshalb  von  dem 
Kanzler  Lobkowilz,  duls  uiindestens  die  Hälfte  der  beiden  Regimenter 
im  Lande  belassen  werde,  da  man  nur  so  allen  Gefahren  begegnen  könnte 
und  die  Beamten  und  Gutsbesitzer  sonst  ihres  Lebens  nicht  sieher  sein 
worden*  Da  der  Eaiserrichter  in  Aufeig  mit  der  Yomabme  der  Tortur  ^ 
zögerte,  angeblich  weil  es  an  einem  Scharfrichter  mangelte,  erteilte  4.  ;ui 
ihm  Liechtenstein  einen  scharfen  Verweis,  der  natürlich  die  gewünschte 
Wirkung  erzielte.  Bas  Prager  Appellationsgericht  bestätigte  die  in 

*  Tetmer  wird  in  einer  Urkuude  „Debner"  geschrieben. 

*  BiVlunisches  8t«ttliaitei«iwdiiT:  Die  Stattheiter  an  Hnerta  dd.  10^  13^  16. 

und  24.  Dezember  1625.  Die  Stattbaltei  an  (Jeiliard  von  Taxis  dd.  24.  Dezember 
1626.  Dir  Statthalter  an  den  Kaiser  dd.  lü.,  16.,  17.  und  24.  Dezember  1625. 
Die  Stattbulter  an  die  LciUneritzer  KreisbaupÜeute  dd.  20.  Dezember  1625.  Die 
Statthalter  an  die  AltotSdter  Stadtricfater  dd.  28.  Deiember  im.  Die  Statthalter 
an  die  Landsawen  and  Inwohner  Böhmens  dd.  24.  Dezemlier  1625.  Die  Statt- 
balter  an  den  Herrn  von  Wolkenstein  dd.  24.  Dpzf-nil»tr  1G2-*). 

'  üobmischra  Stottbaltereiardiiv:  Der  Hauptmann  zu  Neuscklolb  au  Geiliard 
von  Taxis  dd.  10.  Januar  1686^  Gerhaid  von  T«zl»  an  Waldstein  dd.  8.  Min  1626. 
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Aulflig  geftllten  Urteile  (am  20.  Jnni).  Die  Hittriehtimg  der  in  Prag 
gefaogen  Gehaltenen  verzögerte  sieh  jedoch;  man  ordnete  wahiacfaein- 
lieh  eine  zweite  peinliche  Befra^nnp:  derselben  anS  Erat  im  Juli  und 
AugOSt  worden  drei  der  Verurteilton  hiDgeriehtet,  wofQr  der  Scharf- 
riditer,  da  die  Stadt  Prair  die  Zahlung  verweigerte,  vom  Fürsten 
von  Lieelitcnstcin  eine  Entlohnung  von  ÖO  Thalern  beanspruchte ;  diesf 
Zahlung  wurde  dann  auf  die  Einkünfte  der  llonschaft  Markersdorf 
angewiesen.  Neben  den  Rädelsführern  wurden  noi-h  zahlreiche  andere 
Personen,  die  erst  nach  und  nach  in  Verhaft  gebracht  wurden,  pro- 
zessiert, z.  B.  jene,  die  naci»  der  Ermordung  des  Warteubergi&eheu 
Ehepaars  die  Gabel  zum  Schwur  berülirt  iiutten.  Als  Liechtenstein 
u.  s«pt.  die  Beschleunigung  dieser  Prozesse  anordnete,  Tenirteilte  das  Aulsiger 
Gerieht  zwei  GabelberDhrer  zur  Landesverweisuiig,  die  übrigen  znr 
Tragnng  der  Prozeüskosten  und  zur  Zahlung  einer  Strafsamme  von 
2000  Thalem.  Dag  Urteil  fiel  deshalb  so  milde  ans,  weil  die  Mutter 
des  ermoidelen  Wartenberg,  die  den  Besitz  von  Markersdorf  ange- 
treten hatte,  selbst  fUr  die  Schuldigen  um  Gnade  bat.  In  Prag  dauerte 
die  Untersuchung  wider  die  übrig  gebliebenen  Gefangenen  noch  bis 
Ende  Januar  1627,  um  welche  Zeit  der  Altstädter  Rat  für  sie  bei  dem 
Statthalter  um  Freilassung  bittlii'li  wurde.  Sie  selbst  beklagten  sich, 
dals  sie  mitunter  zwei  bis  drei  Tage  ohne  Nahrnniz  gelassen  worden 
seien  und  nur  zufAlligen  Alnioi>en  ihr  Leben  dankten.  Ob  dem  Ge- 
suche willfahrt  wurde,  ist  nicht  bekannt  2. 

Bezeichnend  für  die  Verarmung  des  Landes  sind  die  damaligen 
Zustände  im  Herzogtum  Friedland,  um  so  bezeichnender,  weil  Wald- 
stein  notoriseh  seine  Unfeerthanen  vor  willkorlichen  Braodschatzungen 
nach  Möglichkeit  schätzte  und  von  ihnen  nnr  das  begehrte,  wozu  si» 
veipfliehtet  waren.  Dennoch  erklftrten  die  Bauern  auf  seinen  Herr- 
sdiaften  Wartenbetig  und  Lftmbeig  (Lembeik),  als  von  ihnen  die  ge- 
setzliche Zahlung  verlangt  wurde,  dafs  sie  platterdings  nichts  leisten 
könnten.  Der  Gutsverwalter  traute  dieser  Behauptung  nicht  und  liels 

'  Böhmisches  Statthaltcreiarrhiv :  Liechtenstein  an  den  Kaiserrichter  der 
Stadl  AuMg  dd.  äd.  April  und  4.  Juni  ie25.  —  Archiv  Ton  Raudnitz:  Martfaiits  aa 

den  Kaß2:lcr  Lobkowitz  dd.  30.  Mai  102  ).  Kiditer,  Bürgermeuter  und  Rat  von 
Aufsig,  an  Liechtenstein  dd.  9.  Juni  1625.  Die  Ihiulrr  der  Fran  von  Wartenberg 
an  den  Statthalter  dd.  16.  Juni  1626.  Betebl  an  die  Altstadt  Prags  dd.  26.  Juni 
16i». 

*  Böhmisches  Statdudtereiarehiv:  Der  Scbarinditer  an  den  Forsten  ron 

Liechtenstein  dd.  12.  September  1P>2C.  Liechtenstein  an  die  Fi-nti  von  Wolkcnsioin 
dd.  16.  September  1626.  Richter,  UmpimuMster  und  Rat  von  .Xiifsig,  an  Liechten- 
stein dd.  4.  Oktober  1626.  Die  Gefangenen  in  Prag  an  ilen  Fnrsten  von  Liechten- 
stein dd.  27.  Jannar  1627. 
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mehrere  in  Haft  neimieii,  um  die  ZaMuog  zo  enwiBgen^  ma&ke  aber 
die  GefiinigeneD  wieder  freigeben,  da  sie  Bonet  im  Gefiagnis  verliimgert 
wlieD.  Es  scheint  also,  dais  die  NielttTerpflegong  der  Gefimgenen 
damals  Begel  war.  A]s  darflber  an  den  Oberverwalter  oder  Begenten 

des  Herzogtums  Friedland,  Gerhard  von  Taxis,  berichte  wurde,  gab 
anch  dieser  sieb  nicht  zufrieden,  da  die  Steneni  für  Kriegszwecke  ver- 
wendet werden  und  :i]so  ancli  Waldstein  zw  ?ruto  kommen  sollten; 
er  schickt«'  dcslialb  nach  den  betreffenden  Orten  eine  l^ntorsuchunprs- 
komniission  ah,  welclu'  ober  vollstilndiL'f'  Mittel h)sifj:keit  der  Bauern 
bestätigte  und  zugleich  konstatierte,  dai^  \]o]<:'  dersolbea  aus  Mangel 
an  Saatkorn  die  Äcker  für  den  Winter  mriit  bestellen  könnten.  In- 
dem Taxis  darüber  an  Waldstein  berichtete,  fügte  er  hinzu,  dulii  auch 
in  Fried land  die  Not  grofo  sei,  dals  daselbst  oft  70 — 80  Personen  im 
Geftngnis  sftften  und  doch  wieder  entlassen  werden  mfifeten,  weil  yon 
ihnen  kein  Geld  herauszupressen  sei.  Dazu  kam»  dab  die  Not  einen 
epidemischen  Typhus  erzeugte,  der  unter  der  Bevölkerung  die  gröfeten 
lifieken  rils;  im  Herzogtum  Friedland  allein  starben  an  dieser  Krank- 
heit im  Laufe  des  Herbstes  1625  an  7000  Tci-sonen.  Als  in  Ji6*n 
die  Sterblichkeit  um  sich  griff,  half  sich  Taxis  damit,  dafs  er  die 
Kranken  aus  der  Stadt  auswies.  Bei  dieser  Gelegenheit  berichtete  er 
auch  über  den  Mord  in  Markersdorf;  er  fand,  dafs  der  ^krumme'' 
Wartenber^'  «ein  ?chick«!al  selbst  verschuldet  habe  ^ 

Das  Beispiel  der  Markei-sdorfer  liaueni  fand  Nachahmung  anch 
im  Herzofftuni  Frietllaud.  Fiist  zur  seihen  Zeit,  wo  sich  die  Markers- 
dorfer erhüben,  vereinten  sich  an  600  Bauern  in  der  Nähe  von  Neu- 
schlofs  und  umzingelten  in  einem  Hohlweg  eine  halbe  Reiterkompagnie, 
die  auf  dem  Manch  ins  Reich  begriifon  war;  sie  wurde  nur  dadurch 
gerettet,  dais  ihr  aus  Neuschlofs  rasche  Hilfe  kam.  Im  ganzen  Herzog« 
tum  wurden  die  Bauern  äutoat  schwierig;  sie  gaben  grobe  Antworten 
und  bedrohten,  unbekftmmert  um  die  Folgen  ihrer  Handlungsweise, 
die  mit  ihrer  Bekehrung  bescbftftigten  Jesuiten  mit  dem  Tode.  Da 
Taxis  jedoch  über  die  notwmidigen  Kräfte  zur  Unterdrückung  jeder 
Bewegung  verfügte,  so  verursachten  diese  Funken  keinen  Brand.  Im 
folgenden  Jahre  machte  .<;ich  in  N^nieowes  eine  bedeutende  GAhruug 
wegen  des  (ilaubensdruekes  geltend.  Die  Bauem  befreiffn  »'in  Weib, 
welches  in  den  Bock  gespannt  worden  war,  weil  es  einem  Konvertiten 
von  dem  Empfang  der  Kommunion  aus  den  Iiiinden  der  Jesuiten  ab- 
geraten hatte,  und  schössen  auf  den  Hauptmann  der  Herrschaft,  als 


1  BokmiscbM  StetÜMltereiafdiiv:  Taii»  sd  WaUst«iii  dd.  IL  NoTCmlMr  1635. 
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dieser  sie  rar  Rahe  mahnte'.   Im  ganzen  wurden  aber  diese  und 
andere  Bewegungen  in  den  Jahren  1626  nnd  1627  leicht  nnterdrOekt; 
die  Bauern  gaben  rasch  nach  und  füllten  sich  wieder.  Nur  ein  Anf- 
len.   stand,  der  gegen  den  berüchtigten  Paul  ^fichna  gerichtet  war,  nahm 

gröfs(»re  Dimensionen  an,  indem  sich  an  2000  Bauern  zusammenrotteten, 
den  Iiitter  Adam  Hod^jovsky,  der  in  dem  Konfiskationsprozesse  sein 
panzcs  Vcrmöpjen  verloren  hatte,  zu  ihrem  Anführer  wählten,  das 
Städtchen  liataj  und  die  Seliiusser  Stemberj?  und  Wla^im  ])lünderten 
und  in  dem  letztem  den  verlialsten  lierrsfhaftlichen  IIaui)tin;iün  ent- 
haupteten. Dasselbe  Los  würden  sie  auch  dem  verhafsteu  Michna 
selbst  bereitet  haben,  wenn  er  nicht  von  Konopist,  das  sie  auch  an- 
griffen nnd  plfinderten,  rechtzeitig  geflohen  wäre.  Da  die  Au&tftndi- 
scben  nicht  wie  anderswo  durch  die  Zwangsmittel  der  Gutsherrschaft 
bewältigt  werden  konnten,  so  wurden  Truppen  gegen  sie  aufgeboten, 
die  sie  bei  KewdElOT  umzingelten  und  niedenchlugen  oder  anseinanda- 
trieben.  Wie  roaislos  die  Erpressungen  waren,  denen  die  Einwohner 
Böhmens  damals  ausgesetzt  waren,  ergiebt  sich  am  besten  daraus, 
dafs  selbst  Slawata  einer  Reit^Tkompagnie,  die  nicht  mehr  als  30  Mann 
zählte,  die  Zahlung  ffkr  den  ganzen  Sollstand  von  ISO  Mann  leisten 
muTste  ^. 

Wir  sind  nicht  im  stände  anzuiieben,  wie  viel  die  wirklieb  ahne- 
lieferten  direkten  Steuern  im  zweiten  Halbjahr  1(325  l)etrafrcn  haheu, 
aber  aus  der  Not,  die  ülmall  herrschte,  läfst  sich  schliefseu,  dals  sie 
tief  unter  dem  Voranschlag  blieb.  Es  muXs  dies  umsomehr  der  Fall 
gewesen  sein,  als  einzelne  reiche  Groüsgrundbesitzer  ihren  EinfluTs  be- 
natzten, um  bei  dem  Kaiser  den  Nachlais  der  Steuer  zu  erbitten.  Dies 
that  z.  B.  der  Erzbischof,  der  schon  in  froheren  Jahren  und  jetzt 
neuerdings  im  Jahre  162S  darum  bittlich  wurde  und,  thatsächlich  von 
der  Nachzahlung  der  früheren  und  gegenwärtigen  Steuern  losgesprodien 
wurde.  Was  Wunder,  da£s  er  auch  im  Jahre  1627  seine  Bitte  er- 
neuerte; diesmal  aber  wurde  er  abgewiesen  Auch  andere  wohlhabende 
Personen  entznwn  sich  der  Zahlung  der  Steuern  unter  allerlei  Yor- 
wäiiden.  So  zahlten  die  küniL'lieben  Bcuiiiteii  die  Weinsteuer  unter 
dem  Vorwande  nieht,  dals  sie  davon  iielieit  seien.  Um  jeder  Schädifrung 
Zii  begegnen,  ijhertmt:  der  Kaiser  die  Einhebung  der  W^einsteuer  den 
Italienern  bma^^o  und  Ghiesa  und  befahl  die  ausnahmslose  Entrichtung 


^  Ebenda;  P.  Valentinua  Ceronitis  Soc  Jean  ad  bftrmiem  de  T«n>  dd.  &  Jonii 

1626. 

'  Trauttmansdorffscbes  Archiv:   Slawata  aii  Trauttmaasdorff  dd.  6.  Januar 
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derselben  unter  Androhung  bedeutender  Geldstrafen.  Die  Stadt  Kutten- 
bei);  wollte  indeosen  die  Weinsteuer  ebensowenig  wie  die  Biersteuer 
zahlen,  wäl  sie  sonst  das  Beigweiic  nicht  im  Gang  erhalten  könne. 
Die  böhmische  Kammer  nahm  sich  der  fieigstadt  an  und  befürwortete 
ihre  Bofreiung.  Zu  Ende  des  Jahres  1625  verlangte  der  Kaiser  für 
das  folgende  halbe  Jahr  eine  monatliche  Steuer  von  einem  Gulden 
von  jeder  Bauemansilssigkeit,  an  der  sicli  die  (  iniiidherren  und  Bauern 
(wahrscheinlich  zu  deichen  Teilen)  beteiligen  sollten,  und  aufsrrdeni 
die  gewöhnliche  Biersteiier.  Er  stellte  dies  Ansuchen  durch  den  Grafen 
von  Martinitz  und  den  Hofkanunerrat  Freilierrn  von  Weber  an  die 
obersten  Landesbeamten,  die  Landrei'htsl)eisit7:er  und  Räte,  sowie  an 
eine  Anzahl  „aus  der  Geniein"  i];e wählten  Personen,  indem  er  sich 
abermals  entschuldigte,  dafs  er  noch  nicht  im  stände  sei,  den  Landtag 
zu  berufen.  Jedenfalls  wollte  er  durch  die  Berufung  mehrerer  Per- 
sonen «aus  der  Gemein"  der  Beratung  eine  gröisere  Bedeutung  geben 
und  dem  Umwillen  aber  die  Nichtberufiing  des  Landtags  begegne, 
indem  er  wenigstens  eine  Art  von  Landtagsausschufe  berief.  Bei  dieser 
Gelegenheit  befahl  er  auch  die  Anft  itigung  eines  Verzeichnisses 
sämtlicher,  seit  der  Weifsenberger  Schlacht  abgeführten  Steuern  *. 

Die  Kommissäre  setzten  die  Annahme  der  kaiserlichen  Wimsche 
nicht  vollstiUidiir  durch,  sondern  erwirkten  nur  so  viel,  diiTs  die  be- 
beratende Versaninilung  vom  Febniar  angefangen,  monatlich  50  Kreuzer  ww. 
von  jeder  Baueruau!>ässigkcit  bewilligte,  wovon  der  Herr  20,  der 
Bauer  30  Kreuzer  zahlen  sollte;  den  Bürgern  wuid*  a  je  zwei  (iulden, 
den  Kauf-  und  Handelsleuten  7  Gulden  oü  Kreuzer,  den  Judeu  ins- 
gesamt 7000  Gulden  monatlich  vorgeschrieben,  Freibauern  und  Pfarrer 
wurden  entsprechend  besteuert.  Die  Steuer  sollte  durch  sechs  Monate 
und  zwar  vom  Februar  bis  Juli  erhoben  werden;  sdbstverstftndltch 
blieb  es  auch  bei  der  Biersteuer.  Obwohl  der  Kaiser  es  schmerzlich 
empfand,  dais  die  Steuern  nicht  auch  für  den  Monat  Januar  entriditet 
werden  sollten,  gab  er  sich  doch  zufrieden  und  verlangte  nur,  dafs  in 
der  Berechnung  der  Ansässigkeiten  strenge  Bedlichkeit  getobt  würde. 
Thatsächlich  versuchten  einig(>  GrundheiTen  einen  Betrug  dadurch, 
dafs  sie  die  Zahl  der  bewohnten  v\nsässi'jrkeiten  geringer  angaben,  als 
sie  wirklich  war,  und  so  aus  der  um  sich  greifenden  VerwiVstung 
Nutzen  zu  ziehen  suchten.   Da  die  Prager  Judeuschaft  um  ^acblal's 


'  Böhmisches  Statthalterciarchiv:  Kaiserliches  Dekret  dd.  22.  November  1625. 
Instruktion  fiir  Martitntz  und  Weber  dd.  '27.  T>f»7embrr  1025.  —  Archi%'  des  k.  und 
k>  Beichsfinanzministeriums:  Die  böhmische  Kammer  in  Angelegenheit  Kutteobergs 
dd.  6.  Mai  16661  Die  il(rfkaminer  an  den  Kaiser  dd.  28.  Jamiar  1627. 
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der  Steuer  ersuchte,  weil  sie  durch  eine  Feuersbruust  grobea  Schaden 
erlitten,  bo  be&hl  der  Kaiser  vorläufig  die  Steuern  von  ihr  nickt 
gewaltsam  zu  exequieren;  einige  Tage  später  setzte  er  ihre  Steuer 

von  7000  auf  «3000  Gulileii  herab'. 

Obwohl  die  SteueiiordeniiijLren  des  Jahres  1026  nicht  hinter  den 
in  frühereu  Jahreu  erhobenen  zurückbiiebeu,  litt  das  Land  doch  dips- 
raal  weniger,  weil  seit  dem  Monat  Aiifrust  nur  eine  ganz  geringe 
Garnison  dasselbe  belastete  unil  auch  diese  bei  dem  Ausbruch  dm 
oberösterreichisehen  Bauernaufstandes  gröfstenteils  entfernt  wurde. 
Diese  Erleichterung  sollte  aber  im  zweiten  Halbjahr  (1626)  wieder 
ein  Ende  nehmen,  als  Manafeld,  um  seine  Verbindung  mit  Betfalen 
herbeizni&hren,  seinen  Marsch  nach  Schlesien  richtete  und  man  somit 
auch  einen  Angriff  auf  Böhmen  befürchten  mu&te.  Martinitz  riet 
dem  Kanzler  Lobltowitz  die  sddeunige  Anwerbung  von  500  Reiten 
und  einem  Begimente  Fufsknechte  an.  Der  Kaiser  selbst  verlangte 
die  Zahlung  der  Koutiibution  auf  weitere  drei  Monate  nach  Ablauf 
des  Juli  und  stellte  seine  Anktmft  im  Lande  im  August  in  sichere 
Aussicht.  Da  die  Gefahr  vor  Mansfeld  und  Rothlen  dem  Kaiser  neue 
Werbungen  aufnötii;te,  ereucht«'  er  zudeich  in  Höhmen  um  ein  An- 
lehen  und  um  die  Weiterzahlung'  der  Steuer  Ins  zu  Ende  des  Jahres. 
In  Bezug  auf  die  Steuer  waren  ihm  der  Füi-st  von  Liechtenstein  und 
die  obersten  Beamten  zu  Willen;  ob  auch  in  I>ezu,Lr  auf  (h\s  verlaugte 
Anleheu,  ist  nicht  bekannt.  Die  einlaufenden  Steuern  nmiste  Maiü- 
nitK  zum  TJnteriialt  der  im  Lande  wieder  einquartierten  Truppen  ver- 
wenden, aulherdem  aber  dem  Herzog  von  Friedland  100000  Gulden 
auszahlen'. 

Dem  Auftrag  dea  Kaisers,  ein  Verzeichnis  der  verschiedenartigen 
seit  der  WeiTsenberger  Schlacht  erhobenen  Steuern  anzufertigen  und 

nach  Wien  einzuschicken,  kam  Liechtenstein  erst  ein  Jahr  spAter 
nach;  aber  der  betreffende  Bericht  ist  dafür  von  anerkennenswerter 
Gründlichkeit.  Er  zulilt  nicht  nur  die  verschiedenen  Stenern  auf, 
sondern  enthält  auch  die  interessantesten  Mitteilungen  Uber  die  Art  der 


'  Vvi\'j^or  Stadt-trcliiv  :  Patent  dd.  24,  Januar  l'i?«.  —  Böhmisches  Stattbalterei- 
archiv: Ferdinand  II.  an  die  obersten  Laudesbeamten  dd.  21,  h'vbrmr  1626.  Ferdi- 
nand  IL  an  die  bdhmische  Kammer  dd.  21.  Febnur  md  IL  Min  1626.  —  Aiehir 
des  k.  imd  k.  BeidufiimiinDiniflteriinis:  Bericht  Lieebleiwtehis  dd.  U.  Oktober  1626. 

2  Archiv  von  Baudnitz :  Martinitz  an  Jen  Kanzler  Lohkowitz  dd.  29.  Juli 
1626,  —  Höbniisches  Stattlialterriarrliiv :  I'enlinanil  11.  an  I.i(>chtenslein  dd.  31.  .Tuh", 
IS.  und  25.  August  1620.  Kaiäerliches  Kredeuz^cbnibeu  für  Liichtcnstcin  dd. 
25,  August  1626.~  ERbischfiflichefl  Archiv  in  Prag:  Steueipateat  dd.  22.  Septem- 
ber 1626.  % 
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SteuereinhebuDg,  der  Steuerexekution  gegen  säumige  Zahler,  Uber  das 
Erträgnis  der  Benrwerke  imd  aber  das  Resultat  der  in  den  St&dten 
geübten  Konfiskationen. 

Als  ei"i?te  und  cr^iebi^^ste  Steuer  führt  das  Elaborat  die  direkte  , 
Steuer  an,  welche  als  Grundsteuer  oder,  wie  sie  auch  geuauot  wird,  Haus- 
steuer von  den  Grundherrn,  Bauern,  den  Pfarrern  und  Freibauern, 
als  städtische  Steuer  von  den  Bürjjern  iu  den  Städten  zum  Teil  von 
ihrem  Ilausbesitz,  zum  Teil  von  ihrem  Gewerbe,  endlich  von  den  Juden 
als  Judcustc'uer  eiugehobeu  wunle.  Bei  der  eigentlichen  Grundsteuer 
beklagte  das  Elaborat,  dafa  ihr  Erträgnis  täglich  schwinde,  da  nach 
den  Angaben  der  steuerpflichtigen  HenschaiMieätzer  nur  noch  ein 
Drittel,  ja  oft  nur  ein  Sechstel  der  Bauemansflssigkeiteo  besetzt  seien 
und  nur  von  diesen  die  Steuer  gezahlt  werde.  Der  Berieht  erklart 
diese  Angaben  jedoch  als  Fftlsehungen,  es  seien  noch  immer  weit  mehr 
BauenigrOnde  besetzt.  Es  ist  in  der  That  schon  sch^rer  glaublich,  dab 
die  Bevölkei-ung  auf  dem  Lande  auch  nur  auf  ein  Dritteil  zusanrmen- 
geschrumpft  gewesen  wäre,  dafs  sie  aber  sogar  auf  den  sechsten  Teil 
gesunken  sei,  kann  man  nur  in  höchst  vereinzelten  Fallen  als  richtig 
annehmen.  Der  licricht  empfiehlt  deshalb  eine  strenge  Kontrolle  an 
den  lüklaruugeu  der  Herrschaftsbesitzer  zu  üben  und,  weini  sich  er- 
weisen würde,  dais  die  Angabe  eines  oder  des  andern  indit  richtig 
sei,  ihm  zur  Strafe  die  Steuer  dreifach  vorzuschreiben.  Weiter  tadelt 
der  Bericht  die  altherkömmliche  Einrichtung,  dafs  jeder  Bauer  ohne 
Rfieksicht  auf  seinen  Besitz  die  gleiche  Steuer  erlegen  mulste.  That- 
sftcihlich  war  dies  die  allgemeine  Gepflogenheit,  nur  in  seltenen  FUlen 
bestimmte  der  Landtag,  dafe  die  reicheren  Bauen  die  firmeren  bei 
der  Steuerleistnng  unterstützen  sollten,  wobei  dann  der  Grundherr 
den  Ausgleich  zwischen  seinen  Unterthanen  traf.  So  lan^e  Grund  und 
Boden  nicht  ▼ermessen  waren,  liefs  sich  diese  Unregelmäfsigfceit 
schwer  umgehen.  Der  Bericht  empfahl,  zur  Grundlage  der  Besteuerung 
eine  Hufe  Feld  zu  nehmen;  wer  die  Hillfte  oder  ein  Viertel  eiuer  Hufe 
besafs,  sollte  die  Iliilfte  oder  ein  Viertel  der  Steuer  zahlen. 

Einen  weiteren  Nachteil  sah  der  Bericht  in  den  zRhlreichen  Steuer- 
befi-eiungen,  die  der  Kaiser  begünstigten  Personen  zu  Teil  werden 
liefs,  während  doch  selbst  \on  den  kaiserlichen  Herrschaften  die 
Steuern  ordnungsmäisig  eingehobeu  würden.  Auch  iu  der  Erhebung 
der  Steuern  gehe  num  nicht  gewissenhaft  vor,  indem  man  es  bd  ebi- 
zelnen  Standespersonen  an  der  nötigen  Straiige  mangeln  lasse  und 
überhaupt  die  Exekution  wider  s&nmige  Zahler  Iftssig  durchführe,  so 
daJs  die  Steuerreste  immer  mehr  anwüchsen.  Der  Bericht  empfahl 
zu  besserer  Durchführung  der  Steuereinhebung  die  Einteilung  des 
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Landes  in  vier  Viertel  und  die  Errichtung  einer  Steueradministration 
in  jedem  derselben;  dann  kdnne  namenfliek  die  Exekution  gegen  die 
säumigen  Zahler  .rasch  durcbgefüiirt  werden.  Ks  war  dies  ein  woM 
TO  beherzigender  Vorschlag;  durch  einen  re^relrechten  Beamtenapparat 

wäre  in  die  Stouervorschreibuncen  und  -Kinhobunfren  eine  «enaiie 
Ordnun'j  -ji  koiniiieii,  und  den  MifsbriUichen.  welche  (luivli  die  auto- 
nome Adiimiistration  der  Stenertrftiror,  iiiiiulii'h  dor  (iutshcsitzer,  ent- 
standen, ein  End("  L't'inaeht  wurden,  [»oa  Steueraduiinistrationen  in 
den  vier  Vierteln  des  Landes  sollte  auch  die  Einhebunju'  der  Bici-  und 
Weinsteuer,  des  Salz-  und  Grenzzolluefölles,  des  Ungelts  beziehungs- 
weise die  Aufsicht  über  die  Einnahme  dieser  verschiedenen  Steuern 
Übertragen  werden.  Auf  diese  Weise  konnte  nach  Ansicht  Liechten- 
steins ein  grofser  Teil  der  mit  der  Aufsicht  und  Bevision  dieser  Ein- 
kOnfte  beauftragten  Beamten  entlassen  und  ihre  Gehalte  erspart 
werden.  Um  dasflrtrftgnis  der  Steuern  für  den  Staat  sicherznstellen, 
empfahl  der  Bericht,  anstatt  der  bisherigen  Bemessungsart  der  6rund> 
Steuer  die  Forderung  einer  bestimmtai  Pauschalsumme;  den  Ständen 
sollte  es  dann  überlassen  werden,  wie  sie  dieselbe  untor  ?ich  auf- 
bringen wollten,  zumal  nach  Verschiedenheit  der  Fruchtbai  keit  selbst 
in  der  Bestenrning  der  Hufoii  ein  Unterschied  zu  niaclieu  sei.  — 
Alle  diese  Vorsi'ld;iL'o  sind  so  srlhstverstündlich ,  dnfs  mau  sich  ülier 
die  Nicht durchführuuii  deii<elben  wundern  uiuiV;  allein  von  einer  be- 
stiuuutt  ii  Staatsabgabe,  der  sich  alle,  Hohe  und  Niedere,  zu  lugen  hatten, 
hatte  mau  damals  nicht  nur  in  Böhmen,  sondern  auch  audei-swo  noch 
keinen  Begriff.  Noch  kannte  man  kein  gemeinsames  Recht  und  keine 
gemeinsame  Verpflichtung,  sondern  man  bewegte  sich  auf  dem  Boden 
der  Privilegien. 

Die  xweite,  bis  zum  Beginn  des  Aufstandes  sehr  ertragreiche 
Steuer  war  die  Biersteuer.  Jetst  war  ihr  Ertragnis  aus  den  frOher 

mitgeteilten  Gründen  sehr  gesunken,  obwohl  die  Steueransfttze  selbst 
gegenüber  den  froheren  Zeiten  bedeutend  erhöht  worden  waren.  Früher 
hatte  die  Steuer  per  Fnfs  zwei  weifse  oder  vier  Meifsuer  Groschen 
betragen;  als  im  .Talire  J(il5  der  I>andtag  sich  behufs  der  Tilgung  drr 
königlichen  Schulden  höher  besteuerte,  hatte  er  dazu  noch  sechs 
weifse  wler  zwölf  Meilsuer  (iroschen  geschlagen,  und  jetzt  war  da/u 
noch  ein  Gulden  per  Fais  als  Strafgeld  für  den  Aufstand  gekommen. 
Diese  exorbitante  Besteuerung  verurteilte  der  Bericht  und  schlug  vor, 
dafs  der  Kaiser  sich  mit  einem  Thaler  per  Falls  begnügen  solle,  um 
so  mehr  als  seit  einem  Jahre  dine  neos  Steuer,  die  Wdnsteuer,  ein- 
geführt worden  sei.  Der  Bericht  tadelte  auch,  dafs  der  Kaiser  die 
Erhebung  der  Bier-  und  Weinsteuer  der  Aufsicht  der  bOhnUseheir 
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Kammer  entzogeD  und  (wahncbeialich  gegen  Zahlung  eines  Paebt- 
geldes)  den  zwei  Italienern  Chiesa  und  Binago  ttbertragen  hatte. 
Dafs  dieser  Tadel  nur  zu  befjrttndet  war,  bedarf  wohl  keines  Beweises. 

In  Bezui;  auf  die  GrenzzOlIe  tadelte  der  Bericht  die  bedeutende 
Erhöhung  der  Ausfuhrzölle  von  Getreide  und  Vieh,  weil  dadurch  die 
Ausfuhr  Schaden  leide.  Zuglpich  wurde  der  Unterechleif  beklaszt 
dessen  sich  die  GrenzzoUeinnriiincr  schnldifr  machten,  »lou  man  uhor 
in  Anbetracht  der  «ranz  unzun  iihenden  Besoldung  dieser  Beainteu 
nur  zu  begreiflich  findet.  lu  Bezug  auf  die  Zollerhebung  in  Prajr 
(wo  von  wohl  verjjackteu  und  an  der  Grenze  nicht  eröffneten  Wareu 
der  Grenzzoll  erhoben  wurde)  riet  der  Bericht  eine  bessere  Ordnung 
und  die  Vereinigung  dieses  Zollamtes  mit  dem  Ungelt  (eine  Steuer, 
welche  von  jedem  Stttck  geschlachteten  Rindviehs  erhoben  wurde)  an. 

Über  den  Ertrag  der  MfinzprSgung  wufste  der  Bericht  nichts  er- 
freuliches mitzuteilen,  weil  man  aus  den  Beiigwerkeu  fast  kein  Silber 
gewann,  Privatleute  Silber  zum  Kauf  nicht  anboten  und  man  sonach 
in  Böhmen  nur  Uufserst  wenig  Münzen  prilgte.  Über  das  Erträgnis 
der  auf  einen  halben  Thaler  für  die  Kufe  erhöhten  Salzsteuer  konnte 
noch  keine  Vennutune  auLrostrllt  werden.  Schliniü'  <tand  es  um  die 
königlichen  llerrschafttui.  Ks  waren  das  dreizfhn  unifanL'nMi^hc  Pn^- 
biete,  die  ehedem  den  böhiaisi-hiui  Königen  ein  höchst  bedeukn  l 
Einkoninieu  geliefert  hatten,  seit  dem  ,);ihre  1621  aber  immer  wenij:er 
eintrugen,  bis  sie  endlich  im  .lahre  1020  passiv  geworden  waren.  Der 
zahlreiche  Beamten-  und  Dienerstatus  kostete  viel,  auf  den  Gütern 
mangelte  es  an  dem  nfttigen  Geld  zur  Fohrung  der  Wittschaft,  weil 
der  Kaiser  auf  die  Einkünfte  mannigfiuhe  Anweisungen  erteilte,  dazu 
muJ^te  die  Wildbahn  überall  in  dem  besten  Zustand  erhalten  und  ein 
zahlreiches  Forstpersonal  besoldet  werden.  Wie  veischwenderisch  und 
unverantwortlich  die  letztangefohrte  Ausgabe,  die  auf  20000  Gulden 
veranschlagt  wurde,  war,  er?;if  bt  sit  li  daraus,  dafs  der  Kaiser  sich  nur 
im  Jahre  1621  wilhrend  einiger  W<H-hen  in  Prag  aufhielt  und  auf  dein 
einzitren  Hut  Brandeis  an  der  KUie  jagte.  Her  P>ericht  wiigte  aber 
uiiht,  diese  Ausgalte  anzuiircilen  und  emj)fahl  nur  eine  Reduktion  der 
Forstleute,  Dagegen  schlug  er  eine  vollständige  Andenmg  fler  Admini- 
stration der  Güter  vor  und  empfahl  deren  einheitliche  Gestaltung. 

Das  Einkomuicu  aus  den  Bergwerken,  das  ehedem  so  gi-ofse 
Sunnnen  abgeworfen  hatte,  schilderte  der  Bericht  als  vollständig  ge- 
sehwunden. Mit  Kuttenberg  sei  zwar  ein  Kontrakt  geschlossen  worden, 
wonach  die  Stadt  den  Betrieb  des  Bergwerks  Qbernommen  habe,  der 
erwartete  Nutzen  sei  aber  bis  jetzt  ausgeblieben,  das  BatiboHcer  Beig- 
werk sei  passiv,  aus  Joachimsthal  habe  man  einen  ganz  geringen 
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Nützen  und  keinen  ans  Scblaggenwald.  Die  GrOnde  für  den  Nieder- 
gang der  Beigwerke  beatandent  wie  irir  an  anderem  Orte  ervflhnt 
kaben,  in  der  Glaubensverfolgun;;,  welche  die  deutschen  Berparboitoi 
znr  Answanderun.«;  zwaü^^,  und  in  der  Beraubung  aller  reicbeii  £iu- 

wohner,  so  dafs  rler  Betrieb  der  Bergwerke  nicht  blofs  weg:en  Mangels 
fühiLf't  Arbeiter,  sondern  auch  wegen  Mangels  an  Kapital  eingestellt 

werden  mulste. 

Der  Bericlit  erwuiml  nun  (h^v  kiuiiu'lii-lion  Städte  als  oinor  vor 
dem  Aufstande  ergiebigen,  nunmehr  aber  aiicli  versiegten  Kii  ktinimens- 
quelle.  Er  erzählt,  dais  nach  der  WeifsenbiMger  Schlacht  in  alle  Städte 
neue  Kaiserrichter  uud  „Gubematoren**  (insgemein  wuiden  sie  Haupt» 
leute  genannt)  abgeordnet  und  B&mtliebe  stftdtiwben  Gater  konfisciert 
worden  seien.  Der  erwartete  Nutzen  aus  den  Konfiskationen  sei  aber 
ausgeblieben,  weil  die  einquartierten  Soldaten  die  konfisclerten  OQter 
ebenso  wenig  wie  die  PrivatgQter  geschont  bfttten,  und  weil  man  die 
Verwaltung  der  Städte  wegen  Mangels  tauglicher  Katholiken  vielfach  . 
unerfahrenen  und  unredlichen  Leuten  habe  anvertrauen  nitt??on,  welche 
nicht  auf  das  allgemeine  Beste,  sondern  auf  die  eigene  Bereicherung 
bedacht  waren  und  Schulden  auf  die  Städte  häuften.  Es  sei  daher 
notwendig,  dafs  man  die  Rechnungen  dor  Gubernntoven  nnd  Kaiser- 
riditer  einer  genauen  Prüfung  unterziehe,  je  lenbiUs  ab(  r  unredliche 
gleich  entferne  und  zum  Ersatz  des  gestohlenen  Gutes  anhalte.  Zu 
Kaisenichtorn  trollten  fortaji  nur  eingesessene  Bürger  ohne  Bt  subUmg 
ernannt  werden;  ditnse  würden  sich  mit  den  Amtssporteln  und  mit  der 
Erhöhung  ihres  Ansehens  begnügen.  Die  Verwaltung  uud  die  Justiz- 
pflege sollten  wieder  durch  die  Gemeinde,  allerdings  unter  der  Aufeicht 
des  Kaiserrichters,  besorgt  werden.  Der  Bericht  empfahl  zugleich  die 
Rockgabe  aller  konfisclerten  StadtgOter,  so  weit  sie  nicht  verkauft 
seien,  weil  sie  dem  Kaiser  nichts  eintrügen  und  in  Verwaltung  der 
Stadt  wieder  zu  einigem  Weile  kommen  könnten. 

Jede  Stadt  sollte  nur  insofern  zur  Bezahlung  ihrer  Schulden  an^ 
gehalten  werden,  als  die  Darlehen  nicht  von  Rebellen  herrührten; 
kein  Gläubiger  derselben  sollte  ferner  innerhalb  der  foliienden  fünf 
Jahre  auf  Biickzahlung  des  Anlehens  selbst  klagen  dürb  ii.  sondern 
sich  mit  den  Interessen  be2'ntVjon  müssen.  I)a  jedoch  vielen  Stiidteu 
auch  die  Mitte!  zur  liezahluni:  der  Interessen  fehlten,  empfahl  der 
Bericht,  dafs  diesen  die  Güter,  die  einzelnen  Bargern  wegen  der  Teil- 
nahme au  dem  Aufstände  konfisciert  worden  seien,  Uberlassen  wurden. 
Keine  Stadt  sollte  fortan  dn  Anlehen  okne  köni^iebe  Erlaubnis  kon- 
trahieren dftrfen.  Der  Kammerzins,  zu  dessen  Kriegung  die  meisten 
StSdte  seit  ihrer  Begründung  veipflichtet  gewesen  waren,  sollte,  mit 
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Ausnahme  von  Filsen  und  Budweis,  erhöht  Verden;  in  Prag,  welches 
bis  dahin  heinen  zu  zahlen  verpflichtet  gewesen  war,  sollte  ein  aoldier  eben- 
falls erhoben  werden,  doch  sei  vordem  die  H5he  des  zu  restituierenden 

koiifisi  ierten  Vermöfjens  und  die  Schuldenlast  zu  erwägen.  Das  Heira- 
fallsrecht  für  den  Kaiser  sollte  dahin  erweitert  werden,  dafs  Ver- 
wandte auf  die  Güter  vnii  kinderlos  Verstorbenen  nur  bis  zum  vierten 
Grade  und  auch  nur  dann  Ansi!nirb  erheben  dürften,  wenn  sie  in  der- 
selben Stadt  wie  der  V«  isti  rheiic  ansässig  seien.  Wenn  jeinaud,  der 
kinderlos  sei,  über  seine  Guter  testamentarisch  verfügte,  so  sollte  der 
fünfzehnte  Teil  des  Erbes  als  Erhsteuer  abgeliefert  werden.  Zum 
Schlüsse  kam  der  liericht  auf  die  noch  nicht  beendeten  Kontiskations- 
prozesse  zu  sprechen  und  stellte  daraus  noch  ein  bedeutendes  Ein- 
kommen in  Aussicht  ^ 

Liechtenstein  schickte  diesen  Bericht  an  den  Fürsten  von  E^gen- 
berg  mit  der  Bemerkung  ab,  dals  an  seiner  Abfassung  sich  mehrere 
des  Kammerwesens  kundige  Pei«)nen  beteiligt  und  er  denselben  hie 
.und  da  korriiiiert  habe.  Der  Statthalter  billigte  die  in  dem  Berichte 
enthaltenen  Vorschläge,  bemerkte  aber,  dafs  auf  ihre  Durchftthning 
nicht  zu  rechnen  sei,  da  es  an  Pei-sonen  fehle,  welche  damit  betraut 
werden  könnten.  Er  erbot  sich  zwar,  mit  sarhvei'st:ln(li"-<Mi  Personen 
W(  iter  zu  beraten  und  die  notwendigen  Reformen  (lun  lizühihren,  be- 
surgte  aber  zudeich,  dafs  er  sich  damit  vielfache  Feindst'liaft  zu/.iehen 
werde,  weil  bei  dem  Kammerweseu  viele  untaugliche  und  überflüssige 
Leute  angestellt  seien.  Ohne  deren  Entfernung  sei  eine  Reform  un- 
möglich ;  si^  würden  aber  vom  Hofe  geschützt  und  hemmten  den  Lauf 
der  guten  Ordnung.  Liechtenstein  Tennteilte  noch  insbesondere  die 
Gnadenerweisungen  des  Kaisers,  weil  dadurch  nicht  nur  die  Finanzen 
zerrattet,  sondern  vielfach  geradezu  ein  ,zu  Gott  schreiendes  Unrecht" 
vembt  werde.  So  habe  der  Kaiser  einer  Witwe  ein  von  ihr  gekauftes 
{wahrscheinlich)  konfisciertes  und  von  ihr  zur  Hftlfte  bezahltes  Gut 
weggenommen  und  dem  Aiiiiellationsrat  Landi  geschenkt,  und  nun  klage 
und  weine  die  Witwe,  weil  sie  weder  das  Gut  noch  den  Kaufschilling 
habe.  Es  ist  dies  eine  furclitliare  Illustration  für  die  Rechtsunsicher- 
heit,  unter  der  alle  nicht  vom  Hofe  i)egünstigten  Leute  damals  litten. 
Wie  wenig  ernst  es  abei-  Liechtenstein  selbst  mit  der  Reform  meinte, 
zeigt  sich  ilariu,  dal'6  er  sich  lur  die  Beibehaltung  <les  Kammer- 
präsidenten Wolf  von  Wfesowec,  der  nach  Slawata  «lieses  Amt  ange- 
treten hatte,  ausspracli,  und  «loch  gab  es  keinen  unredlicheren  und 


*  Archiv  des  k.  und  k.  tteicbsfinanzministeriums:  Bericht  und  GiitAchtcu,  wie 
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fauleren  Menschen  als  eben  diesen  Wfesowee.  In  der  Theorie  erkannte 
Liechtenstein  die  Xittwendigkeit  der  Reform  an,  aber  wenn  es  zur 
That  kommen  sollt o.  h.ütp  or  doch  wieder  Bodonken  und  wollte  ge- 
rade den  schuldigsten,  den  Kanimerprilsidentf  n.  nicht  ojiteni'. 

Der  nach  Wien  einfjesandte  Bericht  1'li("b  nicht  ohno  alle  Wirkung; 
der  Kaiser  setzte  die  Biei>tcuer  lierab  und  hefahl,  von  einem  Fals 
Bier  nur  einen  (inlden  zu  erheben.  Auch  die  Grundsteuer,  die  fftr 
die  ersten  drei  Monate  des  Jahres  i<»27  ausgeschrieben  wurde,  war 
gegen  früher  ennäfsigt.  Den  Gutsbesitzern  wurde  verboten,  Maut- 
gef&lte  und  Zölle  auf  ihren  GQtem  neu  einzuführen,  oder  wenn  sie  zu 
ihrer  Erhebung  dureh  besondere  Privilegien  berechtigt  waren,  dieselben 
zu  erhöhen.  In  Bezug  auf  die  eingezahlten  Steuern  verftigte  der 
Kaiser,  dafs  15  000  Gulden  monatlich  fiir  die  Ausrftstung  der  ungarisdiea 
Grenzfestungen  nach  Wien  geschickt,  alles  Obrige  aber  dem  Herzog 
ST.  Jmuf  von  Friedland  abgeliefert  würde.  Da  der  letztere  damals  mit  seinem 
ganzen  Heere  wieder  auf  milhrischem  und  zum  Teil  auch  auf  böhmi- 
schem Boden  weilte  und  ans  den  Stiftern  Magdeburg  und  ITalherstadt, 
welche  er  besetzt  hielt,  keine  frenügenden  Kontributionen  erbeben 
i«7.  konnte,  mnfsten  <iie  kaiseilichen  PlrMiiuder  biz  zu  seinem  Abznge  ins 
Reich,  der  erst  im  folgenden  Sonnner  erfolsrt^,  ihn  und  seine  Truppen 
erhalten.  Böhmen  mufste  dalier  nicht  nur  seinen  Anteil  erlegen,  sondern 
auch  als  Musterplatz  für  neue  Truppen  Werbungen  dienen.  Für  seinen 
Hofhält  reservierte  sieb  der  Kaiser  das  Einkommen  aus  dem  Salz- 
geM*. 

Mitten  unter  diesen  Voiigangen  starb  der  Fürst  von  Eiechtenstein 
nach  einem  blofs  fÜnflAgigen  Krankenlager  am  12.  Februar  1627.  Er 

war  zwar  schon  seit  Jahren  kränklich  gewesen  und  hatte  ununterbrochen 
die  Pflege  des  Doktor  Borbonius  in  Anspmch  nehmen  müssen;  desp 
halb  hatte  er  demselben  auch  die  Entlassung  aus  dem  fäTi^rnisse  er- 
wirkt, in  welches  er  wegen  'Jeiner  Teilnahme  an  dem  Aufstände  geworfen 
worden  war.  In  den  ei-sten  lagen  iiels  sich  die  Krankheit  nicht  be- 
sonders gfdahrlich  an;  der  Patient  wollte  zwar  nichts  von  Geschäften 
hören  nnd  als  auch  nichts,  allein  dies  beunnihigte  seine  Umgehung 
nicliL  Anfangs  besuchte  ihn  tftglich  dreimal  ein  Jesuitenpater,  am 
fünften  Tage,  als  sich  sein  Zustand  plötzlich  verschlimmerte,  suchte 
ihn  sein  Beichtvater,  ein  alter  Dominikanermönch,  auf  und  mahnte 

'  Kbenda :  Liochtcnstcin  an  Kggcnbcrp  iM.  24.  Oktober  1626. 
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ihn  zur  Beichte;  dasselbe  that  auch  der  Jesuit  Der  FQrst,  der  nicht 
nidir  sprechen  konnte,  deutete  seine  Zustimmung  nur  mit  dem  Worte 
gja"  an.   Man  versah  ihn  nun  mit  den  Sterbesakramenten,  worauf 

er  nach  längerer  Aguuie  am  fol<:en(len  Tag  verschied.  Obwohl  bei 
seiner  Kränklichkeit  sein  Tod  nichts  auffallendes  bot,  suchte  man  doch 
uaeli  Krklilrungen  für  sein  kurzes  Krankenlager  und  glaubte  sie  in 
drn  ni;iterielleu  Verlusten  zu  hnden,  die  fi  int  vciiiossenen  Winter 
erlitten  hatte.  Seine  Güter  in  Mähren  und  m nie  beiden  Fürstentümer 
Troppau  uuil  JaLrcrndorf  waren  nftndich  zuerst  von  den  Mansfeldischen 
Truppen,  spi^tor  von  dem  Waldsteinsclien  Kriegsheer  ganz  ausgesaugt 
Worden,  so  dalk  er  für  längere  Zeit  kein  Einkommen  aus  iliueii  er- 
warten konnte  und  nur  auf  das  aus  seinen  böhmischen  Gütern  au- 
gewiesen war.  So  urteilte  wenigstens  Slawata^ 

Karl  von  Liechtenstein ,  der  von  Kaiser  Rudolf  in  den  Fürsten- 
Stand  erhoben  worden  und  reich  begQtert  war,  hatte  seinen  Besitz 
hauptsächlich  dadurch  vermehrt,  dais  er  und  sein  Bruder  Maximilian 
die  l>eideu  Töchter  des  Herrn  von  Boskowic  heirateten  und  dadurch 
die  grofsen  Güter  dieses  altberühmten,  mährischen  Geschlechtes  erbten. 
Später  hatte  er  seinen  Besitz  durch  den  Ankauf  mehrerer  Snnricky- 
scher  nnfer  in  Böhmen  vergröfsert,  nachdem  ihm  der  >Tri n/vertrag 
die  nötigen  Geldmittel  zum  Ankauf  vei"schaftt  hatte,  dann  durch  Er- 
werbung der  grofsen  ZeroUn-  heu  Güter  in  Mähren,  die  ihm  der  Kaiser 
ids  Anerkennung  für  seine  i  nenstieistung  schenkte.  Er  hinterlieis  nur 
einen  Sohn,  der  ohne  mäunliehe  Nachkommenschalt  starb,  so  dals  die 
Linie  Karls  erlosch;  die  gegenwärtigen  Fürsten  von  Liechtenstein 
entstammen  mner  anderen  Linie.  Des  Fürsten  Name  ist  mit  all  den 
Leiden  eng  verbunden,  unter  denen  Böhmen  nach  der  Weifsenberger 
Schlacht  seufiete.  An  dem  grOlsten  Jammer,  der  Glaubensveriblgung, 
trug  er  jedoch  keine  direkte  Schuld;  er  hatte  den  Genufs  des  Kelches 
«uch  Air  die  Zukunft  gestatten  wollen,  alter  seine  Nachsicht  infolge 
der  gegenteiligen  Ansichten  und  Befehle  aufgeben  müssen.  Ebenso- 
ivenig  rührt  von  ihm  der  Plan  her,  alle  Besitzenden  wegen  ihrer  Teil- 
nahme an  dem  Aufstände  mit  Konfiskationen  zu  strafen.  Dieser  Plan 
wurde  in  Wien  ausgeheckt,  und  auch  di\  anfangs  nicld  in  der  vollen 
Hilrte,  in  der  er  siiäter  durchgeführt  wurde;  nur  die  finanziellen  Be- 
drängnisse waren  die  Ursache,  dafs  nnm  später  kein  Mafs  und  Ziel 
mehr  kannte.  Der  Vorwurf,  der  LiechtA-nsteiu  mit  Grund  trifft,  war 
seine  Beteiligung  an  dem  Münzvertrage,  durch  den  Böhmen  vollends 


*  MüQchaci- Staatsarchiv :  >löwrtta  an  einen  L'iigeuauuten  tUl.  i^.  februar  1627. 
Ex.  literis  Pnga:  13.  Februar  1627. 


Digitized  by  Google 


—   422  — 


in  Bettelanant  venaidc ;  aber  auch  biebei  var  er  mehr  das  Werkzeug 

Michnas,  der  sich  dadurch  zu  Rang  und  Vermögen  verhelfen  wollte. 
Die  Verhältnisse  in  Böhmen  glichen  damals  denen  Frankreichs  zur 
Zeit  der  Begründung  der  ersten  Republik.  Hier  wie  dort  winkte  eine 
unemlliche  Beute  den  Siegern,  dir,  um  das  ersehnte  Ziel  zu  erreichen, 
in  den  Mitteln  nirht  wählerisch  waren.  In  doii  irrnf^oii  Katastrophen, 
durch  welche  Staaten  zu  Grunde  gehen  und  ^eubilidiugeu  auftauchen, 
kennt  mau  nicht  den  gewöhnlichen  Mafsstab  für  Recht  und  Moral. 
Wir  versuchen  damit  keine  Rechtfertigung  für  die  Sieger  in  Böhmen, 
sondern  nur  eine  Erklärung  dafür,  dafs  Männer,  die  sonst  ehrlieh  und 
uneigeonatzig  aein  und  Opfer  bringen  Iconnten,  in  der  Bebandlnng 
der  besiegten  Bölimen  diese  Eigenacbaften  vermissen  Uelsen. 

liechtenstein  erhielt  als  Statthalter  monatlieh  einen  Gehalt  von 
1000  Gulden,  der  ihm  bis  zum  24.  Juni  1624  auBbesablt  worden  war; 
von  da  an  wurde  derselbe  nicht  mehr  vollständig  beglichen,  so  dais 
seine  Erben  nach  seinem  Tode  eine  Nachzahlung  von  8711  Gulden 
verlangten.  Da  er  jedoch  während  der  Zeit  vom  31.  Januar  1625 
bis  31.  März  1626  in  Wien  geweilt  und  daselbst  mit  Ausnahme  seiner 
Teilnahme  an  der  nur  wenige  Tage  dauernden  Beratuiii't  n  (Iber  die 
Revision  der  Landesordnung  sich  nur  mit  privaten  AiiL^t  l- arenheiten 
beschäftigt  hatte,  schlug  die  böhmische  Kammer  vor,  Unit  fiir  diese 
vierzehn  Monate  nicht  nur  keinen  Gehalt  auszuzahlen  ^  sondern  auch 
seine  Erben  zur  llückzaiiluiig  von  unrichtig  erhobenen  5289  Guhli-n 
zu  verhalten.  Die  Wiener  Hofkanimer  billigte  aber  die  Ansicht  der 
böhmischen  Kammer  nicht  und  befürwortete  das  Gesuch  der  Erben 
lieehtensteins,  welcher  Belbrwortung  auch  der  Kaiser  Rechnung  trug^ 

Der  Tod  Liechtensteins  beschiftigte  alle  hohen  Kreise  in  Wien 
wegen  der  Frage  Ober  den  Nachfolger  in  seinem  Amte  als  Statthalter 
von  Böhmen.  Der  Nuntius  Garaffii  berichtete  nach  Boni ,  dafs  drei 
Personen  als  hiezu  geeignet  genannt  würden,  Kardinal  Dietrichstein, 
der  Kanzler  Lobkowitz  und  der  kaiserliche  General  Waldstein,  dafs 
man  aber  zumeist  den  Kardinal  als  dazu  ansersehen  betrachte.  Der 
französische  Gesandte  Graf  Wohlenberg  behaui)tete,  daIV  sich  Wald- 
stein um  diesen  Posten  bewerbe  und  deslialb  den  Fürsten  von  Eggen- 
berg und  tlen  Kanzler  Werda  durch  groise  Geldgeschenke  zu  gewinnen 
versucht  habe.  Keiner  von  den  böhmischen  Magnaten  wünschte  je- 
doch die  WiederbesetzuDg  des  Stattbalterpostens,  der  ihre  eigene 


'  Archiv  des  k.  und  k.  lieichaDuauzministerium»:  Abrechnung  des  fürstlich 
UadktmwtniiKhm  QMta  dd.  19.  August  1927.  Die  Hoitkmmtir  an  den  bdser 
dd.  1.  Februar  1628.  Kaiseritche  fiDtacfaddung  dd.  1.  Febroar  1688. 
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Auktoritftt  als  oberste  Landesbeamtra  niederdriU-kto.  Gewifs  hat  auch 
Slawata  gegen  die  Wiederbesetzung  gewirkt  und  namentlich  die  An- 
stellung Walflsteins.  wenn  ja  von  ihr  die  TTede  war,  widerraten.  Noch 
'^iii  anderer,  ausschlaggebender  <Truu<i  drilnixte  zur  Auflassung  des 
Statthalterpostens.  Die  Heirat  des  Könijzs  Ferdinand  III.  mit  der 
spanischen  lufantin  stand  damals  in  umnittelbarer  Aussticht:  ^(  im  sie 
vollzogen  war.  wollte  der  Kaiser  seinen  Sohn  uiit  der  \ei waltung 
von  Böhmen  betrauen,  und  dann  war  für  keinen  Statthalter  daselbst 
Platz.  Der  Kaiser  beBchloJs  deshalb,  mittlerweile  eine  kollegiale  Be- 
gieniDg  in  Prag  eiiuniiicbten.  S&mUiche  oberste  Beamten  und  Land- 
rechtsbeisitzer sollten  sich  daran  beteiligen;  zum  mindesten  sechs  von 
ihnen  sollten  stets  in  Prag  anwesend  sein  und  die  Geschftite  führen. 
Das  Amt  eines  Oberslblll^Blgrafen,  das  seit  dem  Tode  Stembeigs 
(t  1623)  unbesetzt  geblieben  war,  besetzte  jetzt  der  Kaiser  von 
neuem,  indem  er  hiezu  den  Obersthofmeister  Adam  von  Waldstein 
beförderte  und  dessen  Amt  dem  Geheimrat  Slawata  übertrug,  so  dafs 
der  letzt f^re  ^^einen  Aufenthalt  wieder  in  Böhmen  aufschlagen  mnfste'. 

Der  Kaiser  srhiifb  Ende  März  eine  neue  Steuer  selbst  ans.  <'nt-  im* 
gegen  den  früheren  (iepflogenheiten,  wonach  der  btatthalter  oder  seine 
Vertreter  diesclUe  einforderten :  sie  sollte  für  die  ersten  drei  Monate 
des  Jahres  gelten,  also  nuLligezaldt  werden.  Dais  der  Kaiser  auch 
bei  dieser  Gelegenheit  seine  Nichtankunft  im  Lande  und  die  Nicht- 
beruiung  eines  Landtages  entschuldigte,  versteht  sich  von  selbst  Bald 
darauf  erhob  er  bei  den  Landesbeamten  und  Landrechtsbdsitaem  neue 
Steuerfoiderungen.  Sie  willigten  in  sein  Ansuchen  ftlr  weitere  drei 
Monate  ein  und  befahlen  die  Steuern  unmittelbar  an  den  Henog  von 
Friedland  abzuliefem.  Die  Sonderstellung,  welche  Eger  und  Elbogen 
einnahmen,  dafs  nämlich  die  von  dem  böhmischen  Landtage  bewilligten 
Steuern  von  ihnen  nicht  gezahlt  wurden,  sondern  Über  ihre  Beitrags- 
leistung eigens  mit  ihnen  verhandelt  werden  mufste,  wurde  auch  jet/.t 
nicht  an<ietastet.  Der  Kaiser  befahl,  mit  den  Egerer-  und  Klbogner 
Kreisst-iüflcn  deshalb  in  Unterhandlung  zu  treten  und  sie  zu  ähnlichen 
Leistungen  wie  Böhmen  anzuhalten.  Um  das  Volk  vor  Rftuhcreien 
zu  bewahren,  welche  die  Truinieueinquartierungen  und  Truppen- 
werbnnpen  im  Gefolge  hatten,  ordneten  die  Statthalter  an,  dals  die 
ueugewurbenen  Soldaten  nur  in  Abteilungen  zu  höchstens  fünfzehn 


1  f;iiul(l\ :  Waldstein  I.  S.  22.'>.  ~  Barberinische  Bibliothek  in  Koni:  Caraffa 
an  Barberini  dü.  24.  Februar  1627.  —  Prager  Stadtarchiv:  Patent  Ferdinands  U.  dd. 
SBL  Febnwr  1687.  —  Ardüv  von  Randniti!  Honiittts  an  den  Kuiler  Lobk«witi 
dd.  24.  MAR  ie27. 
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Manu  zu  ihren  Standquartieren  ziehen  sollten.  Von  einer  Befolgung 
dieses  Befehles  war  jedoch  ebensowenig  die  Rede,  wie  davon,  dafs 
sich  die  Soldaten  mit  der  ihnen  zusieniessenen  Nahning  beirnürrt  hätten. 
Martinitz  klagte,  dals  die  Soldaten  in  Scliaren  von  100  bis  300  Mann 
durchs  Land  Zöpen,  nach  Belieben  sich  hie  und  da  einquartierten  und 
Erpressungen  in  altherkömmlicher  ^Veise  ü])ten  Niclit  besser  ergin? 
es  jenen  Orten,  wo  tler  Stab  einquartiert  war  und  <his  Regiment  sidi 
üaimuelte.  So  mufste  für  den  Stab  des  Herzogs  von  ilolsteiu  und  zwei 
FuTskompiignieu;  die  nur  eine  Nacht  auf  einem  erzbifleh&fliehen  Gute 
und  zwar  in  Beiehenau  lagerten,  secha  Stück  Rindvieh,  sechs  Kftlber, 
sechs  Schöpse,  zwOlf  Strich  Korn,  sechzehn  Strich  Hafer,  acht  Faf» 
Bier  und  drei  Eimer  Wein  geliefert  werden;  für  den  Stab  des  Breuner- 
Bcben  Begiments  und  zwei  Fufe-  und  eine  Reiterkompagnie  für  den 
gleichen  Zeitraum  ungefähr  vier  ein  halb  Meterccntner  Rindfleicli, 
sechs  Kälber,  vier  Schöpse,  Brot  aus  zehn  Strich  Korn,  zehn  Fafe 
Bier,  drei  Eimer  Wein  und  38  Strich  Hafer.  Die  Stadt  Pilgram 
mufstp  fiir  den  UnterlnUt  eine^  Filhnleins  des  Collidtoschen  Fuis- 
regiments  für  die  Zeit  von  fnMt!li:i]l)  Monaten  11202  Gulden  erlegen. 
In  Anbetracht  des  allgemein  im  Lande  herrsi-iiendeu  Elends  war  es 
ungerechtfertigt,  wenn  der  Erzbischof  wegen  dieser  Eriiressnngeu 
vi)U  Steuern  vei^chuut  sein  wollte;  an  und  für  sich  war  jedoch  seine 
Bitte  nicht  unbegründet*. 

Unter  den  Vorschlägen,  die  man  dem  Kaiser  zur  Erhöhung  seines 
Einkommens  gemacht,  lautete  einer  auf  Erhöbung  des  ewigen  Zinses 
(doB  Kammerzinses),  den  die  Städte  jälirlich  an  ihren  König  zu  ent- 
richten hatten.  Da  derselbe  von  der  Zeit  der  Begründung  der  Städte, 
also  aus  dem  13.  Jahrhundert  herrührte,  betnig  er  nur  eine  geringe 
Summe,  alles  in  allem  jährlich  6303  Thaler.  Die  mehr  als  fünfzig 
königliclun  und  Bergstädte  hätten  bei  geregelten  VerhiUtuissen  leicht 
das  mehrtache  dieser  Summe  zahlen  können;  jetzt  konnten  sie  nicht 
einmal  diese  erlegen.  Die  höhmisclie  Kammer  nahm  sieh  dfshalb  der 
Städte  au  und  erklärte  in  einem  Gutachten,  dals  sie  platterdings  nichts 

'  Hühniisches  Stattballereiarcbiv :  Fenlinand  II.  an  die  obersten  Lande^benmten 
miil  L;miln'(iit,slH'isitzcT  und  Rute  dd.  2*2.  Februar  1627.  —  Präger  Stadtardiiv: 
bteuerpatent  dd.  •"».  Älai-/.  1627.  Patent  der  Statthalter  in  Bezug  auf  die  Tnippeu 
Ud.  23.  Marz  1627.  Ferdinand  11.  au  die  böhmischen  Statthalter  dd.  7.  Mai  1627.  — 
Archiv  von  N«ehod:  Steuerpatent  Ferdinands  II.  dd.  87.  März  1627.  —  Archiv  von 
Raudnitz:  Mailinitz  an  den  Kanzler  Lobkowitz  dd.  14.  .\pril  1627.  —  Manuskript 
des  buhinisdicn  Mn^enni';:  Di  r  Fr/Vitsrbof  vnn  Prap  an  Fpiditiand  II.  dd.  24.  .Vpril 
1627. —  Krzbiscböl  liebes  Arcliiv  in  i'rag:  .ioi».  ^kala  an  den  Erzbischof  von  Prag 
dd.  29.  Mikn  1027.  —  Arciiiv  von  Pilgram :  Vidimierong  einer  Quittung  dd.  &  Juli 
1627. 
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melir  zahlen  könnten;  eie  seien  verwüstet«  der  vierte,  dritte  Teil,  ja, 

sogar  die  Hälfte  ihrer  Einwohnerschaft  sei  zu  Grunde  gelangen,  ganze 
Häuser,  Stralseu  seien  leer  und  verfallen.  Es  wäre  das  beste,  erkl&rie 
die  Kammer,  wenn  der  Kaiser  ihnen  endlich  die  noeh  nicht  ver- 
kauften rrenieindejrüter  zurückstellen  wtlrde.  aus  denen  er  ohnedies 
kein  Kiiikoimnei!  be/iolie.  Thatsiichlich  konnte  nicht  einmal  das  seit 
der  Hesieuuüf?  de.s  AuJstando^  stets  ireschonte  Pilsen  dem  Kurftlreten 
von  Bayern  ilie  10000  Gulden  zurückzahlen,  die  dieser  der  Stadt  im 
im  Jahre  1619,  also  vor  acht  Jahren,  geliehen  hatte,  als  sie  sich 
gegen  Mansfeld  verteidigte'. 

Über  die  EntvöUcenmg,  die  in  Böhmen  bis  zum  Jahre  1628  nicht 
blofe  in  den  Städten,  sondern  auch  auf  dem  Lande  eingetreten  war, 
erhalten  vir  aus  einem  authentischen  Berichte  genaue  Kunde.  Dieser 
Bericht,  der  im  Monat  August  des  genannten  Jahres  erstattet  wurde, 
giebt  die  Zahl  der  besetzten  Banernansfissigkeiten  auf  6418$  an,  die 
bäuerliche  Bevölkerung  war  also  nahezu  um  drei  Fünftel  gesunken, 
denn  im  Jahre  1605  hatte  sich  die  Anzahl  der  bäuerlichen  Ansässig- 
keiten auf  150932  belaufen.  Eine  noch  ärgere  Abnahme  zeigte  sich 
bei  den  Freisassen:  im  Jahie  IGOr»  hatte  es  unL'eHlhr  450  besetzte 
Freisassengründegegebeu,  im  .Jahre  1 028  gab  es  nur  2'i ;  ehedem  hatte  man 
ungefilhr  1300  Pfarren  gezählt,  jetzt  zählte  man  nur  yl2.  Am  schlimmsten 
stand  es  mit  den  keni{,iicheu  Städten.  Vor  dem  Aufstand  zählte  man 
in  denselben  mehr  als  14000  Häuser,  von  denen  auf  Trag  uien 
Hradsehin  und  Wyschehrad  nut  eingerechnet)  3974  entfielen.  Von 
diesen  Prager  Häusern  gehörten  nngefilr  900  dem  Adel,  über  8000 
den  Borgern.  Der  Bericht  konstatiert  nun,  dalis  in  der  Neustedt  an 
500  Häuser  leer  Stenden  und  dafs  viele  Bttiger  sich  in  Gemeinschaft 
mit  anderen  mit  einem  Hause  behalfen.  In  den  Qbrigen  königlichen 
Städten  zählte  man  nur  noch  2618  Häuser,  die  bewohnt  waren  und 
von  denen  Steuern  gezahlt  wurden,  eine  AI  nähme,  die  von  dem  EieoA 
des  Landes  ein  beredtes  Zeugnis  giebt.  Die  Geheimräte  Meggau, 
Trauttmansdoi-ff  und  der  Abt  von  Kremsniünster,  die  mit  Ferdinand  III. 
über  diese  Daten  zu  Rate  salsen,  i:lau)<ten  allerdings,  dafs  die  Herr- 
schalLöbesit/er  die  Zahl  ihrer  besetzten  Ansässigkeiten  trotz  der  an- 
gedrohten Strafen  nicht  richtig  ange^'ebea  hätten,  zumal  die.seilie  nueu 
das  Jahr  zuvor  beträchtlich  höher  beziffert  worden  sei.  Allein,  wenn 
auch  der  Kaiser,  der  bereits  in  Wien  weilte,  die  böhmischen  ISUitt- 
halter  aufforderte,  Strafen  gegen  die  schuldigen  Herrschaftsbesitzer  zu 
verhängen,  so  wurde  damit  die  Einwohnerzahl  Böhmens  keine  zuirieden- 

'  Bfthmiscbes  Stattlialtcn-inrchiv:  IHe  böbmi^che  Kammer  an  de»  Kaiser  dd. 
2ö.  A|>ril  1(527.    Maxiiniliau  von  Bayern  au  den  Kais.ir  dd.  2G.  Mai  1027. 
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stellende  ^  Es  ist  freilich  mö^^licb,  dafs  auch  die  damals  eingeführte 
Berechnungsweise  die  Zahl  der  Ansässirrkeitcn  minderte.  Ehedem 
hatten  nSnili.^li  die  kleinen  Grundbesitzer  die  sot:enaunteu  (iartner, 
die  liiau  als  \  lerteibauem  bezeichnete.  eiiiLTt  rechuet  und  je  vier  für 
einen  vollen  Bauern  in  den  Fassioneii  auge^^elien.  J^  t/t  liels  man  die 
Gärtner  aufser  Rechuunj;,  vielleicht  aus  dem  (liuiidt-,  wvil  mre  Zahl 
vecBchwindend  klein  geworden  war,  da  sie  sich  infolge  der  Abnahme 
der  Bevölkemog  auf  frei  ge wordenea  Banerngründeii  ausiedelD  Uimtan 

'  Archiv  des  k.  iind  k.  Reichsiiiianzmhiuteriiiins:  Beridit der HolkamBerinul 
Besciilofs  «les  Kaisers  dd.  21.  Augast  16?*. 

'  Archiv  de&Ju  tiud  k.  KeichsfioanzmiDistenums:  Gutachten  über  die  Mittel, 
mt  die  Abgänge  in  den  bdlumcdieii  Flaanzertragims^  rerhatet  trerden  konoten« 
ad 


Digitized  by  Google 


Neuntes  Kapitel. 


Oeringe  K^tnigsroacbt  in  BDIinien.  —  Die  Wladialawische  Landesordnung.  — >  Er- 

gftBsangen  and  Xeubearbcitangen  derselben.  —  Oeaetigcbunf^.  —  Ernennung  der 
Beamten.  —  Eiiiflufs  ili^-  Stande  anf  das  Finanzwesen.  —  Ileimlullsioclit.  -  Anf- 
sahme  in  den  Kittci*-  und  lierrniitand.  —  Erbrecht  im  böhmischen  Adel.  —  ^Ge- 
meinschttften*.  —  Strafgesetze.  —  Ab«diaAing  der  Qfiterkonfickation.  —  Bestim- 
mongen  über  die  Advokaton.  —  Die  Geistlichkeit.  —  Prager  Stadtrecht  —  Be- 
arht  itun^'  desstlben  durch  Koldin.  —  Erbrecht  in  den  Städten,  —  Strafgesetze.  — 
Folt<*r.  —  i^iage  der  Unterthanen.  —  Vertretung  der  Städte  auf  den  Landtagen.  — 
Gutachten  der  Wiener  Räte  über  die  Yerfassungs^derung.  —  Zweites  Gutachten 
(des  Hartinit«?)L  —  Slairatas  Gutachten.  —  BeratnngeD  in  Prag  aber  die  Veifimongs^ 
frage  1623.  —  Plan  einen  liandtag  zu  berufen.  —  Die  Wiener  Revisions-  und 
SuperrcvisionskDiiirnission.  Staats-  und  Privatrocht  nach  der  ernenerten  Landes- 
ordnung. —  .\nderung  der  Stadtrechte.  —  Authebung  des  Burggrafenamtes  von 
Karlstein.  —  Vorreente  der  Familien  Slawata,  Ifaitants  n.  s.  w.  —  Vonrede  der 
vemcucrtea  Landesordnung.  —  Ungnade  des  Kanzlers  WQgen  seiner  ablehnenden 
Ilaltiniiz  in  dor  Verfassungsfrage.  —  Urteil  des  bayrischen  (Gesandten  Leuker  über 
die  Landesordnung.  —  Die  böhmische  Übersetzung  derselben.  —  Bestätigung  der 
Landesprivilegien.  —  Aofitahme  in  den  Hennstand.  —  Pardoniening  des  Wilbelm 
von  Bttfipa.  BegQnstigQng  der  Juden.  Klagen  gegen  diesdben.  —  Stener- 
fordenmgen  für  das  zweite  Halbjahr  1627.  -  Reise  dp<  Kaisers  nach  Prair.  — 
Berufung  des  Landtags.  —  Krönung  der  Kaiserin.  ~  Landtagslieschlösse.  —  Krönung 
Ferdinands  Iii.  —  Untersuchung  der  Wirksamkeit  der  bohuiischeu  Kammer.  — 
Wfesowcc  —  Ernennung  des  Martinits  anm  Kanunerpiftsidenten.  —  Instniktion 
Ar  die  Statdialter  nacb  der  Abteite  des  Kaisers. 

Als  (lio  Nachricht  von  dein  Ausbruch  des  böhmiRchen  Auistaudes 
zur  Keuutuis  des  damaligen  Königs  FerdioaDii  und  seiner  Anbänger 
gelangte,  erörterte  einer  der  letzteren,  welche  Stellung  die  Regierung 
dem  Anftlande  gegenUber  eiimefaiiient  ob  sie  sidi  in  Veriumdlungen 
einhMien  oder  denselbeB  mit  Gewalt  bezwingen  solle.  Indem  er  den 
letzteren  Weg  anriet»  bemerkte  er,  dafe  aelbet  im  Falle  einer  Nieder- 
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läge  mao  nicht  schlechter  gestellt  wftrei  als  vor  dem  Anfistaade,  denn 

die  böhmische  Krone  sei  nicht  des  Besittes  wert,  wenn  der  „Sklaverei**, 
in  der  sich  der  König  den  Ständen  gegenüber  befinde,  nicht  ein  Ende 
gemacht  wünie.  Thatsächlich  waren  der  Thätigkeit  des  Monarchen 
in  Böhmen  überall  Schranken  gesetzt,  or  nnirsto  sich  A'w  MitwirViiiüiz 
der  Stände  auf  allen  Gebieten  gefallen  lassen,  übte  aber  iniiiierniu 
noch  einen  w<  it  irröfseren  Einfiufs  als  heiitziita'-re  der  Könii  von  Enir- 
lanil,  so  (laik  nur  jene  seine  Stellung  als  Sklaverei  lit-zeichnen  konnten, 
denen  der  damalige  spanische  Absolutismus  als  allein  begehrenswertes 
Ziel  vor  Augen  schwebte. 

Um  unseren  Lesern  einen  begiiff  tther  die  wechselseitigen  Rechte 
nnd  Pflichten  von  König  und  Unterthaoen  in  Böhmen  zu  geben,  mOssen 
wir  auf  die  alte  Landesordnung  und  auf  die  böhmischen  Stadtrechte 
hinweisen.  Die  Landesordnung  wurde  im  Jahre  1500  durch  den 
Ritter  Bendl  von  Au^wa  ausgearbeitet  und  &nd  die  Zustimmung  des 
Könins  und  des  Adels.  Ihre  Bestimmungen  betreffen  das  öflfentliche 
Recht,  femer  die  privatrechtlichen  un<l  gerichtsordnungsmäfsigen  Be> 
Stimmungen,  soweit  sie  sich  auf  den  König  und  den  Adel  bezogen. 
Insofern  die  Landesordnung  die  Städte,  dii  Bauern  \\m\  die  Juden 
überhaupt  berührt,  thut  sie  dies  nur  in  ihrm  Üe/itluiniien  /um  Adel 
oder  zum  König.  Die  Art,  wie  Kendl  seine  Auf;:al)e  zu  lo>.<'n  sufhte, 
ist  iiulüerst  mangelhaft;  er  wufste  die  vei-schiedeueu  iiUeieu  lje^etze 
nur  sehr  unvollkommen  in  Ordnung  zu  bringen.  Meistens  fuhrt  er 
sie  in  der  Form  vor,  wie  sie  von  den  Landtagen  beschlossen  wurden, 
meidet  daher  auch  Qberflössige  Worte  und  Bemerkungen  nicht,  teilt 
Privilegien,  durch  welche  Ansprüche  des  Adels  entschieden  worden, 
wörtlidi  mit,  Iftlst  dagegen  viel&ch  privat-  und  staaterechtlicbe  Fragen, 
die  jedenfalls  dnrcb  eine  gewohnheitsmlUsige  Übung  entschieden  waren, 
unbestimmt  Dafs  durch  die  Landesoidnung  der  Adel  zunftchst  nur 
seine  eigenen  1  Uchte  festsetzen  wollte,  ei^ebt  sich  daraus,  dafs  er 
sich  durch  dieselbe  den  alleinigen  Zutritt  zu  den  obersten  Landes- 
ämtern sicherte  und  im  letzten  Artikel  bestimmte,  „dafs  die  Herren 
und  Üittcr  mit  ZustiinmunL:  dt's  Kouiiis  den  Inhalt  der  Landesordnung 
als  Hei'ht  t'rkannt  hatten ,  und  diesclhe  von  keinem  Menschen  ohne 
Zustimmung  des  Herren-  und  lvitf<'r>taHd(>s  geändert  werden  dürfe;" 
der  Adel  habe  sich  btets  der  ilt'liiuni>  erinut,  mit  Zustimmung 
des  Königs  seine  Rechte  zu  erweitem  oder  zu  mindern,  und 
wahre  sich  auch  fQr  die  Zukunft  die  Freiheit,  sein  Recht  nach  voran- 
gegangener Übereinkunft  zu  mehren  oder  zu  mindern.  Dies  gelte 
auch  vom  Landrecht  uml  anderen  Gerichten:  worQber  sich  beide 
StAnde  geeinigt  hfttten,  das  solle  als  Recht  gelten;  i^sie  dttrfen  es 
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mehren  o<1er  luiiMleni,  wie  von  alters  her  gebräuchlich  war.**  Insofern 
die  Landesordnung  etwas  enthalte,  „was  den  dritten  Stand  angeht, 
und  der  dritte  Stand  bei  den  Beratungen  hierüber  sich  beteiligte/ 
sollte  ohne  Zustimmung  des  dritten  Standes  nichts  da  ran  einehrt 
oder  gemindert  wenlen.  Nur  in  einem  ganz  heschrÄnkteo  Teile  der 
Landesordnnng  wurde  also  den  königlichen  Städten  eine  Mitwirkung 
zugestanden. 

Die  weitere  ThStiekcit  der  Landtage  scliuf  nach  dem  Jahre  1500 
eine  Keihe  {j:esetzlicher  Bestiinmnngen,  deren  Eintrajiunf;  in  die  Landes- 
oninun^r  sich  als  wünschenswert  erwies,  und  so  wnrde  im  Jidne  1522 
ein  Beschlufs  auf  deren  Ertiunzung  gefafst  Aul  (iiuiul  «lesselben 
wurde  im  Jahre  1530  eine  neue  Ausgabe  der  Landesordnung  ver- 
anstaltet, welche  sich  ihr^  Inhalte  nach  nur  wenig,  ihrer  Form  nach 
gar  nicht  von  der  ersten  Bearbeitung  unterschied.  Ferdinand  L  trug 
einige  Jahre  später  dem  böhmischen  Vicelandschreiber  Ulrich  Huropolec 
von  ProstiboF  eine  neue  Redaktion  der  Landesordnung  mit  gleich- 
zeitiger Ergänzung  derselben  auf,  und  dieser  vollendete  die  ihm  über- 
tragene Arbeit  im  Jahre  1 5  {f>.  In  der  Fonn  deutet  seine  Arbeit  einen 
bedeutenden  Fortschritt  an:  die  Einteilung  ist  übersiclitlicher,  die 
Gesetze  werden  in  kürzerer  Fassung  anireführt.  Poch  auch  der  neue 
Redaktc  ur  zei^ite  sich  als  kein  gewiegter  Jurist,  da  er  einzelne  Wider- 
si>riiclie  in  seiner  Arbiit  nicht  zu  beseitigen  wufste.  Infolgedessen 
ordnete  Ferdinand  I.  eine  neue  Bearbeitung  an,  welche  im  Jahre  1564 
durch  den  Dnick  veröffentlicht  wurde.  Eine  weitere  unveränderte 
Ausgabe  wurde  im  Jahre  1574  besorgt,  aber  schon  damals  empfand 
man  das  BedQifnis  nach  einer  neuen  Bearbeitung,  da  vielCuhe  Landtags- 
bescblQsse  neues  Becht  geschaffen  oder  altes  umgestaltet  hatten.  Man 
trug  sich  mit  dem  Plane  einer  neuen  Redaktion,  allein  sie  kam  bis 
zum  Aufetande  nicht  mehr  su  Stande.  Die  Ausgabe  vom  Jahre  1564 
dient  uns  also  als  Wegweiser  bei  der  Schilderung  des  in  Böhmen 
gültigen  öffentlichen  Rechtes. 

Wenn  man  von  der  von  den  Stenden  im  Jahre  1619  unreeht- 
mäfsig  vorirenommenen  Königswahl  a])sieht,  war  die  Krone  in  der 
Dynastie  erldich.  Der  erste  Artikel  der  alten  Landesordnung  besagt 
ausdrücklich,  dafs  eine  Neuwahl  nur  dann  stattfinden  dürfe,  wenn  sie 
nach  der  Goldenen  Bulle  Kaiser  Karls  IV.  vom  7.  April  1348  nnd 
nach  den  Majestätsbriefen  Wladislaws  II.  vom  12.  Januar  1510  und 
Ferdinands  I.  vom  2.  September  1545  zuUiisig  sei.  Die  beiden  ersten 
Verfügungen  setzen  das  Erbrecht  der  regierenden  Dynastie  in  mftnn- 
lieber  und  weiblicher  Linie  fest,  und  da  Ferdinand  1.  diese  Verfügungen 
bekrSitigte,  und  die  Bekräftigung  in  die  Landesordnung  aufgenommen 
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war,  80  konnte  auch  an  dem  Erbrecht  der  Habsbuffier  kein  Zweifel 
aiiftanehen.  Da;;c?en  nnifste  sich  jeder  Könis  zur  Aufrechthaltung 
der  ständischen  Rechte  und  Freiheiten  vorpflicliten ;  hei  der  Krönung 

schwor  er,  die  Hand  auf  dem  Evangelium  haltend,  „hfi  Gott,  der 
Jungfrau  Maria  und  alU^n  TToilit'on ,  dals  er  die  Hon  en .  die  Kitter, 
die  r*ra?or  und  alle  audereu  küuiglichen  SUulte  und  dir  -janze  Ge- 
iiu'inde  des  Könicrrcichs  Böhmen  bei  ihren  hertrobrachten  ( ♦rduuimen, 
Ivochten.  Privilegien,  Fmheiten  und  Gerecliti^ikeiteii  in  alku  löblichen 
Gt'wohuheileii  erhalten ,  nichts  von  diesem  Könisrreiche  entfreiudeu 
oder  verpfänden,  sondern  vielmehr  dasselbe  nach  Möglichkeit  er» 
weitem  und,  waa  zum  Nutz  und  Frommen  des  KOnigreichB  Böhmen 
gereiche,  thun  werde.**  Er  verpflichtete  sich  mit  dnem  Worte  zur 
Aufrechthaltung  der  Verfassung  und  versprach,  nur  jene  Bechte  in 
Anspruch  zu  nehmen,  die  auch  seine  Yoii^nger  gehabt  hatten. 

Die  Bechte  des  Königs  in  Bezug  auf  die  Ost  tzirebung  bestanden 
darin,  dals  er  allein  die  Stände  zu  Land-  und  Kn  ista  ^i  n  berief.  Unter 
den  Jagellonen  versammelten  sich  zwar  die  Stände  nach  ihrem  eigenen 
Bclielien;  als  jedoch  Ferdinand  1.  den  böhmischen  Aufstand  von  1547 
unteniiUckt  hatte,  nötigte  er  den  Landtag  zu  dem  Beschlüsse,  dafs 
die  stünde  nur  nut  seine  nn<l  seiner  NachfobjrtT  Auff<»rdeninir  /ii- 
samnientreten  dürften,  (it  set/.e  konnten  nur  infolire  nieiiisaiiieü 
l'hereiiikomuji  ns  zwischen  dem  Konifie  uiui  den  Slaiuien  zu  st^iiide 
kommen.  Die  Vorsciilage  zu  denselben  konnten  von  beiden  Seiten 
geschehen:  von  dem  Könige  in  der  Proposition,  mit  welcher  der  Land- 
tag erötfnet  wurde;  von  den  Ständen  in  der  Form,  dafs  sie  den 
König  ersuchten,  Ober  bestimmte  Angelegenheiten  verhandeln  zu 
dttifen*.  Häufig  geschah  es,  daTs  ihre  Bitte  unberQcksichtlgt  blieb, 
weil  die  Verhandlung  Aber  die  königliche  Proposition  zu  lange  währte; 
sie  wurden  dann  von  Landtag  zu  Landtag  vertröstet.  Um  ein  fOr 
allemal  dieser  BenachteiliLMing  ein  Ende  zu  machen,  wurde  auf  dem 
Landtage  von  1609  mit  Zustimmung  des  Köni-is  der  Beschlufs  gefafst, 
dal's  deich  nach  «ler  Beratung  der  könicrlirheu  l'ropositinn  flie  Be- 
raluuir  iilier  die  ständi.-elien  Vorschlage  lu>:iiunen,  und  die  ?)esrbliis^e 
ttber  die  koni^diehe  l*roi)ositi(»n  nicht  Iriilur  in  die  Landtal'el  ein- 
getragen werden  sollten,  als  bis  über  die  ständisL-lien  \'orsehlä-ie  Be- 
sclilufs  gefafst  wunlen  sei.  Landtagsbeschlüsse  bekamen  u;uniu  ii  nicht 
dadurch  ihre  Gültigkeit^  dafs  der  König  ihnen  zustimmte,  sondern 
erst  dadurch,  dals  sie  in  Anwesenheit  eines  ständischen  Ausschusses 


*  Böhmische  LaudUtgävcrhandlungen :  Baud  III,  IV.  und  VI  erwciscD  dies  in 
zahlreicheD  FjUleo,  siehe  namentlich  Band  IT,  8.  32  und  801. 
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und  der  dazu  bestimmten  obersten  Beamten,  als  Vertreter  des  Königs 
in  die  Landtafel  eingetragen  wurden.  Im  alleinigen  Auftrage  des 
Königs  durfte  keine  die  Angel^enhdten  des  Landes  betreffeiide  Ein- 
tragung in  die  Landtafel  vorgenommen  werden;  wer  dagegen  fehlte, 
verfiel  der  Todesstrafe  ebenso  wie  jener,  der  eine  den  König  betreffende 
Eiutragiicf,'  in  die  Landtafel  vornahm,  ohne  dafs  dieser  ihn  hiezu  be- 
vollmächtigt hatte.  Die  Eintragungen  in  die  Landtafel,  die  als  gültige 
Bcwoisc  in  öffentlichen  und  Privatangelegenheiten  dienten,  standen 
überhaupt  unter  der  streii'jsteii  Kontrolle,  dal's  z.  B.  selbst  der  der 
Todesstrafe  vertiel,  der,  ohne  dazu  berechti«rt  zu  sein,  einen  Fehler 
in  den  Eintragungen  korrigierte'.  Die  Berechtiuninu  der  Stunde  zur 
Gesetzgebung  war  keine  gleicliniiifsige.  Die  höheren  Stünde  (die 
Herren  und  Kitter)  besalken  ein  Vorrecht  vor  den  Städten;  denn  ein 
Artikel  (Z  4)  der  Laudesorduuug  sagt  ausdradclich,  dafs  ohne  Wissen 
seiner  königliehen  Gnaden  und  des  Herrn-  und  Ritterstandes  keine 
Änderung  in  der  Landesordnung  vollgenommen  werden  dftrfe,  und  dais 
„der  Herren*  und  Ritterstand  die  Freiheit  besitze,  mit  Zustimmung 
des  Könip  auf  einem  Landtage  sein  Recht  zu  erweitern  oder  zu  be- 
schränken." Der  Vorrang  vor  dem  Bürgerstande  ^^ir  i  dadurch  klar 
und  deutlich  ausgedrückt  und  indirekt  erklärt,  dafs  der  letzteie  eine 
nntbeschliefsende  Stintme  auf  dem  Laudtatio  nur  in  Angele;4enheiten 
hatte,  die  ihn  allein,  nicht  aber  iu  deueu,  die  den  Herrn*  und  Ritter- 
stand betrafen. 

Ebenso  bescliraukt  wie  iu  der  Gesetzgebung  war  <ler  König  m 
der  Verwaltung  und  bei  der  Ernennung  der  obersten  Beamten  und 
Richter.  In  dieser  Reziehung  hatte  sich  seit  dem  König  Wenzel  IV. 
ein  langwieriger  Streit  zwischen  dem  Könige  und  den  StRnden  und 
zwischen  den  letzteren  selbst  entsponnen,  der  seit  dem  Ende  des 
15.  Jahrhunderts  dahin  beigelegt  war,  dals  der  König  die  erledigten 
obersten  Ämter  nur  nach  vorgitugiier  Beratung  mit  den  obersten  Re- 
ainten  und  den  Beisitzern  des  Landrechts  besetzen  konnte.  Jeder 
der  Beamten  und  Räte  gab  besonders  sein  Gutachten  ab,  und  dem 
Konig  stand  es  frei,  aus  den  Vorgeschlagenen  eine  beliebiire  TVrson 
zu  wählen,  auch  wimui  sie  nicht  die  Mehrheit  der  Stimmen  erhalten 
hatte.  r>ie  Beisitzer  des  Landrechts  un<i  (!«'s  Kannuergericiit^;  wurden 
wahrscheinlich  aus  jenen  Personen  ernajnii.  die  das  gesamte  Landrecht 
oder  djis  Kaunnergerichtskollegium  dejii  Könige  vorschlug.  Die  Bei- 
sitzer des  Hoflebngerichts  wui-den  dagegeu  vom  König  selbständig 
ernannt,  denn  ihr  Wirkungskreis  bezog  sich  auf  die  LehngQter  und 


'  LO.  vom  Jahre  1564:  A  4,  8,  20,  £  5. 
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ihre  Besitzer,  und  in  dieser  Beziehung  wurde  dem  König  eine  gröfsere 
Auktorität  zugestanden'.  Der  Herrnstand  erfreute  sich  allein  des  Zu- 
tritts zu<len  Ämtern  eines  Oberstburgprafen.  Obersthofmeisters,  Obei-st- 
Inndmai^rhalls,  Oherstkäninierers,  Oberstlandrichter55.  Obprstkanzlers 
1111(1  Ohersthüflehnrichteiti,  der  Ritterstand  zu  den  Ämtcin  (miios  Oberst- 
landschreibei's,  Landesunterkilnimerei-s  und  Burggrafen  des  Königgrätzer 
Kreises.  Mit  dem  Herrnstand  gemeinsam  bekleidete  der  Ritterstand 
das  Amt  eines  Burggrafen  von  Karlstein;  von  den  jeweiligen  zwei 
Burggrafen  mulste  nämlich  einer  dem  Herrn-  und  der  andere  dem 
Bitteistande  angehören.  Das  Amt  eines  Mflozmelsten  war  allen  St&nden, 
also  auch  dem  Bürgerstande  zugänglich;  bei  der  Besetzung  desselben 
war  der  KOnig  ebensowenig  an  jemandes  Gutachten  gebunden,  wie 
bei  der  Besetzung  der  erst  von  Ferdinand  I.  errichteten  beiden  Ämter 
eines  Kammerpriksidenten  und  AppellationsprSsidenten,  welche  beiden 
Ämter  jedoch  r^gelmäTsig  mit  Personen  aus  dem  Herriistande  besetzt 
wurden.  Ebenso  eniannte  der  Ki'mig  die  Beisitzer  des  Hoflehngerichtes 
und  des  Appellationsge  rieb  tos  selhstilndig.  Im  Landrodit  safsoii  neben 
dem  obersten  Burggrafen,  dem  ( )l)ei-stlaii(lkaniiiioii'r  und  ( )hcl•^tlaüd- 
richter  zwölf  Beisitzer  des  Herrn-  und  acht  Beisitzer  des  Hittervtaudes. 
Bei  dem  Kammergericht  stand  es  im  Belieben  des  Kouigs,  Nvie  viel 
Mitglieder  er  aus  dem  Herrn-  und  wie  viel  ans  dem  Ritterstande 
wählte;  nur  so  viel  bestimmte  die  Landesordmuig ,  diüs  die  (iesamt- 
zahl  wenigstens  zwölf  betragen  mflsse*.  Für  den  Fall,  als  sich  der 
König  nicht  im  Lande  aufhielt,  war  er  berechtigt,  einen  oder  mehrere 
Stellvertreter  zu  ernennen.  Die  alte  Landesordnung  giebt  ihnen  an 
einer  Stelle  (R  8)  die  Bezeichnung  nLandeshauptleute**  (hejtman  knl- 
lovstvl  Sesk^),  an  einer  zweiten  Stelle  (R  12)  bezeichnet  sie  den 
Vertreter  des  Königs  als  Statthalter  (mlStodrtfcl).  Den  Landeshaupt- 
leute oder  dem  Statthalter  war  ein  Rat  aus  zwölf  Personen,  sechs 
Herren  und  sechs  Rittern,  zur  Seite  gestellt:  in  welcher  Weise  sie  ge- 
wählt wurden,  rlarUber  giebt  die  I.andrsordnting  keinen  Aufschlufs. 
Wäbreixl  der  Aliwesenheit  des  Kaiser  Mathias  fand  eine  Neuerung 
statt,  «iie  darin  bestand,  dafs  die  obersten  Beamten  unter  dem  Titel 
der  Statthalter  gemeinsam  die  oberste  Regierung  führten;  ihnen  zur 
Seite  stand  kein  eigener  Rat.  Ebenso  wie  seine  Stellvertreter  ernannte 
der  König  auch  selbständig  die  Vorsteher  der  einzelnen  Kreise  im 
Lande,  die  den  Titel  Kreidianptleute  Ahrtoi.  Sie  Qbten  die  Aufödit 


*  Kaloiisek:  Ccake  ^tatni  pravo,  S.  371  und  372.  Landesorduting  vuin  Jahre 
1564,  88. 

*  Ijandesordnnng  vom  Jahre  1^.  Artikel  0  5r 
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über  die  RochtspHege,  über  das  Landesaufgebot,  über  die  öflFeutliche 
Sicherheit  ^ 

Die  oberste  Beamten  wareo  mit  Aanabroe  des  Mfknzmeistera, 
den  der  König  beliebig  ein-  und  absetzen  Iconntet  nnabaetzbar,  es  sei 
denn,  dafo  sie  sich  eines  groben  Vergehens  gesen  ihre  Amtspflieht 
schuldig  machten.  Niemand  durfte  um  ein  Amt  ansuchen,  venu  das- 
selbe besetzt  war;  that  er  es  dennoch,  so  wurde  er  mit  der  Konfis- 
kation seiner  Güter,  mit  dem  Verlust  seiner  Ehre,  selbst  mit  dem 
Tode  bestraft'-.  Eine  Änderung  in  ihrer  Stellung:  konnte  dtr  König 
nur  vomehiiion,  wenn  er  sio  von  einem  nieflorn  zu  rincin  hölicren 
Amte  beförderte;  die  Beförderung  (hirftH  der  Betreffende  nicht  ab- 
lehnen, wenn  sie  auch  mit  einem  materiellen  Nachteil  verbunden  war. 
Es  zei^e  sich  dies,  als  Graf  Thum  im  Jahre  1017  von  dein  mit 
einem  Einkonnnen  von  8000  Thaleru  dotierten  Amte  eines  Burggrafen 
von  Karlsteiu  zu  dem  /war  höher  stehenden,  aber  nur  mit  400  Thaler 
dotiertoi  Amte  eines  Obersthoflehnrichters  befördert  wurde,  um  ihn 
fhr  seine  Opposition  gegen  die  Annahme  Ferdinands  n.  zum  König 
von  Böhmen  zu  strafen.  Im  Falle  der  Thronerledigung  mu&ten  alle 
obersten  Beamten  ihr  Amt  niederlegen;  der  neue  König  besetzte  die 
Ämter  nach  eingeholtem  Rate  eines  Ausschusses  von  30  Personen,  den 
die  Stände  aus  ihrer  Mitte  LTwilhlt  hatten.  So  geschah  es  auch,  als 
Mathias  im  Jahre  1612  den  Thron  bestieg.  Die  Stände  übten  also 
bei  dieser  Ncubepetznnfr  aller  Ämter  einen  direkten  Finflufs  aus, 
wahrend  bei  den  Besetzun^'cn,  die  durch  Todesfall  oder  Beförderuiifj; 
der  Amtsinhaber  eintraten,  nur  die  obersten  Beamten  und  Beisitzer 
des  Landrechts  nut  Vorschlägen  hervortraten.  Die  niederen  Ämter 
wurden  von  den  Inhabern  der  obersten  Ämter  selbständiu  besetzt*. 

Zeiut  <tie  Art,  wie  die  obersten  Ämter  besetzt  wurden,  die  Ab- 
hängigkeit des  Königs  von  den  Standen  und  die  BeschrSoktiieit  seiner 
Machtvollkommenheit,  so  eigiebt  sich  dieselbe  noch  mehr  aus  dem 
Eide,  den  die  obersten  Beamten  und  die  Beisitzer  des  Landiechts, 
des  Kammeigerichta  und  des  Hoflehnsgerichtes  bei  ihrem  Dienstantritt 
leisteten.  Sie  alle  mufsten  nicht  blois  dem  Könige  und  seinen  Erben, 
sondern  auch  „dem  Herrn-  und  Bittersüinde  und  der  ganzen  Gemeinde 
des  Königi'eichs  Böhmen,  Annen  und  Reichen  schwören,  dafs  sie  ihr 
Amt  recldlicli  verwalten  und  aHer  Falsrliheit  sich  ent^'e^renstellen 
Würden".  Der  Prager  Buighauptmauu  verpflichtete  sich  nicht  blois 

<  R  18-19. 

3  Landesordnung  vom  Jahre  1564.   A  47,  Ii  2. 

*  Gindely:  Geschichte  des  äOjährig«n  Krieges,  Bd.  1,  ä.  177.  Kalousek 
a.  a.  0.   Seite  371. 
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gegen  den  Könit',  sondern  auch  gegen  die  Stände  zur  Wahmug  der 
Burg;  in  derselben  Weise  verpflichteten  sich  aufh  die  i>eideii  Burg- 
grafen von  Earlstein,  in  welcher  Bui-g  die  Kleinodien  des  Landes,  die 
Krdnungsinsignien  und  die  Originale  der  stftndiachen  Privilegien  auf- 
bewahrt wurden.  Die  wechsdaeitige  Abh&ngigkeit  des  Königs  und 
der  Stftnde  zeigt  sich  auch  darin,  dafe  der  erstere  ohne  Zustiminung 
des  Landtags  die  frei  gewordenen,  aufser  Landes  gelegenen  Lehen 
nicht  neu  verleihen  dui*fte,  dafs  er  nur  im  Einvernehmen  mit  den 
obersten  Beamten  und  Riiten  einem  Ausländer  den  Ankauf  von  Gttt^U 
gestatten  und  dafs  er  keinem  Ausländer  dre  Bewachung  eines  Schlosses 
oder  ein  Landesamt  ühertrageii  durfte.  Auf  die  Entscheidung  von 
Civilprozessen  besals  der  Kun'vj  keinen  Kintiuls,  indem  die  Gerichte 
sclbstftndiL:  ihre  Liteile  fiiUtcu  und  keine  Appellation  von  ihnen  an  den 
Koiiiu'  gestattet  war.  In  Kriminalprozessen  dagegen,  wo  es  sich  um 
Ehre  und  Leben  handelte,  aUmd  es  im  Iklieben  des  Kl:iL:ers.  ob  er 
den  Trozefs  bei  den»  König  oder  bei  dem  Landrecht  anhängig  machen 
wollte.  Im  Falle  der  Prozels  bei  dem  ersteren  anhängig  wurde,  be- 
stand das  Gericht  aus  dem  König,  den  obersten  Beamten  und  den 
Beisitsem  des  Landrechts  und  Kammeigericbts.  Wurde  der  Prozefs 
bei  dem  Landrecht  geführt,  so  besafo  der  König  nicht  das  Recht,  den 
Geklagten  gegen  die  Exekution  des  Urteils  durch  Erteilung  des  freien 
Geleites  zu  schtitzen^ 

Einen  gleichfalls  maüsgebenden  Einflulk  Übten  die  Stände  auf  die 
Finauzangelegenheiten  aus,  infl( m  die  Steuern  nur  fUr  die  von  ihnen 
bestiniinton  Zwecke  verwendet  werden  durften.  Auch  durften  die 
Könige  die  ihnen  zugehörigen  Krön-  odor  KninmertrtUer  nii'Iit  belieliig 
verkaufen  oder  verpfänden,  weil  dadurch  ilir  miikonunen  irescImiiSlert 
worden  wäre,  sondern  waren  hichei  au  die  Zustiumiuiiü  der  Staude 
gebunden ;  ebensowenig  durften  die  Königinnen  etwas  von  ihrem  Leib- 
geding  verkaufen  oder  verpfänden^.  Zum  persönlichen  Einkonuuen 
der  Könige,  über  welches  sie  keine  Rechnung  legen  mufsten,  gehörte 
aulser  den  Einkünften  aus  den  Krongütem  der  erbliche  Biergroschen, 
der  ihnen  seit  dem  Jahre  1547  bewilligt  und  wiederholt  erhöht  wurde, 
der  Kaminerzins,  den  die  böhmischen  StAdte  laut  der  Bestimmung 
ihrer  GrOndungsurkunde  zahlen  mufsten,  die  Steuern,  die  ihnen  beim 
BegieruDgsantritt  und  l  »!  der  Verheiratung  ihrer  Kinder  bewilligt 
wurden;  der  halbe  Zehent  von  Silber-  und  Goldl>ergwerken  und  das 
Recht,  alles  in  den  Bergwerken  gewonnene  Silber  und  Gold  um  einen 


'  Lan»ip«:f>nlnw7  vom  Jahre  1564,  A  6,  A  IH,  A  22,  A  26,  A  27,  D  Ift. 
*  Lantlesordiiung  vom  Jahre  1564,  A  19,  A  25. 
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bestimmten  Preis,  der  unter  dem  wahreu  Wert  ^^aüli,  zu  kaufen;  das 
Einkommen  aus  dem  Salzmonopol,  das  Erträgnis  der  LandeszöUe  und 
der  Judensteuer.  Ebenso  gehörten  ibnea  die  frei  gewordenen  Lehen, 
die  konfiflderlen  Güter  und  ursprünglich  auch  die  AUodiälgflter  jener, 
die  ohne  Erben  verBtoiben  waren  und  keine  teetamentarische  Ver- 
fbgung  getroffen  hatten.  Wladidaw  H.  yensichtete  jedoch  auf  den 
Heiodfall  der  letzteren,  »o  dals  also  fortan  auch  die  entferatesten 
mllnnlichen  und  weiblichen  Seitenverwandten  zur  Erbschaft  berufen 
waren.  Audi  die  Einnahmen  aus  den  Konfiskationen  nahmen  seit  dem 
Jahre  1608  ein  Ende,  denn  in  diesem  Jahre  verzichtete  Ruclolf  II., 
infolije  des  von  ihm  gebilligten  Landtaj^'sbeselilusses  auf  jede  Art  von 
Konfiskation  bei  der  B^trafung  von  Verbrechen,  die  also  im  äulser- 
steu  Falle  nur  mit  dem  Verlust  der  Ehre  und  des  Lebens  gebullt 
wurden 


*  Kalo  U9t;k  a.  a.  0.  292  bemerkt,  dafs  das  durch  das  Privilegium  Wladislaws  II. 
bescbrinkte  Hcimfillbrecht  der  Könige  auf  AUodtalgUter  »piter  wieder  erweitert 
worden  sei.    Auf  Grund  der  nach  der  Publikation  seines  Werites  veröffentlichten 

böhmischen  Landtag8V(»rhamlliini»;('n  nuifs  dicker  Hrh;ui|itnn^  nur  eine  lu-Mliiaiiktc 
Ciültigkeit  zuerkannt  werden;  denn  dieselben  ergeben,  dafs  Ferdinand  I.  ein  Ileitn- 
fallsrecht  nur  bezuglich  der  Itöniglichea  Städte  ehigefilhrt  bat,  indem  er  nach  Be- 
Ri<^ng  des  bOhmiscben  AuftUmdei  von  1547  die  GlltMr  jener  Borger,  die 
ohne  Erben  verstorben  waren,  an  sich  zog  und  so  die  Städte  des  Ileiinfallsrechtcs 
beraubte.  Das  unbegrenzte  Erbrecht  des  Adels  tastete  er  mir  bezüglirh  der  in  rl  n 
königlichea  Städten  gelegeueu  liauscr  und  Weingärten,  nicbt  aber  bezuglich  der 
Lnndg&ter  tn.  Als  Muimilian  II.  den  Thron  bestieg,  ersuchten  ibn  die  Stidte 
um  Wiedereinriuiniung  des  lleimfalisrechtes,  erhielten  aber  von  ihm  (imJakre  l'iTö) 
eine  aufschiebemle  Antwort  fl)ii>  1  böhmischen  Laudtagsveibandlungen  Bd.  III, 
S.  469)i  Fünf  Jahre  spater  nahm  sich  ihrer  der  JLaudtag  an  und  richtete  an  den 
Kaiser  dieselbe  Bitte  (Bd.  IT.  8.  233),  aber  da  die  bAbmisebe  Kammer  auf  die 
Abweisung  diraes  Antrags  einriet  (Ykl  l\,  S.  231),  gelaugten  die  Städto  auch  dies* 
mal  nicht  m  tloin  gewünschten  Ziele.  Als  sie  darauf  den  neugekrönten  König 
Eiulült  II.  uat  Fürsprache  i>ei  seinem  Vater  (Bd.  IV,  S.  482)  ersuchten,  versprach 
der  letztere ,  sich  bei  einem  Ileimfalle  von  Fall  su  Fall  „nach  Gebühr  gnädig 
erzeugen  an  wollen*  (Bd.  IT,  S.  516X  Da  damit  nicbts  bestimmtes  eneicbt  war, 
so  wiederholte  der  Landtag  im  Jahre  1577  die  Fürbitte.  Diesmal  erreichten  die 
Ötä'lte  wenigstens  znm  Teil  ihren  Zweck.  I>t'r  Kaiser  ven^ichtete  anf  die  Hlilfte 
aller  heimgefalleneu  Güter  zu  ihreu  Gunsten  und  versprach  ihnen  auch  die  andere 
HMfte.  wenn  sie  von  dem  Heimfiüle  einen  gemeinnQtngen  Oebraodi  machen  wQrden 
(Bd.  V.  S.  110).  —  Dafs  der  Adel  auf  dem  Landtage  sich  der  Städte  angenommen 
hatte,  geschah  aus  Egoismus,  weil  die  Könige  seit  einer  Ueihe  van  .Tnbren  (seit 
der  Besiegung  des  Auf^tandes  von  1540—1547)  das  FrivUegiiuu  Wladislaws  II. 
Bmr  für  die  Landgüter  gelten  liefaen,  anf  die  Uftnser  and  WdDgArten  in  den  könig- 
lidien  Städten  aber  Besdilag  legten*  wenn  der  sie  bedtseade  Edebnann  ebne  Erben 
verstarb  und  nicht  testcmentarisrli  iiiier  sie  verfügte.  Al>  sich  tler  Herrn-  und 
Kittcrstand  der  Städte  annahm,  ersuchte  er  gleichseitig  um  die  Abschaffung  dieser 

2ä* 
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Eine  iinbfsiL'liräuktc  Maohtvollkomnienheit  übte  der  König  bei  Er- 
teilung von  Jahrmarktsprivilegien.   Auch  durften  auf  Strafsen,  die  er 
erbielt,  Zdlle  oder  Mautgebabren  nur  mit  seiner  Zuatimmung  erhoben 
werden.  Er  allein  durfte  die  Zustimmong  zum  Bau  oder  mm  Nied^ 
reifsen  von  Buigen  oder  befestigten  Städten  geben.  Der  König  konnte 
auch  einem  BOrgerlieben  einen  Wappenbrief  erteilen,  maebte  ihn  jedoch 
damit  nicht  adelig,  sondern  erOflnete  ihm  nur  den  Zugan<x  zum  Adel; 
der  mit  dem  Wapi>eabrief  Beteilte  mufste  näinltch  erst  bei  dem  Ritter- 
stande um  Aufnahme  ersuchen,  seine  ehrliche  Abstammung  und  die 
Wohlverhalteuheit  seiner  Familie  seit  drei  Grnei  ationen  und  seine  per- 
sönlichp  Freiheit  nachweisen.    Konnte  er  dies  nicht,  so  wurde  zwar 
sein  Wappenbrief  nicht  angefochten,  ahvr  die  Aufnahme  in  den  r%itter- 
stand  verweigert.    T*(  StJind  der  Bittütellcr  die  Proben,  so  galt  er  zu- 
nächst Hill  als  Kinijqie.  und  erst  seine  Nachkommen  in  der  ilritten 
Generation  liurfteu  den  Kittertitel  führt-n.    Unter  den  Rittern  unter- 
schied man  wieder  den  neuen  und  den  alten  Ritterstand  ;  zu  dem 
letzteren  konnte  man  nur  gelangen,  wenn  die  Familie  seit  drei  Gene- 
rationen sich  des  Bitterstandes  erfreute.  Der  König  hatte  also  gar 
keinen  Einfluls  auf  die  Erteilung  dieses  Adelsgrades  und  auf  die  Bang- 
ordnung in  demselben.  Ebenso  wenig  konnte  er  jemandem  den  Heim- 
stand erteilen*  sondern  er  konnte  nur  eine  dem  alten  Bitterstande 
angehörige  Person  dem  Hermstande  zur  Aufoahme  empfehlen.  Der 
Hermstand  unterschied  sich  nach  den?elben  Regeln  wie  der  Ritterstand 
in  den  neuen  und  alten,  und  es  liedurfte  der  Abstammung  von  neun 
Generationen,  die  bereits  dem  Hennstande  angehört  hatten,  bevor  die 
Xachkominen  eines  mit  dem  Wappenbriefe  beteilten  in  den  alten  Herrn- 
stand gelangen  konnten.    I»er  J)öhmische  Adel  wachte  auch  darüber, 
dafs  keine  neuen  A<ielsgrade  als  der  Ilerni-  und  Hitterstaud  eingefttbrt 
wurden;  selbst  die  Herren  von  liosenberg,  denen  sonst  überall  eine 
fürstliche  Bedeutung  beigemessen  wurde,  führten  nur  den  Hemttitel» 
und  ihre  höhere  Stellung  wurde  nur  dadurch  anerkannt»  daTs  sie  bei 

Neuerung  (Bd.  V,  S.  71)  und  erlangte  von  Riuloll'  II.  tlie  Gewäbning  »einer  Bitte 
(Bd.  V.  S.  109).  Auf  dorn  rrston  tlcr  beidt'n  LamltJgo  von  1583  ersncliteu  die 
Prager  die  höheren  Staude  uui  ihre  Fürbitte,  d&Cn  der  Kaiser  ein  für  allemal  auch 
auf  die  zweite  HUfle  des  Heimüdb  ventichte  (Bd.  VI,  889).  Die  Hofkanuer 
widerriet  jedoch  auf  das  encrgischosto  die  Ecfftllung  dieses  Ansuchens  (Bd.  VI. 
S.  837),  nn  l  so  kam  es,  dafs  aul  dorn  zweiten  Lmiiltafj:o  des  .lahres  die 
höbem  Suuide  ihre  Bitte  (und  zwar  diesmal  nicht  blols  tur  die  Prager,  soodero 
Ar  alle  Stidte)  veigeUich  emeuerten.  Auch  in  den  folgenden  ^Uhren  errricbten 
die  Städte  ihr  Ziel  nicht,  selbst  auch  nicht  im  Jahre  1609,  denn  der  I.andtags- 
beschlufs  von  1609  1610  wiederholte  nur  iVv  Fürbitte  der  höheren  Stiiide  för  die 
Stitdte,  bmcht«te  aber  nichts  über  die  Gewährung  derselben. 
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fiffeatlichen  Gelegeobeiteii  unmittelbar  neben  dem  Könige  vor  den 
obersten  Beamten  ihren  Sitz  einnahmen.  Wenn  also  ein  Ausländer, 

der  sich  eines  höhern  Adels^rades  als  des  Freiherrntitels  erfreute,  Auf- 
nahme in  den  böhmischen  Adel  fand,  so  wurde  er  nur  in  (ien  HerrU' 
stand  eingereiht;  dies  geschah  z.  B.  mit  dem  Gmfen  Hardejig  zur 
Zeit  Wladislaws  TT  und  mit  dem  Füi-sten  von  Plauen  zur  Zeit  Ferdi- 
n;ini]<  T  Krlriluim  des  InkoJats  oder  die  Aufnaliiiip  von  Aus- 

lainieiii  Hl  den  buhmis(Mu>n  Stmitsverband  konnte  der  ivoiii;^  uii'lit 
f'iizt'unuichtig  erteilen,  suiuh  iu  mufste  die  Zustiuaiiung  des  Landtrtires 
einliolen.  Krfolgte  dieselbe,  so  mufste  der  betreflfende  schwuren, 
dais  er  fortan  den  König  von  liOlmieii  als  seinen  alleinigen  Herrn 
anerkennen  weide;  erst  dann  durfte  er  sich  im  Lande  anlcaufen^ 
Die  Wehrpflicht  des  Adels  war  dabin  beschrUnkt,  dafe  derselbe 
nicht  yerpfliehtet  war,  dem  König  bei  einem  Kriege  au&er  Landes 
oder  einem  solchen,  mit  dem  das  Land  nichts  zu  thun  hatte ^ 
Dienste  zu  leisten;  dagegen  durfte  auch  niemand  auliier  Landes  Dienste 
gegen  seinen  König  nehmen.  Im  Falle  das  Land  mit  einem  Einfalle 
bedroht  wurde,  nmfste  sich  jedermann  unter  Todesstrafe  und  V(  iliist 
d<  s  Vennögens  dem  Feinde  eutgeL't  nstcllen.  Wer  dem  Feinde  Unter- 
schlupf gab,  wurde  -leiu-htet  und  tur  voL't'lfrei  erklärt,  derjenige,  der 
einen  henut  liliarien,  mit  Rölnnen  in  friedlichen  BeziehuuL'en  stelu  nden 
Fürsten  feindlich  anfiel,  des  Landes  verwiesen.  AVer  sicli  mit  Gewalt 
im  Lande  Keelit  rli,i;len  wollte  uder  jemanden  in  seinem  Besitztum 
feiudlicli  auuidi.  vsurdc  geäthiet  uml  verlor  Leben  und  Vermögen. 
Im  Falle  jemand  einem  von  ihm  Bedrängten  das  Versprechen  abnahm, 
dafo  er  die  Gewalt  an  ihm  nicht  rAehen  werde,  war  dieses  Versprechen 
ungültig.  AusKuwandero,  stand  jedem  Edelmann  frei,  doch  durfte  er 
dies  nicht  frtther  thun  und  seine  Guter  nicht  Mher  verkaufen,  bevor 
er  allen  seinen  privaten  Rechtsverbindliehkeiten  nachgekommen  war. 

Nicht  uninteressant  dürfte  es  sein,  einiges  von  den  Eigentümlich- 
keiten des  adeligen  Privatrechtes  kennen  zu  lenieu.  Die  wichtigsten 
Interessen  gruppieren  sich  um  das  Erbrecht;  jede  Nation  gestaltete  es 
ihren  socialen  Verhältnissen  entsprechend  um,  und  sd  erireben  sieh 
auch  in  Böhmen  Pjurenheiten,  die  ainlei-swo  nieht  vorkommen.  I>er 
Vater  war  nicht  berechtigt,  seine  ööliue  in  der  Eibschaft  zu  verkürzeu, 

1  Qinddj:  IKe  Entwickelung  des  böluniscbeo  Adels  und  der  Inkolatsverhftltame 
mt  dma  16.  Jahrhandert 

"  Artikel  .A.  29  <  nthült  zwar  nicht  die  Worte  „aufser  Lantles  oilor  tlic  mit 
dem  Lanflp  nichts  zu  tliun  hal>«u"  aber  im  Entiit">fff'nhalt  zn  dem  Artikf!  !>  48, 
der  ailgt!ffletue  Webrptlicbt  wider  die  Augreiter  de:»  Laude«  aubeäekit,  kann  dar 
Artikel  A  29  nklit  anden  mtudm  imden.  —  Aitikd  K  28—31,  97,  38.  L.  1—9. 
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Bondeni  muJste  ihnen  seinen  ganzen  Besitz  hinterlassen:  nur  in  dem 
Falle,  wenn  er  einen  seiner  Sohne  mit  Zustimmung  desselben  mit 
einem  Besitz  bereits  bedacht  oder  «abjteteilf  hatte,  ging  derselbe 

seines  weitereu  Erbrecht»  Terlnstig,  und  (\vy  Vater  konnte,  wenn  er 
keine  anderen  Sühne  hatte,  fi'ei  über  seinen  Besitz  verfügen.  Die 
Töchter  besafsen  kein  Krbroelit  auf  die  nater  dos  Vaters,  ?=o  laufie 
S('»hn('  vorhaiifbMi  v.  areii ;  sie  kounteu  nur  einen  standesniäfsijreu  IJntor- 
liiilt  und  eine  MilLnft  im  F;il!e  der  Verheiratimir  beanspruchen,  doch 
blieb  e&  dem  VatiT  unl>euünimen,  auch  ihnen  einen  Teil  seiner  Güter 
zuzuweisen  oder  <iie  Güter  Bopar  Fremden  zu  hinterlassen*.  Die 
Mutter  konnte  mit  ihrem  VerniOgen  und  ihren  Gütern  nach  Belieben 
verfahren,  also  die  Töchter  vor  den  Söhnen  l)egtiust)gen.  Die  Mädchen 
gingen  ihres  Erbrechtes  verlustig,  wenn  sie  ach  gegen  den  Willen  des 
Vaters  oder  im  Falle  er  bereits  tot  war,  gegen  den  Willen  ihrer  Brader 
oder  ihres  Vormunds  verlobten  oder  ihre  Jungfrauschaft  einUlfsten. 
Wenn  die  Brüder  nach  dem  Tode  des  Vaters  die  Erbschaft  nicht 
teilten  oder  die  Teile  nicht  in  die  Landtafel  eintrairen  liefsen,  so  be- 
safsen  sie  alle  ein  gleichm&Isiges  Anrecht  auf  alle  Erbschaften  und 
Erwerbungen  jedes  einzelnen  von  ihnen;  davon  war  nur  die  Mitgift 
der  Frau  ausgeschlossen,  in  deren  Besitz  nach  dem  Tode  der  Frau 
nur  der  ]";iiemann  oder  dessen  I-lrben  traten,  im  Falle  <'iner  der 
Ihuiier  aus  der  Gemeinschaft  mit  den  anden»n  BriUlern  getreten  war 
und  beinen  Teil  genommen  hatte,  baite  er  keinen  Anspruch  auf  die 
Hinterlassenschaft  eines  Bruders,  der  mit  den  anderen  Geschwistern 
noch  in  ungeteiltem  Besitze  lebte.  Wenn  sich  die  BrUder  nach  dem 
Tode  des  Vaters  in  die  Hinterlassenschaft  teilten,  so  nahm  der  ftlteste 
die  Teilung  vor,  und  die  jüngeren  wählten  ihre  Teile  nach  ihrem 
Alter'.  Die  Grofiiifihriglieit  erreichte  man  mit  zwanzig  Jahren. 

Da  der  iiiteste  Bruder  ftlr  den  Unterhalt  der  Schwestern  Sorge 
trug  und  sie  fbr  den  Fall  ihrer  Heirat  mit  einer  Mitgift  ausstattete» 
so  wurde  auch  ein  Teil  von  den  den  BrOdem  gemeinsam  Qberlassenen 
Gütern  für  Rechnung  der  Schwestern  ausgeschieden,  welcher  dann 
dem  ältesten  Bruder  ganz  oder  teilweise  zufiel,  im  Falle  keine  oder 
nur  eine  oder  die  andere  Schwester  heiratete,  .^ie  erbten  audi  alle 
Güter  des  ältesten  Bruders,  wenn  dieser  mit  den  andern  Brüdern  ge- 
teilt hatte  und  keine  Kinder  hinterliels.  Die  Schwestern  waren  nicht 


*  Da  Artikd  7S0  der  Landesordnung  vom  Jahre  1584  sagt  dentlidi,  dalk  die 

Mutter  über  ihr  Vermögen  selbst  zum  Nachteil  ilcr  Kinder  veriiigen  kann,  der 
Artikel  O  der  vemeuerten  Landesordfiiuag  koiwtatierti  dafs  dies  ehedem  die  Be- 
fugnis der  Mutter  gewesen  sei* 

«  Laodeiordnimg  m  Jahre  1564.  I  47,  48»  50,  59,  68,  64»  K.  8»  5,  6^  7. 
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berechtigt,  die  üciueinsch.at  mit  ihrem  iiltestou  Bruder  aufzulösen 
und  von  ihm  ihren  Anteil  am  Gute  m  verlauLren :  er  dasre^en  durfte 
es  thun,  wenn  er  den  Schwestern  einen  au^emesseueu  Teil  aU] 
sprtereAMvy)  abtrat'.  Um  Stroitigkdtea  bezQglich  der  AnsprOcbe  der 
Töchter  zu  begegnen,  hatten  einzelne  Familien  unter  sieh  einen  Ver- 
trag abgeschloseen,  wie  sie  es  mit  ihren  TOchtem  im  Falle  der  Ver^ 
heiratung  halten  wollten  und  für  diese  VertiAge  um  die  Billigung  des 
Königs  angesudit.  Die  Landesordnung  bestimmte  schllelslich ,  dafs 
Frauen,  die  mit  einer  Mitirift  ausgestattet  seien  und  sich  verheirateten, 
kein  Intestaterbrecht  auf  den  Besitz  ihres  verstorbenen  Vaters  oder 
Bruders  zukomme,  sondern  dafs  (ierselbe  ausschlieislicli  dem  Bruder 
ihres  Vaters  oder  den  eiirenen  Briedern  und  erst  im  Falle  des  Abgangs 
beider  ihnen  selbst  zufallen  solle-. 

Eine  Ei^jentinnliehkeit  im  böhmischen  Trivatrei-ht  bestand  in  dem 
Abschlui's  von  Verträgen,  denen  zufolge  verschiedene  Tersonen  eine 
einzige  Gesellschaft  bildeten  und  ihr  Vermögen  zu  einer  gemeiosimien 
Masse  vereinten.  Solche  Gesellschaften  biciüen  „Gemeinschaften" 
(spolky)  und  waren  in  ihrer  rechtlichen  Wirksamkeit  dem  Verhältnis 
zwischen  .geteilten  und  ungeteilten*  BrOdem  nachgebildet  Wie  die 
ersteren  nichts  nach  dem  Tode  der  letzteren  erben  konnten ,  sondern 
jedes  Erbe  eines  der  »imgetdlten*  Brader  den  anderen  «ungeteilten" 
zufiel,  so  besafsen  die  Mitglieder  einer  Gemeinschaft  ein  ausschliefs- 
liches  Gesamterbrecht  auf  den  Besitz  jedes  einzelnen  unter  ihnen;  die 
eigenen  Brüder  und  Schwestern  waren  von  der  Erbschaft  ausgeschlo^n, 
wenn  sie  nicht  zur  Gemeinschaft  gehörten.  Auch  bei  der  Genipin- 
schaft  war  jedoch  den  Teihiclimprn  das  Miterbiecht  au  der  Mitgilt 
einer  Frau  entzogen.  Solche  Geiuf mschafteu  durften  nur  mit  Zu- 
stimmung des  Kunicrs  oder  des  Lan*ii  iits  begründet  werden.  Ihre 
Auflösung  lag  in  Befugnis  der  Teilneiimer,  die  dann  den  Gesamtbesitz 
gleichmäfeig  teilten^. 

Die  Strafen  wie  sie  die  alte  Landesordnung  bestimmtey  bestanden 
entweder  in  kurzen  GefUngniastrafen,  mehr  oder  weniger  hohen  Geld- 

'  T)i'i  Aitikel  K  7  der  alten  Landesonliumi:  liestimmt,  dafs  der  Bruder  in 
diesem  t  alle  den  Besitz  teilen  und  der  oder  den  .Schwestern  die  WaM  freistellen 
mttne.  Es  schrint  damu  henromigeiien,  als  ob  in  diesem  Falle  den  Sehweetem 
gleiches  Krbrecht  auf  du.'  (iiUer  zugestanden  hätte  wie  den  Söhnen.  Allein  die 
andern  Artikel  der  Landesordnung  widorsprochi^n  dem,  und  so  dürfte  dic-se' Deutung 
nur  auf  der  konfusen  Stilisation  der  Landesordnung  beruhen  und  die  bchwestem 
nur  ein  Becht  auf  dnea  itaadeiinUHgen  Umerhall  nnd  anf  die  Mit^  nnd  Sicher- 
stellDiig  dieser  beiden  Redite  auf  den  Ottteni,  wie  wir  die»  angedeutet,  gdiobl  haben. 

«  I  52,  K.  7,  a 
K.  9,  la 
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btiafeu  uiit'i  in  der  Konfiskaiiuu  (Ils  ^auzeu  Besitzes  und  eventuell 
auch  in  dein  Verluste  von  Leben  und  Ehre.  Mit  einem  Schock 
Grosehen  wurde  jener  gehülst,  der  zur  Zeit  der  Sitzungen  des  Land- 
reehts  fiberlaut  schrie  oder  in  die  Gerichtssehranken  trat,  ohne  ge- 
rufen zu  sein;  mit  fanf  Schock,  wer  jemand  eines  Frevels  beschuldigte 
und  die  Beschuldigung  nicht  erwies;  mit  zehn  Schock>  wer  in  der 
Lnndrrchtsstubo  den  Kathoder  unbereclitigterweise  bestieg,  vt  r  zur 
Seite  der  Laudstrafse  d^  Wald  nicht  umhauen  liefs,  wenn  sich  da« 
selbst  Räubereien  zutrugen,  wer  Zoll  auf  seinem  Grund  und  Boden 
erhob .  ohne  die  Weze  und  Brücken  im  Stande  zu  halten .  wer  ohne 
bülii*'  l'rsai'he  einen  ireniden  Unterthan  im  Geflnpiiis  liirlt,  wer  auf 
fniiuniü  Gebiete  jagte,  wer  Grenzsteine  vernickle:  mit  fünfzehn 
Srlidck,  wer  fremde  ünterthauen  ohne  Bewilligung  ihres  Ibiin  in 
seinen  Dienst  nahm;  mit  zwanzig  Schock,  wer  auf  fienuien  Gütern 
Vieh  pfäiulete,  wer  Müfsiggilnger  förderte ;  mit  fünfundzwanzig  Schock, 
wer  die  Wehren  auf  der  Elbe  eine  halbe  Elle  Ober  das  bestimmte 
Mafe  erhöhte;  mit  ftufeig  SchoCk,  wer  jene,  die  Bftubem  nachsetzten, 
an  ihrer  Ehre  antastete,  wer  auf  einen  Bauern  mit  der  Bttchse  zielte 
und  sie  ahdrOckte,  wer  in  der  Nacht  auf  fremdem  Grunde  jagte  oder 
einen  anderen  dazu  verleitete;  mit  hundert  Schock,  wer  einen  Unter- 
than, der  einen  Mord  begangen,  nicht  vor  Gericht  stellte,  wer  auf 
eine  den  höheren  Ständen  angehöri-»'  Person  mit  der  Büchse  zielte, 
wenn  er  sie  auch  nicht  traf;  mit  dreilmndert  Schock,  wer  einen  fremden 
Unterthan  ermordete,  wer  Geld  höher  als  auf  ö  "  o  auslieh ;  mit  dem 
Verlust  aller  Güter,  wer  vor  Gcriclit  (inen  andern  krank  meldete, 
ohne  dafs  es  ihm  aufgetragen  wurde,  ^Yer  zur  Verantwortung  vor- 
geladen wurde,  weil  er  szetren  den  Koni^  Kiicgsdieuste  genommen 
hatte  und  sich  nicht  stellte,  wer  seiner  Lchenspflicht  nicht  binnen 
Jahr  und  Tag  nachkam,  endlich  eine  Jungfrau,  die  sich  ohne 
Erlaubnis  verheiratete  oder  ihre  Jongfrauscbaft  verlort  Wenn  jemand 
einen  andern  mit  Unrecht  einen  VerrAter  oder  Ehrlosen  oder  Brand- 
stifter oder  F&lscher  oder  Bankert  schalt,  so  muliste  er  dem  so  Ge- 
scholtenen Abbitte  leisten,  vierzehn  Tage  im  GefiUignis  sitzen  und  die 
Geriditskosten  tragen.  Mörder  durften  von  niemandem  geschlitzt  oder 
bebe rVu  Igt.  sondern  mufsten  ausgeliefert  werden.  Den  Mörder  durften 
der  Vater,  die  Brüder  oder  Söhne  und  Vettern  einen  Tag  lang  be- 
herbergen, ohne  in  Straff  zu  verfallen;  wenn  der  Mörder  aber  ein 
zweites  Mal  Obdach  bei  ihnen  suchte,  muJsteu  sie  ihm  dasselbe  ver- 

'  R  26.  .iO.  :33,  ('  12,  K  10.  K  19,  3^  37,  L  17.  41,  45,  67.  d9,  M  34,  40, 
P  1,  K  la,  S  14,  19,  20,  T  1.  4,  7. 
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weigern  und  ihn  Kt>taugeii  nohnieii.  Regelmäfsi^  wunle  nur  der  Murd 
eines  Gleich-  oder  Hölier^a  st eilten  mit  dem  Tode  bestraft.  Der 
fasser  und  Verbreiter  elirenrüliriger  Schriften  wider  die  Stände  ius- 
gesaiDt  oder  wider  die  obersten  Laudesbeamten  verfiel  der  Todesstrafe 
durch  Vierteilimg*.  Die  Todesstrafe  war  hftttfig  auf  Verbrechen  ge- 
setzt, die  heutzutage  eine  mildere  Beurteilung  erlabren.  So  unter- 
lagen derselben  die  Beisitzer  von  Gerichten,  die  einer  Partei  nach 
abgeschlossenem  Verhör  einen  Rat  erteilten  oder  an  der  Entscheidung 
eines  Prozesses  sich  beteiligten,  nn  dem  sie  ein  persönliches  Interesse 
hatten,  weiter  jene,  die  mehr  Schulden  machten,  als  ihre  Guter  wert 
waren,  ferner  jene,  die  sich  an  der  Verfolgung  von  Strafsenrilubem 
nicht  beteiligten  oder  daran  hinderten  oder  die  Strafseiirfiuber  be- 
herb'ML'ton  und  nicht  fiiisliefern  wolltf'ii:  endlich  jene,  die  \m  Tlofe 
des  nln  istlandschreihei-b  jemanden  verwundeten  oder  die  imti  ron 
Landosoffiziere  fslls^^hlich  der  Unehrlichkeit  bezichtigten  od»  r 
licli  fiestohleneij  Gut  kauften.  Derselben  Strafe  unterlacren  die  untnt  u 
Amtleute  j  wenn  sie  unehrlich  oder  hinterlistig  ihres  Amte»  walteten, 
dann  jene  Amtepersonen,  die  eine  Zeugenaussage  Torrieten,  die  Ab- 
gesandten, die  einen  falschen  Bericht  erstatteten;  femer  jene,  weldie 
die  LandesmUnze  aufltauften,  um  sie  aufser  Landes  zu  f&hren;  oder 
jene,  welche  die  MOnzen  des  Herzogs  von  Liegnitz  ins  Land  filhrten 
und  ausgaben,  oder  sich  eine  MQnzftlschung  zu  schulden  kommen 
liefsen :  endlich  jene,  die  einer  Standesperson  eine  Wunde  durdi  einen 
Büehsenschufs  beibrachten'. 

Mit  dein  Verluste  von  Leib  und  Gut  wuriieii  jene  bestraft,  die 
nach  begangenem  Morde  von  ihren  Gütern  enttiühen,  an  die  im  Auf- 
trage der  Landtafel  handelnden  Beamten  Hand  anlegten ,  einen  mit 
k(uiiKli«'hem  Geleitete  Ausgestatteten  ernHirdeten.  eine  Fälschung  sich 
zu  schulden  kommen  liefsen,  wider  die  Lamitaf<'l  oder  das  l)aiuiii 
einer  Urkunde  Zeugnis  ablegten  oder  falsche  Zeugen  anführten,  sich 
als  Eigentümer  von  GOtem,  die  ihnen  nicht  gdiörten,  in  die  Laud- 
tafd  eintragen  Uelsen,  etwas  an  jemand  abtraten,  wozu  sie  selbst  kein 
Bedit  hatten,  und  jene  an  ihrer  Ehre  angriifen,  die  einer  nnrecht- 
niafsigen  Verf^ichtung  nicht  nachkamen.  Gleiches  Urteil  erfolgte  auch 
gegen  den  Bürger  einer  Stadt,  der  landtftf liehe  Guter  in  die  Stadt- 
bücher einverleiben  liefe*. 

Mit  dem  Verlust  von  Leib  und  Gut  und  Ehre  wurden  jene  ge- 


'  Alto  Landesordnung:  K  19—26,  33—3.5,  47  und  48,  L  Vj. 
«  B  28,  29,  1)  26,  L  21,  23,  24,       'A  V  \K  17.  S  19,  W  U, 
•  E  2S,  31,  32,  K  29,  Äi,  L  22,  2o,  U  *3,  i'  21. 
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Btfaft,  welche  UnterUiaiien  in  einem  Aufruhr  wider  ihre  Herren 
unteratQtzten,  Schmähbriefe  sdirieben  und  verbreiteten.  Feinde  des 
Landes,  denen  ein  freies  Geleit  erteilt  wurde,  mit  etwas  anderem  als 
mit  Speise  und  Trank  unteratotzten,  einen  Aufruhr  zur  Zeit  der 
Kftnigswfthl  anzettelten  oder  die  Aufruhrer  verteidigten;  jene,  welche, 
wenn  jemand  das  Königreich  mit  Gewalt  an  sich  brinaren  wollte,  den 
Angreifer  nicht  bekämpften;  jene,  die  dem  Lande  ^aufsagten",  auch 
wenn  ihrer  AnfsiiLre  keine  Übelthat  folp:te;  jene,  die  als  Brandstifter 
auftraten;  die  ein  oberstp--  Amt  beirehrten,  de^-en  Inhaber  am  Lel)en 
war:  die  mit  Gewalt  in  treimlii  Städte,  Schlosser  und  Ib)fe  eindrangen; 
die  einen  andriu  mit  Gewalt  !refaner?n  lüelten;  die  Stralsenräuber 
beherberjrten ;  die  wider  den  Köniii  und  das  Land  in  frennU'  Kriegs- 
dieiiste  traten;  die  ein  Gut,  das  dem  König  veriallen  war,  au  sich 
zogen;  die  endlich  dem  Könige  außerhalb  des  Landtages  den  Rat 
gaben,  etwas  der  Krone  Bohraens  Zugehöriges  zu  entfremden*. 

Wurde  jemand  im  Laufe  eines  gegen  ihn  anhAngigen  Prozesses 
verhaftet  und  in  den  schwarzen  Turm  auf  dem  Präger  Schlofs  ein- 
gekerkert, so  konnte  er  sich  innerhalb  des  Turmes  frei  bewegen, 
durfte  aber  denselben  nicht  verlassen;  wer  dies  dennoch  tliat,  wurde 
auf  den  Daliliorkaturm  gesetzt,  wo  die  Rftume  für  die  Häftlinge  viel 
ungemütlicher  waren.  Jene  jedoch ,  welche  wegen  eines  Streites  mit 
den  Juden  oder  wegen  einer  Schuld  verhaftet  waren,  durften  den 
schwnr/en  Turm  verlassen  und  sich  innerhalb  des  oliersthurgL'räfliehen 
Aiat>i:<-'b;lu(ies  bewehren.  Fttr  ihre  Verkostiunmu'  nui^t^-n  die  Gefangenen 
selbst  sorL'en;  m  (iie>em  Behuie  war  einem  von  iimen  der  Reihe  nach 
ge>tattet,  aus  einem  Wirtshause  innerhalb  der  Burgräume  taglich  die 
nötigen  Nahrungsmittd  zu  holen'. 

Bei  dem  Eifer,  mit  dem  die  Stände  in  allen  Angelegenheiten  nach 
entscheidendem  Einflufe  mit  dem  König  rangen,  darf  man  sich  wundem, 
dafs  sie  die  Strafe  der  Gflterkonfiskation ,  welche  die  Landesoidnung 
Uber  vielfache,  selbst  geringere  Verbrechen  neben  der  Leibes-  und 
Lebenastrafe  verfolgte,  so  lange  duldeten.  Infolge  dieser  Strenge  ver- 
loren z.  B.  die  Brüder  Ladislaus  und  Georg  von  Lobkowitz  ihren 
riesigen  Besitz ,  blofs  weil  der  letztere  den  Landtag  zur  Opposition 
gegen  die  königliche  rrojmsition  aufstachelte,  um  sich  die  erledigte 
Würde  eiues  Obenstburggrafen  zu  verschallen.  Thatsächlich  empfanden 
die  Stände  schon  lange  die  Strafe  der  G Uterkonfiskation  als  eine  sehr 
empfindliche  und  benutzten  deshalb  die  Gelegenheit,  als  Kudoh  Ii.  im 

'  A  1,  17,  Ii  2,  D  48,  Iv  o2,  L.  3,  o,  15,  X  37. 
•  D  S6.  LO  vom  Jahre  1564. 
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Jahre  1608  mit  seinem  Bruder  Mathias  in  Kampf  geriet,  um  von 
ersterero  die  Abschaffung  der  Gttterkonfislcatioii  zu  erwirken.  Fortan 
konnte  man  Leben  und  Ehre,  aber  nicht  mehr  die  Gfiter  verlieren; 
diese  gingen  auf  die  Erben  Uber. 

In  die  Laiulesordnun^,  die  sieh  neben  dem  Staatsrecht  au8Bdiliels> 
lieh  mit  dem  Privat-  und  Kriininalrecht  und  der  Geriehtsordnung  des 
Adels  besehi\ftiL.'t,  faiidrii  au«h  o'm'vio  Bestimmungen  bezUfilieh  der 
Advokaten  hauptsiiclilich  zu  dem  Zwecke  Einjinnir,  um  den  Adel  in 
seinen  Kechtsstipiti.u'keitcn  gegen  Übervorteilung  und  Ausbeutinis;  zu 
schützen  Zuniiclist  wurden  die  Honorarlorderimgen  der  A<l\okaten 
befechraukt  ;  diese  durften  nicht  mehr  als  2^  u  Schock  von  je  100  Schock 
des  bestrittenen  Gutes  beanspruchen,  und  zwar  nur  insolange  die 
strittige  Summe  nicht  mehr  als  1000  Sdiock  betrug.  Von  dem  Mdir- 
betrag  durfiten  sie  nichts  fordern,  nnd  ebensowenig  durfte  der  Klient 
ihnen  eine  grOlsere  Entlohnung  anbieten;  nur  ^n  StQck  Wild  oder 
einen  Fisch  oder  ein  anderes  geringfügiges  Geschenk  durfte  er  ihnen 
verehren.  In  Prozessen  um  Leben  und  Ehre  durfte  der  Advokat, 
wenn  er  obsiegte,  zehn  Schock  böhmische  Grosehen,  wenn  er  unterlag, 
nur  fünf  Schock  beanspruchen;  für  geringere  StrafreehtsfiUle  wurde 
ihm  ein  treringeres  Honorar  benirssen.  Den  Advokaten  ^v^n•do  ein 
anstiiudigcs  I  tcnehniea  vor  Gericht  aufgetraixcn,  jede  willkürliche  Ver- 
seil Icpiiuug  des  Trozcsses  verboten  und  im  Übertretunusfalle  ihnen 
mit  der  Entziehung  ilircr  Iklugnis  gedroht.  Noch  strenger  wurden 
Betrugsfälle  gestralt .  und  zwar  mit  dem  Tode,  wenn  sich  die  Advo- 
katen nicht  mit  ihrer  Entlohnung  begnügten,  sondern  mit  ihren  Klienten 
einen  Vertrag  schlössen  nnd  sich  dadurch  einen  Anteil  an  dem  Gute 
sicherten,  um  dessentwillen  der  Streit  geführt  wurde.  Gl^ch  streng 
wurden  jene  Advokaten  gestraft,  die  mit  den  Advokaten  der  Gegen- 
partei einen  Vertrag  auf  Teilung  des  Gewinnes  schlössen,  mochte  der 
Prozefs  zu  wessen  Gunsten  immer  enden,  sowie  jene,  die  von  einer 
Partei  über  ihren  Prozefs  unterriditet  wurden  und  darauf  der  Gegen* 
partei  Dienste  leisteten'. 

TMe  katholische  Geistlichkeit  befand  sich  seit  den  Husitenkriegen 
in  keiner  günstigen  Lage;  ihre  Besitzungen  waren  während  dieser 
Kruge  gi'öfstenteils  kontisciert  worii  n,  und  auch  für  den  Rest  er- 
freuten sie  sich  nicht  der  wünschenswerten  Sicherheit.  Der  König 
durfte  in  seinen  tmanziellen  Verlegenheiten  ihre  Güter  in  Beschlag 
nehmen,  verpfänden  und  verkaufen.  Die  Geistlichkeit  selbst  durfte 
keine  Besitiverftnderung  ohne  königliche  Erlaubnis  vornehmen,  und 
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wenn  es  gesduih,  so  muÜBte  der  Käufer  oder  Pfandinhaber  das  er- 
worbene Gut  umsonst  an  den  König  abtreten.  Nur  jene  Klöster,  die 
nicht  von  den  Königen  Böhmens  begrftndet  worden  waren,  durften 
mit  Zustimmung  des  Stifters  uder  seines  Rechtsuacbfolgers  fi-ei  über 
ihr  Kiirontuni  verfüfjou.  Gegeu  diese  Kei'hte  des  Königs  erhoben  sich 
vielfache  Klagen,  allein  der  Kanzler  Zdenfk  von  Lobkowitz  bekräftigte 
sie  in  einem  Gutachten,  das  er  an  Rudolf  II.  erstattete,  als  eine  alte 
Rechts,L;e\vühnheit.  Nur  daf  Prager  I>on»kai)itel  war  seit  Ferdinand  1. 
durch  Landtagsbeschluis  gegen  weitere  Verkürzuu;;  gesehutzt,  keines 
seiner  (üUer  durfte  angetiistet  werden.  Bei  Gelegenheit  dieses  Be- 
schlusses wurde  bestimmt,  ilals  jene  Guter  des  Tragei  hrzbistuuLS, 
die  iu  fremdes  Eigentum  übergegangen  seien,  nicht  mehr  angesprochen 
werden  dflrfen.  Schon  früher  und  zwar  zuerst  zur  Zeit,  als  Georg 
von  Podöbrad  Ijandesverweser  war,  war  auch  bestimmt  worden,  dals 
jeder,  der  drei  Jahre  und  achtzehn  Wochen  im  rohigen  Besitze  eines 
Gutes  sich  befinden  habe,  nicht  darin  gestört  werden  dörfe,  eine  Ver- 
ftgung,  welche  die  Besitzer  hauptsächlich  gegen  geistliche  Reklamationen 
schützen  sollte.  Diese]])e  Bestimmung  wurde  nach  dem  Brande  der 
Laudtafel  durch  den  Landtag  von  1541  neuerdings  getroffen'.  Jener 
also,  der  iu  der  Landtafel  als  Kiiientlinier  seit  drei  Jahren  und  acht^ 
zehn  Wochen  eingetragen  war,  iralt  als  nnantastbarer  Eigentümer. 

r»a  dir  alte  Lanlesorduung  blols  den  Atlel  berücksichtigte,  muisten 
die  stiidte  für  die  Regelung  ihrer  Angeleiienheiten  selbst  sorgen.  Dem 
Bedurfnisse  nach  der  Konfiscierung  des  in  Pi*ag  gültigen  Suidtrechtes 
kam  M.  Brikcius  von  Li^ko  im  Jahre  153(5  nach,  indem  er  das  bis  dahin 
gültige  Gewohnheitsrecht  mit  Hilfe  zweier  Rechtsgelehrten  m  eine  ent- 
sprechende Ordnung  brachte  und  aus  dem  Lateinischen  ins  Böhmische 
übersetzte.  Bald  stellte  sich  die  UnTOlllcommenheit  von  Brikcius*  Arbeit 
heraus,  und  die  Prager  betrauten  im  Einverständnis  mit  den  öbrigen 
Stidten  des  Landes  den  Kanzler  der  Altstadt  Prag  M.  Koldin  mit 
einer  n^en  Redaktion  der  Stadtit  rlit  \  Er  war,  wie  selten  jemand, 
zu  dieser  Arbeit  geschafleu,  und  lieferte  daher  ein  Werk,  das  sowohl 
dem  Inhalt  wie  der  Form  nach  zu  den  bedeutendsten  le^nslativen 
Leistungen  jener  Zeiten  trehört.  Die  Redaktion  kam  im  Jahre  1579 
zu  Stande  und  nachdem  sie  die  Hilliüung  des  Kaisei's  erlaugl,  galt  sie 
als  alleiniges  Gesetzbui-h  tiir  die  böhmischen  Städte.  Das  Stadtrecht 
Koldins  beschäftigt  sich  nel>en  den»  Privat-  und  Straft«cht  der  Städte, 
und  neben  der  ProzeMiihruug  nat  dem  städtischen  Reginieui,  mit  tlem 
Bürgermeister,  den  Scböppen,  Richtern  und  Geschworenen,  und  giebt 
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Überall  die  entspreebeDden  Weisungen  und  MaliaunjEen.  Verseliieden 
von  der  Landesordnung,  die  nur  Ober  das  nationale  GewohnbeitBreeht 
des  Adels  Aufschiurs  fpebt,  basiert  das  Stadtrecbt  auf  der  rdmisch- 
kanouisclien  Prozefsfülinm?.  Die  Städte  wollten  sich  iu  ihren  Be- 
fnirnisspn  dem  Mp\  möglichst  gleichstellen  und  deshalb  ahmten  sie 
ihn  auch  in  dem  Stadtrechte  nach,  indem  sie  in  Artikel  T  13  den 
Artikel  Z  4  der  Landesordnung  nachbildeten  „Die  i'ragei"  b^ifst  es 
in  T  13,  „und  die  Einwohner  der  köulLrliclien  Stildte  iu  bolmicn  be- 
halten sich  die  Freiheit  vor,  mit  Zustiiniiiiin.:  seiner  Gnaden,  des 
höhmischen  Königs,  aus  liewichtigeu  Ursaclieu  die  Ötadtrechte  in  iler 
Zukunft  zu  erweitern  oder  zu  mindern".  „Worüber  sie  mit  seiner 
küniglieben  Guaden  sich  geeint  haben,  das  soll  als  Beebt  gelten." 

Bei  der  Verscbiedenheit  zwischen  der  nationalen  Reefatoentwicke- 
lung  nnd  dem  römischen  Rechte,  ist  es  begreiflich,  dais  sich  zwischen  der 
Landesordnunf?  und  dem  Stadtrechte  in  Bezug  auf  das  Ehe-  und  Erb- 
recht ziemlich  grofse  Diffei-enzen  ergeben.  Während  die  Landesordnung 
über  die  „Widerlage",  die  der  Mann  seiner  Frau  auf  ihre  Mitgift 
giebt,  nichts  bestimujt,  sondern  der  Frau  nur  einen  Anteil  an  dem 
Vermögen  des  Gatten  sichert,  im  Falle  sie  arm  ist,  setzen  die  Stadt- 
rechte fest,  dafs  der  iJiiiutigam  der  liiant  eine  Widprlage  sichern 
soll,  die  andertiialbuial  so  Lrrols  ist  als  die  Mitgift.  >(i  also,  dafs  wenn 
die  Mitgift  der  Braut  lüU  vSchock  Itetrui:,  dio  WiiltMhige  unndestens 
150  St'Jiuck  betragen  mufste  (C  38j.  War  der  Bräutigam  ein  Witwer 
und  die  Braut  eine  Jungfrau,  so  inullstc  er  ihr  auf  100  Schock  Groschen 
eine  Widerlage  von  300  Schock  sichern  (C  39).  Starb  der  Gatte  und 
hatte  er  seiner  FVau  die  Widerlage  nicht  versichert,  so  erbte  sie  nach 
ihm  den  dritten  Teil  seiner  Güter;  die  beiden  anderen  Teile  fielen 
den  Kindern  oder  Verwandten  des  Gatten  zu  (C  42).  Starb  die  FVau 
ohne  Testament,  so  erbte  der  Mann  nach  ihr  den  dritten  T^l 
ihres  Gutes  (C  43).  Im  Falle  eine  Witwe  sich  abermals  verheiratete 
und  das  Erbteil  nach  ihrem  ersten  Gatten  dem  zweiten  zuwendete, 
ging  sie  des  Erbrechtes  nach  den  Kindern  erster  Khe  verlustig  (C  50). 

Wenn  der  Vater  ti'stamentarische  Veil'ligungen  (iber  seinen  Besitz 
traf,  so  war  er  in  Be/n'j  auf  seine  Kinder  nur  in>ofern  L'ebunden,  als 
er  jetlem  emcn  Anteil  zuweisen  mufste;  er  konnte  dahtT  einen  be- 
liebigen Teil  seines  Veniiögens  Fremden  zuweisen,  die  Kinder  mufsten 
sich  auch  mit  einem  sehr  geringen  Anteil  begnügen  (E  21  und  48). 
Enterben  konnte  der  Vater  eines  seiner  Kinder  nur  aus  beetinamten 
Gründen  (E  49)  und  zwar:  wenn  ein  Kind  Schande  auf  die  Eltern 
hlnite^  sie  verleumdete  oder  sehlug,  wenn  es  sie  ans  Hafs  in  einem 
Prosefo  auf  Leib  und  Leben  verwickeite,  wenn  es  die  Ermordung  der 
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Eltern  plante  oder  sie  ans  dem  OeAsgnis  nieht  befrnte,  im  Falle  es 
dies  tbun  konnte,  wenn  es  die  Eltern  au  der  Errichtung  eines  Testa- 
mentes  binderte  oder  die  Eltern  im  NotlsU  nicht  unterstützte.  Eine 
Tochter  ging  des  Erbrechtes  verlustig,  wenn  sie  ihre  .Turvzfrausohaft 
verlor:  Sohn  und  Tochter,  wenn  sie  sich  gegen  den  Willen  ihrer  Eltern 
verheiratett'i! 

Im  Fall'.  (ItM  Vater  oder  die  Mutter  obue  Testament  starbeu, 
hatten  nach  Befriedigung  des  übriggebliebeueu  Klternteile?  allo  Kinder, 
Söhne  und  Tochter,  einen  gleichen  Anspruch  auf  dm  Veruiügeu  des 
Yei^torbenen  (F  8).  Auf  den  Besitz  eines  verstorbeueu  Sohnes  hatten 
flickt  Uolii  dessen  BrOder  und  Sdiwestem,  sondern  auch  Vater  und 
Hntter  einen  gleichen  Erhansprach  (F  12);  die  Gro&eltem  waren  von 
der  Erbschaft  ausgeschlossen.  Die  Volljährigkeit  erlangten  im  Borger- 
Stande  Knaben  mit  achtzehn,  Madchen  mit  ftlnizehn  Jahren  (D  26). 
Wenn  Kinder  nach  Antritt  ihres  Erbes  dasselbe  verschwendeten,  so 
war  das  städtische  Gericht  berechtigt,  ihnen  die  Administration  ihrer 
Guter  abzunehmen  und  sie  bis  zu  ihrer  Besserung  aus  der  Stadt  aus- 
zuweisen (0  39).  Die  strafrechtlichen  Bestininiungen  im  Stadtrechte 
sind  sehr  einuelientl.  Hochverrat,  üottef^Üistiruug,  Kupiieiei  und 
andere  sittliche  Verbrechen,  Zauberei,  offene  liewalt,  Niclitbeteiliirnnür 
an  der  Verfoltruni:  des  Laudesfeiudes.  absichtlicher  Mord.  Kaub  und 
qualifizierter  Diebstahl,  Entführung  einer  I'er-hon  in  die  Fremde,  Amts- 
verunLreuuug  und  Brandlegung  wurden  mit  dem  Tode  bestraft.  Die 
Todesstrafe  wurde  entweder  durch  VierteUung  oder  durdi  Verbrennung 
oder  Vergrabnng  oder  Enthauptung  oder  durch  das  Hangen  vollzogen. 
Andere  Arten  von  Verbrechen,  wie  Fälschung,  Bestechung  bei  der 
Bewerbung  um  ein  Amt,  Erpressung,  MUsbraueh  der  Amtsgewalt 
(postFasAm'  lidmi),  geringere  Diebstahle »  Betrug,  Ehrabschneidung 
wurden  mit  Geld-  und  Gefängnisstrafen  belegt  Die  Stadtrechte  er- 
gehen sich  in  einer  genauen  Unterscheidung  aller  Arten  von  ^  erLi^hen 
und  Verbrechen,  so  dafs  man  nahezu  ein  modernes  Strafgesetzbuch 
vor  sich  zu  sehen  glaubt.  Genau  wird  auch  die  Zulässigkeit  der 
Folter  erörtert  un<l,  obwohl  der  N'erfas^cr  der  Stadtreehtr,  Koldin, 
dieselbe  nicht  verwirft,  wie  er  Ihm  (h'ui  dauialiLien  Stratverfahren  kaum 
anders  konnte,  so  beweisen  doch  mehrere  Artikel,  dals  er  die  Uiaub- 
Würdigkeit  der  durch  sie  erdreisten  Geständnisse  stark  liezweifelte. 
So  heiM  es  im  Artikel  S  22:  „In  unserer  Zeit  bat  sich  mehr  als 
einmal  gezeigt,  dafo  die  Folter  keine  Sicherheit  bietet,  da  viele,  die 
auf  bloljBen  Verdacht  hin  gefoltert  wurden,  sowohl  gegen  sich,  als  auch 
gegen  Andere  Geständnisse  machten,  deren  Unrichtigkeit  nach  ihrem 
Tode  erwiesen  wurde.  Mit  einem  Worte,  ein  gerechter  Richter  mufe 
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zuvor  alles  genau  erwSgen,  be?or  er  an  jemand  mit  der  Folter  heran- 
tritt*. Artikel  S  28  i«t  an,  da6  die  Folter  in  milder  Weise  gehand- 
habt  werde,  damit  der  ilir  Unterzogene  an  seiner  Gesundheit  keinen 
dauernden  Schaden  erleide.  Artikel  S  30  bestimmt,  dafs  man  den 
Aussagen  der  Gefolterten  keioeu  Glauben  beimessen  dürfe,  wenn  sie 
dieselben  nicht  nach  der  Folter  und  vor  ihrem  Tode  wietlerholt  haben. 

Die  bäuerliche  BevölkcniiiL',  die  in  Böhmen  nicht  mit  dem  Namen 
von  Leibeigenen,  sondern  mit  (teni  von  ünterthaueu  bezeichnet  wurde, 
durfte  i>kh  uhne  Zustimmung  ihvvti  Herrn  nicht  von  seinem  Grund 
und  Boden  entfernen.  Wer  nicht  tiber  eiu  Eiukümmeu  aus  iiiuiid 
und  Boden  verfügte,  ntulste  als  Taglöhner  oder  Knecht  sich  bei 
seinem  Herrn  oder  bei  einem  Bauern  verdingen,  und  ftnd  dabei  nur 
den  nackten  Lebensunterhalt  Da  man  dieser  Knechte  bedurfte,  er- 
hielten sie  nur  selten  die  Erlaubnis,  sich  anderswo  um  besseren  Lohn 
zu  verdingen,  und  entfernten  sich  daher  h&uftg  ohne  eine  solche  Er- 
laubnis. Nach  der  Landesordnung  mufsten  aber  diejenigen  eine  Geld- 
strafe erlegen,  die  einen  Knecht  ohne  Erlaubnis  von  Seite  seines  Herrn 
in  Dienst  nahmen.  Die  königlichen  Stildte  Uelsen  sich  dieses  Ver- 
pehen  regelmUisig  zu  schulden  kommen,  da  sie  nur  auf  diese  Weise 
für  die  ein/einen  Gewerbe  die  nötigen  Arbeitskräfte  gewannen,  und 
dies  gab  Verauhissunir  /n  steten  Reibumreii  zwischen  dem  Adel  und 
den  Städten  und  zur  N  erschäirfung  der  Gesetze  gegen  flüchtige  Unter- 
thauen  und  ihre  Unterkunftsgeber  V  Nur  zu  (iunsten  der  Bergstädte 
wurde  eine  Ausnahme  gemaclit;  dahin  durften  sieh  Unterthaneu 
beiderlei  Geschlechts  begeben,  ohne  dafe  sie  von  ihren  Herren  surHek- 
geibrdert  werden  duifl^n.  Es  lag  im  Interesse  des  zu  Ende  des 
16.  Jahrhundetts  schon  stark  abnehmenden  Beigbaue^  dafo  diese  Be- 
gOnstigung,  die  ohnedies  wegen  der  Schwierigkeit  und  Gefahr  der 
Arbeit  nicht  besonders  einladend  war,  erteilt  wurde.  Eine  harte  Be- 
sUmnmng  enthielt  der  Artikel  M  21  der  alten  Landesordnung  be- 
züglich der  unehelichen  Nachkonmienscbaft  eines  Grundherrn  mit  einer 
Unfreien.  Weder  Söhne  noch  Töchter  waren  frei ,  sondern  gehörten 
als  Unterthaneu  ihrem  Vater  und  seineu  Söhnen i  erst  nach  dieser 
aller  Tode  erhmtxten  sie  die  Freiheit. 

Es  bleibt  uns  noch  übrig,  die  Stellung  des  drittm  Standes,  der königl. 
Städte  und  der  in  iiium  sefshaften  Bürger  zu  scbiliin  n.  Obwohl  die  Ver- 
tretung des  Landes  aus  drei  Ständen  bestand,  dem  Herrn-,  dem  Hittei-stand 
und  denStftdten,  und  diese  gleichmä^jig  zu  den  Landtagen  berufen  wurden, 


*  Die  Bände  2—6  der  böhtnischen  Landüigsverhandlungen  geben  Zeugnis  von 
den  saUreichen  Streitigkeiten. 


erfroiitrn  sich  die  beiden  eisten  Stande  nicht  l)lors  bedeutender  Kliieu- 
vorzü^e,  sondern  auch  staatlieher  Vorm'hte.  In  <len  letzten  Jahr- 
zehnten des  15.  Jahrhunderte  !!.}»iai  Ii  ein  Teil  dos  Adels  den  Städten 
das  Recht  der  Standschaft  ab  und  wollte  sie  nicht  zu  den  Landtagen 
beigezogen  wissen.  Die  Stildte  wahrten  ihr  Recht,  und  «lasselbe  wurde 
ftuf  dem  Tage  in  Prefeburg  (am  20.  Dezember  1499)«  zu  welchem 
alle  drei  Stünde  Deputierte  abgeschickt  hatten,  Yon  den  beiden  höheren 
Stünden  anerkannt  Infoige  dieser  Einigimg  lautete  der  Artikel  472 
der  im  folgenden  Jahre  angefertigten  Landesordnung  also:  „Es  wurde 
(die  Einigung)  zu  Recht  erkannt,  welche  zwischen  den  Herren>  Rittern 
und  den  Städten  dieses  Köniizreichs  Böhmen  in  Gegenwart  Seiner 
Gnaden  des  Könifrs  bezü-lit  h  der  Steuerberechtigung  (in  Entscheidung) 
öflentlifhcr  Anp:clc?enheiten  ( 'troffen  wurde).  Wir  treten  alle  dieser 
KiuiLfiing  bei  und  stiniüion  ihr  bei,  jeder  für  sich  in  allen  Voihiud- 
lunj^n,  die  das  Geuiemwohl  betreffen.  Zu  diesen  Verhandluiiu'eu 
sollen  jedesmal  alltrenieiiie  Landtage  benifen  werden."  In  welchem 
Sinne  dieser  Artikel  f^edeutet  wurde,  d;iriil»er  belehrt  uns  nicht  blofs 
die  gleichzeitige,  lateinische  Übersetzuu;: ,  sowie  die  wenig  spiltereu 
Abschriften  der  Laudesordnung,  die  sich  alle  uiclit  an  den  Wortlaut 
der  ursprünglichen  Redaktion  von  1500,  sondern  an  die  Deutung 
hielten,  die  der  Ade]  dem  betreffenden  Artikel  gab.  So  geändert 
lautete  der  Artikel  also:  Es  wurde  für  Recht  erkannt:  Was  die  Stimme 
des  Herrn-  und  Ritterstandes  betrifft,  so  sollen  sie  sich  entsprechend 
ihren  Privil^ien  und  alten  Freiheiten  verhalten:  es  soll  alles  das- 
jenige (itdtung  haben,  was  sie  in  einer  gemeinsamen  (das  ganze  Land) 
betreffenden  Angelegenheit  beschlossen  haben.  Wenn  jemand  sich 
diesem  Beschlüsse  nicht  fügen  woüte,  so  soll  derselbe  deshalb  nicht 
ungültig  sein.  Was  die  StTulte  betrifft,  so  sol](>n  sie  bei  dem  Recht, 
das  ihnen  von  alters  her  gebührt,  aufrecht  erhalten  werden"'.  Die 
Stildte  nmfsteu  also,  wenn  sie  ein  Recht  in  Anspnich  nahmen,  ur- 
kundlich nachweisen,  dais  ihnen  dasselbe  von  alters  her  gebühre.  Dals 
diese  ErkUiruug  die  richtige  ist,  zeigt  sich  aus  einer  Antwort,  die 
ihnen '  im  Jahre  1484  von  Sdte  des  Königs  und  seines  Rates  auf  die 
Erklärung,  «daß»  sie  zu  dem,  wozu  sie  nicht  geraten,  nicht  veipflichtet 
seien,"  zu  teil  wurde.  Es  wurde  ihnen  nAmlich  Anmafenng  vor- 
geworfen: .sie  (die  Stfldte)  gehörten  allesamt  Seiner  kOnigUehen 
Gnaden  an  und  seien  ihm  mehr  verpflichtet,  als  der  freie  Herrn- 
uml  Kitterstand,  deshalb  sollten  sie  den  Befehlen  Seiner  königlichen 
Gnaden  gehorchen  und  nicht  die  dritte  Stimme  in  Angelegenheiten  in 
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Anspnieh  uthnieu,  in  denen  sie  ihnen  nicht  {jebühre"'.  Allerduigs 
ist  wetier  diese  Erklärung,  noch  die  erwähnte  eigentümliche  lateinische 
Übersetzung  des  Artikels  472  durch  den  Wortlaut  der  Landesordnimg 
TOD  1500  und  durch  die  späteren  offinellen  Bearbeitungen  sanktiomert 
worden;  dagegen  stellt  der  Artikel  554  der  Landesonlnung  von  1500 
und  der  gleichlautende  Artikel  74  der  Landesordnung  von  1564  das 
Vorrecht  des  Adels  unzweifelhaft  fest  und  bestätigt  damit  die  will- 
kürliche Übersetzung  des  Artikels  472.  Artikel  554  und  7i  besagen: 
dafs  die  Landesordnung  nur  durch  Zustimmung  des  Königs  und  der 
Herren  und  Ritter  zu  stnndr  gekommen  sei,  und  dafs  nirhts  in  ihr  £:e- 
ändert  werden  dürfe,  ohne  Zustimniuntr  der  beiden  genannten  Stande. 
.,l>er  Herren-  und  Ritterstand heilst  es  weiter,  r,besarsen  stets  die 
Macht  und  Freiheit,  mit  Zustimmung  des  Königs  ihr  Recht  zu  er- 
weitern, beide  Stände  nahtnen  sich  auch  für  die  Znknntt  diese  Frei- 
heit» auf  dem  Landt^e  in  gemeinsamer  ÜbertMnstiuniuiug  ihre  Rechte 
m  mehren  oder  zu  mindern.  Und  was  daa  Landrecht  und  andere 
Gerichte  betrifft,  so  können  sie  als  Recht  statuieren,  worüber  sie  sich 
mit  dem  K&nig  geeint  haben/  Nach  diesen  Bestimmungen  ist  es  un- 
zweifelhaft, dals  die  Städte  in  der  Entscheidung  der  öffentlichen  An- 
gelegenheiten niclit  gleiche  Rechte  in  Anbruch  nehmen  konnten,  wie 
der  Adel,  dafs  also  das  bdhmische  Staatswesen  ein  entschieden  aristo- 
kratisches  r.eiüiiu'o  trug. 

Es  ist  bei:reifli('h ,  dafs  der  sieerreiohe  Kaiser  nach  Bezwingung 
des  Aufstandes  den  Rat  befolgte,  den  ihm  einer  seiner  Anhänger  auf 
die  Nachricht  vom  Ausbnich  des  Aufstandes  gegeben  hatte,  indem  er 
erwog,  in  welcher  Weise  tlie  böhniiselie  Verfassung  umcestaltet  Wiarden 
küiiute.  Hiebei  kUnuuerte  er  sich  wenig  um  die  Meinung  meiner  treu 
gebliebenen  böhmischen  Auluuiger,  welche  keinen  Umsturz  der  Ver- 
fassungy  sondern  nur  eine  maisige  Reform  anrieten.  Martinitz  klagte 
schon  zu  Ende  Mai  1620,  also  mehrere  Monate  vor  der  Weifsenberger 
Schlacht  darüber,  dafs  der  Kaiser  seine  treuen  Böhmen  nicht  mehr 
um  Rat  frage,  selbst  in  Dingen,  die  blofs  die  böhmischen  liftnder  an-; 
gingen,  und  nur  Fremde  bei  ihm  Gehör  fänden,  als  ob  diese  alles 
besser  wfifsten  und  verständen  ^  Tlintsilrhlioh  befiragte  Ferdinand  II. 
kurz  vor  oder  nach  der  Schlacht  auf  dem  Weiüsen  Berge  einige  seiner 
hrrvorrnizendsten  Wiener  Staatsmänner  um  ihre  Meinung  t\ber  die  in 
Böhmen  einzuführenden  NeueriuiLren.  Sie  sollten  ihm  raten,  wie  das 
Ejlireeht  auf  die  Krone  «rei-^en  Anfechtunjren  zu  sichern,  welche  mili- 
tärischen Mafsregein  zur  Verteidigung  des  Laud^  zu  treffen  seien,  in 

«  Pfllaiki:  V,  I.  S.  270. 
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wMer  Weise  er  eine  IdreUidie  Itefonnatioii  im  UuMle  dnrdifkdireii, 
mul  ine  er  den  Anfelaiid  strafen  solle:  FOniahr  eine  Reihe  der 
sdiwerBteii  Fragen,  deren  Beantwortung  die  griK&ten  Anforderuugen 
an  den  Verstand  und  das  Gewissen  der  Befragten  machte.  Es  ist 
nicht  genau  bekannt,  wer  dieselben  waren,  nur  von  dem  Reichsvice- 
kanzler. Freiherm  von  Ulm.  i>t  es  ji'ewif?.  d.ifs  or  dazn  gehörte,  da 
das  Kojico)it  de«;  Gutachtens,  das  sieh  erhalten  bat,  eine  \]>^\h(^  »'iiren- 
haiiiii<rer  Korrekturen  von  ihm  enthält.  Wahrscheinlirli  Ueleiljj:ten 
sich  an  den  Beratungen  auÜBer  ihm  auch  der  Obersihoiuieister  Effiien- 
berg  und  der  Ilei.hshofrat  Strahlendorf;  ob  der  Kanzler  Lobkowitz 
zu  den  Beratungen  l>eigezogeu  wurde,  ist  zweifelhaft. 

Im  Eingang  des  Gntsditens'  bemerkten  die  Räte,  die  flmen  vor- 
gelegten Fragea  seien  so  wichtig ,  dsls  sie  UUig  die  Beantwortong 
ablehnen  sollten,  and  nur,  um  ihren  Gehoisam  scn  erweisen,  kimen 
sie  dem  kaiseriidien  Befehle  nach.  Zur  Sicberang  des  Erbrechts  rieten 
sie,  dafe  kflnftighin,  am  ein  f&r  allemal  allen  WaUansprüchen  der 
Stände  zu  begegnen,  sie  bdni  jedesmaligen  Thronwechsel  den  Eid 
Treue  nicht  blofe  dem  neuen  König  als  ihrem  „Erbherren",  sondern 
auch  dessen  Erben  und  Nachkommen  leisten  sollten.  T'ni  den  Besitz 
dns  T  andes  zu  sicheni  und  für  die  Zukunft  Aufständen  leichter  zu 
begegnen ,  empfahlen  sie  die  P^rrichtuuL'  zweier  Citadellen  bei  Prag, 
die  ein«'  auf  dem  Laurenziberg,  die  andere  auf  d-  in  }N"liehrad.  Der 
Bau  hullte  trleiiii  im  nächsten  Friihjaljr  beginnen,  weii  num  liiebei  die 
Arbeitskraft  der  wegen  Huchverruts  Verurteilten  verwenden  könuto. 
(Im  das  Land  auch  gegen  den  äulseren  Feind  iu  Verteidigungszustand 
zu  setzen,  empfifthlen  sie  die  Fortifikation  der  Passe  und  Grenzst&dte, 
aolkerdem  sollten  Pilsen,  Tabor  und  Glatz  mit  Besatzungen  vecsehen 
and  hieza  2000  Mann  verwendet,  endlich  eine  königliche  Leibgarde, 
bestehend  aus  500  Reitern  und  500  Fufeknechten,  errichtet  werden. 
In  Ansebuni:  der  Verfassung '  rieten  sie  die  Revision  aller  l^ri^ileden 
an,  damit  diejenigen,  die  der  Hoheit  des  Kaisers  zuwider  seien  oder 
zu  dem  Aufetand  Anlafs  geboten,  kassiert,  die  anderen  a\yer  von  neuem 
verliehen  würden.  Das  Gutachten  der  Rnte  hezi^glich  der  Rekatltoli- 
siening  des  Landes  ist  bereits  an  anderer  Stelle  zur  Besprechung 
gelangt 

Drei  oder  vier  Monate  sjiilter  richtete  der  Kaiser  an  seine  Rüte 
die  Frage,  welche  von  den  obersten  Beamtensttllen  in  Böhmen  bei- 
zubehalten, welche  abzuschaffen  seien,  wie  ihre  „arrogierte  AuctoritiU" 


*  Wiener  Staatsarchiv:  Gutacljten  der  kaiserlichen  Rite  über  die  in  böhinen 
m  ffgreifenden  Ifararegela. 
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gesebiDHeit  und  &r  ihn  altein  reserviert  werden  solle ,  endlieh, 
wem  die  Regierung  anzuvertrauen  sei,  wenn  er  sieh  nicht  im  Luide 
befinde. 

Die  Räte  erwiderten,  der  Sitz  des  Übels  stecke  hauptsächlich 
darin,  dals  der  König  die  obersten  Beamten  nicht  selbst-iiidi'j;  er- 
nennen und  entlassen,  keine  VerfüiiuD;:  ohne  ihren  Rat  un  l  ihi  Vor- 
wissen treffen .  auch  keine  daa  Land  betreffende  Anfiele^'ciiheit  mit 
anderen  als  njit  Landeseinireborenen  beraten  dürfe,  ferner  darin,  dals 
unter  dem  Wort  „Krone"  in  allen  Privilepen  und  Erbeinigungen  nicht 
blols  der  König,  sondern  auch  die  Stände  verstanden  und  letzteren 
sogar  ein  Übergewicht  zuerkannt  werde,  und  daTg  endlich  die  obersten 
Beamten  nidit  blolh  ihm,  sondern  auch  den  Standen  den  Treueid 
leisten  mobten.  Der  König  habe  auch  die  Oberhoheit  aber  die 
bewal&iete  Uacbt  eingebfilst,  denn  ohne  der  Stände  Vorwissen  ddife 
er  keine  Mustemng  vornehmen,  keinen  Durchzug  und  keine  Ein- 
quartierung anordnen  und  ebensowenig  Kri^  erkiftren;  kurz  dem 
Könige  seien  in  allem  die  Hände  gebunden,  er  sei  in  derselben 
Stellung  wie  ein  Bischof  seinem  Kaj^itel  gegenüber,  das  er  bei  allen 
Verfttgungen  mu  seine  Zustimmung  ersuchen  mii-se.  Kines  der 
obersten  Ämter  wollten  die  Wiener  Räte  aufgehoben  wissen,  und 
zwar  das  RuiguTafenamt  von  Karlstein,  weil  der  Kaiser  die  Krone 
und  die  Tii» ile!j;ien  des  Landes  nicht  in  Karlstein  zu  lassen,  sondern 
unter  eigener  ()l»liuL  aul  den»  Träger  Schlols  zu  verwiüiren  beabsichtigte. 
Die  bedeutenden  Einkünfte  des  Burggrafenamtes  sollte  Ferdinand  ein- 
ziehen und  ebenso  die  anderer,  ebenfalls  unnOtzer  Amter. 

Die  Wiener  Ratgeber  richteten  aber  die  Schürfe  ihrer  Rafachlftge 
auch  gegen  die  Landtage.  Solle  der  König  künftig  die  Macht  in 
Banden  haben,  so  dürfe  es  nicht  mehr  geschdien,  dal^  man  in  allen 
wichtigen  Angelegenheiten  die  Zustimmung  des  Landtages  einhole. 
Die  Anmafsung  der  Stände  sei  so  weit  gegangen,  dafs  sie  zuletzt  die 
Güterkonfiskation  selbst  für  den  Fall  des  Ilücliverrats  .abschafften. 
Die  Wiener  Räte  fanden ,  dafs  die  böhmische  Verfassung  auch  die 
Justizhobeit  des  Köiiilt-  untrebcdirlich  besehrAnke.  Sie  meinten  aber, 
dafs  die  verscbiedeiK  ij  ^  ln  uiken  weder  plötzlich,  noch  auf  einmal 
entfernt  werden  köimtrii  und  auch  nicht  ohne  „sonderbare  Bestürzung'" 
derjenigen,  so  dvni  Kaiser  treu  verblieben  seien.  Sie  vennuteten 
also,  dafs  selbst  treue  Katholiken  nicht  gern  die  Hand  zum  Umsturz 
der  alten  YerfossuDg  bieten  und  densdben  sdioMraKeh  empfinden 
würden.  Da  jedoch  ohne  Mitwissensdiaft  derselben  die  Änderung 
nicht  durchgeführt  werden  konnte,  weil  sie  allein  genaue  Kenntnis 
von  sümtlichen  RechtsTeriiAltnissen  Böhmens  hatten,  so  empfahlen  die 

29* 
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Räte,  der  Kaiser  möge  über  die  vorzunehmenden  Änderungen  die 
"Wohlmeinunix  des  Oberstburpprafen  Stprnbei'^,  dos  Kanzlers  Lobko- 
witz,  sowie  Slawatas  und  Martinitz'  einholen.  Jeiler  von  ihnen  sollte 
ein  eicenes  Gutachten  im  höi-hsten  Gehoiin  abliefern,  also  keiner  von 
dem  Inhalte  der  andern  (lutarhtcn  etwas  wissen. 

Die  Wienei-  KatL^ber  ^'aben  deiu  Kaiser  auch  die  Mittel  an, 
mittelst  welcher  er  „die  sonderbare  Bestürzunct''  seiner  treuen  Aulianirer 
nuu<lern  könne.  Er  sollte  ihnen  die  früher  von  ihnen  innegehabten 
Ämter  wieder  übertragen,  damit  er  aber  dureh  diese  Restitution 
nicht  an  einer  Neugestaltung  des  Wirlcungskreises  dieser  Ämter  ge- 
hindert werde,  so  sei  jedem  Neoangestellten  in  das  Dekret  die  Be- 
merkung zu  setzen:  dafe  in  dem  ihm  anvertrauten  Wirkungskreis 
die  königliche  Hoheit  und  Souveränität  vorbehalten  werde,  d.  h.  nicht 
angetastet  werden  dürfe  und,  dafs  er  in  allen  wichtigen  An- 
gelegenheiten zuvor  bei  Seiner  Majestitt  anfragen,  seiner  Entscheidung 
si('h  fügen  und  flberhaupt  allen  seinen  Befehlen  nacbkoiimion  müsse. 
Es  sollte  den  Beamten  auch  angedeutet  werden,  <iai's  alle  die^e  Yor- 
fügimgen  blofs  provisorisch  seien,  insolamre  nicht  eine  voll:?tiUulige 
Ändenmg  der  Landesordnung  statt^;efundeu  habe.  Durch  diese  und 
uiul  iihidiche  Verfügungen  sollte  der  Kaiser  schon  vurher  von  der 
obersten  Macht  Besitz  ergreifen  („per  actus  possesorios  seine  .Macht 
stabiUeren").  Dieses  selbstllndige  Vorgeben  werde  mehr  Wirkung 
ausfiben,  als  gesetzliche  Bestimmungen;  auf  diese  Weise  werde  die 
Bedeutung  der  obersten  Beamten  und  der  Landtage  am  besten  ge^ 
brechen  werden.  Um  das  Erbrecht  der  Dynastie  fest  zu  begründen, 
riet  das  Gutachten,  bei  einer  KrOnung  die  Stftnde  zur  Erbhuldigung 
zu  berufen  und  dabei  jeden  Schein  zu  meiden,  als  ob  dieselbe  infolge 
einer  vorang^angenen  Übereinkunft  vor  sich  gehe ;  es  müsse  klar  und 
deutbVh  sein,  dafs  sie  infolge  eines  Befehles  geschehe  (per  modum  prficejiti 
et  resolutionis).  Auch  die  Stildte  sollten  die  Huldigung  leisten,  bevor 
ihre  zu  revidifTenden  PriSileLrien  bestätigt  wurden.  Wenn  aHenthalben 
eine  gute  Ordnung  eingeführt  werde,  so  werde  sich  die  monarchische 
liegierung  einer  grülseren  Anerkennung  erfreuen,  als  die  frühere 
Freiheit,  die  nur  zur  Zerrüttung  geführt  habe 


'  I)-A&  Gutachten,  dem  wir  diese  Schildcning  entnehmen,  ist  im  Wiener  Staats- 
archiv  enthidtea,  und  weder  datiert  noch  imtenE^dmet  Den  Wiener  Hof>  tmd. 
Geheimraten  schreiben  wir  es  aus  dem  Grunde  zu,  weil  dassi  Ibe  tnch  die  Einholung 
eines  Gutaclitens  von  den  im  Texte  apgtTiiliiit  ii  liftltrnisi  lit-n  Magnaten  anrät;  es 
kann  also  nicht  von  böhmischen  RiiUen  henuhien.  Der  Ton  des  Gutachtens  ist 
ein  Boleher,  wie  sich  aemer  nur  die  hOchstgegtellten  Penonen  ihrem  Sonverln 
gegenfkber  bedienen  können.  Eggenbe^r»  Stnhlendorf  und  Ähnlich  geetdlte  Penonen 
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Noch  Uegi  aus  dieser  Zeit,  nämlich  tm  den  ersten  Monaten  des 
Jahres  1621,  ein  zweites,  nicht  unterzeichnetes  Gutachten  vorV  das 
sich  zuerst  mit  jenen  Beformen  beschäftigte,  die  nach  der  Meinung 

des  Verfassei-s  in  kiivlilichen  An?e1e^nheiteu  notwendig  waren,  dann 
mit  jenen  in  der  Gei-echtigkeitspflepe  und  der  Landesverteidigung  uud 
zum  Schlüsse  erörtert,  welche  Ausdehnunjr  der  Konfiskation  der  Rebelien- 
pttter  zu  geben  sei.  Der  \'erfasser  desselben  ist  jedenfalls  ein  hervor- 
ragender Ri^hine  uud  zwar  wahrsclirinlirh  Martinitz,  weil  er  die  Jesuiten 
in  einer  Weise  zu  fönlern  sucht,  wie  dies  damals  aulser  Martiuitz 
nur  noch  Plawata  that  und  weil  das  Gutachten  doch  die  l)()hiiiiseiie 
Verfassung'  uielit  su  mit  Füfseu  trat  uuii  geradezu  deu  uuckleu  Al)solu- 
tisnius  befürwortete,  wie  Slawata. 

Nach  diesem  Gutachten  sollte  die  Geistlichlteit  fortan  einen  eigenen 
8tand  bihien  und  auf  den  Landtagen  Sitz  und  Stimme  erhalten;  der 
Erzbischof  und  die  beiden  BisdiOfe  sollten  vor  dem  Hemstand  ihren 
Sitz  haben,  die  übrigen  Prfllaten,  Äbte,  infiilierten  Pröpste,  die  Rektoren 
der  Jesuitenkollegien  und  die  Prioren  der  Kloster,  welche  mit  Gütern 
dotiert  waren,  hinter  dem  Herrn-  alier  vor  dem  Ilittei-stand  sitzen. 
Der  Fazbischof,  die  Bischöfe  uud  Tritlaten  und  überhaupt  jeder  Geist- 
liche, der  dem  Landtage  angehöre,  müsse  ein  Kinfrehoreuer  des  Landes 
sein  oder  das  Inkolat  erlangt  haben  und  der  böhniisrlien  Sprache 
mächtig  sein.  lu  der  Administration  der  Justiz  schlui:  das  (iutachteu 
keine  Ämleiunwu  vor;  die  bisherigen  Geriehte.  alsd  das  Laudrecht, 
das  Hullehnrecht,  das  KannnenechL  uud  tias  Appellaiiousgericht  wollte 
es  beibehalten  wissen.  Ob  die  Ernennuug  der  Beisitzer  fürian  ein 
alleinigeä  Hecht  des  Königs  sein  solle,  sagte  das  Gutachten  nicht;  es 
verlangte  nur  insofern  eine  Änderung,  als  es  auch  dem  geistlidien 
Stande  Zutritt  zum  Landreeht  verschaffen  wollte.  Von  den  bisherigen 
24  Beisitzern  sollten  drei  dem  geistlichen  Stande  angehören,  darunter 


müssen  demnach  als  Verfasser  dt-i  r;iitachtpns  nnjrcscht'n  werden.  Bczilgh'ch  der 
Zfit  vcrsctzcu  wir  »-s  in  die  erste  iiatttc  des  Jahres  lö21  uud  zwar  au£  dem  Grunde, 
weil  die  Auflorderung  zur  Abfassung  eines  Gutachtens  am  30.  Juni  1621  crfulgte; 
j«denfidl»  roasflen  die  Wiener  RAte  hieta  vor  dem  SO.  Juni  geraten  haben.  Zudem 
sprechen  sie  von  einer  bevorstehenden  Reise  des  Kaisers  nachQug.  Diese  wurde 
in  d?r  ersten  Ilälftp  des  Jahres  1621  geplant,  man  war  nur  im  Zwrife!.  oh  sie  vor 
od«r  nach  der  limnchtung  der  Uauptteüneiuuer  des  Aufstandes,  die  am  21.  Juni 
1621  vor  sieb  ging,  erfolgen  sollte; 

*  Dafs  das  Gutachteu  dem  Jahn*  1621  angehört,  ist  daraus  ersichtlich, 
dafs  es  von  dem  Kaiser  als  Witwer  bpriclit  und  keine  Anspielung  auf  die  am 
2.  Fchruar  1622  abgeschlossene  £he  mit  Eleonore  von  Mantua  entbiilt  uud  dals 
CS  die  BeschlenniguBg  der  Exekution  der  Rebellen,  die  am  21.  Juni  1621  vor  sich 
gingt  anrftt.  —  Das  Elabont  befindet  sieb  im  Wiener  Staatsarchiv. 
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der  Enbisehof ,  der  onmittelbar  naeh  dem  König  adneo  Bits  liaben 
sollte.  Damit  die  Zahl  der  Beisitzer  nicht  allzusehr  wachse,  wurde 
vorgeschlagen,  dalis  fttr  den  neu  eintxetenden  Erzbischof  ein  Mitglied 
aus  dem  Herrnstande  austreten  solle;  wer  für  die  zwei  andern  Geist- 
lichen austreten  sollte,  winl  nicht  bemerkt,  walii-scheinlich  zwei  Mit- 
glieder f1es  liitterstandes.  Auch  in  das  Lehen-  mu]  KamnieiTecht 
sollten  je  drei  Prälaten  und  in  das  Ai)pellations^'ericht  zwei  rechts- 
gelehrte  Geistliche  eintreten.  Die  obersten  Laudesäniter  wollte  der 
"S'erfasser  des  Gutachtens  in  ihrer  Zahl  und  in  dem  Unifanjre  ihrer 
^Virk^5alllkeit  beibehalten,  und  er  riet  nur  insofern  eine  Neuerung  au, 
als  er  zu  zwei  Ämtern  Geistlichen  den  alleinigen  Zutritt  eröfihen  wollte. 
Das  Amt  eines  obersten  Kanzlers  sollte  nftmlieh  fOr  ewige  Zeiten  dem 
Wyseliebrader  Propst  übertragen  werden,  der  gegenwftrtige  Kanzler 
jedocb,  Zden^k  von  Lobkowitz,  in  seiner  Wfirdto  auf  Lebenazeit  belassen 
oder  zu  einem  böhem  Amt  befördert  weiden;  ebenso  sollte  das  Amt 
eines  Landesunterkftmmerers  stets  mit  dem  Propst  des  Prager  Dom- 
kapitels besetzt  werden.  Hiemit  im  Zusammenhange  sollte  künftig 
durch  ein  Gesetz  festgestellt  werden,  dafs  jeder  Propst  von  Wyschehrad 
Doktor  oder  mindestens  Licentiat  beider  Rechte  sein  und  einer  adeligen 
böhmischen  Herrnfamilie  eutstaunnen,  der  Dompropst  aber  einer  alt- 
adeligen Ritterfauiiiie  angehören  müsse.  Die  geistlichen  Güter  sollten 
fortan  nicht  mehr  zu  den  Kammergütern  gerechnet  werden,  mit  denen 
der  König  nach  Belieben  schalten  (iurlte,  sondern  so  geschützt  sein, 
wie  jeder  antlere  Privatbesitz.  —  Da  die  bisherigen  Gesetze  für  die 
Administration  der  Justiz  und  Verwaltung  nicht  mehr  ausreicbend  oder 
uttzweckmltflsig  seien,  sehlug  das  Gutachten  die  Bildung  einer  Kommission 
Tor,  bestehend  ans  zwölf  Personen  (darunter  drei  Geistliehen),  weldie 
die  Landesordnung  und  alle  bisheiigen  LandtagsbescblQsse  zu  prUfsn 
und  entsprechende  Neuerungsvorschläge  zu  machen  hätte;  diese  sollten 
dann  dem  Kaiser  mitgeteilt  und  auf  dem  nächsten  Landtage  angenommen 
werden. 

In  Bezug  auf  die  Landesverteidigimg  liefs  sich  das  Gutachten  in 
keine  Krörtcrung  darilber  ein,  ob  die  bewaffnete  Ma«'1it  dem  König 
oder  den  Ständen  unterstellt  sein  solle:  dül's  sich  aber  der  Verfasser 
der  ersiereu  .Meinung  zukehrte,  beweist  der  Vorschlag,  wonach  alle 
Pässe  und  wirlitigen  Grcnzorte  den  Privat liesitzeni  weggenommen  und 
zum  alleinigen  Eigentum  dts  Königs  gemacht,  auf  Kosten  der  Stande 
befestigt  und  mit  Besatzungen  versehen  werden  sollten.  Ebenso  sollten 
das  Ptsger  Sehlofo  und  die  Präger  Städte  befiBstigt  werden.  IMe  Vor- 
aeUlge  in  Bezug  auf  die  Finanzverwaltung  hw^n  sich  auf  den  gegen 
die  Rebellen  einzuleitenden  Straf^roiefs  und  auf  die  Konfiskation  ihrer 
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Güter;  alle  königlichen  Stätite,  die  sich  an  der  Rebellion  beteiligt  hatten, 

gollten  zu  königlichen  Kammer^teni  decrradiert  werden;  doch  sollten, 
da  voraussichtlich  damit  alle  köniL'liehen  Städte,  mit  Aii'inahme  von 
Pilsen  und  Budweis,  juitl^f  Iidi t  hätten,  jedenfalls  wemiisiens  noch 
Rrttx,  Kaaden,  Auisig  und  Prag  im  Range  königlicher  Städte  be- 
lassen  werden. 

Das  nach  unserer  Überzeugung  von  Martinitz  herrührende  Gutp 
aehten  befürwortet  somit  die  Erhöhung  des  kOnigHcben  AssebenB  nicht 
wie  das  Wiener  Gutachten  als  Selbstzweck,  sondern  nur  insofern,  als 
dadurch  die  Herrschaft  der  katholischen  Kirche  und  ihr  Ansehen  ge- 
fördert wurden.  Die  Macht  des  Königs  wollte  es  nur  durch  die  Unter- 
stellung der  Truppen  unter  seine  alleinige  Auktorität  erhöhen  ,  iu 
Bezug  auf  die  Anstellung  der  Beamten  und  auf  ihron  Wirkungskreis 
schwieg  der  Verfasser  des  Gutachtens:  sein  Schweigen  lilfst  nur  die 
Peutunjr  zu,  dafs  er  keine  radikale  Änrleninir  empfehlen  und  die  alte 
^^eifassung  in  dieser  Beziehung,'  gelten  lausseu  wollte.  Der  höh  mischen 
Sprache  wollte  er  ihre  bisherige  Stelhinfj  erhalten;  die  Wiener  Staats- 
männer da-it^nn  fochten  dieselbe  zwar  noch  nicht  an,  allein  ihr 
Schweigen  ilari  nicht,  wie  sich  später  zeigte,  im  günstif^en  Sinne  ge- 
deutet werden.  In  sprachlicher  untl  politischer  Beziehung  bestand 
demnach  eine  weite  Kluft  zwischen  den  Ratschlägen  der  Wiener  BAte 
und  denen  des  höhmisehen  Gutachtens. 

Ob  der  Kaiser  dem  Wunsche  seiner  Wiener  Rate  entsprach  und 

ein  Gutachten  Ober  die  Änderungen  in  der  böhmischen  Verfassung 

auch  von  Lobkowitz  und  Starnberg  einforderte,  ist  nicht  mit  Sidier- 

heit  festzustellra,  da  sich  weder  die  Zuschrift  an  die  Genannten,  nodi 

ihre  Antwort  erhalten  hat.    Dagegen  ist  die  Zuschrift  an  Slawata 

noch  vorhanden.    Der  Kaiser  forderte  ihn  in  derselben  auf,  -in  aiKJui 

iwi> 

höchstem  (Teheiiiniis  und  tiefeter  Verschwiegenheit  und  ohne  Conimuni- 
cation  mit  ir^'end  jemand"  mitzuteilen,  „wie  und  auf  was  Manier  eine 
hochschildliche  Empörung  künftig  verht\tet,  die  konidicho  Hoheit  und 
Reputation,  wie  auch  der  Stände  und  gemeiueu  Laudeswoiiüulal  und 
Sicherheit  besser  als  bisher  geschehen,  befestigt  werden,  wie  das  liegi- 
m^t  in  Unserem  Königreich  Böhmen  hinfüro  bestellt  werden  möchte, 
was  fDr  Gollegia  notwendig  insondoheit  su  Anfang  anzusteHen  und 
was  denselben  fhr  eine  Gewalt  und  Verrichtung  anzubefehlen*.  Der 
Auttrag  war  somit  so  umfassend  wie  möglich  ^  In  welcher  Weise 
Slawata  ihm  nachkam,  ist  leider  nicht  bekannt  Slawata  beantwortete 


'  Ardiiv  VW  Neahai»:  FertUnaiid  II.  an  Slairata  dd.  9Ö.  Jtiiii  1021.  —  fin- 
bischdfiiclMS  Axdiiy  m  Prag:  Stamto  an  den  Enbncihof  Lohe!  dd.  9l  Joli  168L 
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wohl  die  au  ihn  irpiichtete  Anfrage  niii  10.  Juli,  aber  seine  Antwort 
hat  sich  nicht  «"rhalteu,  mir  soviel  wissen  wir  von  ihr,  dafs  er  iu 
»lei^elln'ü  als  ciitscliiedcner  (ie^qier  jener  Kinrii'lituu:^  auttrat,  welche 
die  Gewalt  zwischen  dem  König  und  den  Ständen  teilte.  Das  ini- 
periuiii  uiixluKi,  wie  er  es  bezeichnet,  war  ihm  ein  Greuel.  Die  Be- 
deutung der  Stände  sollte  fortan  ein  Ende  nehmen,  der  König  in 
allem  dne  maßgebende  AuktoritSt  üben,  weil  nur  auf  diese  Weise  die 
Katholiken  für  die  Herrschaft  ihres  Glaubens  thätig  sein  könnten;  ohne 
eine  ausreichende  Sttttze  in  der  königlichen  Gewalt  zu  besitzen, 
könnten  sie  nichts  thun.  In  einem  Schreiben  an  den  Reichshofrat 
Hermann  Questenberg,  der  den  Briefwechsd  zwischen  ihm  und  dem 
Kaiser  Tennittelte  und  also  ins  Vertrauen  gezogen  war,  sprach  er 
später  seine  Verwunderung  aus,  dafs  einige  der  glaubenseifiigsten 
Katholiken  sirli  der  Sfiirlainir  der  knuiiilichen  Gewalt  widei-setzten  ^ 

Das  Vertrauen  des  Kaisers  zu  Slawata  steigerte  sich  damals  zu- 
sehends und  er  lud  ihn  nach  Inubbruck  ein,  wohin  iler  Kaiser  reiste, 
Ulli  um  2  Feliruar  1622  seine  Vermilhluug  uni  Eleonore  von  Mantua 
zu  vollziehen.  Slawata  traf  mit  dem  Kaiser  und  seinetn  Gefolge  unter- 
wegs zusammen  uud  eiörtertc  mit  dem  Kanzler  die  brennenden  Tagt^- 
frageu,  wobei,  „wie  es  ihm  schien**,  beide  Ober  die  Notwendigkeit  der 
Entfernung  aUer  Schranken  der  königlichen  Auktorit&t  einverstanden 
warm.  Auf  der  Rückreise  mit  Ferdinand  hatte  er  nochmals  eine 
Besprechung  in  Salzburg,  in  der,  wie  es  scheint,  die  Frage,  in  welcher 
Weise  die  obersten  Landesftmter  besetzt  werden  sollten,  erörtert  wurde. 
In  Salzburg  hatten  sich  auch  Maitinitz  und  einige  andere  böhmische 
Herren,  wahrsch^nlich  Sternberg  und  Kolowrat,  eingefunden,  und 
diese  richteten  an  den  Kaiser  ein  Gesuch  um  Wiederbeset^ung  der 
obersten  Ämter,  das  zwar  ein  beredtes  Zeugnis  von  ihrer  Königstreue 
liefert,  aber  keineswegs  einen  absolutistischen  Geist  atmet.  Sie  er- 
suchen uui  liesetzung  der  Aujter  in  alter  Weise,  nach  Kinholung  der 
Meinung  der  beii'i-hli^'t(Mi  Tei-soneii,  und  bieten  sich  zuiileich  zur  Er- 
stattung der  bezü-ilicheii  Vurschlilge  an.  Sie  wünschten  auch,  dafs 
der  Wirkungskreis  der  obersten  Beamten  uugeschmUlert  bleibe,  ihnen 
dieselben  Instruktionen  erteilt  würden  wie  bisher,  sofern  dieselben 
nicht  dringend  einer  Änderung  bedurften.  Endlich  wOnschteu  sie, 
dals  der  Kaiser  sich  sobald  als  möglich  nach  Prag  verftkge  und  da- 
selbst einen  Landtag  abhalte,  damit  auf  demselben  die  w&hrend  des 
Aulstandes  eingerissenen  Unordnungen  aus  der  Landtafel  entfernt,  ins* 
besondere  alle  rebellischen  Landtagsbeschlttsse  und  »andern  bösen  und 


*  Wiener  Staatsarchiv:  Slawutn  an  (Jiie^teoberg  dd.      Februar  1621. 
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Bdiädlichen  Sachen"  iu  derselben  kassiert  würden.  Unter  diesen  „bösea 
und  schädlichen  Sachen"  dürften  die  Bittsteller  wahrscheinlich  jene 
Gutsübertrafiuno:en  verstanden  haben,  die  durch  die  Konfiskation  peist- 
lichcr  Güter  oder  der  flütor  flüchtijxer  Katholiken  enii^jjii'lit  wnrdou 
waren.  Zum  S(^hlu>s("  (Msuclitcu  sie,  dals,  nachdem  sie  ihre  Tvvxic 
unter  den  ^lulsten  Gefalireii  bewilhrt  hätten,  sie  und  ihre  Nachküimiien 
bei  ihren  Freiheiten,  Rechten,  Ordnungen  und  uralten,  löblichen  Ge- 
wohnheiten, insoweit  sie  der  katholischen  Kirche  uiclit  priijudizierlich 
seien,  erhalten  bleiben  und  nicht,  es  sei  iu  welcher  Saclie  immer, 
gleiches  mit  den  meineidigen  Rebellen  leiden  möchten.  Der  Wort- 
laut dieser  Bittschrift  lAfst  keine  andere  Erlcläning  zu*  als  die,  dab 
die  genannten  Herren  die  alte  Verfassung  nur  zu  Gunsten  der  Icatfao- 
lisehen  Beligion  umgestalten,  im  Obrigen  aber  erhalten  wissen  wollten. 
Dafs  Slawata  sich  an  dieser  Bittschrift  beteiligte,  ist  ein  Beweis  ent- 
weder seiner  Feigheit  oder  seiner  Unaufrichtigkeit;  denn  ein  zweites, 
fast  unmittelbar  nach  der  gemeinsam  unterzeichneten  Zuschrift  aus- 
gestelltos Gutarhten  erweist  zur  Evidenz,  dafe  er  die  alten,  ständischen 
Freiheiten  zu  Gunsten  der  Erhöhung  der  königlidien  Macht  untere 
graben  wolle  ^ 

Kaum  war  uiimlich  Slawaüi  nach  Fassau  zurückgekehrt,  so  er- 
stattete er  in  Gemeinschaft  mit  Maitiiiitz  und  Kolowrat  dem  Kaiser 
einen  Voi"schla^^  lur  die  Beiset/uiig  der  obersten  Laudesüniter ,  legte 
aber  ein  von  ihm  allein  verfalstes  Begleitschreiben  bei,  welches  noch-  ^•j^'»' 
mals  die  notwendigen  Verfhssungsreformen  erörterte,  und  dessen  In- 
halt um  seiner  Wichtigkeit  willen  ausfllhrlich  dargelegt  werden  roulii. 

Nachdem  Slawata  im  Eingang  erwAhnt,  daTs  seine  VoFBchlAgd 
auf  Beförderung  und  Befestigung  der  katholischen  Bi^ligion  gerichtet 
seien,  erklärte  er  vor  allem  die  Erhöhung  des  Anseliens  des  geist» 
lichtti  Standes  für  dringend  notwendig.  r>ie  Geistlichkeit  sollte  einen 
eigenen  Stand  auf  dem  Landtage  bilden,  der  Erzbischof  nach  dem 
Könicr  den  ersten  Rang  einnehmen,  wie  früher  die  Herren  von  Rosen- 
berg. Um  <lie  k^nlüliiiio  Gewalt  von  iilleu  Fesseln  zu  befreien  und 
der  Meinung  ein  Kude  zu  machen,  „<lals  eines  böhmischen  Kouigs 
(irlidt  und  Verbot,  welches  ohne  Vorwissen  und  Willen  der  Stände 
und  Laudräte  gemacht  worden,  für  kraftlos  und  ungiltig  gehalten 
werde  und  der  König  ohne  der  Stände  Landtagsbeschluls  nichts  iUideru 
oder  neuern  könne,*  schlug  er  eine  Änderung  des  Kdea  der  obersten 
Landesbeamten  vor,  Sie  sollten  fortan  »allein  dem  König  und  seinen 

>  Sachnadies  Stutaarchiv:  Mtrtliitts,  Stawata  und  einige  anderen  bdhial«chea 
Heiren  an  den  Kiuaer  dd.  13.  Fcbniar  1822. 
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Nachkommen  und  nicht  auch  zugleich  den  Ständen"  schwören.  Da- 
mit diese  Ämlenin/z  nicht  allzuviel  Aufsehen  errepe,  sollte  bestimmt 
werden,  dafs  diese  Form  flrr  Eidleistuüg  nur  solange  stattfinden  solle, 
als  Xachkomuun  vom  königlichen  Stamm  vorhanden  seien:  sei  dies 
nicht  inelir  der  P'all,  SO  solle  das  Regiment  nach  der  (ioldenen  Bulle 
Kaiser  Karls  IV.  wieder  den  Ständen  zufallen.  Wenn  die  obersten 
Beamten  nur  dem  König  vereidigt  waren  und  seinen  Geboten  allein 
foliüen  mufeten,  war  die  Esekutive  auch  ibm  allein  gesidiert  trnd  das 
„Imperinm  mixtum*  hatte  ein  Ende. 

Damit  wollte  sieb  jedocb  Slawata  nicht  begnügen;  er  wollte  dem 
Kftnig  auch  die  oberste  richterliche  Äuktorität  veiwhaflen.  Nach  der 
Msheii^'en  Landeeordnung  gab  es  von  den  Urteilen  des  Landrechtes 
keine  Benifong;  wer  eine  Appellation  an  den  Köniu  einle^rte,  verlor 
Leib  und  Leben.  Diese  Verkleinerung  der  königlichen  Anktoiität 
sollte  ein  Ende  nehmen ;  nur  war  Slawata  im  Zweifel ,  ob  von  jeder 
Entscheidung  des  Land  rechtes  eine  Appellation  an  den  König  zuliUsi  jr 
sein  solle  oder  nur  in  bestimmten  Fftllen,  weil  sonst  die  Appellationen 
auch  nmtwillig  geschehen  könnten ,  und  der  K^nvj:  allzusehr  belästigt 
würde.  Schliefslich  empfahl  er,  dals  nicht  <"in  eitrenes  Appellations- 
tribuual  errichtet,  sondern  eiu  Teil  der  Beisitzer  des  Laudrechtes 
mit  der  Erledigung  der  Appellationen  betraut  wfirde.  Die  Urteile 
des  Landrochtes  sollten  nicht  wie  bisher  im  Namen  der  BeisitKer  des- 
selben, sondern  im  Namen  des  Königs  und  seiner  Nachkommen,  nnd 
dann  erst  in  dem  der  Beisitzer  geschöpft  werden.  Znr  Revidiening 
und  UraSnderong  der  bisherigen  Verfossong  nnd  Oesetagebnng  sehlog 
Slawata  die  Bildung  einer  Kommission  von  zwölf  Personen  vor,  die 
den  obersten  Beamten  und  den  Beisitzern  des  Land-,  Hof-  und 
Kammerrechts  entnommen  und  durch  einige  sachkundig?  Theologen 
und  Juristen  ergänzt  werden  sollte.  Alles,  wjls  den  Freiheiten  der 
katholischen  Kirche,  der  königliclien  Hoheit  und  dem  gemeinen  Nutzen 
alftrii^dich  sei,  müsse  entfernt,  die  neuen  Gesetze  sollten  durch  die 
kaiserliche  Bestätigung  geheiligt  und  durch  den  Druck  verotfeuüicht 
werden. 

Slawata  tlberscbickte  dieses  Gutachten  samt  den  Vorschlägen  zur 
Kenbesetzung  der  Amter  znnftcbst  an  Hermann  Questenberg  mit  ehiem 
bezeichnenden  Begleitschreiben.  In  seinem  Gutaditen  vom  10.  JuH 
hatte  er  erklärt,  er  wolle  nicht  Uofe  im  geheimen,  sondern  auch  im 
bobmischen  Landtag  vor  aller  Welt  seine  Ansichten  vertädigen;  nun 
wünschte  er  aber  doch,  dafs  sein  Gutachten  nur  in  die  Hände  des 
Kaisers  gelange,  vor  allem  aber  dem  Kanzler  verborgen  bleibe.  Offen- 
bar  rechnete  er  denselben  zu  jenen,  die  trotz  ihrer  ausgesprochenen 
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kaiholischeii  Übeneogung  die  Auktoritfit  des  Kdaera  meht  auf  dem 
Grabe  der  strindischen  Frdheiten  errichten  wcllteD.  Die  von  ihm  be- 
hauptete Übeieiiistimmiiiig  zwischen  seinen  und  des  Kanzlers  An- 
sichten, die  er  auf  der  Reise  nach  Innsbruck  bemerkt  haben  wollte, 
war  also  thatsächlich  nur  „Schein"  und  nicht  Wirklichkeit  jxrwcscu. 
In  (ifT  That  hat  sich  keiner  der  hervorrai/endeu  Kdelleute  Böhnu'iis 
in  sciueu  lieforniationsplfinen  soweit  verstiegeu,  dem  Kouis  allein  die 
Enscheidung  Uber  die  neue  Yerlassung  und  Gesetzgebung  zu  über- 
tragen ^ 

Die  Ratschläge  Slawatas  verdienten  eine  besondere  Auszeichnung. 
Dar  Kaiser  hatte  ihn  zwar  im  Verein  mit  dem  Herrn  toh  Maitioitz 
ficfaon  im  Laufe  des  Jahres  1621  in  den  Grafenstand  erhoben,  womit  . 
er  offianbar  beiden  fbr  ihre  Leiden  beim  Fenstersims  sich  dankbar 
erweisen  wollte.  Jetzt  fibertrug  er  Slawata  neben  seinem  Amt  als 
oberstem  Landrichter  auch  das  Amt  eines  Kammerprftsidenten  und  er- 
nannte ihn  einige  Zeit  darauf  zum  ^litdied  des  geheimen  Ratskollegiums, 
der  obersten  österreichischen  Behörde,  die  auf  die  Regierung  des  G<v 
samtstnates  einen  mafsirebenden  Kinflufs  lUtte  und  deshalb  die  hiUififfe 
Anwrsenheit  SlawatiT^  in  der  kaiserliclicn  Kesid<'Tr/  7Mr  FoIl'm  hatte*. 
Einige  Tacre  später  erhöhte  der  Kaiser  eine  ibui  erteilte  ünadentrabe 
von  50U00  üulden  auf  e!)ensovielo  Thalrr  als  Entgelt  dafür,  dais  er 
sich  zu  einem  Darlehen  von  50  000  l  liakrn  verstanden  hatte.  Im 
folgenden  J^re  verpfändete  er  ihm  die  Herrschaft  Melnik  gegen  ein 
weiteres  Darlehen  von  200  000  Gulden  und  befreite  zugleich  den 
Pfondinhaber  von  jeder  Einquartierungslast'. 

Da  der  Kaiser  mitUerwmle  durch  den  Statthalter  ein  so  absolutes 
Regiment  in  Böhmen  ttbte,  wie  es  nicht  schRrfer  gedacht  werden 
konnte,  gegen  die  Teilnehmer  des  Aufttandes  die  Justiz  übte ,  ohne 
sich  an  die  bisherigen  Gesetze  zu  kehren,  die  Münze  nach  Belieben 
verschlechterte  und  Steuern  erhob,  ohne  die  Stände  um  deren  Be- 
willitrnng  zu  ersuchen,  so  war  die  iresetzliche  R'^LN'lung  seiner  Befug- 
nisse nicht  dringend  notwendig,  und  es  vergingen  mehr  als  zwei  Jahre, 


1  Wiener  Staatsarchiv:  Slawnta  im  den  Kaiser  dd.  26-  Februar  1622.  Slamtl» 
an  iiermaaD  (^uestcnberg  dd.  2Ö.  Februar  1622. 

*  Das  firaenoungsdiplom  Slawatas  snni  gebefaneo  Bat  ist  vom  7.  September 
1622  datiert  Es  wird  im  Neuhauscr  ArduT  aufbewahrt 

'  Archiv  des  k.  und  k  H*>!<  hstinanzministerimns :  Der  Kaiser  an  Liecbtenstein 
dd.  12.  September  1622.  Ptaodverschreibung  der  iierrbc-hafc  Melnik  dd.  24.  April 
1628.  —  Aichhr  ?on  Neuhaiu:  Ferdinand  U.  an  die  Gräfin  Slawata  dd.  6.  April 
16M.  Endlich  im  Jahre  1624  erlieft  er  der  Oemeldm  SlMvatit  S1<M6  Golden  «a 
iQdMtlndiger  Steoer. 
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ohne  dalk  die  kaiserlidieu  Räte  iu  ihreu  Beratuugeu  die  Veifassuugs- 
frage  gestreift  hätteu  Das  allgemeiue  Eleud,  das  iu  Böhmeu  durch 
das  unkoDtrollierte  Gebaren  der  Behörden,  durch  die  Mtlnzver- 
Sfhlechteruufj:  und  durch  die  tausendfacheti  Konfiskationen  eintrat, 
bewirkte  aber,  dafs  mau  endlich  doch  dir  Koi^ulienrnji  Vf^rfsissuu^ 
wieder  in  Ancrriff  nahm,  weil  mau  von  ilir  Hille  «'iwartete.  Alü  der 
Kaiser  aul  iseiuer  Rückreise  vom  Regeusbuiger  [»eputationstaüe  in 
Praj;  eintraf,  onlnete  er  dalier  neue  Beratunuren  ül»er  diesen  (lOgeu- 
staud  au  und  bestimmte,  dolb  bich  au  deusolbeu  uebeu  dem  Fürsten 
Liechtenstein  der  Kanzler  Lobkowitz,  Slawata,  Martiiiitz,  Kolowrat» 
Talinbetg,  Michna,  Kostitz  und  der  Beichshofrats-Viceprilsident  Frei- 
herr von  Strafalendorf  beteiligen  sollten.  Alle  Genannten  traten  mit 
Ausnahme  des  erkrankten  Liechtenstein  am  21.  April  1623  zusammen 
und  begannen  die  Beratungen  auf  Grund  eines  ihnen  vom  Kaiser 
fibergebeueu  Fragebogens.  Das  Protokoll  führte  Strahlendorf;  die 
Beratung  fand  in  deutscher  uud  lateinischer  Sprache  statt,  da  Slawata 
sich  mit  ungenügender  Kenntnis  der  deutschen  Spraclie  entschuld ii^te 
und  daher  seine  Bemerkungen  hie  uud  da  lateinisch  machte,  —  das 
Protokoll  wurde  von  Strahleudorf  in  lateinischer  Sprache  abgefafst 

Der  obei-bt^;  Kauzler  eröffnete  die  \'erhan(ilung  damit,  dals  er 
diejeui}4en  Fragen  vorlegte,  über  die  der  Kaiser  das  Gutaehku  ein- 
holen wollte.  Nachdem  mehrere  Formfragen  uiul  einige  uichl  zur 
Sache  gehörige  Angelegenheiten  erledigt  waren,  begann  man  daraber 
zu  verhandeln,  ob  die  obenten  Landesbeamten  in  ihrer  selbBtändigen 
Stellung  beizubehalten  seien  oder  ob  der  Kaiser  die  Regierung  so 
einrichten  solle  wie  in  Österreich;  femer  in  welcher  Weise  die  Ver- 
fassung unizuAndem  und  welche  Befugnisse  doi  Landtagen  erteilt 
werden  sollten.  Slawata  ergriff  zuerst  das  Wort  und  erklüite  sich 
ftü*  die  Beibehaltmig  der  obersten  Beamten.  Der  Kaiser  habe  zwar 
erklärt,  dafs  er  das  Königi-eich  nut  dem  Schwerte  erobert  habe,  und 
sich  also  in  seiner  Hoheit  keinen  Eintrag  thuu  lassen  wolle;  alk^in 
die  obereten  Beamten  liätten  stets  die  schuldige  Treue  liewahri  und 
auch  in  der  letzten  Rebellion  habe  sich  nur  die  Minderheit  izegeu 
dieselbe  vergangen.  Der  Eid,  welchen  die  Beamten  nicht  blol's  dem 
König,  sondern  auch  den  Staudeu  geleistet  hätten,  könnte  dagegen 
geändert  oder  näher  erläutert  und  dailurch  allen  Unzukönunlichkeiteu 
begegnet  weiden.  Er  empiahl  auch  die  Beibehaltung  aller  obersteu 
Beamten;  im  Belieben  des  Königs  liege  es  ja»  ihnen  jenen  Wirkungs- 


)  Wiener  StaaCsarchiv:  Stnblendotft  Aufeeichuungen  Uber  die  Beratung  dd. 
81.  April  16S9. 
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kreis  zuzuweisen,  den  er  angeniessen  finde;  im  Falle  seiner  Abwesen- 
heit sollten  sie  jedoch  die  Regierung  nicht  mehr  i&hren,  sondern  ein 
von  ihm  ernannter  Statthalter.  Obwohl  der  Kaiser  erkiftrt  hatte,  er 
weide  die  Krone  aus  dem  Lande  fuhren  und  also  nicht  mehr  in  Karl- 
stein, sondern  in  seiner  Residenz  verwahren  lassen  und  dadurch  das 
Burfigrafcnanit  von  Karlstein  seine  Bedeutung  verlor,  wollte  Slawata 
trotzdem  dasselbe  beibehalten  wissen,  weil  der  Hemi-  und  Ritterstand 
das  Einkommen  nicht  u^cvn  uiissen  würde,  <las  mit  jedem  der  beiden 
Burfrcrafeniiuiter  veihunden  war  und  weil  der  König  sieh  der  Bnnr- 
^'lafen  dort  bedieiiou  kunno,  wo  er  eben  die  Krone  verwahren  wunlo. 
In  Bezup:  auf  das  Kanzleramt  nahm  Slawata  den  Vorschlag  in  brtietV 
der  Besetzung  desselben  mit  dem  l'ropste  von  Wvschehrad  auf;  alUiu 
die  Kommisdon  beschloft,  daft  die  Personenfrage  im  Belieben  des 
Königs  stehen  und  es  ihm  freigestellt  sein  solle,  entweder  ein  Mit- 
glied des  Hermstandes  oder  den  Wyscfaehrader  Propst  dazu  zu  er- 
nennen. 

In  Ansehung  der  Verfi^ungs-  und  Gesetzesrevision  emenerte 

Slawata  seinen  Vorschlag  bezüglich  der  Wahl  einer  Kommission,  flie 
sftmtliche  Gesetze  eingehend  untersuchen  iiiul  entsprechende  Vorschläge 
an  den  Kaiser  erstatten  sollte.  Sobald  derselbe  seine  Entscheidung 
getroÜ'en  haben  wt\rde,  seien  die  neuen  Hpsetze  auf  dem  T-andtage 
kundzuthun:  jede  Mitwirkung  der  Stiinde  au  der  Revision  sollte  also 
ausgeschlossen  bleiben.  In  Ansehung  der  Landtage  bemerkte  Slawata, 
dals  sie  die  königliche  Auktorität  geschwächt  hatten,  doch  wollte  er 
sie  nichtsdestoweniger  beibehalten,  wofern  auf  tlenselben  über  nichts 
anderes  verhanddt  wQrde,  als  Qber  die  königlichen  Propositioneu. 
Niemand  sollte  also  selbstXndig  einen  Antrag  steilen  oder  Klagen  in 
seinem  oder  der  übrigen  Stünde  Kamen  erheben  dttrfen;  sondern» 
wenn  jemand  etwas  wichtiges  und  dem  Gemeinwesen  nützliches  ror- 
znbringen  hätte,  so  sollte  er  durch  den  Kanzler  dem  König  Mitteilnng 
machen.  Im  Belieben  des  Königs  stehe  es  dann,  von  diesem  Vor^ 
schlag  im  eigenen  Namen  Gebrauch  zu  machen. 

Neben  Slawata  beteiligte  sich  an  der  Debatte  hauptsÄchlieh 
Martinitz.  Seine  AusführuuKen .  soweit  sie  Strahlendorf  verzeich- 
nete, betrafen  hauptsilchlich  die  tTeistlichkeit  und  standen  nicht  im 
strengen  Zusammenhang  mit  den  vorjelentcMi  f>agen.  Er  wollte 
namentlich  die  geistliehen  Gilter  nicht  länger  als  Kammergüter  be- 
zeichnet und  also  vor  der  Beschlagnahme  durch  den  König  geschützt 
wissen.  Keine  Ketzer  sollten  geduldet  werden,  die  Erziehung  junger 
Leute  in  ketzerischen  Orten  nicht  gestattet  sein,  die  carolinische  Uni- 
versität mit  der  Jesuitenakademie  verbunden,  Seminare  für  die  Heran- 
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iNldnog  junger  EdeUeute  und  BOrgerasöhne  fbr  den  geistlicben  Staad 
b^ündet  werden.  In  Änsehung  des  Landtags  riet  er,  dafs  die  Geist- 
liebkeit  einen  eigenen  Stand  bilden,  der  Erzbischof  im  Landtage  den 
ersten  l'laty  einnehmen ,  die  übriu'en  PrAlaten ,  darunter  auch  die 
Rektoren  der  Jes^uitenkolleirien,  nach  dem  Herrn-  und  vor  dem  Ritter- 
stnnd  ihren  Sitz  nehmen  sollten ;  die  rebelh'srhcn  kOuiglichen  Städte 
sollten  Eijrentum  des  Königs  sein  und  die  Vertrelunu  des  Büifier- 
standes  auf  dem  Landtage  auf  sephs  Städte  reduziert  werden:  auf 
Pra;^ ,  l'iläeu,  Budwcis ,  Brüx,  Kaaden  und  Aufsig.  in  Ansehung  der 
Krone  empfahl  er  au  den  Kaiser  die  Bitte  zn  stellen,  sie  im  Lande 
zu  belassen.  Michna  empfahl,  dab  dem  Burggrafon  von  Karlstein, 
wenn  das  Amt  beibehalten  vtttde,  die  An&idit  ober  die  militftri8che& 
Angelegenheiten  des  Landes  fibertnigen  wflrde. 

Zum  Scblofii  beschäftigte  man  äeh  mit  der  Frage,  die  Be- 
gierung  im  Falle  der  Abwesenheit  des  Königs  führen  solle.  Seit 
Mathias  waren  die  obersten  Beamten  dazu  berechtigt  gewesen;  jetzt, 
wo  man  deren  Stellung  herabdrticken  wollte  und  ihren  Wirkunirskreis 
dem  Belieben  des  Königs  auheimstellte,  wollte  man  diese  Berechtitrung 
nicht  mehr  anerkennen.  Slawata  schlug'  deshalb  vor,  dafs  der  König 
einen  Statthalter  zu  ernennen  befugt  sein  solle,  stellte  es  ihm  aber 
schlietslich  auheini ,  zu  thun ,  was  er  wolle ;  er  meinte  zugleich, 
es  wäre  erepriefslicb ,  wenn  »ier  König  zeitweise  in  Prag  residieren 
wQrde.  Martinitz  trat  mit  Feuer  für  die  Residenz  des  Kaisers  in 
Prag  auf ;  hier  und  nidit  in  Wien  solle  er  seinen  Sitz  nehmen ,  weil 
die  Stadt  grob,  die  Lebensmittel  billig,  die  Luft  gesund»  und  die 
barbarischen  Völker  weiter  entfernt  seien.  Eine  Folge  der  Terftuderteu 
Bedeutung,  wdehe  fortan  den  St&nden  zukommen  sollte,  war  der  Ton 
der  ganzen  Versammlung  angenonnnene  Beschlufs,  dafs  die  Erteilung 
dee  Inkolats  an  Ausländer  nicht  mehr  zu  den  Befugnissen  der  Stände 
gehören,  sondern  alleiniges  Recht  des  Königs  sein  sollte.  Alliremeine 
Zustimmung  fand  auch  der  Antrag,  dafs  in  der  zu  revidirn  nden 
Landesordnung  die  Erblichkeit  des  Thrones  nicht  auf  die  manuliche 
und  direkte  Nachkommenschaft  allein  beschriinkt  l)leiben  sollte. 

Weiche  Beschlu>>e  endgültig  gefaf>«t  wurden .  ist  nicht  bekannt, 
da  sich  der  Bt'richt  an  den  Kaiser  nicht  erhalten  hal.  mau  kann  je- 
dodi  aus  dem  Inhalt  der  Strahlendorfschen  Aufzeichnungen  entnehmen, 
dals  die  Anträge  Slawatas  und  Martinitz'  grölstenteils  gebilligt  wutdeii. 
Neben  ihnen  beteiligten  sich  auch  die  ttbrigen  Mitglieder  der  Korn* 
mission,  doch  nur  in  untergeordnetem  Grade,  an  der  Debatte.  Nur 
der  Kanzler  schwieg;  sei  es,  daJs  er  als  VonitBender  der  Kommisston 
nicht  in  dieselbe  eingreifen  wollte,  sei  es,  dafs  er  die  Antrftge  Slawatas 
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mUsbinigte,  aber  dieselben  nicht  zu  bekämpfen  wagte.  Wdcbe  Ant- 
wort der  Kaiser  auf  das  ihm  Qberreickte  Gutachten  gegeben  hat,  ist 

ebensowenig  bekannt,  aber  jedenfalls  dürfte  er  sdion  damals  den 
Aoftrai;  zur  Wahl  einer  Kommission  gegeben  liaben,  welche  die 
Landesordnung  und  sämtliche  Gesetze  revidieren  sollte.  Die  Arbeit 
bedurfte  jedenfalls  längerer  Zeit,  da  sie  sich  nicht  bloTs  auf  das 
Staatsrecht,  sondern  auch  auf  das  Straf-  und  Privatrecht  und  auf  die 
Gerichtsordnung:  erstrecken  sollte.  Aus  dem  Stadium  vorbereitender 
Beschlüsse  kam  man  auch  diesmal  nicht  heraus ;  nur  in  einem  Punkte 
wurde  schon  jetzt  eine  unvenUckbare  Thatsacbe  geschaffen  ;  ilcr  Kaiser 
befahl  nämlich  die  Wegnahme  der  Krone  und  der  Krönungsinsignien 
von  Kailstein  und  nahm  sie  auf  seiner  BOckreise  naeh  Wien  mit 
Das  Königreich  war  erobert  und  der  Kaiser  betrachtete  daher  die 
Krone  als  sein  alleiniges  Eigentum.  Die  Boig  und  Herrschaft  Karl- 
Stein  schenkte  er  spftter  der  Kaiserini  und  dieee  vezpfiü&dete  beides 
mit  seiner  Zustimmung  im  Jahre  1626  an  Johann  d.  L  Kawfca  TOn 
Bi£an  um  50000  Gulden  rheinisch*. 

Da  Ferdinand  nicht  eher  einen  Landtag  berufen  wollte,  als  bis 
die  revi'lif  rtf  Landesordnun-j:  fertig  treworden  war,  um  danach  die 
Verhandluntren  zu  rr^'tdu,  er  aber  Geld  l>rauchte,  schrieb  er  im  Jahre 
1623  die  Steuern  aus  eigener  Machtvollkommenheit  aus.  Zu  Ende 
des  Somujers  (20.  September  1C23)  verfügte  er  die  Annullierung  aller 
Eintragungen  in  die  Landtafel,  die  während  des  rebellischen  Regiuientü 
vor  sich  gegangen  seien.  Es  sollten  also  alle  Aussprüche  und  Sen- 
tenzen des  Landrechts,  alle  Erb-  und  Heiratsgutveisdireilmugen, 
Kontrakte,  Einlagen,  Relationen,  Testamente «  VoUmachtBerteilungen, 
gerichtlichen  Vorladungen,  Bestallungen  von  Vormundschaften,  Leistungen 
Ton  BOrgschaften,  Inkolatserteilungen»  Abschätzungen,  Steckbriefe  aus 
der  Landtafel  ausgelöscht  und  fOor  ungültiL'  erklärt  werden.  In  dem 
deshalb  erteilten  Auftrage  bemerkte  der  Kaiser,  dafs  er  nie  und 
nimmer  gesonnen  sei,  „die  Rechte  der  getreuen  Unterthanen  des 
Köniirreichs  P>5hmen  zu  vernichten  oder  zu  verkleinern,  sondern  viel- 
mehr  dafür  sorge,  dieselben  bei  ihren  Rechten  und  Gerechtigkeiten, 
jedoch  mit  Vorbehalt  seiner  königlielieu  Gewalt  und  Macht,  auch  ohne 
Beleidigung  seines  Erbrechts  zu  schützen  und  zu  erhalten"'.  Man 


'  >^:tch8iscbe8  Staatsarchiv:  I.clr/oltor  an  Kursachsen  dd.  9.  19.  Mai  1G2:1  — 
Wiener  ätaatsarchiv:  Zostimmoag  Ferdinands  IL  zur  Verpfändung  von  Karlstein  dd. 
17.  Oktober  1626. 
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kann  nicht  behaupten,  dafe  dieses  Versprechen  sich  blois  auf  das 

Privatrecht  des  Adek  hezojr,  denn  dasselbe  konnte  nicht  wohl  in 
Widerspruch  mit  dem  vom  Kaiser  in  Anspruch  genommenen  Erbrechte 
oder  mit  seiner,  sei  es  absoluten,  sei  es  beschränkten  Machtvollkommen- 
heit ?tehen;  dio  höhtnisrlion  Stilndr  deuteten  daher  das  Versprechen 
so,  (lafr  PS  sich  cbt'nso  auf  das  iirt't'iit liehe  Recht,  wie  auf  das  (durch 
die  verfiij^te  Annullierung  wielitiL'er  Tiivaturkunden  angetastete)  Privat- 
recht bezog.  Wenn  man  auf  den  Widerspruch  zwischen  diesem  Ver- 
sprechen und  deu  Bcratungtii  in  Prag  hinweisen  wollte,  so  giebt  es 
auch  dafür  eine  Erklärung.  Bethleu  rüstete  sich  damals  zu  einem 
Angriff  gegen  den  Kaiser ,  der  um  so  gefiüiilicher  werden  konnte, 
wenn  sich  an  demselben  die  kanm  niederüewoxfenen  böhmischen 
Lftnder  beteiligten.  Da  der  Kaiser  sein  Yerspiecben  übrigens  «Yor- 
behaltlieh  seiner  königlichen  Macht  und  Gewalt*  gab,  so  konnte  er 
ihm  später  eine  beliebige  Interpretation  geben.  Tfaatsftchlich  hatte  er 
die  Hände  ^Nieder  frei,  als  Bethlen  sich  noch  vor  Jaliresschlurs  von 
dem  Kampfplatz  zurückzog  und  so  s^  Einflufs  auf  das  Schicksal 
Böhmens  ein  Ende  nahm.  Die  grenzenlose  T^nordnung  in  diesem 
Lnndf^,  die  infolge  der  Kriegsnot  und  des  Staatsbaukerotts  durch 
Kntwertung  der  Münze  auf  den  sechsten  Teil  des  Nennwertes  ein- 
getreten war,  bewirkte,  dais  jetzt  alle  Welt  nach  Berufung  eines 
Landtages  schrie.  Selbst  Liei  htt  iistein  gab  dieser  Meinung  Ausdruck. 
Der  Kaiser,  der  von  dein  Landtage  grölsere  Steuerleistungen  erhoffte, 
nnd  sie  driogeoder  als  je  brauchte,  gab  dem  Drftngeu  nach  und  be- 
vollmächtigte den  Statthalter,  den  Zusammentritt  eines  Landtages  bis 
zum  Feste  Simon  und  Juda  in  Aussicht  zu  stellen;  er  versprach  sogar 
selbst  zu  dessen  ErOfhung  zu  erscheinen.  Da  er  auf  dem  Landtage 
bereits  die  re\idierte  Landesordnung  publizieren  wollte,  befohl  er, 
dafs  die  ndt  der  Revision  betraute  Kommission  ihre  Arbeit  schleunig 
beenden  und  das  Elaborat  unverweilt  nach  Wien  einschicken  solle'. 

Die  Kommission  hatte  in  der  That  ihre  Arbeiten  begonnen;  doch 
ist  i\l>''r  deren  FnrtL'nn-^  nichts  weiter  bekannt,  als  dafs  sie  an  den 
Erzbisehof  zahlreiche  l'Vauen  richtete,  die  siel)  auf  die  Ncuordnune: 
der  kirchlichen  Verhältnisse  und  auf  die  Umarbeitung  der  betretrendeu 
Artikel  <ler  alten  Landesordnung  bezogen.  Krzbischof  Hairach  säumte 
nicht,  eingehende  Beratungen  hierüber  mit  dem  Domkapitel  und  «leu. 
Übrigen  PriÜaten  des  Landes  zu  pflegen  und  die  Antworten  sowohl 
der  Prager  Kommission,  wie  dem  Kaiser  zukommen  zu  lassen.  Ihre 


*  Böhmiscbec  Statthiiltereiarchiv:  FerdmMd  IL  an  Karl  t<hi  Liechtensteiii 
dd.  18.  April  1624. 
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Tendenz  giu}^  selbstverstilnHlicli  auf  inotrlichste  Erhöhmi}:  il<-  Ansehens 
der  Geistlichkeit  und  auf  l  iiterdiückung  ihrer  Oeprner;  iU)er  die  Vor- 
schhijie  im  eiuzehit  ii  sind  wir  jedoch  nicht  unten  ithtet 

Da  die  Kommission  mit  der  Vollendung  ihrer  Arbeit  zögerte  und 
auch  der  Kaiser  bald  die  Lust  verlor,  bei  dem  Landtage  zu  er- 
scheinen, teils,  weil  es  ihm  an  dem  notwendigen  Gelde  zu  einer  jeden» 
fftllB  kostspieligen  Reise  mangelte,  teils,  weil  er  sich  vor  meudiel- 
mörderischen  Angriffen  von  Seite  des  Volkes  fürchtete,  das  durch  die 
steten  Konfiskationen  und  allerlei  Stroftnafsregeln  auf  das  äufserste  gereizt 
war,  so  fra^e  er  bei  dem  Statthalter  an,  ob  seine  Anwesenheit  unumfjräng- 
lich  notwendig  sei  und  ob  er  (der  Statthalter)  nicht  selbst  den  Landtag 
ernffiH  u  krmnte.  Liechtenstein,  der  weiren  seiner  Krilnklichkeit  damals 
in  KarlshiKl  weilte,  nah  zur  Antwort,  dals  die  Anwesenheit  des  Kaisers 
drini:eud  iiotweiuiig  sei ,  um  in  die  von  einem  Auflösungsproiiels 
bedrohte  Regienmg  wieder  Leljeu  uiul  Ordnunu  zu  bringen.  Er 
beschuldigte  hiebei  die  vornehmsten  obersten  Beamten,  sowie  die 
Beisitzer  der  verschiedenen  Gerichte  mangelhafter  Pflichterfüllung, 
indem  sie  sich  mehr  um  die  Administration  ihrer  Güter  kflmmerten 
und  deshalb  zumeist  auf  dem  Lande  lebten,  anstatt  in  Prag  ihres 
Amtes  zu  walten.  Alle  Amtsgeschfilte  worden  langsam  oder  gar  nicht 
erledigt,  und  namentlich  komme  es  in  den  Prozessen  nur  schwer  zu 
einer  Entschei<lung,  und  zwar  zum  Teil  auch  darum,  weil  die  Par- 
teien sich  auf  Statuten  und  Trivilegien  beriefen,  bezüglich  deren  die 
Richter  \m  Zweifel  seien,  oli  sie  bei  der  vom  Kaiser  bcabsiditi^'ten 
Änderung  noch  länger  (lelluii^'  hiltteu.  Liechtenstein  war  über/.eu^zt, 
nur  die  Anwesenheit  des  Kaisei^i  könne  diese  Zweifel  beseitigen  und 
die  Amtspersonen  zur  eitrigen  Pflichteitiillung  vermögen.  Er  klagte 
auch  Uber  den  ^fangel  an  tauglichen  I'ersunen  für  die  verschiedenen 
Amtsgeschafte  und  empfahl  deshalb,  dals  man  von  der  bisherigen 
verfassungsmfifsigen  Gepflogenheit,  wonach  nur  Böhmen  bei  den  Ämtern 
verwendet  werden  durften,  Umgang  nehme,  und  der  Kaiser  Beamte 
aus  allen  seinen  Erblanden,  also  auch  zum  Beispiel  aus  Österreich 
oder  Steiermark  berufe.  Die  notwendigen  Beratungen  Ober  alle  diese 
V^besserungen  würden  am  schnellsten  in  Prag  in  Anwesenheit  des 
Kaisers  gepflogen  werden  ;  lasse  sich  der  Kaiser  hierüber  nach  Wien 
lierichten,  so  ziehe  sich  die  Beform  ins  endlose  hin.  Während  die 
Mahnungen  Liechtensteins  ernst  genug  klangen,  widerriet  Michna,  der 
um  dieselbe  Zeit  in  Wien  weilte,  die  Reise  nach  lYag  mit  der  Be- 


*  Encbischöf liebes  Archiv:  Uamch  an  den  Kaiser  «Id.  (vor  dem  20.  Oktober 
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bauptung,  dafe  der  Statthalter  wohl  allein  der  Sebwierigkeiten  Herr 
werden  wfirde.  Offenbar  wollte  sich  Miehna  mit  seinem  Ratschlag 
nur  einscbraeieheln;  er  erriet,  wasderKfaser  selbst  wQnsefate,  obwohl 
aueb  der  Kander  und  Slawata  die  Bdse  anieten^  Die  Steuer  im 
Lande  wurde  also  durch  eine  ein&che  Verfüp[ung  des  Statthalters 
weiter  erhoben.  Die  oberFtcn  Beamten  und  Räte  Böhmens  richteten 
bei  dieser  Gelegenheit  in»  Namen  der  sämtlichen  Stände  eine  Zu- 
schrift an  den  Kaiser.  Sie  beobachteten  damit  eine  altherkömmliche 
Übuni;:  so  oft  der  Landta^f  niclit  versanimell  und  die  Beamten  und 
Räte  insgesamt  eine  Haudlun«:;  vornahmen,  thaten  sie  dies  im  Namen 
der  Stände,  denen  sie  ja  ebeoso  wie  dem  König  eidlich  verpflichtet 
waren. 

Als  der  Termin,  bis  zu  welchem  die  neue  Steuerausschrei  bang 
lautete«  sidi  dem  Ende  nftherte,  schickte  der  Kaiser  den  Grafen  von 
Trauttmansdoiff  und  den  damals  in  Wien  weilenden  Slawata  nach 
Prag,  um  mit  Liechtenstein  und  den  übrigen  obersten  Beamten  und 
Bäten,  die  sieh  im  Monat  Dezember  alle  in  Prag  einfinden  sollte, 
jene  Geschüfte  zu  beraten,  für  deren  Erledigung;  seine  Anwesenheit 
80  sehr  gewfinscht  wui-de*  Die  beiden  kaiserlichen  Koinmissftre  langten 
am  30.  November  in  Prag  an  und  teilten  dem  Füi"sten  von  Liechten- 
stein ihre  Auftraüre  mit,  worauf  dieselben  in  seiner  nnd  der  übrif^en 
oitersteu  Beamten  Wesenheit  am  2.  Dezember  beraten  wuiden.  Von 
den  kaiserlirben  Koinmissiiren  nahm  nur  Slawata  an  den  Beratungenteil, 
da  er  von  den  übrigen  Teilnehmern  ansdrücklich  <laruni  ersucht  worden 
war^.  Bei  dieser  Gelegenheit  wurde  den  obersten  Beamten  nnd  Räten, 
wie  bereits  erzählt  wurde,  ein  strenger  Verweis  für  die  Zuschrift  erteilt, 
welche  Me  im  Namen  der  Stände  an  den  Kaiser  gerichtet  hatten;  der 
Kaiser  habe  sämtliche  Beamten  und  Bäte  neu  ernannt,  sie  seien  nichts 
anderes  als  seine  Diener,  keine  Vertreter  der  Stände,  wie  dies  ehe- 
mals der  Fall  gewesen,  und  dürften  deshalb  nicht  in  deren  Kamen 
sprechen.  AUerdings  war  die  Verfassung  nocii  nicht  geändert,  aber 
sie  war  wenigstens  aufser  Wirksamkeit  gesetzt  Zum  erstenmal  wurde 
es  jetzt  auch  jenen,  die  nicht  ins  Vertrauen  gezogen  waren,  klar,  dafe 
die  stiindiscben  Rerlite  nnd  Freiheiten  begraben  seien.  Alle  Beamten 
und  Räte  hatten  nichts  eiligeres  zu  Üiuu,  als  ihr  Bedauern  tiber  ihre 

*  Archiv  des  k.  k.  MiuisteriuriLs  des  Imieiii  i»  Wie«:  (iertinger  an  Ferdi- 
nand U.  dd.  12.  Juni  1624.  —  SltebsiBche«  StaataarrMv :  Zeidler  an  Kursaehaen  dd. 

28.  Juni  1G24. 

-  TrauttinansdoiflVi lits  Airhiv:  Ferdinand  II.  un  den  Grafen  von  Trauttmans- 
durfi  dd.  31.  Oktober  1624.  erdiDanü  au  LiechteusieiD  dd.  31.  Oktober  1624.  — 
Rimdni^  Ardiir:  SUwatn  «n  den  Kander  LobkoiriU  dd.  4.  Dttonber  1621. 
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unrichtige  Sdireibweise  auszudracken  und  zu  versicfaern,  dafe  dieselbe 
ohne  ihr  Wiaaen  von  einem  Selcretär  angewendet  worden  und  sie 
folglich  unschuldig  seien;  es  sei  ihnen  nie  in  den  Sinn  gekommen, 
im  Namen  der  Stftnde  zu  sprechen  und  werde  auch  nimmennebr  ge> 

seilt  hcn.  Dennoch  ersuchten  sie  um  die  Bestätigung  ihrer  Privilegien, 
damit  wieder  Vertrauen  ins  Land  zurückkehre.  Sie  l)eschränkten  zwar 
ihre  Forderunpr,  indem  sie  orklilrten,  nichts  zu  verlangen,  was  der 
katlioliscliPii  Keli^rinn ,  der  Krb,i:erechtigkeit  des  könijrlirbon  Hauses 
und  (Ini  Hechten  <les  Kunigs  Finfraj?  thue,  aber  sie  hoft'teu  dabei  auf 
eiiif  solche  Aush'L,'un,L'  der  koiimliclien  lU'chte,  dafs  ein  crrofser  Teil 
ihrer  oiueneii  Kedito  unversehrt  bleiben  wiirde.  Kine  Angele^renheit, 
die  iiaiiUniausiiorrt  und  Slawata  blofs  mit  Liechtenstein  und  einem 
Teil  der  Bäte  verhandelten,  betraf  die  Frage,  ob  die  Landtafel  Pro- 
testanten noch  weiter  zugänglich  sein  solle.  Die  Anwesenden  ent* 
schieden  sich  dahin,  dafe  dies  nur  bei  jenen  Protestanten  der  Fall  sein 
solle,  die  im  Besitze  ihrer  Gfiter  belassen  wttrden  oder  denen  der 
Kaiser  den  Ankauf  derselben  gestattet  habe;  diese  dürften  ihre  Gdter 
auf  ihre  Erben  tUioitragen  und  die  letzteren  sich  als  Eigentttmer 
wie(i<T  in  die  Landtafel  eintrap:en  lassen;  der  Ankauf  neuer  ab^  sollte 
ihnen  fortan  verwehrt  sein  Nodi  tiefer  beridirte  die  Verfassungsfrage 
eine  (iritte  Angelegenheit.  Der  Kaiser  verlangte  nicht  blofs  die  ge- 
wöhnliche Ifansstener  (eigentlich  Grundsteuer),  sondern  auch  die 
Fort/ahinng  des  Biergeldes,  und  begründete  dies  damit,  <lafs  seit  dem 
Siege  aut  dem  Weifsen  Berge  „der  ganze  Status  des  Ktinigreichs  ver- 
ändert" und  er  berechtigt  sei,  Steuern  auch  ohne  Berufung  des  Land- 
tages auszuschreiben.  £r  bemerkte  jedoch,  dals  er  trotzdem  die 
Steuern  vom  Landtage  verlangt  hfttte,  wenn  ihm,  da  er  den  ersten 
Landtag  nach  dem  Siege  persönlich  erOifnen  wolle,  die  Beise  nach 
Prag  jetzt  schon  möglich  gewesen  wftre.  Die  Beamten  und  Rate 
waren  auf  diese  Mitteilung  hin  damit  einverstanden,  dab  der  Statt« 
halter  die  betreffende  Grundsteuer  ausschreibe;  zur  Zahlung  des  Bier- 
geldes sollte  jedoch  nur  der  Bürgerstand  verpflichtet  werden,  mit 
welcher  Kinschränkung  Liechtenstein  zufrieden  war.  Auch  gaben  sie, 
obwohl  schweren  Herzens,  zur  Ausschrei  bunt:  zweier  neuer  SteuerUi 
einer  Weinsteiu'r  und  ( )chsensteiier,  ihre  Zustininuing 

Ferdinand  ^ing  nun  in  <ler  Verfassungsfra'-re  einen  Schritt  weiter, 
indem  er  die  Revision  der  Landesordnuni  einer  neuen  Kommission 
zur  Begutachtung  übergab.    Diese  Konunission  bestand  vorzugsweise 

*  TrauttiiiJiusdorffschts  Archiv:  Trauitniattsdorft"  und  .slawata  au  teriliiiiMul  IL 
dcl.  la  Dexemlier  1604. 
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aus  dsterreidiischen  Beamten;  neben  dem  Forsten  von  Liechtenstein, 
dem  General  Albreeht  von  Waldstein  und  dem  lausitzer  Fireihemi 
von  Nostits,  dem  deotscben  Vicekanzler  Air  Böhmen,  irurden  in  die- 
selbe berufen:  der  Reichshofratsvicepräsident  Freiherr  von  Strahlen- 
der^ der  österreichische  Hüfvicekniizli  r  Freiherr  Werda  von  Werden- 
berg, die  Reichshofräte  Otto  Melander  und  Konrad  Hillebrand  nnd 
der  Appellationsrat  ITassold.  Die  Mehrzahl  der  FcLriitachter  war  dem 
Lande  fremd,  auch  Lioclitenstein,  Waldstcin  iiml  Nostitz  hatten  Tntor- 
essen,  die  mit  denen  des  Landes  zum  Teil  iiiilit  übereinstimmten;  das 
letzte  l'rteil  aber  eine  Lebensfrage  deb  Landes  spr  u  lieii  also  Personen, 
bt'i  denen  man  kein  besonderes  Mitgefühl  für  die  Einwohner  desselben 
vorau8i>etzen  konnte.  Slawata  wurde  in  diese  Kommission  nicht  be- 
rufen, er  nahm  aber  an  der  Supenevision  teil,  die  spftter  unter  dem 
Vorsitz  des  Kaisers  nnd  unter  Teilnahme  Eggenbergs  und  Harraeha 
angestellt  wurde.  Der  Kommission  wurde  eine  Direktive  für  ihre  Be- 
schlösse gegeben,  die  dabin  lautete,  dafs  sie  nichts  der  katholischen 
Beligion  pri^udizierliches  zulassen,  das  königliche  Recht  nicht  schmftlem 
und  ein  schickliches  Privatrecht  (jus  «nequabile  privatoruin)  z^^ischen 
den  Eingeborenen  und  den  Ausländem,  die  mittlerweile  (d.  h.  nach 
dem  Jahre  lf)20)  ins  Land  aufgenommen  worden  seien  oder  künftig 
aufgenommen  werden  würden,  herstellen  sollte.  Die  ei-sten  zwei 
Punkte  sind  klar  und  deutlich,  weniger  der  dritte  Punkt;  aus  dem 
Inhalte  der  erneuerten  Landesordnung  ersieht  man  jedoch,  dafs  der 
Kaüsc'r  die  Differenzen  zwischen  dem  hOhmisrhen  Privatrecht  und  der 
böhmischen  Gerichtsordnung  einerseitc»  und  dem  gemeinrechtlichen 
GericJitsverfohren  andererseits  zu  Gunsten  des  letzter«!  beseitigt 
wOnschte*. 

Die  Revisionskommission  begann  ihre  Beratungen  in  Wien  am 
17.  M&rz;  an  der  ersten  Sitzung  beteiligten  sich  alle  Mitglieder  der- 
selben, mit  Ausnahme  Strahlendoris  und  Hassolds.   In  den  eisten 

beiden  Konferenzen  wurden  hauptsächlich  die  staatsreelitlichen  Fragen 
erledigt,  in  der  dritten  Sitzung,  die  am  20.  März  stattfand  und  an  der 
sich  nur  Strahlendorf,  Nostitz,  Melnnder  uml  ITillebrand  heteiligten, 
nahmen  die  lU  ratungen  über  das  i'rivatrecht  ihren  Anfang.  Bevor 
sie  noch  weiter  geführt  wurden,  erstattete  die  Kommission  Uber  ihre 


*  Böbniisches  Staatsarchiv:  Fenlinand  II.  an  die  obersten  Beamt<:n  mul  Land» 
rechtiheisitzer  ilil.  10.  .laimar  102r>.  Archiv  des  k.  k.  Ministeriums  des  Innfiu 
in  Wien:  Kaiserliches  Dekret  tür  Liechtenstein,  Albrecbt  vou  Waldütcin,  Strahleu- 
dorf, Werdenberg,  Nostitz,  Melander,  HUlebnmd  und  Hiissold  dd.  19.  Mirz  1625i. 
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Arbeiten  und  VoneUSge  einen  Bericht  an  den  Kaiser,  der  zur  Über- 
prOftug  derselben  eine  neue  KommiaBion,  die  wir  zum  Unterschiede 

Supenevinonakominissioa  benoimen  wollen,  berief  und  die  aufser  ihm 
und  seinem  ftltesten  Sohn  noch  aus  dem  Fürsten  von  Eggenberg,  den 
Grafen  Harrach  und  Slawata  und  den  Freiherm  Werda  und  Kostitz 
bestand.  Nostitz  wurde  wahi-schcinlirh  berufen,  um  über  die  Gründe, 
welche  die  erste  Koiiimission  bei  ihren  VorsehlSgeii  i,Tleitet  hatten, 
Autschlufs  zu  geben.  Bemerkenswert  ist,  dals  der  Kauzler  Lobkowitz 
weder  in  die  eine  noch  in  ilie  andere  Kommission  i)enifen  war.  Wir 
Wullen  hier  dea  Hauptinhalt  der  Beratungen  beider  Kommissionen 
ÄUgeben. 

Die  Revisionskommiflaion  begann  ihre  Verhandlungen  damit,  dals 
sie  ihr  Berufungsdekret  vorlesen  lieTs  und  dann  die  alte  Landesordnung 
paragraphenweise  erihrterte.  Artilcel  A,  der  von  dem  Erbrecht  der 
regierenden  Dynastie  und  von  der  KOnigswahl  im  Falle  ihres  Er- 
löschens handelte y  bedurfte  keiner  Änderung«  wenn  man  nicht  das 
Erbrecht  der  Frauen  erweitem  wollte.  Von  den  Frauen  waren  näm- 
lich nach  der  frtlheren  Auffassung  nur  die  Töchter  der  regier^den 
Dvnastie,  nicht  aber  df»ren  Nachkoujmen  beim  Erlösrhen  des  Mannes- 
Stammes  crbbert'fhlitrt  ijowesen  und  auch  diese  nur  dann,  wenn  sie 
nicht  verheiratt't  wan  n  oder  wenn  wenigstens  die  Ehe  mit  Zustiuimung 
der  Sti\nde  ein*zogaui.'en  worden  war.  Die  Koi!imis.-^iun  beabsichtigte 
tliatsilchlich  eine  Erweiterung  de.s  weiblichen  Erbrechtes.  Als  die 
SuperrevisioDskonmiissiou  über  diesen  Artikel  beriet,  erklärte  aber  der 
Kaiser,  dalh  er  sich  mit  den  Zugeständnissen  der  Goldenen  Bulle  be- 
gnügen und  überhaupt  die  Stände  nicht  zu  Bauern  machen,  sondem 
mit  Privilegien  ausstatten  wolle.  Es  hätte  also  Artikel  A  in  seinem 
Wortlant  belassen  werden  können;  aber  man  fhhlte  das  Bedorihis, 
ihn  wenigstens  durch  Strafbestimnmngen  stärker  zu  stützen.  Man  be- 
tonte deshalb  die  Gültigkeit  der  drei  genannten  Majestätsbriefe  ent- 
schieden und  bedrohte  jeden,  der  das  Ebrecht  der  regierenden  Dynastie 
angreifen  würde,  mit  der  Strati»  des  TTnr]]\errats. 

Artikel  A  '2.  den  Kronuugseid  bet^  tfend,  wollte  die  Komnn'ssion 
anfangs  in  il  .  lialien.  aber  so  umändern,  dals  (ier  König  nicht  an  die 
Aufrechthaltuug  der  alten  Gewohnheiten  und  Gebräuche  gebunden  sein 
sollte;  später  wollte  sie  den  Eid  entweder  ganz  abschaffen  oder  lUirch 
denselben  den  König  blofs  zur  Administration  der  Justiz  und  zur  un- 
geschmälerten Bewahrung  des  Besitsstandes  der  Krone  verpflichten. 
Die  Supenevisionskommission  machte  zu  diesem  Artikel  einige  Be- 
merkungen, die  mit  dem  Gutachten  der  ersten  Kommission  Oberein« 
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stimmteD.  Nach  der  schliefsliehen  Stitisieruiig  dieses  Artikels  (in  der 
neuen  Landesorduung  Ä  3)  schwur  der  König  bei  Gott,  der  Jungfrau 

Maria  und  allen  Heiligm,  dafs  er  „über  der  katholischen  lielipion 
festiglich  halten,  jedermann  die  Justiz  adniinistrieren  und  die  Stände 
bei  denen  von  X.  N.  konfirmierten  und  wohlhei  gebrachten  Privilegien 
handhaben .  auch  von  dem  Königreich  nichts  veraiienieren ,  sondern 
vielmehr  nach  Vpi  iiiüLien  dasselbe  vermehren  und  erweiteni  und  alles 
das,  was  zu  dessen  .Nutzen  und  Gedeihen  gereichet,  thun  wolle."  Die 
Worte  „Uber  der  katholischen  Religion  festiglich  halten",  sollten  wohl 
so  verstauden  werden,  dals  er  nicht  nur  selbst  an  ihr  festhalten,  son- 
deni  auch  keine  andere  Religion  im  Lande  dulden  wolle.  Die  un- 
bestimmte Fassung  der  auf  die  Bestätigung  der  Privil^en  bezQglichen 
Stelle  überliefe  es  dem  Belieben  der  Nachfolger  Ferdinands  II.,  nur 
die  von  diesem  sdbst  erteilten  Privilegien,  die  eigentlich  keine  Privi- 
legien mehr  genannt  woiden  konnten,  zu  bestätigen. 

Die  Protokolle  der  beiden  Kommissionen  erwfthnen  nichts,  dafe 
man  bei  dieser  Gelegenheit  an  eine  Vereidigung  der  Stände  dachte. 
Bis  dahin  hatten  dieselben  dem  neuen  König  keinen  Eid  geleistet, 
sondern  dieser  nur  ihnen.  Wahrscheinlich  im  Laufe  späterer  Ver- 
handlungen, voi!  denen  nichts  weiter  bekannt  ist,  wurde  man  auf 
diesen  Manuel  aiilmerkijam  und  si»  wurde  die  KintügunL'  »'iiH's  neuen 
Artikels  besclilossen ' ,  in  dem  die  Stände  verpfiichtel  wurden,  bei 
jedem  Thronwechsel  insgesamt  zu  schwören,  dem  König  treu  und  ge- 
horsam zu  sein,  an  keinen  Bündnissen  uuii  Verschwörungen  gegen 
ihn  oder  seine  Erben  teilzunehmen,  sondern,  wenn  etwas  derartiges 
zu  ihrer  Kenntnis  kftme,  augenblicklich  Anzeige  davon  zu  machen. 
Da  man  fand,  dafe  bei  einem  Thronwechsel  das  Regiment  des  neuen 
Königs  nicht  von  der  Anerkennung  der  Stünde  durch  die  Erb- 
huldigung abhängig  sein  dttrfe,  so  ergänzte  man  den  neuen  Ai-tikel 
(A  2)  durch  den  Artikel  A  41 ,  in  welchem  man  erklärte,  dal's  der 
Thron  nie  erledigt  sei,  sondern  unmittelbar  nach  dem  Tode  des 
Königs  sein  Erbe  succediere.  —  Nach  der  alten  Landesordnung 
konnte  man  eineu  Hochverrat  sowohl  gegen  den  König  als  auch 
gegen  die  Lniidcsordnung  begehen  (A  8).  Auf  den  Rat  der  l?e- 
visiünst\uiiimisM<iu  wurde  dies  geändert;  die  Superrevisionskommissiun 
war  damit  einvei-stnnden,  und  sn  konnte  man  bich  nach  Artikel  A  1)3. 
der  erneuerten  Laudesordnuni^  aui  eines  Hochverrates  gegen  deu 
König  schuldig  machen.  Der  Artikel  A  8  der  alten  Landeaordnung, 
welcher  bestimmte,  dafs  der  König  Verfügungen  zu  seinem,  seiner 


*  Es  ist  dies  der  Artikel  A  8  der  erneoerteii  Laadesordnung. 
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Erben  und  des  ganzen  Königreichs  Besten  nur  insoweit  treffen  dürfe, 
„als  dies  den  Rechten,  Freiheiten  und  Privilegien  (der  Stände)  und 
der  Landesordnuncr  nii-ht  /.um  Nachteil  ^reichen  wurde" ,  fand 
natürlich  keinen  H<Mfall  hol  der  Kevisinnskoniinission,  da  sie  dem 
Könige  das  \Urht  „(iesetze  und  Ordnuufien  /u  srhafTen  und  die  ge- 
gebenen Gesetze  nach  Belieben  zu  andern"'  vorhelialten  wollte.  Sie 
trug  deshalb  auf  die  Weglassung  des  Artikels  A  3  au,  weichem  Antrag 
(lie  Superrevisiooskommission  beistimmte.  Bei  der  SchluDsredaktion 
fand  die  Anschanung  bezüglich  des  alleinigen  QesetzgebungBrecbtes 
des  Königs  im  Artikel  A  8  ihren  Auadruck;  derselbe  lautet:  „Wir 
behalten  Uns  und  Unseren  Erben  und  nachkommenden  Königen  aus^ 
drileklich  bevor,  in  diesem  Unsem  Erbkönigreich  Gesetze  und  Bechte 
zu  machen  und  alles  da^enige,  was  das  Jus  legis  ferendae,  so  uns  als 
dem  König  allein  zustehet,  mit  sich  bringet." 

Einige  Historiker,  die  sich  mit  diesem  Gegenstande  in  neuester 
Zeit  beschäftigten ' ,  hal)eu  aus  «lern  Wortlaut  dieses  Artikels  ge- 
schlos.sen,  dafs  Ferdinand  II.  sich  un<l  seinem  Nachfoli.'er  Idofs  das 
Recht  vorbehalten  habe,  die  Privat <:eset/gebung  nach  Uelleben  zu 
ändeni,  dafs  er  ahei  an  das  öffentliche  K«'cht,  wie  e?>  in  der  er- 
neuerten LandesonUmng  statuiert  worden  .sei,  ein  für  allemal  ge- 
bunden war  und  kdne  willkQrlicben  Änderungen  mehr  vornehmen 
durfte.  In  diesem  privatrechtlichen  Sinne  erklftren  sie  auch  die 
Worte  des  EiniÜhrungspatentes:  Wir  haben  «Uns  nicht  allein  die 
königliche  Macht,  solche  unsere  Landesordnung  zu  mehren  oder 
zu  mindern,  zu  bessern  und  was  sonst  das  Jus  legis  ferend»  mit 
sich  bringet  vorbehalten,  sondern  Uns  auch  gnSdigst  erboten,  die- 
jenigen Fälle,  so  in  dieser  Landesordnung  nicht  begriffen  und  hie- 
bevor  nicht  durch  geschriebenes  Recht,  sondern  nach  Befund  der 
Rechtssitzcr   und   etwann  auf  vorhergeixangene  Pra-judira  erörtert 

worden,  wann  dieselbe  Uns  v'iri^('l)ra('lit  werden,  ilurch  Cou- 

stitutioues  regias  zu  decidieren'/   Dals  diese  Erklärung,  wie  scharf- 

■  Es  sind  die»  Toman,  Tomek  und  Kaloimek. 

*  BezägUch  des  zweiten  Teils  des  aogeft^hrtcn  Satzes,  der  mit  „sondern"  lic- 
ginnt,  teilen  wir  diese  Ansicht,  donn  dieser  Satzteil  ist  nadipobildet  dem  Artikel 
D  49|  in  dem  sich  der  König  blofä  das  Kccbt,  die  rrivatgesetzgebung  beliebig  zu 
eegkuxm^  mbebSlt.  Der  tnte  Tdl  des  Sfttses  ist  dagegen  dem  Text  der  Landes- 
ordnung vom  .Taliif  1500,  Miwie  dem  Artikel  Z  4  der  Bearbeitung  rom  Jnbre  1564 
nachgefonnt.  licidc  Texte  (der  von  1500  und  l.>64i  latiten:  ^der  Ilf^rrrn-  tind  Ritter- 
Stand  besafsen  stets  die  Macht  und  Freiheit,  mit  Zustimmung  des  Königs  ihre 
Rechte  m  mehren  oder  zu  mindern  (präva  pfivSiniti  anebo  i\jitiX  Beide  Stände 
wahren  sidi  auch  Ar  die  Zakanft  die  Freiheit,  auf  dem  Landtage  in  gemeinsanier 
ÜberäDStimmung  (in  der  Landesordnung  TOn  1^  ist  hier  der  Znsatci  und  mit 
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sinnig  auch  die  (iründe  sein  mögen,  mit  welchen  die  betreHeiulen 
Historiker  ihre  Meinung  verfecliten,  der  Auffassung,  welche  Fer- 
dinand II.  und  seine  ^achfoluoi  von  ibrer  Befugnis  zur  Änderung 
des  öffentlichen  Hechtes  hatten,  nicht  entspricht,  beweisen  i» inreichend 
einzelne  kaiserliche  Verfügungen,  welche  von  den  Ständen  ohne  die 
mindeste  Einwendung  als  zu  Keebt  bestehend  anerkannt  wurden.  Am 
19.  Juli  und  22.  August  1628  setzte  Ferdinand  einzelne  Rechte  der 
Geistlichkeit  fest.  Ober  welche  die  Landesordnung  nichts  bestinimt 
hatte;  am  12.  Januar  1629  gab  er  eine  Verordnong  in  Bezug  auf 
die  Prftoedenz  derjenigen  Ritterstandspersonen,  die  Mitglieder  der 
böhmischen  Statthalterschaft  waren;  ain  10.  Mürz  1629  gab  er  ein 
Gesetz,  welches  die  lU'chte  des  Königs  in  Bezug  auf  die  Erteilung 
des  Adels,  wie  sie  im  Artikel  A  15  der  erneuerten  Landesordnunp 
festgesetzt  werden,  wesentlich  erweiterte:  am  27.  Mai  1630  resci vierte 
er  sich  die  Befugnis,  aicbteingeborenen  Bürgern  der  Städte  Prag, 


Zutstimuiung  des  Königs)  ihre  Rechte  zu  mehren  oder  zu  niinderii.  Und  w«8  das 
Landrecht  uml  Hndcrt'  (Jorii  htc  hptrifft,  so  können  sio  al.>  Rin-ht  statuieren,  worüber 
sie  sich  mit  dem  Könige  geeint  haben."  Kailuusek  behauptet,  die  Freiheit  dei» 
Adels,  seine  Rechte  n  mehren  odor  nt  mhidera,  habe  eich  nur  anf  du  Prirabradit 
bezc^^.  Abgesdu»  davon,  dafti  das  PriTstrecht  kaum  eine  Enreiterang,  noch 
eiiT^  Mindcrtmg  (mit  alleiniger  AusnahniP  des  Krlircchts)  verträgt,  sondorn  nur  eine 
liiiiri^staltiing,  f-ntsprerhpnd  den  neu  sich  entwickelnden  Verhältnissen,  zulaf:it. 
küunen  wir  uua  einer  Urkunde  den  Beweis  liefern,  dafs  der  Adel  unter  der  Freilieii, 
die  er  eich  rorbebalten,  seine  staatareehUicbe  Stellang  im  Ange  hatte.  Anf  dem 
Landtag  von  1501  wurde  näbnilich  „nach  der  Ili  fugnis,  die  j^ich  der  Herren-  und 
Pittorstand  in  der  LaMdesf>rdnung  (vom  .faliic  vor!if>lia!ten,  seine  Kechte  zu 

mehren  oder  zu  mindern'',  von  dem  Ilerrnstand  mit  Vorwissen  des  UiUerstandes 
folgender  BescUttfe  gefiifet:  Die  Kb'tglieder  der  alten  Herrengeschleehter  nehmen 
den  Sit/,  ihrem  Lebensalter  entsprechend,  nach  den  obersten  Beamten  ein,  und  die 
Mit^'Iic'dtr  der  jüngeren  Ge«;hk»chter  dürfen  sich  nicht  unter  sie  niisi  lii  ii.  n  l  rn 
dailen  nur  nach  ihnen  ihren  Sitx  einnehmen.  liiemaad  soll  auch  vom  heutigen 
Tage  an  in  den  Henrenstand  aul|eMnnmen  weiden,  der  nicht  nadigewieeen,  dnl^ 
er  seit  vier  Generationen  dem  Bitterstand  angehörte''.  (Gindely:  Die  Entwicklang 
des  böhmischen  .\dels.  S.  11.)  Dieser  Ro^chlu^^  liPtrilTt  ofTenl>ar  nicht  das  Privat-, 
sondern  das  i iffcutiiche  Recht,  und  der  Artikel  Z  4  kann  also  nicht  in  der  be- 
schrankteu  Weise  gedeutet  werden,  wie  das  Kalousek  thut.  Endlich  widerstreitet 
andi  der  SchlufBiats  des  Artikels  Z  4  seiner  Aufbssnng?  »Und  was  das  Landreclit 
und  andere  Gerichte  betrifft,  so  können  sie  (der  Herron-  und  Ritterstand)  als  Uucht 
statuieren,  woritber  sie  sich  mit  dem  Könige  geeint  lirdjen."  In  diesen  Worten 
wird  ihre  Mitwirkung  an  der  rrivatgesetisgcbueg  sutuiert;  wenn  die  vorangehenden 
Satxteile  sich  nur  anf  das  Becbt  der  Privatgesetzgebung  bezogen  hättai,  so  wftre 
dieser  Schlufssatz  vlnv  \öllig  ül>erfliissige  Bemerkung  gewesen,  wie  sich  deren  selbst 
die  schlechtesten  bUiisten  des  16.  Jaiurhimderts  kaom  schuldig  machten. 
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BttdweiB  und  Pilsen  das  Recht  der  Landtafelsicherheit  2U  erteilen'; 
am  5.  AugOBt  1640  bestimmte  Ferdinand  III.,  welche  Appell ations- 
oder  Kammerräte  als  königlicbe  Aelatoren  zur  Laudtafel  zuzulasseai 
seleu;  am  8.  April  1648  ordnete  und  erweiterte  er  die  Befugnisse 
der  Juden  in  Handels-  und  Geldt^esehafteu,  erklilrto  sie  zum  Betriebe 
je^'lichen  Handwerks  für  befuhit^t  und  rcgelfp  den  Kechtswejz  in 
Klagen  zwischen  Juden,  sowie  zwischen  Juden  und  Chiistea-;  des- 
gleichen verfügte  Ferdinand  III.  durch  dir  Novelle  Aa  20,  dafs  die 
<lurch  nachfolgende  Heirat  Legitimierten  uiilalui;  seien,  sich  des  Adels 
<les  Vaters  zu  bedienen  und  damit  verbundene  Keclite  zu  üben,  also 
-deren  landtafHehe  Gotor  nidit  erben  nnd  nidit  in  den  Landtag  ein- 
treten konnten.  Wir  wollen  die  Leser  nidit  mit  Anfaühlnng  weiterer 
das  Öffi&ntlidie  Bedit  betreffenden  Entsebeidungeu  und  Verordnungen 
ermfldent  und  bemerken  nar,  dals  sidi  BÖlche  audi  auB  der  folgenden 
Zeit  anführen  lassen.  Die  einsdmeidendste  unter  ihnen  war  jene, 
durch  welche  Maria  Theresia  die  böhmische  Hofkanzlei  mit  der 
^terreichis(^en  vereinte  und  so  gegen  die  Selbständigkeit  Böhmens, 
<Ue  Itereits  von  Ferdinand  II.  in  den  aiiswärtiiren  nnd  niilitiirisclien 
Auj^'fU :'»'!i"lieiten  inifsachtet  worden  war,  auch  in  den  inneren  An- 
gele^'euiieitcn  den  naclihalti<.'sten  Schlag  führte.  Nicht  blois  also  dir 
richtiije  Interpretation  des  Artikels  A  s  der  erneuerten  Lamies- 
orUuung  beweist,  dals  dem  KönijU'  die  liefu^rnis  zustand,  das  öffentliche 
Hecht  nach  Belieben  zu  ändern;  auch  die  konstante  und  von  den 
Ständen  nicht  angefochtene  Praxis  thut  dar ,  dals  die  Könige  die  be> 
treffenden  Befugnisse  im  weitesten  Sinne  verstanden  und  gefibt  haben. 

Man  begnügte  sidi  abrigens  bei  der  Sehlufisredaktion  nicht  mit 
der  Einschaltung  des  Artikels  A  8,  sondern  sprach  in  einem 
zweiten  Artikel  (A  6)  den  StSnden  jedes  Antragsrecht  ab  und  be- 
drohte jede  Überschreitung  dieses  Verbots  mit  Strafe,  im  Falle 
Jemand  im  Landtage  eine  Bemerkung  macheu  wollte»  die  zu  Nutzen 
und  Frommen  des  Königs  oder  des  Landes  gereichen  konnte,  so 
durttf^  (M  dies  nicht  anders  als  mf\ndlich  oder  schriftlich  dorn  König 
gegenul)er  thun.  Niemand  durfte  im  Landtair  für  einen  andern  oder 
im  Namen  eines  andern  das  Wort  ergreifen:  jeder  mufste  fur  sich 
seilet  sprechen,  wenn  er  um  seine  Meinung  zur  königli  Ii  n  l'ro- 
po&iüuu  befragt  wurde.  Die  küni^'liche  i'roposition  bezog  snii  nach 
■der  Absicht  d^  Gesetzgebers  nur  auf  die  Steuerforderungen,  be- 


'  Codex  Keidiuandeo-LeojioIdino-JosophiDO-Carulinus:  1'.  140,  141,  14^,  14ö, 
14e,  152. 

*  Codex  Ferdinandeo  etc.:  S.  258  und  folg. 
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zQglich  welcher  den  Stenden  das  Bewilligungsrecht  zwar  zii'^estaiideu» 
aber  dadurch  verkünnnert  wurde,  dafs  sie  bei  dieser  (ieleiieuheit 
keine  Btniingungen  stellen  durften,  uni  etwa  neue  Freiheiten  und 
Privile^^ien  zu  erwerben.  Als  die  Komniissinn  die  Artikel  A  17  und 
A  19  iü  Beratung  zog,  nach  welchen  der  König  nicht  das  Hecht 
hatte,  irgend  einen  Teil  des  Königreichs,  einer  Stadt,  ein  Schlofs  oder 
ein  Gut  ohne  Zusimnluü.^  des  Landtages  zu  verschenken  oder  zu 
verpi^den,  zweifelte  sie,  ob  diese  Verpflichtung  noch  weiter  Bestand 
haben  könne,  da  das  Königreich  mit  Waffengewalt  erobert  worden  sei 
und  wollte  deshalb  den  Artikel  A  17  (A  19  enthält  nur  eine  Wieder- 
bolang  des  Artikels  ]7)  ausiasBen.  Andererseits  erinnerte  sie  sich, 
dafe  selbst  in  FVankreieh  der  König  nur  mit  Vorwissen  der  Stande 
eine  Schmftlerung  der  Besitzungen  der  Krone  eintreten  lassen  dnrfe; 
sie  wollten  deshalb  die  Zustimmung  der  Stände  bei  einer  ähnlichen 
Veranlafssiing  nicht  ganz  nms:ehon.  Die  Revissionskomniission  er- 
kannte die  Berechtigung  dieser  Bcmerkuncren  an,  und  so  erklärte  der 
Kaiser  in  der  endgültigen  Redaktion  im  Artiliel  A  22,  der  an  die 
Stelle  der  Artikel  A  17  und  19  trat,  dafs  er  die  Priviletiien ,  die  in 
dieser  Bezielmng  in  der  alten  Landesordnung  w(jrtlich  eingereiht 
worden  seien',  deshalb  nicht  wiederhole,  „weil  er  sich  dieser  und 
anderer  Privilegien  halber  gegen  die  gehorsamen  Stände  absonderlich 
resol vieren  wolle/  Diese  Resolution,  die  am  29.  Mai  1627  erfolgte» 
erklArt  alle  Privilegien  für  gültig,  soweit  sie  der  erneuerten  Landes- 
ordnung nicht  widerstreben.  Da  die  Privilegien  WladislawB  II., 
Ludwigs  1.  und  Ferdinands  I.  bezflglich  der  UnverRuliserlichkeit  der 
KrongOter  mit  der  erneuerten  Landesordnung  nicht  im  WidersiHiiche 
standen ,  so  hatten  sie  also  weitere  Gültigkeit.  Maria  Theresia  er- 
kannte dieselben  ausdrücklich  als  zu  Hecht  bestehend  an,  als  sie  Schlesien 
und  die  Grafschaft  Glatz  an  Friedrich  II.  abtrat;  da  der  König  zur 
Sirli.  rung  seiner  Beute  verlauL'te,  dals  die  böhmischen  Stände  in  die 
Aiitretiing  einwilligen  sollten,  suchte  sie  um  die  Zustimmung  des 
I^audtags  au.  —  Zum  Schlüsse  müssen  wir  noch  bemerken,  dafs  der 
Krönungseid  (im  Artikel  A  ausdrücklich  den  König  verpflichtete, 
„nichts  von  dem  Königreich  zu  veralienieren."  Ks  verstand  sieb 
biensch  gewissermalsen  von  selbst,  dafe,  wenn  er  sich  nicht  eines 

^  In  die  alte  Landesordnnng  war  im  Artikel  A  19  nur  das  Privilegium 
Wladislawij  TT.  dd.  12.  November  UM  wörtlich  eingereiht,  nicht  aber  das  Ludwigs 
dd.  2t).  Oktober  lö20  und  ebensowenig  das  Ferdinands  I.  dd.  4.  Mai  1528.  AUe 
dieae  Privilegien  bestimmen,  dafs  der  König  ohne  Zustimmung  der  Sttnde  keine 
VeiSnrsening  oder  VerpfiUidung  eines  Teiles  des  liMdes  oder  eines  Kammer|Kiteft 
vendunen  dürfe. 
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Eidbruches  schuldig  machen  wollte,  er  für  jede  «AlieDatSon"  um  die 

ZoBtimniuDg  der  Stände  ersuchen  mufste. 

Hatte  der  Kaiser  die  Erbrechte  seiner  Familie  auf  die  Krone 
pe«reii  jofilichf^  Anirriffe  peschützt,  so  wollte  er  die  Sicherheit  ihres 
Besitzes  noch  durch  oine  Neiiro*relunjr  der  Stfln<le  niohr<Mi.  l>io 
Geistlichkeit  sollte  ihr  altes  Aii^'  lifM!  erlangen  und  den  fM-stHu  stand 
inj  Lande  bilden.  Zu  diesem  Zwecke  war  es  zunächst  nuiweiidij?, 
grundsätzlich  die  Berechtigung  jeder  anderen  Konfession,  als  der 
katholischen,  abzuschaffen.  Als  die  llevisioaskominission  über  diesen 
Gegenstand  beriet,  entschied  sie  sich  nicht  nur  für  die  Weglassung 
aller  Artikel  aus  der  Landesordnung,  welche  die  Oleichberechtigung 
der  Katholiken  und  Utraquisten  statuierte,  sondern  beschlolh,  daTs 
fortan  nur  die  katholische  Religion  geduldet  werden  dürfe,  dals  alle 
Majestfttsbriefe,  Reversalien»  Resolutionen,  Privilegien,  die  zum  Nach- 
teil der  katholischen  Religion  lauteten,  kassiert  werden,  und  jene,  die 
für  die  Erneuerung  derselben  sich  benillhen  wttrden,  als  Störer  de 
gemeinen  Friedens  Leib,  Fihre  und  Gut  verlieren  sollten.  Infolge 
dieser  Ratschirtpe  wurden  die  Artikel  A  32  und  33  der  alten  Lanries- 
ordnung  einfach  kassiert  mul  durch  ihr  (JeL'eiifeil  ersetzt.  Dies«'  \  o?-- 
schlage  fanden  den  Beifall  der  Superrevii>iüiil<itnnssuiii ;  »ie  wunleii 
samt  und  sonders  durch  den  Artikel  A  28  der  erneuerten  Landes- 
Ordnung  zum  Gesetz  erhoben  uad  ihr  Inhalt  damit  gerechtfertigt, 
dais  die  Spaltung  in  der  Religion  zu  dem  gröfeten  Unheil  und  Auf- 
ruhr Veranlassung  gegeben  und  deshalb  diese  Quelle  des  Elends  ab- 
geschnitten werden  müsse. 

Der  Boden  war  auf  diese  Weise  geebnet,  und  man  konnte  nun 
den  katholischen  Prfilaten  die  gewünschten  Vorrechte  zuweisen.  Die 
Revisionskommission  wollte  jedoch  die  Geistlichkeit  nicht  zum  ersten 
und  vornehmsten  Stand  machen;  wenigstens  führte  sie  sie  in  ihrem 
Gutachten  erst  nach  den  Forsten  und  Herren  und  vor  den  Rittern 
an.  In  der  Supcrrevisioiiskomniission  entschied  sich  der  Kaiser  da- 
für, dafs  die  (ieistlichkeit  den  ersten  Stand  bilde,  dafs  also  die  Prä- 
laten dem  t-'esaniten  lierrustaude  vorgehen  und  nach  dieser  Be- 
stimmung auch  im  Landtage  ihren  Sitz  einnelnnen  süllteu'.  Den 
Vorsitz  im  geistlichen  Stande  uaiiiu  der  Erzbischof  ein,  in  seiner  Ab- 
wesenheit galt  der  Grandprior  des  Malteserordens  als  erster  Prälat 
des  Landes.  Die  alte  Landesordnung  bestimmte  auch*,  dafe  ohne 
Zustimmung  des  Königs  kein  PrKlat  und  kein  vom  Könige  gestiftetes 


'  finmmto  Landesordnung  Artikel  24. 
*  Alte  LndeiOidBiiiig:  A  11  und  2L 
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Kloster  etwas  von  ihrem  EigeDtuio  Teifturseni  darften;  von  Privat- 
leuten gestiftete  Klöster  inulstoii  nnr  wn  die  Zustimimmir  ihrer  Be- 
gründer oder  deren  Nachkommen  ansuchen  ;  auf  den  Kat  (1(m  Re- 
visionskommission sollte  das  Zustimmungsreclit  des  Königs  auch  auf 
die  von  Privatiiersonon  pfpstifteten  Klöster  und  dotierten  Kirchen  aus- 
gedehnt werdon.  Dieser  Yoi"schlag  fand  die  Zustimmung  tler  Suijer- 
revisionskuiniiiLsMuü ,  und  wurde  in  den  Artikeln  A  25  und  26  der 
erneuerten  Landesoj-duung  verwertet. 

Die  Suyerrevisionskommission  beschäftigte  ucb  auch  mit  den 
fibrigen  Stftnden  und  hatte  hiezn  genugsaiu  Veranlassimg,  da  der 
Kaiser  mehieren  in  Böhmen  begoterton  Personen  den  FfirBtentitel 
-verliehen  hatte,  und  zwar  seinem  Oberhofmeister  Herrn  von  Eggen- 
berg, dem  Kanzler  LoblEOwitz,  dem  Obersten  Albrecht  von  Waldstein 
(dem  ersten  und  letzten  später  sogar  den  Herzogstitel),  nnd  zahl- 
reichen Personen  den  Grafentitel,  wie  z.  B.  den  Herren  von  Stembeiig; 
Martinitz,  Slawata.  Es  entstand  die  Frage,  ob  diese  Titelträger  ein- 
fach dem  Ilerrnstande  einzuverleiben  seien,  wie  das  nach  der  alteu 
Landesverfassun?  mit  dem  Fürsten  von  1  Manen  und  dem  Grafen 
Hartle^if^  geschehen  war.  o(h'V  oh  aus  ihnen  nun  neue  SUiude  gebildet 
werden  sollten.  Die  KonuniSMon  entschied  sich  für  die  gemeinsame 
Einreihung  in  den  lleriustaad,  und  die  Superrevisionkomniission 
stinjuite  diesem  X  orschlage  bei.  Durch  die  erneuerte  Landesordnung 
(A  27  und  28)  und  die  sp&tere  Ptaiis  wurden  die  Verhältnisse  so 
geordnet,  dafe  innerhalb  des  Hermstandes  die  Herzoge  den  ersten, 
die  Forsten  den  zweiten,  die  Grafen  den  dritten  und  die  einfischen 
Herren  den  vierten  Bang  einnahmen.  Den  obersten  Landesoffizieren 
war  der  Bang  unmittelbar  nach  den  Forsten  angewiesen ,  wenn  sie 
nicht  etwa  selbst  dem  Fürstenstand  ani^hörten.  Da  der  Kaiser  si^ 
insbesondere  dem  Grafen  Maximilian  von  Trauttmansdorff  wegen 
seiner  glänzenden  politischen  und  finanziellen  DienstleistnnciGn, 
dem  Adam  von  Waldstein  nnd  Jaroslav  von  Martinitz  und  dem 
Herrn  Willielm  von  Slawata  wetren  ihrer  bewährter  Anhänglichkeit 
verpflichtet  ftthlte,  sie  aber  doch  nicht  in  den  FOrsteustand  erhelyen 
wollte,  so  bestimmte  er,  dafs  sie  stets  den  ersten  Platz  uacl»  den 
Fürsten  und  vor  den  obei-sten  Laudesoftizieren  einnehmen  sollten. 
Auch  die  erstgeborenen  Nacbkommeu  Slawatas  sollten  sich  dieses 
Rechtes  für  alle  Zukunft  erfreuoi,  die  erstgeborenen  Nachkommen 
der  anderen  drei  Grafen  aber  stets  nur  den  Vorrang  vor  den  fibilgen 
Grafen,  aber  hinter  den  ObersUandoflfizieren  haben.  Graf  Wilhelm 
von  Slawata  wurde  noch  besonders  damit  begnadigt,  dalb  er  und 
seine  Erben  sich  „Grafen  und  Begierer  des  Hauses  Neuhaus  Koschum- 
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berg**  nenufu  durften'.  Ferdinand  HI.  veiaielirte  später  die  Hei  he 
der  privilegierten  Geschlechter,  indem  er  den  Grafen  Zdenko  von 
Stampach,  Weniel  von  Warben,  Johann  Sigmund  von  Thun,  Christoph 
Paul  ?on  Lieditenstein  and  Julius  von  Salm  dieselben  Reehte  er* 
teilte,  wie  sie  sein  Vater  den  Grafen  von  Trauttmansdorff,  Waldstein 
und  Martinite  erteilt  Auffallend  ist  es,  dafs  der  Oberstburggraf 
Adam  von  Stemberg,  der  doch  auch  in  den  Grsfenstaad  erhoben 
worden  war,  nicht  in  gleicher  Weise  ausgezeichnet  wurde ;  wahrschein- 
licli  hat  ihn  sein  Gutachten  tlber  die  in  der  Landesordnung  ein- 
zuleitenden Vrritndomn^cn  A'aiiz  liesonders  dieser  Gnade  unwürdig 
geinaeht.  Vielleicht  wäre  auch  Martinitz  nicht  ausjrezeichnct  worden, 
wenn  er  nicht  bei  dem  Fensttrsturze  eine  so  hervorragende,  iiller- 
dings  ])ai?sive  Rolle  gespielt  und  wenn  ihn  nicht  sein  katholischer 
Eifer  besonders  empfohlen  hätte. 

Mit  der  Regulierung  der  Stände  iui  innigsten  Zusaiiiuicuhang 
stand  das  Beeht  zur  Erteilung  des  Adels  und  die  Erhebung  in  dea 
Herrn-  und  Bitterstand.  Blieb  die  Aufnahme  in  diese  beiden  Stände^ 
noch  weiter  dem  Belieben  derselben  anheimgestellt,  so  war  damit  der 
Wirkungskreis  des  Kdnigs  erheblich  besehrftnkt  Die  Superrevisions- 
kommission  befand  sich  in  dner  schwierigen  Lage.  Biren  Anschauungen 
hfttte  es  entsprochen,  wenn  die  alten  Rechte  des  Adels  beibehalten 
worden  w.lren;  aber  da  Ferdinand  II.  mittlerweile  bürgerliche  Per- 
sonen sogar  in  den  alten  TTerrenstand  erhoben  hatte,  wie  dies  z.  B. 
bei  Michna  der  Fall  war,  niufste  sie  diesen  Verfügungen  Rechnung 
trauten.  Sie  beschlols  also,  dafs  die  neuen  Adelsverleiliuncen  anzu- 
erkeunea  seien;  inskünftig  solle  aber  nach  der  frldiereii  Weise  vor- 
gegangen werden,  der  Kuiiig  also  nur  den  Wap))enbrief  erteilen,  der 
so  Ausgezeichnete  um  die  Aufnahme  in  den  Uitterstand  bei  den  Rittern 
ersuchen  und  erst  im  Laufe  mehrerer  Generationen  den  Rittertitel  su 
fhhren  berechtigt  sein.  Eines  der  Kommissionsglieder  bemerkte,  dab 
man  auch  f&r  die  Zukunft  dem  KOnig  ,nicht  die  Hand  sperren  dOrfe,* 
also  seine  StandeserhOhungen  anerkennen  müsse.  Als  die  Kommission 
darauf  die  Artikel  A  40  und  41  der  alteu  Landesordnung  verhandelte, 
die  vorschrieben,  dafs  nur  diejenigen  als  Herren  anzusehen  seien,  die 
sich  über  ihre  ordnungsmäfsige  Aufnahme  in  den  Hermstand  aus- 
weisen könnten,  und  dnfs.  wer  in  den  Herrn^^tand  aufgenommen  werflen 
wollte,  darum  bei  dem  Kunig  oder  dem  Heniistand  ansuchen  müsse, 
stimmte  zwar  die  Kommission  diesem  Artikel  bei,  wollte  aber  auch 
hier  zu  Gunsten  des  Königs  Ausnalanen  zulassen  und  ihm  das  Recht 
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erteileD,  Personen  ohne  Befragung  des  Herrnstandes  in  diesen  Stand 
zu  erbeben.  Nach  deni  Antrag  der  KommisBion  sollte  man  also  auf 
eine  doppelte  Weise  eintreten  kdnnen,  entweder  duidi  königliche  Er- 
nennung  oder  in  alter  Weise,  d.  h.  man  bfttte  zuerst  einen  Wappen- 
brief vom  Köni;.'  verlangen  mflssen,  dann  bfttte  man  bei  dem  Ritter- 
stand um  Attfiiafame  ersucben  müssen,  und  en^t,  wenn  man  durch 
mehrere  Generationen  den»  Ritterstand  anpohört  hatto,  hätte  man  den 
Köniir  nm  seine  Empfehlung  bei  dem  Hemistande  bitton  und  um  ciie 
Aufnahnio  in  denselben  ersuchen  küunea.    Da  die  Superrevisions- 
koinnnssion  diesen  liatschlftfien  beistimmte,  so  fanden  sie  im  Artikel 
A  15  der  erneuerten  Landesordnun?  volle  Beachtung;  derselbe  l)e- 
stimmte,  dafe  bürgerliche  Personen  vom  König  zuerst  den  Wappen- 
brief  erlangen  mufsten,  dann  von  dem  Bitterstand  in  ihren  Stand  auf- 
genommen iverden,  (also  wie  froher  um  die  Aufnahme  ersuchen 
mulsten)  und  dafe  erst  ihren  Enkeln  der  Bittertitel  gegeben  werden 
dürfe.  Im  Falle  jedoch  der  König  einer  bürgerlichen  Person  also- 
gleich den  Bitterstand  erteilen  wollte,  sollte  es  dabei  sein  Bewenden 
haben.  Über  die  Art  und  Weise,  wie  die  Aufnahme  in  den  Herru- 
stand  stattfinden  sollte,  wird  nichts  gesagt,  da  aber  der  Artikel  A  30, 
der  die  Nanien  von  sechs  neu  in  den  Herrnstand  erhobenen  Pei-sonen 
anfilhrt,  denen  gleichzeitig  die  Rechte  fies  alten  Hernistandes  erteilt 
vordeü.  bemerkt,  dafs  „im  übrigen"  die  Privilegien  des  alten  Herru- 
standes  nicht  angetastet  werden  sollen,  so  kann  man  daraus  si'hliei'seu, 
dalö  im  Prinzipe  die  Zustimmung  des  alten  llerrnstnndes  bei  der  Auf- 
nahme von  neuen  Alitgliederu  nicht  angetastet  weulen,  also  dwi  Privi- 
legium Wladislaws  II.  vom  Jahre  1502  gelten  sollte.  Thatsächlicb 
ist  diese  Interpretation  richtig,  denn  neunzehn  Tage  nach  der  Ver- 
öffentlichung der  erneuerten  Landesordnung  bestätigte  Ferdinand  II. 
alle  den  böhmischen  Standen  von  froheren  Königen  erteilten  Privi- 
legien, soweit  sie  nicht  mit  der  erneuerten  Landescirdnung  im  Wider- 
spruch ständen,  und  führt  als  ein  von  ihm  bestätigtes  namentlich  das 
Privilegium  Wladislaws  II.  an'.    Als  er  freilich  ein  Jahr  spUter  für 
Mähren  die  erneuerte  Landesordnung  publizierte,  führte  er  unter  den 
von  ihm  in  den  alten  Tlerrnstand  einuerciliten  Familien  auch  die 
früheren  Ritter  von  Magni  an  nnd  zeigte  damit,  dai's  er  die  Krhebuuir 
iu  den  Hermstand  auch  weiter  selbstSndig  vernehmen  nud  nur  neben- 
bei die  Mitwirkung  des  Ilerrnst;iiuies  gebtatten  woiic.   Doch  auch  da- 
bei blieb  es  nicht;  als  die  Stände  wider  die  immer  häufigere  Er- 


*  Codex  FerdioauUco  etc.;  S.  Generalkontirmalion  der  liohiiui-chin 
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bebuQg  in  den  Ritteratand  und  Herrnstand  Einspraelie  erboben,  re- 
servierte sich  der  Kaiser  allein  dieses  Becht  in  zwei  Zuschriften,  von 
denen  die  eine  nach  Böhmen,  die  andere  nach  MAhren  gerichtet  war. 
Die  mährische  Zuschrift,  die  klarer  und  deutlicher  ist,  besagt  aus> 
■drücklich,  dafs  „die  Wurde  des  Herrn-  und  Ritterstandes  niemand  als 
der  König  geben  kftnne,  und  dafs  daher  die  freiherrliche  Dignität  oder 
Adelung  (die  Erteilunir  des  Rittcrgradesl  nii-iit  daher  zu  nehmen  oder 
zu  achton.  dafs  wie  vtr  diesem  einer  von  dem  TTorni-  mifl  Kitter- 
stand augeiionuaeu,  sondciii  zuvörderst  ein  Barouat  oder  ^übilitation 
von  uns  erlaufien  niufs."  Durch  diese  Bestimmung  wurde  die  Er- 
teilung jedweden  Adel.si;rades  dem  alleinigen  Belieben  des  Königs  an- 
bei mgestellt*.  Es  war  dies  einer  der  Falle,  in  denen  der  Köuig  das 
öifentlicbe  Recht  der  erneuerten  Landesordnung  offenbar  ganz  nach 
Beliehen  änderte. 

Büdlich  betrafen  die  Verhandlungen  auch  den  Bttigeistand  oder 
die  königlichen  Städte,  die  sich  bei  den  Kommissionen  selbatverständ- 
iich  keiner  besonderen  Beliebtheit  und  Rücksichtnahme  erfreuten. 
Die  Revisionskommission  wollte  zwar  die  Städte  nicht  aus  der  Reibe 
der  Stäiidc  entfernen,  plante  aber  eine  stärkere  Bestrafung  der  am 
Aufstaniic  lioteiligten;  nur  Pilsen  und  Budweis.  die  ihre  Treue  he- 
wieseii  hatten,  sollten  geschont  werden.  Ks  ist  freilich  schwer  zu 
sagen,  was  den  rebellischen  PtSdten,  wfMin  man  sie  nicht  aus  der 
Reihe  der  königlichen  Stitdt«'  streiclien  wullle,  noch  hätte  tieschehen 
können,  da  mau  ihren  Cicmeiudebesitz  und  einen  ^rolseu  Teil  ihres 
Privatbesitzes  koufisciert  hatte.  Die  Superrevisionskommission  wollte 
die  königlichen  Städte  einJheh  zu  den  KammergQtem  schlagen;  aber 
Freiherr  von  Nostitz  nahm  sich  ihrer  mit  der  Bemerkung  an,  dafe 
in  diesem  Falle  die  königliche  Kammer  zu  scharf  mit  ihnen  umgehen, 
d.  h.  wohl,  sie  allzustark  besteuern  würde.  Eggenberg  wollte  sie  zwar 
in  ihrer  staatsrechtlichen  Stellung  belassen,  meinte  alier  doch,  da& 
der  König  sein  jus  regium  über  sie  stärker  zum  Ausdrucke  bringen 
solle.  Im  Artikel  A  34  der  erneuerten  Landesordnung  wurden  sie 
zur  Strafe  ftlr  die  vorangeirangene  Rebellion  zur  ewigen  Zahlung  von 
60  Kreuzern  von  jedem  Fais  Bier  neben  sonstigen  Steuern  verurteilt, 
und  nur  Tilseu  und  Budweis  we^/en  ihrer  Treue  bievon  ausgenommen. 
Auch  ihre  Standscbalt  wurde  mit  der  Benierkung  anerkannt,  dalj»  sie 
der  KiiiM'r  „begnadigt  und  wiederum  zu  einem  Stande,  dem  vierten, 
aufgenommen."    Nach  diesen  Worten  halten  also  die  SUulte  ihre 
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Standesrechte  wfthrend  der  Jahre  1621—1627  eingeborst,  und  wurdeo 
ihnen  dieadben  erst  durch  die  erneuerte  Landesordnung  von  neuem 
verliehen. 

Fremde  konnten  nach  der  alten  Laudesordnunfj  nur  mit  Zu- 
stimmung: cIps  Königs  und  def^  Landtages  in  das  Land  aufgenommea 
werden  'dif  Laudmannsciiaft  oder  das  Inkolat  erlangen)  und  mufsten 
sich  dem  Im  und  dem  Laiuie  zum  Gehorsam  verpflichten.  Als  die 
Revisionskommission  über  diesen  Artikel  (A  18)  benet,  war  sie  ein- 
stimmig der  Meinung,  dals  die  Mitwirkung  der  Stände  auszuschlielsen 
sei;  der  König  habe  fortan  selbständig  die  lukolatsrechte  zu  erteilen, 
und  ihm  sollte  andi  allein  der  Eid  von  dem  Nenangenommenen  ge- 
schworen werden.  In  der  SnperrevisionskonmiisBion  schlug  einer  der 
Herren  vor,  dafe  den  Stilnden  ein  Vorschlagsrecht  bei  der  Aufnahmo 
von  Ausländem  zugestanden  werden  solle,  allein  Hanraeh  erklärte  sich 
dagegen,  und  so  vamle  der  Vorsdilag  der  ersten  Kommission  an- 
genommen. Der  Artikel  20  der  erneuerten  Landesordnung  spricht 
daher  nur  dem  König  das  Recht  zur  Erteilung  des  Inkolats  zu,  erklärt 
znj.'lei(*h  alle  seit  der  Besiegung  des  Aufstandes  von  Ausländern  mit 
Zustimmung  des  Kaisers  vollzogenen  Gutskäufe  als  rei'btsL'altig  und 
erteilt  damit  diesen  Ausländem  das  Inkolat.  Während  frtther  als 
Staatsgrundgesetz  ?ofrolten  hatte,  dafs  jeder  Einwohner  des  Landes 
und  jeder  in  das  Land  aufgenumnieue  Fremde  einzig  uml  allein  den 
König  von  Böhmen  als  seinen  Herrn  anerkennen  dürfe,  waren  die  neuen 
Gtttsbesitcar  auch  Unterthaaen  des  Erzherzogs  von  Österreich,  oder 
des  Königs  von  Ungarn,  eine  Änderung,  welche  der  Abgeschlossenheit 
Böhmens  in  socialer  und  staatsrechtlicher  Beziehung  ein  Ende  machen 
mulste. 

Die  alte  Landesordnung  verpflichtete  jeden  zur  Verteidigung  des 
Landes  wider  feindliche  Angriffe,  aber  entband  zugleich  den  Adel  von 
der  Verpflichtung,  dem  Könige  Heerfolire  zu  leisten,  wenn  das  Land 
nicht  vom  Feinde  bedroht  war  (A  29),  Div  Verteiiligung  des  Landef« 
hatten  die  iSUinde  fjbriLrens  nicht  immer  in  allzu  enger  Wciso  auf- 
gefafst;  in  den  AnuTitleu  der  Türken,  die  Ungarn  gefährdeten,  hatten 
sie  zugleich  eine  Bedrohung  der  eigenen  Heimat  gesehen  und  dem 
Könige  das  nutiie  Geld  zur  Anwerbung  und  Ausrüstung  eines  Heeres 
bewilligt,  oder  ihm  das  allgemeine  Laudesaufgebot  dienstbar  gemacht. 
Jededalls  hatte  dar  Landtag  das  Verfugungsrecht  ttber  die  Kriegs- 
mittel ,  80  dafs  der  König  ohne  seme  Zustimmung  keinen  Krieg  be- 
ginnen lionnte.  Indem  die  Bevtsionshommission  Ober  diesen  Gegenstand 
Beschluis  fafste,  kehrte  sie  den  Artikel  A  29  in  das  gerade  Gegenteil 
um;  nach  ihrer  Meinung  waren  die  Stilnde  verpflichtet,  dem  Könige 
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Assistenz  zu  leisten;  das  Recht,  Krieg  zu  fuhreu,  dagegen  sei  ein 
Mi^estfttsrecbt « in  das  niemind  eingreifen  dflife.  FQnt  lieehtenstein 
teilte  diese  Meinung  nicht,  er  wollte  dem  KOnige  nur  dann  das  Redit 
zogesteben,  das  Land  zu  den  Waffen  zu  rufen,  wenn  es  sieb  um  einen 
Defensivkrieg  handle;  im  Falle  eines  Offensivkrieges  sollte  er  an  die 
Zustimmung  der  oboi-sten  Beamten  gebunden  sein.  Er  wollte,  wie 
et  sagte,  die  Macht  des  Königs  in  dessen  eigenem  Interesse  inimiern ; 
„junge  Herren  würden  oft  verführt,  Krio<:  zu  führen,"  und  deshalb 
sei  es  «jut,  ihrer  überstürzten  Kriojrslust  einen  Hemmschuh  anzulegen. 
Da  aber  seine  Meimm?  keine  Unterstützuntr  fand ,  zo^'  «  r  ^rM'ncii  An- 
trag zurück,  nie  Superrevisionskonnnission  stimmte  den  et^leu  An- 
trägen zu;  darnach  verpflichtete  die  enienerte  Landesorduung  im 
Artikel  A  11  alle  Einwohner  des  Landes  zur  Hilfeleistung,  wenn  sich 
„einer  oder  niehrere  aufeer-  oder  innerhalb  des  Landes  gegen  den 
König  odor  seine  Nadikommen  und  Erben  zum  Kdnig  beimlieh  odor 
öffientlieb  auf  weifen,  mit  gewafiheter  Hand  widersetzen,  oder  etwas 
macbinieren,  oder  aber  die  ermeldeten  Naehkommen  und  Erben  mit 
baaer  Korrespondenz,  Krieg,  Unnihe  und  Fehden  angefochten  wtlrden.* 
Der  Sinn  dieser  vielen  Worte  ist  nicht  klar  genug,  er  konnte  ent* 
weder  so  gedeutet  werden,  dafe  die  Böhmen  blofs  zur  Verteidigung 
ihrer  eigenen  Heimat  verpflichtet  seien,  oder  aber,  dafs  diese  Ver- 
pflichtung sieh  auf  alle  Tverbtsansj^rürlip  ihres  Köni'Jfs  beziehe,  dafe  das 
also,  was  die  böhinischeu  Stände  im  16.  Jahrhundert  fielen  die  Türken 
freiwillig  gethan  hatten,  jetzt  ihre  Pflicht  sei.  Ferdinand  III.  benützte 
einige  Jahre  später  die  Gelegenheit,  sein  Reelit  ül)er  Krieg  und  Frieden 
klarer  zum  Ausdnicke  zu  bringen.  Im  Jahre  1038  verlangte  er  von 
dem  Landtage  60  000  Gulden,  um  damit  1200  Mann  auszurüsten. 
Der  Landtag  kam  seinem  Wunsehe  nach  und  bemerkte  in  dem  be- 
trefenden  Bescblufs,  der  in  die  Landtafel  eingetragen  wurde,  dab  er 
in  die  Anwerbung  von  1200  Mann  einwillige.  Als  der  Kaiser  hievon 
erfuhr,  befahl  er,  seine  NichtZustimmung  m  diesem  Beschlüsse  in  die 
Landtafel  einzutragen,  denn  das  jus  belli  et  armomm  sei  sein  aus- 
schliefsliches  Rechte 

Es  handelte  sich  nun  darum,  dem  König  auch  einen  unbeschränkten 
Kinflufs  auf  die  Verwaltung  und  Justizpflepe  zu  sichern.  Die  Revisions- 
kommission war  der  Meinung,  dafs  die  Stande  auf  die  Anstpllung  der 
obersten  Beamten  keinen  Kintlufs  üben  und  dafs  die  letzteren  auch 
nicht  mehr  für  das  Land  vereidigt  werden  düiiten:  sie  sollten  .allein 
vom  König  ernannt  werden,  da  er  liiezu  die  uni)eschrÄnkte  Befugnis 
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besitze,  und  auch  ihm  allein  den  Eid  schwören.  Die  Superrevisious- 
konunissioii  war  nattlrlieli  deraelbeii  Meinung.  In  der  Seblu&redaktion 
(A  9)  wurde  daher  dem  König  das  Beeht  zugestanden  ^  sich  bei  der 
Keubesetzung  der  Ämter  Rats  zu  erholen,  bei  wem  er  wolle;  es 
wurde  nicht  bemerkt,  ob  er  an  den  eingeholten  Rat  gebunden  sei 
oder  nidit,  aber  dieses  racksiehtsvolle  Stillschweigen  kann  nur  in 
letzterem  Sinne  gedeutet  werden;  denn  der  Ratgeber  konnte  ebenso 
gut  ein  Ausländer  wif  ein  Inländer  sein.  In  den  Artikeln  A  42—49 
wurde  der  Eid  der  oliei-sten  Landesbeaniten ,  KiUe.  der  Kreishaupt- 
leutc  u.  s.  w.  dahin  umgeändert,  dals  sie  blols  für  den  Künii  vereidigt 
wurden.  Die  Iievisionskommission  war  natürlich  nicht  für  <lie  Un- 
absetzburkeit  der  B(\sniten;  nach  ihrer  Ansicht  sollte  jeder  der  üi'ei-sten 
Landesbeamten  HM-h  drei  Jahren  sein  Amt  aufgeben,  wofern  er  nicht 
vom  König  neu  ernannt  würde.  In  der  Superrevisionskommissiou 
sehlug  Graf  Harrach  vor,  dafs  der  Kaiser  an  keinen  Zeitpunkt  ge- 
bunden sein  solle,  wenn  er  einen  Beamten  aus  seiner  Stellung  eutp 
fernen  wolle.  Eggenberg  widersprach,  indem  er  bemerkte,  dab  der 
Kaiser  fortwährend  mit  Gesuchen  um  Erteilung  eines  der  obersten 
Ämter  belästigt  werden  w&rde,  wenn  für  die  Inhaber  dei-selben  gar 
keine  Amtsdauer  b(>>tiinint  wäre.  Zur  Vermeidung  dieser  Belästigung 
schlug  er  statt  einer  Aiutsdaner  von  drei  Jahren  eine  solche  von  fünf 
Jahren  vor  und  fand  damit  allgemeine  BilliLrunL'.  Diesem  Ratschlag 
entsprechend,  machte  der  Artikel  A  SO  der  ci  Heuerten  Landesordnun^r 
der  Unabsetzbarki'it  der  Beamten  ein  l^n<le,  bestimmt  aber  für  ihre 
Amtstätigkeit  eine  Frist  von  fünf  Jahren,  nach  deren  Verlauf  der 
König  sie  aus  ihrer  Stellung  entfernen  oder  in  ihr  noch  weitei  l)e- 
lassen  könne;  Artikel  A  40  änderte  den  Artikel  B  2  der  alten 
Landesordnung,  weldier  Uber  die  Bewerber  um  ein  Amt,  dessen 
Inhaber  am  Leben  war,  den  Verlust  von  Leib  und  Leben,  Ehre  und 
Vermögen  verbSngte  und  sie  mit  schwerer  Strafe  und  königlicher  Un- 
gnade bedrohte.  Nach  den  Ratschlflgen  der  Revisionskommission,  die 
auch  die  Zustimmung  der  Superrevisionskommission  fanden  und  in  den 
Artikeln  A  36  un  !  der  erneuerten  Landesor  lTniag  ihre  Verwertung 
fanden,  sollten  dem  Herren-  und  Ritterstande  nicht  nur  jene  Ämter 
zugänglich  sein,  welche  die  alte  Landesordnung  für  diese  Stände  be- 
stimmte, sondern  es  sollte  auch  das  AppellationsprJlsidium ,  welches 
die  Könige  auch  vorher,  obscimn  dazu  durch  die  Verfassung  nicht  ge- 
nötigt, mit  Pei-sonen  des  Hernistaudeb  besetzten,  diesem  Stande  nun- 
mehr ausdrücklieh  vorbehalten  sein.  Die  Steile  eines  Kamnieriiräsi- 
denteu,  über  welche  die  alte  Landesordnung  nichts  bestimuite,  welche 
aber  bisher  nur  mit  Personen  aus  dem  Hermstande  besetzt  worden 
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war,  sollte  fortan  dem  Herrn-  und  Ritterstande  zugänglich  sein.  Be- 
2l)gUdi  des  MOnzmeiBteramtes  blieb  es  bei  der  vorigen  BestiiDinung. 

Nach  der  Publikation  der  enieuerttm  Landesorduuug  fand  der  Kaiser, 
dafs  die  alleinige  Abhängigkeit  der  obersten  Beamten  von  seiner  Person 
in  derselben  noch  immer  nicht  klar  «lenug  ausgedrückt  sei ,  und  be- 
stimmte deshalb,  dafs  sieh  die  obersten  Beamten  nicht  als  Landes- 
ottiziere  des  Köniirreiciis  Böhmen,  ^oiulern  als  Seiner  Majestät  obei'ste 
Landesoffiziere  im  Königreich  Bolimeu  titulieren  sollten'.  Diese 
Weisung  wurde  in  den  späteren  Zusätzen  zur  Landesordnung  in  der 
Novelle  Aa21  aufgenommen.  Da  der  Kaiser  das  Amt  der  beiden 
Burggrafen  von  Kailstein  aufgehoben  hatte,  beantragte  die  Kommission, 
alle  auf  dieses  Amt  bezüglichen  Paragraphen  aus  der  Landesordnung 
zu  streichen.  Dieser  Antrag  wurde  damit  motiviert,  dais  die  Krone 
dem  Könige  allein  angehöre  und  er  sie  aufbewahren  könne,  wo  es 
ihm  beliebe  und  dafe  auch  die  Landesprivilegien  anderswo  aufbewahrt 
werden  könnten.  Die  Kevisionskomroission  stimmte  dieser  Ansicht 
beL  Das  Kinkommen  des  Burggrafenanttes  bescblofs  man,  dem  Kaiser 
zuzuweisen,  und  die  bisherigen  Bur^'graft'ii  durch  die  Zuweisung  eines 
anderen  Amtes  oder  oiner  Tiuaden-jabe  /u  entschädigen. 

Um  dip  Justizhoheit  des  Königs  siclier/nstellen,  beantragte  die 
Re\isionskoiiumssion,  dafs  es  jeder  Partei  freistehen  solle,  nicht  nur  in 
Leib-  und  Lebens-,  sondern  auch  in  Ei^jentumsprozessen  entweder  die 
Eübclieidung  des  Königs  oder  die  des  Landrechte:»  auzuruleü,  dafs 
aber  zugleidi  in  allen  Fsllen,  wo  das  Landieeht  eine  Entscheidung 
schon  getroffen  habe,  die  Appellation  an  den  König  zulässig  sei.  Nach 
diesem  Gutachten  wurde  (im  Artikel  A  10)  bestimmt,  dafe  alle  Urteile 
des  Landrechts  auf  Verlust  des  Lebens  und  der  Ehre  dem  Könige 
zur  Bestätigung  überschickt  werden  sollten.  Nach  der  alten  Landes^ 
Ordnung  konnte  der  König  niemanden  gegen  die  Durchführung  des 
Urteils  des  Landrechts  schützen  oder,  wie  es  im  Artikel  A  22  hiefe» 
niemandem  freies  Geleite  vor  dem  Landrecht  erteilen.    Nacli  dem 
Rat  der  Revisionskommissionj  der  auch  den  Beifall  der  Supenevisions- 
knunnission  fand,  wurde  dieser  Artikel  in  das  Gegenteil  (in  A  17) 
verivt  hrt  und  ausdrücklich  bt  stimmt,  dafs  der  König  einzelnen  Per- 
sonen freies  Geleit  vor  dem  Laiulrecht  erteilen,  sie  also  gegen  die 
Exekution  des  gefällten  Urteils  schützen  könne.  Auch  dadurch  sicherte 
die  Bevisionskommisslon  dem  König  einen  gröfseren  Einfluüs  auf  die 
Anstellung  der  obersten  Beamten,  daJs  sie  die  Abschaffung  des  Ar- 
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tikds  A27,  weldier  die  Übertraining  von  Ämtern  an  Ausländer 
verbot,  beantragte.  Dieser  Artikel,  der  erst  in  die  Landeso rdniing 
von  1564  eingetragen  worden  war,  hatte  seinen  Ursprung  in  dem 
Eevers,  den  Ferdinaud  I.  bei  seiner  Wahl  auf  den  h^hniisolien  Tliron 
den  Stäntlf^n  ausgestellt,  und  in  dem  er  sich  verpdiehtet  hatte,  keine 
Fremdlinge  zu  defi  T/andes-.  Stadt-,  Hof-  und  Kirchenäuitem  zu  be- 
fördern und  ebensowenig  die  Schlosser  und  Städte  Rühmens  Aus- 
ländem anzuvertrauen.  Fremden  war  übrigens  der  Zutritt  zu  den 
böhmischen  Ämtern  auch  fernerhin  dadurch  erschwert,  dalis  die  obersten 
Landesämter  nur  Mitgliedern  des  bdhmiBchen  Herrn-  und  Bitterstandes 
zugänglich  waren.  Es  bildete  jedoch  diese  Ausschliefsong  nur  ein 
formelles,  durch  Erteilung  des  Inkolats  leicht  zu  beseitigendea 
Hindernis. 

BesatzuDgstruppen  im  Lande  konnten  von  jedem  beliebigen  General, 
gleichgültig  ob  Böhme,  Österreicher,  Ungar  oder  Italiener  befehligt 
werdon  .  d<>nn  darüber  bestimmt  die  erneuerte  Landesordnung  nichts. 
Auch  in  der  obei-sten  Leitung  der  auswHrtigen  Angelegenheiten  Böhmens 
konnte  sich  der  Kaiser  seine  Ratgeber  iuis  allen  Nationen  wählen. 
Zwar  schweigt  auch  hierüber  die  erneuerte  Landesordnung,  aber  in 
dorn  Gutachten  der  Revisiuii>kou)niission  heilst  es  aus<lrt\cklich :  „Wie 
die  Consilia,  so  den  Staat  oder  andere  hochwichtige  Sachen  angehen, 
gehalten  werden  sollen  und  ob  allezeit  dieselbe  durch  die  Lantles- 
of&ziere,  Land-  und  K&mmeirftte  sollen  vorgenommen  werden,  hilt 
man  gdiorsamst  daf&r,  daft  es  bei  Ener  Migestftt  stehe,  wen  sie  zu 
jedem  Consilio  diesfoUs  deputieren  und  veroidnen  solle  und  dals  kein 
absonderlicher  Senatus  diesfoUs  soll  konstituieret  oder  gelassen  werden, 
weil  sie  die  Stande  solches  auch  wegen  der  Landesordnung  nicht  zu 
thun  befugt  sein."  Man  könnte  zwar  dieses  Gutachten  dahin  inter- 
pretieren, dafs  sich  der  Kaiser  bei  Beratung  von  Staatsangelegenh^ten 
beliebiger  Personen,  aber  doch  nur  solcher  von  böhmischer  Abstammung 
bedienen  solle,  und  vielleirht  war  dies  auch  die  Meinung  der  Kom- 
mission, allein  praktisch  wurde  dieser  Rat  nicht  befolgt. 

Eine  der  wichtigsten  Verhandlungen  betraf  die  Sprachenfrage. 
Man  erinnert  sich,  dafs  nach  der  alten  Landesordnunir  mit  Ausnahme 
des  Appellationsgerichtes,  das  als  zweite  Instanz  für  alle  städtischen 
Streitigkeiten  in  Böhmen,  Mfthren,  Schlesien  und  der  Lausitz  galt  und 
in  dem  auch  deutsch  veriiandelt  wurde,  bei  allen  Gerichten  BlUimens, 
namentlich  dem  Laadiecht,  nach  Artikel  B  82  nur  in  böhmischer 
Sprache  verhandelt  werden  durfte;  alle  Beweisurkunden,  die  etwa  in 
einer  anderen  Sprache  angesetzt  waren,  muftten  ins  Böhmiscfae  fiber- 
setzt werden.  Der  Landtag  von  1615  hat  in  scharfer  Weise  die  Herr- 
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Schaft  der  böhmischen  Sprache  ausgesprochen  und  bestimmt,  dals 
fortan  kdn  Fremder  das  Lukolat  erlangen  oder  in  den  BOi^nerverband 
adgenommen  werden  solle,  der  nicht  die  Kenntnis  der  bSlunischen 
Sprache  besitze.  Diese  letztere  Bestimmung  hatte  aber  der  Kaiser 
nach  seinem  Siege  nicht  mehr  beachtet,  indem  er  Deutschen,  Spaniern 
und  Italienern  in  grolser  Zahl  den  Erwerb  von  Gütern  in  Bölimen  f*e 
stattete  und  ihnen  damit  das  Inkolat  erteilte.  Nun  sollte  auch  die 
ausschliefslich  böhmische  (rerichtsorfiauiRation  beseitigt  werden  ;  doch 
wollte  die  Revisionskouiniission  bei  Beratung  des  Artikels  B  32  der 
böhmischen  SpriU'hc  wenigstens  mch  ein  ijcwissos  Vorrecht  ein- 
riUimen.  Nach  ihrer  Ansicht  sollte  nieniaucleiu  vciwelirt  sein,  vor 
Gericht  deutsch  oder  böhmisch  zu  reden  und  Schriften  in  beiden 
Sprachen  beizübiingeu,  das  Urteil  sollte  jedüch  in  böhmischer  Sprache 
gefällt  werden  und  nbei  dem  Landrechte  diese  Sprache  bleiben",  d.  h. 
die  Veibandlungen  dieses  Gericht»  nur  in  böhmischer  Sprache  geftlhrt 
werden.  Die  Bevisionskommission  empfahl  auch  an  Stelle  des  bis- 
herigen  mnndlichen  GerichtSTerfishrens,  ohne  letzteres  gerade  fbr  un- 
zülftBsig  zu  erklären,  das  schriftliche;  fbr  dieses  wollte  sie  dann  auch 
den  Gebrauch  der  lateinischen  Spraclie  gestatten.  In  ihrem  SchluJs- 
antrag  empfahl  sie  demgem&üs  die  Publikation  der  neuen  Landesordnung 
in. deutscher,  l>öhmischor  und  lateinischer  Sprache'. 

Als  dieser  Artikel  in  der  Superrevisionskommissiou  zur  Beratunu 
kam,  griff  Eggeuberg  entscheidend  in  die  Debatte  ein,  indem  er  den 


'  Um  der  Wichtigkeit  willen  teilen  wir  wörtlich  den  Rescbliifs  der  Revisinns- 
koDunission  loit:  Wer  deutsch  will  redun,  soll  gebort  werden  und  soll  nit  verwehrt 
sein  deutsch  oder  böhnÜBch,  ihr  Kotlxhnft  schrift«  oder  mOodlidi  efaisabringeu. 
Die  ürthel  ernf  hi  u  böhmisch.  Bei  dem  Landrechten  bleibt  die  böhmische  Sprache. 
Es  können  aber  die  Partes  in-  oder  ausländisi  Ii  tuul  jciltTiiiiuni  deutsch,  latoinisch 
oder  böhmisch  ihre  Üacheu  einbriogen,  soll  aber  was  deutsch  oder  lateinisch  ein- 
gpbrftcht,  intecprecieit  werden.  Was  aber  bwor  und  juvlitii  Sachen  (sie),  kum  in 
ehier  und  der  anderen  Sprache,  wie  man  volle,  tractiert  werden. 

(In  maiirino)  Xota. 
Die  Landesordnung  kann  hernach  Ihre  Majestät  dentsch,  lateini^^ch 
und  böhaimisch  publicieren  lassen:  Alle  Sachen  doppelt,  deutsch  und 
bOhatmiech  einxogeben. 
Soll  den  Parteien  bevorstehen,  ob  sie  scbrifUich  oder  in  publica  audientia  mündlich 
procedieren  wöllen.    Besser  ist  es  den  l'arteien.  dafs  sie  srhriftlich  verfahren, 
können  unter  der  Zeit,  da  die  Landrecht  nit  gehalten,  sich  mit  den  Schritten  geta&t 
machen  nnd  dieadben,  wenn  die  Landredit  sein,  produdert  werden.  Kann  aber 
eine  oder  die  andere  Partei  in  solchen  Landrechten  mündlich  oder  schriftlich 
wiedenimb  etwas  melden,  stehet  ihm  solches  bevor,  kann  auch  in  deutsch,  lateinischer 
oder  böhmischer  Sprache  geschehen.  Dahero  die  mündlichen  Verhöre  aufzuheben, 
weil  dies  judiann  nieht  condnuo  sitsen  thut,  sondern  nor  drennal  im  Jahre. 
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Autiiifi  stellte,  der  böhmischen  Sprache  keinerlei  Vorzug  mehr  zu- 
zugestehen. Er  erklfirte  «es  sei  sdiwer,  dalk  sieb  alle  dner  Sprache 
unterwarfen*  und  emp&hl  die  Abfassung  eines  Statuts,  „das  sich 
weder  auf  die  eine  noch  die  andere  Seite"  neigen,  also  eine  Gleieb- 
berecbtigung  unter  den  Sprachen  einführen  sollte;  nur  bei  der  Auf- 
zählung der  Sprachen  sollte  der  böhmischen  der  erste  Platz  ein- 
geräumt werden.  Seine  Mciuuni:  begründete  er  mit  dem  Vorgang  in 
anderen  Ländern,  wo  auch  mehrere  Sprachen  bei  Gericht  zulässig 
seien.  Er  empfahl  übrigens  ebenfalls  das  schriftlidie  Gerichtsvorfahren 
statt  des  mündlichen  und  war  damit  einvei-staudeu,  dafs  die  Landes- 
ordnung in  den  erwähnten  drei  Sprachen  publiziert  werde,  damit  „die 
ganze  Welt  darüber  urtheilen  könne,  dals  dies  Werk  nützlich  ist." 
liarrach  empfahl  gleicherweise  das  schriftlirhe  Verfahren,  (lagej:eu  be- 
kämpfte es  Slawata,  welcher  erklärte,  (iais  es  den  Bühmeu  seltsam 
Turkommcm  würde.  Ein  endgültiger  Bescblufe  wurde  hierüber,  wie  in 
Bezug  auf  die  Publikationen  der  Landesordnung  in  drei  Sprachen 
nidit  gefafst  Infolge  späterer  nicht  weiter  bekannter  Verhandlungen 
aber,  auf  die  Eggenbeig  einen  entscheidenden  EinfluJs  geübt  haben 
dürfte,  wurde  die  Sprachenfrage  und  das  Crerichtsverfidiren  in  den 
Artikeln  B  12,  C  1-4  und  D  47  der  neuen  Landesordnung  geregelt. 
Dfis  schriftliche  \  erl'ahren  wird  im  Artikel  C  1  an  die  Stelle  des 
mündlichen  tjesetzt  und  diese  Anordniint^  damit  motiviert,  dafs  man 
mündlich  die  Streitfrage  nicht  so  griindiich  beleuchten  könne,  wie  man 
dies  bei  ruhiger  Frwaiiung  schriftlich  thiin  könne,  aber  auch  damit, 
dafs  Böhmen  nicht  blols  von  Leuten  „bolieimischer  Zunge",  soudtrn 
auch  von  anderen  Nationen  bewohnt  sei,  und  den  Rechtssuchenden 
dieser  anderen  Nationen  der  nötige  Schutz  und  Schirm  allein  durch 
das  sdufiMidie  Verfahren  geboten  werde.  >-  Dab  in  Civilprozessen 
das  schriftliche  Verfahren  eine  gründlichere  Erörterung  der  Bechts- 
frage  aUein  ennöglicfati  ist  selbstverstftndlich,  da&  aber  als  Grund  für 
die  Einführung  desselben  die  Existenz  verschiedener  Nationen  in 
Böhmen  angeführt  wird,  ist  in  dieser  Fassung  etwas  befremdend.  In 
Böhmen  gab  es  nur  Böhmen  und  Deutsche,  letztere,  wenn  auch  in 
weit  geringerer  Anzahl,  doch  kompakt  ansässig  in  den  nördlichen 
Teilen  des  Landes.  Seit  dem  Jahre  1621  hatte  allerdings  eine  Anzahl 
Italiener  und  Spanier  (Üiter  im  Lande  erworben,  aber  das  waren 
kaum  einige  Dutzend  l*ersonen,  die  doch  füglich  nicht  als  in  Böhmen 
wohnende  Nationen  angeführt  zu  werden  verdienten,  und  noch  weniger 
das  Recht  in  Anspruch  ndinien  konnten,  dafs  die  Gesetzgebung  eine 
besondere  Rücksicht  auf  ihre  Bequemlichkeit  nehme.  In  Artikel  C  2 
wird  übrigens  nur  die  deutsche  Sprache  als  gleichberechtigt  mit  der 
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böhmischen  anerkannt;  hier  sowohl,  wie  in  Artikel  B  12  wird  bestinnnt, 
dafB  die  Prozesse  ebenso  in  tleutsoher  wie  iu  böhmischer  Sprache  be- 
gonnen und  durchgeführt  und  das  Urteil  in  jeder  der  beiden  Sprachen 
gefällt  werden  könne.  Artikel  C  2  ordnet  insbesondere  an,  dnfs  der 
Prozel's  in  jener  Sprache  urelVilut  werden  müsse,  die  der  l>ekla:_'te  ver- 
stehe, also  deutseh,  wenn  er  ein  Deubcher,  böbniiscli,  wenn  er  ein 
Bühnie  sei;  Artikel  B  12,  ilalt.  die  „Beschickungen"  (VodaduuRen) 
auch  in  der  entsijrechendeu  Sprache  verfafst  sein  sollen.  Artikel  C  3 
bestimmt,  dals  bei  der  Landtafel,  behufs  der  Beschickungen,  Zeugen- 
Terh5re  und  Fristerstreckaugen,  zum  mindesten  drei  der  deutsdien 
Sprache  kundige  Beamte  anzustellen  seien.  Artikel  C  4  ordnet  an, 
dalis  die  Beschickungen  je  nach  der  Sprache  in  eigene  Quateme  ein- 
zutragen seien.  Tief  einschneidend  ist  auch  d«  Artikel  D  47,  der 
die  Bildung  zweier  Senate  beim  Landrecbt,  eines  deutschen  und  eines 
böhmischen  anordnet,  von  denen  die  Prozesse  nach  ihrer  Sprache  ent- 
schieden werden  sollten ;  dem  einen  Senat  sollte  der  Oberstlandrichter, 
den  andern  der  Oberstlandkilmmerer  präsidieren.  Weiter  orilnet 
Artikel  I  6  an,  dafe  alle  Eintrairungen  in  die  Landtafel  niclit  nur  m 
böhuli^cher,  sondern  auch  in  (leutscher  Spraclie  geschehen  könnten, 
also  /..  B.  alle  Kauf-  und  andere  Koutralde.  alle  Testan)ente,  und 
begründet  diese  Verordnung  tlainit,  dals  „nach  gediinipftcr  llebellion 
der  gröföere  Teil  der  Landgüter  mit  Ausländem,  besonders  mit  Deut- 
schen besetzt  seien,  welchen  ihres  Woblveilialtens  und  erzeugten  ge- 
treuen Dienste  wegen,  sich  einzukaufen  allergnftdigst  vergönnt  worden." 

Damit  wurde  die  völlige  Gleichberechtigung  zwischen  Deutsch 
und  Böbniiseh  vor  Gericht  verfinsungsmälsig  festgestellt;  dafe  aber 
diese  Gleichberechtigung  zur  Zeit,  als  die  erneuerte  Landesordnung 
publiziert  wurde,  nicht  mehr  durcfagehends  galt,  ergiebt  sich  schon 
daraus,  dafs  man  die  Landesordnung  selbst  nur  in  deutscher  Sprache 
ver<>ff>ntli('1ite.  An  die  Ausgabe  in  lateiniseher  Sprache  dachte  man 
gar  nicht;  die  in  böhmischer  Sprache  fertigte  mau  wohl  an,  iPL'te  sie 
auch  in  Druck,  aber  bei  dem  siel»zeiinten  Bogen  brach  man  denselben 
ah.  Böhmen  war  unterworfen  und  s(tllte  die  frühere  Selbstiindigkeit 
nicht  mehr  in  Anspruch  nehmen  dürfen;  dies  konnte  nicht  schärfer 
zum  Ausdrucke  gebracht  werden,  als  wenn  man  die  Gesetzgebung  in 
den  böhmischen  und  österreichischen  Likndem  in  einer  und  derselben 
Sprache  regelte.  Allerdings  war  nicht  sprachliche  Feindseligkeit, 
wenigstens  nicht  eine  bewulste,  der  Grund  dieser  Ma&regel,  sondern 
Bequemlichkeit  und  der  Wunsch  nach  einheitticher  Gestaltung  des 
Staatswesens. 

Bei  der  Beratung  aber  Artikel  6  beschäftigte  sich  die  Bevisions- 
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kommission  mit  der  Frage,  ob  von  dem  Urleile  des  L&ndrechte  eine 

Appellation  zalftssig  sein  oder  ob  die  bisherige  Norm,  welch«»  keine 
Appellation  gestattete,  l)eibebalten  werden  solle.  Sämtliche  Mitglieder 
dvr  Konimission  erklarten  die  Appellation  sowohl  in  Kriminal-  wie  in 
Civiljirozess'Mi  iiiclit  nur  für  zulässig,  sondern  setzten  fest,  dafs  "kein 
rrtoil  oxtMiuicrt  wenien  solle,  bevor  nicht  die  allerhöchste  Zustimniuiig 
ertol^n  sei.  Selbstverständlich  niulste  damit  aneli  der  Artikel  A  22, 
der  bt^timmte,  dals  der  König  uienuiud  vor  der  Kxekutiüi»  des  Urteils 
des  Landrechts  schützen  dürfe ,  wegfallen.  In  der  Superre\isions- 
kommi^iou  erklärte  Egjieuberg,  dafs  eine  Appellation  oder  wie  sie 
stetig  beseidmet  wurde,  eine  Revision  dann  nicht  zulässig  sei,  wenn  der 
König  selbst  im  Landrecht  prftsidieren  wQide;  im  Falle  dies  nicht 
geschah,  war  er  im  Zweifel,  ob  man  die  Bevision  allgemein  als  zu- 
lässig erklSien  oder  nur  auf  Fftlle  beschranken  solle,  wo  sie  der  KOnig 
gestatten  oder  das  Landesrecht  sie  selbst  empfehlen  würde.  Slawata 
empfahl  die  allgemeine  Zidiissigkeit  der  Revision.  In  der  endgültigen 
Redaktion  (F  75 — 83)  wurde  in  Kriminalprozessen  nur  dann  eine 
Revision  gestattet,  wenn  der  Aiii:ekl!^e  eine  Nullit:\t?bc!=chwerde  er- 
heben, wenn  er  also  erweisen  konnte,  dafs  das  Gesetz  an  ihm  verletzt, 
er  z.  B.  gar  nicht  verlidrt  worden  sei.  In  Civilprozei?s»ni  fand  das 
Ansuchen  um  lievision  nur  in  eng  l^egreuzteu  Fftllen  und  nnr  dann 
Gehör,  wenn  der  Appellierende  zum  mindesten  den  siebenten  Teil  jener 
Geldsunuue  erlegte,  die  dem  strittigen  Werte  entsprach  oder  eine 
Bürgschaft  für  diesen  Tdl  aufbringen  konnte.  Wurde  «tie  Bevirion 
zugelassen,  so  entschied  ein  aus  neun  Personen  bestehendes  Kollegium, 
das  den  verschiedenen  BichterkoUegien  entnommen  wurde,  über  die 
Streitfrage;  ihr  Urteil  mulste  dem  König  zur  Bestätigung  vorgelegt 
werden'.  Auch  darin  wahrte  scbliefslich  Ferdinand  seine  Justizhoheit, 
dafs  er  dem  Landrecht  die  Befugnis  absprach,  in  einem  Streit,  für 
dessen  Entscheidung  das  Gesetz  keine  entspi-echende  Handhal>e  bot, 
ein  T^rteil  zu  fiUlen  und  so  ein  Präjudikat  für  künftige  Streitfillle  zu 
schatten.  Die  Beisitzer  d«^  Landrechts  hatten  in  diesen  Fullen  ein 
Gutachten  für  den  Konig  zu  vertassen  und  seine  Entscheidung,  die 
allein  die  Lücke  des  (iesetzes  ei^ilnzen  durfte,  zu  erwarten*.  Die 
Beratung  bezog  .sich  auch  aut  den  Artikel  D  4S .  der  mit  lier  Strafe 
des  Hochvenats  jeden  bedrohte,  der  sich  einem  Angrifle  wider  die 
Länder  der  Krone  Böhmens  nicht  widei^tzen  würde.  Die  alte  Landes* 
Ordnung  veistand  nnter  dem  Angreifer  entweder  einen  Feind  oder 

>  Erneuerte  Landesordnung  F  76—^3« 
•  D  4». 
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einen  solchen,  der  sich  der  Kione  des  Landes  bemächtigen  wollte*. 
Die  RevisionslEommission  &6te  diese  Bestimmung  blo&  toh  letzterem 
Standpunkt  auf  und  batte  offenbar  einen  neuerlichen  Angriff  des 
PEilzgrafen  Tor  Augen.  Aueh  die  SuperrevisionskommiBsion  ging  Ton 
denellien  Ansieht  aus,  und  so  bekam  der  Artikel  A  II,  der  an  die 
Stelle  des  Artikels  D  48  trat,  eine  ganz  andere  dem  entsprechende 
Fassung.  Zwischen  den  Angreifern  wird  scharf  untei-schieden :  als 
Hochverräter  werden  gekennzeichnet,  die,  seien  es  In-  oder  Ausländer, 
sifh  „wider  den  König  heimlich  oder  öffentlich  aufwerfen,  mit  ge- 
waffneter  Hand  widersetzen  oder  etwn^  innchinieren'*  oder  iOierhaupt 
als  Feinde,  die  mit  „böser  Korrebjn  ud' uz ,  Unriilie,  Ff  li(ii  u  den 
König  anfPL'liteu'*.  Jeder  wird  unt>i  oirafe  des  llocli Verrates  zur 
Hilfeleistung  wider  jeden  Angritl  und  zur  Erstattung  der  Anzeige 
verpflichtet,  im  Falle  die  sich  vorbereitenden  Feindseligkeiten  zu 
seiner  Kenntnis  gekommen  seien*.  Bei  der  schliefdichen  Bedakticm 
scheute  man  auch  vor  einer  Wiedeiholung  der  Strafimdrohung  nicht 
aurQek,  und  schaltete  deshalb  den  Artikel  A  18  ein,  der  nur  eine 
weitere  Ausführung  eines  Teiles  des  Artikels  A  11  ist;  denn  er  bedroht 
alle  jene,  die  an  revolutionären  Bündnissen  teilnehmen,  mit  der  Strafe 
des  Hochverrats. 

Endlich  gab  die  Revisionskommission  ihr  Gutachten  auch  aber 

■  Der  Artikel  D  48  lautet  wOrdieh:  Wenn  jemaad  das  Land  mit  Krieg  flber- 
ciehen  oder  in  die  Länder  t  iH/hiniBchen  Krone  einen  Einfall  machen  würde» 
um  sich  des  Könisn'ichs  zu  lieiii;i.  litiffen.  p:cpcn  rlen  sollen  trir  bei  sonstigein  Ver- 
lust von  Leben,  Ebre  und  Vermögen  bebilllicb  sein. 

*  Der  Wortlaut  des  neuen  Artikel»  A  Ii  ^  folgender :  „Da  es  sich  sutruge, 
dals  einer  oder  mdirere,  attfiur»  oder  innerhall»  des  Landes  sich  gefen  üns  oder 
Unsfreii  Naclikommcn  und  Erlicn  im  Könictrciclio  beim-  mler  öffentlich  anfworfon, 
mit  gewaffnotir  Hand  widersetzen  oder  etwas  maeliiiiieren  oder  aber  Wir  oder 
ermeldete  uacbkouimeude  Könige  und  Erben  sonbt«^n  mit  böser  Correspondeuz, 
Krieg,  Unmhe  und  Fehden  «ogefbditen  wikrden,  so  soll  nicht  allein  jed«i  Unser 
Laadsars  und  Untertban,  welcher  dergleichen  Pratiken  in  Erfahrang  gelmätt  oder 
hierin  Wissenschaft  hatte,  dieselbige  Uns  oder  abgedachte  Unseren  XachkAnimen 
und  Elben,  bei  Yeimcidung  der  Straf  der  beleidigten  ^lajcstät,  getreulich  erotineu ; 
sondern  es  selnd  auch  alle  Stinde  und  Inwobner  dieses  Unsen  ErUctaigreichs 
Bämmtlich  und  ein  jeder  insonderheit  schuldig  imd  verininden,  Un>  und  denen 
nachkniiinienden  Köiii!j;eti  nntl  Erben  als  ihren  rechten,  natürlichen  Kibhcrrm  in 
aUveg  zu  asaistitren  und  alle  mögliche  Uilfe  zu  leisten:  Auch,  nachdem  sie  auf 
Uitteni  oder  Ihren  gnudigätcn  Befehl  deshalben  aufgefordert  und  ermahnet  worden, 
bei  Verlust  Leib,  Ehr  und  Güls,  auch  Vermddung  der  fltraC»  der  beleidigten 
Hörh'ten  >laipstilt.  zu  parieren  und  auf  zu  sein  und  auf  die  ihnen  ernannte  Zeit 
und  Orter,  entweder  selbsten  geliorsa!n->t  einzustellen  oder  ja,  woiern  einer  oder 
mehr  aus  rechte;i  Eiieiiuiten,  persöuiicb  nicht  erscheinen  könnten,  taugliche  i'oräonen 
mit  ihrer  Macht  nnl^hlbarlich  zu  schicken. 
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Artikel  D  49  der  bisherigen  Landesordnung  ab.  In  demselben  ver- 
pfiichtete  sieb  der  Kdnig  für  sieh  und  seine  Kammer,  zu  welcher  die 
königlichen  Stlldte,  die  Klöster,  Lehensleute  und  die  Bewohner  seiner 

eigenen  Besitzungen  gerechnet  werden,  dafe  er  die  Durchfohning  der 
gerichtlichen  Urteile  fördern  und  jeden  Bürger,  Klostennann,  Vasallen 
und  eigenen  Unterthan  mit  dein  ^'^rlust  der  Ehre  strafen  werde, 
wenn  er  bei  der  IHirehfüliniiig  diosor  l^i-fcilo  nicht  mithelfen  oder 
sich  ihr  widersetzen  wl\rde.  Aut  h  die  Herren  und  Ritter  vorpflichteten 
sich  zu  gleicher  Haltung  un«1  IxMliohLeu  also  jeden  mit  dnii  Verlust 
der  Ehre,  der  UA  dov  Durcliluhruug  der  Urteile  nicht  mithelfen  würde. 
Gegen  Witlersacher  führte  der  Oberstburggraf  die  Exekution,  imlem 
er  gegen  dieselben  das  Land  zur  Hilfe  aufrief.  Der  König  und  der 
Adel  waren  nadi  diesen  Bestimmungen  die  Garanten  der  Rechts- 
dcherheit;  die  Durcbfbhrung  der  Exekution  war  dem  Oberstbnnsgrafen 
und  nach  ihm  einigen  der  obersten  Landesbeamten  Qberlassen.  Als 
nun  die  Revisionskommission  tkber  diesen  Artikel  beriet,  mifsfiel  ihr 
natürlich  die  NebeinMiiaiulprÄtelluni:  des  Königs  und  der  höheren 
Stände,  auch  wollte  sie  die  Durchführung  der  Exekution  nicht  dem 
Ermessen  der  obersten  Beamten  überlassen.  Der  König  sollte  nach 
ihrer  Ansicht  in  dem  Artikel  tlas  Wort  führen  und  versprechen,  dafs 
er  jederzeit  allen  gleiches  K<^<'ht  zukommen  lassen  und  für  die 
Exekution  >ori:en  werde.  Die  Suiierrevisionskonmiission  gesellte  sich 
dieser  Anschauung  bei  und  diese  fand  ihren  Ausdruck  in  den  Ar- 
tikeln G  8 — 10  der  erneuerten  Landet-onliumg :  Nioiiiaiid  sollte  dem- 
nach sich  der  Durchführung  eines  Urteils  widersetzen;  geschah  es 
dennoch  und  war  die  Anfbietung  bewafiheter  Macht  dagegen  not- 
wendig, so  sollte  der  Oberstburggraf  berechtigt  sein,  die  Durch- 
Ibhrung  aus  eigener  Machtvollkommenheit  zu  Qbemehraen,  wenn  dazu 
nicht  mehr  als  200  Mann  erforderlich  seien;  wenn  mehr,  mulste  er 
die  Weisungen  des  Königs  einholen.  Jeder  Widerstand  wurde  mit 
dem  Verluste  der  Ehre  bedroht. 

Die  Superrevisionskonmiission  hatte  in  fünf  Sitzungen  (vom 
25.  März  bis  7.um  1.  April)  die  Voi*?chlüge  der  Revisionskommission 
durchberaten  und  iu  der  angedeuteten  Weise  erledigt.  Ihre  Beratimuen 
bezogen  sich  iusL'esamt  nur  auf  das  Staatsrecht ;  denn  auch  die  Frage, 
ol>  eine  Kevisiuu  der  bei  dem  Landrecht  durclmeführten  l'rozesjse  zu- 
lässig sei,  stand  mit  diesem  in  Verbindung,  da  für  sie  nicht  die  ge- 
wünschte Rechtssicherheit,  sondern  die  beabsichtigte  Erhöhung  des 
königlichen  Ansehens  ausschlaggebend  war.  Naclidem  durch  die  Be- 
scfalttsae  der  Superrevisionskommission  diese  Erhöhung  gesichert  war, 
sah  die  letztere  ihre  Aufgabe  als  beendigt  an  und  trat,  soweit  es  be- 
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kanut  ist,  niclit  mehr  zusammen.  Die  Revisionskommission  setzte 
dagegen  ilae  Arbeit,  die  sieli  uuu  auf  ilic  l'rivatgesetzgebuug  erstreckte, 
fort,  fand  aber  bald,  daTs  die  Ummodeluug  dereelben  im  Sinne  des 
Gemeinrechtes  nieht  in  einer  Vollberatung  vor  sich  gehen  könne  und 
daffi  diese  Arbeit  Fachinftnnem  anvertraut  werden  mosse.  In  der 
letzten  Sitzung,  die  am  4.  April  abgehalten  wurde,  wurde  daher  der 
Reichshofrat  Melander  mit  dieser  Arbeit  betraut  und  ihm  als  Ge- 
hilfen der  böhmische  Appellationsrat  TIassold  und  ein  böhmischer 
Prokurator  an  die  Seite  gestellt  Offenbar  sollten  die  Kenntnisse  im 
böhmischen  Privatrecht,  über  die  Hassold  und  der  Prokurator  ver- 
fügten, von  Melanfler  verwertet  werden  und  so  auch  das  böhmische 
Recht,  wo  PS  passend  seinen,  ciiii^Truiafsen  zur  Geltunu'  kommen. 
Meland»'!-  wurde  mit  seinen  lu'hilfeu  auch  auf  (ias  Gutachten  auf- 
niciksani  ^tMiiacht,  das  mau  uoch  aus  Böhuieu  erwartete,  das  also 
von  diiu  üben  erwähnten  der  böhmischen  Kommission  verschieden 
war.  Zugleicli  wurde  bescidossen,  die  neue  Landesordnung  mit  einem 
Vorwort  zu  versehen,  in  dem  die  GrQnde  fttr  die  Änderung  der  alten 
Landcsordnung  anzufhhren  seien.  Man  beriet  auch  darQber,  ob  die 
neue  Landesordnung  auf  dem  neu  zu  berufenden  Landtag  oder  schon 
variier  zu  publizieren  sei,  und  entschied  sich  für  das  letztere,  weil 
man  allen  Reklamationen  aus  dem  W^e  gehen  wollte.  Wenn  dann 
der  Landtag  bereits  auf  Grund  der  neuen  Landesordnung  benifen 
wurde,  konnte  jede  Opposition  wider  die  neuen  Gesetze  gestraft 
werden*. 

Als  die  Berituncron  der  Sui)i'rrcYisionskoniniissio!!  /u  Ende  und 
sonach  die  wesentlichen  .\ndenuit:en  endtnilti^;  beschlossen  waren, 
schickte  auch  die  böhmische  Kevisiou-konnuission  ihie  Arbeit,  und 
zwar  erst  an»  10.  April  durch  Martini i/  an  den  Kanzler  Lobkowitz 
ein.  Soweit  das  Begleitschreiben  des  Martinitz  ein  Urteil  über  diese 
unbekannt  gebliebene  Arbeit  zul&lst,  wahrte  sie  die  Alkingültig- 
keit  der  katholischen  Religion,  das  Erbrecht  des  habsburgischen 
Hauses  und  erweiterte  in  etwas  die  Hechte  des  Königs;  im  übrigen 
suchte  sie  die  alte  Verfassung  möglichst  ungeschmälert  zu  erhalten. 
Martinitz  mahnte  den  Füi-sten  Lobkowitz  und  den  Grafen  Slawata, 
daTs  sie  als  gute  Patnoten  die  Wahrung  der  alten  Freiheiten  sich  an- 

'  15('i  ilfr  Krörtemng  ubor  die  B(ratnn«?pii  zur  erniiiortcn  Landesordnnn«? 
faabt'n  wir  Laiiptsäcblich  folgende  im  Archiv  iles  k.  k.  MinisU-ritims  des  iDuem 
«afbewabrto  SdiriftstQcke  beofitit:  I.  Dii  Protokoll  der  Boratungen  der  Reridoitt» 
kommission  vom  17.  März  bis  zum  20.  M&r,  das  Protokoll  vom  4.  April  und  zwei 
undatierte  Aktenstücke,  die  offenbar  aus  diesen  Beratungen  bervorgegararn  sind. 
2.  I>a8  Protokoll  der  Superrevisionskommission  vom  26.  März  bi«  1.  April  reichend. 
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gelegen  sem  lassen  und  eher  für  ihre  Yennebningr  als  fbr  ihre  Yer- 
kOrzung  Soige  tragen  sollten.  Diese  Mahnung  war  am  so  Teii^Uicher, 
wdl,  wie  wir  gesehen  haben,  Lobkowitz  zu  den  entscheidenden  Be- 
ratungen nicht  berufen  wurde,  Slawata  aber  patriotischen  Gefikblen 
keine  Rechnung  trug'. 

Aus  den  Mitteilungen  über  die  Verhandlungen  der  Revisions- 
kommission und  Superrevisionskommission  ist  ersichtlich ,  dafs  dir 
Änderungen  in  tleiii  öffentlichen  Rechte  Böhmens  zum  Teil  als  Strafe 
für  den  vorangegaugenen  Aufstand,  zum  Teil  aus  Vorsicht^  um  künftigen 
Aufständen  vorzubeugen,  erfolgten.  Die  erneuerte  Landesordnung 
trägt  auf  diese  Weise  den  Stempel  eines  Racheaktes  und  verleugnet 
denselben  auch  in  der  Stilisierung  nicht.  Achtmal  wird  in  den  ein- 
zelnen Paragraphen  den  Böhmen  „Bebellion**,  einmal  „Empörung'' 
vorgeworfen;  einmal  werden  die  »Rebellen"  abeehfttzig  erwfthnt;  ehi- 
mal  wird  darauf  hingewiesen,  dafs  das  Königreich  mit  „gewaffiieter 
Macht',  einmal,  dals  es  mit  .schweren",  einmal,  dals  es  mit  «kost- 
baren" Krieprttstungen  wiedererobert,  einmal,  dafs  dem  König  von 
Gott  die  „Viktoria"  über  den  Aufstand  verliehen  worden  sei''.  Auf 
Grund  dieser  Erklärungen  und  Vorwürfe  werden  die  Feinde  des  Erb- 
rechtes un*t  Strafe  bedroht  (A  1),  wird  die  Konfiskation  der  Güter 
gerechtfertigt  (A  20),  die  katholisclie  RehY'ion  ywr  alleinjzeltenden 
Stiatsreligion  erklart  (A  28),  der  erblidie  Hierirroschen  in  den  könig- 
lichen Städten,  nüt  Ausnahme  von  Filsen  und  Budweis,  eingeführt 
(A  34).  weiden  eine  Anzalil  Güter  aus  Allodial-  zu  Lehengütern  ge- 
njacht  (¥  72),  wird  die  (ileichberechtigung  tler  deutschen  mit  tler 
böhmischen  Spiiiche  gerechtfertigt  (I  6)  und  wird  endlich  das  un- 
beschrftnkte  Erbrecht  des  Adels  auf  die  Verwandtschaft  bis  zum  zehnten 
Grade  beschrSnkt  (0  30).  Aber  nicht  blob  die  erneuerte  Landes- 
ordnung, selbst  auch  das  EinfDhrungspatent  zeigt  Oberall  Spuren  des 
Zonies  Ton  Seite  des  Gesetzgeben  und  zwar  in  veischftifter  Weise: 
es  erwähnt  der  vorangegangenen  „abscheulichen  Rebellion",  bemerkt, 
dab  das  «Königreich"  mit  dem  Schwerte  zum  Gehorsam  gebradit 
worden  sei,  und  dafs  die  Teilnehmer  des  Aufstandes  für  „ihr  un- 
erhörtes Beginnen,  andern  zum  Beispiel  und  zur  Verhütung  hoch- 
schildlicher  Nachfolge,**  bestraft  worden  seien.  Das  mit  Hilfe  „kost- 
liarer  Kriegsrttstungen  eroberte  Königreich"  werde  deshalb  in  „eine 
solche  Verfassung  gebracht,  dafe  der  Respekt  und  Gehorsam  der 

>  Archiv  von  Haudnitx:  Martunts  an  Lobkowitz  dd.  19.  April  1625. 

*  Die  „Rebellion^*  wird  in  dem  Artikel  A  1  dreimal,  sonst  noch  je  eiiiuial  in 
A  20,  23,  34,  1*'  72,  i  0,  die  Kmpdrung  in  A  1  vorgeworfen.  Der  Kebellen  geschiebt 
ErwabDimg  in  A  20,  der  Erobentng  in  A  20,  23  und  0  90,  Der  Yictori«  hl  A  23. 
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Uaterthanen  erhalten  und  die  Unterthanrn  unter  dem  Schut/e  eines 
gleichen  Rechtes  und  einträchtiger  Religion  in  Flieden,  Ruhe  und 
Einigkeit"  lehen  könnten.  Die  Andcninjrrn  dor  neuen  Landesorduung 
gegenüber  der  alten  wenlen  auch  i]nm\t  ■rereehtfertijzt ,  dafs  sich  der 
Kaiser  jene  .Grundfesten,  die  sich  alle  christlichen  Herrscher  in  Ver- 
fassung eines  Regiments  angelegen  sein  lassen,"  vor  Aui:en  pehalteu 
und  sich  dabei  „nicht  allein  die  köiii^iiche  Macht,  solche  Laudes- 
ordnung  zu  mehren,  zu  ändern,  zu  besäeru  und  was  sonst  das  Jus 
legis  ferendie  mit  sieb  bringt,  vorbehalten"  habe,  sondern  auch  die 
FUle,  die  im  Privatrecbt  nicht  genagsam  erOrtert  worden  seien,  durch 
spätere  «Constitutiones  regias"  zu  «deddieren'*.  Wir  haben  oben  er- 
örtert, dafs  sich  der  Kaiser  dadurch  das  Becht  vorbehalten  habe,  so- 
wohl das  öffentliche,  wie  das  Privatrecbt  zu  ändern. 

Während  die  erneuerte  Landesordnung  mit  dem  bis  dahin  gültigen 
öffentlichen  Rechte  fast  vollständig  aufräumte,  zeigt  der  privatrechtliche 
Teil  desselben  einen  entschiedenen  Foitschritt  und  zwar  in  dreifacher 
Beziehung.  ZunJ^chst  wiirdr  <\oy  FortL'anir  des  I'ro/.esses  nicht  mehr 
von  bbil'sen  Foriiialitäten,  btn  deren  nicht  Lrenitncii  Kiuhaltuug  alsbald 
der  IJeklagtts  eine  NuUitiltsbescliwcrdc  erliehen  konnte,  abhängig  ge- 
macht. So  hatte  z.  B.  bis  dahin  im  Namen  und  Titel  des  Beklagten 
oder  im  angesprocheueu  Gegenstand^  kein  Buchstabe  iirtümlieh  ge- 
setzt werden  dOrfen,  jeder  Funkt  sich  an  seiner  richtigen  Stelle  be- 
finden mQssen.  Diesen  Formalitäten  und  sonstigen  Weitläufigkeiten 
maehten  die  Artikel  B  23  und  D  42  ein  Ende.  la  dem  ersteren  wird 
f&r  genügend  erklärt,  wenn  in  der  Klage  der  Name  des  Klägers  und 
des  Beklagten  und  der  Gegenstand  des  Streites  so  angegeben  wird, 
dafs  kein  Irrtum  möglich  sei.  in  dem  letzteren  wird  die  Absicht  des 
Gesetzgebers  betont,  allen  Weitläufigkeiten  ein  Ende  zu  machen. 
Weiter  machte  die  erneuerte  Landesordnung  dem  niHndlichen  Ve?- 
fahron  ein  En<ie  und  erniüulichte  auf  diese  Weise  eine  ruhige  und 
gründliche  Eröiterong  des  Streitgegenstandes.  Die  Rechtsunsicherheit 
wurde  dadurch  beseitigt,  dafs  in  vielfachen  Streitfällen,  namentlich  in 
Erbstreititrkeiten,  die  Entscheiilimg  trenau  vorgeschrieben  und  dieselbe 
nicht  wie  früher  dem  freien  Ermessen  der  Richter  anheimgetellt  wurde. 
Endlich  wurde  durdi  die  Reception  des  rOnüscfa-kanoniadien  Gerichts- 
verfahrens du  für  allemal  den  bisherigen  Mängeln  des  heimischen 
Prozesses  ein  Ende  gemacht;  an  die  Stelle  der  freien  BeweiswOrdigung 
traten  genaue  Bewdsregeln.  SchlieTslich  wurde  die  Inappellabilität 
der  Urteile  durch  die  Einführung  der  Bevision  besdtigt 

'  Ott:  Beitrage  zur  Hcceptioosgeschicbte  des  römisch- kanooisclien  rrozeüscs 
in  den  bölinkischim  LandeOt  8.  12L 
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^Vjl•  woIIpd  nofh  auf  oiiii^f  KiL'ontümlichkeiieu  aufmerksam  machen, 
durch  die  sieh  das  Piivatr.fht  der  enieuerten  Landesordnung  von  dem 
in  un^^ereTu  bflnrerliclion  GcseUlmch  und  in  uuatrem  Strafkodex  ent- 
halt43üt'ii  lU'i'ht  uutcrsclK  idet.  Der  bedeutsamste  Unterschied  beattbt 
selbstveistüiidlicl»  im  Erbrecht.  Die  Söhne  hatten  nach  der  erneuerten 
Laadesordnung  ein  Anrecht  auf  die  HAlfte  der  Titterlicheii  Gflter,  und 
zwar  zu  gleichen  Teilen;  über  die  andere  H&lfte  durfte  der  Vater 
nicht  wie  jetzt  frei  verfikgen*  sondern  nur  zu  Gunsten  eines  oder  des 
anderen  Sohnes.  Besals  der  Vater  nur  lUirende  Habe,  so  galten  von 
ihr  dieselben  Begeln,  wie  von  dem  liegenden  Besitz.  Die  Töchter 
hatten  nur  Anspruch  auf  standesgemäfscu  T'iiterhalt  und  im  Falle 
ihrer  Verheiratung  auf  t  ino  entsprechende  Mit^rift  (0  21.  23  und  25). 
War«'!!  keine  SrMine  A  orliaiiden.  so  erbten  die  Töchter  das  'janzf  Ver- 
mögen des  Vatei>«;  die  frühere  Itestiniiiiuiiir.  weldie  dann  den  Brüdern 
des  Vaters  oder  deren  Sühnen  ein  näheres  Krbreclit  auf  die  liegenden 
Güter  eiuriiuml*',  war  also  .ibgeschaftl  worden  (0  32).  Ebenso  nahm 
das  frühere  freie  Verfuinmcrsrerbt  der  Mutter  id»er  ihr  Vermögen  ein 
Ende;  Artikel  U  2G  citeilt  den  Kindern  einen  Anspruch  auf  die  Hälfte 
ihres  Vermögens,  und  zwar  den  Tdchtem  sowie  den  SOhnen  auf  die 
liegende  wie  die  Ehrende  Habe.  Die  Mutter  durfte  fortan  nur  Ober 
die  zweite  H&lfte  ihres  Besitzes  frei  verfügen*.  Söhne  konnten  die 
Erbschaft  antreten,  wenn  sie  zwanzig  Jahre  alt  waren,  Töchter,  wenn 
sie  fbufisehn  Jahre  alt  waren,  aber  nur  dann,  wenn  sie  keinen  Bruder 
hatten.  Hatten  sie  Brüder,  so  blieben  sie  unter  der^  Vorniundsdiaft 
auch  nach  erreichtem  fünlfzehnten  Jahre.  Waren  Brüder  noch 
nicht  mündig,  so  blieben  sie  unter  frenub^r  Vormundschaft  so  lange, 
T»ls  die  Brüder  mündig  waren,  um  die  \'ormundschaft  selbst  zu  über- 
n*  huicn.  Auf  die  Vonnnndsrhaft  minden?thriger  Kinder  hatte  der 
nächste  luiinnlicbe  Verwandte  den  ciNtcn  Anspruch,  im  Falle  der  Vater 
seineu  Kindern  keinen  Vormuml  bestellt  hatte.  "Weigerte  sich  der 
nächste  Auuat,  die  Vonuundschaft  zu  übernehmen,  so  ging  er  auch 
des  Erbrechte  nach  dem  allfiUligen  Tode  der  unmündigen  Verwandten 
▼erlustig  (N  6,  18  und  Iß).  Wenn  der  Vater  sein  Kind  aus  irgend 
einem  Grunde  enterbte,  so  bedurft»  es  zur  Giftigkeit  seiner  Ver- 
fügung der  Zustimmung  durch  das  Landredit  (0  27).  Die  Bestimmung 
MTladislaws  II.,  kraft  welcher  audi  die  entferntesten  Verwandten  zur 
Erbsehaft  beraten  waren,  wenn  der  Besitzer  keine  Kinder  hintexlieis 


*  Es  ist  nOglidi,  daft  der  Qcsetqieber  fiber  di«  sweite  Hälfte  der  Muttar 
das  freie  Verfiigungsrecht  nur  zu  Gunsten  eines  od^r  (^c?  andt  in  Kindes  £rp?;tfittpn 
wollte,  wie  das  beia  Vater  der  FaU  war,  ausdrücklich  ist  dies  jedoch  mcüt  gesagt. 


Digitized  by  Google 


—   495  — 


und  keine  letztwilliirc  Anordnuug  getroffen  hatte,  wurde  auf  den  zehnten 

Verwandtschaftsgrad  beechrftokt  (O  30  und  42). 

Testamente  konnten  vor  dem  böhmischen  Aufstande  entweder  bei 
der  Landtnfel  errit^htet  und  daselbst  ehvjfptraj^on  wcM'dcn,  oder  der 
Besitzer  konnte  das  Testament  auch  au  einem  and*  ren  Orte  hinter- 
legen, wenn  er  hiefür  einen  köniirlichen  Machtbnei  erwirkt  hatte. 
Diese  Bediniruni,'  für  die  Gültigkeit  eines  nicht  bei  der  Landtafel 
hinterle>:ten  Testaments  schaffte  Fenliuaml  II.  ab,  „weil  dieses  der 
Freiheit  zuwider  scheint  und  iu  keinem  Ding  mehr,  als  in  dem  letzten 
Willen  sich  der  Henach  aolcher  Freiheit  billig  gebrauchen  solle."  £r 
^tdlte  deshalb  «den  Ständen  die  besondere  Gnade,  dafs  sie  und  ihre 
Posterität  hinAr  und  zu  ewigen  Zeiten  von  der  Einholung  eines  Macht- 
briefes,  aber  ihre  Gttter  und  Sachen  testieren  zu  dürfen,  befreit  sein 
sollen."  Er  bestimmte  zugleich,  dafs,  wenn  das  Testament  nicht  eigenhändig 
geschrieben  war,  dasselbe  von  drw  oder  vier  Herren  oder  Bitteni  oder 
in  Ermangelung  dieser  von  fünf  „unverdächtigen  Mannspersonen"  mit- 
iintorzeiL'hnet  sein  rnufste,  um  gtiltig  zu  sein  (O  und  4).  Bei  der 
Lfitifftafel  aufL'orii'litete  Testamente  bedurftini  keiner  Zeu^enunter- 
bchrilt  (U  5).  Testamente,  in  P<^t-  oder  Kriegsgefahr  niümilic-h  er- 
richtet, bedurften  zu  ihrer  Gültigkeit  nur  /.weier  glaubwur(ii*:er  Zi  ugen, 
Mann  oder  Frau  (U  18).  Bei  liti  Intestatserbfolge  wird  deu  Aszen- 
denten ein  gleiches  Erbrecht  mit  den  Kollateralen  zugewiesen.  Aul 
die  Gater  eines  Sohnes  hatte  der  Vater  mit  dessen  BrOdem  einen 
gleichen  Erbanspmch,  die  Mutter  einen  solchen  nur  auf  die  fahrende 
Habe.  Im  Falle  der  Vater  tot  war,  hatten  die  Mutter,  TOchter  und 
S6hne  ein  gleiches  Anrecht  auf  die  Gttter  des  verstorbenen  Sohnes 
und  Bruders  (0  35).  Hatte  das  Eltempaar  keine  Söhne,  sondern  nur 
Töchter,  so  erbten  beide  Eltern  zu  gleichen  Teilen  mit  den  aber- 
lebenden Töchtern  den  Besitz  einer  verstorbenen  Tochter  und  Schwester. 
Auf  das  Vermögen  eines  ohne  Testament  verstorbenen  Rniders  liatten 
nur  die  Brüder,  nielit  alier  die  Schwestern  Ansprueli,  doeh  nuiistc  im 
Falle  ihrer  Verheiratung  daraus  ein  Teil  der  Ausstattung  bestritten 
werden  (Ü  37).  Die  erneuerte  Lamir  nitluuug  beraubt  auch  Söhne 
und  Töchter,  dm  iu  eiu  Kloster  eintreten,  nicht  ihres  Erbrechtes,  wie 
dies  früher  der  Fall  gewesen  war,  soudcru  bestimmt  im  Gegenteil, 
dab  der  Vater  im  Testament  auch  solche  S6hne  und  Tdchter  nicht 
um  ihren  Pflichtteil  verkorzen  dorfe;  auch  dann  durfte  es  nicht  ge- 
schehen, wenn  er  kein  Testament,  hinterliel^  (0  46). 

Über  die  „Widerlage**  des  Gatten  bei  Abscbluls  der  Ehe  bestimmt 
die  erneuerte  Landesordnung  nichts;  dagegen  beschränkt  Artikel 
M  85  die  Freigebigkeit  des  Gatten  gegen  seine  Frau,  indem  er  fest- 
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sptzt,  (lafs  er  dieselbe  nur  so  weit  bedenken  dürfe,  als  dadurch  das 
Erbe  seiner  Kinder  nicht  verkürzt  wird.  Insbesondere  duifte  er  ihr 
koiiips  seiner  Güter  zuweisen,  sondern  sie  nur  mit  Geld  besdienken 
oder  ihr  einen  Sehnldbrief  ausstellen.  War  jedoch  die  überlebende 
Gattin  ami,  so  hatte  sie  Ansi»nicb  auf  den  vierten  Teil  der  Güter 
ihres  Gatten,  mochten  Kinder  vorhanden  sein  oder  nicht  (O  19).  War 
die  überlebende  Gattin  nicht  ami,  so  erbte  sie,  wenn  kein  Testament 
vorhanden  war,  nichts,  und  zwar  selbst  dann,  wenn  keine  Kinder  und 
SeiteD?erwandte&  bis  zum  zeboten  Grade  vorbanden  waren;  i&  diesem 
Falle  fiel  der  ganze  Besitz  dem  Könige  anheim  (0  50).  Endliefa 
scbaffie  die  erneuerte  Landesordnnng  in  Artikel  P  2  das  aiissebliels- 
liehe,  wechselseitige  Erbrecht  .ungeteilter*  Brfider  und  V^wandten 
ab,  so  dalk  also  auch  die  f^geteilten"  Brüder  Ansprttclie  auf  die 
Hinterlassenschaft  der  ersteren  hatten.  Selbstverständlich  wurde  auch 
(in  P  3)  das  ausschliefsliche  Erbrecht  der  Mitglie<!er  einer  „Gemein- 
schaft" abgeschafft,  überhaujjt  der  Gemeinschaft  jede  rechtliclie  Grund- 
la^re  entzogen.  Wenn  zwei  Fumilienhfinpter  ausnahmswei^^e  einen 
\'ertras  über  die  wechselseitige  Erbfolge  abschlielsen  wollten,  bedurfte 
es  hiezii  der  königlichen  Billiining  Die  Bestinnnuntr  der  alten  Landes- 
ordnnng, nach  der,  wenn  liruder  teilten,  der  die  .Mitgift  der  Schwestern 
sichernde  Teil  bei  dem  iUtesten  Bruder  belassen  werden  sollte,  fand 
auch  in  der  erneuerten  Landesordnung  Aufnahme  (P  18). 

£s  wurde  oben  bemerkt,  dafo  an  die  Stdle  der  frden  Beweis^ 
Würdigung,  wie  sie  nach  der  alten  Landesordnung  Üblich  war,  nun 
die  Beweiskraft  der  Zeugnisse  und  Urkunden  trat.  Zur  WOrdigung 
derselben  wurden  genaue  Regeln  ge^^ben  (Artikel  C  23 — 6ß  und 
D  1 — 27).  Es  wird  auch  die  Zeit  bestimmt,  innerlialb  welcher  nach 
T'!u  1  f  f  ichung  der  Klage  die  Urkunden  vorgelegt  und  nach  ihi-er  Echt- 
heit iintersncht.  wann  die  Zeniren  nnd  in  welcher  Wei^-e  ?ie  verhört, 
und  wie  --ie  auf  ihre  Glanbwünliifkeit  iieprnft  werden  sollten. 

Um  überniiUsige  Behelligung  des  Könige  liureli  die  Revision  der 
Prozesse  hintanzuhalten,  wurde  in  Kriminalpro/tv^sen  mir  die  NullitSts- 
beschwerde  wegen  eines  gegen  den  AngekUigten  bei  der  Verhauulun^ 
verletzten  Gesetzes  gestattet;  bei  Civilprozessen  wurde  gegen  die  Exe- 
kution, gegen  das  erstandene  Recht,  gegen  die  auferlegte  Bezahlung 
einer  mit  Brief  und  Siegel  bekräftigten  Schuld,  gegen  Urteile  in  Pro- 
zessen um  eine  nicht  mehr  als  300  Schock  böhmischer  Groschen  be- 
tragende Summe  keine  Bevision  zugelassen,  und  ebensowenig,  wenn 
jemand  zwei  Monate  nach  geiiprochenem  Uiteile  nicht  um  die  Bevision 
angesucht  hatte.  Wenn  jemand  mit  Recht  um  die  Revision  anauehen 
duifte«  wnrde  erst  geprüft,  ob  er  nicht  etwa  blofe  zur  Verzögerung 
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der  EDtseheidung  um  dieselbe  ansuche  und  erst,  wenn  das  Eigebnis 
dieser  Prflfung  gttnstig  fOr  ibn  lautete,  wurde  in  die  Revision  einge- 
gangen. Zugleich  nuirste  der  um  dieselbe  Ansuchende  den  siebenten 
Teil  vom  Werte  des  Klaggegenstandes  als  Kaution  erlegen.  In  Revi> 
sionsangelegenheiten  entschied  ein  eigenes  Gericht,  das  aus  Beisitzern 
verschiedener  Gerichte  bestainl  und  zum  mindesten  neun  Mitglieder 
zählen  mulBte.  Ihr  Urteil  bedurfte  der  königlichen  Katihkatiou  (F  76 
bis  83). 

Wie  in  Civi]streiti?.'keiteu  enthält  die  erneuorte  Landosorduun;; 
au«'h  in  Bezug  auf  den  Vorgang  bei  Kriniinalprozeöi>eu  und  die  Be- 
strafung der  Verbrecher  genauere  Bestimmungen  als  die  alte  Landes- 
Ordnung.  Zahlreiche  Artikel  regeln  die  Untersachung,  die  Anwendung 
der  peinlichen  Frage  und  bestimmen  die  einzelnen  Strafen.  Die 
schArfete  Strafe  wird  natttrlidi  gegen  Hochvenftter  und  wider  jene, 
weldie  mit  offener  Gewalt  sich  Becht  schaffen,  festgesetzt^.  Mord  und 
Totschlag  wurden,  wenn  kein  PrivatkUlger  auftrat,  von  Amtswegen 
verfolgt  (T  3).  Die  Sülmung  des  Mordes  mit  Geld  wurde  für  unzu- 
lässig erklärt  und  bestimmt  (in  T  10),  dafs  „wenn  auch  ein  einziges 
Statutum  vorhanden,  das  auf  einen  niutwilli/^cn  i'ot.schlag  eine  Idofse 
Geldstrafe  setzt,  solches,  weil  es  den  göttlichen  Ket  hten  zuwider,  "iinz- 
lich  aufgehoben  und  cassiert  sein  solle."  Der  Mord  sollte  al>  >  mir 
Hinrichtung  bestraft  werden  und  audi  keine  Ausnahme  davon  .m machi 
werden,  wenn  oiu  Herr  oder  lütter  blois  den  eigenen  oder  einen 
fremden  Untertau  ermordet  hatte.  Dafe  in  letzterem  Falle  der  Mörder 
thataiicMich  meistens  mit  einer  milderen  als  der  Todesstrafe  belegt 
wurde,  ist  höchst  wahrscheinlich,  aber  prinzipieU  war  er  von  ibr  be- 
droht, denn  Artikel  T  21  bestimmt  ausdrOcklich,  dals,  wenn  „der 
Totschlag  fürsfttdicher  Weise  geschehen  und  der  Totschllger  dero- 
wegen  an  Leib  und  Leben  zu  strafen  wäre,  die  Rechtsbeisitzer  im 
Versprechen  (ein  Urteil)  darob  sein,  damit  das  unschuldige  Blut  nicht 
ungerächt  bleibe. Wurde  der  Mord  nn'ttelst  Gift  vollbracht,  so  war 
ausnahmslos  die  Todesstrafe  zu  vr^rhangen  (T  16).  Ebenso  vnr(\  das 
Justizverfahreu  un<i  die  Strafe  ge'^cu  Strafsenräuber ,  gegen  die  Ver- 
fasser von  Schmähschriften ,  eegeii  Injurianten ,  ge'jren  Verletzungen  des 
Grund  ei  ijcntums,  gegen  Waid-  und  sonstigen  Frevel,  gegen  eigen- 
mächtige Einführung  in  ein  Gut,  gegen  unsittlichen  Lebeuswaiulei, 
gegen  Bettler  und  Vagabunden  und  gegen  die  willkOrliehe  Gefangen- 
nahme fremder  Untertanen,  genau  bestimmt'.  Bemerkenswert  ist,  dafe 

'  Erneuerte  Landesordnong  K  1—31,  ä  1 — 15,  auch  viele  Artikel  des 
Kapitels  T. 

«  T  31-88,  V  1-15,  W  1-7,  X  1-5,  Y  1-M,  Z  1-6. 
Oladalf,  0ft$mhraM9a  in  Bl|liB«a.  32 
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nach  der  erneuerten  Landesordnunj?  auch  jene,  die  sich  mutwilliger 
Weise  in  Schulden  gestürzt  und  ihre  Bürtrcu  damit  in  Schaden  ge- 
bracht, nicht  blofs  mit  Gpf;\nf?nis,  sondern  in  besonders  schworen 
Fällen  mit  lieiii  Tode  bestraft  wtMtleii  konnten  (h  23).  Alle  Schuld- 
verschreibungen, die  aus  einem  Spiel  herrührten,  wunUm  für  uu.uiiltiir 
erklärt  (L  34).  Gegen  tlaü  Schuldenmucheu  der  ISöhne  höherer 
Standespersonen,  die  auf  fremden  Universitltteii  studierten,  bot  der 
Artikel  L  28  einen  Schutz,  indem  der  Vater  des  betreffenden  Studenten 
bOehstens  zur  Zahlung  von  1000  Gulden  verhalten  werden  konnte 
(L  28).  Wucheigeecbüte  welcher  Art  immer,  darunter  auch  das  Ver- 
leihen von  Kapitalien  zu  einem  höheren  als  secbspereentigen  Zlnsfiiüs 
wurden  mit  der  Konfiskation  des  ganzen  Geldbetra^is  bedroht;  dieselbe 
Strafe  trat  auch  ein,  wenn  man  mit  Hilfe  der  Juden  derartige  Ge- 
schäfte Ijetrieb  und  den  halben  Gewinn  von  ihnen  bezog  (M  15 
und  16). 

Eine  wesentliche  Neuerung  in  der  PnizelsführunL'  war,  dal's  der 
Kläger  heim  Beginn  der  Klage  nicht  mehr  persunlich  erscheinen 
umfste  und  erst  dann  die  Wpiterfuliruug  dereelhen  einem  Advokaten 
übertragen  tluifte.  Von  nun  ilü  komite  er  sich  schon  hei  diesem  ein- 
leitenden Akt  durch  einen  Advokaten  vertreten  lassen  (B  48  und  49). 
Die  erneuerte  Landesordnung  hat  abrigens  von  den  Advokaten  keine 
bessere  Meinung  als  die  alte  Landesordnung;  auch  sie  verwarnt 
dieselben  vor  Abmachungen  mit  dem  Gegner  ihrer  Partei  und 
bedroht  sie  mit  dem  Tode,  wenn  sie  sich  derlei  zuschulden  kommen  Heben. 
Ihr  Honorar  war,  wenn  die  strittige  Summe  100  Schock  betrug,  auf 
2  '  2  Schock,  wenn  1000  Schock,  auf  25  Schock  zu  bemessen.  War 
die  strittige  Summe  mehr  als  4000  Schock,  so  durfte  sich  der  Advokat 
etwas  mehr  als  25  Schock  ausbedingen ;  wenn  er  sich  mit  seiner  Partei 
über  (las  Honorar  nicht  einigte,  entschied  das  (ierichl  (B  51  und  52). 
In  Prozessen  um  Ehre  und  Leben  (Uirfte  er  ein  Honorar  von  25  Schock 
V»(  Ansprüchen,  in  Injin  ieusiiclieu,  wenn  sie  von  grofser  i\on^e(luenz 
waren,  eine  iiocl»  giöisere  Summe  (B  54).  Schliefslich  enthält  der 
Artikel  B  55  noch  die  besondere  Mahnung  an  die  Advokaten,  „sich 
in  ihrem  Vor-  und  Anbringen  aller  Bescheidenheit  zu  gebrauchen,  die 
Bechtshftndel  nicht  au&uziehen,  noch  die  Leute  von  Vertrügen  oder 
Vergldchttogen  abzuwenden,  sondern  sich  in  allen  der  Landesordnung 
zur  Verhütung  der  darin  be^ffenen  Strafen  gem&Is  zu  verhalten." 

Wie  die  Advokaten  zur  Ehrlichkeit,  so  werden  die  Beisitzer  des 
Landret'hUi  zum  ordentlichen  Besuch  der  Sitzungen  gemahnt.  Die 
Trägheit  der  Einzelnen  in  Erfüllung  der  Pflicht  scheint  in  der  Zeit 
vor  dem  Aufetande  sehr  aig  gewesen  zu  sein;  sie  erschienen  entweder 
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nidit  oder  entfernten  sieh  IrObzeitig  und  ersdiwerten  dadurch  die  £nt- 
ficheidung  der  Prozene  um  so  mehr,  als  das  Landrecht  nicht  ununter- 
brochen tagte,  sondern  nur  dreimal  im  Jahre  durch  achtzehn  Tage 
versammelt  var.  Da  cüe  Zeitdauer  der  Sitzungen  nicht  verlftngert 
wurde,  man  aber  dcu  fiiilierou  Schlendrian  nicht  dulden  wollte,  so 
wurden  die  Beisitzer  des  Landrechts  mit  der  Absetzunu;  bedroht,  wenn 
sie  ilne  r'flicht  nicht  erfüllen  würden  fB  2).  Eine  ähnliche  Ver- 
warnung erging  ai!«'h  ;iu  (iie  Beisitzer  des  KaiMiiK^raerirhtes. 

Aus  dem  Mitgei  ild  n  ist  ersichtlich,  dafs  die  neue  Landesordnung, 
Roweit  sie  das  Privat-  und  Mratrecht  betrifft,  einen  we.seütiiehen  Fort- 
schritt zeigt  und  nur  insüfern  ilen  an  sie  zu  inai'henden  Anforderungen 
nicht  entspricht,  als  sie  wie  die  alte  Land^ordnung  kein  Gesetzbuch 
für  alle  Einwohner  des  Landes,  sondern  nur  ein  solches  für  die 
höheren  StSnde  ist.  Empfanden  der  Kaiser  und  seine  Ratgeber  nicht 
auch  das  Bedürfnis,  die  Stadtrechte  umzugestalten?  Für  die  Beibe- 
haltung der  Stadtrechte  sprach  freilich  der  Umstand,  dafo  in  denselben 
das  römische  Becbt'und  das  gemeinrechtliche  Prozefsverfahren  bereits 
zum  Siege  gelangt  waren,  dal's  sie  alle  damaligen  Eigentumsstreitig- 
keiten regelten,  einen  eingehenden  Strafkodex  enthielten  und  so  nach 
keiner  Richtung  eine  klaffen<le  Lücke  aiifwiosen  oder  mit  den  in  der 
erneuerten  Landesonhunm   zum  Sie?:o   'gelangten  gemeinrechtlichen 
Prinzipien  in  Widerspruch  standen.    Drei  Artikel  jedoch  konnten  An- 
stofs  eiTegen.    Der  erste  Artikel  (C.  3G)  handelt  von  den  P'.heverlub- 
nissen  und  lautet  also;   „iSullte  ein  Streit  bezüglich  eines  Eheverlob- 
uisses  oder  anderer  mit  dem  Ehebunde  in  Bezug  stehenden  Angelegen- 
heiten entstehen,  so  soll  derselbe  durch  jenes  geistliche  Gericht  ent- 
schieden werden»  zu  welchem  die  betreffimde  Partei  gehört:  also 
jene,  welche  den  Leib  und  das  Blut  des  Herrn  unter 
beiden  Gestalten  empfangen,  sollen  sich  nach  dem 
Prager  Konsistorium  richten,  jene,  welche  das  Abend- 
mahl unter  einer  Gestalt  empfangen,  dort,  wo  es  ihnen 
gebührt."    Da  jedoch  nur  an  dieser  Stelle  vom  Utraquismus  die 
Rede  ist,  und  die  Unirosetzlichkeit  desselben  nicht  weiter  in  Frage 
stand,  beixniigte  man  sich  damit,  in  allen  Auflai:en.  die  nach  dem 
Jahre  1Ü2Ü  erlulgleu,  die  gesperrt  gedruckten  Worte  einfach  wegzu- 
lassen. —  Artikel  M  27  i)afste  insofern  nicht  iu  das  neue  Staatsrecht, 
als  er  zwisclieu  einem  Hochverrat  gegeu  Ueu  König  und  -L-gen  das 
Land  untomheidet,  wtiirend  nach  der  erneuerten  Landesordnung  ein 
solcher  nur  gegen  den  König  begangen  werden  konnte.  —  Artikel 
T  13  war,  wie  oben  erz&hlt  wurde,  dem  Artikel  Z  4  der  Landesord- 
unng  vom  Jahre  1564  nachgebildet.  Wie  sich  der  Adel  in  Z  4  das 
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Becbt  wahrte  „mit  ZosUmniuiig  des  Köni^  seine  Beehte  zu  erweitern 
oder  zu  iniiKiem'',  so  wahrten  sich  in  T  13  die  Prager  und  die  übrifren 
könitrlichen  Stndte  „das  Recht  mit  Zustimmung  seiner  Gnaden  des 
böhmischen  Königs  in  Zukunft  die  Stadtreclite  zu  erweitern  oder  zu 
mindern,  wvnn  gojrrttndete  Ursachen  für  das  eine  oder  andere  vor- 
lagen." Da  aber  Ferdinand  II.  die  Zustimmung  der  Stände  nur  bei 
Steuerfordi  rungen  und  l)ei  allfälli^rer  Abtretunt:  irgend  einer  Besitzung 
der  Krone  als  uutv^  anerkannte,  in  allen  übrigen  Angelegenheiten  aber 
Belbstandig  vorging ,  ao  widAnpracli  der  Artikel  T  13  dam  durch  die 
erneuerte  LandeBordnong  sanktionierten  Staatsrecht  Tratsedem  wurde 
derselbe  sowie  der  Artikel  M  27  in  den  nach  dem  Jahre  1620  er^ 
folgten  Ausgaben  der  Stadtreehte  nicht  weggelassen;  beide  fanden  so- 
gar noch  in  der  Ausgabe  von  1701  Platz,  als  Kaiser  Leopold  die 
Stadtrechte  ftlr  das  Markgrafentum  Mähren  verbindlich  erklärte. 
Offenbar  hielt  man  die  beiden  Artikel  für  bedeutungslos  und  insofern 
niii  Recht,  als  man  gewifs  war,  dafs  dit'  Stridtc  aus  denselben  keine 
irgendwie  unbecjuemen  Ansprüche  ableiten  würtlen.  Ferdinand  II. 
traf  tibrigens  (am  11.  ^lai  1628),  ohne  die  Stildte  zu  befragen  oder 
ihre  Zustimmung  einzuliolen,  eine  Verfügung  über  die  (iebamng  mit 
ihren  Vermögen.  Wenn  er  sie  in  ihrem  Lebensnerv  an;j:reileü  konnte, 
und  sie  dazu  schwiegen,  so  war  allerdings  der  Artikel  T  13  nichts 
wdter  als  ein  antiquierter  SchnöikeL 

Als  die  Beratungen  Ober  den  staatsrechUicben  Teil  der  Landes- 
ordnung zu  Ende  waren,  ftüirte  der  Kaiser  den  Beschluis  wegen  Auf- 
iMs.  hebung  der  Buiggrafen  von  Karlstein  durch.  Am  16.  Mai  teilte  er 
den  obersten  Beamten  von  Böhmen  mit,  dafs  er  das  Burggrafenamt 
von  Karlstein  aufhebe  und  das  gleichnamige  Sehlofs  und  Gut  den  je- 
weiligen Königen  von  Böhmen  als  Tafelgut  zuweise.  Gleichzeitig  er- 
nannte er  den  Burggrafen  aus  dem  Horrnstande,  Friedrich  von  Talm- 
berg,  zum  Oberstlandrichter  und  den  Burggralen  aus  dem  Ritterstande. 
Humprecht  Cernin  endgültig',  zum  Prager  Schlolshauptmann.  Damit 
war  die  Bedeutung  von  Karlstein  begraben;  die  Burir  geriet  all- 
mählich vollständig  in  Verfall,  aus  dem  sie  erst  dureh  die  VorMebe 
der  Neuzeit  für  die  Bewaluuag  altehrwürdiger  Bauten  und  geschicht- 
lichen Denkmäler  gerettet  wurde'. 

Auch  die  Stellung,  welche  die  Grafisn  Martinitz,  Adam  von  Wald- 
stein und  Slawata  in  dem  Adel  des  Landes  einnehmen  soUten,  wurde 
nun  geregelt  Da  die  Bevisionskoromission  sich  für  die  Anerkennung 


>  B&bmisches  SlatthaltereiardiiT :  Ferdiitfuiid  IL  ta  die  obentan  Bstmlen 
Böhmens  dd.  16.  Blai  1605. 
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der  vom  Kaiser  vorgenomiueiieu  Erhebungen  in  den  Honnstand  aus- 
gesprochen hatte,  gerieten  die  alten  Geschlechter .  die  seit  Jahr- 
hunderten deni  Hernibtande  angehörten,  wie  die  Sternberg,  Waldstein, 
Lobkowits  und  andere  in  Gefilir,  ndt  den  Nachkommen  Michnas, 
Wfesowee*  nnd  Weidas,  denen  die  schmutzigsten  Geldgeschäfte  vor- 
geworfen  werden  konnten,  auf  gleicher  Stufe  zu  stehen.  Von  dieser 
Gefahr  wären  sie  befreit  worden  ^  wenn  sie  den  ftistiichen  Bang  er- 
langt h&tten,  wie  ihn  Eg^beig,  der  Kanzler  Ijobkowitz  und  Älbrecht 
von  Waldstein  erlangt  hatten,  denn,  dafs  Fürsten,  wenn  sie  auch  in 
Böhmen  keinen  eigenen  Stand  bildeten,  sondern  dem  Herrustand  an« 
gehörton.  der  Sitz  vor  allen  Herren,  auch  wenn  sie  Lauilesoffiziere 
waren,  eingeräumt  werden  müsse,  dariiher  war  die  Kevisionskoni- 
niission  nicht  im  Zweifel.  Auf  den  fnntli  h  u  Rang  konnte  sich 
jedoch  keiner  der  drei  genannten  (iialen  Hoffnung  macheu;  bei 
zweien  (Martinitz,  Adam  Waldstein)  erlaubten  die  beschränkteren 
Vermögensverhaltnisse  eine  solche  Kangerhöhung  nicht,  und  dann 
verletzte  die  Erteilung  des  Fürstenranges  an  Personen,  die  keinen 
reiehsonmittelbaren  Besitz  hatten,  die  bis  auf  Ferdinand  n.  in 
Deutschland  eingehaltenen,  und  erst  von  ihm  verletzten  Bechtsgewohn- 
heiten.  Die  deutschen  Beichsstände  hatten  zwar  gegen  die  Erteilung 
dea  Fürstentitels  an  Eggenberg,  Lobkowitz  und  Albieeht  von  Wald- 
atein  keinen  Protest  erhoben,  würden  dies  aber  sicher  gethan  haben, 
wenn  der  Kaiser  mit  solchen  Titel  Verleihungen  fort  gefahren  hätte. 
Die  Tonannteii  trafen  einigten  sich  daher,  den  Kaiser  zu  er- 
suchen, tiafs  ihnen  und  ihrer  Nachkommenschaft  durch  die  neue 
Landesordnung  der  Rancr  unmittelbar  nach  den  Fürsten,  also  der  Vor- 
sitz nicht  blofs  vor  dem  ganzen  ührigen  Herrnstande,  sondern  auch 
vor  den  obersten  Beamten,  die  den  Sitz  nach  den  Fürsten  hatten, 
eingeräumt  werde,  und  wiesen  zur  Begründung  ihrer  Bitte  darauf 
hin,  dais  ihre  Kinder  Gefahr  liefen,  hinter  den  Nachkommen  der  nun 
in  den  Herrnstand  erhobenen  Personen,  wenn  dieselben  zu  einem 
obersten  Landesamt  befördert  würden,  zu  sitzen;  ja  sie  wollten  sogar 
den  Vortritt  vor  allen  Beidisgrafen  in  Anspruch  nehmen,  und  nur 
die  Bedächtigkeit  Slawatas,  der  darauf  aufmerksam  machte ,  dafs  die 
Grafen  im  Reich  sich  nie  diesen  Ansprüchen  fiiErm  würden,  scheint  sie 
zur  Mäisigung  ihrer  Ansprüche  bewogen  zu  haben  K  Alle  drei  waren 

*  Gerade  &o  wie  KertlinuDÜ  Ii.  mit  der  Erteilung  deü  l'  üi-titeQtitelä  den  Anfuig 
gemachl^  ohne  dft&  die  m  Amgenichneien  Ober  einen  reidHunmitielbareB  Beiite 

Terfügteo,  80  erteilte  et  aucli  den  Reicbsgrafentitel ,  ohne  dafs  die  so  Betitelten 
sieb  mit  den  wirklicbeu  Keichsgrafen  biHtten  vergleichen  kflnnon.  Die  von  ihm 
und  seinen  Nachfolgern  io  den  Furstenstand  Erhobenen  kauften  aber  später  reichs- 
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aber  damit  einverstanden«  dafe  der  Hermstand  um  Emeaening  des 
TOD  Wladislaw  If.  erteilten  FiiTitegiunis  «suchen»  der  Eintritt  in 
denselben  also  nicht  von  der  Gnade  des  Kaiaas,  sondern  von  dem 

Alter  der  Familie  und  von  der  Zustimnuin.r  dps  ITerrnsüindes  ab- 
hänpdi:  bleiben  solle*.  Zum  inindesten  sollten  in  der  Zukunft  neu- 
peadelte  Pei*??onen  nicht  mehr  in  den  Hermstand  un<l  nnrli  woniirer 
in  den  altpii  Hermstand  riiiohen  werden.  Die  Wünsche  der  drei 
hervorraueuden  Edelleute  nach  einer  privileuierten  J^tellunfi  fanden 
heil!)  Kaiser  Beachtunir :  trotzdem  wiinleu  sie  nicht  vollstÄndip:  erfüllt, 
\valu"seiieinlich  weil  siel»  ihre  Staudesgenossen  dafrepen  steäubteu.  Oer 
Kaiser  erteilte  den  drei  Herren  nur  für  ihre  Person  die  angestrebte 
Stellung,  ihren  erstgeborenen  Söhnen  und  deren  Nachkoronien  in  der 
Erstgeburt  (also  nicht  der  ganzen  Nachkommenschaft)  wollte  er  nur 
den  Sitz  vor  dem  Obrigen  Hermstande,  aber  hinter  den  obersten 
Landesbeamten  zugestehen.  Martinitz  trat;  die  Vereitelung  seiner 
hochfliegendon  lloffnun^^en  schwer ,  aber  auf  das  Zureden  des  sanften 
und  untmthADigen  Slawata  f^ab  er  nach  und  schlug  nur  einige 
Änderunpen  in  dem  ihm  mitireteiUen  Koni'e]>te  der  kaiserlichen  Ent- 
schliefsunp  v("r  Slawata  set/te  ihm  jedoch  auseinntHl^  r ,  dafs  auch 
eine  Ändeninii  der  kaiserlichen  lieschlufsfassunp  nicht  mehr  niftplich 
sei  uml  teilte  ihm  mit,  dafs  er  dem  Kaiser  für  die  erteilte  Gnade 

16.  j*«(.t.  bereits  gedankt  habe.  Wolle  -Martinitz  trotzdem  eine  Andernng 
durchzusetzen  suchen,  so  möge  er  es  auf  eigene  Gefahr  thuu  Dals 
Slawata  sich  dem  ksiseilichen  Sprache  sogleich  f&gte  und  seiue  Ge- 
nossen zur  Nachgiebigkeit  mahnte,  hatte  wohl  darin  seinen  Grund, 
iflBs.  dafs  er  anderer  kaiserlicher  Auszeichnungen,  die  blofe  ihm  und  seiner 
Familie  gelten  sollten»  gewärtig  war.  Thatsachlich  erteilte  ihm  der 
Kaiser  bald  darauf  das  Recht,  in  Anbetracht  dessen,  dals  seine  Frau 
eine  Tochter  des  letzten  Herrn  von  Neuhaus  war,  sich  den  Titel 
eines  „Regierers  des  Hauses  Neuhaus,  Ohlum  und  Kwchumherg"  bei- 
zulegen und  diesen  Titel  auch  auf  seine  Njiclikomnien  nach  der  Erst- 
geburt zu  \  (  reiben.    Damit  war  das  Füllhorn  der  kaiserlichen  (inade 

Ii.  Mai  nicht  erschöpft;  im  folgenden  Jahre  dehnte  der  Kaiser  das  Privilegium 
des  Vorsitzes  auf  Slawatas  erstgeborene  Nachkommen  in  der  ganzen 

unmittelbare  Besitzungen  und  wurden  darauf  zur  Fürstenbank  auf  dem  Reichstage 

zugfla$sen. 

1  Archiv  von  Nenham:  Gesueh  der  Hefren  von  Slairat«,  Adam  von  Waldateto 

and  von 'Marti nitK  an  «leii  Kaist^':  mulntirrt.  Erwägungen  Slawatas  über  dieses 
Gesuch  dd.  21.  Jnni  1G2">  und  BtinorkimKfn  Mftrtinit/'  zu  diesen  Erwätninpen. 

'  Archiv  von  Neuhaus:  Martinitx  an  Slawata  dd.  10.  September  1625,  samt 
«innn  Po»tikri]»tnin.  Slamta  in  Murtiniti  dd.  IS.  S^tember  1025. 
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Ausdehnung  aus,  in  der  sich  dessen  Wilhelm  Slawata  erfreute.  Ihm 
wurde  also  ein  Vorzug  eingeräumt,  am  den  sich  Martinitz  und  Adam 
von  Waldsteiu  veiKeblicfa  bemflht  hatten.  Gleichzeitig  be&hl  der 
Kaiser,  dafe  dieses  Privilegittm  in  die  neue  Landesordnung  ein- 
geschaltet «erde.  Bei  dieser  Gelegenheit  geschah  aneh  des  den 
Herren  von  Martinitz  und  Adam  Waldstein  erteilten  Prilegiums  Er- 
wähnung, und  gleichzeitig  wurde  dasselbe  auch  auf  den  Grafen  von 
Trauttuiansdorff  und  seine  ciNlLreborenen  Nachkommen  ausgedehnt'. 

^littlerweile  war  der  Druck  der  deutschen  Auscrnhe  rler  nn  idiei-ten 
Laudesordnung  zu  Ende  gediehen.  Der  Kaiser  versah  diesellte  mit 
einer  einleitenden  Vorrede,  die  er  am  10.  Mai  unterzeichnete  und  in 
der  er  die  Gründe  für  die  UnteR?chiede  zwischen  der  alten  und  der 
neueil  oder,  wie  sie  ofti/iell  fortan  bezeichnet  wurde,  der  „ver- 
neuerteii"  Landesorduung  angab.  Er  habe  sich  zunächst  veraulafst 
gesehen,  «gegen  jene,  die  sich  gegen  ihn,  als  die  von  Gott  eingesetzte 
ordentliche  Obrigkeit  aufgelehnt  und  der  hochabscheulichen  Bebetlion 
teilhaftig  gemacht,  andern  zum  Exempel,  jedoch  nicht  ohne  Ein- 
wendung seiner  angebomen  Milde  und  Moderation  desjenigen,  so  die 
ScbUrfe  des  Rechtes  mit  sich  gebracht  hätte,"  strafend  aufzutreten, 
jene  aber,  die  sich  treu  erwiesen,  nlnvolil  das  „Königreich  in  forma 
universitatis  rebelliert"  und  „lieber  das  Vaterland  verliefsen,  als  ihm 
zuwider  zu  sein,  in  Fhren,  "Würden  und  Gnaden  zu  belohnen."  Nach- 
dem auf  diese  Weise  dem  Kechte  Genüge  «reschelien,  sei  er  darauf  be- 
dacht gewesen,  „wie  das  Koniirreich  in  eine  solche  Verfassung  gebracht 
werde,  dals  der  Respect  und  Gehorsam  gegen  Uns  und  Unsere  Erben 
eilialten"  und  unter  der  Herrschaft  eines  gleiehiiüU'sigen  Rechtes  und 
einer  Religion  den  Uuterthauen  die  nötige  Ruhe  und  Einigkeit  ge- 
-  sichert  «erde.  In  der  vemeuerten  Lanitesordnung  habe  er  deshalb 
die  «FVmdamente  und  Grundfesten  gewahrt,  welche  sieh  alle  christ- 
lichen Potentaten  in  der  Verfassung  eines  Regiments  billig  angelegen 
sein  lassen*  (d.  b.  seine  ktolgliche  Auktoritftt  ausgedehnt  und  deshalb 
das  Oflentliefae  Recht  geftndert),  das  Privatrecht  dagegen  soviel  als 
möglich  beim  alten  belassen  und  nur  „nach  den  im  römischen  Keich 
und  in  seinen  anderen  Königreichen  und  Ländern  gfiltigen  Satzungen 
in  etwas  korrigiert"    Bei  alledem  habe  er  sich  nicht  allein  «die 


*  Ardiiv  von  Nenbai»:  Kaiserliche  EntschliefiKUig  dd.  d.  Oktober  168$. 

Ferdinand  II.  an  den  Kardinal  Dietrich^tein  dd.  30.  Oktober  1625.  Ferdinands  II. 
Dekret  in  Bezug  auf  den  Titel  Slawata«  als  Regierer  de»?  Ilrrn«:'^';  Nenhans,  rhlura 
und  Ko&cbumberg  dd.  1.  November  1625.  Ferdinands  iL  i'rivUegiiim  für  die 
Nacbkoninen  Slawatas  dd.  18.  Mai         Emenerte  Landesordnnng  Artikel  A  99. 
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kdnigliche  Madit,  solche  Unsere  LandesordniiDg  zu  mekren,  zu  bessern 
und  was  sonst  das  Jus  legis  ferendie  mit  sich  bringt,  vorbehalten, 

eondern  sich  auch  gnädig  erboten,  diejenigen  Fälle,  so  in  dieser 
Landesordnung  nicht  begriffen,  und  hiebevor  nicht  durch  geschriebenes 
Recht,  sondern  viehnebr  nach  B»»fund  der  Rerhtsbeisitzer  und  etwaun 
auf  v()rheiL'P'';tiiL'<^ne  rrajudicia  erörtert  worden,  durch  Cnnstitiitiones 
regiai»  zu  eiiisi-heideii."  Welche  Bedeutung  diese  Sätze  haben,  wurde 
bereits  erörtert.  —  Die  Norrede  war  nicht  blofs  vom  K;iiser, 
sondern  uuili  \on  dem  Kanzler  Lobke» wtiz,  von  dem  deutscheu  Vice- 
kanzler  Nostitz  und  von  dem  Sekretär  der  böhmischen  Kauzlei  Hans 
Basper  unterzeichnet  Der  Kanzler  hat  auf  diese  Weise  seinen  Nanwn 
einem  Werke  beigefügt,  mit  dem  er  nicht  einverstanden  war,  an  dessen 
Ausarbeitung  er  nur  geringen  Anteil  genommen  und  bei  dessen  Schlufs- 
ledaktion  er  sogar  absichtlich  beiseite  geschoben  worden  war.  Letzteres 
ergiobt  sich  nicht  nur  aus  den  Beratungsprotokollen,  sondern  auch  aus 
dem  Berichte  des  wohlinroriuierten  bayrischen  Gesandten  aoi  Wiener 
Hofe,  Doktor  Lübker.  Als  die  erneuerte  Landesordnung  publiziert 
Wirde,  schrieb  dieser  an  seinen  Herrn,  „dafs  man  damit  so  still  um- 
poL'ani^en  sei  und  selbst  dem  Itöhmischen  Kanzler,  der  doch  ihrer 
Majestät  allzeit  ^„'etreu  gewesen ,  da.s  treriiigste  iiiclits  davon  ge- 
sagt, geschweige  zu  tier  Konsultation  zugczoiren,  bis  alles  schon  zu 
Papier  gebracht  und  den  Typographeu  zum  Druck  übergeben  worden." 
Der  Kanzler  selbst  äulserte  sich  über  die  neue  Landesordnung ,  als 
sie  zu  seiner  Kenntnis  gelangte  und  er  de  mit  seiner  Untersdirift 
versehen  muJbte,  nüDsbilligend.  Seiner  FVau  schrieb  er:  «Glaube  mir 
mein  Engel,  sowie  Gott  ein  Wunder  mit  dem  Majestfttsbrief  gemacht 
und  jene,  die  sich  seiner  erfreuten,  in  Scham  und  Beue  versetzt  wurden, 
so  werden  auch  die  AnhlUiger  dieser  Gesetze  (der  erueuerten  Landes- 
ordnung) sich  schämen  und  Reue  em))finden''.  Dafs  er  seine  Unter- 
schrift dem  von  ihm  niifsbilligten  Werke  nicht  verweigerte,  während 
er  doch  seiner  Zeit  die  Untei-schrift  des  Majestätsbriefes  abgelehnt 
hatte,  darf  mau  ihm  wohl  als  Schwäche  anrechnen,  aber  Hei  si  iiier 
unerschütteiiichen  Anhänglichkeit  au  das  Kaiserhaus  und  bei  semer 
Gegnerschaft  gegen  den  Aufütaud  ist  diese  Schwäche  erkläilich,  denn 
die  Verweigerung  seiner  Unterschrift  hätte  als  eine  nachträgliche 
Billigung  des  Aufstaudes  gedeutet  werden  können.  Dafs  ihm  wegen 
seiner  ablehnenden  Haltung  gegenüber  der  Verkürzung  der  böhmischen 
Rechte  die  Sonne  der  kaiserlichen  Gnade  nicht  mehr  leuchtete,  dessen 
war  er  sich  woU  bewulst;  er  fügte  sich  jedoch  in  dieses  Schicksal 
und  verschmähte  es,  sich  die  kaiseriiche  Gunst  durch  Verleugnung 
seiner  Überzeugung  zu  erkaufen.  .Glaub'  mir* ,  so  schrieb  er  zum 
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SeUusae  an  seine  Frau,  »die  Zeit  wifd  kommen,  wo  man  die  FOntin 
von  Iiobicowitz  and  den  Zdenko  (den  Kanzler  aelliet)  wieder  hoch- 
scbitzen  wird,  denn  wir  liaben  kdne  Schlechtigkeiten  begangen,  wir 
waren  treu  gegen  Gott  und  gegen  die  Kaiser  Rudolf,  Mathias  und 
Ferdinand  und  haben  alle  bewogen  (nicht  um  Geld,  eondem)  um 
Gotteswillen  zu  dienen*." 

Auch  Leuker  tadelte  die  Landesordining  wepron  ihres  absolutisti- 
schen Inhalts,  namentlich  weil  er  fürchtete,  dals  der  Kni'^er  und  seine 
Anhänger  ähnliches  in  Deutschland  versuchen  küiiutcn.  Zur  Zeit,  wo 
er  nach  München  schrieb  (im  Juli  1627),  gebot  Waldstein  über  ein 
mächtiges  lleer,  mit  dem  er  eben  im  Begrifte  war,  aus  Schlesien  ins 
Reich  zu  rücken;  am  Wiener  Hofe  sprach  mau  davon,  dals  mau  die 
Gelegenheit  bentttaen  mflsaey  Deutschland  zu  einem  „monarduBclien 
Staat**  umzuwandeln.  Leuker  meinte,  dafo  man  das  Erfageseta  der 
neuen  böbmiscben  Landesordnung  auch  auf  Deutschland  werde  zur 
Anwendung  bringen  wollen,  zwar  nicht  ans  demselben  Anlafs,  wie  in 
Böhmen,  aber  dodi  ,aus  demselben  Gninde,  nändich  um  die  Hoheit 
des  Kaisers  besser  zu  stabilieren.  '  Er  tadelte  auch  jenen  Artikel  der 
neuen  Landesordnung,  nach  w  elclieiii  ])ei  dem  Thronantritt  eines  neuen 
Königs  die  StHnde  nicht  blofs  zu  einer  einfachen  Huldigung,  sondern 
auch  zur  Erbhuldifiung  für  den  künftiiren  Nachfolger  verhalten  wurden. 
Leuker  hob  hervor,  dafs  sich  der  Kaiser  an  die  Zusage,  nichts  von 
dem  Königreich  zu  veralienieren,  niclit  halte,  indem  er  erst  neulieb  das 
Krungut  und  Für^Lt•lltunl  Sagau  dein  Waldstein  verkauft  habe.  Dafs 
der  Kaiser  sich  allein  das  Recht  zur  Berufung  der  Landtage  vor- 
behalten, weckte  nach  dem  Berichte  Leukers  auch  bei  den  obersten 
Landesbeamten  die  Sorge,  er  oder  einer  seiner  Nachfolger  würden 
aberiiaupt  jegliche  Verfassung  absehsfiiBn  und  den  monarchischen  Staat 
in  eine  Tyrannei  (d.  h.  in  den  nackten  Absolutismus)  umgestalten. 
Insbesondere  stiefs  sich  Leuker  au  den  Artikeln  A  6  und  7,  von  denen 
der  erstere  den  Ständen  selbst  Vorschläge  zu  machen  unter  schweren 
Strafen  verbot,  der  letztere  den  Mit^Miedera  des  Landtages  nur  je  in 
eigenem  Namen  und  nicht  im  Namen  Gleichfresiuuter  zu  reden  er- 
laubte. Auch  Artikel  8,  welcher  dem  Kuni^'e  allein  das  Gesetzgelnings- 
recht  zuwies,  errege  das  leltluitteste  Mifsfalleii  der  Böhmen:  man  habe 
erwaitet,  dafs  der  Kaiser  bei  neuen  Gesetzen  wenifzstens  die  Zustim- 
mung <ier  obeiiiteu  Landesofßziere  einholen  oder  zum  miudesten  nichts 


'  Archiv  von  Haudnitz:  Der  Kanzler  Lobkowitz  an  seioe  Frau  ild.  (ohne 
TAKOMUigabe)  1627.  —  Bßliichner  StattsarchiT:  Leuker  an  MwImiHan  dd.  7.  Jnll 
1687. 
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ohne  ihr  Vorwissen  thun  werde,  statt  dessen  schreibe  er  sieh  allein 
das  Gesetzgebungsrecht  in  der  umfassendsten  Weise  (in  terminis  gene- 
ralissiniis)  zu.  Endlich  tadelte  Leuker,  dafk  der  Kaiser  sidi  allein  das 
Hecht  der  Krie^erklärung  und  Kri^dtihrunp:  zugesprochen  und  die 
unter  Kaiser  Rudolf  II.  aufirehobene  Güterkonfiskation  wieiler  ein- 
geführt habe,  während  f*leichzeiticr  Waldstein,  einer  der  Miturheber 
der  nciieu  Landesordnung,  sich  das  Privilpiriuin  erwirkt  habe,  dafs. 
wenn  iiL^rnd  oiiier  seinor  Nacbfobjer  sich  eines  Ver1)rocheus  schuldig 
niaclien  und  deshalb  Leben  und  (iut  vorwirken  wiirtic,  die  ihm  we?- 
genoHunenen  Güter  dem  nächsten  Aguiiu  n  übergeben  werden  sollten. 
—  So  abträß;lich  sprach  sich  über  die  erneuerte  Laudesorduung  der 
Diener  eines  Forsten  aus,  der  doch  wahrhaftig  auch  nicht  &r  Ter- 
fassnngsmftfeige  Zustande  schwftrmte,  aber  wenigstens  die  Freiheiten 
in  seinem  B^tztum,  wie  er  sie  vorfond,  ungeschmälert  liefe  und  von 
spanischem  Absolutismus  nichts  wissen  wollte*. 

Am  29.  Mai  war  die  Vorrede  zur  erneuerten  Landesordnung  ge- 
druckt und  die  Exemplare  waren  zur  Vei-sendung  bereit.  Der  Kaiser 
schickte  dieselben  an  dem  genannten  Tase  nach  Prag  mit  dem  Be- 
fehle ab,  je  ein  Exemplar  an  alle  königlichen  Tribunale  und  Ex- 
peditionen, an  die  Prager  Städte  und  an  «^iiintlieb»'  Kreisstädte  zur 
künftigen  Darnadsnchtung  abzuliefern.  In  seiner  Zuschrift  an  die 
obersten  Landesbeaniten  teilte  er  mit,  dals  es  seine  Absicht  gewesen 
sei,  die  böhmische  Ausgabe  gleichzeitig  mit  «1er  deutschen  zu  ver- 
öffentlichen, allein  dies  .sei  wegen  anderer,  wichtiger  Geschäfte  nicht 
möglich  gewesen*  Die  berrits  angefertigte  Übersetzung  schickte  er 
nach  Prag,  liefahl  eine  genaue  Durchsicht  derselben  betreffs  ihrer 
Richtigkeit  und  beauftragte  mit  dieser  Arbeit  den  trafen  von  Martinitz, 
Friedrich  Ton  Talmberg,  Paul  Michna,  PHblk  JeniSek  und  Humprecht 
Oemfn  mit  Aem  Zusätze,  dafs  sie  auch  andere  wohlqualifizierte  Per- 
sonen zu  dieser  Arbeit  heranziehen  und  Acht  haben  sollten,  damit 
nicht  eine  oder  die  andere  Stelle  unrichtig  übersetzt  würde.  Denn 
„da  etwann  in  einem  oder  dem  anderen  Punkt  die  böhmische  Version 
mit  (bMn  Deutschen  im  Sensu  nicht  übereinstinunen  würde, 
Sülle  dieselbe  vor  unkrilftig  gehalten  werden."  Der  deutsche  Text 
wurde  also  für  alle  Zukunft  als  der  authentische  erklärt.  Zum 
Schlüsse  befahl  er,  dafs  iler  Druck,  der  in  Prag  vor  sich  gehen  sollte, 
binnen  zwei  Monaten  fertig  zu  stellen  sei  und  versprach  auch,  recht- 
zeitig die  Übersetzung  der  Vorrede,  mit  seiner  eigenen  Unterschrift 
▼ersehen,  einschicken  zu  wollen.  Die  fertigen  Exemidare  sollten  dann 

1  Der  obM  ciüerCe  Brief  dd.  7.  Juli  ie27. 
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an  alle  jene  Orte  verschickt  werden ,  vvohiu  die  deutschen  verschickt 
worden  waren'.  Soweit  es  bekannt  ist,  gedieh  der  Druck  des  böhmi- 
schen  Textes  nur  bis  zum  17.  Bogen  ;  darauf  wurde  derselbe  ein- 
gestellt und  nicht  weiter  fortgesetzt.  Was  der  Gmnd  dieser  offen- 
baren MÜkachtung  der  slavieehen  Einwohnerschaft  Böhmens  war,  ist 
nicht  sichergestellt 

Mit  der  Zuschrift»  welche  die  Übersendung  der  erneuerten  Landes- 
ordnunff  begleitete,  ttberschickte  der  Kaiser  gleichzeitij;  eine  Bestätigung 
der  Ijaudesprivilegien.  In  diesen  erklarte  er,  da  er  das  Königreich 
mittelst  kdsthiirer  Rüstungen  durch  das  Schwert  wieder  L^pwoniion,  sei 
♦T  piL'crttlirh  l)rfutrt  irowesen,  alle  Privilegien,  soweit  sie  die  Verfius.sung 
Uüd  die  (iesanitheit  der  Stände  betrafen,  zu  kassieren  ;  er  thue  dies 
aber  aus  aiifieborener  Milde  und  um  jeuer  willen  nirlit.  die  lieber  ihr 
Vaterland  verlai^seu,  als  ihre  Treue  verletzt  hätteu;  ferner,  weil  fast 
das  ganze  Königreich  katholisch  geworden  sei  und  viele  seiner  ge* 
treuen  Kftte  sich  in  demselben  angesiedelt  hAtten.  Er  bestutige  daher 
alle  jene  Privilegien  und  Freiheiten,  die  mit  der  erneuerten  Landes- 
Ordnung  nicht  im  Widerspruche  standen.  Zum  Schlüsse  versprach  er, 
keine  Steuern  ohne  Zustimmung  des  Landtags  zu  erheben,  nur  gute 
Mttnze  im  Lande  kursieren  zu  lassen  und  alles  zu  thnn,  was  den 
Handel  liefördero  wurde Offenbar  wollte  er  (hnvh  diese  Ver- 
sprechungen den  schlechten  Kindnick ,  den  die  Publikation  der  er- 
neuerten Landesordnung  voraussichtlicl»  machen  niufste,  mildem  und 
weniiistrns  die  Ilotfnung  aui  bleibende  Besserung  der  Geldverbält« 
nisse  beleben. 

Die  Bestätigung:  der  l'rivilegien  hfltte  allerdings  einige  llefriedi- 
'^uuK  erzeuueu  können,  wenn  dieselben  einzeln  angeführt  wonlen 
w&ren  und  man  sich  ttberzeugt  hätte,  dals  dieselbe  etwas  bedeute. 
Als  der  Kaiser  im  folgenden  Jidire  die  erneuerte  Landesordnung  lür 
MAhren  verOffiButlichte,  welche  bessaglich  des  MTentlichen  Rechtes  fast 
gleichlautend  mit  der  böhmischen  war»  bestätigte  er  auch  alle  mähri- 
schen Privilegien,  soweit  sie  mit  der  neuen  Landesordnung  nicht  im 
Widerspruch  seien,  und  diesmal  fahrte  er  fae  zugleich  einzeln  an. 
Unter  denselben  befanden  sich  jene,  welche  die  Sellistnndi^keit  der 
Krone  Bc^hmen  crarantierton  und  die  StJlnde  von  jeder  Pflicht ,  dem 
Könige  bei  Kriegszügen  aulserhall)  des  Landes  behilflich  zu  sein,  los- 
sprachen, jede  Schmäleiiing  des  Krougebietes,  jede  Steuerzahlung  von 


>  Arc!tiv  des  k.  k.  Ministeriums  des  Innernt  FerdinAnd  iL  an  die  oberstea 
Lande&heumten  dd.  2^.  Mai  1Ö27. 

*  EbeitdA:  KonUnnatioii  der  PriTilegien  dd.  29.  Mai  1027. 
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der  Zustimmung  der  StAnde  abfaftngif;  machten  und  Fremde  von  der 
Bekleidung  der  Amter  und  dem  Besitze  der  Guter  ausscIiloaBen*.  Auf 
diese  Rechte  konnte  auch  Böhmen  Anspruch  erheben,  denn  sie  standen 

nicht  im  Widerspruch  mit  d(r  Landesordnung.  Dogmen  können 
Privil^en,  die  Ferdinand  II.  für  Mähren  neu  bestätigte ,  wie  z.  B. 
jenes,  welches  die  Zahl  und  den  Stand  der  Personen  bestimmte,  mit 
deneu  d;i<  Laudrecht  besetzt  wpKUm  sollte,  und  das  Vorschlaasrecht 
bei  der  Besetzung  des  Landeshauptinanns ,  des  Känunerers  und  der 
obersten  Landrichter  den  Ständen  MalinMis  einräumte,  nicht  auf 
Böhmen  bezocren  werden;  sie  galten  nur  für  Mälirpu  allein  und  standen, 
wie  z.  B.  das  VorschUursrecht  bei  der  Besetzung  tler  obersten  Beamten 
mit  der  erneuerten  böhmischen  Laudesordnung  geradezu  im  Widern 
Spruch.  Durch  die  allgemein  lautende  Bestätigung  der  Frivilegienf 
insoweit  sie  mit  der  neuen  Landesordnung  nicht  im  Widersprach 
ständen,  räumte  also  Ferdinand  IL  den  Ständen  dieses  Landes  keine 
wesentlichen  Rechte  ein;  einzig  und  allein  die  Selbständigkeit  der 
Krone  Böhmen  wurde  durch  dieselbe  gewahrt^. 

Drei  PriviloGrien  wurden  indessen  vom  Kaiser  auch  bezttfilich 
Böhmens  nusdriU'klicli  penanut:  der  Majestätsbrief  Rudolfs  IL,  der 
den  Utraquisten  Freiheit  des  GlaiibciiJ^liokoiintnisses  zuirostand.  und 
jenes  Gesetz,  durch  welches  Rudolf  die  Strafe  für  alle  \  erbrtvln  n  auf 
blofse  Freiheits-  und  Lebpiisstrafcn  beschrfliiktf»  und  die  Güt«  rk«uiiis- 
kation  aufhob;  obLTlciili  tior  Kaiser  schon  in  (U-r  crneuerteu  Landes- 
ordnung die  Alleinherrschaft  der  katholischen  Kirche  ausgesprochen 
und  die  Gflteikonfiskation  ausdrücklich  wieder  eingeführt  hatte,  konnte 
er  sich  nicht  versagen,  die  gegenteiligen  Bestimmungen  frQherer  Herr* 
scher  ausdrOcklich  aufzuheben.  Das  dritte  Privilegium,  welches  er 
im  Gegensatze  hiezu  bestätigte,  war  das  Wladislaws  IL  dd.  17.  Mäiz 
1502,  welches  bestimmte,  dals  niemand  in  den  Herrastand  auf- 
genommen werden  sollte,  es  sei  denn,  dafs  er  im  vierten  Gliede  s^e 


'  Die  Privilegien,  in  ilnnen  (1it?sr  Ziiizest;'itulni?sf>  pntbalten  sind,  sind  das 
Privilegium  K.  Johanns  dd.  14.  Juli  lÖU  und  Karls  IV.  dd.  27.  September 

*  Siehe  Kaloaiek  S.  453—461,  welcber  aus  der  AnAAning  der  Gtr  die  Mihrer 
bestitigten  Dokumente  den  Schlufs  zieht,  ilifs  die  staatliche  Selbtttndigkeit  der 
Krone  Böhmen  von  Ferdinand  II.  auch  n;u  h  der  Publikation  ih  r  pmen»>rtpn  T.andt  s- 
ordnung  anerkannt  worden  und,  daCs  die  dieselbe  antastenden  Veitugungen  Maria 
Theretiw  und  Kaiser  Joeephs  in  Widerq^i^  mit  dcneiben  gescbdieD  adeo. 
Ersteres  ist  richtig,  Ferdinand  II.  hat  in  keiner  seiner  gesetzlichen  Teifligungen 
dip-*'lVip  verletzt,  snndorn  sie  direkt  oder  indirekt  anerkannt;  aber  er  selbst  hat 
Bich  iaktisch,  sowohl  m  militärischen  als  in  tinanziellcn  Angelegenheiten  nicht  nm 
sie  gekümmert  und  in  den  wichtigsten,  Böhmen  betreffenden  Augelegeaheiten  äich 
des  Rates  nicht  böhmischer  Staatsmikiiiier  bedient 
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AbBtammimg  von  einem  Angehörigen  des  BitteTStandeB  nochmes 
und  ibr  seine  Auihabme  die  Zustimmung  des  Heinistandes  und  des 
Königs  eingeholt  habe.  Es  war  das  fikr  den  Heirnstand  ein  gewieb- 
tiges  Zogestftndnis,  da  es  seine  Reihen  vor  dem  Zutritt  Neug^eadelter 
schätzte.  Aber  sowie  Ferdinand  IT.  vor  der  Bestiltigung  dieses  Privi- 
legiums Personen  in  den  Hermstand  erhoben  hatte,  welche  diesen 
Bedin<:un,tren  nicht  entsprachen,  so  hielt  er  sich  auch  später  nicht  an 
s(>irie  Bestätigung ;  ja*  er  hob  später  ausdraddich  das  jetzt  gemachte 
Zugeständnis  auf. 

Unmittelbar  uach  Kuiidiiiachunj4  der  erneuerten  Landesortiuung 
hatte  der  Kaiser  die  Genugthuung,  dafs  einer  seiner  grimmigsten 
G^ner,  der  ehemalige  Kanzler  des  Winterkönigs,  Wenzel  Wilhelm 
von  Ruppa,  an  seiner  Sache  verzweifelnd,  an  den  Kanzler  ein  demütiges 
Schreiben  richtete,  worin  er  um  Verzeihung  bat,  und  sein  früheres 
Votgehen  mit  allerlei  Logen  beschönigte.  Es  war  gewiis  eine  kluge 
Politik,  welche  den  Kaiser  bewog,  den  angesuehten  Pardon  zu  erteilen 
und  die  Anwesenheit  Ruppas  in  Böhmen  zu  einer  Zeit  zu  gestatten, 
in  welcher  alle  Protestanten  aus  dem  Lande  ausgewiesen  oder  mit  der 
Ausweisung  bedroht  waren.  Ruppa  war  so  gleichsam  ein  lebendiges 
Wahrzeichen  des  kaiserlichen  Sieires'. 

Wie  sehr  der  Kaiser  von  seiner  ungemesseiien  Auktoritat  anch 
nach  der  P>teihnm  der  erneuerten  Landesordnung  Gel»raueh  inachte, 
zeigte  sich  Itald  darauf  iu  einer  neuen,  ohne  Kerufun^^  des  Landtaires 
ausgeschriebenen  Steuer  und  in  einem  neuen  Judeuprivile^iuni.  Seit 
der  Wiederaufncbtung  der  kaiserlichen  Herrschaft  waren  die  Juden 
durch  erzwungene  Anlehen  und  durch  erhöhte  Steuern  nicht  wenig  be- 
drückt worden,  aber  andererseits  hatte  sie  die  Regierung  in  ihrem  Er- 
werbe, namentlich  gelegentlich  der  durch  Bassevi  geführten  Münz- 
geschafte  gefönlert.  Die  Verbindung  dieses  Juden  mit  Liechtenstein 
durch  den  Munzveitrair  bewirkte,  dals  der  Statthalter  der  Prager 
Ju({en?emeind«  den  Ankauf  einiger  auf  der  Altstadt  gelegenen  und  an  die 
Judenstadt  grenzenden  Hftuser  gestattete,  eine  Vergünstigung,  die  nicht 
hoch  Lrenutr  an^roschlagen  werden  konnte.  Ein  Verdienst  Bassevis,  der 
bei  der  Prager  Judengemeinde  seit  dem  Jahre  1(321  die  Stelle  eines 
Priiiuis  versah,  war  es  wohl  auch,  dafs  der  Kaiser  die  Christen  und  ».  F^biw 

1489. 

Juden  in  den  Zoll  uud  Mautabgaben  gleichstellte,  also  nicht  gestattete, 
dafs  von  den  letzteren  ein  Zull  oder  eine  Maut  erhoben  wurde,  wo 
die  Christen  frei  ausgingen,  und  dais  er  ihnen  einige  Tage  später 


>  Münchner  Staatsarchiv:  Leuker  an  I^Iüxiinilian  dd.  30.  Juni  1627.  Memoiren 
Slswstaa. 
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im  (23.  Februar)  die  Freiheit  gab,  sich  in  allen  Städten  des  Landes,  so- 
wie in  den  Märkten  und  Dörfern  seiner  eigenen  HerrschattcD  luid 
üborhaui)t  überall,  wo  ilineu  dies  gestattet  wurde,  anzusiedeln  und  da- 
selbst Handel  und  (iewerbc  zu  treiluni.  Dieser  Gnaden  machten  sicii 
die  Judt'ii  dadurch  würdig,  (lals  sie  dem  Kaiser  in  seineu  Nöten  mit 
Darlehen  aushalfen;  so  liehen  sie  ihm  entweder  im  .l;iliie  1G22  oder 
1623  die  Summe  von  80  000  Gulden  unter  der  Bedingung,  ilals  ihueu 
halbjährig  5000  zurückbezahlt  würden  und,  als  er  diese  Bedingung 
nicht  einhalten  konnte,  bewilligten  «e  ihm  ein  Moratorium'.  Aus 
diesen  UmstiUiden  erklArt  sich,  dais  der  Kaiser  einige  Jahre  spater 
(im  Jahre  1627)  die  Juden  in  Böhmen  und  Schlesien  gegen  Zahlung 
tt.  ^^itTon  40000  Gulden  von  j^licben  Steuern  befreite,  die  von  den  Land- 
ta^en  oder  sonstwie  ihnen  auferlegt  werden  wllrden,  sowie  auch  von 
der  Zahlung  des  Kammerzinses  im  Betrage  von  2000  Thaler,  den  die 
Prager  Gemeinde  jährlich  neben  den  Steuern  hatte  entrichten  müssen. 
Zugleich  bestätigte  er  alle  sonst  ihnen  von  früheren  Herrscheni  or- 
teilten Privilegien,  berechtigte  sie  zum  Besuche  aller  Markte  nml  zum 
Betriebe  von  Handwerken,  das  leUtteie  jedoch  nur  für  iiiren  eigenen 
Bedarf*.  Die  Begünstigung,  welche  der  Kaiser  den  Juden  zu  teil 
werden  liefs,  stand  mit  der  üffentlieheu  Meinung  mi  \Videri«pruch. 
Am  stärksten  äufiserte  ach  dies  in  Juugbunzlau,  als  die  Juden  daselbst 
zu  den  stftdtisehen  Auslagen  nicht  mehr  beisteueni  wollten,  weil  sie 
sich  durch  das  kaiserliche  Privilegium  gegen  jede  anderweitige  Be- 
steuerung gedeckt  glaubten,  und  aus  diesem  Grunde  auch  fbr  21 
Christenhiluser,  die  sie  im  Laufe  der  letzten  Jahre  angekauft  hatten, 
die  Gemeindesteuern  nicht  erlegen  wollten.  Die  Stadt  ersuchte  des- 
halb die  Statthalter,  die  Juden  aus  der  St^idt  auszuweisen  und  ihnen 
zu  befehlen,  sich  neben  derselben  einige  Wohnhäuser  zu  bauen;  sie 
betrründete  dieses  Gesuch  mit  dem  uuertril^licheu  Sclnnutz  und  Ge- 
stank, den  die  Juden  üliei  all  um  sich  verbreiteten,  und  mit  der  Frech- 
heit, mit  der  sie  d»Mi  christlichen  Gottesdienst  störten,  Sie  hätten  u.  a. 
sogar  auf  den  Kapu/.iiu  i  Jost'jth  aus  ilut-ii  Fenstern  Unrat  ausge&L'h littet. 
Auch  Altbunzlau,  Brautleis  au  der  Kibe  und  Kozd'alovic  erhoben  ähn- 


1  lUkonitzer  Stadtarchiv:  Verordniing  FerdüiandB  IL  dd.  S.  FebnUHr  1<$23.— 

Hohmihchea  Statthaltereiarchiv:  .ludenprivilciriuin  .til.  2^1  Febniar  1623.  —  Archiv 
des  k.  und  k.  Keicbstinaiummittterioiu»:  Fei-dinaad  au  Liechtenstein  dd.  6.  Februar 
1624. 

*  BtthiniMfaes  Stetlhattereiarcluvt  Privilegiam  Ferdinands  II.  fbr  die  Juden  ia 
Böhmen  nnd  Schlesien  dd.  12.  Augnst  1627. 
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liehe  Klagen  wider  die  tlnreinheit  der  Juden,  und  Altbunzlau  trug 
ebenüüte  auf  ihre  Entfernung  aus  der  Stadt  an^ 

Zeigten  schon  die  den  Juden  erteilten  Privilegien,  daTs  der 
Kaiser  selbständig  Verfügungen  traf,  die  einen  verfassungsmafsigeu 
Charakter  an  sich  trugen,  so  wollte  er  sich  auch  nicht  einmal  in 
Steuerangelegenheiten  in  die  von  ihm  sanktionierte  Ordnung  fügen. 
Anstatt  nftmlich  oinen  Laudta;:  zu  berufen,  um  a\if  diesem  seine 
Steuerfonlenuiizeu  zu  stellen,  liels  er  dnri'h  den  Oberstburggrafeu  an 
die  deshalb  zum  G.  Juui  nach  Trau'  berufenen  obersten  Landesbeamten, 
Landrechtbeisit/.er,  Hoflehngerichu»-  und  Kammerräte  und  Kreishaupt- 
leute, sowie  an  eine  Anzahl  laudtagsberecbtigter  Personen  die  For- 
derung um  Bewilligung  der  Grundsteuer  filr  daa  zweite  Hallgahr  1627 
stellen.  Aufiseidem  aber  verlangte  er,  dals  die  Herrsehaftsbesitzer  aus 
eigenem  Säckel  100000  Gulden  aufbringen  sollten,  um  damit  seine 
Reise  nach  Prag  zu  ermöglichen.  FOr  den  Fall,  als  die  Versammlung 
diese  Zahlung  ablehnen  würde,  sollte  der  Oberst!)Ui*ggraf  auf  die  er- 
neuerte Landesordnung  und  auf  <lie  Bestätigung  der  Privilegien  hin- 
weisen und  durch  diesen  Hinweis  ihre  Dankbarkeit  anregen".  Der 
Kaiser  hatte  Recht,  wenn  er  bei  der  benifenen  Versaninilun'j:  eine 
Opposition  gegen  seine  Wünsche  voraussetzte.  Vor  allem  ^Ya^  sie 
durch  die  Eiusiehtnahtne  in  die  neue  \'erfassunL,'surkun(le  keineswe^ 
besonders  erfreut;  dazu  hatten  die  wahrend  des  Winters  eimiuartierteu 
Truppeu  und  die  frischen  Werbuugeu  das  Land  abermals  in  hohem 
Make  geschädigt  Wohl  waren  endlieh  fest  sämtliche  Truppen  nach 
Schlesien  abgezogen,  um  dort  den  Besten  der  Mansfeldischen  Scharen 
ein  Ende  zu  bereiten;  aber  während  ihrer  Anwesenheit  liatten  sie 
ärger  als  je  gewütet  Die  Yeisammlung  beschwerte  sich  in  ihrer  Zu* 
'  Schrift  an  den  Kaiser,  dafs  die  Truppen  häufig  das  drei-,  vier-,  sechs-, 
acht-,  ja  sogar  das  zehnfache  von  ihren  Quartiergebern  gefordert 
hatten,  als  wozu  sie  berechtigt  waren.  Der  Kaiser  habe  die  üblen 
Folgen  auf  seinen  eigenen  Herrschaften  erfahren  und  werde  sie  noch 
weiter  ertahren,  denn  eben  sei  eine  Deputation  aus  Kutteuberg  in 
Praff  gewesen  und  habe  erklärt,  dals  die  Stadt  das  Bergwerk  nicht 
weiter  fuhren  könne.  Beim  Abzug  hatten  die  einzelnen  Truppenteile 
unter  dem  Vorwand  des  Voi"spanns  Pferde  requiriert  und  dieselben 

*  Er/Vtii^rlK^fliclies  Archiv  von  Prag:  Die  Decbantc  von  Ahbun/Iau,  Brandeis 
an  der  Elbe  und  iio2d'alovic  an  den  Karditial  Unrrach  dd.  11.  AugUbt  1627.  Die 
Stadl  Juugbunzlau  an  die  Stutibulter  dd.  Ii).  Auguät  1627. 

*  Archiv  des  k.  and  k.  RcichsfioaiusiiiiDisterittiiis:  Fetdinaad  IL  an  den  Oberst* 
burggrafen  Adam  von  Walditein  dd.  1.  Juni  1627. 
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niefat  mehr  zumckg^ben.  Die  Annut  im  Lttiide  habe  so  um  Bich 
gegriffen,  dab  die  Einwohner  von  vielen  Orten  weggelaufen  seien  und 
hdttelnd  im  Lande  herumzOgeu.  Aus  diesem  Grunde  wollte  die  Yer- 
Sammlung  dem  Kaiser  von  jeder  Bauernansftssigkeit  anstatt  der  von 
ihm  Terlangten  50  Kreuzer  nur  30  Kreuzer  monatlich  unter  der  Be- 
dingung bewilliprcn,  dafs  die  um  Prag  herum  ^elojrcnen  \ier  Kreisp, 
die  von  den  Soldaten  ganz  besonders  ausgeraubt  worden  wanni .  von 
jeder  Zahhinti  befreit  würden.  Entsprechend  niRfsig  wollten  sie  auch 
die  Städte,  rfaneu  und  Juden  best<»uern.  Die  ZahlTiiis  der  100000 
Gulden  aus  eigenem  Säckel  lehnten  t^ie  ab  und  wureii  uui  erbötig,  je 
filnf  Kreuzer  monatlich  von  jedem  Untertan,  der  sich  auf  ihrem  Boden 
befand,  zu  saUen.  Sie  rechtfertigten  dies  damit,  dab  sie  ohoediee  for 
Yiele  ihrer  Untertanen  die  ganze  Steuer  erlegen  mOfeten,  weil  diese 
sonst  von  ihrem  Grund  und  Boden  weglaufen  worden.  Der  Kaiser 
war  mit  diesen  Anerbietimgen  zofiieden  und  so  wurde  denselben  ent- 
sprechend am  25.  Juni  die  Steuer  für  das  zweite  Halbjahr  aus- 
geschrieben. Einige  Tage  spftter  forderte  der  Kaiser  eine  Voraus- 
zahlung zur  Beschleunigung  seiner  Reise  nach  Böhmen  und  liefs  zu- 
gleich Vorbereitungen  für  seinen  Aufenthalt  in  Prag  treffen;  die  Burg- 
riiume  wurden  in  den  gehörigen  Stand  u'esetzt  und  die  nötigen  Vor- 
rate  bereit  gehalten.  Zu  glei*'her  Zeit  ordnete  er  die  Beschleunigung 
eines  neuen  Hrürkenbaues  über  die  Moldau  iu  der  Gegend  des  heu- 
tigen Bauragartens  au.  Man  wollte  urt;prüuglich  eine  llulzbrücke  er- 
richten, allein  da  deren  Bau  längere  Zeit  in  Anspruch  genommen 
hätte,  be&h]  der  Kaiser  die  Anfertigung  einer  Schiff brttcke 

Im  Juli  1627  erreichte  der  Kaiser  sein  fimfeigstes  Leben^abr  und 
unternahm  aus  Dankbarkeit  daffir  eine  Wallfahrt  nach  Maria  Zell. . 
Maximilian  von  Bayern  beglftekwOnsehte  ihn  zu  seinem  Geburtstage 
und  machte  iluri  bei  dieser  Gelegenheit  ein  Pferd  zum  Geschenk,  wel- 
eh^  völlig  haarlos  war  und  daher  einen  Anblick  bot,  wie  man  ihn, 
nach  dem  Bericht  des  Nuntius,  noch  nie  gesehen  hatte.  Am  27.  Sep- 
tember trat  der  Kaiser  endlich  seine  so  oft  versj)rochene,  aber  stets 
wieder  aufgeschobene  Reise  mrh  IVnir  in  Begleitung  seiner  Frau, 
seiner  Tochtei  und  seines  ältesten  Süluie.^,  sowie  seiner  wichtigsten 
Räte  an;  in  Wien  bestellte  er  eine  Interimsregierung  unter  dem  Vor- 
sitze des  Kardinals  Dietrichstein'.   Von  Pardubitz  aus,  wo  er  am 

*  Ebenda:  Die  in  Prag  versammelten  TScamtcn,  Räte  und  ständischMi  Mt» 
plicilt  i-  nii  Kl  i<1ii;uiil  II.  dd.  9.  Juni  1627.  Befehl  für  den  Hofkammerdienor 
Cbristopli  Pappeiiberger  dd.  18.  Juli  1627.  Ferdinand  iL  an  die  böhmische  Kammer 
dd.  2.  und  26.  Mirz,  5w  Juni  and  5.  August  1627. 

"  Barberillische  Bibliothek  in  Rom:  Der  Nnntiiis  Cereffii  ea  BartieriBi  dd. 
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4.  Oktober  anlan?itt\  berief  er  den  böhmischen  Landtag  und  zwar  auf 
den  14.  Noveuilfer.  Das  Ausschreihciiatent  hatte  diesmal  nicht  die 
gewohnte  Inhaltslosiiikeit,  sondern  war  in  mehrfacher  Beziehung  ein 
Aktenstück  von  grofaer  Bedeutung.  Zuerst  bestiromte  es»  dals  die 
KaiBerin  Eleonore  zur  Königin  und  der  König  von  Ungarn  Fer- 
dinand III.  zum  Könige  von  Bölimen  gekrönt  werden  sollten.  Dann 
erteilte  es  allen  fremden  Edelleuten,  die  während  der  letzten  Jahre 
Guter  im  Lande  angekauft  hatten,  das  Inkolat;  hiebei  ordnete  es  au, 
dnfs  diese  Edelleute  vor  dem  Eintritt  in  den  Landtag  einen  Hul- 
diguugseid  leisten  und  einen  Kevei-s  bei  der  Landtafel  hinterlegen 
sollten,  sich  der  Verfassung  fügen  zu  wollen.  Diejenio^pn  Personen, 
die  in  Konfiskationsprozesse  verwickelt,  später  aber  y)ard(nnert  worden 
waren,  sollten  keinen  neuen  Huldi'iuniispid  leisten,  sondern  in  der 
Hofkanzlei  durch  Handschlag  verptliclitet  werden.  l_)a.s  Ausschreihe- 
l)atent  zeigte  zugh'ich  an,  dafs  von  der  Geistliclikeit,  die  als  neu- 
berechtigter  Stand  erklärt  wurde,  alle  Prälateu,  die  zugleich  Land- 
güter besAfsen,  in  den  Landtag  zugelassen  werden  sollten,  und  zwar 
in  jener  Reihenfolge,  die  ihnen  der  Kardinal  Harrach  anweisen  wttrde^' 
Bezüglich  des  Sitzes  der  Herrn'  und  Ritterstandspersonen  bestimmt 
das  Äusschreibepatent,  daTs  man  sich  an  die  VerfQgungen  der  er- 
neuerten Landesordnung  halten  solle;  jene  Personen,  die  nicht  be- 
sonders privilegiert  seien  und  kehw  Ämter  einnilhmen,  sollten  bei 
ihrem  Stande  in  jener  Reihenfolge  ihren  Sitz  einnehmen,  in  welcher 
sie  im  Lrindtair?;saal  rrsclieinen  würden;  endlich  sollten  die  neu- 
'ioailellen  Personen  die  Herhte  des  ihnen  zugeteilten  AHelsirrades 
libon.  also  neu  enuuinte  Herren  iintci  dem  Herrnstaud,  neu  ernannte 
Ritter  unter  dem  Ritterstande  l'lntz  nehmen^. 

Am  10.  Oktober  erfolgte  der  lan/.ug  der  kaiserlichen  i  amilie  in 
Prag.  Kein  festlicher  Aufputz  schmftckte  die  Stadt,  da  sich  der  Kaiser 


14.  Jati  und  20.  Oktober  1627.  —  MDnchner  StaatsArthiv:  Die  Kaiserin  an  den 

Koritirsten  von  Bayern  1627. 

'  Der  Kurdinal  Jiatte  iiodi  int  1»  t/len  Augeuhlick  bei  ilcm  Erzbischof  \  on 
Graii  augelhigt,  in  welcher  Weiiie  der  Klerus  iu  Ungarn  im  Keidtötage  abätininie, 
welchen  Bang  er  danadi  einnehme.  Banmmn  antwortete  (am  22.  Oktober),  dafs 
die  Erzbiscliöfo  von  Gran  und  Calocaa  merst  abstimmten»  5  Bischöfe  mit  den 
Magnaten  bei  dci  AlistimmnnL'  riltrrnicrtpn ,  5  l'nilfitrn  und  Pröpste  mit  dem 
uieüein  Adel  stimmten.  Harrach  konnte  also  daraus  entnehmen,  dafs  dem  K!pi-us 
in  BdhineQ  eine  weit  uuägezciclincterc  Stellung  ^n  teil  geworden  sei,  als  deren  er 
Bich  in  Ungarn  erfreute. 

-  Archiv  von  Kattenberg:  Ausschreibungäpat<'nt  i  linands  II,  dd.  4.  Oktolier 
1627.  —  Träger  erzbiBcIiöfUcheB  Archiv:  Der  Erzbiüclioi  ton  Gran  an  den  von 
l'rag  dd.  22.  Oktober  1G27. 

Oind«lj,  OeifeDnfanimtton  in  B&bmn.  33 


Dlgitized  by  Google 


in  woUweiser  Erwägung  der  allgemanen  Not  einen  solchen  verbeten 
hatte;  nur  eine  grOlsere  Anzahl  Soldaten,  Fufsknechto  und  Beiter^ 
die  ein  Spalier  bildeten,  und  die  zahlreichen  Zuschauer  in  den  Strafen 
zeigten  an,  dafii  etwas  besonderes  vor  sich  gehe.  Der  Kaiser  «uide 
beim  Eingangsthore  der  Stadt  von  den  obersten  X^andesbeamten 
eiDpfan<;en  und  zur  Domkirche  geleitet,  wo  der  Kardiual  Flarraeh  eine 
lateinische  Ans[iraehe  an  ihn  hielt,  die  er  durch  den  Kanzler  Lobko- 
mtz  beantworten  liefs.  Die  nächsten  Tage  nach  seiner  Ankunft  be- 
schäftigte •  !•  sich  zumeist  mit  Keichsangelegeuheiteu,  namentlich  damit, 
ob  mit  l)iUieniark  Frieden  zu  schlipfsen  oder  der  Krieg  bis  zum  voU- 
stäudigea  Sic^je  füitzusetzcn  mm.  1  nt  Landtair  trat  am  14.  November 
zusammen;  aber  seine  offizielle  Erotinung  wurde  hinausgeschoben, 
weil  der  Kaiser  und  ciie  obersten  Beamten  vollauf  mit  der  Vorbereitung 
zur  Krönung  zu  thun  und  die  letzteren  namentlich  darüber  ein  Gut- 
achten  abzugeben  hatten,  wie  die  £rbllmter,  deren  Inhaber  durch  die 
Rebellion  entweder  zu  Grunde  gegangen  oder  als  Protestanten  aus- 
gewandert waren,  neu  besetzt  werden  sollten.  Auch  fbr  die  Aus- 
schmOckung  des  Doms  mufste  Sorge  getragen  werden;  wertvolle 
Kruzifixe,  Reliquien,  kosti)are  Teppiche  uud  Tttcher  wurden  herbei- 
gl  schätzt,  auch  Stühle  und  Polster  aller  Art  zu^^nnimengetragen,  um 
den  beschäftigten  Personen  und  den  Zuschauern  die  nötige  Bequemlich- 
keit zu  schaffen Um  die  P'eier  zu  erhöhen,  waren  auch  die  Kardi- 
näle Pazmann  und  Dietrichjiteiii  zur  Krönung  eiiiL'eiaden  und  eine 
gröfsere  Militaiinaisse  aufgeboten  worden.  Am  21.  November,  einem 
Sonntag,  iler  tiir  Hie  Krönung  der  ivaiserin  bestimmt  wurde,  stellten 
sieh  auf  den  llauptplätzen  der  drei  i'rager  Sladte  die  Truppen  im 
Verein  mit  der  bewaflFneten  Bürgerschaft  auf;  aulserdem  bewachten 
zwei  Kompagnien  KOrassiere  und  vier  Fähnlein  Fufsvolk  unter  dem 
Kommando  des  Grafen  Marradas  den  Eingang  in  die  Burg  und  in 
die  Domkirehe,  zu  welcher  nur  geladene  Gaste  Zutritt  fanden.  Auf 
dem  Laurenziberge  wurden  GeschQtze  au^efahren,  um  die  bedeutendsten 
Momente  der  feierlichen  Handlung  zu  markieren.  Die  Krönungsfeier- 
lichkeit begann  um  die  neunte  Morgenstunde,  j  zu  welcher  Zeit  sich  Ferdi- 
nand IL,  mit  dem  kaiserlichen  Ornate  augethan,  in  Begleitung  seines 
Sohnes  Ferdinan<h  III.,  zahlreii'her  Fürsten  und  Grafen,  darunter  des 
Pfalzgrafs  von  Neuburg,  der  Herzoge  von  Münsterberg  und  Brieg  und 
anderer  scblesischer  Herzoge,  in  die  Kirche  veiiügte  uud  im  Chor- 


'  l{arlM^riiii<?rhp  Bihliothek  in  Rom:  Ciai  'Hi  Uarberini  dd.  10.  November 
1627.  —  Arcüi\  ilca  k.  k.  Miuiüteriuius  des  hiuciii  ia  Wien:  Bel'ekl  des  Kaisei-s 
an  di«  oberaten  LandeBbeunten  dd.  10.  November  1027. 
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rauui  vor  dem  Hochaltar  Plate  nabin.  Auch  der  Herzog  von  WQrttem- 
berg  liatte  sich  mr  KrOnungsfoier  eiogefonden ,  doch  scheint  er  als 
Protestant  sich  von  der  kireblicheu  Ceremonie  femgehalten  zu  haben. 
Die  Kaiserin  verfbgte  sieh  zuerst  in  die  altberOhmte  Wenzelskapelle, 

den  Aufbewahrungsort  der  Krone,  und  wurde  von  da  zum  Hochaltar 
geleitet.  Nachdem  Kardinal  Harraeh  UDter  Assistenz  zweier  Bischöfe 
die  feierlicht'  Handlung  eingeleitet  hatte,  setzte  er  im  Verein  mit  dem 
Obf'rsthiin:'_'rat'eii  Adain  von  "Waldstcin  und  der  Äbtissin  von  St.  Geon; 
der  Kaiserin  die  Krono  auf  und  uberjzali  ihr  den  Reichsapfel  und  das 
Scepter.  Während  dt  i  (laiauftolgcnden  Messe  wurde  nach  der  Koni- 
muniun  der  alte  Oraf  von  Altlieini  von  dem  Kardinal  Dietrichstein 
mit  der  Tochter  des  ( )i)ei-stburg^Tafen  Adam  von  Sternberg  getraut, 
eine  sonderbare  Verkettung  zweier  disparater  Handlungen ;  wahrschein- 
lich hatte  die  Kaiserin  dem  Bräutigam  damit  ihre  besondere  Huld 
zeigen  wollen.  Von  der  KrSnung  ging  der  Zug  ins  Scblofe,  voran 
der  Kaiser  mit  seinem  Gefolge,  dann  die  Kaiserin  mit  der  Krone  auf 
dem  Haupt,  in  der  rechten  Hand  das  Scepter,  in  der  linl^en  den 
Apfel;  ihr  folgten  die  Äbtissin,  welche  ihr  die  Schleppe  nachtrug,  dann 
zwei  Klosterfrauen  und  zahlreiche  Edeldamen.  Ein  Bankett,  das  drei 
Stunden  währte,  schlofs  die  Feierlichkeit.  An  der  obersten  Tafel 
Jüifsj^n  der  Kaisei,  seine  Frau,  der  König  von  l^njrarn,  dir  Kr/- 
her/OL,Mnnen ,  di*-  IvardirüUe  Dietrichstoin  und  liarrach,  der  Nuntius 
und  der  spanische  (lesnndte  Conde  de  Avtona.  Aulser  dieser  Tafel 
beland«'n  ^ich  im  Saide  uüclt  /xhn  andere  Talein,  au  denen  die  obersten 
Landesbeamteii  mit  ihren  Frauen  und  150  Edeldamen  Platz  nahmen, 
FUr  den  Tfalzgrafen  von  Neuburg,  den  Herzog  von  Württemberg,  die 
schlenschen  Forsten  und  die  vornehmsten  kaiserlichen  Hinister  war 
die  Tafel  in  einem  augrenzenden  Zimmer  gedeckt.  Nach  dem  Bankett 
wurde  in  einem  Saale,  der  damals  die  Bezeichnung  «der  Statuensaal** 
führte,  eine  KomOdie  von  aus  Mantua  hiezu  eingeladenen  Schau- 
spieleni  aufgeführt,  die  bis  acht  Uhr  abends  dauerte.  Die  Kosten 
dieses  Schauspiels,  die  Beiseentschädigung  für  die  Schauspieler  samt 
ihrem  Honorar,  sollen  an  50  000  Gulden  betragen  haben.  Dem  Sehau- 
spiel  folgten  Frendonfeiier,  die  am  lianronziberüe  und  nn  verschied(>ncn 
Platzen  auf  dem  rechten  Moldauufer  angezundet  wurden  und  die 
Menge  durch  zwei  Stunden  erlustifften.  lüne  Artillericsalve  schlofs 
endlich  die  Feier  des  Tages.  Am  Iiienstau  fand  ein  Karoussel  statt. 
Dreilsig  Reiter  in  prilchtigen  (It  wandern  btanden  unter  der  Führung 
des  Königs  von  Ungarn  dreifbig  anderen  unter  der  Führung  des  Grafen 
von  FUrstenbeiig  gegenüber.  Man  ritt  gegen  einen  Mann  ans  Pappen- 
deckel, der  auf  einem  Pferde  safs,  und  dem  man  mit  einer  Lanze  den 

63* 


Digitized  by  Google 


Kopf  abfitiefs;  diesen  Kopf  mu6te  man,  ohne  im  iUtte  innezuhalten, 
einem  entfernt  stehenden  Pappendeckelmann  anüaetzen,  und  dasselbe 
bei  einem  dritten,  liegenden  Pappendeckelmann  wiederholen,  ein  Schau- 
spiel, welches  nach  dem  Berichterstatter  viel  Unterhaltung  bot^ 

Die  Absicht  des  Kaisei-s  war.  \oii  drin  zu  berufenden  Landtage 
neben  den  sonstipren  Steuern  für  die  Eriialtung  seines  Heeres  und  für 
die  Bestreitung  der  Kosten  seiner  Rejjiernn?.  noch  rinoii  hef^oiidcren 
Poitrair  zur  Tilgun«;  seiner  auf  Böhmen  haftenden  Schuldenlast  zu  er- 
lau^^en.  Xaeh  einem  Verzeichnis,  welches  die  böhmische  Kaiimior 
anfertii^te,  bestanden  dieselben:  1.  aus  Auleln-n  ^  welche  der  Kaisi-r 
in  Böhmen  in  lanper  Münze  kontrahiert  hatte,  und  deren  Bezahlunij; 
die  Gläubifier  jetzt  in  guter  Münze  verlangten.  'J..  in  der  Summe, 
welche  man  jenen  schuldete,  denen  nach  Äbschluis  des  Konfiskation»» 
Prozesses  der  Geldwert  eines  Teiles  ihrer  Gflter  ausbezahlt  werden 
sollte,  aber  nicht  ausbezahlt  worden  war;  S.  in  Anleben  in  langer 
MQnze,  die  auf  die  verpfiladeten  böhmischen  Stftdte  hypotheciert 
waren;  4.  in  Darlehen,  die  unmittelbar  vor  der  Devalvation  ins  Prager 
Rentamt  abgeliefert  worden  waren  —  Diese  letzt  erwähnten  Darleben, 
welche  unpefi^hr  eine  Million  Gulden  betruizen,  bezeichnete  die  Kammer 
als  betrügerische ;  denn  sie  seien  nur  von  solchen  erlegt  worden,  welche 
um  die  bevorstehende  Devalvation  wufsten.  Bei  dieser  (ielofrenheit 
erfahren  wir  auch,  dafs  einzelne  Käufer  konfiscierter  Güter,  die  ihre 
Zahluncren  ratenweise  und  zum  Teil  erst  im  Jahre  1624  erleben 
Süllttui,  dieselben  deich  uanz  erlei?t  hatten,  als  sie  von  der  bevor- 
stehenden Devalvation  Kunde  erhielten.  Nach  einem  späteren  (iut- 
achten  der  böhmischen  Kammer  (dd.  23.  Oktober  1627)  steht  es 
auÜBer  Zweifel,  dafe  keinem  der  Verurteilten  irgend  ein  Teil  des  nicht 
konfisderten  Gutes  vom  Staate  ersetzt  wurde;  nur  in  jenen  FflUen 
war  es  ihnen,  sowie  den  Frauen  und  Witwen  mit  ihren  auf  diesen 
Gfttern  versicherten  Mitgift  besser  gingen,  wenn  der  Käufer  des 
konftscierten  Gutes  selbst  die  Bezahlung  des  nicht  konfiscierten  Teiles 
oder  der  1»  treffenden  Mitudft  auf  sich  trenommen  hatte.  Das  Gut» 
achten  der  Kammer  riet  die  vorlÄufijie  Dekretierunor  eines  Zahlungs- 
moratorinrns  an.  damit  nicht  wider  die  kaiserlichen  Herrschaften,  so- 
wie gegen  jene,  die  in  Anhoifung  der  Bezahlung  der  ilmen  schuldigen 


'  Siuihsisclus  S(iuit.>>;iri:luv:  Aui  Prag  dd.  20.  ^0,  NoTember  1627.  —  AirhiT 
«k's  k.  V.  Ministeriums  tles  Iiitifni:  Bcs( hrcilumg  der  lieidon  Krönungen  dd.  ^1. 
'Ih.  Xovt'nd)i>r  1627.  —  BarberiniscUe  Bililiotliek  in  Horn:  (JaralFa  an  13arl>t'rini 
dd.  24.  November  1^. 
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Kapitalien;  selbst  wieder  Schuldner  geworden  waren,  die  Exekution 
geführt  werden  kdnne.   Um  die  Stinde  su  einer  möglichst  hohen 
Haussteuer  zu  bewegen  und  zwar  für  Iftogere  Zeit,  etwa  fUr  sechs 
Jahre,  möge  der  Kaiser  ihnen  die  von  den  TOrIcen  drohenden  Ge- 
fahren und  die  mangelhafte  Beschaffenheit  der  ungarisehen  Grenzh&user 
schildern  uud  zugleich  versprechen,  daJs  aus  dem  Ertrage  dieser  Steuer 
anrh  die  in  Böhmen  ^;arnisomerenden  Truppen  bozahlt  werden  sollten. 
Gleichzeitig  solle  er  aber  dafür  sorgen,  dafs  die  Zahl  der  besetzten 
Bniiernwirtschaften  sicher  ijestellt  werde,  und  so  die  übertriebenen 
Behauptungen,  als  oh  hie  und  da  nur  der  vierte,  fünfte  oder  sechste 
Teil  besetzt  sei.  widctie^zt  w  üiiien.    Kndlich  tadelte  die  Kammer  auch 
deu  bisherigen  Steuereinhehuugsuioiiiis ,  nach  dem  jeder  Hauer  ohne 
Unterschie«!  seines  Besitzes  zur  gleichen  Zahlung  vei halten  werde, 
und  riet,  wie  das  schon  Liechtenstein  in  seinem  obenerwähnten  Gut- 
achten gethan,  daft  die  Steuer  nach  der  Grölse  des  Besitzes  reguliert 
werde.  Wie  weit  dieser  Vorschlag  seiner  Zeit  vorauseilte,  ergiebt  sich 
daraus,  dafs  erst  unter  Maria  Theresia,  also  nach  mehr  als  hundert 
Jahren,  die  hier  beantragte  vemanitige  Steuerrepartierung  vorgenommen 
wurde;  allerdings  wurde  man  auch  erst  unter  ihr  mit  der  Boden- 
vermessung  fertig.    Die  Kanmicr  empfahl  tlem  Kaiser  auch  neuerdings 
den  Plan  der  Einteilung  Böhmens  iu  vier  Viertel  nicht  nur  In  lnif> 
Erleichterung  der  Steiiereinhebunir ,  sondern  auch  zu  Zwecken  der 
politischen  und  Justi/verwaltuuL;  und  der  Fürderunir  der  Ge<renrefor- 
matiou.    Die  Biersteuer  solle  mit  sechs  weifsen  Groschen  vom  Fals  vuu 
den  drei  höheren  Stfiuden  und  den  Städten  Pilsen  und  Budweis,  von  den 
übrigen  Städten  mit  einem  Gulden  eingefordert,  Kger  und  KIbogen  zu 
gleichen  Steuerleistungeu  wie  Böhmen  veilialten  werden.    Der  El- 
bogener  Kreis  kt^nne  um  so  Idehter  dazu  verhalten  Werden,  als  sich 
diejenigen,  welche  die  in  diesem  Kreise  konfiscierten  GQter  gekauft 
hatten»  verpflichtet  h&tten,  die  vom  böhmischen  Landtage  bewilligten 
Steuern  au  zahlen.  Für  die  Instandhaltung  des  "Pngfir  Schlosses  und 
der  innerhalb  desselben  liegenden  Kirchengebftude,  die  allesamt  dringend 
einer  Reparatur  bedurften,  da  z.  B.  in  den  kaiserlichen  Gemächern 
selbst  Gewölbe  nnd  Mauern  schadhaft  waren,  sollten  die  Stände  für 
seciis  Jahre  zu  einer  I*»eitragsleistung  von  jährlich  lOÜÜOtiulden  auf- 
gefordert werden.    Um  den  kaiserlichen  Ileri-schaften ,  clie  gftnzlich 
verwüstet  waren  und  keinen  F'rtrag  lieferten,  etwas  aufzuhelfen,  sollten 
dieselben  diesmal  von  jt  -lu  her  Steuer  befreit  sein.   Der  Kaiser  sollte 
auch  die  Stande  zur  Zahlung  einer  doppelten  Krönungssteuer  (für  die 
Kaiserin  uud  für  Ferdinand  UI)  auffordern,  und  da  die  Leibgedings- 
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herrschaften  infolge  der  FinanzDOt  verkauft  worden  waren,  um  dcrea 
Wiederankauf  oder  um  Ersatz  ersucben'. 

Über  diese  VorscblSge  der  böhmischen  Kammer  pflog  der  Kaiser 
^ne  Beratung,  an  der  sich  die  bedeutendsten  Penonen  t^eines  Hofes 
beteiligten,  obenan  sein  Sohn,  dann  die  Forsten  von  Eggenbent  und 
Lobkowits,  die  Grafen  Meggau,  Slawata,  Collalto  und  Adam  von  Wald- 
stein, der  Abt  von  Kreinsinftnster  und  die  Freiherm  von  Werdenberg 
und  Nostitz.  Der  Beschlufs  frinji  dahin,  «lafs  man  von  den  Ständen 
oinon  hrstiTiimten  Stouerbetraf? ,  und  zwar  800000  (iuldcn  für  das 
loljieiulo  .lahr  in  viertelifthrlichen  Haten  und  aufs(>nlpin  einen  Betrag? 
zur  Zaliiunji  der  könifzlichon  Schulden  verlaiiizcn  sollr.  L  her  tlie  Art 
und  Weise,  wie  künfti«?  die  Steuer  erhoben,  also  ob  z.  B  das  Land 
in  Viertel  eingeteilt  und  wie  die  Bauern  besteuert  werden  sollten, 
sei  ein  Gutachten  von  den  Stftndeu  einzufordern.  Eger,  £lbo}{eu  und 
Glatz  wollte  man  zu  gleichen  Leistungen  wie  Böhmen  verhalten  und 
die  Stftnde  von  Eger  und  Elbogen  aus  diesem  Grunde  zum  Besuch 
des  Prager  Landtags  auffordein.  Man  dachte  offenbar  bereits  daran, 
diese  Gebiete  Böhmen  ganz  einzuverleiben,  doch  wurde  in  dieser  Be- 
ziehung noch  kein  endfiUltijier  Beschlufs  gefafst^. 
"iS?."*^  Die  feierliche  Eröffnunp  des  Landta^'es  fand  erst  am  21.  November 
statt  ;  sie  erfolgte  durch  den  Kaiser  in  Begleitung  seines  Sohnes  und 
unter  unendlichem  Zulauf  des  Volkes.  Es  war  in  der  Thnt  ein 
Schauspiel,  das  man  seit  liiuürer  als  sieben  Jahren  nicht  gesellen  iiatte; 
in  der  jetziiren  Einrichtung  aher  war  es  ganz  neu.  denn  der  geistliche 
Stand  nahnt  zum  erstonmale  seinen  Sitz  im  Landta^^e  ein.  Wenn 
sich  auch  der  Landtag  iiiciit  mehr  der  IViilieren  Bedeutung  erfreuen 
sollte,  80  war  doch  seine  endliche  Berufung  ein  Trost  für  die  Menge; 
viele  hofllben  auf  die  Wiederkehr  alter  Zeiten  und  des  damit  ver- 
bundenen Wohlstandes.  Gleich  der  erste  Akt  zeigte  jedoch,  dafs  die 
Mhere  Alleinherrschaft  der  slavischen  Bevölkerung  gebrochen  war 
und  dafs  wenigstens  deren  Wiederkehr  unmöglich  sei.  Die  königliche 
Proposition,  die  sonst  stets  nur  in  böhmischer  Sprache  mitgeteilt 
worden  war,  wurde  diesmal  in  deutscher  und  böhmischer  Sprache 
vorgelesen  und  zwar  vom  Kanzler  Lobkowitz  und  vom  X'icekanzler 
Nostitz,  wobei  ersterer  wahrscheinlich  den  böhmischen,  letzterer  den 
deutscheu  Text  vorlas". 


>  Archiv  des  k.  und  k.  ReichsfinmutiniiiiBteriiiins;  Gntachten  der  btthmischea 
Kammer  dü.  28.  Oktober  1627. 

>  Ebenda:  Beaeblufs  der  RiUe  unter  dem  VorsiU  des  Kaisers  dd.  30.  Oktober 

1627. 

■  Barberinische  Bibliothek  in  Rrai:  Camffii  an  Barberini  dd.  27.  November 


Digitized  by  Google 


—   519  — 

Die  Stande  versicherten  in  ihrer  Antwort  den  Kaiser  ihrer  steten 
Treue  und  Dankbarkeit,  namentlich  weil  er  ihnen  neben  der  Landes- 
Ordnung  auch  den  Portgennls  aller  Privilegien,  die  mit  derselben 
nicht  im  Widerspruche  standen,  zugesichert  habe,  und  naliinen  zur 
bleibenden  Erinnerung  die  k.iiserliche  Versicherung  wörtlich  in  den 
Landtagsbesclilu^  auf.  Sie  dankten  auch  dafür,  dafs  der  Kaiser  dir 
katholisclinn  Ut  liunon  zur  Alleinhen'scliaft  verholfen.  die  ftoistlichkoit 
zu  eiiirni  StniifV'  <"rliol)Pii  hnhr  und  dafs  er  fortan  keine  Steuern 
durch  Patente,  sondern  nur  solche  nach  vorheriger  Rewilliuuiig  der 
Landtage  erheben  wolle.  Mit  der  von»  Kaiser  anberaumten  Krönung 
seiner  Gattin  und  seines  Sohnes  stinnnten  sit^  freudigen  Herzt  lus 
tiberein  und  bewilligten  zur  Feier  derselben  als  Krönuugsgeschenk 
filrv  die  Kaiserin  den  vierten  Teil  des  halbjahrigen  Zinses,  den  die 
Untertbanen  ihrer  Herrschaft  zu  zahlen  verpflichtet  waren,  dem  jungen 
König  aber  die  Hälfte  dieses  Zinses;  Kapitali^iten ,  Pfarrer  und  Frei- 
bauern wuHen  entsprechend  besteuert  Ferdinand  III.  vergalt  diese 
Freigebigkeit  mit  der  Zusage,  dals  er  nach  seiner  Thronbesteigung 
das  kaiserliche  Privilegium  vom  29.  Mai  bestätigen  werde,  eine  Zu- 
sage, welche  gleicherweise  in  die  Landtap8l)eschlü8se  eingetragen  wurde. 
Zur  Erhaltung  des  unter  rieni  Kommando  des  Herzogs  von  P'riedland 
stehenden  Ileeres,  sowie  zur  Erhnltnnü  der  in  Rehmen  üarnisonierenden 
Trujipen,  zur  Instandhaltung  der  l'rager  lUirg.  sowie  der  un^Mrischen 
Grenzfestungeu  hewillifjten  die  Stitnde  nicht  die  von  ihnen  verlamiten 
tixen  SuHHuen,  weil  ilie  Eifaln  unu'  lehre,  dafs  die  eingezahlten  Steuern 
nie  die  Höhe  des  Prüliminars  erreichten,  sondern  nur  eine  Haussteuer 
von  sechs  Gulden  fQr  das  Jahr  1628  von  jedem  ihrer  Unterthaneu, 
wobei  auch  die  kaiserlichen  Henschaften  nicht  ausgeschlossen  waren. 
FOr  die  Hemchaftsbesitzer  war  keine  Steuer  bemessen,  oflenbar  aber 
wollten  sie  ihre  Unterthanen  hei  der  Steuerzahlung  unterstQtzen,  sich 
hierin  aber  die  Freiheit  wahren;  die  Bürger  der  königlichen  StAdte 
sollten  Je  24  Gulden.  Knufleute  je  54  Gulden,  die  Pfan"er  3  Gulden 
36  Kreuzer,  die  Freibauern  24  Gulden,  jeder  Schafhirt  5  Gulden 

1627.  Caralla  schildert  die  &öffiaiiDg  dos  Laadtags  und  reraeUt  sie  ausdittcldich 
auf  den  21.  November.  Der  Landtagsbesebhirs,  wie  er  in  den  Landtagsakten  ein- 

srntrappn  ht.  Iirnirrkt  mir.  f^^l^'^  sich  die  Stiitiflo  /um  14.  Nnvcmher  in  Trap;  ein- 
gefunden hatten,  erzählt  aher  nicht?;  von  der  durch  doii  Kaiser  stattget'undenen  Er- 
öffnung. Da  der  Landtag  schon  am  24.  November  geschlossen  wtirdc  und  seine 
Beschlasse  einen  atenU«dien  Umfing  haben,  vermalen  iKr,  dafs  den  Stinden  sclnm 
am  15.  jiriviitini  die  königlichen  Propositionen  mitgeteilt  wurden  und  sie  darüber 
vprliandelt  haben.  sodaTs  mrh  der  feierlichen  Er^^ffnimp  am  21.  November  ^ie  schon 
ihre  Be«chlüiise  fertig  hatten  und  die  folgenden  zwei  Tage  nur  zu  ihrer  :>tilisiening 
verwendet  wdfden. 
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24  Kreuzer,  jeder  Kneeht  2  Gulden  12  Kreuzer  und  die  Juden 

^000  zahlen.  Wie  sich  diese  auf  die  Juden  gewäizte  Zahlung  mit 
dem  Privilegium  vertrug,  das  ihnen  der  Kaiser  erst  im  August  erteilt 
hatte,  ist  schwer  zu  sagen.  Aufserdem  beschlossen  die  Stande  die 
AiiszahluDg  zahlreicher  (leschenke,  und  zwar  fnr  die  Kaiserin  neben 
der  obigen  Stener  die  iSunime  von  25000  Thaiern,  für  den  bürsten 
von  Ec^^eubirM  10000  Thaler,  für  den  Kanzler  Lottkowitz,  für  den 
Vicekauzler  Nostitz  und  für  das  Beamtenpersoiial  der  böhmischen 
Holkanzlei  12000  (julden,  lur  den  Oberstburggraten  Adam  von  Wald- 
steiü  zur  Instandsetzung  der  verwüsteten  oberstburggriiflichen  Güter 
5000  Gulden,  für  den  obersten  Landschreiber  Wratislaw  von  Mitrowitz 
zur  Erbauung  seines  Amtshauses  4250,  endlich  eine  nicht  bezeichnete 
Summe  zur  Besoldung  von  vier  Doktoren  der  Medizin  und  zweier 
Chirurgen,  die  fQr  die  Gesundheitszustände  des  Landes  zu  sorgen 
hatten.  Wir  bemerken  hiezu,  dals  sich  der  Oberstburggraf  mit  dem 
für  ihn  bestimmten  Geschenke  nicht  begnügte,  sondern  vom  Kaiser 
noch  ein  besonderes  verlangte,  wie  solches  den  getreuen  Dienern  bei 
KrnniHü^sfeierlichkeiten  zuteil  zu  werden  pflege.  Feniinand  jab  dieser 
Bitte,  iinzweilelhaft  aus  Rü.ksiclit  auf  den  Her/nir  von  Friedland, 
Gehör  und  schenkte  dem  OljerbUuuL'LM-afen  4iHii)it  dulden.  —  Zur 
Bestreitung  der  bi  willi^'ten  Geschenke  umi  !>(  sobluügen  bestimmte 
der  Lantitag,  dals  tlie  üruiuiherren  je  fünl  Kreuzer  für  jede  Ansilssig- 
keit  durch  vier  Monate  zahlen  sollten  und  ebensoviel  der  ansässige 
Bauer,  und  entsprechend  die  Bürger,  Pfarrer,  Freibauern,  Kanfleute, 
Schafhirten,  Knechte  und  Juden,  letztere  1400  Gulden,  abermals  im 
Widerspruch  mit  dem  erteilten  Privilegium.  Um  die  Steuerzahler 
zur  ungesftumten  Erlegung  der  schuldigen  Quoten  zu  veranlassen, 
wurde  jede  Vei-säumnis  mit  einer  Geldstrafe,  die  dem  vierten  Teil 
der  schuldigen  Summe  gleichkam,  belegt,  eine  Neuerung,  die  bisher 
nicht  üblich  gewesen  war;  jene,  welche  <lie  Zahl  der  besetzten  An- 
sässigkeiten nicht  richtig  angaben,  sollten  die  dreifache  Steuer  für 
jede  verschwiegene  AnsjLssigkeit  erlegen.  Keine  vom  Kaiser  erteilte 
SteuerbetVeiuug  stdite  mehr  Gültigkeit  haben. 

In  Ansehung  di's  vom  Kaiser  verlangten  Beitrages  zur  Tilgung 
semer  Schulden  bewilligte  der  Landtag  500 OUO  Gulden,  die  haupt- 
sächlich zur  Bezahlung  der  nicht  zur  vollständigen  Kontiskation  ihrer 
Güter  verurteilten  Personen  oder  ihrer  Erben  und  zur  Zahlung 
der  auf  den  konfiscierten  Gutem  versicherten  Mitgiften  oder 
Kapitalien  verwendet  werden  sollte.  Wie  geringfügig  diese  Summe 
verliiUtnismilfsig  war,  eigiebt  sich  daraus,  dafs  der  Kaiser  im  Jahre 
1634  noch  1444825  Gulden  schuldete.  Jedenfalls  betrug  also  diese 
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bi'huldenlast  im  Jahre  1627  ein*'  noch  höhere  Simime.  NiU^h  dem 
Wunsche  des  Landtages  sollten  die  bewilligten  öOüüO  Gulden  unter 
die  Ärmsten  der  zur  Einforderung  ihres  Geldes  Berechtigten  verteilt 
werden;  die  Giftobiger  koiinteii  die  Zahlung  also  gleideam  als  ein 
Almosen  ansehen.  Zugleich  wurde  das  vom  Kaiser  beantragte 
Zahlungsmoratorium  bewilligt.  Sonst  besehlofo  der  Landtag  eine 
Vermessung  der  bAuerllcheu  AnsSssigkeiten  und  die  Annahme  eines 
Omndbesitzes  von  60  Stridi  als  Grundlage  für  die  Steuerbemessung, 
ein  Beschlnfs,  der  iiioht  durchgeftthrt  wurde.  Endlich  sortrto  der 
Landtag,  einem  kaiserlichen  Wuu^'he  entsprechend,  für  die  Ver- 
iiiehruni:  des  Wildstandes,  indem  er  die  Jagd  \m  Lande  für  eine  ^re- 
raume  Zeit  einschränkt*'  \ind  im  Umkreis  einer  Meile  um  Prag  für 
drei  Jahre  verbot.  Man  liotfte,  dals  der  Kaiser  nach  dem  Beispiel 
seiner  beiden  \oririin^;ei  wieder  von  Zeit  zu  Zeit  einen  lünL'eren 
Auientimlt  im  Laude  uehiuen  werde,  und  wollte  ihm  (lense]l)en  an- 
genehm nmcheu.  Dem  Kaiser  behagte  es  jedocli  nicht  iu  Prag,  weil 
er  sich  da  nicht  sicher  fühlte,  und  so  lenkte  er  spftter  nie  mehr  seine 
Sehritte  dahin;  die  Vorsorge  der  Stünde  für  sein  Jagd  vergnügen  erwies 
sich  daher  als  vergeblich^. 

Der  Landtag  hatte  seine  Arbeiten  am  28.  November  beendet  und, 
da  sich  der  Kaiser  mit  den  bewilligten  Steuern  begnügte,  so  wurde 
er  am  folgenden  Tag  geschlossen.  Um  die  ^!itta!Z?stunde  vei  fügte 
sich  der  Kaiser  in  die  Läudtag^tube  und  hielt  da  eine  mündliche  An- 
sprache an  die  Stande,  in  der  er  nochmals  seinen  Willen  hezüdich 
der  Krönung  seines  Solim  s  und  der  Alleinheri"schaft  der  katholi.scheu 
Kirche  kundthat.  Die  SUiude  versicherten  ihre  tiefste  Krirehenheit 
und  Zustimmuug  zu  den  kaiserlichen  Verfügungen.  Der  junge  Koni.: 
dankte  darauf  dem  Vater  für  den  Liebesbeweis,  der  ihm  in  der  zu 
vollziehenden  Krönung  zuteil  werden  sollte,  und  den  Ständen  für  den 
Beweis  ihres  Gehorsams.  Darauf  wurden  die  BesehlQsse  des  Landtags, 
und  zwar  in  beiden  Sprachen  vorgelesen»  wir  wissen  nicht  ob  zuerst 
bühmisch  oder  zuerst  deutseh.  Nachdem  die  Stände  dem  künftigen 
Könige  schon  vor  der  KrOnung  gehuldigt  hatten,  wurde  der  Landtag 
um  die  dritte  Nachmittagsstunde  geschlossen-. 

Die  KrOnungsfeierlichkeit  des  folgenden  Tages  begann  e!»enfalls 
um  die  neunte  Morgenstunde.  Der  Kaiser  und  die  Kaiserin,  jedes 

*  Archiv  des  k.  und  k.  ReielisfiiianztiiimBtertiinis:  SchuldenTenseichnis  nach 

den  Terschiedcnen  Kategorien  im  Jahre  1634  nngefcrtigt.  Laniltagsbesihhira  roin 
Jahre  1627.  Dor  Obcr^tburggraf  Waldstein  un  den  Kaiser  dd.  SO.  Desember  1637. 
Kaiserliche  Resolution  M.  14.  MAr/  1628. 

■  Sächsisches  Staatsarchiv:  Aus  I'rag  ild.  17.  27.  uud  20  30.  November  1627. 
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von  ihrem  HofetiiAt  umgeben,  der  ei-stere  im  kaiserlichen  Ornat,  ver> 
fQgten  Bich  in  den  Gbomnini  des  Hochaltars  und  nahmen  da  ihre 
Pliltze  ein.  Der  König  yerftgte  sich  in  gewöhnlicher  Hoficleidungr  in 
die  Wenzeldcapelle,  wo  er  mit  Hilfe  der  obersten  Landesbeamten  und 
Landrechtsbeisitzer  und  der  Inhaber  der  Erbftmter  die  Krönungs- 
klfirlor  anzog.  Der  Kardinal  Harrach  wartete  mittlerweile  mit  der 
Geistiithkfit  vor  der  Thttre  der  Wenzelskapelle  und  sprach  über  den 
heraustretenden  König  den  Segen.  Als  sich  darauf  die  Geistlichkeit, 
darnntor  slliiimtliche  höhinisrho  Prülaten ,  zum  Haiiptaltar  bcgal)en, 
folgten  ihr  dio  Inhalier  der  KibHuiter  und  obei^toti  LandesÄmter  mit 
ihren  Abzeichen.  Dem  Kibtnirlispfs ,  Kilikucluiiinoister,  Frbschenk 
und  Erbvorsrhneider  wuidtii  sergohlete  und  silberne  Brotlaibe,  ver- 
goldete und  versilberte  Weinfässer  voi^etragen,  die  obersten  L;uiiles- 
beamten  trugen  die  königlichen  Krönungskleinodien,  das  Schwert  und 
das  Seepter,  Darauf  folgte  der  König  in  dnero  mit  Gold  und  Silber 
gestickten  Kleide  mit  blolsem  Haupte,  ihm  zur  8eite  die  Bischöfe  von 
OlmOtz  und  Breslau,  Vor  dem  Hodialtar  nahmen  nun  die  Krönungs* 
eeremonien  ihren  Anfang.  Krone,  Seepter,  Apfel  und  Sehwert  wurden 
auf  den  Altar  hingelegt,  und  der  König  von  dem  Erzbischof  zweimal 
befra.rt,  oli  er  die  Krönung  mit  sich  vollziehen  lassen  wolle.  Auf  die 
Bejahung:  l>egann  der  Krzbischof  die  Messe  zu  lesen.  Während  der- 
scll)en  liielt  er  nouerdings  eine  Anrede  an  den  Krmi?  und  nahm  ilim 
den  neuen  Kronungseifl  ab:  darauf  lol^e  die  S.ilbuug  auf  dem  rechten 
Arm,  wobei  der  Kanzler  und  der  Oberst Iviuninerer  den  reeliten  Ärmel 
an»  Kleide  aufge.strcift  hielte«;  tlann  die  Salbung  auf  der  Biust  und 
zwischen  den  Schultern,  worauf  dei-  König  hinter  den  Hodialtar  ge- 
führt und  ihm  von  den  zwei  assiötiereiidea  Bischöfen  das  Öl  wieder 
abgewischt  wurde.  Darauf  wurde  der  König  mit  dem  „Wenzels- 
sebwert"  umgürtet,  ihm  das  Seepter  in  die  eine  Hand,  der  Reichs- 
apfel in  die  andere  Hand  gegeben  und  ihm  die  Krone  vom  Erz- 
bischof aufe  Haupt  gesetzt  Der  König  schlug  wfthrend  der  weiteren 
heiligen  Handlung  vier  Personen  zu  Wenzelsrittem,  und  zwar  den 
Reichshofrat  Ludwig  von  Zochau,  den  brandenburgischen  (Jebeimrat 
Simon  Apfelmann,  den  kaiserlichen  Oberlieutenant  Thomas  Teufel  von 
Zillberg  und  den  Olierlieutenant  Johann  Hiz.  Als  sirh  nadi  Be- 
endigung der  Feierlichkeiten  der  ganze  Krunuugszug  aus  der  Kirche 
entfernte,  wurden  unter  die  Menire  silberne  Münzen,  die  auf  der  einen 
Seite  mit  der  Devise  des  neuen  Königs  „Pietate  et  justitia"  und  der 
Jahreszahl,  auf  dei-  anderen  Uiit  der  Krone  und  der  Inschrift :  ^Fenli- 
nandus  III.  Hungariae  rex  coronatus  in  regem  Bolieniiae  XXV.  No» 
vembris*  versehen  waren,  ausgeworfen.  Auf  dem  Schlofsplatz  fioh 
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mr  Erpötzuug  dos  Volkes  aus  zwei  Röhren  durch  zwei  Stunden  laug 
roter  und  weifeer  Wein,  Auch  Brot  wurde  in  Hülle  und  Fülle  ver- 
teilt, wührend  sich  die  kaiserliebe  Familie  und  zahlreiche  Krönung- 
zeugeD  und  KrODungsgäste  an  einem  Bankett  erfreuten.  Abends  folgte 
ein  Feuerwerk  und  darauf  ein  Hofball.  Zwei  Tage  spftter  zeigten 
die  italienischen  Schauspieler  und  Sänger  wieder  ihre  Kunst;  es  wurde« 
eine  Oper,  deren  Kompositeur  der  Prinz  Cesare  Gonz.iuM  war,  auf« 
geführt.  Am  28.  November  wurde  ein  Turnier  aufgeführt,  indem  Tier 
Keihen,  je  zu  sieben  Reitern,  die  prachtvoll  geschmückt  waren  und 
alle  aristokratischen  Kreisen  ancrehörten,  teils  einzoln,  teils  insgesamt 
gegen  einander  kämpften,  Die  AbendunterhaltiuiL;  dieses  Tage?;  be- 
schlofs  wieder  ein  Hofl)all,  hei  dem  zuerst  der  Kaiser  mit  seiner  Frau 
einen  dcutselien  Tanz  tanzte,  wäluead  der  Tfalzgraf  Au^fust,  «lie 
llorzüjic  vuii  \Vürtt(  Biberg.  Liegnitz,  Brie?,  Münsterberg  und  der  Fürst 
von  Lobkowitz  dem  kaiserlidieii  l'aare  mit  Windlichtern  vorautanzten 
und  alle  Übrigen  iin  Saale  anwesenden  Penonen  stehend  zusahen,  die 
Mftnner  mit  enthlöfstem  Haupte.  Darauf  führte  der  König  mit  der 
Kaiserin  den  zweiten  Tanz  auf;  ihm  tanzten  eine  Anzahl  anderer 
Herren  mit  Windliditern  voraus,  während  der  Kaiser  und  alle  übrigen 
Herren  ihr  Haui)t  entblöfsten  und  die  ganze  Gesellschaft  stehend  zu- 
sah, rian/.  in  derselben  Weise  führten  den  dritten  Tanz  der  Pfalz- 
graf August  und  der  Herzog  von  Württemberg  mit  den  beiden  kaiser- 
lichen Töchtern  auf;  den  vierten  Tanz  führten  die  srhle?isrhen  und 
böhniisrhen  Füi^sten  (d.  h.  die  in  Pöhnien  beirüterten  Fiirston .  also 
Wühl  abermals  Lobkowitz,  dann  Ivj^'euberg  und  Liechteii.>tnn)  ;nif; 
den  fünften  Tanz  führte  der  Kaiser  mit  seiner  Tochter,  <ler  Kmv^  mit 
der  jüngeren  Schwester  und  mit  noch  fünfzehn  anderen  Paaren  auf; 
darauf  folgte  ein  Maskentanz,  an  dem  sich  neun  l'aare  beteiligten. 
Die  Herren  waren  in  romischer  Kriegstracht,  die  Damen  als  Nympheu 
gekleidet,  alle  hielten  wdfise  Windlichter  in  der  Hand.  Hierauf 
forderten  zwei  Damen  den  Kaiser  und  den  König  und  drei  Kavaliere 
die  Kaiserin  und  die  beiden  Erzherzoginnen  zu  einem  Tanze  au^ 
worauf  eine  Preisverteilung  an  hervorragende  Edelleute  und  schliefa- 
lich  eine  allgemeine  Tanzunterhaltung  folgte*. 

Während  der  Anwesenheit  des  Kaisers  in  Prag  fanden  auch 
mauciierlei  Beratungen  Ober  die  £nnftfsigung  der  verschiedenen  in- 

'  Archiv  des  k.  k.  Ministcriunis  des  Innern:  Beschreibung  der  beiden 
Krönungen  21.— 25.  Novenber  1687.  —  Baxberinische  BiUiothdc  in  Ron:  Cknuffil 
an  ftirberini  dJ.  1.  Dezember  1627.  —  SAdisisches  StaatsurchiT:  Ans  Png  17./27.  No' 
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direkten  Steuern  und  aber  die  Neueinrichtung  der  böhmischen 
Kammer,  d.  h.  der  Finanxverwaltung  statt  In  Ansehung  der  in- 
direkten Steuern  beschwerten  sieh  die  Brauer  und  MAlzer  Ober  die 

erhöhte  Biersteiier,  alle  Welt  aber  über  die  erhöhten  Einfufir-,  Aus- 
fuhr- uud  Durchganfiszölle;  man  behauptete,  dälsseit  dieser  Erhöhung 
die  Ochsen  aus  Polen  nicht  mehr  durch  Böhmen  nach  Deutschland 
getrieben,  böhmisches  Getrfide  nicht  ausgeführt  und  Salz  nicht  ein- 
pefiyhrt  werde;  alle  Städte  im  Lande  beschwerit  n  sich  über  die  neu 
eingeführte  \\  eintaxe  nnt  der  Behauptung,  dafs  der  Weinbau  dadurch 
im  Lande  zu  (irunde  -rohe.  Die  Hofkamnier  wies  diese  lU'Schwerdeu 
mit  ikr  Begruuduuy  db,  dafs  sich  der  Kaiser  für  die  erhöhte  Bier- 
Steuer  uod  für  die  Weiutaxe  entschieden  habe;  da  müsse  mau  sich 
fbgen.  Dafs  weniger  Ochsen  als  sonst  aus  Polen  durch  Böhmen  ge- 
trieben würden,  erklftrte  sie  als  eine  Folge  des  Krieges  in  Schlesien; 
bezüglich  der  Getreidezölle  sprach  sie  sich  in  Übereinstimmung  mit 
den  Gutachten  der  böhmischen  Kammer  für  einen  Naehlafe  aus.  Der 
Kaiser  war  infolge  des  Anratens  der  Hofkammer  erbötig,  in  den  Ge- 
Uvidezölien  eine  Milderung  eintreten  zu  lassen,  wenn  die  böhmische 
Kammer  dazu  einraten  würde.  Die  böhndsche  Kauuner  erklärte 
aber,  dafs  der  Ilaiulel  nicht  durch  die  Erhöhung  der  Zölle,  sondern 
durch  die  allgemeine  l  iibicherheit  und  die  Rriicken-  und  Weiiin nuten 
leide;  denn  die  Fuhrleute  wunten  auf  den  Straisen  berauht,  und 
viele  Grundherren  steigerten  die  Briickeu-  und  Wegmauten  wdlkurlich. 
Am  schlimmsten  treibe  es  die  StiulL  i'rug,  ilenu  wiewohl  die  Strafseu 
in  der  Umgebung  der  Stadt  sich  in  einem  jauuuernswerteu  Zustand 
befanden,  worden  doch  von  den  Fuhrleuten  höhere  MautgebOhren 
als  sonst  gefordert  Die  böhmische  Kammer  -befürwortete  sehlielslieh 
eine  Ermftlkigung  der  Getreideausfubrzölle,  keineswegs  aber  die  der 
Durchfuhrzölle.  Endlich  befürwortete  sie»  dafs  an  allen  Zollst&tten 
des  Landes  nach  Prager  Mafs  und  Gewicht  gerechnet  werde.  Die 
Hofkamnier  empfahl  das  Gutachten  der  böhmischen  Kannner  zur  An- 
nahme und  der  Kaiser  entschied  sich  auf  das  Einraten  seines  Geheini- 
rates,  denisell)en  in  allem  Folge  zu  geben'.  Bei  dieser  fJelegeniieit 
wurde  eine  Bercrlmuri!:  über  das  Einkonuueu  aus  den  Zollgelidlen, 
insoweit  sie  au  den  (iren/.en  des  Landes  und  im  Prager  Ungelt  er- 
hoben wunieii,  angestellt.  DasseU)e  hetruLc  in  den  Jahren  1G25,  1626 
und  1027  dieSunuuevon  39603,  126408  uud  1 U  7i2Thalem,  Im  ersten 


'  Archiv  deä  k.  UDd  k.  Keichslinaiuuiiiuisteriuoiji :  Bericht  der  Uotkamtner. 
Entscheiduneen  des  tieiieimrate»  dd.  8.  Februar  1628.  Die  Hoflceinni«r  an  dea 
Kaiser.  Beschlafft  des  Kaisen  dd.  19.  Februar  1638. 
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Jahic  war  also  das  {"'tr;i'jnis  iH'iieiiteiui  fiestiegeu,  im  folgenden  Jahre 
war  jedocli  dioso  Stri-enuvu  nicht  vnll  behmiptet  worden.  Das  Ein- 
konnnen  aus  (ien  küniylidion  llerrschafteu  hetmu;  in  den  bezeidnicten 
Jahren  88ii6,  13839  und  19006  Thaler:  das  Münzgcfölle  lieferte 
15346,  12061  und  16562  Thaler  (so  wenig  deshalb ,  weil  die  böh- 
mlMhen  Manzstütten  ans  Mangel  an  Silber  fast  uothfttig  standen). 
Das  Salzgeftlle  war  auf  ein  Minimum  gesunken  und  lietrng  an  den 
Hauptstationen  Budveis  und  Biscliofteinttz  während  des  Jahres  1625 
nur  85  Thaler;  durch  die  Erhöhung  des  Sakaufischlages  war  dasselbe 
im  Jahre  1627  auf  34305  Gulden  gesti^en,  davon  war  aber  in  die 
b(>hniische  Kammer  nichts  abgeliefert  worden,  denn  ein  l'eil  war  der 
Refonnationskommission  zugewiesen,  nahezu  drei  Viertel  aber  von 
Wim  ans  prhnbon  worden.  Der  Kmnnirrzins  der  böhmischen  Städte 
bctniL'  wjilnt'iid  der  tln'i  .lahic  ITH'J.  :^<j7  und  1261  Thalnr,  der 
jtidisehr  Kaniiiicrzins  20Ui'.  20iiO  und  1000  ThalfM-:  nn  Kontraband- 
strafen imd  sonstigen  Gefällen  wurden  <VJ  0.^8,  801  <i  inul  8929  Thaler 
erhöhen.  Die  Summe  aller  dieser  indirektt  u  Stinieru  und  des  Kin- 
kommens  aus  den  königlichen  Herrschaften,  die  noch  durch  das  Kiu- 
kommen  ans  Alaunbei^werken  und  aus  dem  Sehladcenwertbisehen 
Zehentgeftlle  vermehrt  wurde,  belief  sich  auf  129797»  162362  und 
163002  Thalei*  oder  wfthrend  aller  drei  Jahre  SEUsammen  auf  455161 
Thaler.  Die  böhmische  Kammer  schickte  diese  Berechnung  dem 
Kaiser  mit  dem  Bemerkt n  zu,  dafs  das  durchscbnittliciie  Einkommen 
etwas  über  150000  Thalei-  Itetrage,  sie  aber  jithrlich  Zahlungen  in 
der  Höhe  von  ungefähr  236000  Thalern  leist«?u  müsse,  ungerechnet  die 
Zinsen  frtr  Anlehen,  die  sie  fnst  gar  nicht  zahb»n  könne.  Bisher  habe 
sie  das  Mehr  IImcm"  Zahlungen  ans  den  Ivaiifschillintrsresten  der 
kontiscierlen  Güter  und  aus  d«in  Munzwechi?el nutzen  gedeckt;  jetzt 
sei  es  mit  diesem  EiiikoiiniH'n  /u  Knde.  Der  Kaiser  mötre  also  ihr 
Kinkommen  erliolien  oder  sie  von  ihren  Veiidlichtuimen  entlasten. 
Kicht  in  der  Zuschrift  an  den  Kaiser,  wohl  aber  nebenbei  scheint 
die  böhmische  Kammer  angedeutet  zu  haben,  dals  ihr  die  Biersteuer 
und  der  erhöhte  Salzaufschlag  überlassen  werden  sollte. 

Der  Bericht  der  böhmischen  Kammer  beunruhigte  den  Kaiser  und 
er  befahl  zuerst  eine  Untersuchung  Ober  die  verschiedenen»  indirekten 
Einkünfte  einzuleiten.  Da  aber  die  schlechten  Ergebnisse  derselben 
zumeist  der  böhmischen  Kammer  als  Schuld  angerechnet  wurden,  be- 
fahl er  auch  eine  Reform  derselben  in  Beratung  zu  ziehen  und  des- 
halb die  Zustünde  in  ihr  genau  zu  untersnrlien.  Mit  der  IIntei"suclning 
der  indirekten  Einkünfte  wurde  eine  Konnnission  betraut,  bestehend 
aus  (leu)  Graleu  Slawata  als  Träsidenteu ,  dem  Kanimerrat  Paul 
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Miclina,  dem  Hofkaninierdirektor  Jakob  lUirbthuhl  und  dem  Hof- 
kammenat  AriiüUl  Hillebrand  als  Mitgliedern.  Der  Kaiser  verwaiuLe 
sich  in  der  ihnen  erteilten  Instrakdon  gegen  den  Plan,  das  Biergef&lle 
und  den  Salzao&cblag  der  Kammer  zuzuweisen;  das  Bierge&lle  sei 
Ton  jeher  ein  Regale  gewesen  und  daraus  die  Hofhaltung  bestritten 
worden,  und  der  Salzaufechlag  sei  neueren  Datums.  Die  Kommission 
habe  sich  daher  auf  die  Untersuchung  der  bisherigen  GeflUle  der 
böhtuischen  Kammer  zu  beschrftnken  und  nur  einen  Vorsehlag  behufs 
ihrer  besseren  Administration  zu  erstatten Durch  die  Untersuchung 
kam  zu  Tajje,  dafs  die  böhmische  Kammer  der  Sit/  grofser  Unordnung 
und  Träszheit  war.  Zwischen  dem  Kammerpräsidenten  Wfesowec  und 
den  Kuuimerrüteii  lierrsihte  offenkundifier  Zwiespalt;  ersterer  trat 
KntsiheidunKen,  ohne  sich  mit  den  Raten  zu  beraten;  die  Geschäfte 
wurden  äulserst  mangelhaft  besor^'t,  um  die  Durchführung  der  ver- 
schiedenen Aulträ^'e  kümmerte  mau  hieb  weuifi  oder  gar  nicht  und 
ebensowenig,  ob  die  untergeordneten  Ämter  ordnungsinfifsig  die  ein- 
laufenden Gebühren  ablieflerten.  So  betrug  die  Steuer  fttr  alles  in 
Böhmen  geschlachtete  Vieh  im  Jahre  1627  nur  die  Summe  von 
2089  Gulden  und  zwar  wurde  dieselbe  fiist  allein  in  Prag  erhoben,  denn 
das  flbrige  Land  lieferte  hiezn  blols  168  Gulden.  Gleiche  Kachliasig- 
keit  zeigte  sich  auch  in  den  übrigen  Verwaltungszwei -(  ii  dor  böhmi- 
schen Kannner.  Die  königlichen  Herrschaften  trugen  fast  nichts»  die 
Hauptleute  auf  denselben  legten  seit  Jahren  keine  Rechnung  vor. 
Vergeblich  verlanirte  man  von  den  Kammern  ein  Verzeichnis,  wieviel 
die  Kaufschillinge  lur  die  konHscierten  üuter  betragen  hätten,  welche 
Summe  die  Schuldbriefe  der  Rebellen  repräsentierten.  Statt,  wie  es 
ihre  Pflicht  war,  für  die  Instandhaltung  der  öflFentlii  lien  (Jebäude  zu 
sorgen,  hatte  sie  durch  ihre  Nachlässigkeit  das  Präger  Schlots,  die 
köuiglicheu  Lustgebäude  und  den  Veitsdom  in  einen  solchen  Zustand 
geraten  lassen,  dals  sie  fast  als  Ruinen  anzusehen  waren.  Im  Schieb 
regnete  es  in  den  Gang  neben  den  eigenen  Zimmern  des  Kaisers,  wo- 
durch kostbare  EinrichtungsstOcke  verdorben  wurden.  Auf  diesen  Be- 
richt ordnete  der  Kaiser  an,  dafs  die  Hofkammer  den  Prftsidenten  der 
böhmischen  Kammer  und  die  Kanunerräte  einzeln  vorrufen  und  daraber 
befragen  solle,  was  die  Umache  der  bei  ihnen  vorkommenden  Zw- 
wttrfhisse  sei,  wie  sie  ihres  Amtes  walteten  und  ihre  Instruktionen 

'  .\icliiv  dea  k.  uud  k.  Keidi&tiuuuziiiiniiitenutuä:  Ver;£eichnii>  des  Eiukouuueiu 
iiml  der  GtfiUle  bei  der  bdhmiselien  Kammer  widtrend  der  Jahre  1625,  1626  und 
1627.  Die  hOliiniscliP  K;iiinni  r  an  den  Kaiser  dd.  4.  März  1628.  Bericht  des  Ober« 
pienzznllkonimissiim  dd.  14.  Kmciinung  der  KommiasioD  sur  Uutei^ 

buchung  der  bobmibchen  Kiunnicrgetulle  dd.  17.  Mörz  1628. 
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lUirehlulntLn  ucd  welche  Ratschläge  sie  zur  Beseitigung  der  beobach- 
teten Mängel  geben  könnten'. 

Die  UnteisaeliuDg  wurde  doniligefftbrt  und  hatte  die  Erstattung 
eines  Beriehtes  zur  Folge,  in  welcbem  der  Wirkungskreis  der  Kammer 
und  die  Beamten  derselben  eingehend  be^roGben  wurden.  Ihr  unter- 
standen 1.  das  GrenxKollamt  in  Prag,  in  welcbem  der  Zoll  iür  die 
durch  Prag  über  die  Grenze  des  Limdes  geführten  Waren  erhoben 
wurde;  2.  die  Zollämter  an  deu  Grenzen,  deren  ungefiihr  110  gez&hlt 
wurden;  3.  das  Ungelt  im  Tein,  wo  die  Waren,  die  nach  Prag  oder 
durch  Prai  in  das  innere  Land  geführt  wurden,  vei zollt  wurden; 
4.  (las  BiprL'ffiUls-  und  Weintaxamt;  5.  das  Steueratut,  in  das  die 
direkten  bteueru  eilisiezahlT  wurden.  Aus  diesen  Ämtern  erhub  die 
Kannner  ihr  ordentliches  1  lukouinien,  Avulern  (Uusselbe  nicht,  wie/..  I>. 
dos  Biergefalle,  ihr  von  vuinherein  entzogen  war.  Das  aufsercirdeut- 
licbe  Einkommen  bestand  aus  dem  Erträgnisse  der  Konfiskationen  und 
Geldstrafen,  aus  dem  Kawmerzins«  aus  dem  Ertragnisse  der  könig- 
lichen Herrschaften  und  aus  dem  Möns-  und  SalzgefiUle.  Aus  welchem 
Grunde  das  Ertrilgnis  der  königlichen  Heriscbaften  oder  des  Kammer- 
zinses zu  den  aulserordentlichen  Einnahmen,  und  jenes  aus  den  ver- 
schiedenen Zöllen  zu  den  ordentlichen  gerechnet  wurde,  ist  nicht  ein- 
zusehen. Die  Instruktionen  fUr  die  einzelnen  Ämter  Uelsen  nichts  zu 
wünschen  t^brig;  leider  wurden  sie  seit  .laliren  nicht  eingehalten;  kein 
Beamter  hatte,  der  Instruktion  L'eniiUs,  eine  Kaution  geleibtet,  keiner 
spurte  den  Kontrabanden  und  andern  FftlUgkeiteu  nach.  An  dieser 
alluenieinen  Liederlichkeit  trug  die  wesentliche  Schuld  der  Kammer- 
phlsident;  denn,  dafs  dieser  nichts  tauge  und  seiner  Stellung  nicht 
genüge,  darüber  waren  alle  Kamnierbeaniten  tinig.  Bei  der  Vorrufung 
der  Beamten  der  Kammerbucbhaltuug  ergab  sich,  dais  seit  zehn  Jahren 
keine  Hauptabrechnung  vorgenommen  worden  war,  daJs  die  Bechnungs- 
rftte  sich  um  ihren  Dienst  nicht  kümmerten,  kaum  eine  Stunde  im 
Tag  im  Amte  verbrachten,  die  Qbrige  Zeit  sich  aber  in  fremder  Herren 
Dienst  gebrauchen  liefaen ;  hiezu  kam,  dais  die  meisten  Beamten  völlig 
untauLdich  waren.  Ihre  Nachlässigkeit  entschuldigten  sie  damit,  dafs 
ihr  Gehalt  kaum  zur  AnschaflFung  trockenen  Brotes  hinreiche.  Die 
UMtcrsuchun«!  der  Verwaltung  der  könicflirhen  Ilerrechaften  zeigte,  diifs 
die  Hauptleute  sieh  um  dieselbe  nur  wenig  kümmerten ,  einijxe  von 
ihnen  von  der  Wirtscliatt  nichts  verstanden,  die  Waisen«i;ehier  zu 
iluem  Nutzen  verwendeten,  zahlreiche  Pferde  und  Diener  hielten  und 

'  .Archiv  des  k.  und  k.  Reicbshuauzinimstoriutiib  -  I>ic  lli.itkaiiiiiier  au  ilen 
Kaiser  dd.  17.  Mai  162».  Kaiserlicher  liefebl  an  die  ilotkantuifr  dii.  10.  Mai  162ä. 
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luxuriös  lebten,  den  Feldbau  aber  zu  Grunde  gehen  liefeen.  Ebenso 
ttbel  stand  es  um  die  Bergwerke  Kuttenbeig«  Joachiinsthal  und  Rati- 
boftc.  Die  RecbnuDjssen  Uber  die  konfisderten  HAuser  und  Güter 
waren  in  der  gi'Gfsten  Unordnunpr,  so  dafs  man  in  keiner  Weise  über 

den  Ertrag  der  Konfisicntioiien  oine  sichere  Kunde  bekamt 

Die  FTofkAiinnor  rief  die  einzelnen  Kainmerräte  vor  und  befrairte 
auch  sie  Uber  die  eben  f?eschilderten  niafslosen  ünordminp;en  md  (Iber 
ihre  Ursachen.  Die  KnnimerrJ^to  stellten  sie  nicht  in  Abrede,  ent- 
schuldij:teii  sie  aber  daiiiit,  dals  der  i'r;isi(bjnt  trotz  iiirer  wiederholten 
Mahnniij4  keine  Onlnunj^r  lierfiestellr  habe. 

Die  riitersuchunp  richtete  sich  nun  hauptsiicblich  pepen  den  Prä- 
sidenten, den  schon  vielfach  erwähnten  Wilhelm  von  Wfesowec.  Es 
stellte  sich  heraus,  dafs  er  seit  jeher  ein  übel  beleumundeter  Manu 
gewesen  war,  geldgierig,  faul,  untüchtig  fttr  die  Geschäfte,  unordent- 
lich. Unzweifelhaft  war  er  einer  der  nicht  genannten  Teilnehmer  des 
Mfinzkonsortiums;  denn  es  wurde  ihm  nachgewiesen,  dafs  „er  im 
Jahre  1622  Silber  fuderweise  aufkauft  habe  und  vennünzen  lieCs.' 
Seine  Stellung  als  Mflnzmeister^  die  er  neben  dem  Kammerprllsidium 
bekleidete,  beutete  er  ebenfalls  in  unlauter«  r  Weise  aus.  Unter  an- 
derem entlehnte  er  im  Jahre  lö25  aus  dem  Kuttenb(T.i:er  Münzamt 
n  i)()0  ( iublen  und  behielt  die  ?ummo  zwei  Jahre  bei  sich,  ohne  dafür 
Interessen  zu  zahlen,  und  ähnlich  pjinji  er  bei  dem  Bergwerke  Rati- 
bofic  vor.  Entgegen  seiner  Zusage,  auf  den  Gehalt  als  oberster 
Mnnznu'ister  zu  verzichten,  als  er  zum  Präsidenten  der  Kanniicr  er- 
nannt wurde,  bezog  er  beide  Gehalte.  Für  zwei  Reisen  nacli  Wien 
leohnete  er  au  lieisekosteu  einige  Tausend  Gulden  auf  uud  erhob  die- 
8ell)eu.  Dafe  er  seinen  Reichtum  zum  Ankauf  koniiscierter  Güter  ver- 
wendete, ist  selbstverstftndlich;  er  kaufte  solche  um  den  Betrag  von 
257896  Gulden  grOfstenteils  in  langer  Münze  und  erwirkte,  dafs  ihm 


•  Hierüber  drückt  sich  il<  r  I*i  rieht  der  Hofkaninier  an  den  Kaiser  dd.  8.  Juni 
lG2>i  (Ardiiv  des  k.  und  k.  HciehKtinauzminii>teriunis)  in  folgender  Wrise  aus :  „Dns 
Kouä&kutionüwu&cn  itaht  iu  solcher  ZcrrüUuug  uud  Unrichtigkeit,  dufii  uiau  nicht 
wissen  kann,  was  fikr  HeirscbaftsgQter  ond  Hftuser  apprehendiert,  noch  weniger,  wenn 
sie  ond  wie  hoch  sie  verlMuft,  wie  die  Bezahlung  peleistet  oder  die  Pi ctia  Ilurer 
Mai^'^tilf  ffnt  troKrlirif-hen  wnnlen.  Und  vi'*  '  ''"'^  F.ist.i  ln'iliuitipr  soviel  aiiirielit,  (hifs 
die  äamUicben  Contiscatione&  iib«r  eil  Milliuneik  uiclii  viel  ertragCD,  i;DtgogüU  wissent- 
lich ttttd  wie  eitlidn  Rite  und  Qffinere  selbst  sagen ,  die  Smnine  sich  nei  böber 
erstrecke,  ja,  an  der  wissentlichen  Kaufemmne  noch  viele  Tausend  Gtilden  per 
r«T«to  verbleibou  sollen,  darüber  man  die  geringstr,  \(  rlar>liche  Xachrichtun?  nicht 
haben  kann,  es  sei  dann  Sach,  dafs  die  Ilofkanuner  ati  paiteni  von  Fremden  etwann 
Intormatiun  uud  Unterrichlung  bekommt,  welches  ja  ein  unverantwortliches  Wesen 
und  gar  m  grofte  Kachllssigkeit  ist** 
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der  Kaiser  von  dieser  Kauisiunme  20000  Gidden  scbeiikte^  Im  ge- 
Tadea  Gegensätze  zn  seiner  Geldgier  stand  seine  Arbeitsleistung*  hn 
Amt  hielt  er  sich  tSglich  nur  eine  Stunde  ani;  und  so  war  von  einer 
eingehenden  Kenntnisnahme  der  Amtsgesefafifte  oder  von  Beratungen 
keine  Rede.  Beriet  er  sich  ja  einmal  mit  den  Baten,  so  that  er  dodi, 
was  ihm  beliebte  und  nicht,  was  sie  ihm  rieten;  um  die  Kammer- 
instniktioD  kümmerte  er  sich  weder  iu  wesontlirhen,  noch  unwesent- 
lichen Dillgen,  so  dafs  or  im  Verdadite  stand,  sie  nie  gelesen  zu 
haben.  Ebensowenig  las  pr  die  Berichte  der  Bergkonimissäre,  der 
Hauptleute  der  königlichen  lien-schafteu,  die  kaiserlichen  Zuschriften 
und  Verordnungen,  und  so  blieben  die  dringendsten  üescliäXte  uner- 
ledigt. So  beeilte  er  sich  auch  niebl  mit  der  Kestitution  der  städti- 
schen Güter,  zu  der  sich  der  KaLser  endlich  entschlossen  hatte,  trai 
gar  keine  Anordnung  bezQgUcb  der  Regelung  des  städtischen  Schulden- 
wesens und  bezüglich  des  den  Stftdten  zugestandenen  Moratoriums»  so 
dab  jene  St&dte^  die  trotz  seiner  Lässigkeit  in  den  Besitz  ihrer  Gater 
gelangten,  in  Gefahr  waren,  dieselben  wieder  an  ihre  Glftubiger  zu 
verlieren.  Auch  an  dem  Niedergange  der  Bergwerke  trag  er  Schuld. 
Dabei  beschuldigten  ihn  idle  untergeordnete  Beamten,  dals  er  wegen  seiner 
„seltsamen,  ja  unleidlichen  Manieren"  allgemein  verhalst  und  ein  an- 
ständiger Verkehr  mit  ihm  unmöglich  sei. 

Die  Hofkamnier  lud  nun  W^esowec  selbst  zu  einer  Besprechung 
ein  und  fragte  ihn,  ob  die  Unordnung  bei  der  böhmischen  Kammer 
thatsäcblicti  bestehe  und  so  grofs  sei  ,  wie  man  allerseits  klage. 
Wfesowec  gab  diescli)e  zu,  entschuldigle  bie  aber  damit,  dafs  keiner 
<ier  Beamten  den  gehörigeii  „liespect"  vor  ihm  habe;  niemand  leiste 
ihm  Folge,  weil  jeder  irgend  einen  Patron  habe,  der  ihn  bei  Hof 
schätze,  so  dab  er  fast  mit  jedem  einen  Prozeb  dorehf&hren  mOsse, 
wenn  er  von  ihm  Gehorsam  verlange.  Eine  Besserung  der  VerhUt- 
nisse  stellte  er  nur  dann  in  Aussicht,  wenn  man  seine  Auktoritftt 
gegen  Anfeindungen  sicherstellen  würde.  Da  die  Hofkammer  einsah, 
dafs  das  weitere  Verhör  des  Präsidenten  von  keinem  Nutzen  wäre, 
entliefe  sie  ihn  mit  der  Aufforderung,  seiner  Instruktion  gemäfs  für 
den  Nutzen  und  Vorteil  des  Kaisers  Sorge  zu  tragen,  erklärte  aber 
in  ihrem  Bericht,  dafs  Abhilfe  nur  durch  eine  totale  Kefonn  der 
Kammer  herbei u'efiihrt  werden  könne  und  zu  diesem  Zwecke  iu  ei"ster 
Reihe  der  Präsident  entliiäseu  werden  mUsse. 


'  Arcbiv  des  k.  und  k.  Reichsfinanzministoriums:  Die  Mangel  der  böhmiscbcn 
Kamm^  162b.  Bericht  eines  IJugcuaiinteo  au  üea  Kaisei:  1628.  —  BUek  a.  a.  0. 
CXXCL 
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Die  Untersadmng  bezfigUch  der  Kammenste  ergab ,  dals  Graf 
CenUn  sieb  sehr  selten  im  Amte  blicken  Hefe  nnd  meistenteils  ver* 
reist  war,  ob  in  eigenen  oder  AmtagesehUften  wird  nicht  angegeben. 
Den  Kammenftten  Herttel,  Fabridus  und  Enden,  wird  die  nötige 
Sacbkenntnis  nachgerühmt,  aber  die  Kitnkliehkeit  aller  dieser  Mftnner 
lasse  keine  besondere  Leistung  mehr  erwarten.  Der  Buchhaltung 
und  dem  Steueramt  wurde  Nachlässigkeit  zur  Last  gelegt,  ebenso  dem 
Rentamt,  wo  alle  Gelder  zusammenflössen  und  weiter  verausgabt 
wurden.  Das  schlimmste  wurde  der  Verwaltun.r  <h^r  königlichen 
Herrsrhafteii  nachgesagt;  eine  Verbesserung  der  verrotteten  Verhält- 
uisse  auf  denselben  sei  nur  zu  hoffen,  wenn  „die  böhmische  Kannner 
und  der  Oberhauptmann  die  monatlichen  und  jährlichen  Rechnungen 
(von  den  Herrschaften)  abfordei-ten  und  dieselben  untei-suchten  und 
nieht  «üf  der  Bnebbalterei  in  einen  Winkel  wQifen  oder  fbnf ,  acht 
und  zebn  oder  mebr  Jahre  (daselbst)  liegen  liefeen/  Auch  müftte 
das  Geld,  .das  in  den  Herrsehaiten  gelOst  wird,  nicht  alsbald  weg- 
genommen", sondern  im  Veriag  bei  den  Herrsehaften  belassen  werden. 
Vor  allem  aber  „masse  man  gute  Wirte  auf  die  Herrsehaften  setzen, 
welche  sparsam  lebten  und  nicht  nur  ihre  eigene  Bequemlichkeit 
suchten". 

Die  Ilofkammer  riet  daher  dem  Kaiser  eine  totale  Reform  des 
Amtspersouals  an.    I)er  Präsident  und  eine  Anzahl  Beamte  sollten 
entlassen  und  an  ihre  Stelle  tüchtigere  Leute  Lrcwalilt  werden;  den 
drei  ptliclittreueu,  aber  kränklichen  Kanimerraten  sollten  wenigstens 
zwei  oder  drei  neue  zugesellt  werden.   Überhaupt  sollte  blreng  dar- 
auf gesehen  werden,  dafs  fortan  die  Amtsinstruktiou  genau  beobachtet 
und  monatlich  oder  TierteUftbrig  über  die  einlaufenden  und  ausge- 
gebenen Gelder  Abrechnung  gepflogen  wQrde.  Über  diese  Vorschläge 
beriet  sich  der  Kaiser  auf  seinem  Jagdschlofe  in  Brandeis  an  der  Elbe 
mit  den  Grafen  Trauttmansdotl^  Slawata  und  Waldstein  und  den  Hof- 
kammerrftten  Bercbthold,  Schellender  und  Hillebrand.   Das  Resultat 
der  Beratung  bestand  in  dem  Befehl,  sämtliche  Beamte  der  böhmischen 
Kammer,  den  Präsidenten  eingeschlossen,  vorzufordern ,  ihnen  alle 
Mängel  und  Unordnungen  vorzuhalten,  sie  samt  und  sonders  zur  ge- 
nauen BefolguuL'  ilirer  Instniktionen  zu  mahnen  und  im  (ieirenteil 
mit  scharfer  Ahn  iiiii-  zu  bedrohen.  Inwieweit  man  mit  der  Kntlassung 
einiger  Beamten  mIkui  jetzt  vorgelten  solle,  wurde  nicht  bestimmt; 
aui'h  den  Pfibidenten  wollte  mau  nicht  uuniittelbar  entlassen,  wohl 
aber  „liim  durch  einen  guten  Freund  zu  verstehen  geben,  dafs  er 
resignieren  solle".  Inzwischen  wollte  mau  sich  um  einen  Sjiellvertreter 
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iiinselien  ^  Bald  darauf  erfolgte  von  Wien  ans  thatsilclilich  die  »ti- 
besptzunp  des  riäsidiums,  da  skl»  licrausibtellte,  dafs  die  Bedroliuiig 
der  Boamteu  nicht  das  gewünschte  Resultat  zur  Folfic  gehabt  hatte, 
soadcTü  die  Geschäfte  nofh  schlechter  als  früher  besorgt  wurden,  und 
gerade  die  tttchUgstea  Beamten  w^en  des  unleidlichen  Gebarens 
Wilbdms  Yon  Wfesowee*  ihre  Enflassung  nabmen.  Man  warf  ihm  jetzt 
oflfen  seine  BetrOgereien  vor:  froher  sei  er  arm  gewesen,  jetst  aber 
ein  begüterter  Mann.  Er  habe  dem  Kaiser  bei  dem  Antritt  des  Amtes 
goldene  Berge  versprochen,  thatäLcfalich  könne  er  demselben  keine 
hundert  Giildon  zur  Verfügung  stellen,  so  dnfs  man  zu  auswärtigen 
Anlehen  seine  Zuflucht  nehmen  müsse.  Eine  Untersuchung  Qber  den 
Ursprung  seines  Vennögens  rieten  aber  die  Oclieinirilte  doch  nicht 
an,  sondern  empfahlen  im  Gegenteil  seine  ^'nadigo  Kutla^siniL'^  und  die 
Berufung  des  jungen  Georg  Martinifz,  der  sich  durch  IStudieii  und 
durch  s<»ine  Verwendung  als  Landrechtübei.sitzer  und  Viceprilsident 
des  Appellationsgerichls  eine  tüchtige  Geschftftskcnntnis  angeeignet 
liaUt',  an  seine  Stelle.  DieErnenimiig  des  Genauuteu  zum  Kammer- 
präsidenten erfolgte  am  27.  September  1628  und  zwei  Tage  später 
erging  an  den  Oberstburggrafen  die  Weisung,  den  Wfesowec  in  An-i 
betracht  seines  Alters  und  seiner  Kränklichkeit  von  seinem  Amte  in 
»Gnaden  zu  entheben*. 

Behufs  Reformlerung  der  verlotterten  Wirtschaft  aul  den  könig- 
lichen Herrschaften  wurde  von  dem  Oberhauptmann  Geoi^  Michnn, 
dessen  Nachlässigkeit  in  der  Aufsichtführung  wohl  einen  guten  Teil 
davon  verschuldet  hatte,  und  dem  Kammerrat  Endern  ein  Gutachten 
erstattet,  das  der  Kammerpräsident  Wfcsowcc  kurz  vor  seiner  Ent- 
lassung zur  Grundlage  eines  deshalb  an  den  Kaiser  ei-stattcten  Be- 
richLch»  machte.  Die  Vorschliit^e,  die  derselbe  enthält,  sind  (iie  BtiU-kste 
Verurteilung  der  hihherigeu  Gebarung.  Auf  den  Herrschaften  wan  n 
hienach  Hauptleute  eingesetzt  worden,  die  keine  wirtschaftlichen 
Kenntnisse  hatten,  wohl  aber  die  EinkQnfte  verprafsten  und  die  Bauern 
bei  Erteilung  von  Heiratslicenzen  oder  Entlassungsscheinen  (behufs 
der  Auswanderung)  willkOrlich  besteneiten.  Allen  diesen  Übel- 
st&nden  sollte  ein  Ende  gemacht,  die  unfähigen  Hauptleute  entfenit 


'  Archiv  des  k.  und  k.  Rcichsfinanzministerianis :  ßericbt  der  Hof kamtner  an 
den  Kaisor.  Bcschhif-  des  Kaisers  dd.  8.  Juni  1628.  Mängel  iUt  höhmische» 
Kanuner  (ohne  Datutn)  1628.   Bericht  eines  Ungenannten  an  den  Kaiser  1628. 

*  Archiv  des  k.  und  k.  Reiclufinuizininntcrinms:  Bericht  an  den  Kaiser. 
Bescblufn  des  Kaisers  dd.  16.  September  1628.  Dekret  für  Georg  von  Martinitz^ 
dd.  27.  SoptcTn^er  102^.  Kaiserlicher  Befehl  an  den  Oberstburggnifen  Adam  ▼on 
Waidsteiu  dd.  2».  äeptember  1628. 
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und  den  neuaniiestellte«  eiu  U'stiüiuiter  Gehalt  angewieseii  werden. 
Zur  Hebung  der  Wirtschaft  wurde  zugleich  vorfzeschlaaren,  dafs  den 
Bauern,  die  der  Ochsen  und  des  Samens  zum  litÄteiieu  der  Felder 
ermangelten,  beides  gegeben  und  ihnen  die  Eontributionen  und 
sonstige  Zinsnogen  für  einige  Zeit  nachgesehen  worden  ^ 

Vor  seiner  Abieise  aus  Prag  erteilte  der  Kaiser  den  obersten 
Beamten»  die  unter  dem  Gesamttitel  ,»Statthalterei'^  die  Regierung 
des  Landes  in  seiner  Abwesenheit  filhren  sollten,  eine  eingehende  In- 
struktion. Ihre  Thätigkeit  sollte  zu  allereret  eine  religiöse  und  sitt- 
liche sein :  sie  sollten  sich  also  das  Wachstum  der  katholischen  Kirche 
und  die  Entfernung  r.ller  Gegner  derselben  angelegen  sein  lassen  und 
keinerlei  Unschicklichkeit,  keinerlei  Rolioit.  kein  Fluchen  und  eitles 
Schwtiren  dulilen.  Weiter  soUteu  sie  d.itai  Soi'jp  tragen,  dafs  jeder- 
mann sein  Hecht  zu  teil  werde  und  btreiugkeiten  wo  möglich  durch 
freuudscijaftlieli''  V^erinittelung  beigelegt  wtlrden ;  den  Geschilfteu  sullten 
sie  sich  fleifsig  widmen  und  deshalb  alle  Tage  und,  wenn  notwendig, 
auch  alle  Sonn-  und  Feiertage  um  7  Uhr  morgens  in  der  Kanzlei  ein- 
finden und  daselbst  bis  zehn  Uhr  verharren.  Die  Geschäfte  sollten 
eollegialiter  ahgethan  und  dazu  regelmil&ig  alle  Statthalter,  mindestens 
aber  sieben  oder  acht  Ton  ihnen  sich  einfinden;  fOr  den  Fall,  als  ein 
Angriff  zu  befllrehten  stände,  wurden  sie  bevoUmSchtigt,  von  dem« 
Oberanführer  des  kaiserlif^n  Kriegsvolks  Truppen  zu  verlangen. 
Von  jedwedem  Angriif,  von  jedweder  Rebellion  und  ttberluiu})t  ^on 
allen  wichtigen  Ereignissen  sollten  sie  augenblicklieb  dem  Kaiser 
Nachricht  geben.  Sie  sollten  endlich  auch  das  Regiment  in  allen 
küuigliclien  Städten  beaufsichtigen,  der  Teuerun-j  f^iitsogentreten,  auf 
die  Säuberung  der  Prager  Städte  achten,  tiit-  iiettler  und  Krüppel 
von  den  Strafsen  entfernen  und  überhaupt  auf  Ordnung  sehen  und 
eine  bciiarfe  Fremdenpolizei  Üben*. 


*  Archiv  des  k.  und  Ic  Reidnfliiaiismmistertiiiin:  WNsowec  an  den  Kaiser 

dd.  6.  Septem! M  !  1C28. 

*  Bdhmiäched  StatthAltereiarcluv:  Iiutroktion  für  die  Stattludt«r  ld2&. 
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